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Inanſpruchnahme von verſicherungs anſprüchen durch Gläubiger 


Von Rechtsanwalt Dr. jur. Fritz Oellers, Halle (Saale) 


Die wirtſchaftliche Lage eines großen Teils der deut⸗ 
ſchen Anwaltſchaft iſt trotz des Aufſchwunges in der Geſamt⸗ 
wirtſchaft in den Jahren nach dem Umbruch und der damit 
verbundenen natürlichen Beſſerung und trotz gewiſſer Ab⸗ 
hilfemaßnahmen nach wie vor noch als äußerſt ſchwierig 
zu bezeichnen. Es gibt noch zahlreiche Fälle, in denen ſich 
der Anwalt außerſtande ſieht, ſeinen Verpflichtungen nach⸗ 
zukommen, und die Gläubiger zu Zwangsmaßnahmen ſchrei⸗ 
ten. Auch das Schreckgeſpenſt der Regreßpflicht bedroht 
immer wieder Anwälte in ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz. Die 
Haftpflichtverſicherung bietet keinen vollkommenen Schutz, 
weil häufig derartige Verſicherungen nicht in ausreichender 
Höhe abgeſchloſſen ſind; eine Tatſache, die oftmals durchaus 
begreiflich iſt; dann nämlich, wenn nach Art der Praxis 
mit ganz hohen Objekten nicht gerechnet wird, die jedoch als 
Ausnahme jedem Anwalt einmal zufallen können. 

Unter dieſen Geſichtspunkten rechtfertigt ſich für den 
Anwalt, der im Regelfalle nicht ſo ſorgenfrei in die Zukunft 
blicken kann wie etwa der durch ſeine Penſion geſicherte Be⸗ 
amte oder Angehörige anderer Berufsſtände, die Überlegung, 
wie weit die Verſicherungsanſprüche, alſo der Teil ſeines Ver⸗ 
mögens, der vornehmlich dazu beſtimmt iſt, ſeine und ſeiner 
Familie Zukunft zu ſchützen, dem Zugriffe der Gläubiger 
offenſtehen und welche Maßnahmen eine Sicherſtellung ihrer 
Zweckbeſtimmung ermöglichen können. 

Im folgenden ſollen daher in gedrängter Darſtellung 
die Möglichkeiten der Inanſpruchnahme der hauptſächlich in 
Betracht kommenden Verſicherungsanſprüche durch die Gläu⸗ 
biger und die Möglichkeiten einer Sicherſtellung behandelt 
werden. 


J. 
Lebensverſicherung 


Die gewöhnliche Kapitallebensverſicherung hat, beſonders 
für den Fall, daß die Verſicherungsſumme nach einer Reihe 
von Jahren auch im Erlebensfalle ausgezahlt werden ſoll, 
eine erhebliche Nebenbedeutung als Kreditinſtrument und als 
Sparanſammlung. 

Die Anſprüche aus einem derartigen Verſicherungsver⸗ 
trage ſind keine höchſtperſönlichen Rechte, ſo daß ſie — falls 
nicht eine Vereinbarung gemäß § 399 BGB. entgegenſteht — 
frei abgetreten werden können. Dementſprechend können 
he auch verpfändet und gepfändet, alſo von einem 
Gläubiger des Verſicherungsnehmers in Anſpruch genommen 
werden. Die Zwangsvollſtreckung erfolgt im Wege der Pfän⸗ 
dung und Überweiſung zur Einziehung oder an Zahlungs 
ſtatt (88 828 ff., 835 3 PD.). Sie kann aber, da es ſich 
um eine bedingte oder betagte oder von der Gegenleiſtung 
der Prämienzahlung abhängige Forderung handelt, m. E. 
auch nach 8 844 ZBD. durch eine andere Form der Ver⸗ 
wertung (Verſteigerung) erfolgen. Nach anderer — beſtrit⸗ 
tener — Auffaſſung iſt eine Vollſtreckung nur gemäß 8 857 
IRO. möglich. Welcher Auffaſſung man ſich aber auch an⸗ 


ſchließen mag: Feſt ſteht jedenfalls, daß Anſprüche aus der 
Lebensverſicherung grundſätzlich pfändbar find. 

Die Frage, wie weit die Rechte des Pfandgläubigers 
aus der Pfändung gehen, insbeſondere ob er durch Kündigung 
oder Inanſpruchnahme des Rückkaufswertes die Verſicherung 
zum Erlöſchen bringen kann, iſt ſehr beſtritten. Die herr⸗ 
ſchende Meinung bejaht dies. 

Auch im Konkurs, der den Beſtand des Vertrages 
grundſätzlich nicht berührt, fallen die Anſprüche aus dem 
Lebensverſicherungsvertrage in die Maſſe. Wenn die An⸗ 
ſprüche ge⸗ oder verpfändet find, kann der Pfandgläubiger 
abgeſonderte Befriedigung gemäß 88 47ff. KO. verlangen. 
Ein verſtändiger Konkursverwalter wird zwar meiſt von 
der Möglichkeit, die Anſprüche aus dem Lebensverſicherungs⸗ 
vertrag aus der Maſſe auszuſcheiden, Gebrauch machen. Er 
hat jedoch das Recht der Entſcheidung, ob er den Vertrag 
fortſetzen — wobei die Prämien Maſſeſchuld (8 59 Nr. 2 
KO.) werden — oder ob er die Prämienzahlungen ver⸗ 
weigern will, mit der Folge, daß er ſeinerſeits die Erfül⸗ 
lung des Vertrages nach § 17 Abſ. 2 KO. nicht verlangen 
kann und der Verſicherungsvertrag zur Auflöſung kommt. 

Die Lebensverſicherung iſt alſo nach dieſen Darlegungen 
weitgehenden Zugriffen der Gläubiger ausgeſetzt, eine Tat 
ſache, die ſich aus ihrer Doppelnatur als Fürſorgeeinrich 
tung und Kredit- oder Sparinſtrument erklärt. 

Soweit es ſich um die Sparfunktion handelt, iſt das nur 
berechtigt, ſoweit es ſich um die Fürſorgefunktion handelt, 
in höchſtem Maße bedauerlich. 

Urſprünglich und ihrer ideellen Grundlage nach war 
die Lebensverſicherung eine reine Fürſorgeein richtung, und 
erſt ſpäter mit ihrem großen Aufſtieg und ihrer wachſenden 
Bedeutung erwuchs ihr die weitere Aufgabe des Kredit- 
inſtruments. Es wird m. E. Aufgabe kommender Wirt⸗ 
ſchaftspolitik und Geſetzgebung ſein müſſen, die beiden auf 
die Dauer nicht zu vereinbarenden Funktionen zu trennen und 
zwei getrennte Einrichtungen zu ſchaffen, nämlich: 

1. die Lebensverſicherung zum Zwecke des Kredits und der 
Sparanſammlung, die unbeſchränkt auch dem Zugriff der 
Gläubiger offenſtehen muß, und 

2. die Lebensverſicherung als reine Familienverſorgung, 
die angeſichts ihres ſozialen Charakters dem Zugriff der 
Gläubiger entzogen werden muß. 

Derzeit gibt es nur einen Weg, das Kapital vor den 
Glaͤubigern zu retten: Die unwiderrufliche Bezeichnung eines 
(beliebigen) Dritten als Bezugsberechtigten (vgl. $ 166 VVG.; 
$ 15 Lebensverſicherungsbedingungen). In dieſem Falle er⸗ 
wirbt der Berechtigte den Anſpruch aus dem Lebensverſiche⸗ 
rungsvertrage nicht erſt mit dem Eintritt des Verſiche⸗ 
rungsfalles, ſondern ſofort ($$ 328 Abſ. 2, 331 Abſ. 1 
BGB). Der Verſicherungsanſpruch ſcheidet alſo aus dem 
den Zwangsmaßnahmen unterliegenden Vermögen des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers aus. 

Wieweit die Möglichkeit der Anfechtung folder Be 
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günſtigung durch die Gläubiger des Verſicherungsnehmers 
beſteht, iſt nicht ohne Zweifel (ſ. zu dieſer Frage die Ent⸗ 
ſcheidungen: RG3. 51, 403 ff.; 61, 218 ff. = ZW. 1904, 
695; RGZ: 62, 46 ff. = IW. 1907, 396; Red. 66, 158 
—VerſAufſAPrVerſ. 1908 Nr. 356 S. 10; RG. in Verſ⸗ 
Aufſ A PrVerſ. 1912 Nr. 665 S. 52; RG. 127, 271 = JW. 
1930, 3628 — JurqdſchprVerſ. 1930, 129 — VerſAufſA⸗ 
PrVerſ. 1931 Nr. 2104; RG.: ZW. 1937, 1504 = Jur⸗ 
Rdſch PrVerſ. 1937, 85 = Döverſ. 1937, 153 u. Seuff Arch. 
48 Nr. 284; vgl. auch Warneyer, Anf®., Komm., 3. Aufl., 
1933, § 3 [insbeſ. Anm. IV 4]; Jaeger, Komm. zur KO., 
6. u. 7. Aufl., § 32 Anm. 26 und die hier Genannten). 
Man wird anhand der aus den angeführten Entſcheidungen 
ſich ergebenden ſtändigen Rechtſprechung des RG. mit Prölß 
(JW. 1937, 1506) folgende Grundſätze aufſtellen können: 

Wird ſchon bei Abſchluß des Verſicherungsvertrages 
ein Dritter als unwiderruflich Bezugsberechtigter be⸗ 
zeichnet, ſo bleibt für eine Anfechtung deshalb kein Raum, 
well der Begünſtigte dann ſofort ſelbſt einen Anſpruch gegen 
den Verſicherer auf die Verſicherungsſumme erwirbt, der An⸗ 
ſpruch alſo nicht Vermögensbeſtandteil des Verſicherungs⸗ 
nehmers geweſen iſt. Es findet alſo kein Erwerb aus dem 
Vermögen des Verſicherungsnehmers ſtatt. In dieſem Falle 
der urſprünglichen Bezugsberechtigung kommt auf Grund von 
§ 3 Einzelgläubiger AnfG. (das hier Geſagte gilt beim Vor⸗ 
liegen der entſprechenden Tatbeſtände auch für die Anfechtung 
im Konkursverfahren, da die 8$ 31, 32 KO. ſich mit 8 3 
AnfG. decken) — wenn deſſen Vorausſetzungen ſonſt vor⸗ 
liegen — höchſtens eine Anfechtung der im letzten oder in 
den beiden letzten Jahren geleiſteten Prämienzahlungen in 
Betracht, die gemäß 8 7 AnfG. (vgl. § 37 KO.) zurück⸗ 
zugewähren ſind, wenn die Anfechtung Erfolg hat. 

Anders liegt der Fall, wenn zunächſt eine Verſicherung 
zu eigenen Gunſten genommen wird und erſt nachträg⸗ 
lich die unwiderrufliche Bezeichnung eines Dritten 
als Begünſtigten erfolgt. Hier hat die Verſicherungsforderung 
vom Vertragsſchluß bis zur Zuwendung an den Dritten 
zum Vermögen des Verſicherungsnehmers gehört und die Be 
günſtigung ift, da die nachträgliche Benennung eines Bezugs 
berechtigten ſtets eine Zuwendung aus dem Vermögen des 
Verſicherungsnehmers enthält, anfechtbar, und zwar je nach 
dem, welcher der Tatbeſtände des § 3 Einzelgläubiger AnfG. 
gegeben iſt, die im letzten Jahre oder in den zwei letzten 
Jahren errichtete Bezugsberechtigung oder die Begünſtigung 
ſchlechthin (letzteres, wenn der Tatbeſtand des § 3 Nr. 1 ge⸗ 
geben iſt). Die Anfechtung der Prämienzahlungen des letzten 
oder vorletzten Jahres kommt praktiſch nur dann in Betracht, 
wenn der Tatbeſtand des § 3 Nr. 1 AnfG. nicht gegeben ift 
und die Begünſtigung vor mehr als einem oder zwei Jahren 
getroffen worden iſt. 

Noch anders ſind die folgenden Fälle zu beurteilen: 
Wird bei Vertragsabſchluß vom Verſicherungsnehmer ein 
Dritter widerruflich begünſtigt, und verzichtet ſpä⸗ 
ter der Verſicherungsnehmer auf ſein Recht zum Widerruf 
der Bezugsberechtigung, dann kann dem Dritten ſein Recht 
gegen ſeinen Willen nicht mehr genommen werden. Eine An⸗ 
fechtung kann dann gegebenenfalls nur hinſichtlich der Prä⸗ 
mienzahlungen Erfolg haben. — Iſt bei Vertragsabſchluß 
noch keine Begünſtigung getroffen worden und wird eine 
ſolche ſpäter widerruflich errichtet und danach durch eine noch 
ſpätere Erklärung auf Widerruf verzichtet, ſo unterliegt dieſe 
Verzichtserklärung der Anfechtung. Hat ſie Erfolg, dann 
wird die Lage wiederhergeſtellt, die vor dem Verzicht be 
ſtand, d. h. die Widerrufsmöglichkeit iſt wieder gegeben und 
ein Gläubiger iſt — nach erfolgter Pfändung und Überwei⸗ 
ſung — zur Ausübung des Widerrufs berechtigt. Kommt hier 
§ 3 Nr. 1 Auf. nicht zum Zuge, und war nicht innerhalb 
des letzten oder der zwei letzten Jahre auf das Recht zum 
Widerruf verzichtet worden, jo kann auch hier nur eine An⸗ 
fechtung der Prämienzahlungen Erfolg haben. 

Die Anfechtung einer widerruflichen Bezugsbe⸗ 
rechtigung gibt es nicht, da für ſie kein Raum iſt. Der Gläu⸗ 
biger kann jederzeit das Recht zum Widerruf der Bezugs 


Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 
berechtigung pfänden und ſich ſelbſt berechtigen, braucht alfo 
zu ſeiner Befriedigung keine Anfechtung. 

Die Unwiderruflichkeit der Bezugsberechtigung iſt in⸗ 
deſſen inſofern ein zweiſchneidiges Schwert, als der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer an dieſe Maßnahme für immer gebunden 
iſt, es ſei denn, daß der Bezugsberechtigte freiwillig einer 
Anderung zuſtimmt. Dem Verſicherungsnehmer z. B., der 
ſeine Ehefrau als unwiderruflich Bezugsberechtigte eingeſetzt 
hat, bleibt nach etwa erfolgter Scheidung nichts anderes 
übrig, als durch Nichtzahlung der Prämie die Verſicherung 
zum Erlöſchen zu bringen mit allen ſich daraus ergebenden 
Nachteilen (es ſei denn, er hat beſtimmt, daß die Ehefrau 
nur ſolange bezugsberechtigt ſein ſoll, wie die Ehe beſteht). 
Darüber hinaus wird aber auch die Verwendbarkeit der Ver⸗ 
ſicherung als Kreditinſtrument durch eine unwiderrufliche 
Bezugsberechtigung ſtärkſtens beeinträchtigt. 

Der aus der Verſicherung Bezugsberechtigte erwirbt, 
wenn die Berechtigung nicht unwiderruflich iſt, den Anſpruch 
auf die Verſicherungsſumme mit dem Eintritt des Verſiche⸗ 
rungsfalles (alſo entweder mit dem Erreichen des Ablauf⸗ 
zeitpunktes oder mit dem Tode des Verſicherungsnehmers), 
bis dahin hat er nur eine „weſenloſe Anwartſchaft“ oder 
„Hoffnung“ (RGZ. 51, 404) auf einen Rechtserwerb, was 
an der Rechtsſtellung des Anſpruchsberechtigten aber zunächſt 
nichts ändert und ſeinen Gläubigern den Zugriff auf die 
Verſicherungsforderung bis zum Eintritt des Verſicherungs⸗ 
falles nicht verſchließt. Erſt vom Eintritt des Verſicherungs⸗ 
falles an — mit dieſem Zeitpunkt erſtarkt die Anwartſchaft 
zum vollen Recht — ſind Maßnahmen eines Gläubigers des 
Verſicherungsnehmers nicht mehr möglich. Wenn nun ein 
Gläubiger die Anſprüche aus dem Verſicherungsvertrage 
ſchon vor Eintritt des Verſicherungsfalles gepfändet hatte, 
fo iſt dies nach einer neueren Entſcheidung des RG. (RG. 
127, 271 = JW. 1930, 3628 ff. m. Anm. von Kiſch) nur 
dann von Bedeutung, wenn er auch die Bezugsberechtigung 
geändert hat. Die Rechtsſtellung des Pfandgläubigers er⸗ 
mächtigt ihn zum Widerruf der Bezugsberechtigung. Dieſer 
Widerruf iſt aber auch nötig, will er nicht bei Eintritt des 
Verſicherungsfalles ſeine Pfändung vereitelt ſehen. Das Pfän⸗ 
dungspfandrecht ergreift das Recht des Verſicherungsnehmers 
im zur Zeit der Pfändung beſtehenden Umfange. Es läßt alſo 
die Ausſicht des Bezugsberechtigten auf den Erwerb der An⸗ 
ſprüche aus der Verſicherungsſumme beſtehen. Unterläßt dann 
der Pfandgläubiger bis zum Tode des Verſicherungsnehmers 
eine die Bezugsberechtigung widerrufende Erklärung, ſo er⸗ 
wirbt der Bezugsberechtigte den Anſpruch auf die Verſiche⸗ 
rungsſumme, ohne durch das Pfandrecht beſchränkt zu wer⸗ 
den (RGZ. 127, 271 = JW. 1930, 3628; RG. 136, 49 ff. 
= 3%. 1932, 25176, Urt. v. 17. Jan. 1936, VII 177/35 
JW. 1936, 18285), da gemäß §8 330 und 331 BGB. 
der Bezugsberechtigte den Anſpruch mit dem Tode des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers unmittelbar dergeſtalt erwirbt, daß er 
weder aus dem Nachlaß noch überhaupt aus dem Ver⸗ 
mögen des Verſicherungsnehmers erwirbt (RG. 51, 405; 
71, 324 ff. - JW. 1909, 458; RG. 71, 327, 80, 177). 
Dieſe Auffaſſung des RG. iſt m. E. rechtlich unanfechtbar. 
Für den Fall einer freiwilligen Verpfändung gilt ſie indeſſen 
nicht; man muß vielmehr in der Verpfändungserklärung des 
Verſicherungsnehmers regelmäßig den Widerruf der bis⸗ 
herigen Bezugsberechtigung erblicken. Es iſt dies die weitaus 
herrſchende Meinung. Der Verſicherungsnehmer bringt durch 
die Verpfäudungserklärung zum Ausdruck, daß er nicht mehr 
an den bisherigen Bezugsberechtigten geleiſtet wiſſen will. 
Die nach herrſchender Meinung lich ſelbſt bin anderer Anſicht; 
vgl. JW. 1935, 716 f.) notwendige Empfangsbedürftigkeit 
eines ſolchen Widerrufs wird dadurch gewahrt, daß ja die 
Verpfändung zu ihrer Gültigkeit nach 8 1208 BGB. zwin⸗ 
gend dem Verſicherer angezeigt werden muß. 

Die Frage, wieweit die Verpfändung, die einen 
Widerruf enthält, die Anwartſchaft des Begünſtigten be⸗ 
rührt, ob fie fie völlig zerſtört oder nur in dem Maße ber 
ſeitigt, in dem das Pfandrecht auch wirklich zur Entſtehung 
gelangt iſt oder der Gläubiger ſein Pfandrecht ausübt, iſt 


66. Jahrg. 1937 Heft 47 


nicht ohne Zweifel. Man wird aber nicht fehl gehen, zu ſagen, 
daß die Verpfändung nicht gänzliche Vernichtung der An⸗ 
wartſchaft für alle Zeiten bedeutet, ſondern daß dies nur in. 
dem Maße geſchieht, wie es der Zweck erfordert, daß alſo 
nur dann wirkſam widerrufen iſt, wenn das Pfandrecht auch 
wirklich beſtand und die Bezugsberechtigung hinſichtlich eines 
etwa nicht zur Gläubigerbefriedigung benötigten Teiles der 
Forderung wieder wirkſam iſt. 

Im übrigen iſt zu der Frage, wieweit Gläubiger Ver⸗ 
ſicherungsanſprüche bei freiwilliger Verpfändung oder 
Abtretung in Anſpruch nehmen können, nur noch kurz zu er⸗ 
wähnen, daß ſie im Falle der Verpfändung erſt dann be⸗ 
friedigt werden, wenn eine Verſicherungsleiſtung fällig wird, 
alſo u. U. Jahrzehnte warten müſſen, denn allein, ohne Mit⸗ 
wirkung des Schuldners (Verſicherungsnehmers) können ſie 
nicht über das Pfandobjekt verfügen. Der Gläubiger kann 
allein weder eine Beleihung noch den Rückkauf bewirken. 
Wünſcht er das, ſo muß er ſich von dem Gläubiger mit 
dem Pfandrecht zugleich die Befugnis einräumen laſſen, die 
Verſicherung zu kündigen und ſich aus dem Rückkaufswert zu 
befriedigen. 

Stärker iſt in dieſer Hinſicht die Stellung des Gläu⸗ 
bigers bei der Abtretung. Der Zeſſionar kann frei ver⸗ 
fügen, ſeinerſeits die Verſicherung beleihen und kündigen, 
verpfänden und weiter abtreten. Auch kann er eine Bezugs⸗ 
berechtigung treffen, ändern oder widerrufen. 

Umſtritten iſt die Frage, ob in der Abtretungserklä⸗ 
rung gleichzeitig ein Widerruf der bisherigen Bezugsberech⸗ 
tigung enthalten iſt. Ich perſönlich bin der Anſicht, daß das 
bei keiner Abtretung der Fall iſt. Der Zeſſionar rückt bei 
der Abtretung genau in die Rechtsſtellung des Zedenten ein, 
er erwirbt alſo das dieſem zuſtehende Recht des Widerrufs. 
Aber er muß dieſes Recht auch ausüben, tut er das nicht, ſo 
bleibt die bisherige Bezugsberechtigung beſtehen. 

Das RG. teilt dieſe Auffaſſung nicht, ſondern ſtellt auf 

die Umſtände des Einzelfalles ab (RGZ. 136, 49 [52 
JW. 1932, 2517; RGZ. 140, 30 [33] = ZW. 1933, 2052; 
RGeEntſch. v. 25. Nov. 1932, VII 280/32; JW. 1933, 771 
und v. 17. Jan. 1936, VII 177/85: JW. 1936, 1828; 
ſchließlich RG. VII 208/36 v. 12. Jan. 1937: JW. 1937, 
1504). Auch nach ſeiner Anſicht ſchließt der Erwerb des An⸗ 
ſpruchs auf die Verſicherungsſumme rechtsnotwendig das 
Fortbeſtehen der bisherigen Bezugsberechtigung nicht aus und 
der Widerruf des Bezugsrechts kann in der Abtretung nur 
dann liegen, wenn er vom Verſicherungsnehmer beabſichtigt 
iſt. Aber immerhin kann nach ſeiner Anſicht die Abtretung 
den Widerruf der Bezugsberechtigung enthalten und wird 
das im Regelfalle tun. Allerdings verlangt das RG. in 
dieſem Falle die ja zur Wirkſamkeit der Abtretung nicht not⸗ 
wendige Anzeige an den Verſicherungsnehmer, weil der 
Widerruf eines Bezugsrechts aus einer Verſicherung eine 
empfangsbedürftige Willenserklärung gegenüber dem Ver⸗ 
ſicherer darſtellt (anderer Meinung Verfaſſer, ſiehe JW. 
1935, 716 f.). 
Ich teile, wie geſagt, die Anſicht des RG. nicht; für 
die Praxis aber bleibt maßgebend, daß die höchſtrichterliche 
Rechtſprechung regelmäßig auf den Willen des Abtretenden 
der, wenn der Streit um die Verſicherungsſumme ausbricht, 
regelmäßig verſtorben iſt!) abſtellt und eine Abtretungsan⸗ 
zeige an den Verſicherer erfordert. 

Es gibt natürlich die Möglichkeit, ſowohl bei der Pfän⸗ 
dung wie bei der Verpfändung oder Abtretung die Verſiche⸗ 
rungsanſprüche nur zu einem Teilbetrage bis zu einer be⸗ 
ſtimmten Höhe in Anſpruch zu nehmen. In dieſen Fällen 
bleibt nach dem Vorgeſagten die Bezugsberechtigung für den 
dieſe Höhe überſteigenden Wert der Verſicherung beſtehen. 

Es erhellt aber aus den Darlegungen wohl eindeutig, 
daß die Möglichkeiten, Lebensverſicherungsanſprüche ihrem 
Fürſorgezweck ſicherzuſtellen und dem Zugriff der Gläubiger 
zu entziehen, recht gering find und daß es aus ſozialen Er- 
wägungen zweckmäßig wäre, eine Verſicherungsmöglichkeit zu 
chaffen, die auf den Fürſorgezweck feſtgelegt, dafür aber auch 
dem Gläubigerzugriff entzogen iſt. Vorkämpfer an die Front! 
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Sterbegeld 

§ 850 g Ziff. 4 ZPO. (8 850 Ziff. 4 ZPO. a. F.) be⸗ 
ſtimmt, daß die aus Kranken⸗, Hilfs⸗ oder Sterbekaſſen zu 
beziehenden Hebungen der Pfändung nicht unterworfen ſind. 

Dieſe Beſtimmung, deren Bedeutung wegen §8 400, 
1274 Abſ. 2 BGB. nicht bloß auf prozeſſualem Gebiete liegt, 
erſcheint auf den erſten Blick ſo einfach, daß ſie einer Aus⸗ 
legung nicht bedarf, ſo daß die Kommentatoren ſich mit einer 
kurzen Bemerkung begnügen zu können glauben. Die an⸗ 
gezogene Geſetzesbeſtimmung iſt indeſſen gar nicht ſo zweifels⸗ 
frei. Die Schwierigkeit liegt in der Auslegung des Begriffs 
der Kranken-, Hilfs⸗ oder Sterbekaſſe. 

Was iſt unter ſolcher Kaſſe zu verſtehen? Sind damit 
nur die Einrichtungen der Sozialverſicherung gemeint oder er⸗ 
faßt die Vorſchrift auch Anſprüche gegen private Kaſſen? 

Letzteres iſt u. E. unbedingt zu bejahen. Es mag richtig 
ſein, daß, wie Behrend: „Leipziger Zeitſchrift für Han⸗ 
dels⸗, Konkurs⸗ und Verſicherungsrecht“ 1907, 386 anführt, 
die Entſtehungsgeſchichte der Geſetzesvorſchrift die Herkunft 
aus dem öffentlichen Rechtsgebiet der ſozialen Verſicherung 
nachweiſt; in feiner jetzigen Stellung in der ZPO. hat der 
8 8508 Ziff. 4 aber über feinen Urſprung hinaus eine er⸗ 
hebliche Bedeutung für die Hebungen aus Privatkaſſen. Dies 
beweiſt allein der Umſtand, daß die Bezüge aus den mit Bei⸗ 
trittszwang ausgeſtatteten Kaſſen ohnehin durch Sonderbe- 
ſtimmungen (RVO. Faſſ. v. 15. Dez. 1924 und 9. Jan. 
1926 88 119, 1372; AngVerſch. Faſſ. v. 28. Mai 1924 
88 91, 369 uſw.) der Pfändung entzogen ſind, ſo daß er 
überhaupt eigentlich nur noch die Privatkaſſen betreffen kann. 

Damit iſt die Schwierigkeit aber noch keineswegs gelöſt. 
Es taucht vielmehr jetzt das umſtrittene Problem auf, was im 
Sinne des 8 850 g Ziff. 4 als „Privat“ kaſſe zu verſtehen 
iſt. Vielfach glaubt man, ſich mit der einfachen Bemerkung, 
daß die auf Grund von Verträgen mit Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften erwachſenden Anſprüche nicht von der Pfändungs⸗ 
beſchränkung betroffen ſeien, begnügen zu können. 

Dieſer Unterſcheidungsverſuch iſt aber unbedingt abzu⸗ 
lehnen. Kranken⸗, Hilfs⸗ und Sterbekaſſen gibt es heute in 
großer Anzahl, teils mit Beitrittsmöglichkeit für jeden Teil 
der Bevölkerung, teils beſchränkt auf einzelne Berufskreiſe, 
als Werkskaſſen u. dgl. Alle dieſe Kaſſen ſind Verſicherungs⸗ 
vereine auf Gegenſeitigkeit, die mit ihnen abgeſchloſſenen 
Verträge alſo Verſicherungsverträge. Die Frage nach der 
Unterſcheidung zwiſchen Verſicherungsgeſellſchaft und Kaſſe 
kann alſo nur eine glatte Antwort finden: Einen Unterſchied 
gibt es begrifflich überhaupt nicht! 

Abzulehnen iſt auch die — von Behrend a. a O. 
S. 390 vertretene — Auffaſſung, daß die Anwendbarkeit der 
Beſtimmung des 8 850 g Ziff. 4 ZPO. ausgeſchloſſen ſei, 
wenn „der Geſchäftsbetrieb der Kaſſe Formen und Dimen⸗ 
ſionen annehme, die es nicht mehr erlauben, das Unter⸗ 
nehmen als Kaſſe zu bezeichnen“, es alſo auf die Größe 
des Geſchäftsbetriebes abgeſtellt wird. 

Derartige Zufallsunterſchiede mit allzu flüſſiger Grenze 
können angeſichts der Gleichheit des Zwecks der ſozialen Für⸗ 
ſorge in allen Fällen überhaupt nicht in die Wagſchale 
fallen. Es iſt nicht einzuſehen, warum das Sterbegeld un⸗ 
pfändbar ſein ſoll, wenn ſich der Verſicherungsnehmer bei 
einer kleinen Berufskaſſe freiwillig verſichert hat, und warum 
es gepfändet werden könnte, wenn er die gleiche Summe, 
vielleicht aus der Überlegung der größeren Sicherheit, bei 
einer großen Geſellſchaft verfichert hat. 

Eine derartige formale Unterſcheidung würde ſchwerſte 
Unbilligkeiten notwendigerweiſe zur Folge haben. Eine Be⸗ 
gründung etwa mit der Unterſcheidung in § 53 des Geſetzes 
über die privaten Verſicherungsunternehmungen in größere 
und kleinere Vereine iſt nicht ſtichhaltig, da dieſer Unter⸗ 
ſchied im genannten Geſetz ganz ohne Einfluß auf die Be⸗ 
ſonderheit der Verſicherungsforderung iſt und lediglich die 
rechtliche Frage der Organiſationsform betrifft. 

Eine Löſung kann auch nicht darin gefunden werden, 
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daß nur freiwillig geleiſtete Unterſtützungen ohne vertragliche 
Rechtsanſprüche das Pfändungsprivileg genießen ſollen (ſo 
ſcheinbar RGZ3. 52, 51). So wie der Begriff der Kaſſen einen 
Rechtsanſpruch der Mitglieder nicht vorausſetzt, ſo beſchränkt 
er ſich aber auch umgekehrt nicht auf freiwillig gewährte 
Hilfen: Er umfaßt beide Möglichkeiten. 

Unter Kranken-, Hilfs⸗ und Sterbekaſſen find vielmehr 
alle aus freier Übereinkunft zur gegenſeitigen Unterſtützung 
ihrer Mitglieder gegründeten Kaſſen oder Anſtalten zu ver⸗ 
ſtehen. Es iſt dabei völlig gleichgültig, ob ſich das Inter 
nehmen auf die Fürſorge in Krankheits⸗ oder Sterbefällen 
beſchränkt oder nicht. Die Hebungen aus dieſen Kaſſen, gleich 
welcher Art oder Größe ſie auch immer ſein mögen, ſind un⸗ 
pfändbar, ſoweit ſie der geſetzgeberiſche Grund der Vorſchrift 
erfaßt. Beim Sterbegeld zunächſt kommt es einzig und allein 
auf den Zweck ſelbſt an, den Angehörigen des Verſicherten im 
Falle ſeines Todes eine Summe zu gewähren, die ihnen 
über alle mit dem Todesfall verbundenen Ausgaben hinweg 
helfen ſoll. Damit iſt der Begriff des Sterbegeldes klar um— 
riſſen. Soweit die Hebung dem geſchilderten Zweck dienen ſoll, 
iſt fie unpfändbar. Soweit fie aber darüber hinaus den Hin- 
terbliebenen ein Vermögensintereſſe erſetzen ſoll, das ſie in 
Beziehung auf ihre Exiſtenz, Lebenshaltung oder Ausbildung 
am Fortleben des Verſicherten haben, iſt ſie pfändbar, da 
hier der geſetzgeberiſche Grund nicht mehr zutrifft. 

Es iſt alſo in jedem einzelnen Fall zu prüfen, ob der 
Betrag in Anbetracht der ſozialen Stellung des Verſicherten 
als angemeſſenes Sterbegeld erſcheint. Bei einem Rechts⸗ 
anwalt darf ein Sterbegeld von etwa 2000 AM zweifellos 
als unpfändbar angeſehen werden. 

Dabei kommt es nicht etwa darauf an, ob der von der 
Kaſſe gezahlte Betrag auch notwendig iſt. Ein Sterbegeld ge— 
mäß § 850g Ziff. 4 3 PO. iſt ohne Rückſicht auf die Ver⸗ 
mögenslage des Schuldners der Pfändung entzogen, auch 
wenn andere Hilfsmittel die Bezahlung der durch den Tod 
verurſachten Ausgaben ermöglichen (ſo OLG. Braunſchweig: 
OLG Rſpr. 21, 91). Es iſt ſelbſt dann unpfändbar, wenn 
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infolge der Zugehörigkeit des Verſtorbenen zu mehreren 
Kaſſen die Sterbegelder in der Geſamtheit die Beerdigungs⸗ 
koſten weit überſteigen würden. 

Das Veräußerungs⸗ und Pfändungsverbot hat den 
Zweck, den einem Akt ſozialer Fürſorge dienenden Verſiche⸗ 
rungswert ſeinem Vertragszweck zu erhalten und vor dem 
Zugriff fremder Gläubiger zu ſchützen. Gegen zwei Klaſſen 
von Gläubigern darf das Pfändungsverbot daher wohl nicht 
durchgreifen, da dieſe in ſo engen Beziehungen zu der Hebung 
ſelbſt ſtehen, daß der geſetzgeberiſche Zweck ſie nicht trifft: 
Einmal gegen ſolche Gläubiger, die das Geld zum Erwerb 
des Anſpruchs gegeben haben, da mit ihren Mitteln die For⸗ 
derung überhaupt erſt geſchaffen wurde, zum anderen gegen 
ſolche Gläubiger, die die durch die Verſicherung geſchüßtzte 
Leiſtung bereits bewirkt, z. B. das Sterbegeld oder die 
Beerdigungskoſten bereits bezahlt haben, da in ihrem Han⸗ 
deln ſich der Verſicherungszweck erſchöpft hat. 

Die gleiche Auffaſſung vertritt auch Behrend (a. a. 
O. S. 392/393); ob fie, die ohne Zweifel allein billig iſt, 
bei der jetzigen Faſſung des Geſetzes ohne weiteres haltbar 
iſt, iſt nicht ganz zweifelsfrei. 

Nicht ohne Bedenken iſt auch die von Behrend (a. a. 
O. S. 393) vertretene Auffaſſung, daß nach einer gewiſſen 
Dauer die Unpfändbarkeit aufhören müſſe, weil dann die 
Verſicherungsſumme ihren Charakter als Sicherſtellung der 
notwendigſten Ausgaben verloren habe. Beide Punkte harren 
wohl noch immer der endgültigen höchſtrichterlichen Ent⸗ 
ſchei dung. 

Nach § 394 Satz 1 BGB. findet gegen eine der Pfän⸗ 
dung entzogene Forderung eine Aufrechnung nicht ſtatt. Sie 
iſt indeſſen bei Kranken⸗, Hilfs⸗ oder Sterbekaſſen wegen der 
geſchuldeten Beiträge ausdrücklich zugelaſſen (§ 394 Satz 2 
BGB.). Im Normalfalle wird dies bereits durch die Satzung 
geregelt ſein, aber ſelbſt wenn eine entſprechende Beſtimmung 
in der Satzung nicht enthalten iſt, braucht die Kaſſe die von 
ihr geſchuldete Hebung nur unter Abzug etwaiger Veitrags⸗ 
rückſtände auszuzahlen. 


Der Begriff der Verfügung im Deviſenrecht 


Von Regierungsaſſeſſor Dr. H. F. Schulz, Berlin 


Der Begriff der Verfügung ſpielt im Deviſenrecht eine 
bedeutende Rolle. Das Dev. macht die Verfügung über 
die verſchiedenſten Gegenſtände von der Genehmigung der 
Deviſenſtelle abhängig. Schon bisher war die Verfügungs⸗ 
beſchränkung — im Verein mit dem Verſendungsverbot, der 
Anbietungspflicht, dem Bankzwang, der Regelung des Wert- 
papierhandels — ein Hauptmittel der Deviſenbewirtſchaftung. 
Eine Lifte der Rechte und Sachen, über die nur mit deviſen⸗ 
rechtlicher Genehmigung verfügt werden darf, ſoll nicht die 
Folge der bürgerlich⸗ rechtlichen Nichtigkeit und ſtrafrechtlichen 
Ahndung des Geſchäfts eintreten, würde daher zugleich den. 
weſentlichſten Deviſenbeſtimmungen überhaupt eutſprechen. 
Ausländiſche Zahlungsmittel und Fremdwährungsforderun⸗ 
gen, Reichsmark⸗ oder Goldmarkforderungen in beſtimmten 
Fällen, Gold vom Feingold bis zum Halbfabrikat und zu 
den außer Kurs geſetzten Münzen, ausländiſche ſowie gewiſſe 
inländiſche Wertpapiere und ſchließlich Anteilsrechte an Ge⸗ 
ſellſchaften und Körperſchaften in einigen Fällen bindet be⸗ 
reits das Dev. Neuerdings hat die 10. DurchfVO. zum 
Dev. v. 16. Sept. 1937 (RG Bl. I, 1018) die Verfügung 
über ausländiſche Grundſtücke und Rechte an ſolchen Grund⸗ 
ſtücken, über inländiſche Grundſtücke von Ausländern und 
dieſen zuſtehende Rechte an ſolchen Grundſtücken, ferner die 
Verfügung über Inlandsgrundſtücke und Inländern zuſtehende 
Grundſtücksrechte zugunſten von Ausländern genehmigungs⸗ 
bedürftig gemacht und dieſe Beſchränkungen zum Schutz gegen 
Umgehungen auf Rechte an Rechten der genannten Arten und 
auf grundſtücksgleiche Rechte ausgedehnt. Auch die Ber- 
fügungsverbote bezüglich der Anteilsrechte an Geſellſchaften 
uſw. ſind ergänzt worden. 

Sind dieſe Verfügungsbeſchränkungen allgemein und für 


jedermann ohne weiteres bindend feſtgelegt, ſo beſteht außer— 
dem für die Organe der Deviſenbewirtſchaftung, die einzelnen 
Deviſenſtellen !), die Reichsbank und die Reichsſtelle für De⸗ 
viſenbewirtſchaftung die Möglichkeit, durch beſondere Anord— 
nung Verfügungsbeſchränkungen zu verhängen. Den Deviſen⸗ 
ſtellen und der Reichsbank räumt 818 Dev. das Recht ein, 
ſich die Genehmigung zu Verfügungen über gewiſſe Reichs- 
markforderungen und über Grundſtücke, die aus beſtimmten 
Mitteln erworben worden ſind, vorzubehalten. Derartige 
Vorbehalte laſſen ſogenannte „Sperrguthaben“ (vgl. auch 
Richtl. L 1) und „Sperrgrundſtücke“ entſtehen. Verfügungs⸗ 
beſchränkungen über jeden Vermögenswert, gleich welcher Art, 
ja auch über das geſamte Vermögen können die Deviſenſtellen 
ferner auf Grund des 837a Dev®. treffen, den das And. 
v. 1. Dez. 1936 (RG Bl. I, 1000) eingeführt hat. Dazu müſſen 
allerdings die beſonderen, in der Vorſchrift angegebenen 
Vorausſetzungen gegeben ſein. Der Reichsſtelle hat die 
8. Durchf VO. zum Dev. v. 17. Febr. 1937 (RG Bl. I, 242) 
das Recht eröffnet, Verfügungen über Wertpapiere, insbeſon⸗ 
dere die in § 21 Abſ. 2 u. 3 Dev®. aufgeführten, ſogenannten 
ausländiſchen Arbitrage-Wertpapiere, genehmigungsbedürftig 
zu machen. Dies iſt bereits durch die im DR Anz. Nr. 48 von 
1937 erſchienene Bekanntmachung v. 27. Febr. 1937 geſchehen. 

Sowohl die aus dem Geſetz oder einer DurchfVO. zu 
entnehmenden als auch die auf einem Verwaltungsakt der 
Deviſeuſtelle oder Reichsbank oder auf einer Anordnung der 


) Bemerkenswert iſt, daß den Überwachungsſtellen ein der 
artiges Recht nicht zuſteht; die „Deviſenbeſcheinigungen“ dieſer 
Stellen können alſo nicht mit dinglich wirkenden Verfügungs“ 
beſchräukungen, ſondern nur mit Auflagen verſehen werden, deren 
Erfüllung durch Strafandrohung geſichert iſt. 
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Reichsſtelle beruhenden Verfügungsbeſchränkungen greifen in 
den Rechtsverkehr ſehr ſtark ein; es lohnt ſich deshalb, den 
Verſuch einer Feſtſtellung zu machen, wie der Begriff der 
Verfügung im Sinne des Deviſenrechts aufzufaſſen ift. 


IR 


Beweggrund für dieſen Verſuch ift der Umſtand, daß es 
im Laufe der Deviſenbewirtſchaftung zweifelhaft geworden iſt, 
ob der zunächſt im allgemein bürgerlich⸗ rechtlichen Sinne ge⸗ 
brauchte Begriff der Verfügung für Zweck und Notwendig⸗ 
keiten der Deviſenwirtſchaft ausreichend verwendbar iſt. Stehen 
doch den Entſcheidungen des RG. und KG. (RGSt. 67, 130 
136] und KG.: JW. 1932, 1981), die zu Vorſchriften der 
Dev VO. von 1931 bzw. einer DurchfVO. dazu ergangen find 
und die Verfügung des Deviſenrechts derjenigen des all- 
gemeinen bürgerlichen Rechts gleichſetzen, neuere Erkennt⸗ 
niſſe?) gegenüber, die einen Wandel in der Auffaſſung des 
Begriffs anzudeuten ſcheinen. In dieſelbe Richtung weiſt es, 
wenn auch in amtlichen Veröffentlichungen der Reichsſtelle 
ausdrücklich von einer „Verfügung im Sinne des Deviſen— 
rechts“ geſprochen wird; vgl. den Runderlaß Nr. 135/36 D. St. 
v. 28. Sept. 1936 (RSt Bl. 1936, 972 u. Dev Arch. 1936, 
1070) zu A J und III. 

Aus dem Wortlaut der Deviſenvorſchriften ſelbſt kann 
unmittelbar eine Klärung der Frage nicht gewonnen werden. 
Sie enthalten zwar an mehreren Stellen, in der Hauptſache 
im 86 Dev. und in Abſchn. I Nr. 1—5 der Richtl.s), ver⸗ 
ſchiedene Begriffsbeſtimmungen; die „Verfügung“ iſt nicht 
aufgeführt. Wenn es an einigen Stellen in den Richtl. heißt: 
„Als Verfügung über ... gilt ...“ oder „als Verfügung nach 
$... gilt nicht.. “ ſo dürfte ſchon aus der Faſſung erhellen, 
daß damit keine allgemeingültige Begriffsbeſtimmung, ſon⸗ 
dern nur eine jeweils für den Einzelfall geltende Anweiſung 
an die Deviſenbehörde für die Auslegung der Vorſchrift ge 
geben oder daß eine echte Ausnahme von der im Dev. 
enthaltenen Regel aufgeſtellt werden ſoll. Zur Deutung des 
Begriffs muß daher auf das allgemeine bürgerliche Recht 
zurückgegriffen werden, da ſeine dortige Verwendung bei der 
Schaffung der Deviſenbeſtimmungen als Vorbild gedient hat. 
Es ergibt ſich dann die Frage, ob und inwieweit die all- 
gemeine Bedeutung für die beſonderen Erforderniſſe des De⸗ 
viſenrechts eine Einengung oder Erweiterung zu erfahren hat. 

Der Begriffsinhalt ſteht für die Sprache des BGB., 
obwohl dort nicht ausdrücklich genau umriſſen, in Recht- 
ſprechung und Schrifttum feſt — abgeſehen von wenigen ab⸗ 
weichenden Auffaſſungen, die hier außer acht gelaſſen werden 
können. Verfügung iſt jedes Rechtsgeſchäft, durch 
welches unmittelbar ein Recht aufgehoben, be- 
laſtet, geändert oder übertragen wird). Die un⸗ 
mittelbare Einwirkung iſt weſentlich; ſie grenzt das Ver⸗ 
fügungsgeſchäft von dem bloßen Verpflichkungsgeſchäft ab. 
Die Verfügung ändert die Beziehungen des Berechtigten zu 
dem Recht ſelbſt, nicht nur die Rechtslage einer Perſon zu 
einer anderen. Wer ſich einem anderen gegenüber zunächſt nur 
verpflichtet, ein Recht zu belaſten oder zu übertragen oder 
aufzuheben, verfügt noch nicht, ſondern bereitet die Verfügung 
erſt vor. Nur das Rechtsgeſchäft alſo, das „dinglich“ wirkt, 
iſt Verfügung. Ferner: Die Verfügung muß nach der ge- 
gebenen Begriffsbeſtimmung eine „Minderung rechtlichen 
Könnens“ herbeiführen. Deshalb iſt die Begründung eines 
Rechts oder die Erweiterung einer beſtehenden Rechtsſtellung 
für den Begünſtigten keine Verfügung. Sie kann — für den 
Vertragsgegner geſehen — eine Verfügung enthalten. Wer 
f. B. einem anderen ein Grundpfandrecht an feinem Grund⸗ 
ſtück einräumt, verfügt, denn er belaſtet ſein Eigentum. Der 


) Siehe z. B. KG.: DevArch. 1936, 840 ff. (Vgl. unten zu 
N 4.) Ferner R.: JW. 1937, 2510 und in dieſem Heft JW. 1937, 
2966? (mit Anm. von Turowski); vgl. unten zu II 6 b. 
„ ) In der Faſſung der VO. v. 19. Dez. 1936 (RGBl. I, 1021), 
gültig ſeit dem 1. Jan. 1937. 

) So am klarſten Planck ⸗Strohal, „Komm. z. BGB.“, 
4. Aufl., Vorbem. VII 4 vor 88 104 ff. — Ferner Staudinger⸗ 
Riezler, 10. Aufl., Vorbem. 63 ff. vor SS 104 ff.; RNONKumm., 
8. Aufl., Vorbem. 7 vor § 104; Rh. 90, 39. 
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Erwerber verfügt aber nicht, denn er erlangt eine Begünſti⸗ 
gung. Nur derjenige trifft alſo eine Verfügung, der entweder 
ſeine eigene Rechtsſtellung aufgibt oder wenigſtens ſchmälert 
oder aber auf eines anderen Recht vernichtend oder ändernd 
einwirkt. Schließlich: Nur Rechtsgeſchäfte ſind Verfügungen. 
Auch wenn tatſächliche Handlungen im Ergebnis einer Ver⸗ 
fügung ähneln oder gleichkommen, etwa wenn ſie rechts⸗ 
vernichtend wirken, liegt nach bürgerlichem Recht keine Ver⸗ 
fügung vor. 


II. 


Das Deviſenrecht verwendet den Begriff in ſtreng recht⸗ 
lichem Sinne. Es bedarf keiner Erläuterung, daß „Verfügen“ 
wie gemeinhin in der Rechtsſprache ſo auch im Sinne der 
Deviſenbeſtimmungen nicht bedeutet „zur Verfügung haben“ 
oder etwa „Disponieren“ im kaufmänniſchen Fremdwort⸗ 
deutſch. Aber auch die letztwillige Verfügung, die Verfügung 
von Todes wegen, hat eine andere Bedeutung. Endlich iſt der 
Sinn der einſtweiligen Verfügung des Verfahrensrechts ein 
anderer, wenn dieſe auch ſachlich u. U. eine deviſenrechtliche 
Verfügung zum Gegenſtande haben kann. 

1. Die Verfügung des Deviſenrechts hat nach der bisher 
in der Regel vertretenen Meinung derſelben Begriffsinhalt 
wie die Verfügung des allgemeinen bürgerlichen Rechts. So 
lautete die oben angeführte höchſtrichterliche Rechtſprechung, 
und ebenſo hat ſich das führende Erläuterungswerk zum De⸗ 
viſenrecht von Hartenſtein ausgeſprochen 5). Dieſer zieht 
zur Begründung die geſetzestechniſche Verwendung des Be⸗ 
griffs einerſeits im Gegenſatz zur Veräußerung ($ 29, aber 
auch 889, 21, 22 Dev.), andererſeits in Übereinſtimmung 
mit der Vorſchrift in 8 135 BGB. (vgl. § 7 Dev.) heran. 
Demgegenüber iſt die Meinung, bürgerlich⸗rechtlicher und 
deviſenrechtlicher Verfügungsbegriff hätten „nichts miteinander 
zu tun“ e), was daran zu erkennen ſei, daß die Richtlinien 
Ausnahmebeſtimmungen enthielten, nur ganz vereinzelt auf⸗ 
getreten; ſie iſt in dieſer Form ganz gewiß nicht haltbar. Das 
Gegenteil könnte mit beſſerem Recht geſagt werden: Weil die 
Richtlinien nicht allgemein, ſondern nur für beſtimmte, be⸗ 
ſonders gelagerte Fälle feſtlegen, was als Verfügung „auch“ 
oder „nicht“ gelten ſoll, iſt davon auszugehen, daß bei der 
Anwendung der Deviſenvorſchriften der Verfügungsbegriff des 
bürgerlichen Rechts ſtets dann gilt, wenn nicht die Richtlinien 
etwas Beſonderes vorſchreiben. Und man könnte annehmen, 
ſoweit ſich die Richtlinienvorſchriften mit der bürgerlich-recht⸗ 
lichen Lehre decken, enthalten ſie lediglich eine Klarſtellung 
für die Deviſenbehörden, im anderen Falle ſind die Aus⸗ 
nahmebeſtimmungen rechtsgeſtaltender Natur, wie ſie für die 
Einſchränkung der Verbote des Dev. im § 2 Abi. 2 
Satz 2 Dev. ausdrücklich zugelaſſen worden find. Für eine 
die Verbote des DevG. erweiternde Beſtimmung über 
den Verfügungsbegriff wäre damit indeſſen noch keine hin⸗ 
reichende Erklärung gegeben, was z. B. für Richtl. II, 10 
(„Als Verfügung über eine Forderung eines Ausländers in 
ausländiſcher Währung gilt auch die Verwertung der für die 
Forderung beſtellten Sicherheiten“) gelten dürfte. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift Scheint doch darauf hinzudeuten, daß das Deviſenrecht 
einen über das allgemeine bürgerliche Recht hinausgehenden 
Begriffsinhalt erfordert. Erweiſt ſich dies als zutreffend, ſo 
würde man als Verfügungen im Sinne des Deviſenrechts 
zwar alle bürgerlich⸗rechtlichen Verfügungen, aber auch be⸗ 
ſtimmte andere Rechtsvorgänge anzuſehen haben, die noch 
näher zu erläutern ſein werden. 

2. Zuvor ſei indeſſen geprüft, ob nicht auch für beſondere 
Fälle eine engere Auslegung durch den Zweck des Deviſen⸗ 
rechts geboten erſcheint. Hierzu könnte vielleicht die folgende 
Überlegung geneigt machen: Nimmt der Gläubiger die ge⸗ 
ſchuldete Leiſtung an, ſo verfügt er über ſeine Forderung. 
Denn dieſe erliſcht, das Schuldverhältnis wird aufgehoben. 
(Vgl. dazu RGSSt. 67, 130 [137] und das nichtveröffentlichte 
Urteil v. 24. Juni 1937, 2 D 160/37.) Das Vorliegen einer 
Verfügung mindeſtens im bürgerlich⸗ rechtlichen Sinne muß zu⸗ 


5) „Deviſennotrecht“, Anm. 7 zu 89 Dev. 
6) So wörtlich Grübel: JW. 1932, 1956. 
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nächſt auch dann angenommen werden, wenn es ſich um eine 
Forderung in ausländiſcher Währung handelt, die einem In⸗ 
länder gegen einen Ausländer zuſteht. In dieſem Falle iſt 
aber die Annahme der Leiſtung deviſenwirtſchaftlich gerade 
erwünſcht, denn ſie bedeutet einen tatſächlichen „Deviſenanfall“ 
(Hartenſtein). Die merkwürdige Folge, daß die erwünſchte 
Annahme von Deviſen zum Ausgleich der Fremdwährungs⸗ 
forderung als Verfügung nach 8 9 Abſ. 2 Dev. von der 
Genehmigung der Deviſenſtelle abhängig und ohne dieſe Ge 
nehmigung nach $ 38 nichtig ſowie nach § 42 Dev. ſtrafbar 
ſein ſoll, widerſpricht indeſſen ſo ſehr dem Zweck der De 
viſenbeſtimmungen, daß ſie nicht als zutreffend angeſehen 
werden kann. Zur Ausräumung des Widerſpruchs bedarf es 
jedoch nicht einer abweichenden Auslegung des Verfügungs- 
begriffs für dieſe Fälle; ein vernünftiges Ergebnis wird durch 
die Folgerung erzielt, daß die zu einem Deviſenanfall füh 
rende Verfügung nicht als genehmigungsbedürftig 
gelten kann. Dadurch wird die notwendige Anpaſſung des 
Geſetzeswortlauts an den Sinn und Zweck der Beſtimmungen 
erreicht. (Vgl. RG.: JW. 1936, 991; ferner Hartenſtein 
a. a. O., Anm. 10 zu 8 9 Devö.). 

Dieſe durch ſtändige übung anerkannte Ausnahme darf 
zugelaſſen werden, weil der Empfänger der Deviſen auf Grund 
der Anbietungspflicht des 8 35 Devß. i. Verb. m. § 1 der 
DurchfVoO. zum Dev®. gehalten ift, die erworbenen Zahlungs- 
mittel binnen kurzer Friſt der Deviſenbewirtſchaftung zu⸗ 
zuführen, indem er ſie der Reichsbank andient. So verſtänd⸗ 
lich, wie die geſchilderte Ausnahme iſt, ſind auch ihre 
Schranken: In allen Fallen, in denen die Annahme der 
Leiſtung nicht zu einer tatſächlichen Bereicherung des deut⸗ 
ſchen Deviſenbeſtandes führt, kann von einem Wegfall der 
Genehmigungsbedürftigkeit nicht geſprochen werden?). Das 
gilt z. B., wenn die Annahme der Leiſtung in der Anweiſung 
des Gläubigers an den Schuldner zu erblicken iſt, das Ge 
ſchuldete einem Dritten zuzuwenden. Es gilt ferner, wenn der 
Gläubiger dadurch verfügt, daß er ſtatt der geſchuldeten eine 
andere Leiſtung an Erfüllungs Statt aunimmt. (Daß in der 
Annahme „an Erfüllungs Statt“ überhaupt eine Verfügung 
liegt, hat übrigens die Reichsſtelle in dem nichtveröffentlichten 
Einzelerlaß v. 5. Juli 1937 [Dev A 8/29 786/37] beftätigt.) 
Es gilt ferner, wenn der Schuldner nicht, wie bisher unter 
ſtellt, Ausländer, ſondern Inländer iſt. Denn auch in dieſem 
Fall wird der zu leiſtende Betrag keinen neuen Deviſenanfall 
darſtellen, vielmehr aus bereits vorhandenen deutſchen De⸗ 
viſenbeſtänden entnommen werden ). Bei derartigen Sach⸗ 
verhalten muß es bei der geſetzlichen Regelung verbleiben, 
d. h. nicht der einzelne Gläubiger, ſondern die Deviſenſtelle 
hat zu entſcheiden, ob die Verfügung deviſenwirtſchaftlich ge— 
rechtfertigt iſt und gegebenenfalls genehmigt werden kann. 

Muß hiernach die Annahme von Deviſen auf eine Fremd⸗ 
währungsforderung gegen einen Ausländer hin zwar als Ver⸗ 
fügung, wenn auch als genehmigungsfrei angeſehen werden, 
ſo könnte doch möglicherweiſe aus einzelnen Richtlinien⸗ 
vorſchriften eine engere Auffaſſung des Verfügungsbegriffes 
herausgeleſen werden. Sagt doch z. B. Richtl. II, 9: „Als 
Verfügung über eine Forderung eines Ausländers gilt nicht 
a) die Kündigung; b) ...“ oder Richtl. II, 20: „Ohne Ge⸗ 
nehmigung nach § 9 Abi. 2, 8 11 Abi. 2 Dev. darf ein 
Inländer ... in Zahlung nehmen.“ Indeſſen muß hier an⸗ 
genommen werden, daß der Geſetzgeber beim Erlaß der 
RichtlVO. mit der Aufſtellung dieſer Vorſchriften nicht den 
Begriff der Verfügung für dieſe beſtimmten Fälle ab⸗ 
ändern, ſondern lediglich die Frage der deviſenrechtlichen Ge⸗ 
nehmigungsbedürftigkeit ſolcher Verfügungen klären wollte. 
Dabei kann es keinen Unterſchied ausmachen, ob die eine 
oder die andere Faſſung für die Ausnahmevorſchrift gewählt 
worden iſt; denn ſtatt in der eben angeführten Form von 


7) Vgl hierzu Berghold: JW. 1937, 2413 (bei der Be 
U des NGllet. v. 23. Febr. 1937, 1 D 819/36: JW. 1937, 
24 

8) Ausdrücklich erklärt Richtl. II, 5 in der neuen Faſſung der 
VO. v. 19. Dez. 1936 die Erfüllung einer Fremdwährungsverbind⸗ 
lichkeit für genehmigungsbedürftig, auch wenn Glaubiger und 
Schuldner Inländer ſind. 


Richtl. II, 9 hätte ebenſogut geſagt werden können: Ohne Ge⸗ 
nehmigung nach 89 Abſ. 2 Dev. darf ein Ausländer ſeine 
Forderung in ausländiſcher Währung kündigen. Verfügun⸗ 
gen im bürgerlich⸗ rechtlichen Sinne liegen ſowohl bei der Kün⸗ 
digung wie bei der Inzahlungnahme vor, ſie ſind es auch für 
das Deviſenrecht. Aber wegen der deviſenwirtſchaftlichen Un⸗ 
bedenklichkeit oder (manchmal ſogar) Erwünſchtheit ſtellen die 
Richtlinien in den beſtimmten Sonderfällen den Verfügenden 
von der Pflicht frei, die Genehmigung einzuholen. Die Ab⸗ 
lehnung einer begrifflichen Einſchräukung der Verfügung hat 
im übrigen, darauf hat in ähnlicher Weiſe ſchon Harten⸗ 
ſtein e) hingewieſen, den Vorzug größerer Klarheit gegenüber 
der Annahme, daß im Devifenrecht für jedes Rechtsgeſchaft, 
das nach bürgerlich- rechtlicher feſtſtehender Lehre eine Ver⸗ 
fügung iſt, eine entſprechende Feſtſtellung geſondert getroffen 
werden müßte. 8 

3. Bei der Frage, ob außer den bürgerlich⸗ rechtlichen 
Verfügungen noch weitere Rechtsgeſchäfte den Charakter einer 
deviſenrechtlichen Verfügung haben, iſt zunächſt an diejenigen 
zu denken, durch die eine unmittelbare Rechtsänderung zwar 
nicht herbeigeführt, wohl aber vorbereitet wird: die Verpflich⸗ 
tungsgeſchäfte ſchuldrechtlicher Natur. Sie als Verfügungen 
deviſenrechtlicher Art anzuſehen, iſt jedoch nicht angängig. Die 
Verbotsnormen des Dev. betreffen bis auf geringe Aus⸗ 
nahmen (z. B. manche Formen der Krediteinräumung) die⸗ 
jenigen Rechtsvorgänge, die unmittelbar die Beziehun⸗ 
gen des Berechtigten zu dem Recht ſelbſt ändern. Denn in 
der Regel erfordern erſt dieſe Vorgänge, nicht ſchon vor⸗ 
bereitende, lediglich ſchuldrechtlich wirkende Vereinbarungen, 
eine deviſenwirtſchaftliche Beurteilung. Allerdings kann das 
Eingehen von Verpflichtungen unerwünſcht ſein, wenn ihrer 
künftigen Erfüllung deviſenpolitiſche oder durch die jeweilige 
Deviſenlage bedingte Hinderungsgründe im Wege ſtehen. 
Deswegen enthält das Dev. eine Vorſchrift, aus der für die 
vorliegende Betrachtung die Erkenntnis gewonnen werden 
kann, daß der Unterſchied zwiſchen Verpflichtungs⸗ und Ver⸗ 
fügungsgeſchäften auch im Deviſenrecht wohl zu beachten iſt: 
Nach 8 37 Dev®. dürfen Verpflichtungen nicht übernommen 
werden, wenn deren Erfüllung, alſo das dingliche Geſchäft, 
das gegebenenfalls eine Verfügung einſchließt, nach vorheriger 
ſchriftlicher Mitteilung einer Deviſen⸗ oder Überwachungs- 
ſtelle nicht genehmigt werden kann. 

4. Die Verfügung des bürgerlichen Rechts unterſcheidet 
ſich von ſonſtigen Rechtsgeſchäften durch ihre unmittelbar 
rechtsändernde (rechtsübertragende, rechtsaufhebende) Wir⸗ 
kung. Es entſteht die Frage, ob Rechtsvorgänge mit derſelben 
Wirkung, wennſchon nicht als bürgerlich⸗ rechtliche, jo doch 
als deviſenrechtliche „Verfügungen“ zu gelten haben. Das 
KG. hat dies in ſeiner Entſcheidung v. 14. Mai 1936 (1 Wx 
170/36: JW. 1936, 2338 ff. = JFG. 13, 438 — Dev Arch. 
1936 Sp. 840) für den Beſchluß der Generalverſammlung 
einer Kapitalgeſellſchaft angenommen, im Rahmen des Geſ. 
über die Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften (v. 5. Juli 
1934 [RG Bl. I, 569) das Vermögen auf eine offene Han⸗ 
delsgeſellſchaft oder gegebenenfalls den alleinigen Geſellſchaf⸗ 
ter zu übertragen. Dem KG. iſt im Ergebnis zuzuſtimmen: 
Ein derartiger Beſchluß iſt Verfügung im Sinne des De⸗ 
viſenrechts. Aber es könnte vielleicht fraglich ſein, ob der 
Ausgangspunkt der Entſcheidung zutreffend iſt, ob nämlich 
der Beſchluß nicht doch ſchon Verfügung im allgemein⸗bürger⸗ 
lich-rechtlichen Sinne iſt. Der Beſchluß hat, wenn er über⸗ 
haupt (durch die Eintragung im Handelsregiſter) Rechtswirk⸗ 
ſamkeit erlangt, unmittelbaren Einfluß auf die Rechtslage der 
Kapitalgeſellſchaft. Ihr Vermögen wird nach 8 2 Umwandlch. 
auf den Erwerber übertragen, ohne daß es eines beſonderen 
Veräußerungsvertrages oder weiterer Rechtsgeſchäfte bedürfte, 
durch welche die einzelnen Vermögensgegenſtände übereignet 
würden. Der Umwandlungsbeſchluß ſtellt ſich als ein Rechts⸗ 
geſchäft dar, das unmittelbar auf eine Geſamtheit von Rech⸗ 
ten und Sachen, das Vermögen, rechtsübertragend einwirkt. 
Damit ſind die Vorausſetzungen für die Annahme einer Ver⸗ 
fügung erfüllt, und es kann — entgegen der Anſicht des KG., 


9) „Deviſennotrecht“, Anm. 7 zu 89 Dev. 
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das nur einen „rechtsgeſchäftlichen Vorgang“, der „nach Ur⸗ 
ſache und Wirkung einer Verfügung ſehr ähnlich“ iſt, an⸗ 
nehmen will — doch wohl geſagt werden, daß die Geſell⸗ 
ſchaft mit dem rechtswirkſam gewordenen Umwandlungs⸗ 
beſchluß über ihr Vermögen verfügt hat. Der Umſtand, daß 
der Beſchluß notwendig noch einer Ergänzung bedarf, näm⸗ 
lich des Handelsregiſtereintrags, kann der Annahme einer 
Verfügung nicht entgegenſtehen. Auch die Veräußerung und 
Verpfändung, die ja unzweifelhaft Verfügungen ſind, beſtehen 
in der Vereinbarung der gewollten Rechtswirkung und der 
Übergabe (bzw. des Übergabeerſatzes). Es kann auch nicht hin⸗ 
derlich ſein, daß der Beſchluß nur auf Grund ausdrücklicher 
geſetzlicher Beſtimmung die unmittelbar rechtsändernde Wir⸗ 
kung hat. Haben doch auch die obengenannten Verfügungen 
ihre Wirkung nur aus der — wenn auch ſeit langem vor 
handenen — bewußten Anerkennung durch die Rechtsord⸗ 
nung. Schließlich begegnet der Begriff der Verfügung nicht 
etwa deswegen Bedenken, weil es ſich hier um eine Geſamt⸗ 
rechtsnachfolge handelt. Die Verfügung im Wege des Geſamt⸗ 
rechtsüberganges an Stelle von Einzelübertragungen iſt auch 
ſonſt nicht unbekannt, ſie kommt auch bei der Übertragung 
eines Miterbenanteils oder Geſellſchaftsanteils vor. 

Das KG. weiſt für feine Anſicht noch auf die Richtl. 

Vorſchrift II, 21 hin, worin in beſtimmten Fällen Geneh⸗ 
migungsfreiheit für die Umwandlung einer Kapitalgeſellſchaft 
zugeſtanden wird. Indeſſen beſagt dieſe Beſtimmung nichts 
für die Frage, ob die Umwandlung nur im Sinne des De 
viſenrechts oder ſchon nach allgemeinem bürgerlichen Recht 
als Verfügung zu betrachten iſt. Berghold erklärt übri⸗ 
gens bei der Beſprechung der Entſcheidung im Deviſenarchiv 
a. a. O. den Hinweis auf Richtl. II, 21 aus anderem Grunde, 
wegen der verſchiedenartigen Natur der Richtlinienvorſchrif⸗ 
ten, mit Recht nicht für zwingend. 
Mag man alſo mit den vorſtehenden Ausführungen dem 
KG. in den das bürgerliche Recht angehenden Sätzen feiner 
Entſcheidung nicht zuſtimmen, fo find doch feine deviſen⸗ 
rechtlichen Darlegungen ſehr bemerkenswert. Mit ihnen iſt 
höchſtrichterliche Rechtſprechung — ſoweit erſichtlich — zum 
erſten Mal daran gegangen, den Verfügungsbegriff „vom 
Standpunkt der Deviſenbewirtſchaftung“ auf rechtsgeſchaft⸗ 
liche, einer Verfügung ähnliche Vorgänge auszudehnen. Die⸗ 
ſen Sätzen iſt zu folgen. Sie entſprechen dem Zweck des De⸗ 
viſenrechts, das Verfügungen an die Genehmigung knüpft, 
um die durch ſie eintretenden Rechtsänderungen auf ihre de⸗ 
viſenwirtſchaftlichen Vor- oder Nachteile und die volkswirt 
ſchaftliche Bedeutung hin prüfen und gegebenenfalls verhin- 
dern zu können. Weſentlich iſt alſo der Eintritt der Rechts 
änderung, nicht die Verfügung an ſich 10), und es iſt deshalb 
gerechtfertigt, alle rechtsgeſchäftlichen Vorgänge dann der Ver⸗ 
fügung gleichzuſtellen und den für dieſe geltenden Beſchran⸗ 
kungen zu unterwerfen, wenn fie in der Wirkung einer Ver⸗ 
fügung gleichkommen, nämlich eine Rechtsänderung (Rechts⸗ 
aufhebung, Rechtsübertragung) zur Folge haben. 

5. Läßt man die Ausdehnung des Verfügungsbegriffs 
auf andere Rechts handlungen zu, ſo bedeutet es kaum mehr 
eine grundſätzliche Erweiterung, wenn man in den Bereich 
der deviſenrechtlichen Verfügung auch die rechtsändernden tat⸗ 
ſächlichen Handlungen einbezieht. Hier iſt Hartenſtein 
bereits damit vorangegangen, für den $ 10 Dev. eine Ver⸗ 
fügung über Gold auch in der „Verarbeitung“ zu ſehen, ſo⸗ 
weit mit dieſer ein Wechſel des Eigentums am Gold ein⸗ 
tritt u). Ihm folgt Turowski in der Beſprechung eines 
Urteils des R., 1. Strafſenat 15), welcher ſelbſt die Frage 
andeutet, aber offen läßt. Dieſer Anſicht iſt zuzuſtimmen. 


In die Deviſenbewirtſchaftung iſt das Gold in den aus 8 6 


Abſ. 4 DevG. hervorgehenden Formen einbezogen; die Ver⸗ 
fügung iſt nach 8 10 nur mit Genehmigung zuläſſig. (Auch 
der Erwerb, die Aushändigung an einen Ausländer oder 
zu deſſen Gunſten an einen Inländer ſowie die Verſendung 

10) Vgl. Berghold: J 1936, 2338. 

11) „Deviſennotrecht“, Anm. 2 zu 810 Dev®. 

19) Turowski: JW. 1937, 2511 zu RNÖENId. v. 4. Juni 
1937 (1 D 1063/36); abgedruckt auch im Dev Arch. 1937, 1009. 
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ſind genehmigungsbedürftig, 88 10, 11, 13 Dev.) Ebenſo 
wie die Veräußerung und Verpfändung von Gold greift auch 
die Verarbeitung in die Rechtslage des Goldes ein. Denn 
nach den Vorſchriften des 8 950 BGB. wechſelt durch das 
„Verarbeiten“, das Herſtellen einer neuen Sache, das Eigen⸗ 
tum. Die tatſächliche Handlung iſt der rechtsgeſchäftlichen 
Verfügung durchaus ähnlich: Dieſe läßt bei der Veräußerung 
das Eigentum auf den Erwerber übergehen, jene läßt es den 
Verarbeiter „urſprünglich“ erwerben und damit das Recht 
des bisherigen Berechtigten zum Erlöſchen bringen. Die Wir⸗ 
kungen beider Vorgänge ſind gleich, denn ſie beſtehen in der 
unmittelbaren Anderung der Rechtslage. Die Gleichheit er⸗ 
laubt die Ausdehnung des Verfügungsbegriffes, der Zmed 
des Deviſenrechts gebietet ſie. Für die Aufrechterhaltung 
einer geordneten Deviſenwirtſchaft iſt es notwendig, alle 
Rechtsänderungen erfaſſen und deren Berechtigung werten 
zu können. Dabei darf es keinen Unterſchied machen, ob die 
Anderung auf Grund eines ſie bezweckenden Rechtsgeſchäfts 
oder gemäß einer geſetzlichen Vorſchrift eintritt. Denn auch 
der Eigentumswechſel bei der Verarbeitung hängt vom Wil⸗ 
len der Vertragsteile, des Auftraggebers und des Bearbeiten: 
den, ab, inſofern nämlich, als er durch Vereinbarung aus⸗ 
geſchloſſen werden kann. Stillſchweigend dürfte dies ſogar 
in der Regel bei der Verarbeitung im Lohnauftrag der Fall 
ſein, ſo daß hier keine Rechtsänderung und damit keine de⸗ 
viſenrechtliche Verfügung über das verarbeitete Gold ge⸗ 
geben iſt. Ebenſo iſt mit der Herſtellung neuer Sachen aus 
eigenem Golde durch den Goldſchmied oder Uhrmacher kein 
Eigentumswechſel verbunden, alſo liegt auch keine „Ver⸗ 
fügung“ vor. 

Die Annahme einer Verfügung durch eine rechtsändernde 
tatsächliche Handlung liegt bei Gold näher als bei den übri⸗ 
gen deviſenrechtlich gebundenen Gegenſtänden, weil das Gold 
im Gegenſatz zu dieſen einer den Wert wenig mindernden 
Verarbeitung unterzogen werden kann. Man wird zwar auch 
bei anderen Deviſenwerten tatſächliche Handlungen feſtſtellen, 
die eine Rechtsänderung oder Rechtsaufhebung zur Folge 
haben und deshalb als deviſenrechtliche Verfügungen an⸗ 
zuſehen ſind. Dies dürfte indeſſen ſehr viel weniger praktiſch 
werden; zu denken wäre etwa an die Vernichtung auslän⸗ 
diſcher Banknoten oder Wertpapiere. 

6. a) Gold unterliegt nur in beſtimmten Formen der 
Deviſenbewirtſchaftung, in anderen iſt es „bewirtſchaftungs⸗ 
frei“. Angeſichts der Möglichkeit, es durch Bearbeitung aus 
dem gebundenen in den freien Zuſtand zu verſetzen und damit 
der Deviſenwirtſchaft zu entziehen, taucht die Frage auf, ob 
auch eine derartige Bearbeitung deviſenrechtlich als Verfü 
gung über Gold zu behandeln iſt. Als Rechtsgrundlage dar 
für würde § 10 Dev. anzunehmen fein. Wollte man dies 
bejahen, ſo würde die Folge ſein, daß die Herſtellung neuer 
Fertigwaren aus „Deviſengold“ im Lohnauftrag oder aus 
eigenen Beſtänden nur mit Genehmigung der Deviſenſtelle 
zuläſſig iſt. Eine derartige Beſchränkung iſt bisher weder aus 
den Deviſenbeſtimmungen hergeleitet noch auf Grund einer 
Anordnung der Überwachungsſtelle für Edelmetalle angenom 
men worden. Neben der Verarbeitung zu Fertigwaren kommt 
die Umwandlung von Deviſengold in Alt⸗ oder Bruchgold 
in Betracht, welches ebenfalls vom Dev. nicht erfaßt wird. 
Auch hier kann nicht von einer Verfügung geſprochen werden. 
Dabei wiegt die Tatſache, daß in dieſen Fällen der bisher 
als Vorbild geachtete bürgerlich⸗rechtliche Verfügungsbegriff 
völlig verlaſſen wird, nicht ſo ſchwer wie der Umſtand, daß 
eine bedenkliche Rechtsunſicherheit die Folge wäre. Nach den 
vorangegangenen Erörterungen ſetzt der deviſenrechtliche Ver⸗ 
fügungsbegriff, auch wo er über das bürgerliche Recht hin⸗ 
ausgeht, ſtets das Vorliegen einer rechtlichen Anderung der 
Beziehungen einer Perſon zu einem Gegenſtande voraus. 
Bei der Umwandlung von Deviſengold in „bewirtſchaftungs⸗ 
freies“ Gold iſt davon keine Rede. Durch ſie ändert ſich 
lediglich der Rechtszuſtand der Sache ſelbſt, eine für die De⸗ 
viſenwirtſchaft gewiß wichtige Tatſache, deren Eintritt aber 
auf Grund des geltenden Rechts nicht verhindert werden 
kann. Um dem Rechtsverkehr eine klare, in ihren Grenzen 
deutlich feſtſtellbare Rechtslage zu erhalten, muß der Ver⸗ 
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fügungsbegriff auf rechtsändernde Vorgänge im oben beſpro⸗ 
chenen Sinne beſchränkt bleiben. 

b) Tatſächliche Handlungen ohne dinglich wirkenden, 
rechtsändernden Charakter ſind auch die Beſchädigung und 
das Einſchmelzen von Goldmünzen (vorausgeſetzt, daß nicht 
der oben zu 5 behandelte Eigentumswechſel vorliegt). Hierbei 
ſind von vornherein auszunehmen inländiſche, kursfähige 
Goldſtücke, die zwar bei Neuerwerb der Reichsbank auf 
Grund des § 35 Dev. und des 8 1 der DurchfVO. an⸗ 
geboten werden müſſen, aber ſonſt deviſenrechtlichen Be⸗ 
ſchränkungen nicht unterworfen ſind. Im übrigen iſt bei den 
ausländiſchen Goldmünzen zu unterſcheiden, ob ſie außer 
Kurs geſetzt ſind und deshalb den Vorſchriften über Gold 
unterliegen oder ob ſie noch gelten und daher als auslän⸗ 
diſche „Zahlungsmittel“ zu behandeln ſind. Sieht man in der 
Beſchädigung oder im Einſchmelzen eine Verfügung, ſo kommt 
für jene § 10, für dieſe 8 9 Dev. in Betracht. Bei den 
außer Kurs geſetzten Münzen ändert ſich durch die erwähnte 
Bearbeitung die Rechtslage überhaupt nicht; ſie bleiben auch 
nach dem Beſchädigen oder Einſchmelzen Gold im Sinne des 
Deviſenrechts. Ein Anhaltspunkt für die Annahme einer 
Verfügung iſt hier nicht gegeben. Im anderen Falle entſteht 
aus den geltenden Zahlungsmitteln durch die Bearbeitung 
Gold, das entweder als Alte bzw. Bruchgold bewirtſchaf— 
tungsfrei iſt oder als Feingold bzw. Goldlegierung wiederum 
den Deviſenbeſtimmungen, wenn auch zum Teil anderen als 
vorher (88 10, 11 gegenüber § 9, in beiden Fällen aber 
S 13 Dev.) unterliegt. Für das Bearbeiten in Alt⸗ oder 
Bruchgold gilt das zu 6 a) Geſagte, eine deviſenrechtliche 
Verfügung iſt nicht gegeben. Folgt man dieſer Anſicht, ſo iſt 
die Annahme einer Verfügung um ſo eher abzulehnen, wenn 
aus den Goldmünzen Feingold oder eine Goldlegierung ent⸗ 
ſteht. Die weitere Verarbeitung des ſo gewonnenen Goldes zu 
Fertigwaren iſt in dem oben zu 5 geſchilderten Umfang — 
ebenſo wie die Veräußerung — eine nach § 10 Dev. ge- 
nehmigungsbedürftige Verfügung. Möglich iſt auch das Ent: 
ſtehen der Anbietungspflicht gemäß § 35 Dev. in Ver 
bindung mit 8 1 der DurchfVO. 

Die Rechtſprechung hat ſich mit den Fragen, deren 
Löſung hier verſucht wird, bisher nicht entſcheidend beſchäf— 
tigt. Der 1. Strafſenat des RG. hat es in dem Urteil vom 
4. Juni 1937 (JW. 1937, 2510 f.) dahingeſtellt fein laſſen, 
„ob etwa ganz allgemein oder unter beſonderen Vorausſetzun⸗ 
gen in dem Einſchmelzen und Umlegieren von goldenen Zah⸗ 
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lungsmitteln überhaupt eine Verfügung im Sinne von 8 9 
Abſ. 2 Dev. .. zu finden wäre“. Der 2. Straffenat hat in 
ſeiner Entſcheidung v. 12. Aug. 1937 (JW. 1937, 29667 und 
Dev Arch. 1937 Sp. 1131 ff.) dem LG. zur erneuten Prü⸗ 
fung Erwägungen darüber nahegelegt, ob in der „Um⸗ 
wandlung einer der Deviſenbewirtſchaftung unterliegenden 
Sache“ (Beſchädigung nicht mehr kursfähiger, ausländiſcher 
Goldmünzen) „in bewirtſchaftungsfreie Ware eine „Verfü⸗ 
gung‘ nach § 10 Dev®. geſehen werden kann“. Falls dieſe 
Frage zu verneinen ſei, regt das NG. an zu prüfen, ob der 
Sachverhalt nicht eine entſprechende Anwendung des 8 10 
gemäß § 2 n. F. StGB. gebiete, wobei aber auch die Irr⸗ 
tumsvorſchrift des 8 44 Devch. zu beachten ſei. Ob eine der⸗ 
artige Anwendung zur Vermeidung eines vielleicht unbefrie⸗ 
digenden Ergebniſſes gerechtfertigt iſt, iſt eine ſtrafrechtliche 
Frage, von deren Erörterung hier abgeſehen werden foll. 

7. Soweit rechtsgeſchäftliche Vorgänge und tatſächliche 
Handlungen als deviſen rechtliche Verfügungen anzuſehen find, 
gelten auch für fie die Vorſchriften des Dev. über die Nich- 
tigkeit und ſtrafrechtliche Verfolgbarkeit verbotswidriger Ge⸗ 
ſchäfte. Hierfür iſt allerdings zu bemerken, daß der Strafſchutz 
des Deviſeurechts mehrfach weitergeht als die Androhung der 
Unwirkſamkeit. 8 42 gibt die Möglichkeit, jeden Verſtoß gegen 
die Verfügungsverbote zu ahnden. Die Vorſchrift in ſeinem 
Abſ. 1 Ziff. 3 läßt daher z. B. die unmittelbare Anwen⸗ 
dung der Strafbeſtimmungen auf die Verarbeitung von Gold 
zu: Wer durch dieſe tatſächliche Handlung über Gold ver⸗ 
fügt, macht ſich ſtrafbar, wenn er nicht vorher die ſchriftliche 
Genehmigung der Deviſenſtelle nachgeſucht und erhalten hat. 
Anders aber wird die Rechtslage hinſichtlich der bürgerlich⸗ 
rechtlichen Wirkſamkeit der Verarbeitung von Gold mit der 
Folge des Eigentumswechſels fein. Da § 38 Dev. den 8 10 
nicht aufführt, „Geſchäfte“ mit Gold daher nur nach den all- 
gemeinen Vorſchriften des BGB. (insbeſondere 8 134) be 
urteilt werden können 1), iſt eine Nichtigkeit der Verarbeitung 
von Gold aus den Deviſenbeſtimmungen nicht herzuleiten. 
§ 134 BOB. (Nichtigkeit wegen Verſtoßes gegen ein geſetz⸗ 
liches Verbot) erſcheint hier nicht anwendbar, weil die Vor⸗ 
ſchrift ſich ausdrücklich auf Rechtsgeſchäfte bezieht. Die Folge 
iſt, daß die Verfügung zwar ſtrafbar, der Eigentumserwerb 
des Verarbeiters und Verfügenden aber wirkſam iſt. 


15) Vgl. ausführlicher dazu Hartenſtein, „Deviſennotrecht“, 
Anm. 7 zu 8 10 Devb. 


Bedarf die Umwandlung von Soldmark- in Keichsmarkhypotheken der 
duftimmung und vorrangseinräumung der Gleich⸗ und nachgehend 
Berechtigten: 


Von Amtsgerichtsrat Dr. Haack, Altenburg (Thür.) 


Die geſtellte Frage wird wieder häufiger praktiſch. Denn 
viele Sparkaſſen, Banken und andere öffentliche Kreditgeber 
gehen endlich wieder zur Reichsmarkhypothek über. Ihrem 
Beiſpiel folgen viele Privatgläubiger. Oft ſollen zu Eigen⸗ 
tümergrundſchulden gewordene Goldmarkhypotheken neu valu⸗ 
tiert und als Reichsmarkhypotheken abgetreten werden. Eine 
Löſchung und Neueintragung würde höhere Koſten und Rang- 
verluſt zur Folge haben. Bei der Umſchreibung zur Neuan— 
legung des Grundbuchs und auch ſonſt werden mehrere auf 
einanderfolgende Hypotheken vereinigt. Auch hier macht ſich 
die Umſtellung der Hypotheken auf den gleichen Wertmaßſtab 
notwendig ). Dieſes Beſtreben zur Umſtellung un⸗ 
ſeres Hypothekenrechts von der Goldmark auf die 
Reichsmark iſt nur zu begrüßen und verdient die 
Unterſtützung der Grundbuchämter. Viele Schuldner, Eigen- 
tümer und auch Privatgläubiger machen heute keinen Unter- 
ſchied zwiſchen der Gold- und Reichsmark und ſetzten beide 


1) Recke: DJ. 1935, 1725. 


gleich. Auch tatfählih iſt ja die Goldmark gleich einer 
Reichsmark. Um ſo unverſtändlicher iſt für den Laien, wenn 
die Behörden, beſonders der Zwangsverſteigerungsrichter, 
zwiſchen beiden genau unterſcheiden und ſie nicht auch einfach 
gleichſetzen. Da eine Reichsmark gleich einer Goldmark iſt, ver⸗ 
mag der Laie nicht einzuſehen, daß er auf Grund eines Reichs⸗ 
marktitels nicht aus einer Goldmarkhypothek die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ins Grundſtück betreiben kann 2). 

Unter Goldmarkhypotheken ſind dabei in 
den bisherigen und folgenden Ausführungen die durch das 
Geſetz über wertbeſtändige Hypotheken v. 23. Juni 1923 
(RG Bl. I, 407) eingeführten Feingoldhypotheken 
zu verſtehen, d. h. daß die Höhe der aus dem Grund⸗ 
ſtück zu zahlenden Geldſumme durch den amtlich feſtgeſtellten 
oder feſtgeſetzten Preis einer beſtimmten Menge von Fein⸗ 
gold beſtimmt wird (8 1). Nach der VO. v. 17. April 1924 
(RG Bl. I, 415) können dieſe Feingoldhypotheken als Gold- 


2) 19. 149, 4 — I, 1936, 34; KG.: JW. 1937, 1509. 
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markhypotheken eingetragen werden, wie dies auch die Praxis 
zu tun pflegt. Dabei entſpricht eine Goldmark 
dem Preis von ½790 kg Feingold. 

Die herrſchende Meinung hält zur Um⸗ 
wandlung dieſer Goldmark- in Reichsmarkhypotheken die 
Zuſtimmung und Vorrangseinräumung der 
Gleich⸗ und nachgehend Berechtigten für not⸗ 
wendig. Das RG. hat ausgeführt?), daß bei Goldmark⸗ 
hypotheken die nachträgliche Beifügung der Beſtimmung, daß 
eine Goldmark mindeſtens gleich eine Reichsmark ſein ſoll 
(Reichsmarkklauſel), grundſätzlich und auch bei Auf⸗ 
wertungshypotheken dem Beſtimmtheitsgrundſatz entgegen⸗ 
ſtehe. Um dieſen aber nicht zu überſpannen, läßt es trotzdem 
die nachträgliche Beifügung dieſer Reichsmarkklauſel wenig⸗ 
ſtens dann zu, wenn keine nachgehenden Rechte eingetragen 
ſind oder dieſe unter Vorrangseinräumung zuſtimmen. Und 
in einem früheren Fall hat es unter Zurückſtellung des 
Beſtimmtheitsgrundſatzes die nachträgliche Zuſetzung der 
Schwankungsklauſel ohne Zuſtimmung der nach- 
eingetragenen Berechtigten zugelaſſen, die beſagt, „daß 
für jede geſchuldete Goldmark eine Reichsmark zu entrichten 
ſei, falls ſich bei der Umrechnung der Goldmark in Reichs⸗ 
mark für 1 kg. „Feingold ein Preis von nicht mehr als 
2820 RM und nicht weniger als 2760 K. ergibt“). Damit 
erfolge eine Wiederannäherung an den Beſtimmtheitsgrundſatz. 
Eine Erweiterung aber des Belaſtungsumfangs über die 
ſchon nach der urſprünglichen Eintragung möglichen Schwan⸗ 
kungen hinaus werde nicht begründet. Nur innerhalb des 
Bereichs, in welchem ſchon von vornherein der Belaſtungs⸗ 
umfang ſteigen und fallen konnte, würden in beſtimmten 
engen Grenzen Schwankungen der Umrechnungsgrundlage, 
hier des Feingoldpreiſes, außer Berückſichtigung gelaſſen “ 
Aus den Entſcheidungen zieht das KG. die Folgerungen, daß 
mit Zuſtimmung und Vorrangseinräumung aller Gleich- und 
nachſtehend Berechtigten auch die Umwandlung der Gold— 
mark- in eine „reine“ Reichsmarkhypothek und umgekehrt der 
Reichsmark-⸗ in eine Goldmarkhypothek mit Reichsmarkklauſel 
zuläſſig ſei s). 

Die nachträgliche Beifügung der Reichsmarkklauſel und 
Umwandlung einer Goldmark- in eine Reichsmarkhypothek 
würde die Nachberechtigten tatſächlich dann benachteiligen, 
wenn erſtens nach der Umwandlung der Feingoldpreis ſinkt, 
weswegen die nach der Umrechnung zu zahlende Reichsmark— 
ſumme unter dem Goldmarknennbetrag liegen würde, und 
zweitens zu einem ſolchen ungünſtigen Zeitpunkt der Gold⸗ 
markgläubiger Befriedigung aus dem Grundſtück ſuchen würde. 
Deshalb iſt die Zuſtimmung der Gleich- und Nachbercchtigten 
zu einer ſolchen Umwandlung dann erforderlich, wenn ſie ein 
Recht darauf haben, daß ihnen dieſer bei einer jog. wert⸗ 
beſtändigen Hypothek möglicherweiſe zukommende Vorteil er⸗ 
halten bleibt und daß ſie durch eine Beſeitigung dieſer Mög⸗ 
lichkeit in ihren Rechten beeinträchtigt würden. Ein ſolches 
Recht iſt aber weder aus dem ſog. Beſtimmtheitsgrundſatz 
noch aus anderen Vorſchriften unſeres Hypothekenrechts bei 
der wertbeſtändigen Hypothek abzuleiten. 

Der Beſtimmtheitsgrundſatz beſagt, daß das 
hypothekariſch belaſtete Grundſtück nur für die Zahlung 
einer ziffernmäßig genau beſtimmten, in Reichswährung aus⸗ 
gedrückten Geldſumme haftet (SS 1113, 1115 BGB., § 28 
GBO). In dieſem Grundſatz beſteht die Sicherheit der 
Nachberechtigten am Grundſtück. Ohne ihre Zuſtimmung 
kann ihnen gegenüber dieſe Haftſumme nicht erweitert werden. 
Eine Erhöhung iſt keine inhaltliche Veränderung des Rechts 
mehr, ſondern eine Neubegründung. Deshalb werden auch 
ſolche nachträgliche Zuſätze für unzuläſſig gehalten, durch die 
die aus dem Grundſtück zu zahlende Geldſumme auch nur 
möglicherweiſe erhöht wird ). 


) RG. 143, 424 JW. 1934, 1167. 
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60 KG.: JW. 1934, 2932. 

7) Rh.: Ja. 1934, 1168; OLG. Dresden: JW. 1933, 633 
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Aus dem Weſen der wertbeſtändigen Hypothek folgt aber 
nun, daß der in Reichsmark zu zahlende Feingoldpreis 
Schwankungen ausgeſetzt iſt und ſomit die aus dem Grund⸗ 
ſtück zu zahlende Reichsmarkſumme ebenfalls unbeſtimmt ift. 
Hier iſt nur die zugrunde liegende Feingoldmenge feſt be⸗ 
ſtimmt. Bei der wertbeſtändigen Hypothek kann ſich alſo der 
Beſtimmtheitsgrundſatz nur auf die maßgebliche Feingold⸗ 
menge beziehen. Sie iſt feſt beſtimmt und unveränderlich. 
Wenn man aber den Grundſatz auf den ſchwankenden 
Reichsmarkbetrag anwendet, wird doch die Unbeſtimmtheit, 
nämlich der in Reichsmark ausgedrückten ſchwankenden Höhe 
des Feingoldpreiſes, zur Beſtimmtheit im Sinne von Un⸗ 
veränderlichkeit. Der Beſtimmtheitsgrundſatz würde dazu füh⸗ 
ren, daß der aus dem Grundſtück zu zahlende Reichsmark⸗ 
betrag auf jeden Fall unbeſtimmt bleiben müßte. Aus der 
Tatſache, daß bei der wertbeſtändigen Hypothek der Preis 
Schwankungen ausgeſetzt und inſofern der Beſtimmtheits⸗ 
grundſatz außer Kraft getreten iſt, kann man doch nicht die 
Folgerung ziehen, daß die Gleich- und Nachberechtigten in 
ihren Rechten verletzt würden, wenn dieſe Schwankungsmög⸗ 
lichkeiten beſeitigt werden. Durch einen ſolchen Anſpruch würde 
ja der urſprüngliche Sinn und Zweck der wertbeſtändigen 
Hypothek ins Gegenteil verkehrt werden. Dieſe ſtammt aus 
der Zeit der Geldentwertung. Sie ſollte die abgleitende 
Papiermark aus dem Hypothekenrecht herausbringen, da dieſe 
kein geeigneter Wertmaßſtab für die Hypothekenforderung 
mehr war. Man ſuchte andere „wertbeſtändige“ Maßſtäbe. 
So entſtanden Feingold⸗, Roggen⸗ und andere Hypotheken. 
Unſere Reichsmark iſt dagegen ſtabil und ein 
abſolut zuverläſſiger Wertmaßſtab für die Hy⸗ 
pothek. Ihr Wert entſpricht von Anfang an dem der Gold⸗ 
mark, dem Preis von 780 kg Feingold. Eine Reichsmark 
war und iſt alſo tatſächlich gleich einer Goldmark. Die Um⸗ 
wandlung der Goldmarkhypothek in eine Reichs⸗ 
markhypothek bedeutet alſo nur eine Verände⸗ 
rung des zugrunde liegenden Wertmaßſtabes. 
Während die aus dem Grundſtück zu zahlende Summe bis 
dahin nach dem Preis des Feingoldes beſtimmt war, wird 
nun dieſer Preis in der Reichswährung, nämlich in Reichs⸗ 
mark bezeichnet. Irgendeine Haftungserweiterung tritt da— 
durch nicht ein. Die nachgehenden Gläubiger werden nicht be⸗ 
nachteiligt, da eine Goldmark heute tatſächlich gleich einer 
Reichsmark, die ihnen vorgehende Summe alſo die gleiche 
geblieben iſt. Eine Verſchiebung und Haftungserweiterung 
könnte erſt dann eintreten, wenn ſich nach der Umwandlung 
der Wert der Reichsmark und Goldmark (alſo der Preis des 
Feingoldes) verſchieden entwickeln, wenn nämlich der in 
Reichsmark ausgedrückte Feingoldpreis ſinkt, ſo daß für die 
urſprünglich eingetragene Feingoldmenge nicht mehr eine dem 
Goldmarknennbetrag gleichkommende Reichsmarkſumme auf⸗ 
zuwenden wäre. Wenn z. B. eine Hypothek über ein Kilo 
Feingold eingetragen iſt, würden dem 2790 GM. entſprechen. 
Dafür würden heute, von kleinen Kursſchwankungen hier ab⸗ 
geſehen, auch 2790 RM zu zahlen ſein. Wenn nun der Fein⸗ 
goldpreis ſinkt, wären z. B. nur noch 2500 RAM für 1 Kg 
Gold zu bezahlen. Wenn vorher die Hypothek in eine Reichs⸗ 
markhypothek für 2790 AM umgewandelt war, müßte das 
Grundſtück für 290 RA mehr haften als ohne Umwandlung. 
Solchenfalls könnten die Gleich- und Nachberechtigten tate 
ſächlich benachteiligt ſein. Die Nachberechtigten haben aber 
kein Recht darauf, daß ihnen die Möglichkeit einer ſolchen 
vorteilhaften Entwicklung erhalten bleibt. Durch ihre Be⸗ 
ſeitigung werden ſie in ihren Rechten alſo nicht betroffen. 
Denn unſer Hypothekenrecht verbietet nur eine Erhöhung der 
vorgehenden Belaſtung. Dieſe tritt hier nicht ein. Vielmehr 
würde die Belaſtung gleichbleiben und nur eine Verminde⸗ 
rung der Haftungsſumme fällt weg. Würde man den Nach⸗ 
berechtigten einen ſolchen Anſpruch zubilligen, würde damit 
der Sinn und Zweck der „wertbeſtändigen“ Hypothek außer 
acht gelaſſen. Damit ſollte doch erreicht werden, daß die 
vorgehende Belaſtung auf jeden Fall feſt beſtimmt iſt. Kurs⸗ 
und Abwertungsgefahren und -folgen ſollten ausgeſchaltet 
werden. Wenn ſich der dazu gewählte Maßſtab nun drech 
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nicht als beſtändig erweiſen ſollte, ſondern Kursſenkungen, 
und Abwertungen ausgeſetzt iſt, ſo haben die Nachberechtigten 
keinen Anſpruch auf die dadurch eintretende Verminderung 
der Haftſumme. Die Umwandlung vom Feingoldpreis in den 
feſten Reichsmarkbetrag bringt ſomit keine Erhöhung der 
vorgehenden Grundſtücksbelaſtung, ſondern die Belaſtung 
bleibt gleich und vermindert ſich nicht, wenn nämlich der ur 
ſprüngliche Feingoldpreis ſinkt, und erhöht ſich nicht, falls 
der Feingoldpreis ſteigt. 


Noch ein anderer Grund ſpricht dafür, daß die Nach— 
berechtigten durch das Abgehen vom Feingoldpreis als Wert 
maßſtab und die Umwandlung in Reichsmarkhypotheken in 
ihren „Rechten“ nicht betroffen werden. Angenommen, der 
Feingoldpreis würde beachtlich ſinken, ſo daß die aus dem 
Grundſtück zu zahlende Reichsmarkſumme geringer wäre als 
heute oder zur Zeit der Begründung der Rechte, ſo hätten 
die Nachberechtigten doch keine Möglichkeit, dafür zu ſorgen, 
daß nun tatſächlich auch die Befriedigung des Gläubigers 
erfolgt. Dieſer würde ſicher beſſere Zeiten abwarten. Schuld⸗ 
ner und Eigentümer könnten verſuchen, den Gläubiger zu be 
zahlen. Die Hypothek würde aber Eigentümergrundſchuld. 
Die Nachberechtigten hätten alſo keinen Vorteil davon, abge⸗ 
ſehen vom Fall einer Löſchungsvormerkung. Die Nachberech⸗ 
tigten ſind durch die Umwandlung auch deshalb nicht be⸗ 
troffen und benachteiligt, weil ſie keine geſetzliche Möglichkeit 
haben, die ihnen dadurch verlorengehenden Vorteilsmöglich⸗ 
keiten eines Sinkens des Goldpreiſes geltend zu machen. 
Warum ſoll man ihre Zuſtimmung zur Aufgabe dieſes nur 
vielleicht eintretenden Vorteils verlangen, den ſie, wenn er 
wirklich eintritt, aus alleiniger Entſchließung nicht geltend 
machen können? 8 


Weiter iſt die Reichswährung heute geſetzlich der für den 
Regelfall vorgeſehene Wertmaßſtab, in dem die Hypotheken⸗ 
forderung zu bezeichnen iſt, während alle ſog. wertbeſtändigen 
Maßſtäbe die Ausnahme ſind. Außerdem iſt aus allgemeinen, 
hier nicht weiter auszuführenden Erwägungen heraus nur 
wünſchenswert, auch im Kreditverkehr und Hypothekenrecht 
der Reichsmark den ihr gebührenden Platz einzuräumen. Wir 
haben gelernt, daß der Wert und die Beſtändigkeit unſerer 
Reichsmark nicht vom Gold, ſondern von unſerer Arbeit ab 
hängt. Auch das Hypotheken recht muß ſich endlich vom Gold 
wahn befreien. Wenn ſich nun Gläubiger und Eigentümer 
einig find, die Hypothek auf die Reichsmark umzuſtellen, alſo 
von der Ausnahme zum Regelfall überzugehen, ſo kann man 
doch nicht ſagen, daß dadurch die Nachberechtigten in Rechten 
verletzt werden. In dieſem Zuſammenhang iſt es tatſächlich 
notwendig, nicht nur ſtreng formal, ſondern auch politiſch zu 
denken. Dieſe wirtſchafts⸗ und rechtspolitiſch durchaus zu be⸗ 
grüßende Umwandlung ſoll man nicht durch fernliegende und 
nicht einmal unbedingt zwingende formale Erwägungen er⸗ 
ſchweren. 


Zuſammenfaſſend iſt daher zu ſagen, da ß 
die Umwandlung von Goldmark- in Reichsmark⸗ 
hypotheken zum gleichen Nennbetrag heute der 
Zuſtimmung und Vorrangseinräumung der 
Gleich- und Nachberechtigten nicht bedarf, da 
eine Reichsmark gleich einer Goldmark gleich dem Preis von 
½790 kg Feingold war und iſt, eine Erhöhung der Belaſtung 
nicht eintritt, weil „wertbeſtändige“ Rechte vorgehen und kein 
Anſpruch darauf beſteht, daß die „Wertbeſtändigkeit“ viel 
leicht unbeſtändig wird, ſo daß die nach der Umrechnung zu 
zahlende Reichsmarkſumme vielleicht unter dem neuen Reichs 
marknennbetrag liegen würde, weil ein Wertmaßſtab durch 
einen anderen beſſeren, nämlich die Reichswährung, erſetzt 
wird, und weil aus all dieſen Gründen die nachgehenden 
Gläubiger in ihren Rechten durch eine ſolche Umwandlung 
nicht verletzt werden. 


Man könnte einwenden, daß ſchon bisher der Feingold 
preis ein wenig ſchwankte und nicht immer genau eine Reichs- 
mark gleich dem Preis von 80 kg Feingold war. Dieſe 
Schwankungen beſtehen zwar, ſind aber ganz gering. Inner 
halb der ſog. Schwankungsklauſel, ſolange 1 kg Feingold 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 
nicht mehr als 2820 AH und nicht weniger als 2760 RM 
koſtet, was bisher nicht der Fall war, kann man unbedenklich 
eine Reichsmark einer Goldmark gleichſetzen. Hierzu ſei auf 
die oben genannte Reichsgerichtsentſcheidung verwieſen s). Man 
kann dieſe geringen Abweichungen als Kursſchwankungen 
notieren, aber niemals als tatſächliche Wertverſchiebungen 
anſehen und behandeln. 


Die geſtellte Frage war ſchon einmal in 88 5 und 15 
GB Berein G. v. 18. Juli 1930 (RG Bl. I, 305) behan- 
delt. Danach war der Aufwertungsbetrag im Grundbuch ſtatt 
in Goldmark in Reichsmark einzutragen, wenn eine dahin⸗ 
gehende Erklärung des Gläubigers vorlag. Eine Reichsmark 
war einer Goldmark gleichzuſetzen. Der Zuſtimmung des 
Eigentümers, Dritt-, Gleich- und Nachberechtigter bedurfte 
es nicht. Das OLG. Dresden hat daraus unter eingehender 
Begründung gefolgert, „daß der Geſetzgeber für die Ein⸗ 
tragung des Aufwertungsbetrages an der Gleichſetzung der 
Reichsmark mit der Goldmark feſtgehalten hat“). Deshalb 
hat es die nachträgliche Beifügung der Klauſel: „mindeſtens 
eine Reichsmark“ ohne Zuſtimmung anderer zugelaſſen. Das 
RG. hat dieſe Auslegung nicht gebilligt, ſondern gejagt, 
daß der § 5 eine Ausnahmevorſchrift ſei und daraus nicht 
eine allgemeine Gleichſetzung der Goldmark mit der Reichs⸗ 
mark für das Gebiet der bereits eingetragenen Aufwertungs— 
hypotheken hergeleitet werden kann 10). 


Aus den genannten Vorſchriften iſt eine entſchei 
dende Antwort auf unſere Frage nicht herzu⸗ 
leiten. Der Aufwertungsbetrag wurde regelmäßig in Gold⸗ 
mark eingetragen. Satz 1 des 8 5 ſchaffte davon eine Aus- 
nahme. Nach Satz 1 und 3 tritt dieſe Ausnahme ſchon auf 
Grund einer dahingehenden einſeitigen Erklärung des Gläu⸗ 
bigers ein, während fonft eine Vereinbarung mit dem Eigen- 
tümer und die Zuſtimmung Drittberechtigter an der Hypothek 
notwendig geweſen wäre. Was bedeutet nun Satz 2: „Eine 
Reichsmark iſt einer Goldmark gleichzuſetzen.“ Eine Gold— 
mark iſt gleich dem Preis von 780 Kg Feingold. Nach un 
ſerem Münzgeſetz v. 30. Aug. 1924 (RG Bl. II, 254) iſt eine 
Reichsmark ebenfalls gleich 1/770 kg. Feingold. Alſo iſt wäh⸗ 
rungsmäßig eine Reichsmark gleich einer Goldmark. Inſofern 
ſagt Satz 2 nichts Neues. Die Reichsmark hat aber außer: 
dem einen Kurswert, der von dem der Goldmark abweichen 
kann. Hier beſtimmt nun Satz 2 8 5, daß trotz folder et⸗ 
waiger Abweichungen die Reichsmark der Goldmark gleichzu⸗ 
ſetzen iſt, was bisher allerdings keine praktiſche Bedeutung 
hatte. Der Ausnahmecharakter der Vorſchrift iſt inſoweit 
deutlich. Eine ſolche Vorſchrift iſt aber hier bei der Umwand⸗ 
lung nicht nötig, weil ausdrücklich davon ausgegangen wird, 
was ja auch der Fall iſt, daß die Reichsmark auch kurs 
mäßig gleich einer Goldmark im Zeitpunkt der Umwandlung 
iſt. Die Schwierigkeit tritt erſt auf, wenn ſich künftig der 
Kurs verſchieden entwickelt, und zwar ſo, daß der Goldpreis 
ſinkt, alſo für 1 kg Feingold weniger als 2790 . aufzu⸗ 
wenden ſind. Hierauf iſt oben die Antwort gegeben, daß die 
Nachberechtigten durch die Ausſchaltung einer ſolchen Kurs⸗ 
entwicklung in ihren Rechten nicht beeinträchtigt werden. 


Zum Schluß ſei erwähnt, daß umgekehrt die Um⸗ 
wandlung einer Reichsmark in eine Gold⸗ 
markhypothek, weun überhaupt, nur mit Zu⸗ 
ſtimmung und Vorrangseinräumung der 
Gleich und Nachberechtigten zuläſſig iſt, weil 
hier der Beſtimmtheitsgrundſatz tatſächlich entgegenſteht. Denn 
an Stelle der ganz beſtimmten Reichsmarkforderung würde 
eine ſchwankende Preisforderung für eine beſtimmte Menge 
Feingold treten. Dagegen dürfte die nachträgliche Beifügung 
der Reichsmarkklauſel bei eingetragenen Goldmarkhypotheken 
auch ohne Zuſtimmung ſtatthaft ſein, wenn hierfür auch nicht 
alle angeführten Gründe für die Zuläſſigkeit der Umwand— 
lung zutreffen. 


8) Vgl. Anm. 4. 
9) JW. 1933, 632, 634. 
10) 328. 1934, 1169. 
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Immer noch Währungsſchutzklauſeln! 


Von Gerichtsreferendar Hans Jürgenſen, Berlin 


Die Währungsſchutz⸗ oder Wertbeſtändigkeitsklauſeln ſol⸗ 
len hier im weiteſten Sinne verſtanden werden. Es 
fallen darunter alle Vereinbarungen, die zwiſchen dem Gläu⸗ 
biger und Schuldner oder einem Dritten — in welcher Form 
auch immer — mit der ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden 
Zweckbeſtimmung getroffen werden, um den Gläubiger vor 
einer angeblichen Entwertung des deutſchen Geldes zu ſchützen. 


TI: 


1. Vor dem Kriege waren, da nach $ 28 GBD. der 
Geldbetrag der Forderung in „Reichswährung“ anzugeben tt, 
die Hypotheken notwendig „Markhypotheken“. Doch war die 
Goldklauſel etwa in der Form „alle Barzahlungen haben in 
Gold zu geſchehen“ ſo lange zuläſſig und eintragbar — und 
in der Praxis auch üblich —, wie Deutſchland die Gold⸗ 
währung hatte. Auf Grund dieſer Klauſel hatte der Gläu⸗ 
biger ein Recht auf Zahlung in Goldmünzen, d. h. in irgend⸗ 
einer aus Gold beſtehenden deutſchen Geldſorte. Dieſe Gold⸗ 
klauſeln, die vor dem Kriege geradezu zur Gewohnheit ge⸗ 
worden waren und nichts Beſonderes darſtellten, wurden durch 
die Kriegsverordnung v. 28. Sept. 1914 (RG Bl. 417) „bis 
auf weiteres“ für unwirkſam erklärt und ſind es, da die ge⸗ 
nannte Verordnung noch heute Gültigkeit hat (vgl. RG. 121, 
113), bis zum heutigen Tage geblieben. 


2. Die infolge des Krieges und der Inflation einge- 
tretene grenzenloſe Zerrüttung der deutſchen Geldverhältniſſe 
führte ſchließlich zu einer reinen Papierwährung. Der 
Wert der deutſchen Mark ſank — infolge unbegrenzter Ver ⸗ 
mehrung der Geldzeichen im finanziellen Intereſſe des Staa- 
tes ohne Rückſicht auf die Gütermengen — auf ein Billionftel 
des urſprünglichen Wertes. Unter dieſen Umſtänden wurde die 
Zulaſſung der Wertſicherungsklauſeln in ihren 
verſchiedenen Formen nötig. Während und nach der In— 
flation war es infolgedeſſen im deutſchen Geldverkehr all- 
gemein üblich und wurde es gebilligt, ſich gegen eine noch- 
malige Entwertung des deutſchen Geldes durch Verſchaffung 
wertbeſtändiger Forderungen zu ſichern. Man bediente ſich 
dazu aller nur erdenklichen und rechtlich irgendwie möglichen 
Klauſeln. 

a) Da gab es zunächſt die oben bereits erwähnte, aus 
der Vorkriegszeit ſtammende ſogenannte Goldmünz⸗ 
klauſel, wonach in den jeweils gültigen Goldmünzen zu 
zahlen iſt. Nach dem RG. war dieſe Klauſel, die die Zahlung 
in Reichsbanknoten ausſchloß, eintragungsfähig, weil das Er⸗ 
fordernis der Beſtimmtheit durch die Beſtimmung der Münz⸗ 
ſorten nicht betroffen werde. 


b) Hiervon zu unterſcheiden war die ſogenannte Gold; 
wertklauſel etwa in der Form: „zu zahlen ein dem Wert 
von 1000 Mark Gold gleichkommender Betrag in deutſchem 
Geld“. An Stelle etwa nicht beſchaffbarer Goldmünzen foll 
hiernach der ihrem Werte entſprechende Betrag gezahlt wer⸗ 
den. Der Goldwert dient hier prektiſch lediglich der Berech- 
nung des Geldbetrages, den er um einen unbeſtimmten Bo⸗ 
trag erhöht. Da hier der Betrag der Belaſtung nicht aus dem 
Grundbuch hervorgehen würde, vielmehr unbeſtimmt iſt, ſo 
iſt dieſe Klauſel nicht eintragungsfähig (vgl. RG. 109, 176 
JW. 1924, 1975). 

Dieſe beiden Klauſeln, die auch unter dem Begriff Gold⸗ 
klauſeln im engeren Sinne zuſammengefaßt wurden, haben 
heute keine große praktiſche Bedeutung mehr; ſie ſind viel⸗ 
mehr durch die wertbeſtändigen Hypotheken, die Feingold⸗ 
oder Goldmarkhypotheken und durch die Valutahypotheken ab- 
gelöſt worden. 

c) Die Valutahypotheken, bei denen die aus dem 
Grundſtück zu zahlende Geldſumme in ausländiſcher Währung 
— z. B. Hypothek für ein Darlehen von 10000 Dollar — 


angegeben war, waren nur vorübergehend zufäffig. Sie wur⸗ 
den zur Förderung und Sicherſtellung von Einfuhrkrediten 
durch die VO. v. 13. Febr. 1920 (RG Bl. 231) zugelaſſen 
und können nach § 15 der genannten Verordnung in der Faſ⸗ 
fung des Geſetzes v. 12. März 1931 (RG Bl. I, 3) ſeit dem 
1. Dez. 1929 nicht mehr beſtellt werden. Damit ſolche Be 
leihungen nur für große langfriſtige Kredite geſchaffen wür⸗ 
den, verlangte die Verordnung in jedem Einzelfall die Ein⸗ 
willigung der Landeszentralbehörde, die ſich vorher mit der 
Reichsbank ins Einvernehmen ſetzen jollte. Dieſes Verfahren 
war umſtändlich und entſprach nicht dem Verkehrsbedürfnis. 

d) Bis zum Erlaß des Geſetzes über wertbeſtändige 
Hypotheken v. 23. Juni 1923 (RG Bl. I, 107) wandte ſich der 
Rechtsverkehr daher vornehmlich der Reallaſt zu. Die 
Reallaſt war ohne weiteres als wertbeſtändige Belaſtungs⸗ 
form geeignet, da bei ihr die wiederkehrenden Leiſtungen nach 
8 1105 BGB. keine Geldleiſtungen zu ſein brauchen. Wirt⸗ 
ſchaftlich geſehen ſtellten die Reallaſten, die in der Inflations⸗ 
zeit in weitgehendem Umfange zur Sicherung des Anlage⸗ 
kapitals beſtellt wurden, Tilgungshypotheken dar. In ihnen 
kam die menſchliche Arbeit als beſtändiger Wertfaktor ſo recht 
zum Ausdruck. 


e) Mit dem Erlaß des Geſetzes v. 23. Juni 1923 wurde 
die Begründung wertbeſtändiger Grundpfand⸗ 
rechtejeder Art möglich. Die Höhe der aus dem Grund⸗ 
ſtück in Reichswährung zu zahlenden Geldſumme wird hierbei 
nach dem amtlich feſtgeſetzten Preis einer beſtimmten Ware 
(Roggen, Weizen, Kohle, Kali, Feingold) bemeſſen. Das Ge⸗ 
ſetz ſelbſt läßt Roggen, Weizen⸗ und Feingoldhypotheken zu. 
Die Roggen⸗ und Weizenhypotheken haben ſich als wenig 
wertbeſtändig und als für den Grundeigentümer gefährlich 
erwieſen wegen des zwangsläufig ſchwankenden Wertes ber 
Belaſtung und wegen der beſonderen Roggenbeleihungsbedin⸗ 
gungen der Grundkreditanſtalten, die dem Grundeigentümer 
den Gegenwert der Hypothek auch nach Einführung der 
Reichsmark nicht in bar, ſondern in Roggenpfandbriefen oder 
-rentenbriefen auszahlten. Infolge ihrer niedrigen Kurſe ver⸗ 
urſachten dieſe Schuldverſchreibungen dem Roggenſchuldner 
faſt immer einen erheblichen Verluſt. Die Roggen⸗ und Wei⸗ 
zengrundpfandrechte haben ſich — im Ganzen geſehen — für 
die deutſche Landwirtſchaft verhäng nisvoll ausgewirkt 
und waren typiſche Folgeerſcheinungen der Inflation. Da dieſe 
Grundpfandrechte mit der Befeſtigung der deutſchen Reichs⸗ 
währung ihren rechten Sinn verloren haben, ſind ſie durch 
das Roggenſchuldengeſetz v. 16. Mai 1934 (RG Bl. 
I, 391) mit Wirkung v. 20. Mai 1934 auf Reichsmark 
mit der Maßgabe umgeſtellt worden, daß an die Stelle 
von 1 Zentner Roggen der Betrag von 7,50 AM und an die 
Stelle von 1 Zentner Weizen der Betrag von 9,50 RM ge 
treten ift. Neue Grundpfandrechte mit Roggen oder Weizen 
als Wertmeſſer können nicht mehr begründet werden. 


f) Die ebenfalls durch das Geſetz v. 23. Juni 1923 be⸗ 
gründeten wertbeſtändigen Feingold oder Gold- 
markhypotheken ſind dagegen nach wie vor zuläſſig und 
haben eine ſehr große praktiſche Bedeutung, da 
auch heute die meiſten Hypotheken in Goldmark eingetragen 
ſind, und zwar gewöhnlich mit dem Zuſatz, daß eine Gold⸗ 
mark dem Preiſe von 1/790 Kg Feingold entſprechen oder 
mindeſtens gleich einer Reichsmark ſein ſoll. Obgleich auch 
dieſe Formen der Grundſtücksbelaſtung ihre Entſtehung dem 
Zuſammenbruch der alten Markwährung verdanken, ſind ſie 
trotz Wiederherſtellung einer feſten deutſchen Währung nicht 
aufgehoben. Obgleich § 28 Satz 2 GBO. eindeutig beſtimmt, 
daß einzutragende Geldbeträge in Reichswährung anzugeben 
ſind, beherrſchen die Goldmarkhypotheken mit Feingoldmaß⸗ 
ſtab heute noch das geſamte Grundpfandrecht. Sie fallen 
unter den Begriff der Goldklauſeln im weiteren Sinne. 
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g) Die fogenannten Indexklauſeln, wonach die 
Höhe der geſchuldeten Geldſumme auf Grund einer beſtimm⸗ 
ten Indexziffer nach einem komplizierten Rechnungsſyſtem 
zu beſtimmen iſt, war während der Inflation eine beliebte 
Sicherungsklauſel und hat heute in Deutſchland nur noch eine 
geringe Bedeutung. 


h) Schließlich ſei noch darauf hingewieſen, daß neben 
dieſen Klauſeln, die z. T. zu feſten Formeln geworden ſind, 
in der Praxis auch freiere, mehr der perſönlichen Phantaſie 
der Vertragsparteien entſpringende Vereinbarungen anzu⸗ 
treffen ſind, die ebenfalls darauf abzielen, das Kapital vor 
angeblicher Entwertung der Reichsmark zu ſchützen. Beiſpiels⸗ 
weiſe jet hier eine Vereinbarung zwiſchen dem Schuldner und 
Gläubiger erwähnt, wonach der Gläubiger im Falle der 
drohenden Entwertung der Reichsmark gegen Verzicht auf 
ſeine Kapitalforderung die Auflaſſung des Grundſtückes oder 
eines entſprechenden Grundſtücksanteils an ihn vom Schuldner 
als dem Grundſtückseigentümer verlangen könne. Solche Ver⸗ 
einbarungen kommen heute noch vor, und es gibt ſogar Geld⸗ 
geber, die möchten, um ganz ſicher zu gehen, zur Sicherung 
ihres angeblichen Auflaſſungsanſpruches eine Vormerkung 
eintragen laſſen! 


II. 


1. Es ſoll hier nicht erörtert werden, inwieweit 
eine Sicherung des Geldes vor Entwertung über⸗ 
haupt möglich iſt. Eine abſolute Sicherung gibt es 
zweifellos nicht. Es ſei hier nur erinnert an das amerika⸗ 
niſche Geſetz v. 5. Juni 1933, wonach die Wirkſamkeit jeder 
Art von Goldklauſeln beſeitigt worden iſt, und an das deut⸗ 
ſche Dollarbondgeſetz v. 26. Juni 1936 (RGBl. I, 515), das 
im Rahmen dieſes beſonderen Geſetzes ebenfalls alle Gold⸗ 
klauſeln aufgehoben hat, oder ſchließlich an die oben unter 
J 1 erwähnte Kriegsverordnung v. 28. Sept. 1914, wodurch 
ſämtliche vor dem 31. Juli 1914 vereinbarten Goldklauſeln 
für wirkungslos erklärt wurden. Wenn der Geſetzgeber ſich 
ſchon zu einſchneidenden Währungsmaßnahmen entſchließt, hat 
er auch die Macht, dieſen Maßnahnten eutgegenſtehende pri- 
vate Vereinbarungen unwirkſam zu machen. Was die praktiſch 
ſo bedeutungsvollen Gold markhypotheken im beſon 
deren betrifft, ſo handelt es ſich hierbei um Belaſtungsformen 
auf deutſchem Grundbeſitz, die ihrer Art nach nicht realiſier⸗ 
bar find (vgl. hierüber Kutzner: DWohnArch. 1937, 436) 
ſo daß ſelbſt die angeblich ſo ſolide 
Grunde eine Scheinſicherheit darſtellt. 


2. Haben die unter J, 2 angeführten Klau⸗ 
ſeln, ſoweit ſie nicht ſchon außer Kraft geſetzt 
ſind, heute überhaupt noch eine Berechti⸗ 
gung? In Deutſchland gibt es längſt wieder eine feſte 
deutſche Währung, und die deutſche Geſetzgebung iſt, wie auch 
das RG. in feiner bekannten und vielfach erörterten Eut⸗ 
ſcheidung v. 28. Mai 1936 (JW. 1936, 2058) ausführlich 
dargelegt hat, ſeit der Neuordnung der Währung und ganz 
beſonders ſeit der Übernahme der Staatsführung durch den 
Nationalſozialismus überall von dem Beſtreben geleitet, in 
der deutſchen Volkswirtſchaft nach den Zerſtörungen und Ver 
wirrungen durch den Weltkrieg und die Nachkriegsentwicklung 
wieder feſte und ſichere Verhältniſſe zu ſchaffen, die ein 
ruhiges und ſtetiges, nicht auf ungeſunde Spekulationsge 
winne abgeſtelltes Wirtſchaften ermöglichen; die deutſche Ge 
ſetzgebung ſieht darin den einzigen richtigen Weg, um das 
verſchwundene Vertrauen wiederherzuſtellen und Arbeitsfren 
digkeit und Unternehmungsluſt zu heben. Dieſen Zwecken 
dienen nicht nur alle geſetzlichen Maßnahmen zur Aufrecht 
erhaltung der Währung und zur Regelung von Löhnen und 
Preiſen, ſondern auch die Neugliederung der an der Wirt: 
ſchaft Beteiligten, die Hebung der Landwirtſchaft, die Ord 
nung der Börſe und des Geldmarktes, die Sicherung des 
Wirtſchaftslebens und die Bekämpfung unlauterer Machen 
ſchaften im wirtſchaftlichen Leben, in die Neugeſtaltung des 
Rechtsweſens. 


Unter dieſen Umſtänden muß die obige Frage notwendig 


’ 
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geſtellt werden. Der Geſetzgeber hat ſich hierzu, abgeſehen von 
dem oben erwähnten Dollarbondgeſetz v. 26. Juni 1936, das 
mit der Aufhebung der Goldklauſeln die Einſtellung des deut⸗ 
ſchen Geſetzgebers zu Währungsſchutzklauſeln verrät, bisher 
geſetzlich nicht geäußert. 


a) Das Reichsgericht ſelbſt ſteht nach wie vor auf 
dem Standpunkt, daß Wertſicherungsklauſeln zuläſſig ſeien; 
über die Goldwertklauſeln hat es ſich z. B. in der Entſchei⸗ 
dung v. 28. Mai 1936 (JW. 1936, 2058) wie folgt ge⸗ 
äußert: 

„Sie ſtellt nichts dar als eine .. . erlaubte Sicherung 
desjenigen, der feine Erſparniſſe, ſtatt ſie ſelbſt in Sach⸗ 
werten anzulegen, zu ſolchem Zwecke“ — nämlich zum 
Zwecke der Anlegung in Schuldverſchreibungen — „der 
Wirtſchaft überläßt, gegen nicht berechenbare Verluſte durch 
Änderungen der Währung, die ihm aus feinem, im All 
gemeinintereſſe durchaus erwünſchten Vorgehen erwachſen 
können.“ 


Allerdings iſt zu berückſichtigen, daß es ſich bei den Eut⸗ 
ſcheidungen des RG. um Klauſeln handelt, die vor 1933 zu⸗ 
ſtande gekommen ſind, ſo daß eine beſondere Stellungnahme 
des RG. zu der Frage, ob heute Währungsſchutzklauſeln 
rechtsgültig vereinbart werden können, nicht vorliegt. Feſt⸗ 
ſteht aber, daß die Goldklauſeln, insbeſondere in der allge⸗ 
mein üblichen Form der Feingold- oder Goldmarkhypotheken, 
bisher in der Praxis der Grundbuchämter nicht be⸗ 
anſtandet worden ſind; zu einer ſolchen Beauſtandung würde 
allerdings auch die ausdrückliche geſetzliche Grundlage fehlen, 
jedenfalls dann, wenn man mit Güthe⸗Triebel (Anm. 2 
zu $ 28 GBD.) der Auffaſſung ift, daß 8 28 GO. nur eine 
Ordnungsvorſchrift iſt. 


b) Im Schrifttum (f. z. B. Zeiler: JW. 1935 
Nr. 31; Arndt: ZW. 1934, 100; Hedemann: Akad. 
1936, 691; Pätzold: DJ. 1935, 287; Schulze, „Die 
Ungültigkeit der Goldklauſel und andere Wertabreden im 
innerdeutſchen Rechtsverkehr“, 1936), ift die Frage in ver- 
ſchiedenem Sinne beantwortet worden. Man wird aber mit 
Pätzold a. a. O. der Goldklauſel überhaupt die Zuläſſig⸗ 
keit ſtreitig machen müſſen, denn ſie iſt, wie Pätzold ſagt, 
im Grunde genommen eine ausgeklügelte Klauſel, mit der die 
Vertragspartner verſuchen, ein Schuldverhältnis aus dem 
Geſamtverlauf der Wirtſchaft eines Volkes, mit der es natur- 
notwendig verbunden iſt, herauszuheben und in eine unwirk⸗ 
liche, eingebildete Welt der Goldwerte zu ſtellen. Ein ſolches 
Verhalten verſtößt gegen die guten Sitten und gegen die 
Grundſätze von Treu und Glauben, welche Generalklauſeln 
des BGB. anerkanutermaßen nach den ſtaatspolitiſchen 
Grundſätzen des nationalſozialiſtiſchen Staates ausgelegt 
werden wüſſen. Es iſt nicht zu leugnen, daß die Wäh 
rungsſchutzklauſeln mit dem dargelegten Bemühen der deut⸗ 
ſchen Geſetzgebung um die möglichſte Fernhaltung aller un 
berechenbaren, eine ſtetige und planmäßige Wirtſchaftsführung 
beeinträchtigenden Störungen unverträglich ſind. Sie find ge- 
eignet, mit dazu beizutragen, daß in das doͤutſche Wirtſchafts⸗ 
leben wieder jene Unſicherheit und Ungeſundheit hineingebracht 
werden, die für immer zu beſeitigen gerade das Ziel der 
deutſchen Geſetzgebung iſt. Es entſpricht, wie Sch ulze 
a. a. O. S. 29 mit Recht betont, der völkiſchen Gerechtigkeit 
mehr, wenn nicht der einzelne auf Grund ſeines wirtſchaft⸗ 
lichen Egoismus verſucht, ſich vor den Folgen einer etwaigen 
Inflation zu ſchützen, ſondern der Staat den nach Beendi⸗ 
gung einer etwaigen Geldkriſe erforderlichen Wertausgleich 
durch Geſetz herbeiführt. 


3. Sowohl der Führer wie auch der zuſtändige komm. 
Reichswirtſchaftsminiſter und Reichsbankpräſident Dr. Schacht 
haben zu wiederholten Malen öffentlich verſichert, daß ſeitens 
der Reichsregierung alles geſchieht und geſchehen wird, um die 
Reichswährung ſtabil zu halten. Dieſes Beſtreben der 
Reichsregierung iſt trotz der bekannten außenpolitiſchen 
und außenhandelspolitiſchen Schwierigkeiten, mit denen das 
Reich in den verfloſſenen Jahren zu kämpfen hatte, von Er⸗ 
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folg gekrönt geweſen, obgleich andere große und reiche Län⸗ 
der, wie z. B. Amerika und kürzlich wieder Frankreich, in 
derſelben Zeit erhebliche Erſchütterungen ihrer nationalen 
Währung haben nicht vermeiden können, trotz erheblich gün⸗ 
ſtigerer Vorausſetzungen und Bedingungen, als ſie in Deutſch⸗ 
land vorhanden ſind. Es liegt eine gewiſſe Ironie darin, daß 
gerade die deutſche Reichsmark, zu der man kein Vertrauen 
hatte und gegen deren Verfall man ſich durch alle möglichen 
Klanſeln ſchützen wollte, entgegen den Weisſagungen allzu 
geſcheiter Wirtſchaftler ſtabil geblieben iſt. Wir haben es ſo⸗ 
gar erlebt, wie die „Schlauen“, die lieber auf Gold und 
Dollar gebaut haben, beim Wanken des Dollars im Sommer 
1933 ſich wieder auf die gute deutſche Reichsmark zurück⸗ 
zogen; ſie hatten ſich eben mit ihren wohlausgeklügelten 
Klauſeln verrechnet und mußten die Erfahrung machen, daß 
auch eine Fremdwährungsklauſel nur inſoweit Schutz vor Ent⸗ 
wertung gewährt, als dieſe Währung ſelbſt ſtabil bleibt und 
nicht entwertet wird. Dabei ſoll die Frage nur angedeutet 
werden, ob nicht ein geſundes und urwüchſiges Rechtsemp⸗ 
finden es unerträglich erſcheinen läßt, wenn die überwiegende 
Mehrzahl der Volksgenoſſen, die der eigenen ſchlichten Landes⸗ 
währung vertraut haben, zuſehen müſſen, wie dieſe „Schlauen“ 
bei der Entwertung der Fremdwährung und beim Verfall 
ihrer Klauſeln ſich plötzlich die Vorteile der Reichsmark wieder 
zunutze machen, und ob nicht ein ſolches Empfinden verlangt, 
daß dieſe „Schlauen“, die ſich im gewiſſen Sinne abſeits 
ſtellen, auch das Riſiko und die Gefahr ihrer eigenen Klau⸗ 
ſeln zu tragen haben (ſ. Hedemann a. a. O.). Aus wirt⸗ 
ſchaftspädagogiſchen Erwägungen heraus müßte man auf 
jeden Fall dieſe Frage bejahen. 


Daß der Kurs der Reichsmark aufrechterhal⸗ 
ten bleibt, liegt im Sinne der nationalſozialiſtiſchen Politik. 
Eine Abwertung oder gar eine Entwertung der Reichsmark 
würde dieſer Politik widerſprechen. Die nationalſozialiſtiſchen 
Fachzeitſchriften und nicht zuletzt der „Völkiſche Beobachter“ 
haben wiederholt eindeutig gegen alle diejenigen Stellung 
genommen, die eine Abwertung prophezeien oder wünſchen. 
Daß die Reichsregierung auch nicht gewillt iſt, dieſe Politik 
durch die Abwertungspolitik ausländiſcher 
Regierungen erſchüttern zu laſſen, geht deutlich aus 
folgender Erklärung (ſ. DJ. 1936, 1518) hervor, die Reichs⸗ 
bankpräſident Dr. Schacht anläßlich der neuerlichen Ab⸗ 
wertungsmaßnahmen verſchiedener europäiſcher Länder ab- 
gegeben hat: 


„Reichsregierung und Reichsbank ſind bei ihrer Prü 
fung ohne Schwanken zu der Entſchließung gekommen, daß 
wir die durch die Abwertungsmaßnahmen des Auslandes 
erhöhte Unſicherheit des internationalen Verkehrs nicht 
noch dadurch vermehren wollen, daß auch wir ein un 
ſicheres Element in die Währungslage hineintragen. Die 
Länder, die mit uns Handel treiben, ſollen wiſſen, daß wir 
gerade in der Beſtändigkeit eine unerläßliche Grundlage 
des internationalen Verkehrs ſehen. Wir wünſchen aber, 
daß nicht nur das Ausland dies erkenne, ſondern es ſoll 
auch der deutſche Sparer und Arbeiter ſich darauf ver⸗ 
laſſen können, daß die nationalſozialiſtiſche Regierung ſeine 
Kaufkraft und ſeine Arbeitsleiſtung in ihrem vollen Werte 
zu erhalten wünſcht. .. Wir find uns völlig bewußt, daß 
die gegenwärtige internationale Währungslage uns ſchwere 
Opfer auferlegt, aber kein Druck wird die Reichsregierung 
veraulaſſen, etwas zu tun, was gegen die Intereſſen ihres 
eigenen Volkes und Landes iſt.“ 


4. Eutſprechend dieſen ſtaats⸗ und wirtſchaftspolitiſchen 
Grundſätzen der Reichsregierung führen die Behörden ſowie 
die öffentlichen Organiſationen und Verbände bereits ſeit 
Jahren einen zähen und unermüdlichen Kampf, um all- 
mählich ohne Eingriff des Geſetzgebers die 
Währungsklauſeln zurückzudrängen und aus⸗ 
zumerzen. Wenn es auch weder ein ausdrückliches Geſetz 
noch eine entſprechende Verordnung gibt, die die Währungs- 
ſchutzklauſeln allgemein verbietet, ſo kann man doch ſagen, 
daß es ein in den ftaat3- und wirtſchaftspolitiſchen Grund⸗ 
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ſätzen des nationalſozialiſtiſchen Staates enthaltenes un⸗ 
geſchriebenes Geſetz gibt, das die Zulaſſung 
der Währungsſchutzklauſeln im Intereſſe des 
Vertrauens in die Wertbeſtändigkeit der 
Reichswährung unterſagt. Unerwünſcht ſind ſolche 
Klauſeln auf jeden Fall; denn ſie ſind Fremdkörper im 
deutſchen Wirtſchaftsorganismus der Gegenwart. 


a) Das Kartellgericht hat ſich ſogar ſchon vor 
der Machtergreifung des Nationalſozialismus, und zwar im 
Jahre 1931, für die Abſchaffung der Währungsſchutzklauſeln 
ausgeſprochen (ſ. JW. 1932, 765). Der Verband Deutſcher 
Waren⸗ und Kaufhäuſer hatte damals ſeinen Mitgliedern 
verboten, Geſchäftsverkehr mit denjenigen Firmen zu pflegen, 
welche ihre Preiſe ſtatt in Reichsmark in Goldmark ſtellten. 
Der Verband hatte nach Maßgabe der KartVO. zu dieſer 
Maßnahme die Einwilligung des Kart. beantragt. Dieſes 
gab dem Antrage mit der Begründung ſtatt, daß die von 
dem Verbande erſtrebte Durchſetzung der Rechnungs⸗ 
ſtellung in der geſetzlichen Währung erſtre⸗ 
bens⸗ und wünſchenswert ſei, das um fo mehr, als 
die Reichsbank, die berufene Hüterin der deutſchen Währung, 
eindeutig erklärt habe, daß ſie beſondere Wertſicherungs⸗ 
klauſeln für entbehrlich, ja für ſchädlich halte; die für den 
Schutz der deutſchen Währung in Betracht kommenden 
Stellen, Reichsregierung und Reichsbank, hätten alle Kraft 
für die Erhaltung der Sicherheit der beſtehenden Währung 
eingeſetzt und mit allem Nachdruck auch weiter dafür ein⸗ 
zuſetzen, öffentlich zugeſagt. Eine gleiche klare Stellung⸗ 
nahme eines deutſchen Gerichts vor 1933 liegt nicht vor. 


b) Nach der Machtergreifung durch den Nationalſozialis⸗ 
mus hat dann der Angriff auf die Währungsſchutzklauſeln 
auf der ganzen Linie und von den verſchiedenen Stellen aus 
eingeſetzt. Anläßlich des Dollarbondgeſetzes v. 26. Juni 1936 
hat z. B., wie der „Reichsanzeiger“ v. 4. Dez. 1936 be⸗ 
richtet, die Wirtſchaftsgruppe Elektrizitätsverſorgung an ihre 
Mitglieder das Erſuchen gerichtet, beim Abſchluß neuer Ver⸗ 
träge auf Goldklauſeln zu verzichten und ſolche Klauſeln, 
ſoweit ſie etwa in beſtehenden Verträgen enthalten ſein 
ſollten, bei nächſter ſich bietender Gelegenheit auszumerzen. 
Eine Bekanntmachung des Reichs- und Preußi⸗ 
ſchen Wirtſchaftsminiſters ebenfalls im „Deutſchen 
Reichsanzeiger“ v. 4. Dez. 1936 ſagt in dieſem Zuſammen⸗ 
hang folgendes: „Da im Deutſchen Reiche nach Überwin⸗ 
dung der Inflation auch auf dem Gebiete des Münz⸗ und 
Währungsweſens geordnete Verhältniſſe wiederhergeſtellt wor⸗ 
den ſind, und da überdies die Währung vom Vertrauen 
der Bevölkerung getragen wird, muß alles vermieden wer⸗ 
den, was zu Zweifeln in die Feſtigkeit unſerer Währung An⸗ 
laß geben kann. Goldklauſeln ſind zudem über⸗ 
flüſſig, da das Münzgeſetz die Reichsmark 
in ein feſtes Wertverhältnis zu dem Preiſe 
des Goldes gebracht hat.“ 


e) Das Reichserbhofgericht hat vor nicht langer 
Zeit auf die beantragte Genehmigung zur Umwandlung 
einer Reichsmarkhypothek in eine Goldmarkhypothek die Ge⸗ 
nehmigung verſagt und dazu ausgeführt, daß die Berechnung 
des Hypothekenbetrages heute auf dem Boden der geſetzlichen, 
durch die Maßnahmen der Reichsregierung geſchützten Wäh⸗ 
rung erfolge; zur Einführung der Goldmark als Wert⸗ 
meſſer beſtehe daher kein Anlaß mehr; es müſſe daran feſt⸗ 
gehalten werden, daß die heutige Reichsmark dasſelbe iſt, 
was man in Zeiten der Papierwährung und der Inflation 
eine Goldmark genannt und als Rechnungsmark benutzt hat. 


h Ahnlich hat der Reichsbürgſchafts ausſchuß 
für den Kleinwohnungsbau in ſeiner erſten grund⸗ 
ſätzlichen Entſcheidung (RArb Bl. 1936, I, 63) Stellung ge⸗ 
nommen. Der Reichsbürgſchaftsausſchuß lehnt danach die 
Übernahme von Reichsbürgſchaften für Goldmarkforderungen 
grundſätzlich ab, obgleich der Ausſchuß ſich bewußt iſt, daß 
dieſe Ablehnung u. U. zu Verzögerungen und Reibungen 
bei der Finanzierung von Bauvorhaben führen kann. Höhere 
Geſichtspunkte rechtfertigen jedoch dieſe amtliche Haltung, 
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und man kann wohl jagen, daß dieſe Haltung des Reichs“ 
bürgſchaftsausſchuſſes auf dem Gebiete des gemeinnützigen 
Wohnungsweſens bald auf der ganzen Linie zum Verzicht 
auf die Goldklauſeln führen wird. Der Hauptverband Deut⸗ 
ſcher Wohuungsunternehmen e. V., der der geſetzliche Träger 
des gemeinnützigen Wohnungsweſens in Deutſchlaud iſt, hat 
darüber hinaus feine Mitgliedsverbüände in einem Rund 
ſchreiben ausdrücklich angewieſen, daß eine beſondere Siche⸗ 
rung des Hypothekenkapitals vor Entwertung überflüſſig und 
im Intereſſe des Vertrauens in die Wertbeſtändigkeit der 
Reichsmark abzulehnen ſei. 

e) Der Reichs- und Preußiſche Wirtſchafts⸗ 
miniſter hat in feinen Erlaß v. 10. Okt. 1935 — 119453/35 
— anläßlich eines beſonderen Falles ausdrücklich darauf hin- 
gewieſen, daß die Reichsregierung überall mit Nachdruck 
auf den Fortfall von Goldmark- und Feingoldklanſeln bei 
Darlehensgewährung hindränge. Im Sektor des Realkredit 
gewerbes z. B. erfolge nach den neueſten Grundſätzen die 
Vergebung der Reichsbürgſchaft bis auf beſtimmte, feſt 
umgrenzte Ausnahmefälle nur noch in Reichsmark. Ebenſo 
würden die Neuemiſſionen von Pfandbriefen nur noch auf 
Reichsmarkbaſis genehmigt werden. 


f) Der Thüringiſche Wirtſchaftsminiſter 
hat in feinem Erlaß v. 16. Juli 1937 — VI B VIII 120% — 
mit aller Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht, daß er „die 
von dem Geldgeber verlangte Sicherſtellung feiner Hypothek 
vor Entwertung auf jeden Fall für unzuläſſig“ halte. 


g) Erwähnt ſei hierbei beiſpielsweiſe auch noch, daß 
die Zuſtimmung zu Darlehnsaufnahmen und Bürgſchafts 
übernahmen der Gemeinden und Gemeindeverbände nach 
einem Erlaß des Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſters des 
Innern und Reichsfinanzminiſters v. 1. Aug. 1936 an 
die Bedingung geknüpft iſt, daß die Darlehen auf Reichs 
mark lauten. 


III. 


1. Die angeführten Beiſpiele zeigen mit genügender 
Deutlichkeit wie die zuſtändigen Stellen bemüht ſind, die 
Währungsſchutzklauſeln ohne ein beſonderes Geſetz abzuſchaffen 
und zu verhindern. Der Geſetzgeber hat aus naheliegenden 
Gründen davon abgeſehen, im Wege der Geſetzgebung ſeinen 
Willen kundzutun und durchzuſetzen; ſeine Stellungnahme zu 
den Währungsſchutzklauſeln ergibt ſich jedoch ſowohl aus 
feinen allgemeinen Erklärungen, wie auch aus feinen Auße⸗ 
rungen in Einzelfällen klar und unzweideutig: Bei der 
Stabilität der deutſchen Währung und in An⸗ 
betracht der eindeutigen Verſicherungen der 
zuſtändigen Reichsſtellen bedarf es im In 
tereſſe der Geſamtbewirtſchaftung einer zur 
ſätzlichen Sicherung des Kapitals vor angeb⸗ 
licher Entwertung nicht. Die Wertſicherungsklauſeln 
ſind im Grunde ſämtlich Inflationserſcheinungen und haben 
als ſolche, nachdem fie ihren Zweck erfüllt haben, keine Be⸗ 
rechtigung mehr. Auch die Goldmarkhypotheken ſind 
heute überflüſſig und unberechtigt. Abgeſehen davon, daß jie 
keineswegs der Rechtsſicherheit dienen und daß ihre fort⸗ 
dauernde Zulaſſung das Vertrauen in die Reichswährung 
beeinträchtigt, bieten ſie in keiner Weiſe eine größere Sicher 
heit als Reichsmarkhypotheken. Rechnungs⸗ und Zahlungs- 
faktor iſt im innerdeutſchen Verkehr einzig und allein die 
Reichsmark. Leiſtungen in Gold gibt es heute in Deutſch⸗ 
land nicht mehr; das Gold iſt lediglich Rechnungsfaktor 
im zwiſchenſtaatlichen Verkehr. Es iſt heute ziemlich ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß die zugrunde liegenden Schuldverhältniſſe 


in Reichsmark ausgedrückt werden. Weshalb aber ſoll das 
dingliche Geſchäft der Hypothekenbeſtellung weiterhin anders 
bezeichnet werden dürfen als in Reichsmark? Die Reichsmark 
iſt heute genau ſo für die dingliche Sicherung des Schuld⸗ 
verhältniſſes die geſetzliche Wertbezeichnung wie für das 
Schuldverhältnis ſelbſt; ſie iſt auch nicht im geringſten 
weniger „wertvoll“ als die Goldmark; beide entſprechen näm⸗ 
lich dem Preiſe von ½190 kg Feingold. Es ift nach alledem 
in der Tat nicht erſichtlich, weshalb die Goldmark weiterhin 
Berechtigung haben ſollte. 


2. Allerdings gibt es Ausnahmen, wo die Natur 
des Geſchäftes zwangsläufig die Goldmarkklauſel er 
fordert, wie bei denjenigen Hypotheken, die auf Goldmark⸗ 
pfandbriefen und Kommunalobligationen beruhen; hier darf 
die Goldmarkklauſel hingenommen werden, weil hier die 
Deckung abſolut kongruent ſein muß. So verlangen z. B. 
Pfandbriefinſtitute auch heute noch, daß Darlehen und Hypo⸗ 
thek auf Goldmark abgeſtellt werden, wenn ſie das Kapital 
auf Grund von früheren Goldmarkſchuldverſchreibungen ver⸗ 
ſchafft haben, um die geſetzlich vorgeſchriebene (ſiehe 8 8 
Pfandbrief G. v. 21. Dez. 1927 [RG Bl. I, 492]) Kongruenz 
zwiſchen ihrer Deckungsmaſſe und den Schuldverſchreibungen 
einzuhalten. Ahnlich wird auch noch ſtellenweiſe bei Aus⸗ 
leihungen der Verſicherungsanſtalten verfahren, wenn die 
Hypothek zur Deckung von früher her beſtehenden Gold⸗ 
markverſicherungen dient. Gegen dieſe Ausnahmen iſt nichts 
einzuwenden; ſie beſtehen zu Recht. 


ve 


Der oben aufgezeichnete Weg des allmählichen Zurück— 
drängens der Währungsſchutzklauſeln iſt mühſam, langwierig 
und wird mangels hinreichenden Einfluſſes beſonders auf dem 
Gebiete des rein privaten Geldverkehrs ſchwerlich zu dem Ziel 
hinführen, daß dieſe Klauſeln völlig verſchwinden. Ein be⸗ 
ſonderes Geſetz, das ſämtliche Klauſeln mit einem Schlage 
außer Kraft ſetzt, erſcheint aus währungs- und wirtſchafts⸗ 
politiſchen Erwägungen heraus bedenklich und nicht opportun. 
Der Auffaſſung, daß beſondere Verträge zur Sicherung des 
Geldes vor Entwertung der Reichsmark gemäß 8 138 BGB. 
nichtig ſeien, iſt zwar zuzuſtimmen; ihre Verallgemeinerung 
auf alle Wertſicherungsklauſeln würde jedoch praktiſch in 
vielen Fällen zu unhaltbaren Ergebniſſen führen. Den Fein⸗ 
gold- und Goldmarkhypotheken z. B. iſt unter dem Geſichts 
punkt des 8 138 BGB. mit gerechtem und praktiſchem Er⸗ 
gebnis nicht beizukommen. Richtiger erſcheint es, die Fein⸗ 
gold und Goldmarkbezeichnungen überhaupt nicht zu be 
achten, ſie ſo zu behandeln, als wären ſie überhaupt nicht da 
oder vielmehr als ſtände „Reichsmark“ geſchrieben. Wenn man 
hiervon ausgeht, daß den Feingold- und Goldmarkbezeich⸗ 
nungen keine rechtliche Bedeutung zukommt, jo kann bei⸗ 
ſpielsweiſe eine Goldmarkhypothek ohne weiteres als Reichs- 
markhypothek abgetreten werden, was nach bisheriger Recht- 
ſprechung nicht möglich iſt. Unter dieſer Vorausſetzung wäre 
dann auch, um nur ein weiteres Beiſpiel zu nennen, die 
Frage, ob die Umwandlung von Goldmark- in Reichsmark⸗ 
hypotheken der Zuſtimmung der gleich- und nachſtehend Be⸗ 
rechtigten bedarf (ſ. hierüber den vorſtehenden Aufſatz von 
AGR. Dr. Haack), in keiner Weiſe ein Problem mehr. Die 
„Umwandlung“ könnte ſogar als Verichtigungsakt von Amts 
wegen vorgenommen werden. 

Dieſe Methode, die den Wertſicherungsklauſeln einfach 
jede rechtliche Bedeutung abſpricht, läßt ſich auf alle Klauſeln 
ſchlechthin anwenden und iſt am praktiſchſten. 
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welche Rechtslage ergibt ſich für das Grundbuchamt aus der Genehmigung 
unter einer Auflage nach der Verordnung über die Veräußerung von 
Entfehuldungsbetrieben ? 


Bon Gerichtsaſſeſſor Artur Mellw itz, Naumburg (Saale) 


Nach Art. 1 der VO. über die Veräußerung von Entſchul⸗ 
dungsbetrieben v. 6. Jan. 1937 (RG Bl. I, 5ff.) ift die Ver⸗ 
äußerung von Grundſtücken, die zu einem Entſchuldungs⸗ 
betrieb gehören, genehmigungspflichtig (vgl. dazu Mell⸗ 
witz: JW. 1937, 2562 ff.). Gemäß Abſ. 2 des genannten 
Artikels kann die Genehmigung auch unter einer Auflage er⸗ 
teilt werden. In welchen Fällen eine ſolche Auflage möglich 
iſt, beſtimmt Art. 3 Abſ. 2 der Veräußerungsverordnung 
(= O.). Dieſe Beſtimmung beſagt, daß Auflagen im 
Sinne des Art. 1 Abſ. 2 VVO. nur aus den Gründen des 
Art. 3 Abſ. 1 VVO. zuläſſig ſind. 

Im Art. 3 Abſ. 1 Ziff. 1—3 VVO. iſt als Grundſatz 
beſtimmt, daß die Genehmigung der Veräußerung von Ent⸗ 
ſchuldungsbetrieben oder von Teilen derſelben zu verſagen iſt: 

1. wenn der bei der Veräußerung erzielte Erlös als un⸗ 
angemeſſen anzuſehen iſt; oder 

2. wenn nicht ſichergeſtellt iſt, daß ein angemeſſener Teil 
des Erlöſes zum Ausgleich der vom Reich oder von den 

Gläubigern im Schuldenregelungsverfahren oder Oſt⸗ 

hilfeverfahren gebrachten Opfer an das Reich abgeführt 

wird; oder 

3. wenn der Erwerber nicht die Gewähr für die Sicherheit 
der Reichsmittel bietet, die dem Betrieb zugute ge— 
kommen ſind. 

Wenn nun in Abſ. 2 des Art. 3 Vo. beſtimmt wird, 
daß Auflagen im Sinne des Art. 1 Abſ. 2 VID. bei Er⸗ 
teilung der Genehmigung zur Veräußerung eines zu einem 
Entſchuldungsbetrieb gehörigen Grundſtückes nur aus den 
Gründen des Art. 3 Abſ. 1 VVO. ſtatthaft find, fo bedeutet 
das, daß dieſe Auflagen im einzelnen Falle etwa folgender- 
maßen zu lauten hätten: 

1. Anwendung des Art. 3 Abſ. 1 Ziff. 1 VVO.: 

„Der zwiſchen A. und B. abgeſchloſſene Kaufvertrag 
vom ... (Not. Reg. Nr. . .. des Notars . in ..) über 
das im Grundbuch von.. Band... Blatt Nr. ver⸗ 
zeichnete Grundſtück lfd. Nr. ... des Beſtandsverzeichniſſes 
wird hiermit auf Grund des Art. 1 und des Art. 3 Abſ. 1 
Ziff. 1 VO. über die Veräußerung von Entſchuldungsbetrieben 
v. 6. Jan. 1937 (RGBl. I, 5ff.) i. Verb. m. Art. 1 der 
DurchfVO. v. 19. April 1937 (RG Bl. I, 466) mit der 
Maßgabe genehmigt, daß der Kaufpreis auf 
. . RM erhöht wird, weil der bisher vereinbarte Kauf⸗ 
preis von ... RM als unangemeſſen anzuſehen iſt.“ 


Wenn im Einzelfall die Veräußerung eines zu einem 
Entſchuldungsbetriebe gehörigen Grundſtückes unter der oben 
angegebenen „Auflage“ genehmigt wird, ſo entſteht für das 
Grundbuchamt bei der Entſcheidung über den Antrag auf 
Eigentumseintragung die Frage, ob es die Erfüllung der 
obigen „Auflage“ nachzuprüfen hat und erſt nach Erfüllung 
derſelben die Eigentumsumſchreibung vornehmen darf. Dieſe 
Frage führt zur Prüfung, welche Rechtsnatur der nach Art. 3 
Abſ. 1 Ziff. 1 i. Verb. m. Art. 1 Abſ. 2 VO. gemachten 
„Auflage“ zukommt. Eine Beſtimmung des Begriffes „Auf⸗ 
lage“ enthält die VVO. nicht. Die Begriffsbeſtimmung iſt 
daher aus der Rechtsordnung und dem allgemeinen Rechts⸗ 
verkehr zu entnehmen. Die Auflage im rechtlichen Sinne iſt 
danach folgendermaßen zu beſtimmen: Sie iſt eine einem be⸗ 
ſtimmten rechtlichen Willensakt hinzugefügte Verpflichtung 
des Berechtigten, deren Erfüllung oder Nichterfüllung nicht, 
wie der Eintritt oder Nichteintritt einer Bedingung eine Vor⸗ 
ausſetzung für das Wirkſamwerden laufſchiebende Bedingung) 
oder für das Wirkſambleiben (auflöſende Bedingung) des 
betreffenden Willensaktes iſt (8 158 BGB.), ſondern auf 


die Wirkſamkeit der Genehmigung keinen Einfluß hat (vgl. 
dazu die Beſchlüſſe des KG. 1 WX 695,36 und 1 WX 659/36 
im RdRN. 1937, 737 und die Anm. von Dr. Johae dazu 
S. 738). Wenn alſo der nach der Genehmigung Berechtigte 
der ihm in Form einer wirklichen Auflage im Rechtsſinne 
gemachten Verpflichtung zuwiderhandelt, ſo bleibt die unter 
der Auflage erteilte Genehmigung trotzdem gültig, d. h. im 
Grundbuchverkehr kann die beantragte Eigentumseintragung 
nicht von der vorherigen Erfüllung der in Form einer Auf⸗ 
lage gemachten Verpflichtung des Berechtigten abhängig ge⸗ 
macht werden, weil es im Weſen der Auflage begründet liegt, 
daß die in dieſer Form gemachte Verpflichtung auf ein. 
künftiges Tun oder Unterlaſſen gerichtet iſt. 

Dieſe Vorausſetzungen erfüllt die nach Art. 3 Abſ. 1 
Ziff. 1 i. Verb. m. Art. 1 Abſ. 2 VVO. zu machende ſog. 
„Auflage“ nicht. Die Erfüllung oder Nichterfüllung des dem 
rechtlichen Willensakt — alſo der Genehmigung des Reichs⸗ 
miniſters für Ernährung und Landwirtichaft, des Ent⸗ 
ſchuldungsamtes oder des Kommiſſars für die Oſthilfe (Land⸗ 
ſtelle) — von dem Erklärenden hinzugefügte Verpflichtung, 
einen angemeſſenen Kaufpreis von ... KJ zu vereinbaren, 
iſt auf die Wirkſamkeit der Erklärung, d. h. der zu der Ver⸗ 
äußerung erteilten Genehmigung, nicht ohne Einfluß. Die 
Rechtslage ſtellt ſich in dieſem Falle vielmehr ſo dar, daß 
die zur Veräußerung eines zu einem Entſchuldungsbetriebe 
gehörigen Grundſtückes erteilte Genehmigung mit der Ver⸗ 
pflichtung, den Kaufpreis noch angemeſſen auf AM zu 
vereinbaren, nur eine Genehmigung des derzeitigen Ver⸗ 
äußerungsgeſchäftes unter der aufſchiebenden Bedingung dar⸗ 
ſtellt, daß die Parteien das Rechtsgeſchäft entſprechend der 
in der Genehmigung gemachten Verpflichtung durch Verein⸗ 
barung eines neuen angemeſſenen Kaufpreiſes abändern. Die 
Wirkſamkeit der Genehmigung hängt von dem Nachweis des Ein: 
trittes der Bedingung, d. h. des Nachweiſes der Vereinbarung 
eines angemeſſenen Kaufpreiſes, ab. Das Grundbuchamt darf ſo⸗ 
mit in dieſem Falle die Eigentumseintragung erſt vornehmen, 
wenn die Vereinbarung des aufgegebenen angemeſſenen Kauf⸗ 
preiſes von ... RM nachgewieſen wird. Der Nachweis iſt 
in der durch 8 29 GBO. vorgeſchriebenen Form zu führen. 
Erſt wenn dies geſchehen iſt, iſt die nach der genannten Be⸗ 
ſtimmung der VO. unter einer „Auflage“, die in Wirk⸗ 
lichkeit aber eine aufſchiebende Bedingung im Sinne des 
8 158 BGB. iſt, erteilte Genehmigung wirkſam geworden. 
Erſt jetzt kann der Grundbuchrichter auf Antrag die Eigen⸗ 
tumsumſchreibung vornehmen. 

Es erſcheint daher zweckmäßig, um allein ſchon die 
Zweifel zu beſeitigen, die ſich bei dem Gebrauch der Wen⸗ 
dung in dem Genehmigungsbeſchluß „unter der Auflage ge⸗ 
nehmigt, daß ...“ im Falle des Art. 3 Abſ. 1 Ziff. 1 in 
Verb. m. Art. 3 Abſ. 2 und Art. 1 Abſ. 2 VVO. aus dem 
Wort „Auflage“ ergeben können, beſſer die Wendung „mit 
der Maßgabe genehmigt, daß ..“ zu gebrauchen, wie es 
auch oben bei der Formulierung der ſog. „Auflage“ nach 
Art. 3 Abſ. 1 Ziff. 1 VV. geſchehen iſt. Bei dieſer Wen⸗ 
dung werden alle ſich allein aus dem Gebrauch des Worles 
„Auflage“ ergebenden rechtlichen Bedenken dahingehend, ob 
auch wirklich nur eine Auflage im rechtlichen Sinne vorliegt, 
ausgeſchaltet. Der Grundbuchrichter braucht ſich bei Gebrauch 
der Wendung im Genehmigungsbeſcheid „mit der Maßgabe 
genehmigt, daß ...“ dann nur darüber Klarheit zu ver⸗ 
ſchaffen, ob die ſo erteilte Genehmigung der grundbuchrecht⸗ 
lichen Vollziehung des genehmigten Rechtsgeſchäftes entgegen⸗ 
ſteht, was, wie oben ausgeführt worden iſt, tatſächlich der 
Fall iſt. 
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2. Die Auflage gemäß Art. 3 Abſ. 1 Ziff. 2 BVO. 
würde etwa folgendermaßen zu lauten haben: 

„Der zwiſchen .. wie oben zu 1 .. mit der Auflage 
genehmigt, daß ... RA des Verkaufserlöſes zum Ausgleich 
der vom Reich und von den Gläubigern im Schuldenrege⸗ 
lungsverfahren bzw. Oſthilfeverfahren gebrachten Opfer an 
das Reich abgeführt werden.“ 


In dieſem Falle enthält die Genehmigung nach der 
VO. eine wirkliche Auflage im Rechtsſinne, wie fie oben 
zu 1 umſchrieben worden iſt. Die der Genehmigung für den 
Berechtigten hinzugefügte Verpflichtung, einen angemeſſenen 
Teil des Erlöſes zum Ausgleich der im Schuldenregelungs⸗ 
verfahren gebrachten Opfer an das Reich abzuführen, iſt 
dieſer nicht dergeſtalt beigefügt, daß die Wirkſamkeit des 
Willensaktes, alſo der Genehmigung der Veräußerung von 
der Erfüllung dieſer Verpflichtung abhängig gemacht iſt. Die 
Genehmigung iſt vielmehr in dieſem Falle unabhängig von 
der Erfüllung oder Nichterfüllung der hinzugefügten Ver 
pflichtung wirkſam. Die gegenteilige Auffaſſung, die etwa 
auch hier die Auflage nicht als Auflage im Rechtsſinne, ſon 
dern auch als Bedingung auffaſſen wollte, würde in vielen 
Fällen dazu führen, daß die Bedingung nie erfüllt werden 
könnte, weil in den meiſten Fällen der Verkaufserlös erſt 
nach der Eigentumsumſchreibung zu zahlen iſt, alſo erſt daun 
die Abführung des von dem Verkäufer an das Reich zu 
zahlenden Betrages und damit die Erfüllung der nach der 
genannten Beſtimmung der VVO. gemachten Auflage mög⸗ 
lich iſt. Man kann aber nicht etwas zur Bedingung machen 
wollen, was in den meiſten Fällen erſt nach Erfüllung des 
genehmigten Rechtsgeſchäftes geleiſtet werden kann. Für das 
Grundbuchamt ergibt ſich aus dieſer Rechtslage, daß es in 
dieſem Falle, in dem der Genehmigung nach der VVO. eine 
echte Auflage im Rechtsſinne beigefügt iſt, die Eigentums- 
umſchreibung nicht von der vorherigen Erfüllung der echten. 
Auflage abhängig machen darf. 

Art. 3 Abi. 1 Ziff. 2 VVO. hat noch durch Art. 1 
Ziff. 2 der 2. DurchfVOO. z. VVO. v. 19. Aug. 1937 (Rh 
Bl. I, 909) eine Ergänzung dahin erfahren, daß bei dem 
Erwerb eines zu einem Entſchuldungsbetriebe gehörigen 
Grundſtückes auf Grund des Geſetzes über die Landbeſchaffung 
für Zwecke der Wehrmacht v. 29. März 1935 (RG Bl. I, 467 
bei Erbhofgrundſtücken in den Fällen, in denen der Ver 
kaufserlös zur Anſchaffung von landwirtſchaftlichem Erſatz 
land verwendet werden ſoll, „im Wege der Auflage“ unter 
entſprechender Anwendung des Art. 3 Abf. 1 Ziff. 2 VV O. 
angeordnet werden kann, daß ein Teil des Erlöſes von dem 
Erwerber einzubehalten iſt. Auch in dieſem Falle handelt es 
ſich um eine Genehmigung unter einer echten Auflage im 
rechtlichen Sinne. Auch hier iſt die Einbehaltung eines Teiles 
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des Verkaufserlöſes, genau ſo wie bei der Auflage nach Art. 3 
Abſ. 1 Ziff. 2 VO. die Abführung eines Teiles des Er⸗ 
löſes, nicht zur Bedingung für das Wirkſamwerden der er⸗ 
teilten Genehmigung gemacht, ſondern die Einbehaltung iſt 
nur die Folge einer wirkſam durchgeführten Veräußerung, 
die ihrerſeits wiederum nur möglich iſt, wenn die Veräuße⸗ 
rungsgenehmigung wirkſam vorliegt. Die Erfüllung der Auf- 
lage iſt auch hier wie bei Art. 3 Abſ. 1 Ziff. 2 VVO. aus 
den dort angeführten Gründen grundſätzlich erſt nach grund⸗ 
buchrechtlicher Vollziehung des genehmigten Rechtsgeſchäftes 
möglich. Es kann daher auch erſt nach dieſem Zeitpunkt eine 
Einbehaltung eines an ſich nunmehr auszuzahlenden Be⸗ 
trages erfolgen. Das Grundbuchamt hat ſomit auch in 
dieſem Falle nicht zu prüfen, ob die Auflage erfüllt iſt oder 
nicht. Die Eigentumseintragung darf nicht etwa von der Ein⸗ 
behaltung des Betrages abhängig gemacht werden. Die Ein⸗ 
behaltung vor der Eigentumsumſchreibung iſt in den meiſten 
Fällen, wie oben gezeigt, überhaupt nicht möglich. Aber ſelbſt 
wenn im Einzelfall die Auszahlung des Verkaufserlöſes vor 
der Eigentumseintragung zu erfolgen hatte, ſo hätte ſich 
dennoch das Grundbuchamt nicht um die Einbehaltung zu 
kümmern, weil die Auflage der Einbehaltung eines Teil⸗ 
betrages des Verkaufserlöſes der Genehmigung nicht der⸗ 
geſtalt beigefügt iſt, daß das Wirkſamwerden der Genehmi⸗ 
gung davon abhängig gemacht wäre. Die gemachte Auflage 
weiſt vielmehr bezüglich ihrer Erfüllung grundſätzlich in die 
Zukunft. 

Es iſt auch möglich, daß im Einzelfall bei einer Ge⸗ 
nehmigung die Ziff. 1 und 2 des Art. 3 Abſ. 1 VV. mit⸗ 
einander verbunden werden, d. h. alſo, daß aufgegeben wird: 
a) einen angemeſſenen Kaufpreis zu vereinbaren und b) da- 
von einen angemeſſenen Teil an das Reich abzuführen. In, 
dieſem Falle kann die Eigentumseintragung unter Berück⸗ 
ſichtigung des zu Art. 3 Abſ. 1 Ziff. 1 BVO. Ausgeführten 
erſt erfolgen, wenn durch den Nachweis einer Nachtrags⸗ 
vereinbarung der zu zahlende angemeſſene Kaufpreis feſtſteht. 

3. Im Falle des Art. 3 Abſ. 1 Ziff. 3 VV. iſt es nicht 
möglich, die Genehmigung unter Beifügung einer Auflage 
oder einer Bedingung zu erteilen. Wird bei dem Antrag auf 
Genehmigung der Veräußerung feſtgeſtellt, daß der Erwerber 
nicht die Gewahr für die Sicherheit der Reichsmittel bietet, 
die dem Betriebe bei Durchführung des Entſchuldungsver⸗ 
fahrens zugute gekommen find, fo kann die nachgeſuchte Go 
nehmigung nur uneingeſchränkt verſagt werden. Ob jemand 
die in Art. 3 Abſ. 1 Ziff. 3 VO. geforderte Gewähr bietet, 
häugt von feiner Perſon und gegebenenfalls auch von feinen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen ab. Dieſe Vorausſetzungen liegen 
in der Perſon des Erwerbers entweder vor oder nicht; ſind 
ſie nicht gegeben, ſo kann ihr Erwerb auch nicht zu einer 
Auflage oder Bedingung gemacht werden. 


Fur erbſchaftſteuerlichen Bewertung 


Von Rechtsanwalt Dr. Dr. Megow, Küſtrin 


1. Grundſäßliches 


Das Steuerrecht hat ein eigenes Bewertungsſyſtem. 
Der Grundſatz der Steuergerechtigkeit verlangt eine Bewer⸗ 
tung vornehmlich nach einem individuellen Maßſtab, der 
Grundſatz der möglichſten Vereinfachung des ſteuerlichen Be 
wertungsverfahrens erfordert wiederum eine gewiſſe ſchema⸗ 
tiſche Bewertung. Andererſeits hat es ſich gezeigt, daß je nach 
dem Charakter des einzelnen Steuergeſetzes Unterſchiede in 
den Bewertungsmethoden beſtehen müſſen. So hat das Ein- 
kommen- und Körperſchaftſteuerrecht eigene Bewertungsvor— 
ſchriften, die in gewiſſem Umfange auch mit dem Handels- 
recht gekoppelt ſind. 

Im Erbſchaftſteuerrecht richtet ſich die Bewertung grund— 
ſätzlich nach den allgemeinen Bewertungsvorſchriften des 
RBBewG. v. 16. Okt. 1934. Soweit beſondere Werte auf 
Grund des R BewG. bereits feſtgeſtellt wurden (Einheits- 
werte), ſind ſie ohne weiteres ſür die Erbſchaftſteuer zu ver 


wenden, auch wenn der Feſtſtellungszeitpunkt dem Entſtehen 
der Steuerſchuld vorangegangen iſt. Gemäß 8 22 Abf. 2 
ErbſchStch. ſind für land- und forſtwirtſchaftliches Vermögen, 
für Grundvermögen und für Betriebsgrundſtücke die Einheits⸗ 
werte maßgebend, die nach den beſonderen Bewertungsvor⸗ 
ſchriften des RBewch. auf den Zeitpunkt feſtgeſtellt find, der 
dem Entſtehen der Steuerſchuld vorangegangen iſt oder mit 
ihm zuſammenfällt. 


Durch die Verknüpfung der Bewertungsbeſtimmungen 
des R Bewag. mit der erbſchaftſteuerlichen Bewertung ſind 
inſoweit auch die Begrifſsbeſtimmungen des RBewG. für 
die Erbſchaftſteuer anwendbar (vgl. Ott, „Die Behandlung 
grundſtücksgleicher Rechte“: StuW. 1934 Sp. 1284). Die 
entſprechende Anwendung der Beſtimmungen des R Bew. 
bedeutet, daß hierbei auch Sinn und Zweck des Erbſch StG. 
zu beachten ſind. Beim Tode des Erblaſſers findet ja nicht 
eine Bewertung ſeines geſamten Vermögens ſtatt, vielmehr 
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haben die Erbſchaftſteuerbehörden lediglich den den einzelnen 
Berechtigten (Erben, Pflichtteilsberechtigten, Vermächtnis⸗ 
nehmern uſw.) zufallenden Teil der Erbmaſſe zu bewerten. 
Bei Schenkungen iſt ja auch nur der Gegenſtand der Schen⸗ 
kung der erbſchaftſteuerlichen Bewertung zu unterwerfen. 

b im übrigen im Zeitpunkt der Entſtehung der Steuer⸗ 
ſchuld ſchon ein Einheitswert gemäß § 22 Abſ. 2 ErbiHSt®. 
bekannt war, iſt nach ſtändiger Rechtſprechung des RH. un⸗ 
erheblich (Urt. v. 20. Okt. 1931, Je A 443/31: Mrozek Kartei 
Erbſch StG. 1925 § 22 R. 21). Die Einheitswerte für die Ver⸗ 
mögensgruppen des § 22 Abſ. 2 (Land⸗ und Forſtwirtſchaft, 
Grundvermögen, Betriebsgrundſtücke) ſind ohne weiteres für 
die erbſchaftſteuerliche Bewertung bindend. Ob und inwieweit 
Einheitswertbeſcheide anfechtbar ſind, kann lediglich im Rechts⸗ 
mittelverfahren gegen den Einheitswertbeſcheid entſchieden 
werden. Wird von Amts wegen der Einheitswert geändert, ſo 
iſt der Erbſchaftſteuerbeſcheid, auch wenn er bereits unanfecht⸗ 
bar geworden iſt, ebenfalls von Amts wegen entſprechend zu 
ändern. 

Selbſt wenn der Einheitswertbeſcheid noch nicht rechts⸗ 
kräftig iſt, kann er bereits der Erbſchaftſteuerfeſtſetzung zu⸗ 
grunde gelegt werden. In der Regel wird in ſolchen Fällen 
nur eine vorläufige Erbſchaftſteuerfeſtſetzung erfolgen. 

Die Bedeutung der Bewertungsbeſtimmung des 8 22 
ErbſchStG. beſteht lediglich darin, feſtzuſtellen, was den ein⸗ 
zelnen ſteuerlichen Vermögensarten zuzurechnen iſt und wie 
dieſe, falls ein erbſchaftſteuerrechtlicher Erwerb vorliegt, zu 
bewerten find. Was ſteuerlicher Erwerb iſt, muß den 88 2—4 
und 8 ErbſchStG. entnommen werden. Insbeſondere können 
alſo die Bewertungsbeſtimmungen des 8 22 ErbſchStG. nicht 
bei der Entſcheidung darüber verwertet werden, ob ein ſchen⸗ 
kungſteuerpflichtiger Rechtsvorgang vorliegt. Das Erbſchaft⸗ 
ſteuerrecht gebraucht nämlich den Ausdruck „Schenkung“ im 
Sinne des bürgerlichen Rechts. Demnach iſt Vorausſetzung 
der Schenkungſteuerpflicht Erfüllung der Tatbeſtandsmerkmale 
des § 516 BGB. Neben der Schenkung im Sinne des bürger⸗ 
lichen Rechts iſt aber auch jede andere freigebige Zuwendung 
unter Lebenden der Schenkungſteuer unterworfen, ſoweit der 
Bedachte durch fie auf Koſten des Zuwendenden bercichert 
wird. Bei Schenkungen iſt daher zunächſt zu unterſuchen 
a) Liegt eine Schenkung vor? 

b) Wenn ja, was iſt zu verſteuern? 
Nur die Frage zu b wird durch § 22 ErbſchStch. geregelt. 


II. Allgemeine Bewertung 

Maßgebend ſind die Vorſchriften des erſten Teils des 
RVBewG., alſo die 88 1—17 (NCH Bl. 1934, I, 1035). Soweit 
es ſich jedoch um land- und forſtwirtſchaftliches Vermögen, 
Grundvermögen und Betriebsgrundſtücke handelt, gelten die 
im Bewertungsverfahren zu ermittelnden bzw. feſtgeſtellten 
Einheitswerte. Die letzte Hauptfeſtſtellung der Einheitswerte 
iſt am 1. Jan. 1935 erfolgt. 

Für die erbſchaftſteuerliche Behandlung iſt nicht maß⸗ 
gebend die Bewertung des Betriebs vermögens als ſolches; 
lediglich die Bewertung der Betriebsgrundſtücke iſt für 
die Erbſchaftſteuerfeſtſetzung maßgebend. Ferner ſind die Be⸗ 
ſtimmungen der 88 67—72 RBewG. über die Bewertung des 
ſonſtigen Vermögens auf das Erbſchaftſteuerrecht nicht über⸗ 
tragbar, weil es ſich um Vorſchriften des zweiten Teils des 
RBewG. handelt. Bei den allgemeinen Bewertungsvorſchrif⸗ 
ten fehlen Beſtimmungen über die Ermittlung des Ertrags⸗ 
wertes. Dies iſt darauf zurückzuführen, daß kein Steuergeſetz 
mehr allgemein die Ermittlung von Ertragswerten vorſchreibt. 
Jedoch ſind für die Feſtſtellung der Ertragswerte für das 
land⸗ und forſtwirtſchaftliche Vermögen in den beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen des RBewG. Vorſchriften enthalten, die zur Er- 
mittlung des Einheitswertes führen (vgl. zu dieſen Fragen 
auch Dziegalowsky -Thümen, „RBewG.“, 4. Aufl. mit 
Nachtrag). 

Nach dem RBewch. ſind wirtſchaftliche Einheiten für ſich 
beſonders zu bewerten (82 RBewöG.). Dieſe Bewertung hat 
im Erbſchaftſteuerverfahren nach den Vorſchriften des RBewöß. 
zu erfolgen, wenn und ſoweit der Vermögensteil nicht bereits 


in einem für die erbſchaftſteuerliche Bewertung zu berückſich⸗ 
tigenden Einheitswert mit enthalten iſt ($ 22 Abſ. 2 ErbſchStG.). 
Ob eine wirtſchaftliche Einheit vorliegt, entſcheiden die An⸗ 
ſchauungen des Verkehrs, insbeſondere die örtliche Gewohn⸗ 
heit, die tatſächliche Übung, die Zweckbeſtimmung und die 
wirtſchaftliche Zuſammengehörigkeit. Jedoch kommen als wirt⸗ 
ſchaftliche Einheit gemäß § 2 Abſ. 2 RBewG. mehrere Wirt- 
ſchaftsgüter nur dann in Betracht, wenn ſie demſelben Eigen⸗ 
tümer gehören. Dies bedeutet für die erbſchaftſteuerliche Be⸗ 
handlung, daß nur ſolche Wirtſchaftsgüter als wirtſchaftliche 
Einheit zuſammen bewertet werden dürfen, die auf Grund des 
ſteuerpflichtigen Vorgangs (Erbfall, Schenkung, Zweckzuwen⸗ 
dung) nur einem einzelnen Berechtigten zufallen. Wirtſchaft⸗ 
liche Einheiten ſind im übrigen nicht durch Zuſammenrechnung 
der Einzelwerte zu ermitteln, wenn nicht etwa eine Bewertung 
der einzelnen Wirtſchaftsgüter ausdrücklich vorgeſchrieben iſt. 
Die erbſchaftſteuerliche Bewertung erfolgt gegenüber dem Erb⸗ 
ſchaftſteuerpflichtigen nur inſoweit, als dieſer überhaupt be⸗ 
reichert iſt. 

Für die ſteuerrechtliche Zurechnung iſt 8 11 StAnpch. 
heranzuziehen (vgl. Megow, „Handbuch des Steuerrechts“ 
S. 163). Wird z. B. der Eigenbeſitz an einem Wirtſchafts⸗ 
gut ererbt, ſo wird der Eigenbeſitz dem Eigenbeſitzer zugerech⸗ 
net (§ 11 Ziff. 4 StAnpGG.). Mithin wird der Erwerb des 
Eigenbeſitzes genau ſo behandelt wie der Erwerb zu bürgerlich⸗ 
rechtlichem Eigentum. Steht ein Wirtſchaftsgut mehreren 
Perſonen zu, ſo iſt ſein Wert im ganzen zu ermitteln (8 3 
R BewG.) und dieſer Wert auf die Beteiligten nach dem Ver⸗ 
hältnis ihrer Anteile zu verteilen, ſoweit nicht etwa die Ge⸗ 
meinſchaft ſelbſtändig ſteuerpflichtig ift. 

Iſt alſo z. B. der Erblaſſer Miteigentümer an einem 
Gemälde, ſo wird der Wert des geſamten Gemäldes ermittelt 
und dem Erben der verhältunismäßige Wert, zu welchem der 
Erblaſſer beteiligt war, zugerechnet. Die Erbengemeinſchaft als 
ſolche iſt keine ſteuerlich rechtsfähige Perſon. Erben alſo zwei 
Erben das einem Erblaſſer allein gehörige Bild, ſo iſt der 
Wert nach der Höhe der Erbteile auf die Erben zu zerlegen. 
Jeder Erbe hat den anteilmäßigen Wert der Erbſchaftbeſteue⸗ 
rung zuzuführen. Nur dann wird eine Erbengemeiuſchaft zu 
einer ſteuerlich rechtsfähigen Perſon und ſteuerrechtlich einer 
O G. gleichgeſtellt, wenn die Erbauseinanderſetzung hinſicht⸗ 
lich eines von der Erbengemeinſchaft betriebenen Unternehmens 
für lange Zeit ausgeſchloſſen iſt und das Unternehmen nach 
Art und Umfang einen in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten 
Geſchäftsbetrieb erfordert (RF. 26, 173). 

Hinſichtlich der Bewertung aufſchiebend bedingten Er⸗ 
werbs, auflöſend bedingten Erwerbs, aufſchiebend und auf⸗ 
löſend bedingter Laſten und der Befriſtung auf einen un⸗ 
beſtimmten Zeitpunkt iſt auf die Sondervorſchriften der 88 4 
bis 8 BewG. zu verweiſen. Immer bleibt jedoch feſtzuhalten, 
daß es ſich hier nur um Bewertungs vorſchriften handelt, 
nicht aber um die Frage, ob ein erbſchaftſteuerpflichtiger Er- 
werb überhaupt vorliegt. 

Hinſichtlich der Verfügungsbeſchränkungen iſt auf die 
Sonderregelung des 8 10 R BewG. zu verweiſen. Perſönliche 
Verhältniſſe ſind hiernach überhaupt nicht zu berückſichtigen. 
Verfügungsbeſchränkungen, ſoweit ſie auf geſetzlicher Grund⸗ 
lage oder rechtsgeſchäftlicher Grundlage beruhen, ſind unbeacht⸗ 
lich, wenn ſie in der Perſon des Steuerpflichtigen oder ſeines 
Rechtsvorgängers begründet ſind. Geſchäftsunfähigkeit, Kon⸗ 
kurseröffnung, Nachlaßverwaltung, Zwangsverwaltung bzw. 
Zwangsverſteigerung uſw. wirken ſich alſo ſteuerlich nicht wert⸗ 
mindernd aus. Grundſätzlich iſt, ſoweit nicht die Einheitswerte 
anwendbar ſind, der gemeine Wert zugrunde zu legen. Nach 
810 Abſ. 2 RBewG. wird der gemeine Wert durch den Preis 
beſtimmt, der im gewöhnlichen Geſchäftsverkehr nach der Be 
ſchaffenheit des Wirtſchaftsgutes bei einer Veräußerung zu 
erzielen wäre. Dabei ſind alle Umſtände, die den Preis be⸗ 
einfluſſen, zu berückſichtigen. Ungewöhnliche oder perſönliche 
Verhältniſſe ſind nicht zu berückſichtigen. 

Für Wertpapiere iſt der Kurswert (8 13 R Bew.), 
für Kapitalforderungen und Schulden der Nennwert (8 14 
R Bew.), für Verſicherungen der Rückkaufswert (5 14 


370 


2954 


RBewG.), für Rentenanſprüche ein Vielfaches der einjährigen 
Nutzung (8 16 R BewG.) anzunehmen. 

Die Ermittlung des gemeinen Werts unterliegt exheb- 
lichen Schwierigkeiten, weil in der Regel wirklich paſſende 
Vergleichsobjekte nur ſelten vorliegen. Soweit Wirtſchafts⸗ 
güter einem Unternehmen dienen, ſind ſie mit dem Teilwert 
(812 R Bew.) zu bewerten, d. h. mit dem Betrage, den ein 
Erwerber des ganzen Unternehmens im Rahmen des Geſamt⸗ 
kaufpreiſes für das einzelne Wirtſchaftsgut anſetzen würde. 
Dabei iſt davon auszugehen, daß der Erwerber das Unter⸗ 
nehmen fortführt. Bei gutgehenden Unternehmen iſt der Teil⸗ 
wert in der Regel dem Betrag der Wiederbeſchaffungskoſten 
gleichzuſetzen. 

Bei der Bewertung von Kapitalforderungen und Schul⸗ 
den iſt vom Nennwert abzugehen, wenn beſondere Umſtände 
einen höheren oder geringeren Wert begründen. Ob beſondere 
Umſtände vorliegen, iſt Tatfrage. Maßgebend find die Ver⸗ 
hältniſſe am Stichtage des erbſchaftſteuerlichen Erwerbs. Eine 
verſtändige und ſachgemäße Beurteilung der Verhältniſſe hat 
vom Standpunkt dieſes Stichtages zu erfolgen. Nicht maß⸗ 
gebend iſt alſo der bei der Bilanz etwa eingeſetzte Wert. 

Sogenannte Schadensverſicherungen (Feuer, Einbruch, 
Unfall, Haftpflicht uſw.) löſen überhaupt keine Erbſchaftſteuer⸗ 
pflicht aus, wenn die Verſicherungsanſprüche erſt durch den 
Erbfall entſtehen. 

Die Berechnung des Kapitalwerts wiederkehrender 
Nutzungen und Leiſtungen erfolgt gemäß $ 15 R BewG. 8 76 
Durchf BeſtRBewG. 1935, § 16 R BewG. und 876 Abſ. 2 
Durchf BeſtR BewG. 1935 beziehen ſich auf die Ermittlung des 
Kapitalwerts von lebenslänglichen Nutzungen und Leiſtungen. 
§ 17 RBewG. und 875 Durchf BeſtRBewG. 1935 errechnen 
den Jahreswert von Nutzungen und Leiſtungen einſchließlich 
der Altenteile und Nießbrauchsrechte. 8 17 Abſ. 3 regelt die 
Bewertung von Nutzungen an gewerblichen Betrieben, Pa⸗ 
tenten, Urheberrechten uſw. (vgl. auch Megow, „Handbuch“ 
S. 191 ff. und Megow, „ErbihSt6.“, 822 Anm. II -V). 


III. Land- und forſtwirtſchaftliches Vermögen 


Die Erbſchaftſteuerbehörden ſind an den durch den Ein 
heitswertbeſcheid ermittelten Wert gebunden. Sie haben jedoch 
ſelbſtändig den Berechtigten bzw. die Anteile der Berechtigten 
zu ermitteln (JW. 1933, 197). 

Es iſt daher ausſchließlich im Erbſchaftſteuerverfahren 
nachzuprüfen, ob und inwieweit ein Gegenſtand dem Er⸗ 
werber gehört. 

Die Feſtſtellung des Einheitswertes für land- und forft- 
wirtſchaftliches Vermögen erfolgt nach beſonderen Grundſätzen. 
für landwirtſchaftliches Vermögen, forſtwirtſchaftliches Ver⸗ 
mögen, Weinbauvermögen, gärtneriſches Vermögen und das 
übrige land⸗ und forſtwirtſchaftliche Vermögen. Zu der letz— 
teren Vermögensart gehört insbeſondere das der Fiſchzucht, 
der Teichwirtſchaft und das der Binnenfiſcherei gewidmete 
Vermögen. 

Bei der erbſchaftſteuerlichen Bewertung find alle Ver: 
mögensteile, die durch die Einheitsbewertung erfaßt wurden, 
wertmäßig feſtgelegt. Nur die hierdurch nicht erfaßten Wert⸗ 
teile ſind beſonders zu bewerten. Welche Vermögensteile 
durch die Einheitsbewertung mit erfaßt worden ſind, iſt den 
Beſtimmungen des RBewG. zu entnehmen. 


Zum landwirtſchaftlichen Vermögen gehören alle Teile 


(insbeſondere Grund und Boden, Gebäude, ſtehende und um⸗ 
laufende Betriebsmittel, Nebenbetriebe und Sonderkulturen) 
einer wirtſchaftlichen Einheit, die dauernd einem landwirt- 
ſchaftlichen Hauptzweck dienen (landwirtſchaftlicher Betrieb). 
Nicht hierunter fallen jedoch nach ausdrücklicher Beſtimmung 
des § 29 Abſ. 2 RBemG. Zahlungsmittel, Geldforderungen 
und Wertpapiere, Geldſchulden, der Überbeſtand an umlau⸗ 
fenden Betriebsmitteln (vgl. auch Meg ow, „Erbih&t®.“, 
§ 22 Anm. III). 

Die Erbſchaftbeſteuerung erfaßt lediglich die Bereiche⸗ 
rung. Sind Gegenſtände in einem Einheitswertverfahren mit⸗ 
bewertet, aber auf den Erwerber nicht übergegangen, ſo muß 
der Einheitswert entſprechend herabgeſetzt werden. Häufig iſt 
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eine ſolche Auseinanderrechnung überflüſſig, da bereits für 
die Vermögenſteuer der auf jeden Eigentümer entfallende An⸗ 
teil nach dem Verhältnis ſeiner Beteiligung am Geſamtwert 
feſtgeſtellt wird. Hinſichtlich der übrigen Bewertungsfragen 
muß ebeufalls auf die grundſätzlichen Ausführungen bei Me⸗ 
go w, „ErbſchStG.“, § 22 Anm. III verwieſen werden. 


IV. Grundvermögen 

Auch hier ſind die Erbſchaftſteuerbehörden lediglich an 
den Einheitswert gebunden, nicht aber an die Feſtſtellung des 
Berechtigten. Zum Grundvermögen gehört der Grund und 
Boden mit Ausnahme der Land- und Forſtwirtſchaft und der 
Betriebsgrundſtücke. Nicht zum Grundvermögen gehören die 
Maſchinen und ſonſtigen Vorrichtungen aller Art, die zu einer 
Betriebsanlage gehören, auch wenn ſie weſentliche Beſtand⸗ 
teile ſind (vgl. 88 50—53 RBewG., 88 32—46 Durchf Beſt⸗ 
RBewc.). Auch die Gewerbeberechtigungen gehören nicht zum 
Grundvermögen (8 58 R Bew.). 

Was zur Vermögensart des Grundvermögens gehört, 
iſt Tatfrage. Vgl. insbeſondere wegen der Zurechnung von 
Bauland, Induſtrieland oder Land für Verkehrszwecke zum 
Grundvermögen § 51 Abſ. 2 RBewG. Das bloße Vorhan⸗ 
denſein von Bebauungsplänen rechtfertigt noch nicht die An⸗ 
nahme von Grundvermögen. Die Bewertung des Grundver⸗ 
mögens erfolgt nach beſtimmt aufgegliederten Grundſtücks⸗ 
hauptgruppen und nach beſtimmten Bewertungsmaßſtäben 
(bgl. Megow, „Erbſch Stg.“, § 22 Abſ. 2 Anm. IV). 


V. Betriebsgrundſtücke 


Auch für Betriebsgrundſtücke iſt der im Bewertungsver⸗ 
fahren feſtgeſtellte Einheitswert anzuwenden. Die Feſtſtellung 
des Berechtigten hinſichtlich des Betriebsgrundſtückes obliegt 
allein den Erbſchaftſteuerbehörden. Ein Betriebsgrundſtück 
iſt gemäß $ 57 R Bew. der zu einem gewerblichen Betrieb 
gehörige Grundbeſitz, ſoweit er, losgelöſt von feiner Zugehö⸗ 
rigkeit zu dem gewerblichen Betrieb 

1. zum Grundvermögen gehören würde oder 

2. einen land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betrieb bilden 

würde. 

Dient das Grundſtück zu mehr als der Hälfte ſeines Wertes 
einem gewerblichen Betrieb, ſo gilt das ganze Grundſtück 
als Betriebsgrundſtück. Dient es entſprechenden Zwecken nur 
zur Hälfte oder zu einem geringeren Teil, ſo gehört das 
ganze Grundſtück zum Grundvermögen. Dieſe Frage iſt 
aber bereits im Einheitsbewertungsverfahren zu entſcheiden. 

Ebenſo iſt für das Betriebsvermögen ein Einheitswert 
feſtzuſtellen. Gemäß § 54 NBem®. gehören zum Betriebs⸗ 
vermögen alle Teile einer wirtſchaftlichen Einheit, die dem 
Betrieb eines Gewerbes als Hauptzweck dienen, ſoweit die 
Wirtſchaftsgüter dem Betriebsinhaber gehören (gewerblicher 
Betrieb). Der für das Betriebsvermögen feſtgeſtellte Ein⸗ 
heitswert iſt auf die erbſchaftſteuerliche Bewertung nicht 
übertragbar. Lediglich der Einheitswert des Betriebsgrund⸗ 
ſtückes iſt für die erbſchaftſteuerliche Bewertung maßgebend. 
Die übrigen Teile des Betriebsvermögens find nach den all- 
gemeinen Bewertungsbeſtimmungen des RBewG. im Erb⸗ 
ae et zu bewerten (vgl. Abſchnitt II dieſes Auf⸗ 
atzes). 

Das Betriebsvermögen muß erbſchaftſteuerlich nach dem 
Stichtage des Erwerbs, alſo z. B. dem Zeitpunkt des Todes 
des Erblaſſers, bewertet werden. Nicht maßgebend iſt mithin 
ein hiervon abweichender Vilanzſtichtag, weil hierdurch der 
Erbſchaftſteuerſtichtag auf einen ſpäteren oder früheren Zeit⸗ 
punkt als den Todestag des Erblaſſers verlegt werden würde. 

Ergänzend ſei noch hervorgehoben, daß die ſteuerrecht⸗ 
liche Bewertung der Betriebsgrundſtücke entweder nach den 
Grundſätzen der Bewertung des Betriebsvermögens oder des 
land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Vermögens geſchieht. Die Ren⸗ 
tabilität des Unternehmens iſt alſo bei der ſteuerrechtlichen 
Bewertung eines Betriebsgrundſtückes ohne Bedeutung. 


VI. Zuſammenfäſſung 
Die erbſchaftſteuerliche Bewertung erſcheint zunächſt 
außerordentlich kompliziert. Das Syſtem der erbſchaftſteuer⸗ 
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lichen Bewertung iſt aber erheblich dadurch vereinfacht, daß 
für die weſentlichſten Vermögensgruppen die Einheitswerte 
übernommen werden und daß die allgemeinen Bewertungs 
grundſätze des NBew®. für anwendbar erklärt worden ſind. 

Grundſätzlich iſt bei der praktiſchen Behandlung von 
Fällen zunächſt zu prüfen, ob überhaupt ein erbſchaftſteuer⸗ 
licher Vorgang vorliegt. Bei dieſer Prüfung haben die Be- 
wertungsvorſchriften vollkommen außer acht zu bleiben. Erſt 
wenn feſtgeſtellt wird, ob ein erbſchaftſteuerlicher Vorgang 
vorliegt, iſt im Erbſchaſtſteuerverfahren ſelbſtändig zu prüfen, 
ob und inwieweit der mutmaßliche Steuerpflichtige einen erb⸗ 
ſchaſtſteuerlichen Erwerb gemacht hat. Iſt dieſe Frage zu be⸗ 
jahen, dann iſt zu prüfen, ob und inwieweit es ſich um land⸗ 
und forſtwirtſchaftliches Vermögen, um Grundvermögen oder 
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um Betriebsgrundſtücke handelt. Soweit dies der Fall iſt, 
ſind für die Bewertung die Einheitswerte nach Maßgabe der 
obenſtehenden Ausführungen zu verwenden. Soweit dies nicht 
der Fall iſt, gelten die allgemeinen Beſtimmungen des 
KBewG. Dieſe allgemeine Bewertung erfolgt im Erbſchaft⸗ 
ſteuerverfahren ſelbſtändig. 

Im 8 22 Abi. 3 R BewG. iſt noch vorgeſehen, daß der 
Reichsminiſter der Finanzen Durchführungsbeſtimmungen er⸗ 
laſſen ſollte. Insbeſondere ſollte beſtimmt werden, welcher 
Wert anzuſetzen iſt, wenn ein Einheitswert für den erwor⸗ 
benen Gegeuſtand nicht feſtgeſtellt iſt, und unter welchen 
Vorausſetzungen ſtatt des Einheitswertes ein anderer Wert 
zugrunde zu legen iſt. Solche Durchführungsbeſtimmungen 
liegen bisher nicht vor. 


Geſamthänderiſcher Erwerb innerhalb der Erbengemeinſchaft 


Von Landgerichtsrat 


1. Während die Form des Miteigentums nach ideellen 
Bruchteilen für einen rechtsgeſchäftlichen Erwerb grundſätzlich 
uneingeſchränkt zur Verfügung ſteht, ſchränkt das BGB. (un- 
beſchadet des landesrechtlichen Vorbehalts in Art. 113 EG⸗ 
BGB.) die Figur der Geſamthandsgemeinſchaft, insbeſondere 
die Möglichkeit eines Erwerbes zur geſamten Hand auf die 
ausdrücklich zugelaſſenen drei Fälle der Geſellſchaft (88 705 ff. 
insbeſ. 718, 719; 54 BGB.; ſ. auch 88 105, 161 HGB.), 
der ehelichen Gütergemeinſchaft (88 1437 ff. insbeſ. 1438, 
1442, 1483 ff., 1519 ff., 1549) und der ungeteilten Erben⸗ 
gemeinſchaft Ike 2032 ff. BGB.) ein. Dieſe drei Fälle unter- 
ſcheiden ſich, was den Grund für die Entſtehung der Gemein⸗ 
ſchaft angeht, dadurch, daß die beiden erſten Gemeinſchaften. 
durch Vertrag ins Leben gerufen werden (vgl. 88 705, 1432, 
1437 BGB.), während die Erbengemeinſchaft nur kraft Ge⸗ 
ſetzes, nämlich durch den Erbfall (88 2032, 1922), geſchaf⸗ 
fen werden kann. Hinſichtlich des geſamthänderiſch gebundenen 
Vermögens dieſer Gemeinſchaften ſind außerdem noch folgende 
weiteren Unterſchiede zwiſchen den beiden erſten Gruppen und 
der letzten Gruppe, der Erbengemeinſchaft, zu beachten: 

Bei Geſellſchaft und Gütergemeinſchaft beſteht das Ge 
ſamthandsvermögen, das Geſellſchaftsvermögen (8 718 BGB.) 
bzw. Geſamtgut (8 1438 BGB.), nicht nur aus dem, was 
zur Zeit der Errichtung der Geſellſchaft bzw. der Güterge— 
meinſchaft vorhanden war. Es fällt vielmehr auch dasjenige 
darunter, was ſpäter von den Geſellſchaftern bzw. den Ehe⸗ 
gatten erworben wird (88 718 Abſ. 1, 1438 Abſ. 1 Satz 2 
BGB.). Bei der Erbengemeinſchaft iſt das wegen der beſon⸗ 
deren Natur dieſes Rechtsverhältniſſes anders. Während Ge⸗ 
ſellſchaft und Gütergemeinſchaft weſentlich auf Erreichung 
eines beſtimmten in der Zukunft liegenden Zweckes, der der 
rechtsgeſchäftlichen Errichtung der Verbindung zugrunde lag 
(88 705, 1353 Abſ. 1, 1432, 1438 BGB.), gerichtet find, 
und dieſer Tendenz entſprechend das etwa ſchon vorhandene 
Geſamthandsvermögen meiſt noch erweitert werden ſoll, ſteht 
dieſer ſozuſagen lebenden Perſonenverbindung mit beſtim⸗ 
mungsgemäß wachſendenr Vermögen in dem ungeteilten Nach⸗ 
laß eine grundſätzlich endgültig in ſich abgeſchloſſene, ſozuſagen. 
tote Vermögensmaſſe gegenüber, in der ein Neuerwerb, eine 
weſentliche Erweiterung oder Vergrößerung der Maſſe nach 
der Natur des Rechtsverhältniſſes regelmäßig ausgeſchloſſen 
iſt. Die Miterben ſtehen daher dem ungeteilten Nachlaß von 
vornherein ungefähr ſo gegenüber wie Ehegatten nach Auf 
löſung der Gütergemeinſchaft (oder Geſellſchafter nach Beendi⸗ 
gung des Geſellſchaftsverhältuiſſes) gegenüber dem zu dieſem 
Endzeitpunkt vorhandenen Geſamthaudsvermögen (vgl. Stau 
dinger, 1 zu 8 2041). Das einzige weſentliche Ziel kann 
nunmehr nur noch die Auseinanderſetzung fein. Für den Um- 
fang des ungeteilten Nachlaſſes iſt daher, anders als bei Ge⸗ 
ſellſchaft und Gütergemeinſchaft, auch von vornherein grund⸗ 
ſätzlich ein Stichtag, nämlich der Zeitpunkt des Erbfalls, maß 
gebend (88 1922, 2001 uſw.). Während alſo cin Neuerwerb 
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zur geſamten Hand bei beſtehender Geſellſchaft oder Güter⸗ 
gemeinſchaft weitgehend möglich iſt, iſt dies innerhalb der 
beſtehenden Erbengemeinſchaft grundſätzlich ausgeſchloſſen. 

II. Gleichwohl können aber auch innerhalb einer derartig 
umriſſenen, ſozuſagen ſtarren Maſſe, wie ſie der Nachlaß iſt, 
in der Zeit bis zur Auseinanderſetzung Veränderungen im 
Umfang der Maſſe auftreten. Auf Grund eines zum Nachlaß 
gehörenden Rechts (3. B. in Form von Früchten) oder als 
Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines 
Nachlaßgegenſtandes (3. B. in Geſtalt von Schadenserſatzan⸗ 
ſprüchen) können neue Gegenſtände zur Maſſe hinzutreten. Es 
ſind dies die Fälle der echten dinglichen Erſetzung. Wie ein 
roter Faden zieht ſich hier durch das BGB. die Beſtimmung, 
daß derartige Gegenſtände zu der betreffenden Maſſe fallen, 
zu der ſie in dem genannten engen rechtlichen Verhältnis 
ſtehen (88 2041 [Nachlaß], 718 Abi. 2 [Geſellſchaft), 1370 
[Vorbehaltsgut der Frau], 1473 [Geſamtgut], 1524 [Einge⸗ 
brachtes bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft!, 1638 Abf. 2, 
1651 Abſ. 2 [Vermögen des Kindes, das der Verwaltung 
bzw. Nutznießung des Vaters entzogen ift], 2374 [Erbſchafts⸗ 
kauf]). Wenn ſich auch die Beſtimmung des § 2041 Sat 1 
innerhalb des Kapitels „Rechtsverhältnis der Erben unterein⸗ 
ander“ findet, fo iſt damit jedoch nicht eine nur intern⸗rela⸗ 
live, ſondern, wie ſich auch aus §88 2041 Satz 2, 2019 Abſ. 2 
BGB. ergibt, zugleich abſolute Regelung gegeben. Nament⸗ 
lich iſt es für die Nachlaßgläubiger, wie die Entſch. des KG.: 
JW. 1937, 2199 zutreffend hervorhebt, von Bedeutung, 
daß der Nachlaß, was das Geſetz damit zugleich auch beab⸗ 
ſichtigt haben dürfte, als Zugriffsmaſſe möglichſt erhalten 
bleibt. Die Entſch. des OLG. Karlsruhe: DIZ. 1908 
Spalte 1349, in der es u. a. heißt: § 2041 regele das Ver⸗ 
hältnis der Miterben zueinander, nicht das zu den Gläubi⸗ 
gern, betraf, da in dem dort entſchiedenen Fall nicht für die 
Maſſe erworben war, einen ganz anders gelagerten Fall, ſo 
daß hierauf nicht eingegangen zu werden braucht. 

III. In all den obenaufgeführten Fällen der echten ding⸗ 
lichen Erſetzung, fo auch namentlich in $ 2040 Satz 1 BGB., 
findet ſich aber noch eine darüber hinausgehende weitere Be⸗ 
ſtimmung, daß nämlich alles, was durch ein Rechtsgeſchäft 
erworben wird, das ſich auf die betreffende Maſſe, hier den 
Nachlaß, bezieht, dinglich zur Maſſe, hier zum Nachlaß, ge⸗ 
hören ſoll. Durch dieſe Beſtimmung, die nicht an recht⸗ 
liche, ſondern wirtſchaftliche Verhältniſſe anknüpft, wird 
für die Erben, damit nicht wirtſchaftlich Zuſammengehörendes 
auseinandergeriſſen wird, eine Möglichkeit geſchaffen, das an 
ſich feſtumriſſene Nachlaßvermögen, und zwar u. U. ſogar er⸗ 
heblich, in ſeinem Umfang durch nachträglichen Erwerb zu än⸗ 
dern. Es wird hierdurch erreicht, daß die Erbengemeinſchaft, 
die ja ebenſo wie die übrigen Geſamthandsgemeinſchaften län⸗ 
gere Zeit beſtehen kann, ohne daß ſie dabei eine auf die Zu⸗ 
kunft gerichtete weſentliche Erwerbstendenz aufweiſt, wenig⸗ 
ſteus einigermaßen, ſoweit es die wirtſchaftliche Zweckmäßig⸗ 
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keit erheiſcht, den übrigen Geſamthandsgemeinſchaften, was 
den nachträglichen Erwerb zur geſamten Hand angeht, ange⸗ 
nähert wird. 

Als Vorausſetzungen für dieſen Fall der ſog. unechten 
dinglichen Erſetzung — ein Ausdruck, der nicht ganz zutrifft —, 
ſtellt die höchſtrichterliche Rechtſprechung (RG.: Sächſ Arch. 6, 
516; RG. 117, 264; 92, 139; 72, 165; „Recht“ 1924 
Nr. 178; neuerdings KG.: IW. 1937, 219913) im Einklang 
mit der im Schrifttum herrſchenden Auſicht (RGRKomm. 1 zu 
§ 2041, 4 zu § 1370 Staudinger, 2 zu 8 2041; 
teilw. a. M. Plauck, 1 zu 8 2041, Kipp 8 82, 2b) 
zwei Erforderniſſe auf: Einmal muß das Rechtsgeſchäft ſei⸗ 
nem Inhalt nach objektiv mit dem Nachlaß in Zuſammen⸗ 
hang ſtehen. Ferner muß der erwerbende Teil — anders als 
in den Fällen der echten dinglichen Erſetzung — auch ſubjektiv 
für den Nachlaß, alſo nicht etwa für ſich perſönlich, er⸗ 
werben wollen. Auf die hieran anſchließende Frage, wie weit 
dieſer Wille nach außen hin zu erkennen zu geben iſt (vgl. 
RG. 92, 139), ſoll hier nicht näher eingegangen werden. 
Nicht dagegen kommt als weitere Vorausſetzung in Betracht, 
daß der Erwerb mit Mitteln des Nachlaſſes durchgeführt 
wird. Inſofern unterſcheiden ſich die 88 2041, 1370, 1473 
uſw. (ſ. oben) ausdrücklich von der inſoweit verſchiedenen 
Gruppe der $$ 2019, 2111 BGB. (Erwerb des Erbſchafts⸗ 
beſitzers bzw. des Vorerben), wo dieſes weitere Erfordernis 
gilt. Zu dem Fehlen dieſer einſchränkenden Norm in der erſt⸗ 
genannten Gruppe bildet eben die Vorausſetzung, daß der er— 
werbende Teil nicht für ſich, ſondern für die Maſſe muß er⸗ 
werben wollen, das ausgleichende Korrelat. 

Unter dem Fall der unechten dinglichen Erſetzung werden 
in der Praxis regelmäßig nur ſolche Rechtsgeſchäfte verſtan⸗ 
den, die der Erhaltung und Verwaltung des Nachlaſſes die- 
nen (z. B. Anſchaffung von Zubehör, rechtsgeſchäftliche Er⸗ 
ſetzung eines ausſcheidenden Stückes durch ein anderes). 
Gleichwohl darf der Kreis der in Betracht kommenden Go— 
ſchäfte noch weiter gezogen werden, ſofern nur die oben 
genannten beiden Vorausſetzungen, objektiver Zuſammen⸗ 
hang mit dem Nachlaß und ſubjektiv auf Erwerb für den 
Nachlaß abgeſtellte Willensrichtung, gewahrt bleiben. Daß das 
Geſetz inſoweit grundſätzlich nicht eng auszulegen iſt, hat das 
RO. bereits in RG. 72, 165 zu dem ähnlichen Fall des 
§ 1370 BGB. beiläufig zum Ausdruck gebracht. Zur Be— 
gründung ſei namentlich weiter auch auf die vorangehenden 


Erwägungen verwieſen, wonach die noch beſtehende, un⸗ 
geteilte Erbengemeinſchaft trotz oder gerade wegen ihrer 
grundſätzlichen Schlechterſtellung gegenüber den anderen Ge- 
ſamthandsgemeinſchaften in der Frage etwaigen Neuerwerbs 
zwecks Erweiterung oder Ergänzung der Nachlaßmaſſe aus 
berechtigten wirtſchaſtlichen Geſichtspunkten eine gewiſſe Mög- 
lichkeit haben muß, Rechtsgeſchäfte abzuſchließen, deren Er⸗ 
gebnis geſamthäuderiſch in die Maſſe fällt, fo daß auf dieſe 
Weiſe der an ſich grundſätzlich ſtarre Nachlaß eine wirtſchaft⸗ 
lich zu begrüßende Erweiterung oder Ergänzung erfährt. Daß 
eine derartige Löſung auch den Nachlaßgläubigern, auf deren 
Schutz das Geſetz beſonders bedacht iſt, erwünſcht ſein kann, 
braucht nicht beſonders ausgeführt zu werden. 

Dieſen Grundſätzen entſpricht die bereits oben zitierte 
neuere Entſcheidung des KG.: JW. 1937, 2199 8. Nach dem 
dort mitgeteilten Sachverhalt war der Erblaſſer, der zu⸗ 
ſammen mit ſeiner Ehefrau je zur ideellen Hälfte als Mit⸗ 
eigentümer eines Hausgrundſtücks im Grundbuch eingetra⸗ 
gen war, von ſeinen vier erwachſenen Kindern beerbt worden. 
Die Witwe verkaufte darauf ihren Grundſtücksanteil an die 
Miterben, ihre Kinder, wobei ſie erklärte, durch Zahlung des 
Kaufpreiſes wegen ihrer Pflichtteilsanſprüche an den Nach⸗ 
laß ihres Mannes befriedigt zu ſein. Die Miterben wünſch⸗ 
ten nunmehr die Umſchreibung des aufgelaſſenen Anteils auf 
ſie, die vier Geſchwiſter, in Erbengemeinſchaft. Während die 
Vorinſtanzen ablehnten, hatte die weitere Beſchwerde der 
Miterben Erfolg. 

Dieſer Entſcheidung des KG. iſt nach den oben ent— 
wickelten Grundſätzen beizutreten. Wenn es ſich auch bei dem 
von den Miterben abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäft um eine 
Maßnahme handelte, die über ein eigentliches Geſchäft der 
Verwaltung oder Erhaltung des Nachlaſſes hinausging, ſo 
ergibt ſich doch der objektive Zuſammenhang des Geſchäfts 
mit dem Nachlaß ſowohl aus der Tatſache, daß die eine 
Grundſtückshälfte bereits zum Nachlaß gehörte, als auch 
namentlich daraus, daß der Nachlaß durch den Vertrag von 
der obligatoriſchen Belaſtung mit den Pflichtteilsanſprüchen 
der Witwe des Erblaſſers befreit wurde. Der ſubjektive 
Wille der Erwerber aber folgt zweifelsfrei aus den aus⸗ 
drücklich abgegebenen notariellen Erklärungen. Daß das Er⸗ 
gebnis der Entſcheidung in allen Punkten auch nach der rein 
praktiſchen, wirtſchaftlichen Seite beſonders zuſagt, braucht 
nicht im einzelnen dargelegt zu werden. 
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Winter⸗Semeſter 1937/38 


1. Einführung in den Rechtszuſtand Englands, Di. 12—13, 
publ. Aud. 222. Beginn: 9. November. Prof. Dr. 
E. Heymann. 


2. Elements du droit civil frangais I (Generalités droits 
de famille), in franzöſiſcher Sprache, Mo. 16—17, publ. 
Aud. 229. Beginn: 8. November. RA. Docteur en droit 
Georg Krauß. 

3. Organifation des Pouvoirs Publics en France, in fran- 
zöſiſcher Sprache, Mo. 17—18, publ. Aud. 229. Beginn: 
8. November. RA. Docteur en droit Georg Krauß. 


4. Das Recht des Code civil II (Sachenrecht und Obli⸗ 
gationen), Do. 15—16, publ. Aud. 230. Beginn: 11. No⸗ 
vember. Miniſterialrat Dr. Dr. Wilke. 


5. Einführung in Kapitel des franzöſiſchen Strafrechts (Fort— 
jegung), in franzöſiſcher Sprache, Fr. 15—16, pg. Aud. 
229. Beginn: 12. November. Lektor Dr. Olivier⸗Heurion. 


6. Wirtſchaftsrecht der Vereinigten Staaten, insbeſondere 
Neuyorks, Do. 17—18, publ. Aud. 256. Beginn: 11. No⸗ 
vember. Dr. Higgins, Anw. a. Oberſt. Gerichtshof der 
Vereinigten Staaten. 

7. Staatsrecht der Sowjet-Union, Do. 16—17, publ. Aud. 
230. Beginn: 11. November. Lektor an der Wirtſchafts⸗ 
Hochſchule Berlin Leontovitſch. 

8. Einführung in die kaufmänniſche Buchführung, So. 8—9, 
publ. Aud. 72. Beginn: 13. November. Dozent an der 
Wirtſchafts⸗Hochſchule Berlin, Dr. Walter Schuſter. 

9. Übungen in der kaufmänniſchen Kalkulation, Mi. 8—9, 
publ. And. 72. Beginn: 10. November. Dozent an der 
Wirtſchafts⸗Hochſchule Berlin, Dr. Walter Schuſter. 

10. Bau- und Maſchinenweſen des In- und Auslandes, für 
Juriſten und Nationalökonomen, mit Lichtbildern und 
Exkurſionen, Di. 13—14, publ. Aud. 72. Beginn: 9. No⸗ 
vember. Prof. Dr. Dr. Wilhelm Franz und Prof. von 
Hauffſtengel. 

11. Techniſche Fragen zum Patent-, Mufter- und Zeichen⸗ 
weſen Deutſchlands und des Auslandes, mit Lichtbildern, 
Teil I, Mo. 19—21, publ. Aud. 72. Beginn: 8. No⸗ 
vember. Patentanwalt Dr. Schack. 


Wegen etwaiger weiterer Vorleſungen und Kurſe näheres 
am ſchwarzen Brett und Zimmer 225. 
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3 Aus der Deutſchen Nechtsfront 


Überfiht über die Inanſpruchnahme der Ns⸗Rechts⸗ 
betreuung im 3. Vierteljahr 1957 


davon an 
einen 

Rechtsan⸗ 

walt verw. 


im Güte⸗ 
verfahren 
erledigt 


1. | Baden — 
2. | Bayer. Oſtmark 30 
3.] Berlin — 
4.] Danzig — 
5. | Düſſeldorf 12 
6. } Eſſen 8 
7.1 Franken — 
8. | Halle⸗Merſeburg 5 
9. | Hamburg 810 
10. Heffen-Naffau 25 
11. | Koblenz⸗Trier 1 
12. | Köln⸗Aachen — 
13, | Kurheſſen 9 
14. | Kurmark 60 
15. | Magdeburg- Anhalt — 
16. [ Mainfranken — 
17.] Mecklenburg 58 
18. | München⸗Oberbayern 19 
19. } Oſt⸗Hannover 6 
20. | Oſtpreußen 8 
21. | Pommern 10 
22. | Saarpfalz 7 
23. | Sachſen 18 
24. | Schleſien 9 
25. Schleswig⸗Holſtein 6 
26. | Schwaben 3 
27. | Süd⸗Hannov. Braunſchw. 100 
28. | Thüringen 3 
29. | Werer-Ems — 
30. | Weſtfalen-Nord 13 
31, | Weſtfalen⸗Süd 1 
32. | Württemberg-Hohenzoll. 31 
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weihnachtsſtudienfahrt nach Rom für die Mitglieder 
des NSRB. vom 25. oder 26. Dezember bis 5. Januar 


In Anbetracht der Vertiefung der politiſchen und knl⸗ 
turellen Beziehungen zu Italien hat ſich das Gemeinſchafts⸗ 
werk des NSR. entſchloſſen, eine Studienreiſe nach Rom 
durchzuführen. Das Programm ſieht Zuſammenkünfte mit 
italieniſchen Juriſten vor, ſoweit dies im Rahmen der Reiſe 
möglich iſt. 

Programm: 


Die eingeklammerten Daten gelten für diejenigen Teil⸗ 
nehmer an der Reiſe, die die Fahrt erſt am 26. Dez. an⸗ 
zutreten wünſchen. 

23. Dez. (26. Dez.) 10 Uhr 20 Abfahrt in München 
nach Verona. Dort Übernachtung. 

24. Dez. (27. Dez.) 8 Uhr 28 Abfahrt von Verona. 
17 Uhr 50 Ankunft in Rom. 

25. Dez. bis 2. Jan. (28. Dez. bis 2. Jan.) Aufent⸗ 
halt in Rom. Das Programm ſieht drei Stadtrundfahrten 
und Führungen unter ortskundiger Führung vor, ſowie ge⸗ 
meinſame Feiern zu Weihnachten und Silveſter. Während 
des Aufenthaltes volle Verpflegung und Unterkunft in den 
genannten Hotels (deutſchſprechende Bedienung). 

2. Jan. 14 Uhr 30 Rückfahrt ab Rom. Übernachtung 
in Bozen. 

3. Jan. 18 Uhr 59 Ankunft in München. 

Preis ab und bis München 179 AM (23. Dez. bis 
5 8955 Preis ab und bis München 149 N., (26. Dez. bis 
3. Jan. 

Anmeldungen und Zahlungen erbeten an die Deutſche 
Studienreiſen-Organiſation, Berlin W 62, Bayreuther 
Straße 40, Fernruf 251734. Poſtſcheckkonto 132 400 unter 
dem Kennwort „Romreiſe des NSRB.“. 

In der gleichen Zeit wird eine Reiſe nach Südtirol durch⸗ 
geführt. Einzelheiten hierüber find bei der Deutſchen Stu- 
dien reiſen⸗Organiſation zu erfragen. 


Schrifttum 


Dr. Hermann Wittland, MinR. i. RIM: Reichs 
dienſtſtrafordnung. (Deutſches Beamtenrecht Bd. 3.) 
Berlin 1997. Verlag Georg Stilke. XX, 1066 S. Preis geb. 
26,50 RM. 

Der Verf., der ſeit langem auf dem Gebiet des Beamten⸗ 
rechts den begründeten Ruf hervorragender Sachkunde genießt, lie⸗ 
fert in ſeinem hier angezeigten ausführlichen Kommentar zur 
ADSHO, einen beſonders wichtigen Beitrag zum Schrifttum des 
neuen deutſchen Beamtenrechts. Neben dem Text des Geſetzes und 
den eingehenden Erläuterungen des Verf. enthält das Buch an amt⸗ 
lichem Material vor allem einen Abdruck der amtlichen Begrün⸗ 
dung des Geſetzes und der DurchfVO. v. 29. Juni 1937 ſowie den 

ortlaut der Durchführungsbeſtimmungen verſchiedener Fachreſ⸗ 
ſorts und ſchließlich die Wiedergabe einzelner ſonſtiger einſchlägiger 
eſtimmungen, z. B. aus dem DBG. 

Den Rahmen ſeiner Erläuterungen hat der Verf. außer⸗ 
ordentlich weit geſteckt. Oft dienen dem Verf. die Beſtimmungen 
der RDStrO. als äußerer Anlaß zu einer umfaſſenden Einbezie⸗ 
hung von Rechtsſtoff, den man in der gebotenen Ausführlichkeit 
zwar in einem Kommentar zum DBG., aber kaum in einem Er- 
läuterungswerk zur RDStrO. erwartet. So bringt der Verf. in 
feinen Erläuterungen zu §1 RDStrO. aus Anlaß der Abgren⸗ 
zung des perſönlichen Geltungsbereichs des Geſetzes auf etwa 
70 Seiten eine eingehende Lehre von der Begründung, der Aus⸗ 
geſtaltung und der Beendigung des Beamtenverhältniſſes ſowie 


eine ebenfalls eingehende Lehre des Rechts der Ruheſtandsbeamten. 
Anſchließend erörtert der Verf. auf weiteren rund 50 Seiten die 
rechtlichen Beſonderheiten einzelner Beamtengruppen einſchließ⸗ 
lich des Rechts der Notare, Notarverweſer und Notariatsaſſeſſoren. 
Sodann bringt der Verf. — als Anhang zu §1 RDStrO. — im 
Zuſammenhang mit einer Unterſuchung des Begriffs des Dienſt⸗ 
bergehens auf etwa 90 Seiten eine ausgedehnte Erörterung der 
verſchiedenſten einzelnen Pflichten der Beamten. Man fieht: Der 
Verf. hat ſich nicht darauf beſchränkt, lediglich den unmittelbaren 
Inhalt der RDStrO., alſo das Verfahrensrecht des Be⸗ 
amtendienſtſtrafrechts, zu erläutern, ſondern er hat auch dem 
materiellen Dienſtſtrafrecht und ſonſtigen wichtigen Fragen 
des materiellen Beamtenrechts umfangreiche Ausführungen gewid⸗ 
met. Auf dieſe Weiſe iſt der eigentliche Rahmen eines Kommen⸗ 
tars zur RDStrO. zwar gefprengt, zugleich aber eine gewiſſe in⸗ 
haltliche „Autarkie“ des Buches erreicht worden, die den Be⸗ 
nutzer bei vielen einſchlägigen materiellen Rechtsfragen der Mühe 
überhebt, für die Beantwortung dieſer Fragen erſt noch andere 
Werke zu Rate zu ziehen. 

Unter dem aufgezeigten Umfang der Erläuterungen hat ihr 
Inhalt nicht gelitten. Der Verf. geht vielmehr mit großer Gründ⸗ 
lichkeit zu Werke und gräbt jeweils bis zu den Wurzeln der 
Probleme. Dieſe Anerkennung ſeiner Arbeit wird nicht ein⸗ 
geſchränkt, wenn nachſtehend zu einzelnen Ausführungen Bedenken 
angemeldet werden: 
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Der Verf. ſagt auf S. 11, das Dienſtſtrafgericht habe auf 
Grund der Hauptverhandlung zu entſcheiden, ob der Beſchuldigte 
zeines“ Dienſtvergehens ſchuldig ſei. Das iſt unzutreffend. Das 
Dienſtſtrafgericht hat — abweichend von der Rechtslage im all⸗ 
gemeinen Strafprozeß — nicht zu prüfen, ob der Beſchuldigte 
eines, ſondern ob er des ihm in der Anſchuldi⸗ 
gungsſchrift zur Laſt gelegten Dienſtvergehens 
ſchuldig iſt. Gegenſtand des Dienſtſtrafverfahrens iſt nicht der in 
der Anſchuldigungsſchrift mitgeteilte „Sachverhalt“ als ſolcher, 
ſondern der darin aus dem Sachverhalt hergeleitete und auf ihn 
geſtützte Vorwurf einer Dienſtverfehlung, die „Anſchuldigung“. 
Daher hat das Dienſtſtrafgericht zu prüfen, ob der vorgetragene 
und gegebenenfalls erwieſene Sachverhalt den darauf geſtützten 
Vorwurf der Dienſtverfehlung rechtfertigt und wie ſchwer die feſt⸗ 
geſtellte Dienſtverfehlung zu bewerten iſt. In dieſer Hinſicht 
hat das Dee, freies richterliches Ermeſſen. Dagegen 
ſteht es dem Gericht nicht zu, den ihm unterbreiteten Sachverhalt 
zur Konſtruktion eines neuen — in der Anſchuldigungsſchrift nicht 
erhobenen — Vorwurfs zu verwenden. Das verſtieße, 0 oft es auch 
überſehen wird, gegen das bed des Dienſtſtraf⸗ 
rechts, demzufolge allein die Einleitungsbehörde darüber zu be⸗ 
finden hat, welcher Sachverhalt Grundlage des Verfahrens ſein 
und in welcher Richtung er als Grundlage des Vorwurfs einer 
dienſtlichen Verfehlung dienen ſoll. Der eigentliche Gegenſtand des 
Dienſtſtrafverfahrens iſt alſo ein durch Anführung von Tatſachen 
ſubſtantiierter Vorwurf, nicht aber der dem Gericht unter⸗ 
breitete Tatſachenſtoff als Grundlage der Konſtruktion beliebiger, 
in der Anſchuldigungsſchrift gar nicht erhobener Vorwürfe. Die 
Einleitungsbehörde hat alſo kraft des Opportunitätsprinzips nicht 
nur den era zu unterbreiten, ſondern auch den Ge⸗ 
ſichtspunkt zu beſtimmen, unter dem die Nachprüfung 
dieſes Stoffes im Hinblick auf das Vorliegen der von ihr behaup⸗ 
teten Dienſtverfehlung zu erfolgen hat. Es iſt durchaus möglich, 
daß derſelbe einheitliche Sachverhalt unter mehr als einem Ges 
ſichtspunkt den Vorwurf eines Dienſtvergehens rechtfertigen kann. 
Dann entſpricht es dem Opportunitätsprinzip, daß allein die 
Einleitungsbehörde darüber zu beſtimmen hat, ob die von ihr für 
erforderlich erachtete dienſtſtrafrechtliche Ahndung des vorwerf— 
baren Verhaltens den tatſächlichen Sachverhalt unter jedem 
irgendwie möglichen oder nur unter einem beſtimmten ein⸗ 
zelnen Geſichtspunkt ergreifen ſoll. Die Herleitung eines difzi 
plinaren Vorwurfs aus einem beſtimmten Sachverhalt und vor 
allem die Entſcheidung darüber, ob dieſer Vorwurf zum Gegen⸗ 
ſtand gerichtlicher Aburteilung gemacht werden ſoll, iſt ein gericht⸗ 
lich nicht überprüfbarer Ermeſſensakt der Einleitungsbehörde. Es 
iſt daher ein unzuläſſiger Eingriff in dieſes Ermeſſen und ſomit 
ein Verſtoß gegen das Opportunitätsprinzip, wenn das Dienſt— 
ſtrafgericht aus dem ihm unterbreiteten Sachverhalt an Stelle des 
in der Anſchuldigungsſchrift erhobenen Vorwurfs oder neben die— 
ſem einen anderen Vorwurf zum Gegenſtand der Aburteilung 
macht. Im einzelnen verweiſe ich zu dieſer wichtigen Frage auf 
meinen Aufſatz „Die Anſchuldigungsſchrift im Dienſtſtrafverfah⸗ 
ren“: RVerwl. 1937, 873 ff. 

Unzutreffend iſt vor allem der vom Verf. auf S. 550/51 ver⸗ 
tretene Standpunkt. Der Verf. führt hier aus, 853 Abſ. 4 
RDStrO. ſetze „neue, nach Einreichung der Anſchuldigungsſchrift 
auftretende oder bekannt gewordene Umſtände“ voraus, ſo daß die 
Einleitungsbehörde mit allen, ihr bereits vorher bekannt geweſenen 
Tatſachen für das anhängige Verfahren präkludiert ſei. Zu dieſer 
Auffaſſung bietet das Geſetz keinen Anhalt. „Neue Anſchuldigungs⸗ 
punkte“ i. S. des 553 Ab}. 4 R Str. find alle Anſchuldigungen, 
die bisher nicht Gegenſtand der Anſchuldigungsſchrift ſind, ſelbſt 
wenn ſie der Einleitungsbehörde zuvor bekannt, ja ſelbſt wenn ſie 
bereits Gegenſtand der Vorermiktlungen oder der Unterſuchung 
geweſen und bisher mit voller Abſicht nicht in die Anſchuldigungs⸗ 
ſchrift aufgenommen worden ſind. 

Zu den Ausführungen des Verf. über die Zulaſſung eines 
Verteidigers in der Unterſuchung (S. 505 unten, 516 unten, 561 
oben) verweiſe ich auf meine Stellungnahme zu dieſer Frage: 
JW. 1937, 2505/06, der ſich inzwiſchen Brand in ſeinem Komm. 
z. NDEHD, (S. 286) angeſchloſſen hat. Der vom Verf. für ſei⸗ 
nen Standpunkt (S. 516 unten) herangezogene Grundſatz der aus⸗ 
ſchließlichen Parteiöffentlichkeit iſt im Geſetz (§ 60 Abf. 1 Satz 1 
RDStroO.) nur für die Hauptverhandlung aufgeſtellt (dal, jedoch 
Pr O.: RVerwl. 1937, 822 Nr. 2). Ob man ihn wirklich ge- 
mäß einem zwingenden Rückſchluß aus der ſonſtigen Regelung 
des Geſetzes auch für die Unterſuchung anzuerkennen hat, iſt ſchon 
ohnehin zweifelhaft, kann aber m. E. dahingeſtellt bleiben, da ein 
etwa in der Unterſuchung — nach meiner Empfehlung: JW. 
1937, 2505/06 — zugelaſſener anwaltlicher Berater oder Beiftand 
des Beſchuldigten dieſem derart abſorptiv zuzurechnen ift, 
daß von einem Verſtoß gegen den Grundſatz der ausſchließlichen 
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Parteiöffentlichkeit nicht geſprochen werden kann. Selbſt bei au⸗ 
derer Auffaſſung könnte aus dem etwa anzunehmenden Verfah⸗ 
rensmangel, da dieſem mit Rückſicht auf § 44 Abſ. 1 NDSHO. 
jede Weſentlichkeit abzuſprechen wäre, nicht das Geringſte her⸗ 
geleitet werden. 


Auch der Anſicht des Verf. (S. 641 zu 8), daß eine vor 
Zuſtellung des Urteils eingelegte Berufung nicht als wirkſam an⸗ 
geſehen werden könne, ift nicht beizupflichten. Einer Einſchrän⸗ 
kung bedarf auch der Satz des Verf.: „Das Fehlen einer Unter⸗ 
ſuchung ftellt jetzt in keinem Falle mehr einen Verfahrensmangel 
dar, der eine Eutſcheidung des Dienſtſtrafgerichts zur Hauptſache 
unmöglich machen würde“ (S. 484 oben). Bisweilen iſt nämlich 
die Eröffnung der Unterſuchung ungeachtet der Vorſchrift in S44 
Abl. 1 RDStroO. unumgänglich. Nicht felten kommt es vor, daß 
Beſchuldigte wegen einer auch kriminell ſtrafbaren Verfehlung 
vor ihrer Anhörung in einem Ermittelungsverfahren (88 21 ff. 
RDStrO.) in Unterſuchungshaft genommen werden und daß die 
Dienſtbehörde des Beamten erſt durch deſſen Verhaftung von 
der unterlaufenen Verfehlung erfährt. Meiſt ergeht alsdann gegen 
den Beamten, während ſich dieſer in Unterſuchungshaft befindet, 
eine Verfügung, durch die gegen ihn unter Anordnung ſeiner 
einſtweiligen Dienſtenthebung und der Einbehaltung eines Teils 
ſeines Gehalts (58 78 ff. RTStro.) das förmliche Dienſtſtrafver⸗ 
fahren eingeleitet wird, ohne daß der Beamte zuvor über die Ver⸗ 
fehlung dienſtlich gehört worden iſt. Die Einleitungsbehörde hat 
die Anhörung des Beamten — etwa mit Rückſicht auf ſeine Ein⸗ 
laſſung zu den Akten des Strafverfahrens — vorerſt für überflüſ⸗ 
ſig erachtet. In ſolchen Fällen muß dann ſpäter zwecks Nach⸗ 
holung der W des Beſchuldigten vor 
Einreichung der Anſchuldigungsſchrift die Un⸗ 
terſuchung eröffnet werden. Denn es dürfen — bei Vermeidung 
eines ese ae Verfahrensmangels — in die Anſchuldigungs⸗ 
ſchrift keinerlei Anſchuldigungen aufgenommen werden, zu denen 
der Beſchuldigte nicht vorher entweder in den Vorermittlungen 
oder in der Unterſuchung gehört worden iſt. Die in 8 44 Abl. 1 
RDStrO. gewährte Möglichkeit, von der Unterſuchung abzuſehen, 
ſetzt alſo voraus, daß das rechtliche Gehör des Beſchuldigten an⸗ 
derweit, nämlich in den Vorermittlungen, gewahrt worden iſt. 
Trifft dies jedoch nicht zu, ſo muß die Unterſuchung eröffnet 
werden. 

Mit Rückſicht auf den geringen, für dieſe nn ber» 
fügbaren Raum mag von weiteren Ausführungen Abſtand genom⸗ 
men werden. Jedoch bedarf es noch eines Hinweiſes darauf, daß 
der vom Verf. abgedruckte Text der amtlichen Begründung mehr⸗ 
fach mit dem endgültigen Wortlaut der amtlichen Begründung 
nicht übereinſtimmt (ogl. vor allem: Amtl. Begr. Allg. Teil a. E. 
und Bei. Teil, Zu 88 66 ff. Abſ. 1). An den angeführten Stellen 
iſt die Abweichung erheblich, zu SS 66 ff. Abſ. 1 auch in fachlicher 
Hinſicht, ſonſt finden ſich noch einige geringfügige Mißſtimmig⸗ 
keiten. Verdienſtvoll wäre es auch geweſen, wenn der Verf. ge⸗ 
nau angegeben hätte, mit welchem Stand er ſeine Arbeiten ab⸗ 
geſchloſſen hat. Er hätte ſo das Suchen nach zwiſchenzeitlich er⸗ 
laſſenen und noch zu erwartenden amtlichen Beſtimmungen ver⸗ 


einfacht. 
RA. Reuß, Berlin. 


Dr. Otto Geigenmüller: Die politiſche Schutzhaft 
int ee e e Deutſchland. Würz⸗ 
burg 1937. Verlag Paul Scheiner. 62 S. Preis broſch. 2,25 . 


Es iſt nicht ganz gewiß, ob die vorl. Broſchüre in erſter Linie 
einem praktiſchen Bedürfnis genügen oder eine theoretiſche Erörte⸗ 
rung des behandelten Rechtsgebiets bieten will. Sie behandelt in 
durchgehender Verflechtung mit geſchichtlichen, rechtspolitiſchen und 
allgemein⸗grundſätzlichen Betrachtungen das geltende Recht der 
politiſchen Schutzhaft im nationalſozialiſtiſchen Deutſchland. Im 
Hinblick auf die praktiſche Verwendung der Schrift wirken die zahl⸗ 
reichen rückſchauenden Unterſuchungen längſt außer Geltung ge⸗ 
tretener Regelungen, aus denen man den gegenwärtigen Rechts⸗ 
zuſtand bisweilen nur mühſam herausſchälen kann, erheblich 
ſtörend; wenn die Schrift etwa in erſter Reihe einem praktiſchen 
Bedürfnis dienen will, ſo hätte ſie m. E. das geltende Recht klarer 
herausſtellen müſſen, ſtatt es erſt durch theoretiſche „Aufenthalte“ 
hindurch erreichbar zu machen. Soll die Schrift dagegen nach dem 
Willen ihres Verf. vor allem ein wiſſenſchaftlicher Beitrag zum 
Recht der politiſchen Schutzhaft ſein, ſo hätten die einſchlägigen 
Fragen mehr vertieft werden müſſen. In den Betrachtungen des 
Verf. über die Aufgaben der Polizei vermiſſe ich z. B. eine Aus⸗ 
einanderſetzung mit dem grundlegenden Aufſatz von Knauth 
„Die Aufgaben der Polizei im nationalſozialiſtiſchen Staat“: DZ. 
1936, 1205 und in den Erörterungen über das Verhältnis von 
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Politik und Juſtiz eine kritiſche Auswertung des bedeutſamen 
Buches „Politik und Juſtiz“ von Ipſen. Auch hätte die neuere 
Rechtſprechung des PrO VG. zur Frage der Anfechtbarkeit for⸗ 
mell oder materiell ſtaatspolizeilicher Verfügungen (vgl. PrO VG. 
JW. 1937, 422 und Reuß: VermwArch. 41, 252 ff., beſonders 253 
Anm. 72 a) berückſichtigt werden müſſen. Immerhin nimmt man 
vom Inhalt der Schrift mit Intereſſe Kenntnis. 
RA. Reuß, Berlin. 


Dr. jur. Walter, König, Stuttgart: Das öffentliche 
Lichtſpielrecht im Deutſchen Reich in Vergan⸗ 
genheit und Gegenwart. Berlin 1937. Verlag Franz 
Vahlen. 142 S. Preis kart. 4,25 . 

Die vorliegende Arbeit gibt im erſten Teil ein umfaſſendes 
Bild von der geſchichtlichen Entwicklung der Filmzenſur. Das Bild 
iſt klar und vollſtändig, und der Verf. erbringt damit den Beweis, 
daß er befähigt iſt, wiſſenſchaftlich zu arbeiten. 

Dagegen iſt der grundlegende Unterſchied zwiſchen dem Reichs⸗ 

lichtſpielgeſez v. 12. Mai 1920 und demjenigen v. 16. Febr. 

1934 zwar berührt (S. 74), aber nicht genügend hervorgehoben. 

Die Herausarbeitung dieſes Unterſchiedes hätte die tiefe Weſens⸗ 

verſchiedenheit der beiden Geſetze ins volle Licht gerückt, was ſchon 

daraus hervorgeht, daß jetzt (S. 74) ein Film verboten werden 
lann, wenn bie We i geeignet iſt, das künſtleriſche Empfin⸗ 
den zu verletzen. Ebenſo iſt das Weſen der Prüfſtelle nach dem 

Reichslichtſpielgeſetz v. 16. Febr. 1934 nicht richtig hervorgehoben, 

die — im Gegenſatz zu früher — heute lediglich eine überpritfende 

Tätigkeit nach der Richtung entfaltet, ob der hier zur Prüfung 

vorgelegte Film den Grundſätzen der Filmpolitik entspricht, ob er 

gegebenenfalls unter beſchränkenden Vorführungsbedingungen zu⸗ 
gelaſſen werden kann bzw. auch für Jugendliche und ob ihm ein 
beſonderes Prädikat zu verleihen iſt. 

Was die Führung des Filmweſens und damit auch der Filme 
anlangt, ſo hätte der Verf. hierbei ſich Rats erholen können bei 
den gründlichen Ausführungen von Pfennig in Ufita 10 


(1937) 111 ff. 
RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 


Dr. Erich R. Prölß, RA. in Hamburg: Das Recht der 
Einbruchdiebſtahlverſicherung. (Erläuterungen zu 
den Allgemeinen Einbruchdiebſtahlverſicherungs⸗Bedingungen — 
AEB. 1937 —). Berlin 1937. Verlag von Neumanns Zeitſchrift 
für Verſicherungsweſen. XI, 154 S. Preis geb. 5,80 &. 

Es iſt zu begrüßen, daß gerade jetzt unmittelbar nach dem 
Jukrafttreten der AED. das vorliegende Buch erſcheint. Es handelt 
ſich um einen Kommentar, dem jede überflüſſige Bemerkung fehlt, 
der aber andererſeits ein Werkzeug für den Sachbearbeiter dar⸗ 
ſtellt, das er ungern miſſen wird. Soweit in den bekannten AVB. 
(für die Feuerverſicherungsbedingungen) bzw. AF B.⸗Kommentaren 
(Raiſer und Domizlaff ⸗Liebig) mehr oder weniger 
wörtlich mit den AB. bzw. AVB. übereinſtimmende Vorſchriften 
erläutert find, hat Prölß ſich mit kurzen Hinweiſen begnügt und 
davon abgeſehen, Wiederholungen aus dieſen ſchon vorliegenden 
Arbeiten zu bringen. Der Weg dieſer wiſſenſchaftlichen Arbeitstei⸗ 
lung nimmt der Arbeit nichts an Wert. b 

Neben der Beſprechung der Abweichungen der Einbruchdieb⸗ 
ſtahlbeſtimmungen von den Allgemeinen Feuerverſicherungsbedin⸗ 
gungen ſind die Erläuterungen zu den AEB. an Hand des Schrift⸗ 


tums und der Rechtſprechung ſo dargeſtellt, daß jede Frage leicht 


geklärt werden kann. Die kurze, mehr teleologiſche Betrachtung 
über das Verhältnis des Verſicherungsfalls in der ED.⸗Verſiche⸗ 
rung zu den strafrechtlichen Tatbeftänden am Anfang der Erläute⸗ 
rungen zeigt, wie gut Prölß die Materie kennt. Dieſe Überlegen: 
heit über den Stoff zeigt ſich auch in der gründlichen und doch 
kurzen Behandlung wichtiger Streitfragen, ſo z. B. bei dem 
Problem, ob „Einbruchdiebſtahl i. S. des $1 der AEB.“ ſtrengſte 
Anlehnung oder völlige Loslöfung vom ſtrafrechtlichen Diebſtahls⸗ 
begriff fordert. Nach einer kurzen, dennoch ins einzelne gehenden 
Prüfung ſtellt Pröl ß den Zweck der Strafrechtsbeſtimmungen 
in der Beſtrafung eines betätigten, verbrecheriſchen Willens feſt. 
Sehr richtig iſt auch die Feſtſtellung, die gelegentlich bei der Un⸗ 
terſuchung des Begriffs des Einbruchs gemacht wird: Wirtſchaft⸗ 
liche Erwägungen ſind im Verſicherungsrecht entſcheidend. 

Einen beſonders hohen Wert erhält die Arbeit durch die hiſto⸗ 
riſch wiſſenſchaftliche Entwicklung von Streitfragen und ſonſtigen 
Problemen. Als beſonders wertvoll muß auch die Gegenüberſtel⸗ 
lung der AVB. 1910 und der AEB. 1937 angeſehen werden, da 
hierdurch ein gutes Geſamtbild der Entwicklung des Rechtszuſtan⸗ 
des gegeben wird. 


Wenn man auch Prölß nicht immer bei ſeinen Entſchei⸗ 
dungen zuſtimmen kann (ſo z. B. in der Frage, ob die Beſtim⸗ 
mungen über die Verſicherungsräumlichkeit eine objektive Wag⸗ 
nisbegrenzung oder ein ſelbſtändiges Beſtimmungsmerkmal des 
Vertragsverhältniſſes darſtellen), die ungemein große Leiſtung, die 
in der geſchickten Zuſammenſtellung der Entſcheidungen liegt, macht 
das Buch zu einer Richtſchnur in der Bearbeitung der eie 
der Einbruchdiebſtahlverſicherung. Es gibt kaum eine wichtige 
Frage, die nicht in der Arbeit berührt und entſchieden wird und 
für die nicht Schrifttum und Rechtſprechung geboten wird. Die 
Praxis muß Prölß für dieſen neuen Bauſtein im verſicherungs⸗ 
rechtlichen Schrifttum dankbar ſein. 


Dr. jur. Werner Peterßen, Magdeburg. 


Dr. Max Wunſchel, ORegg., und Richard Koſtboth, 
Amtsrat, beide im RF M.: Verſicherungſteuergeſetz. 
Erläuterungsbuch (unter Berückſichtigung des Verſicherungs⸗ 
rechts), Geſetzestert, Durchführungsbeſtimmungen. (Guttentag⸗ 
ſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Nr. 208.) Berlin und 
Leipzig 1937. Verlag Walter de Gruyter & Co. XI, 376 S. Preis 
geb. 9 Mall. 

Das VerſStG. ift das umfaſſendſte und modernſte deutſche 
Verſicherungsgeſetz; es behandelt die geſamte Verſicherung — Pri⸗ 
vatverſicherung, öffentlich⸗rechtliche Verſicherung, Sozialverſiche⸗ 
rung — und gibt ein vollſtändiges Bild von der vielſeitigen Ent⸗ 
wicklung, die das Verſicherungsweſen im ganzen und innerhalb 
ſeiner einzelnen Zweige und Arten genommen hat. Es verdient 
daher das beſondere Intereſſe aller im Verſicherungsweſen tätigen 
oder mit Verſicherungsfragen befaßten Rechtswahrer. Auf der an⸗ 
deren Seite beſteht ein ſehr enger Zuſammenhang zwiſchen den 
Vorſchriften, die die Verſicherungsverhältniſſe regeln, und den ver⸗ 
ſicherungsſteuerrechtlichen Beſtimmungen. Daher muß der Steuer⸗ 
juriſt auch mit den verſicherungsrechtlichen Problemen und Tat⸗ 
beſtänden vertraut ſein, und es iſt zu begrüßen, daß die Verf. dieſe 
Tatſache im Vorwort beſonders betonen. Ob ihnen allerdings die 
Darſtellung und Einarbeitung des Verſicherungsrechts gelungen 
iſt, muß bezweifelt werden. 

Die ſteuerrechtlichen Vorſchriften werden im engen Anſchluß 
an den Wortlaut der (mitabgedruckten) Begründung eingehend und 
klar erläutert, wobei ſich allerdings gewiſſe Wiederholungen nicht 
vermeiden laſſen. Die Rechtſprechung des RFH. und die Verwal⸗ 
tungspraxis ſind, ſoweit ich feſtſtellen konnte, erſchöpfend berück⸗ 
ſichtigt. Daß das Schrifttum zum Verſicherungsſteuerrecht nur an 
wenigen Stellen angeführt und daß die Auseinanderſetzung mit ab⸗ 
weichenden Meinungen in der Literatur faſt ohne Ausnahme ver⸗ 
mieden iſt, erleichtert die Benutzung des Buches und wird dem 
Wert der Erläuterungen für die Praxis keinen Abbruch tun. 

Die verſicherungsrechtlichen Teile des Buches können dagegen 
den billig zu ſtellenden Anſprüchen nicht genügen. 

Zunächſt find die Verf., wie das Schrifttumsverzeichnis er⸗ 
weiſt, mit unzulänglichen literariſchen Hilfsmitteln an ihre Auf⸗ 
gabe heraugegangen, und ich will nicht hoffen, daß das Litera⸗ 
turverzeichnis den verſicherungsrechtlichen Teil der Bücherei im 
RF M. wiedergibt. Man kann auch ſehr darüber ſtreiten, ob es 
zweckmäßig war, der Erläuterung des Geſetzes eine „verſicherungs⸗ 
rechtliche Einführung“ von 15 Seiten vorauszuſchicken. Auf einem 
ſo knappen Raum laſſen ſich das Vertrags- und Aufſichtsrecht der 
rn ſowie die Sozialverſicherung nicht darſtel⸗ 
len — abgeſehen davon, daß dieſe Einteilung notwendig zu Wie⸗ 
derholungen führt. 

Bei ihren verſicherungsrechtlichen Ausführungen im einzel⸗ 
nen beſchränken ſich die Verf. im weſentlichen darauf, ohne jede 
Kritik Ausführungen Brucks zu folgen — der, wie bekannt, 
von vielen abgelehnt wird. Seine recht beſtrittene Begriffsbeſtim⸗ 
mung wird ſogar an zwei verſchiedenen Stellen (S. 20, 44) wört⸗ 
lich zitiert. Abgeſehen von dieſer Einſeitigkeit in der Darſtellung 
ſind den Verf. nicht wenige, z. T. recht bemerkenswerte Fehler un⸗ 
terlaufen. Ich nenne nur die folgenden: Auf S. 27 und 104 iſt 
unrichtig, daß die reinen Rückverſicherungsunternehmen der Auf⸗ 
ſicht unkerlägen; Unternehmungen, die lediglich (oder neben auf⸗ 
ſichtsfreier Erſtverſicherung) Rückverſicherung in aufſichtsfreien 
Zweigen gewähren, werden nicht beaufſichtigt, aber auch die Ge⸗ 
ſellſchaften, die ausſchließlich Rückverſicherung in beaufſichtigten 
Zweigen betreiben, ſind nur in wenigen Beziehungen (insbeſ. in 
bezug auf die Prüfung der Bücher) dem VAG. unterſtellt; von 
einer „Aufſicht“ kaun hier kaum geſprochen werden. Daß die Hypo⸗ 
thekenſicherungsſcheine (S. 34 ff.) kein Verſicherungsverhältnis zwi⸗ 
ſchen Hypothekengläubiger und Verſicherer beurkunden, iſt zumin⸗ 
deſt außerordentlich beſtritten. Ich ſelbſt habe in meinem Kom; 
mentar (Anm. 4 zu 8100, Anm. 3 zu § 101) und in zahlreichen 
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Einzelauffäten eine abweichende Auffaſſung vertreten, die viele 
Anhänger gefunden hat (vgl. z. B. neueſtens Gürtler, „Die 
Rechtsſtellung des Realgläubigers in der Feuerverſicherung“ 
S. 40 ff.). Unter keinen Umſtänden kann man aber das Rechts⸗ 
verhältnis aus dem Warenſicherungsſchein anders als einen 
Verſicherungsvertrag konſtruieren, denn hier fehlt jede geſetz⸗ 
liche „Erſtreckung“. Daß bei Anfechtung des Verſicherungsvertra⸗ 
ges wegen argliſtiger Tauſchung die Prämien verfallen feien 
(S. 246), iſt falſch. Die herrſchende Meinung, insbeſ. in der Pra⸗ 
xis, fteht auf dem entgegengeſetzten Standpunkt (Prölß, Anm. 5 
zu 5 22). Daß die Lebensverſicherung auch eine unwiderrufliche 
Bezugsberechtigung kennt, die dem Begünſtigten von vornherein 
ein Recht gibt, hätte auf S. 26 unbedingt erwähnt werden müſſen. 
Auch derjenige, auf deſſen Leben die Verſicherung genommen iſt, 
kann als Bezugsberechtigter bezeichnet werden (falſch: S. 20). Die 
Definition des Verſicherungszwanges und des Verſicherungsmono⸗ 
pols auf S. 22 iſt falſch (richtig S. 41/42). Auf S. 27 werden 
fälſchlich die öffentlich⸗rechtlichen Bauſparkaſſen zu den öffentlichen 
Verſicherungsanſtalten gerechnet. 

Häufig hat man auch den Eindruck, als ob Fragen des prak⸗ 
tiſchen Verſicherungsbetriebes den Verf. nicht recht geläufig ſeien; 
ſo z. B. wenn auf S. 105 von einer zwangsweiſen Rückverſicherung 
geſprochen wird oder wenn auf S. 232 geſagt wird, daß Verſiche⸗ 
rungsmakler regelmäßig nur auf dem Gebiet der See- und Trans⸗ 
portverſicherung in Hamburg und Bremen tätig werden. Dabei 
wird die Entwicklung, die das Maklerweſen in Deutſchland ſeit 
etwa 15 Jahren genommen hat, vollkommen überſehen. Hierher 
gehört es auch, wenn auf S. 253 klargemacht wird, daß in der 
Seeverſicherung eine Erſtattung der Prämienreſerve gemäß 8 10 
Abs. 2 Nr. 1 Verſ StG. nicht in Frage komme, weil für die See⸗ 
verſicherung das VVG. nicht gelte! 

Da das Erläuterungsbuch ein Referentenkommentar iſt, wird 
es ſeinen Weg auch trotz der Bedenken machen, die gegen die ver⸗ 
ſicherungsrechtlichen Ausführungen zu erheben ſind. Hoffentlich 
gelingt es den Verf., in einer zweiten Auflage die verſicherungs⸗ 
rechtlichen Ausführungen auf dieſelbe ſachliche Höhe zu bringen, 
die die verſicherungsſteuerrechtlichen Erläuterungen aufzuweiſen 


haben. 
RA. Dr. Erich R. Prölß, Hamburg. 


AGR. Dr. Siegfried Boſchan: Europäiſches Fami⸗ 
lienrecht (Ausland) nebft zwiſchenſtaatlichen 
Abkommen. Berlin 1937. Verlag Franz Vahlen. 366 S. 
Preis geb. 9,40 AM. 


An Werken, die das ausländiſche Familienrecht behandeln, 
iſt in Deutſchland kein Überfluß. Von großen Sammelwerken ab⸗ 
geſehen — die aber veraltet und nur zum Teil wieder in neuer 
Bearbeitung erſchienen find —, beſitzen wir nur das Standard⸗ 
werk von OLGPräſ. Bergmann (Internationales Ehe⸗ und 
Kindſchaftsrecht, Berlin 1926 — erſchienen im Verlage des Reichs⸗ 
bundes der Standesbeamten Deutſchlands eV.), das mit ſeinen 
Nachträgen (Sonderausgaben für internationales und ausländiſches 
Recht — ſeit 1929 ſind 5 Hefte erſchienen) für jeden unentbehrlich 
geworden iſt, der ſich mit ausländiſchem Familienrecht zu befaſſen 
hat. Man kann nur dringend wünſchen, daß dieſes Werk recht bald 
einmal in neuer Auflage erſcheint. Verf. und Verlag würden ſich 
durch eine neue Auflage ein großes Verdienſt erwerben. 

Bei dem fühlbaren Mangel kleinerer zuſammenfaſſender 
Werke können wir das Buch von Boſchan nur wärmſtens begrüßen. 
Der Wunſch des a ſein Handbuch möge für die zwiſchen⸗ 
jtaatliche Praxis und für die Rechtsvergleichung ein brauchbarer 
Helfer ſein, wird ſich ſicher erfüllen. Ich habe das Buch erſt einige 
Tage benutzt, und doch kann ich ſchon heute ſagen, daß es auf 
mehr Fragen Antwort gibt, als man im Hinblick auf die Stärke 
des Buches erwartet hat. 

Über den Inhalt ſeines Buches ſagt der Verf. im Vorwort: 
Im vorliegenden Band wird ein Überblick über das europäiſche 
Familienrecht der hauptſächlichſten Großſtaaten Europas gegeben, 
und zwar über das geſamte Perſonen⸗ und Vermögensrecht, das 
Vormundſchafts⸗ und Pflegſchaftsrecht, über zwiſchenſtaatliches Pri⸗ 
vatrecht, Staatsangehörigkeitsrecht unter Beifügung der mit den 
Auslandsſtaaten abgeſchloſſenen Einzelabkommen, ſoweit fie für 
den familienrechtlichen Rechtsverkehr des Perſonen- und Ver⸗ 
mögensrechts von Bedeutung find. Im Anhang. find die Haager 
Familienrechtsabkommen ſowie ſonſtige zwiſchenſtaatliche Geſamt 
abkommen familien rechtlichen Inhalts mitgeteilt.“ 

Dem Buch iſt weiteſte Verbreitung zu wünſchen. 

Od GR. Maßfeller, Berlin. 


Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Dr. Ludwig Gebhard, Ming. im R.⸗ u. PrMin. f. Ernäh⸗ 
rung und Landwirtſchaft, und Dr. Hans Merkel, Stabs⸗ 
hauptabteilungsleiter im Stabsamt des Reichsbauernführers: 
Das Recht der landwirtſchaftlichen Markt⸗ 
ordnung. Geſetze, Verordnungen und Durchführungsvorſchrif⸗ 
ten mit ſyſtematiſchen Erläuterungen. Ergänzungsblätter 
(158 Bl.). Sept. 1937. München und Berlin. C. H. Beckſche 
Verlagsbuchhandlung. Einzelpreis 47. (Hauptband mit Er⸗ 
gänzungslieferung jetzt 9 RA.) 

Die Lieferung enthält die zahlreichen und wichtigen neuen 
Anordnungen, die insbe]. für die Milchwirtſchaft, Viehwirtſchaft, 
Eierwirtſchaft, Getreidewirtſchaft, Kartoffelwirtſchaft, Zuckerwirt⸗ 
ſchaft, Garten⸗ und Weinbauwirtſchaft ſowie Fiſchwirtſchaft ergan⸗ 
gen ſind. Daneben ſind die vielfachen Anderungen des bisherigen 
Marktordnungsrechts berückſichtigt. Das JW. 1937, 986 beſpro⸗ 
chene Sammelwerk wird damit wieder auf den neueſten Stand 
gebracht. D. S. 


Das Reichsjagdgeſetz v. 3. Juli 1934 nebſt der 
Ausführungs verordnung d. 27. März 1935 und 
mit ſämtlichen ergänzenden Geſetzen, Verordnungen und Verwal⸗ 
tungsvorſchriften. Kurz erläutert unter beſonderer Berückſichti⸗ 
gung der dienſtlichen Aufgaben der Polizei-, Gendarmerie⸗ und 
Verwaltungsbeamten von Dr. Helmut Meeske, LGR. im 
RIM. 1. Nachtrag. Berlin 1937. Kameradſchaft Verlagsgeſ. 
Gersbach & Co. 82 Blatt. Preis 2 N.. Grundwerk (Leinen) 
Loſeblattform 4,20 K. 


Durch den 1. Nachtrag wird das JW. 1936, 566 beſprochene 
Hauptwerk auf den Stand vom Juni 1937 gebracht. D. S. 


Jahrbuch für Entſcheidungen in Angelegenhei⸗ 
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und 
des Grundbuchrechts. 15. Band. Auf Grund amtlichen 
Materials hrsg. von SenPräſ. i. R. Kurt Ehm. Berlin 
1937. Verlag Franz Vahlen. 389 S. Preis des vollſt. Bandes 
7,50 K.. 

Der 15. Band des Jahrbuchs für Entſcheidungen in Angele 
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts 
(4 Lieferungen) liegt jetzt vollſtändig vor. Er enthält 110 Entſchei⸗ 
dungen, die erklärlicherweiſe großenteils in den juriſtiſchen Zeit⸗ 
ſchriften ſchon früher zum Abdruck gelangt find, 34 Entſcheidungen 
beziehen ſich auf Familienrecht, Vormundſchaft, Fürſorgeerziehung 
und Perſonenſtand, 20 Entſcheidungen an Nachlaßſachen; Grunde 
buchſachen liegen 27 Beſchlüſſe zugrunde, der Reſt verteilt ſich auf 
allgemeine Fragen und Handelsrecht. L. 


Schnellkartei der Reichsſteuergeſetze. Teil I. 55. 
bis 57. Erſatz⸗ und Ergänzungslieferung. Köln 1937. Verlag 
Dr. Otto Schmidt. Preis 1½ Rpf. je Erſatzdruckſeite, 1 ¼ Rpf. 
je Ergänzungsdruckſeite. 

Die bekannte Sammlung „Schnellkartei der Reichsſteuer⸗ 
geſetze“ wird durch ſtändige Erfatz- und Ergänzungslieferungen 
auf dem laufenden gehalten. Im Mai, Auguft und Oktober find 
die 55.—57. Lieferung erſchienen. Sie enthalten die inzwiſchen er⸗ 
laſſenen ſteuerrechtlichen Beſtimmungen und berückſichtigen Ande⸗ 
rungen und Aufhebungen bisheriger Vorſchriften. L. 


Reichsverſicherungsordnung. Herausgegeben von 
RegR. Dr. Franz Eichelsbacher. 16. Aufl. Ergänzungs⸗ 
blätter 5. Lieferung (59 Bl.). Sept. 1937. München und Berlin. 
C. H. Beckſche Verlagsbuchhdlg. Preis 1 Nl. 

Die vorliegende Ergänzungslieferung bringt alle ſeit März 

1937 ergangenen Anderungen. D. S. 


Fritz Reinhardt, Stecekr. i. RF M.: Buchführung, 
Bilanz und Steuern. Lehr⸗ und Nachſchlagewerk. Bd. 3. 
Berlin 1937. Induſtrieverlag Spaeth & Linde. 282 S. Preis 
kart. 3,20 .f. 

Beſprechung folgt. 


Reichsnotarxordnung v. 13. Febr. 1937 nebſt den Aus⸗ 
fuhrungs⸗ und Ergänzungsbeſtimmungen, der Dienſtordnung 
und der Allgemeinen Verfügung über die Angelegenheiten der 
Notare ar den Satzungen der Reichsnotarkammer und der 
Bayeriſchen Notariatskaſſe. Textausgabe mit Verweiſungen und 
ausführlichem Sachverzeichnis. München und Berlin 1937, C. 
H. Beckſche Verlagsbuchh. VII, 121 S. Preis kart. 1,60 . . 
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Rechtſprechung 


RKechtſprechung 


Nachdruck der Entſcheidungen nur auszugsweiſe und mit genauer Quellenangabe geſtattet 
[** Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts. — + Anmerkung! 


Strafgeſetzbuch 


1. RG. — 8 74 StGB. Ein Urteil, das einen Angekl. 
wegen einer im Fortſetzungszuſammenhang begangenen Geſetzes⸗ 
verletzung verurteilt, erledigt, ſobald ihm Rechtskraft zuteil wird, 
alle vor der Verkündung begangenen, in den Fortſetzungszu⸗ 
ſammenhang gehörigen Einzelhandlungen, gleichviel, ob das er⸗ 
kennende Gericht ſie berückſichtigt hat oder nicht, ob es ſie kannte 
oder nicht, und ob es Anlaß und Gelegenheit, ſich Kenntnis von 
ihnen zu verſchaffen, hatte oder nicht (RGSt. 66, 45 und dort 
angeführte Nſpr.). Das Erfordernis der Einheitlichkeit des Vor⸗ 
ſatzes und der Gleichartigkeit der Begehungsform läßt auch die 
Zuſammenfaſſung ſolcher Einzelhandlungen zu einer fortgeſetzten 
Tat zu, bei denen ein Wechſel in der Perſon der Mittäter dor⸗ 
liegt (RGSt. 56, 326, 328; 66, 45, 51). 

An vorſtehenden in der Rſpr. entwickelten Grundſätzen iſt 
feſtzuhalten. Die Strft. glaubt, hiervon abgehen zu müſſen, weil 
ſonſt ein nach geſundem Rechtsempfinden unmögliches Ergeb⸗ 
nis, nämlich keine Sühne für den weſentlichſten Teil der ver⸗ 
brecheriſchen Tätigkeit, die Folge ſein würde. Zu dieſem Er⸗ 
gebnis iſt die Stra. aber nur dadurch gekommen, daß ſie rechts- 
irrig eine fortgeſetzte Handlung angenommen hat. Bereits in 
RSt. 66, 236, 239 iſt ausgeſprochen, daß die bei den Tat⸗ 
richtern wegen der Einfachheit der Feſtſtellung vielfach übliche 
weite Ausdehnung des Begriffes des Fortſetzungszuſammen⸗ 
hanges nicht zu billigen iſt. In gleichem Sinne wird auch bei 
Gürtner, „Das kommende Strafrecht“, Allg. Teil, 2. Aufl., 
S. 240 ausgeführt: „Die Rſpr. muß dahin erzogen werden, daß 
die wirklichen Fälle der fortgeſetzten Handlung verhältnismäßig 
ſelten vorkommen, und daß nur für dieſe Fälle das Privileg der 
Beſtrafung wegen einer einzigen Tat vom Geſetzgeber ge 
wollt iſt.“ 

(RG., 2. StrSen. v. 27. Sept. 1937, 2 D 498/37.) 


* 


2. RG. — Nur bei Verurteilung wegen Meineides, nicht 
aber wegen Verleitung zum Meineid ($ 159 StGB.), iſt die 
Nebenſtrafe aus § 161 St B., dauernde Unfähigkeit, als Zeuge 
oder Sachverſtändiger eidlich vernommen zu werden, zuläſſig 
(vgl. NG. v. 20. Juni 1935, 5 D 326/35: JW. 1935, 2369). 

(RG., 2. StrSen. v. 16. Sept. 1937, 2 D 465/37.) 
. 


*. 3. RG. — 8 267 StGB. Der eine Unterſchrift beglau⸗ 
bigende Vermerk der Polizei iſt eine öffentliche Urkunde. 

Die Annahme der Verfälſchung öffentlicher Urkunden iſt nicht 
zu beanſtanden. Die Beglaubigung der Unterſchrift des Angel. 
durch die Polizeibehörde hat hier die Bedeutung, daß der dem 
beurkundenden Beamten ſeiner Perſönlichkeit nach bekannte 
Angekl. die betreffenden Urkunden, auf deren Inhalt es nicht 
ankommt, eigenhändig vor der Behörde unterſchrieben habe. In 
dieſem Umfang kommt der Beſcheinigung öffentlicher Glaube 
zu. Denn, wie die Ermittlungen des Senats ergeben haben, 
beruht dieſe Art der Beglaubigung auf einer ſtändigen Ver⸗ 
waltungspraxis, die auch in Zukunft nicht aufgegeben werden 
ſoll. Es ſind ſogar Vorſchriften in Vorbereitung, durch die das 
Verfahren näher geregelt werden ſoll. Nach der PrVerinGchD. 
werden für polizeiliche Beglaubigungen beſtimmte Gebühren 
erhoben. 

(RG., 3. StrSen. v. 19. April 1937, 3 D 759/36.) 
(R St. 71, 193.) 


** 4, RG. — 8 356 StGB. Parteiverrat. Vertretung meh⸗ 
rerer Parteien, die unter ſich widerſtreitende Intereſſen haben, 
in einem Rechtsſtreit, in dem ſie auf Grund eines gemeinſamen 
Intereſſes eine Rechtsfrage gegenüber einem Dritten zum Aus⸗ 
trage bringen. 


Der Angell. iſt eines fortgeſetzten, aus drei unſelbſtän⸗ 
digen Einzelfällen beſtehenden, in den Jahren 1933 bis 1936 
verübten Vergehens des Parteiverrats nach $ 356 StGB. für 
ſchuldig erkannt worden. 


Gegen das Urteil beſtehen durchgreifende Bedenken, die 
zur Aufhebung des Urteils in ſeinem vollen Umfang führen 
müſſen. 

Das LG. hat dargelegt, daß der Angekl. in drei Fällen, 
nämlich durch ſeine Tätigkeit in dem Rechtsſtreit K. gegen St. 
und B., 3 C 380/33, ferner durch fein Tätigwerden in dem 
Entſchuldungsverfahren B. LW E 5/34 für K. und B. und endlich 
durch die Erhebung der Forderungsklage K. gegen B. 3079/86 
den äußeren und inneren Tatbeſtand des § 356 Abſ. 1 StGB. 
verwirklicht habe. „Das Gericht ſei aber der Auffaſſung, daß 
der Angekl. in allen Fällen auf Grund eines einmal gefaßten 
einheitlichen Willensentſchluſſes gehandelt hat. Die drei Fälle 
des Parteiverrats ſeien daher als eine fortgeſetzte Tat anzu⸗ 
ſehen.“ 


Dieſe Ausführungen der Urteilsgründe reichen nicht aus, 
die Annahme des Fortſetzungszuſammenhanges zu rechtfertigen. 
Die Annahme eines ſolchen hatte einen Vorſatz zur Voraus⸗ 
ſetzung, der von vornherein nicht nur auf die Vornahme des 
erſten Tätigkeitsaktes, ſondern auf die Begehung mehrerer 
Tätigkeitsakte gerichtet war und der das Ziel, das durch die 
verſchiedenen Einzelhandlungen erreicht werden ſollte, in ſeinem 
Endergebnis umfaßte. Ein ſolcher Vorſatz war bei der gegebe⸗ 
nen Sachlage dann gegeben, wenn der Angekl. ſchon von allem 
Anfang an und fortdauernd bei den Einzelhandlungen von dem 
einheitlichen Willen geleitet wurde, die zwiſchen B., Frau St. 
und K. ſchwebenden Streitigkeiten für ſich beruflich, ſoweit es 
nur irgend möglich war, gewinnbringend auszunutzen, ſelbſt 
wenn er, um dies reſtlos zu erreichen, in ein und derſelben 
Sache bald für die eine bald für die andere Partei unter Ver⸗ 
letzung ſeiner Standespflicht in widerſtreitendem Intereſſe tätig 
werden mußte. Die Annahme eines ſolchen Vorſatzes, der bei 
dem Angekl. ein hohes Maß von Pflichtvergeſſenheit voraus⸗ 
ſetzte, hätte aber ſorgfältiger Begründung bedurft. Die Aus⸗ 
führungen des LG. bei der Strafbemeſſung, das Treiben des 
Augekl. habe ſich über einen Zeitraum von mehreren Jahren 
erſtreckt und laſſe auf einen hohen Grad des ſtrafbaren Vor⸗ 
ſatzes ſchließen, laſſen namentlich auch im Hinblick auf die aus⸗ 
geſprochene Strafe von fünf Monaten Gefängnis nicht ohne 
weiteres den Schluß zu, daß das LG. von obigen Erwägungen 
bei der Annahme des Fortſetzungszuſammenhanges ausge⸗ 
gangen iſt. 


Der Angekl. konnte des fortgeſetzten Parteiverrats nur 
dann für ſchuldig erkannt werden, wenn er bei jeder der drei 
von der Str. angenommenen unſelbſtändigen Teilhandlungen 
hinſichtlich einer ihm als Rechtsanwalt anvertrauten Ange⸗ 
legenheit in derſelben Rechtsſache beiden Parteien durch Rat 
oder Beiſtand pflichtwidrig gedient hatte. Bei jeder Teilhand⸗ 
lung mußte ſomit in den Urteilsgründen das Vorliegen ſowohl 
des äußeren wie des inneren Tatbeſtandes dargetan werden. 
Zum Nachweis des äußeren Tatbeſtandes war der Nachweis 
einer Rechtsſache erforderlich, an der beide Parteien mit wider⸗ 
ſtreitenden Intereſſen beteiligt waren und in der der Angekl. 
beiden Parteien durch Nat oder Beiſtand pflichtwidrig gedient 
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hatte. Der innere Tatbeſtand war erfüllt, wenn er bei jeder 
Einzelhandlung vorſätzlich, das heißt mit dem Bewußtſein ge⸗ 
handelt hatte, daß er in ein und derſelben Sache, die ihm 
bereits von einer der Parteien als Rechtsanwalt anvertraut 
worden war, einer anderen Partei von entgegengeſetztem In⸗ 
tereſſe pflichtwidrig durch Rat oder Beiſtand diene. Es genügt 
nicht, wie dies vielfach in den Entſch. der Gerichte geſchieht, 
daß aus veröffentlichten Entſch. des RG., die zu anderen ähn⸗ 
lich gelagerten Fällen ergangen ſind, allgemein gültige Rechts⸗ 
ſätze in die Urteilsbegründung wortwörtlich übernommen wer⸗ 
den, ohne daß die irrtumsfreie Anwendung dieſer Rechtsſätze 
auf die gegebene Sachlage durch genaue Darlegungen des 
äußeren und inneren Sachverhalts nachgewieſen wird. 


Die im vorl. Fall vom LG. zu den drei Einzelhandlungen 
getroffenen Feſtſtellungen reichen nicht aus, die Entſch. zu 
tragen. 

a) Im Falle K. gegen St. und B. (3C 380/33) geht das 
LG. von folgenden Feſtſtellungen aus: 


Der Angekl., der den Bauern Friedrich B. bereits früher 
in ſeinen Streitigkeiten mit ſeiner Mutter, Frau St., und 
ſeinem Bruder vertreten hatte, beriet ab Ende Oktober oder 
Anfang November 1932 in ſeiner Eigenſchaft als Rechtsanwalt 
den B., wie die von dieſem bei der Gutsübernahme am 1. Juli 
1932 übernommenen Altenteilsanſprüche, Barabfindungen und 
Wirtſchaftsſchulden herabgemindert werden könnten. B. legte 
ihm dar, daß er den Mühlenbeſitzer K. veranlaſſen wolle, die 
ihm aus Mehllieferungen an Frau St. zuſtehende Forderung 
gegen dieſe einzuklagen und von ihr beizutreiben, damit er 
— B. — ſelbſt K. gegenüber nur für den Reſt der Schuld auf- 
zukommen brauche. Der Angekl. billigte dieſen Plan und er⸗ 
klärte ſich bereit, den Prozeß gegen St. für K. „als vorgeſcho⸗ 
bene Hilfsperſon und Strohmann des B. im Intereſſe des B.“ 
zu führen. 

Nach Annahme des LG. hat der Angekl. den durch dieſe 
Vereinbarung mit B. übernommenen Auftrag dadurch verletzt, 
daß er auf Grund der ihm von K. erteilten Vollmacht nicht 
allein Frau St. auf Zahlung des Kaufpreiſes für die vor dem 
1. Juli 1932 erfolgten Mehllieferungen des K. verklagte, ſon⸗ 
dern zugleich auch namens des K. gegen Friedrich B. ſelbſt 
wegen der gleichen Forderung einen Zahlungsbefehl und nach 
Ablauf der Widerſpruchsfriſt einen Vollſtreckungsbefehl er⸗ 
wirkte. 


Dem LG. iſt darin beizuſtimmen, daß dieſe gleichzeitige 
Geltendmachung des Anſpruchs gegen B., die auf Vermögens⸗ 
übernahme ($ 419 BGB.) geſtützt wurde, an ſich nicht dem 
Intereſſe des B. entſprach. Denn wurde B. für dieſe Schuld 
gleichzeitig mit Fran St. von K. in Anſpruch genommen, 
jo war feine Abſicht, eine Herabminderung der bei der Guts⸗ 
übernahme übernommenen Schulden zu erzielen, wenn nicht 
vereitelt, ſo doch, ſolange keine Vollſtreckung erfolgte, gefährdet. 
In der Erwirkung des Zahlungsbefehles konnte ſomit mög⸗ 
licherweiſe eine Pflichtwidrigkeit des Angekl. liegen. Der Ein⸗ 
wand der Rev., die Tätigkeit des Angekl. gegenüber B. habe 
ſich lediglich darauf beſchränkt, die „Gedankengänge“ des B. 
entgegenzunehmen, ſteht im Widerſpruch mit der Feſtſtellung 
des Urteils, daß der Angekl. den ihm von B. vorgetragenen 
Plan billigte und ſich bereit erklärte, den Rechtsſtreit gegen die 
Eheleute St. für K. zu führen. 


Aus den Darlegungen des Urteils läßt ſich jedoch noch 
nicht ohne weiteres folgern, daß der Angekl. durch die Erwir⸗ 
kung des Zahlungsbefehles auch tatſächlich pflichtwidrig gehan⸗ 
delt hat. In den Urteilsfeſtſtellungen finden ſich keine aus⸗ 
reichenden Ausführungen darüber, welche Vereinbarung zwi⸗ 
ſchen B. und K. hinſichtlich der Durchführung des beabſichtig⸗ 
ten Rechtsſtreits getroffen und dem Angekl. zur Ausführung 
übertragen worden iſt. Solche Darlegungen waren aber zur 
Klarlegung des dem Angekl. von B. übertragenen Aufgaben⸗ 
kreiſes dringend erforderlich. Denn es iſt an ſich rechtlich dent: 
bar, daß ein Anwalt, ohne gegen ſeine Standespflicht zu ver⸗ 
ſtoßen, mehrere Parteien, die unter ſich widerſtreitende Inter⸗ 
eſſen haben, in einem Rechtsſtreit, in welchem ſie eine Rechts⸗ 
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frage auf Grund eines gemeinſamen Intereſſes gegenüber 
einem Dritten zum Austrag bringen, vertritt und ſich unter 
Billigung der von ihm vertretenen Parteien ſeine Stellung⸗ 
nahme in den Differenzen, die hinſichtlich der geltend gemach⸗ 
ten Forderung unter ihnen ſelbſt beſtehen, vorbehält. Im vorl. 
Fall war es nicht ausgeſchloſſen, daß K. feine Einwilligung in 
den Plan, daß die Forderung auf ſeinen Namen im Intereſſe 
des B. gegen die Eheleute St. eingeklagt werde, davon ab⸗ 
hängig machte, daß für die Forderung gleichzeitig gegen B. ein 
Zahlungs- und Vollſtreckungsbefehl erwirkt, aber zunächſt nicht 
vollſtreckt werde, ſei es um nach außen St. gegenüber den 
eigentlichen Zweck des Rechtsſtreites zu verdecken, ſei es um 
für den Fall des Ausfalls ſeiner Forderung im Prozeß gegen 
St. geſichert zu ſein. Nun führt das LG. allerdings aus, B. 
habe nie ein ſolches Einverſtändnis „ausdrücklich“ erklärt. Er 
habe ſich nur nachträglich durch die Erklärung des Angekl. be⸗ 
ſchwichtigen laſſen, daß aus dem Zahlungs- und Vollſtreckungs 
befehl vorläufig gegen ihn nicht vollſtreckt werden würde. Aus 
der Tatſache, daß B. ſeine Haftung für die vor der Gutsüber⸗ 
nahme entſtandenen Forderungen des K. gegen St. am 28. Juli 
1932 dem Grunde und der Höhe nach ſchriftlich anerkannt habe, 
könne nicht gefolgert werden, daß inſoweit zwiſchen K. und B. 
überhaupt keine widerſtreitenden Intereſſen hinſichtlich dieſer 
Forderungen vorlagen. Denn, wenn auch B. in dieſer Weiſe 
ſeine Schuld anerkannt habe, ſo ſei damit noch kein endgültiger 
Zuſtand geſchaffen und der Intereſſengegenſatz zwiſchen Gläu⸗ 
biger und Schuldner nicht beſeitigt geweſen. Es ſei dadurch 
nicht ausgeſchloſſen worden, daß es zwiſchen ihnen doch zum 
Streit kommen werde, was dann auch ja ſpäter tatſächlich ein⸗ 
getreten ſei. Dieſe Darlegungen laſſen vor allem eine Stellung⸗ 
nahme des LG. zu der Frage vermiſſen, inwieweit ein Einver⸗ 
ſtändnis des B. mit der gleichzeitigen Geltendmachung der For⸗ 
derung gegen ihn ſelbſt, wenn es auch nicht ausdrücklich er⸗ 
klärt worden iſt, doch aus feinem Anerkenntnis gefolgert wer⸗ 
den konnte, namentlich dann, wenn ihm die Gewähr geboten 
wurde, daß gegen ihn vorläufig nicht vollſtreckt, ſomit ſeine 
Abſicht, durch den Prozeß gegen Frau St. eine Herabminde⸗ 
rung ſeiner Schuld gegenüber K. zu erreichen, nicht durchkreuzt 
wurde. 

Ans den Ausführungen des LG. iſt ferner zu entnehmen, 
daß die Str. zur Erfüllung der Vorausſetzungen des § 356 
StGB. die Möglichkeit für ausreichend erachtet hat, daß es 
ſpäter zwiſchen B. und K. zu einem Streit über die Frage der 
Haftung und die Höhe der Forderung kommen konnte. 


Dieſe Annahme iſt rechtsirrig. Der Widerſtreit der Inter 
eſſen muß zur Zeit der Tat vorliegen. War ein ſolcher infolge 
des ſchriftlichen Anerkeuntniſſes des B. in dieſem Zeitpunkt 
nicht gegeben, ſo genügte die bloße Möglichkeit, daß trotz des 
Anerkenntniſſes ſpäter hinſichtlich der Forderung ein Streit 
zwiſchen K. und B. entſtehen konnte, um die Anwendung des 
$ 356 StGB. zu rechtfertigen. 

Bedeuklich iſt es ferner, daß das LG. bei der Erörterung 
der Frage, ob ein und dieſelbe Rechtsſache und widerſtreitende 
Jutereſſen vorlagen, ohne jede eingehendere Darlegung feſtge⸗ 
ſtellt hat, bei der Beſprechung des Planes des B., die bei der 
Gutsübernahme übernommene Schuldenlaſt durch eine Klage 
des K. gegen St. zu vermindern, habe ſich der Angekl. von B. 
„den ganzen Sachverhalt, auch ſoweit das Intereſſe gegen K. 
gerichtet war“, darlegen laſſen. Dieſe Feſtſtellung läßt nicht 
klar erkennen, ob der Angekl. bei der Beſprechung mit B. auch 
die Frage der Haftung des B. gegenüber K. auf Grund des 
Schuldanerkenntniſſes vom 28. Juli 1932 erörtert hat, ob B. 
ſich zu dieſem Schuldanerkenntnis bekannt oder ſchon damals 
Einwendungen erhoben hat. Klare Darlegungen hierüber waren 
hier ganz beſonders deshalb erforderlich, weil B. ſeine Schuld 
gegenüber K. auch ſpäter noch mehrfach, zuletzt noch am 1. März 
1934, anerkannt hat. 

Richtig iſt, daß unter Rechtsſache i. S. des § 356 StGB. 
der Kreis der dem Anwalt durch den Auftrag anvertrauten 
Rechtsintereſſen des Auftraggebers zu erachten iſt (RGSSt. 23, 
60; 60, 302). Unzureichend iſt jedoch, wenn im Anſchluß an 
dieſen Rechtsſatz ausgeführt wird, dieſer Kreis der anvertrauten 
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Rechtsintereſſen ſei für den Angekl. zu nächſſt die Betreuung 
des B. inſoweit geweſen, als dieſer die übernommene Schuld 
der Mutter gegenüber K. durch Klage und Zwangsvollſtreckung 
des K. gegen St. verringern laſſen wollte. Da dies durch eine 
gerichtliche Geltendmachung einer Forderung des K. gegen St. 
erfolgen ſollte, war auch hier als maßgebender Aufgabenkreis 
die zwiſchen B. und K. getroffene Vereinbarung zu erachten. 
Es bedurfte in dieſer Hinſicht hier eingehender Darlegungen, 
was der Inhalt dieſer Vereinbarungen geweſen und was dem 
Angekl. darüber bekannt geworden iſt. Bei der Feſtlegung des 
Aufgabenkreiſes, der nach Anſicht des LG. dem Angekl. von B. 
anvertraut worden iſt, durfte nicht außer acht gelaſſen werden, 
daß B. ſich von vornherein darüber im klaren ſein mußte, daß 
der Angekl. bei der Führung dieſes Prozeſſes, der eine Forde⸗ 
rung des K. betraf, die Intereſſen ſeines Vollmachtgebers K. 
mitvertreten und dieſe nicht ohne weiteres ſeinem Intereſſe 
hintanſetzen durfte. 


Auch die Ausführungen des LG. zum inneren Tat⸗ 
beſtand ſind nicht frei von Rechtsirrtum. 


Das LG. führt hierzu aus, der Angekl. habe den Inter⸗ 
eſſengegenſatz zwiſchen B. und K. keineswegs als „endgültig 
erledigt“ anſehen dürfen und habe ihn auch „ſicher nicht als 
abgeſchloſſen betrachtet“. Er hätte den Intereſſengegenſatz ſchon 
bei der Informationserteilung durch B. erkennen müſſen. Er 
ſei ſich auch darüber völlig im klaren geweſen. Schon die Tat⸗ 
ſache, daß die Mitteilungen des B. im Streitfall bei der Ein⸗ 
klagung der Forderung für K. gegen B. verwertbar ſeien, 
hätte ihn bedenklich machen müſſen. 


Rechtsirrig ift, wie ſchon oben betont wurde, die Annahme 
des LG., daß ein Anwalt ſchon dann nach § 356 StGB. unter 
allen Umſtänden gehalten ſei, einen Auftrag abzulehnen, wenn 
in der Zeit der Auftragserteilung kein Intereſſengegenſatz be⸗ 
ſteht, die Möglichkeit der Entſtehung eines ſolchen in der Zu⸗ 
kunft aber nicht völlig ausgeſchloſſen erſcheint. Auch die wei⸗ 
teren Ausführungen ſind nicht frei von Rechtsirrtum. Der 
innere Tatbeſtand des § 356 StGB. erfordert, daß der Täter 
die Tatſachen kennt, aus denen ſich ergibt, daß er beiden Par⸗ 
teien pflichtwidrig in derſelben Sache dient. Es genügt nicht, 
daß er dieſe Tatſachen bei genügender Sorgfalt hätte erkennen 
müſſen. Bei Vorliegen ſolcher Umſtände kann der Anwalt 
ehrengerichtlich beſtraft werden; zur Erfüllung des inneren Tat⸗ 
beſtandes des § 356 StGB. reicht jedoch der Nachweis ſolcher 
Tatumſtände, die lediglich die Annahme eines fahrläſſigen Ver⸗ 
ſchuldens des Angekl. rechtfertigen können, nicht aus. Daß das 
LG. den Ausführungen noch den Satz beigefügt hat, der Angekl. 
ſei ſich über das Vorliegen der Vorausſetzungen eines Partei- 
verrats nach Anſicht des Gerichts auch völlig im klaren ge⸗ 
weſen, vermag nicht jeden Zweifel darüber zu beſeitigen, daß 
das LG. die Vorausſetzungen des inneren Tatbeſtandes des 
Parteiverrats verkannt hat. 


Was das LG. zur Frage des Strafrechtsirrtums ausführt, 
ſtellt im weſentlichen die Wiedergabe von Rechtsſätzen dar, ohne 
daß die hier in Frage kommenden Tatſachen klar dargelegt 
werden. Solche Ausführungen ſind, wie bereits oben hervor⸗ 
gehoben wurde, unzureichend. Im übrigen ſei wegen der hier 
einſchlägigen Rechtsfragen auf die Entſch. RGSt. 60, 298 ver⸗ 
wieſen. g 
b) Im Falle Entſchuldungsverfahren LW 
5/34 legt das LG. feiner Annahme, der Angekl. habe durch fein 
Verhalten auch in dieſem Falle den äußeren und inneren Tat⸗ 
beſtand des § 356 StGB, verwirklicht, folgende Feſtſtellungen 
zugrunde. 


Der Angekl. ſtellte am 2. März 1934 für B. den Antrag 
auf Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens über deſſen land⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieb, um auf dieſe Weiſe eine Kürzung der 
Schulden des B. zu erreichen. Zu dieſen Schulden gehörte auch 
eine Forderung des K. gegen B. Sie wurde in dem von dem 
Angel. für B. eingereichten Antrag mit 561 K angegeben. 
Der Angekl. meldete ſpäter auch namens des K. deſſen For⸗ 
derung gegen B. zum Entſchuldungsverfahren an und gab ihre 
Höhe hierbei mit 441,95 N an. Im Laufe des Entſchuldungs⸗ 
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verfahrens vertrat K. die Anſicht, daß feine Forderung von dem 
Verfahren nicht betroffen werde, weil die vor Eröffnung des 
Verfahrens (4. Mai 1934) erhaltenen Mehllieferungen von B. 
bezahlt ſeien und ſeine Forderung nur noch die nicht bezahlten 
ſpäteren Lieferungen an B. beträfe. B. vertrat die gegenteilige 
Anſicht. Schließlich erkannte B. bei einer Ausſprache vor dem 
Sachbearbeiter der Entſchuldungsſtelle am 27. Jan. 1936 den 
Rechtsſtandpunkt des K., daß die an dieſem Tage noch beſtehende 
Schuld an K. von etwa 450 % nicht am Entſchuldungsver⸗ 
fahren beteiligt ſei, als richtig an. Dieſer Auffaſſung trat dann 
auch die Entſchuldungsſtelle und das Entſchuld A. bei. 

Das LG. hat keinen Verſtoß gegen $ 356 StGB. darin 
erblickt, daß der Angekl. die Forderung des K. zum Entſchul⸗ 
dungsverfahren anmeldete, obwohl er vorher für B. durch den 
Antrag auf Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens tätig ge⸗ 
weſen war. Denn es habe ſich hierbei um eine rein formelle 
Tätigkeit gehandelt, die ein Eingehen auf den Beſtand der For⸗ 
derung oder ihre Beteiligung am Verfahren nicht erfordert 
habe. Er habe aber, ſo führt das Urteil aus, K. auch weiter 
beraten, jedenfalls ſeine Vertretungstätigkeit für K. nicht nie⸗ 
dergelegt, nachdem Gläubiger und Schuldner über die Betei⸗ 
ligung der Forderung am Verfahren in Streit geraten ſeien. 
Ausdrücklich abgelehnt habe er ſpäter K. gegenüber nur, in 
ſeinem Intereſſe an der Beſprechung vom 27. Jan. 1936 teil- 
zunehmen und ferner für ihn gegen B. eine Klage auf Feſt⸗ 
ſtellung der Nichtbeteiligung am Entſchuldungsverfahren zu er⸗ 
heben. Aber ſchon in der beratenden Tätigkeit für K. über die 
Frage der Beteiligung von deſſen Forderung am Entſchul⸗ 
dungsverfahren liege ein Verſtoß gegen $ 356 StGB. 

Auch hier ſind die getroffenen Feſtſtellungen nicht aus⸗ 
reichend, das Vorliegen der Vorausſetzungen des $ 356 StGB. 
darzutun. 

Bei der Anmeldung der Forderungen lag erſichtlich kein 
Widerſpruch der beiderſeitigen Intereſſen vor. Aus der Forde⸗ 
rungsanmeldung des K. iſt vielmehr zu entnehmen, daß auch 
er damals noch der Meinung geweſen iſt, daß ſeine Forderung 
vom Entſchuldungsverfahren ergriffen werde. Dem LG. iſt auch 
darin beizuſtimmen, daß der Angekl. für K. nicht mehr tätig 
werden durfte, als dieſer mit der Anſicht hervortrat, ſeine For⸗ 
derung werde vom Entſchuldungsverfahren nicht mehr betrof- 
fen, und B. unzweideutig zum Ausdruck brachte, daß er eine 
Betätigung des Angekl. zur Erzielung eines billigen Ausgleiches 
nicht wünſche. Das LG. hat nun zwar die Feſtſtellung getroffen, 
daß der Angekl. die Aufforderung des K., für ihn an der Aus⸗ 
ſprache am 27. Jan. 1936 teilzunehmen, ausdrücklich abgelehnt 
habe „anſcheinend wohl mit aus dem Grunde, weil ihm ein 
beiderſeitiger Auftrag, eine Einigung zu verſuchen, nicht erteilt 
worden ſei“. Das LG. hat jedoch nicht feſtgeſtellt, daß die dem 
Angekl. zur Laſt gelegte weitere Beratung des K. auch dann 
noch fortgeſetzt worden iſt, als feſtſtand, daß B. eine Betätigung 
des Angekl. zur Erzielung eines billigen Ausgleiches nicht 
wünſche. Daß der Angekl. die Vertretung des K. nicht aus⸗ 
drücklich niedergelegt hat, konnte für ſich allein nicht den 
äußeren Tatbeſtand des § 356 StGB. begründen. Für die 
von dem LG. angenommene weitere Beratung fehlen insbeſ. 
ausreichende Feſtſtellungen zur Begründung des inneren Tat⸗ 
beſtands. Die Darlegung des Urteils, der Angekl. habe „ſicher 
auch das Bewußtſein von der Identität der Rechtsſache und 
von der Tatſache, daß ſein Verhalten pflichtwidrig ſei, gehabt, 
ſonſt hätte er ſich wohl nicht geweigert, an der Beſprechung 
vom 27. Jan. 1936 teilzunehmen“, ſind zu unbeſtimmt. Sie 
ſind auch nicht ſchlüſſig, weil nicht dargelegt iſt, daß der Angekl. 
der Beſprechung nicht ferngeblieben ſein kann, weil er nicht 
pflichtwidrig handeln wollte. 

c) Im Falle K. gegen B. wegen Forderung (8 C 79/36) iſt 
das LG. von folgenden Feſtſtellungen ausgegangen. 

Der Angekl. erhob am 7. Mai 1936 namens des K. gegen 
B. Klage auf Zahlung. Die gegen B. in dieſem Rechtsſtreit 
geltend gemachte Forderung umfaßte insbe]. in dem ſpäter er⸗ 
weiterten Klageantrag die Geltendmachung von Forderungen, 
die dem K. aus Schulden der Frau St. zuſtanden, aus der Zeit 
vor der Gutsübernahme am 1. Juli 1932 herrührten und von 
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B. durch Anerkenntnis vom 1. März 1934 übernommen worden 
waren. 

Das LG. hält hier die Identität der Rechtsſache, ſoweit 
die von B. übernommenen Schulden ſeiner Mutter einen Teil 
des Streitgegenſtandes bildeten, deshalb für gegeben, weil ſie 
ſchon Gegenſtand des Verfahrens 3 C 380/33 geweſen ſeien. Im 
übrigen ſei, ſo führt das Urteil aus, das Treuverhältnis zu B. 
durch deſſen Vertretung im Entſchuldungsverfahren, „in dem 
B. nochmals die Frage des Beſtandes der Forderung mit ihm 
beſprochen habe, befeſtigt und vertieft worden“. Durch ſein 
früheres Tätigwerden für B. ſei der Angekl. in die Lage ver⸗ 
ſetzt geweſen, nun in dem neuen Rechtsſtreit Mitteilungen, 
die ihm B. früher als Ratſuchender über den Beſtand der frag- 
lichen Schuld gemacht habe, gegen ihn zu verwerten. Daß zu 
dieſer Zeit der Rechtsſtreit K. gegen St. und das Entfdul- 
dungsverfahren ſchon beendet geweſen fei, ſei rechtlich ohne Be⸗ 
deutung. Das Bewußtſein des Angekl., daß er pflichtwidrig 
handele, ergebe ſich aus ſeinem Schreiben vom 17. Febr. 1936, 
in welchem er B. mitgeteilt habe, daß er eine Klage gegen ihn 
nicht führen könne, weil er ihn ebenfalls in der Sache be— 
raten habe. 

Auch hier ſind die Feſtſtellungen des LG. nicht ausreichend, 
um den Nachweis der Vorausſetzungen des § 356 StGB. zu 
begründen. 


Vor allem fehlt hier eine klare Darlegung des der Klage 
und dem Rechtsſtreit zugrunde liegenden Sachverhalts. Aus 
den Feſtſtellungen iſt hier lediglich zu erſehen, daß in der Klage 
von B. die Zahlung von 476,78 RA, und zwar einer Waren⸗ 
ſchuld von 447,29 , und 29,49 RA Anſpruch auf Erſtattung 
von Koſten des erſten Prozeſſes 3 0 380/33 beanſprucht wurde, 
und daß dann fpäter die Klage auf einen Betrag von 477,23 AN 
erweitert wurde, wobei 335,79 ½% auf Grund eines Aner⸗ 
kenntniſſes vom 1. März 1934 und 141,44 Sal zu erſtattende 
Koſten des Vorprozeſſes gefordert wurden. Hierzu führt das 
Urteil aus: „Unſtreitig enthielt das Anerkenntnis des B. vom 
1. März 1934 auch die Schulden ſeiner Mutter bis zur Hofüber⸗ 
gabe vom 1. Juli 1932. Das AG. erhob Beweis unter ande⸗ 
rem über die Frage, ob zwei von B. beſtrittene Poſten von 
60 Ria und 210,35 RA von den Schulden der Mutter zu 
Recht beſtünden.“ 


Die hier als Schulden der Mutter angegebenen Beträge 
ſtimmen nicht mit dem bei den Darlegungen zur Klageſache 
3 0 350/33 angegebenen Betrage überein. Inwieweit dieſe 
Schuldbeträge ſeit Erledigung jener Klageſache durch Zahlun⸗ 
gen der Mutter vermindert waren, iſt nicht erſichtlich. Auch 
bei Abzug des Betrages, zu dem die Mutter im Vorprozeß ver— 
urteilt worden war, ergibt ſich nicht der Betrag, der hier als 
Schuld der Mutter bezeichnet wird. Insbeſ. wird hier nicht 
aufgeklärt, inwiefern überhaupt von einer Schuld der Mutter 
geſprochen werden konnte, ſoweit der aufgeführte Betrag den 
Betrag von 85,75 Ke überſtieg, zu deſſen Zahlung die Mutter 
im Vorprozeß verurteilt worden war. Ungeklärt bleibt auch, 
wie ſich die Behauptung des K., es beſtehe noch eine Schuld 
des B., die aus der Zeit vor der Gutsübernahme herrühre, mit 
der Feſtſtellung im Entſchuldungsverfahren vereinbaren läßt, 
„daß B. am 1. April 1934 bereits im Guthaben geftanden 
habe“. 

Aus der Tatſache, daß die Forderung des K. gegen St. 
in dem Vorprozeß von K. „im Intereſſe des B.“ geltend ge- 
macht worden war, und der weiteren Tatſache, daß B. nun für 
dieſe Schuld von K. auf Grund Schuldübernahme oder Aner 
kenntniſſes in Anſpruch genommen wurde, ergab ſich, wie ſchon 
oben unter a ausgeführt wurde, nicht ohne weiteres die Iden⸗ 
tität der Rechtsſache. Auch ein Intereſſengegenſatz war nur 
gegeben, ſoweit zwiſchen B. und K. über die Haftung des B. 
für die Schuld und ihre Höhe Streit beſtand. Nach dieſer Rich⸗ 
tung ergeben aber die Feſtſtellungen, daß B. ſeine Haftung am 
1 März 1934 neuerdings ſchriftlich vorbehaltslos anerkannt hat. 
Ob und inwieweit hier ein Intereſſengegenſatz zwiſchen B. und 
K. darin begründet war, daß B. die aus der Zeit vor der 
Gutsübernahme beſtehende Schuld der Höhe nach anders be- 
rechnete als K., iſt den bisherigen Feſtſtellungen nicht mit aus 


reichender Sicherheit zu entnehmen. Beſtand hierüber zwiſchen 
ihm und K. von allem Anfang an Streit und hatte der Angekl. 
B. hierüber ſchon früher anwaltſchaftlich beraten, dann lonnte 
allerdings darin, daß der Angekl. nun K. im Rechtsſtreit 30 
79/36 verbeiſtandete, ein Treubruch i. S. des § 356 SIEB. ge⸗ 
funden werden. Das hätte aber eingehender und klarer Dar⸗ 
legungen bedurft. Ausführungen, wie es ſei „die Frage des 
Beſtandes der Forderung gegen K. mit ihm beſprochen wor⸗ 
den“, reichen bei der gegebenen Sachlage insbeſ. im Hinblick 
auf das wiederholte ſchriftliche Anerkenntnis des B. nicht aus. 
Auch aus dem Schreiben des Angekl. an B. vom 17. Febr. 1936 
können jedenfalls für das Vorliegen des äußeren Tatbe⸗ 
ſtandes keine ausreichenden Schlüſſe gezogen werden. 


(RG, 2. Str Sen. v. 29. April 1937, 2 D 21/37.) 
(= ROSS. 71, 231.) 
* 


5. RG. — Rechtsſache i. S. des $ 356 StGB. bedeutet jede 
Rechtsangelegenheit, bei der mehrere Perſonen mit widerſtrei⸗ 
tenden Intereſſen beteiligt ſein können. 


Dieſelbe Rechtsſache bezeichnet nicht den einzelnen Rechts 
ſtreit, ſondern vielmehr denſelben Streitſtoff, wenn er auch 
in verſchiedenen Verfahren verhandelt iſt. Maßgebend iſt der 
ſachlich-rechtliche Inhalt der anvertrauten Intereſſen (RGSt. 
23, 60; 60, 298; 62, 289). Im vorl. Falle haben die Eheleute F. 
im Jahre 1931 dem Angekl. ihre Intereſſen anvertraut, die ſich 
für ſie aus der von ihnen behaupteten Tatſache ergaben, daß 
W. ihnen ein Grundſtück verkauft und ſie durch falſche Zuſiche⸗ 
rungen zu dem Kaufabſchluß beſtimmt habe. Im Jahre 1934 
übernahm der Angekl. die Vertretung der Intereſſen des G., 
von dem die Eheleute F. im Wege der Klage Schadenserſatz 
verlangten, weil er als Vermittler des Grundſtückskaufes die 
Garantie für die Richtigkeit der Zuſicherungen des W. über⸗ 
nommen und ihnen auch deren Unwahrheit trotz Kenntnis 
pflichtwidrig verſchwiegen habe. Gegenſtand der beiden Ver⸗ 
tretungen waren alſo dieſelben Vorgänge bei demſelben Kauf⸗ 
geſchäft und die ſich hieraus ergebenden Rechtsfolgen. Sie waren 
die Grundlage ſowohl des Anſpruchs gegenüber dem Verkäufer 
W. als auch gegenüber dem Vermittler G. Mit der Erweislich⸗ 
keit oder Nichterweislichkeit der falſchen Zuſicherungen ſtanden 
und fielen die beiden Anſprüche. Der Annahme derſelben Rechts- 
ſache ſteht auch nicht der Umſtand entgegen, daß den Eheleuten 
F. in jedem der beiden Rechtsſtreitigkeiten eine andere Perſon 
als Gegner und Prozeßpartei gegenüberſtand und daß zur Be- 
gründung des Anſpruchs gegen G. die Behauptung und der Be- 
weis des Kaufabſchluſſes und der falſchen Zuſicherungen nicht 
ausreichte, daß hierfür vielmehr noch weitere Tatſachen be⸗ 
hauptet und erwieſen werden mußten, aus denen ſich die Ver⸗ 
pflichtung des Bekl. ergab, für die falſchen Zuſicherungen des 
W. einzuftchen, 


Die Rev. findet den Satz bedenklich, in der Rſpr. ſei ans 
erkannt, daß für den inneren Tatbeſtand die Kenntnis der den 
Intereſſengegenſatz und ſomit die Pflichtwidrigkeit begründen 
den Tatſachen genüge. Dieſer Rechtsſatz findet ſich wörtlich in 
der Entſch. RGSt. 62, 158 unter b); er iſt vom LG. offenbar 
dieſer Eutſch. entnommen worden. In jener Entf. find unter 
Hinweis auf frühere Entſch. die Tatbeſtandsmerkmale „dieſelbe 
Rechtsſache“ und „Pflichtwidrigkeit“ und die Bedeutung des 
Irrtums über jeden dieſer Begriffe behandelt worden. Es iſt 
ausgeführt, daß ein rechtlicher Irrtum über den Begriff „die⸗ 
ſelbe Rechtsſache“ ein unbeachtlicher Strafrechtsirrtum iſt und 
daß der Täter, wenn er das Bewußtſein von dem Vorliegen 
derſelben Rechtsſache habe, regelmäßig auch bewußt mit der 
Übernahme des zweiten Mandates gegen ſeine Amtspflichten 
verſtoße. In dieſem Zuſammenhange findet ſich der von der 
Rev. beanſtandete Satz, der nur mit den Wörtchen „an fich” 
eingeleitet ift. Die Ausführungen der Entſch. find im Zuge der 
auch der Rev. bekannten Rſpr. gemacht, daß die inneren Vor⸗ 
ausſetzungen des Tatbeſtandsmerkmals derſelben Rechtsſache 
nicht noch einmal bei der Unterſuchung des Tatbeſtandsmerl 
mals der Pflichtwidrigkeit geprüft und womöglich anders feſt⸗ 
geſtellt werden könnten (Roß St. 58, 247 ff.). Sie beruhen auf 
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dem Gedanken, daß in zahlreichen Fällen das Wiſſen und die 
Kenntnis, dieſelbe Rechtsſache liege vor, mit dem Wiſſen und 
mit der Kenntnis, entgegengeſetzte Intereſſen ſeien gegeben, 
notwendig zufanımenfalle. Wann und inwieweit ein ſolches Zu- 
ſammenfallen jeweils beſtehen kann, braucht hier nicht allge- 
mein erörtert zu werden. Auf jeden Fall beſteht es, wenn die⸗ 
ſelbe Rechtsſache in zwei verſchiedenen Rechtsſtreitigkeiten aus⸗ 
getragen wird und der Rechtsanwalt den Sachverhalt in beiden 
Rechtsſtreitigkeiten und die an ihnen beteiligten Perſonen kennt. 
In einem ſolchen Falle läßt ſich das Wiſſen um dieſelbe Rechts⸗ 
ſache von dem Wiſſen der entgegengeſetzten Intereſſen gar nicht 
trennen. Deshalb fährt die erwähnte Entſch. RGSt. 62, 158 
fort, den Täter hätte trotz Kenntnis dieſer Tatſachen etwa der 
irrige Glaube an eine dem 831 Nr. 2 (jetzt § 32 Nr. 2) NAD, 
vorgehende Amtspflicht ſchützen können, alſo der irrige Glaube, 
daß die Vertretung des eutgegengeſetzten Intereſſes, das der 
Täter als ſolches erkannt haben mußte, ausnahmsweiſe geſtattet 
ſei. Das wäre ein Fall, in dem die Pflichtwidrigkeit trotz Be⸗ 
ſtehens entgegengeſetzter Intereſſen entfallen könnte, und in 
einem ſolchen Falle wäre auch ein Irrtum des Täters über 
ſeine Pflichten ſtrafrechtlich erheblich. Derſelbe Gedankengang 
findet ſich auch in der Entſch. RGSt. 60, 298, 301 und vor 
allem S. 302. Soweit daher das Wiſſen von derſelben Rechts⸗ 
ſache mit dem Wiſſen von dem Beſtehen entgegengeſetzter Inter⸗ 
eſſen zuſammenfällt, muß der Rechtsirrtum über den Begriff 
derſelben Rechtsſache und über den Begriff entgegengeſetzter 
Intereſſen gleich behandelt werden, d. h. es genügt „an ſich“ 
für den inneren Tatbeſtand die Kenntnis der den Intereſſen⸗ 
gegenſatz und damit auch die Pflichtwidrigkeit begründenden 
Tatſachen. Andernfalls könnte ſich das ergeben, was die Rſpr. 
über die Behandlung des Irrtums vermeiden wollte, daß näm⸗ 
lich bei Unterſuchung der inneren Vorausſetzungen der Pflicht⸗ 
widrigkeit andere Feſtſtellungen getroffen werden könnten, als 
bei Unterſuchung der gleichen Vorausſetzungen zum Begriff der⸗ 
ſelben Rechtsſache. Zum Begriff „dieſelbe Rechtsſache“ gehört 
ja auch nach der oben wiedergegebenen Deutung, die er in der 
Rſpr. erfahren hat, daß bei derſelben Rechtsangelegenheit meh— 
rere Perſonen mit widerſtreitenden Intereſſen beteiligt ſein 
können. Daß ſich das Wiſſen des Täters hierauf erſtreckte, 
muß daher ſchon bei Unterſuchung des Begriffs derſelben Rechts- 
ſache feſtgeſtellt werden. Dieſe Möglichkeit kann aber in den zu 
vergleichenden Fällen nicht ſchlagender geführt werden als da 
durch, daß die mehreren Perſonen mit ihren widerſtreitenden 
Intereſſen in einem Rechtsſtreit einander gegenübergetreten ſind. 


In der Eutſch. des RG. v. 11. März 1926, 3 D 86/26: JW. 
1926, 1570 und vom 8. Dez. 1928, 1 D 761/28: JW. 1929, 3168 
iſt nichts der obigen Darſtellung Widerſprechendes geſagt. In 
der erſteren Entſch. wird von einer Erörterung, ob der Entſch. 
in RGSt. 58, 247 im vollen Umfang beizutreten ſei, ausdrück⸗ 
lich abgeſehen; in der letzteren Entſch. iſt allerdings ausge 
ſprochen, daß ein beachtlicher außerſtrafrechtlicher Irrtum vor⸗ 
liegen könnte, wenn der Angekl. den Begriff des Gewährens 
der Berufstätigkeit „im entgegengeſetzten Intereſſe“ verkannt 
hätte. In dieſem Falle war es aber zu einem Rechtsſtreite 
zwiſchen den Perſonen, die ein entgegengeſetztes Intereſſe 
hatten, gar nicht gekommen, und es lag deshalb ein Irrtum des 
damaligen Angekl. inſoweit nicht außerhalb des Bereichs der 
Möglichkeit, als er glauben konnte, im gemeinſamen Intereſſe 
der Beteiligten tätig zu ſein. 

Die Rev. regt auch an, nachzuprüfen, ob die Rſpr. aufrecht- 
erhalten werden könne, wonach ein Irrtum über den Begriff 
„dieſelbe Rechtsſache“ belanglos iſt. Der erk. Sen. hat dieſe Rſpr. 
früher ſchon nachgeprüft und ſie gebilligt; ſie iſt eine feſtſtehende 
geworden. Der Senat hat keinen Anlaß, von dieſer Rſpr. abzu⸗ 
weichen, ganz abgeſehen von der Frage, ob er ſelbſt bei Berück⸗ 
ſichtigung des Art. 2 Gef, v. 28. Juni 1935 (RGBl. I, 845) hierzu 
noch imſtande wäre. 


Wenn das L. den für die Schuldfrage unbeachtlichen 
Rechtsirrtum des Angekl. als „leichtfertig“, „unbekümmert“ und 
„grobfahrläſſig“ anſieht und auf Grund dieſer Auffaſſung die 
Strafe ſchärft, ſo iſt dies aus dem Gedankengange heraus un⸗ 
bedenklich, daß die Strafe noch viel höher zu bemeſſen geweſen 
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wäre, wenn der Angekl. bewußt rechtswidrig gehandelt hätte. 
Auch beſteht kein Bedenken gegen die Annahme, daß dem Angekl. 
das Arreſturteil und die Anfrage des Anwaltskammervorſtan⸗ 
des als Warnung hätten dienen müſſen. Ein gewiſſenhafter An⸗ 
walt wird ſelbſt den Anſchein, widerſtreitende Intereſſen zu 
vertreten, vermeiden und einen Auftrag ablehnen, bei dem dieſer 
Verdacht nur auftauchen kann. Der Gedanke des LG. iſt, der 
Angekl. hätte das Mandat niederlegen ſollen, nachdem ihm zum 
Bewußtſein gekommen ſei, daß ſein Verhalten zum Verdachte 
des Parteiverrats Anlaß gebe. Straferſchwerend wird dann die 
Tatſache verwertet, daß der Angekl. trotz dieſes Bewußtſeins die 
ſtrafbare Handlung fortgeſetzt habe. 


(RG., 1. Str Sen. v. 17. Sept. 1937, 1 D 337/37.) 


Blutſchutzgeſetz 


6. RG. — 88 2, 5 BlutſchutzG. Ein Jude. der in Deutſch⸗ 
land mit einer Staatsangehörigen außerehelich verkehren will, 
hat die Rechtspflicht, ſich über die Raſſenzugehörigkeit der 
Staatsangehörigen einwandfrei zu unterrichten. 


Das LG. hat erſichtlich nicht verkannt, daß der Angell. 
auch dann gemäß § 5 Abi. 2 Blutſchutz cd. v. 15. Sept. 1935 
(RGBl. I, 1146) wegen Raſſenſchande ſtrafbar ſein würde, wenn 
er die Deutſchblütigkeit der deutſchen Staatsangehörigen, mit 
der er als Jude außerehelichen Verkehr gepflogen hat, auch nur 
in ſeinen bedingten Vorſatz aufgenommen hätte. 


Denn die Str. hat die Schutzbehauptung des Angekl., das 
Mädchen habe ihm vor dem erſten Geſchlechtsverkehr glaub⸗ 
haft verſichert, ihre Mutter ſei Jüdin, aus tatſächlichen Er⸗ 
wägungen für nicht widerlegt erachtet. Die Kammer erwähnt 
ſogar einen beſonderen Umſtand, der nach ihrer Anſicht „für die 
Richtigkeit dieſer Verteidigung und den guten Glauben des An⸗ 
gekl. ſpricht“. Auch führt ſie noch aus, der Angekl. ſei auf 
Grund der glaubwürdigen Mitteilung des Mädchens da⸗ 
von ausgegangen, es ſei Halbjüdin, er habe ſomit über einen 
ſtrafbegründenden Tatumſtand geirrt. Damit hat das LG. 
erkennbar auch die Möglichkeit eines nur bedingten Vorſatzes 
ausgeſchloſſen und ausſchließen wollen. 


Ob das LG. auf Grund des Ergebniſſes der Hauptver- 
handlung einen die Schuld des Angekl. ausſchließenden Um⸗ 
ſtand (vgl. $ 59 StGB., § 2 Blutſchutz GG., § 11 Satz 2 der 
1. AusfVO. v. 14. Nov. 1935 [RGBl. I, 1334) für gegeben er- 
achten ſollte, war lediglich Sache ſeiner freien Beweiswürdigung, 
die das NevG. in tatſächlicher Beziehung nicht nachprüfen kann 
(58 261, 337 StPO.) 


Die Ausführungen des Oberreichsanwalts, der das Rechts⸗ 
mittel der Staatsanwaltſchaft vertreten hat, geben aber noch 
Anlaß zu folgenden grundſätzlichen Bemerkungen: 


Das Verbrechen der Raſſenſchande i. S. des § 5 Abſ. 2 
BlutſchutzG. kann allerdings nur vorſätzlich begangen werden. 
Es muß alſo mindeſtens bedingter Vorſatz feſtgeſtellt werden, 
um die Schuldfrage bejahen zu können. Hiernach muß der Jude 
auch die Deutſchblütigkeit der Staatsangehörigen wenigſtens in 
ſeinen bedingten Vorſatz aufgenommen haben, um ſchuldig zu 
ſein. Ein Jude, der in Deutſchland mit einer Staatsangehörigen 
außerehelich verkehren will, hat aber die Rechtspflicht, ſich über 
die Raſſe, der ſie angehört, gewiſſenhaft zu unterrichten. Unter⸗ 
läßt es der Jude, ſich über die Abſtammung der Staatsange⸗ 
hörigen ſolche Unterlagen zu verſchaffen, die einem gewiſſen⸗ 
haften Menſchen als zuverläſſig und ausreichend erſcheinen 
können, begnügt er ſich insbeſ. mit einer durch nichts belegten 
Erklärung des Mädchens über ſeine angebliche jüdiſche Ab⸗ 
ſtammung, ſo wird der Verdacht naheliegen, daß der Jude dem 
Verbot des § 2 BlutſchutzG. mit dem bedingten Vorſatz zu⸗ 
widergehandelt, alſo nicht lediglich leichtfertig“ gehandelt hat, was 
nach § 5 Abſ. 2 a. a. O. zur Strafbarkeit allerdings nicht ge⸗ 
nügen würde. 


Überhaupt wird ſich der Richter, der zum Schutze des deut⸗ 
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ſchen Blutes und der deutſchen Ehre berufen iſt, ſtets den Vor⸗ 
ſpruch des Blutſchutz cz. vor Augen halten müſſen, um bei der 
Ausübung ſeiner freien, d. h. pflichtmäßigen, Beweiswürdigung 
die Gefahr zu vermeiden, daß ein Weg zur Umgehung eines 
Geſetzes eröffnet wird, das den Fortbeſtand des deutſchen Volkes 
für alle Zukunft ſichern fol. 


(RG., 5. Str&en. v. 27. Sept. 1937, 5D 619/37.) 


Deviſengeſetz 
7. RG. — 88 6 Abſ. 4, 10, 42 DevG.; 8 2 StGB. Zur 
Frage, ob außer Kurs geſetzte Goldmünzen durch Beſchädigung 
ihre Eigenſchaft als Gold i. S. des § 6 Abſ. 4 Dev. ver⸗ 
lieren und ob in der Beſchädigung eine nach $ 10 Dev. ohne 
deviſenrechtliche Genehmigung unzuläſſige Verfügung über 
Gold liegt. ) 


Der Mitangekl. G. wollte im November 1936 dem Angekl. 
S. zwei außer Kurs geſetzte 20⸗Dollar⸗Goldmünzen bei einem 
Einkauf in Zahlung geben. Der Angekl. erklärte, das ſeien De⸗ 
viſen, die die Reichsbank kaufe, er könne nur beſchädigte Mün⸗ 
zen kaufen; bei einem Verkauf an die Reichsbank bekomme G. 
etwas über 80 , während er für das Gramm 3 Y zahle. 
G. ſchlug darauf zu Haufe die Münzen breit, fo daß die Be— 
ſchriftung nur noch teilweiſe lesbar war, und brachte ſie dem 
Angekl. S., der fie abnahm und mit G. verrechnete. Die Strft. 
hat den Angekl. S. wegen Anſtiftung zu einem von G. be⸗ 
gangenen Deviſenvergehen nach §8 10, 42 Abſ. 1 Nr. 3 Dev., 
§ 48 StGB. verurteilt. Seine Rev. mußte Erfolg haben. 


Die Strͤ. hat eine nach SH 10 und 6 Abſ. 4 Dev. unzu⸗ 
läſſige „Verfügung“ über Gold mit der Begründung angenom⸗ 
men, die Goldſtücke hätten durch das Breitſchlagen ihre Münz— 
eigenſchaft verloren und ſeien damit Altgold geworden, das den 
Deviſenvorſchriften nicht unterliege. Hiergegen beſtehen in 
mehrfacher Hinſicht Bedenken. Der Ausſpruch des Urteils, daß 
eine nicht unerheblich breitgeſchlagene Münze nach allgemeiner 
Erfahrung nicht mehr als Münze gewertet werde, kann in 
dieſer weitgehenden Faſſung nicht gebilligt werden. Eine Ein⸗ 
ſchränkung wird insbeſ., wie Münzhandel und Münzenſammeln 
erweiſt, angezeigt ſein, wenn es ſich nicht um umlauffähiges 
Geld, fordern um außer Kurs geſetzte Stücke handelt. Jeden— 
falls braucht der Umſtand, daß die „Beſchriftung“ nur noch 
teilweiſe lesbar iſt, die Münzeigenſchaft noch nicht aufzuheben. 
Es hätte demnach einer eingehenderen Darlegung über Art 
und Umfang der erzielten Beſchädigungen bedurft. Hiervon 
hängt auch mit die Beurteilung der Frage ab, ob der Gegen⸗ 
ſtand, der nach den eingetretenen Veränderungen vorlag, wenn 
auch nicht als Münze, ſo doch aus anderen Gründen noch wei⸗ 
terhin Gold i. S. des § 6 Abſ. 4 Dev. war oder nicht. Die 
Str. iſt davon ausgegangen, daß die Münzen zunächſt „Fer⸗ 
tigfabrikate“ aus legiertem Gold geweſen ſeien. Wie aus § 6 
Abſ. 4 Dev G. zu entnehmen iſt, find Fertigfabrikate aus Gold 
der Deviſenbewirtſchaftung grundſätzlich nicht unterworfen; 
Goldmünzen werden, ſoweit ſie außer Kurs geſetzt ſind, neben 
legiertem Gold, in rohem Zuſtand oder als Halbfabrikat, dem 
Dev. unterſtellt. Goldmünzen find nach beſtimmter Gewichts 
einteilung hergeſtellte Stücke legierten Goldes, das mit einer 
Prägung verſehen iſt. Die Prägung dient dazu, den Nennwert 
erkennbar zu machen, dabei den geſetzlichen Feingehalt des 
Stückes zu gewährleiſten und auch als Schutz gegen Metallent- 
ziehung das feſtgeſetzte Geſamtgewicht zu erhalten. Es iſt hier⸗ 
nach die Möglichkeit nicht auszuſchließen, daß die Goldſtücke, 
ſelbſt wenn ſie durch die Beſchädigungen ihre Münzeigenſchaft 
verloren haben follten, als legiertes Gold i. S. des § 6 Abſ. 4 
Dev. anzuſprechen waren. Unter dieſen Begriff fallen nach 
der bereits vor der Tat durch die Reichsſtelle für Deviſenbe⸗ 
wirtſchaftung eingetretenen Klärung alle Goldlegierungen un⸗ 
abhängig vom Feingehalt (Ziff. 5 Abſ. 1 des RdErl. 236/35 
DSt. v. 27. Dez. 1935). Als Alt⸗ und Bruchgold dagegen, das 
nach Ziff. V Abſ. 2 a. a. O. nicht als Gold i. S. des Dev. an⸗ 
zuſehen iſt, gelten „alle ganz oder teilweiſe aus Gold beſtehen⸗ 


[Juriſtiſche Wochenſchriſt 
den Gegenſtände, ſobald ſie in die Hände des letzten Ver⸗ 
brauchers gelangt find, mit Ausnahme des im $ 6 Abf. 4 Dev. 
genannten Goldes“ ($ 5 Abſ. 2 der Anordnung Nr. 1 der Über⸗ 
wachungsſtelle für Edelmetalle v. 28. Dez. 1985 [DR Anz. vom 
30. Dez. 19350). In der vorerörterten Richtung wird der Sach⸗ 
verhalt noch einer weiteren Prüfung bedürfen. Da eine zuver⸗ 
läſſige Beantwortung der aufgeworfenen Fragen beſondere 
Fachkenntniſſe, insbeſ. auf dem Gebiete des Geldweſens, vor⸗ 
ausſetzt, wird es angezeigt ſein, daß die Strät. einen geeigneten 
Sachverſtändigen zu Rate zieht. 

Sollte das Gericht auf Grund der neuen Hauptverhand⸗ 
lung zu der Überzeugung gelangen, daß auch nach Vornahme 
der Beſchädigungen an den Münzen nach wie vor Gold i. S. 
des Dev. vorhanden war, jo kommt eine Anwendung des 8 10 
a. a. O. unter dem Geſichtspunkt in Betracht, daß der Angekl. 
S. bet dem Ankauf der Münzen — als Täter — ohne Ge⸗ 
nehmigung Gold von dem Mitaugekl. G. erworben hat, der 
darüber ohne Genehmigung verfügt hätte, Falls ſich aber er⸗ 
geben ſollte, daß die Münzen hier zu Altgold oder Bruchgold 
geworden find, wird die Strͤ. Gelegenheit haben, ſich noch 
eingehender darüber auszulaſſen, ob in einer ſolchen Umwand⸗ 
lung einer der Deviſenbewirtſchaftung unterliegenden Sache 
in bewirtſchaftungsfreie Ware eine „Verfügung“ nach 8 10 
Dev®. geſehen werden kann. Allerdings iſt dieſer Begriff im 
Deviſenrecht weitgehend auszulegen. Dabei iſt auch dem Um⸗ 
ſtand Rechnung zu tragen, daß Gold als Ware der Verarbei— 
tung zugänglich iſt und eine ſolche auch ſtändig zu gewerblichen 
und beruflichen Zwecken erfährt, wofür noch beſondere Richt⸗ 
linien maßgebend ſind. Im einſchlägigen Schrifttum wird es 
als zweifelhaft bezeichnet, ob außer der Verfügung im Rechts⸗ 
ſinne, d. h. der rechtsgeſchäftlichen, auch tatſächliche Verfügun⸗ 
gen im wirtſchaftlichen Sinne von den Vorſchriften des Dev®. 
erfaßt werden. Den Entſch. des RG.: RGSt. 67, 130, 136 und 
68, 136, 139 = JW. 1934, 1768 liegen nur Fälle rechtsgeſchäft⸗ 
licher Verfügungen zugrunde. Andererſeits hat die Rſpr. z. B. 
den Begriff des „Aushändigens“ (zugunſten eines Ausländers) 
im Deviſeurecht rein tatſächlich und wirtſchaftlich ausgelegt 
(RGSt. 70, 88 = JW. 1936, 1051). Sollte das LG. zu dem 
Ergebnis gelangen, eine unmittelbare Anwendung des § 10 
Dev. zu verneinen, fo bleibt zu prüfen, ob dann der Sach⸗ 
verhalt — auch bei Beachtung des § 44 Dev. — nicht eine 
entſprechende Anwendung des § 10 a. a. O. gemäß § 2 n. F. 
StGB. gebietet. 

(RG., 2. StrSen. v. 12. Aug. 1937, 2 D 284/37.) 


Anmerkung: Die Entſch. wirft die Frage auf, was unter 
dem häufig in den Vorſchriften des DevG. gebrauchten Begriff 
der Verfügung zu verſtehen iſt. Dieſe Frage habe ich in der 
Anm. zu dem in JW. 1937, 2510 abgedruckten Urteil des 1. Sen. 
des RG. dahin beantwortet, daß über den zivilrechtlichen Ver⸗ 
fügungsbegriff hinaus als deviſenrechtliche Verfügung jede 
Handlung zu verſtehen iſt, die eine Rechtsänderung herbeiführt. 
Dieſe Wirkung hat nur eine Handlung, die auf den fie betref- 
fenden Gegenſtand ſo einwirkt, daß ſich ſeine Rechtslage ändert, 
d. h. daß ſich die rechtlichen Beziehungen zu dem Gegenſtand 
unmittelbar ändern. Dieſe Wirkung haben beiſpielsweiſe die 
Entäußerung eines Deviſenwertes, der Verzicht auf eine Wäh⸗ 
rungsforderung, das Einſchmelzen von fremdem Gold (der in 
dem Urteil JW. 1937, 2510 behandelte Fall). Bleiben jedoch 
bei einer Handlung die rechtlichen Verhältniſſe des Handeln⸗ 
den zu dem Gegenſtand unverändert, ſo liegt keine Verfügung, 
ſondern nur eine rein tatſächliche Handlung vor, und zwar auch 
dann, wenn die Handlung auf den Gegenſtand ſo einwirkt, daß 
ſie ihn in ſeiner äußeren Geſtalt verändert. Deshalb ſind keine 
deviſenrechtlichen Verfügungen die Vernichtungen oder Ver⸗ 
änderungen von Urkunden, die ohne Aufhebung oder Minde⸗ 
rung von Rechten erfolgen, z. B. die Vernichtung eines Wert⸗ 
papieres, wenn die darin verbriefte Forderung nicht mehr be- 
ſteht oder unverändert beſtehen bleibt, ferner reine Buchungs⸗ 
vorgänge, beiſpielsweiſe das Ausbuchen einer zweifelhaften 
Forderung, auf die dabei nicht verzichtet wird. Zu dieſen rein 
tatſächlichen Handlungen gehört auch der in dem vorl. Urteil 
behandelte Fall der Verwandlung von Deviſengold (hierunter 
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fallen nach § 6 Abſ. 4 Dev. außer Kurs geſetzte Goldmünzen, 
Feingold und legiertes Gold, roh oder als Halbfabrikat) in 
nicht der Deviſenbewirtſchaftung unterliegendes Alt⸗ oder 
Bruchgold, ohne daß gleichzeitig ein Eigentumswechſel oder eine 
ſonſtige Anderung der Rechtslage erfolgt (wobei dahingeſtellt 
bleibt, ob in dem vorl. Falle eine ſolche Veränderung des Gol⸗ 
des möglich geweſen iſt). Der Begriff der Verfügung iſt nicht 
ſchon dadurch erfüllt, daß ſich durch die Einwirkung die deviſen⸗ 
rechtliche Natur des Goldes ändert; ändern müſſen ſich nach 
den vorſtehenden Ausführungen die rechtlichen Beziehungen zu 
dem Gold; das iſt aber nicht der Fall. Es handelt ſich hier um 
einen rein tatſächlichen Vorgang, ebenſo wie in dem Falle, 
wenn jemand ihm gehörendes Alt- oder Bruchgold durch Ein⸗ 
ſchmelzen zu Barrengold verwandelt. Es liegt dann, weil ein 
Eigentumswechſel nicht ſtattfindet, ein Erwerb von Gold i. S. 
von $ 10 Dev. nicht vor. Desgleichen verfügt der Eigentümer 
von Barrengold bei der Verarbeitung zu Goldgegenſtänden nicht 
i. S. von § 10 Dev. über Gold. Deviſenwirtſchaftlich greift 
bei dieſen Vorgängen nur die in $ 1 DurchfVO. zum Dev. 
vom 4. Febr. 1935 begründete Anbietungspflicht, nicht aber 
die Erwerbs⸗ und Verfügungsverbote des § 10 Dev. ein. Zu 
dieſem Ergebnis gelangt auch Schulz in dem in dieſem Heft 
auf S. 2940 abgedruckten Aufſatz „Der Begriff der Verfügung 
im Deviſenrecht“, worauf im einzelnen verwieſen werden kann. 


Es erſcheint jedoch durchaus berechtigt, daß das RG. die 
weitere Frage aufwirft, ob tatſächliche Handlungen, wenn ſie 
den Begriff einer deviſenrechtlichen Verfügung nicht erfüllen, 
als Umgehung der die Verfügung unterſagenden, mit Straf⸗ 
ſchutz verſehenen Vorſchriften zu gelten haben. Wer z. B. ein 
Wertpapier im Inland in der Abſicht vernichtet, das darin 
verbriefte Recht aufrechtzuerhalten und es im Ausland in einer 
neuen Urkunde für einen anderen verbriefen zu laſſen, verfügt 
wegen Fehlens einer Rechtsänderung nicht; er umgeht aber die 
Vorſchriften des Dev., die ihm unter Strafandrohung die 
ungenehmigte Verfügung über Wertpapiere unterſagen (vgl. 
88 21, 22 Dev.). Ebenſo umgeht derjenige, dem es gelingt, 
Deviſengold in deviſenfreies Gold zu verwandeln, wenn er 
dieſes genehmigungsfrei veräußert, die Vorſchrift des § 10 
Dev., die ihm verbietet, ohne Genehmigung über Deviſengold 
zu verfügen. In ſolchem Falle iſt die Anwendung der Straf⸗ 
rechtsanalogie des $ 2 StGB. durchaus gerechtfertigt; denn 
derartige Handlungen verdienen nach dem Grundgedanken der 
durch Strafvorſchriften geſchützten Deviſenbeſtimmungen eine 
Beſtrafung. 

GerAſſ. Turows ki, Berlin. 


Steuerſtrafrecht 


a 8. RG. — 8 396 RAbgoOO. Erforderniſſe des Tatbeſtandes 
der Steuerhinterziehung find Steuernnehrlichkeit und als deren 
Folge eine Steuerverkürzung. 

Zum Tatbeſtande der Steuerhinterziehung genügt es nach 
ſtändiger Rſpr. nicht, daß der Täter vorſätzlich Steuereinnahmen 
verkürzt; vielmehr muß ſtets hinzutreten, daß dieſe Steuerver⸗ 
kürzung die Folge einer Steuerunehrlichkeit iſt. Für 
den zweiten Tatbeſtand des 8 396 RAbgO. — das Erſchlei⸗ 
chen von Steuervorteilen — ergibt ſich dieſes Erfor⸗ 
dernis ſchon aus dem Wortlaut des Geſetzes ſelbſt. Es gehört 
aber nach ftändiger Rſpr. auch zum Tatbeſtande der vorſatzlichen 
Steuerverkürzung (ogl. hierzu namentlich RGSt. 70, 10 = 
JW. 1936, 386 °° m. Anm. und die dort angeführten früheren 
Entſch. des RG.). Hiernach genügt es auch nicht, daß es der 
Täter unterläßt, Steuererklärungen abzugeben, zu denen er nach 
dem Geſetze verpflichtet iſt; auch hier muß vielmehr der Vorſatz 
hinzutreten, die Steuerbehörde über das Beſtehen oder über die 
Höhe der Steuerſchuld in Unkenntnis zu halten (RGSt. 61, 81, 
186 63, 35, 30) 

Das angefochtene Urteil weiſt nun lediglich nach, daß es 
ſich bei dem Angekl. nach der Meinung des Tatrichters um 
einen ausgeſprochen böswilligen Steuerſchuldner handelt, 
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daß er — in völliger Verkennung der Pflichten, die ihm gegen⸗ 
über der Volksgemeinſchaft obliegen — beſtrebt geweſen iſt, den 
Finanzbehörden alle möglichen Schwierigkeiten zu bereiten, 
wenn ſie pflichtmäßig die Steueranſprüche der öffentlichen Hand 
gegen ihn durchzuführen beſtrebt waren. Das genügt aber nicht 
zu der Annahme, daß das Handeln oder pflichtwidrige Unter⸗ 
laſſen des Angekl., in denen die Strͤ. die Steuerhinterziehung 
findet, auf Steuerunehrlichkeit beruht. Vielmehr gehört 
zu dieſem Tatbeſtandsmerkmale, daß der Täter den Willen, 
Steuerverkürzungen herbeizuführen, dadurch betätigt, daß er die 
Steuerbehörden in einen Irrtum über das Beſtehen oder die 
Höhe des Steueranſpruches verſetzt oder ſie darin erhält. 


Ob und wieweit der Angekl. ſeinen Willen, Steuerein⸗ 
nahmen des Reiches zu verkürzen, in dieſer Art, auf heim⸗ 
lichen, hinterhältigen Wegen, durch Täuſchung — und ſomit 
ſteuerunehrlich — zu erreichen geſucht hat, iſt den bisherigen 
Ausführungen der Str. nicht mit der erforderlichen Sicherheit 
zu entnehmen. Das angefochtene Urteil läßt die Möglichkeit 
offen, daß dem zuftändigen Fin A. Steuerpflicht und Steuerhöhe 
in allen Fällen bekannt geweſen ſind und daß der Angekl. das 
auch gewußt hat. 


Rechtsirrig iſt weiter die Annahme des LG., der Angekl. 
habe ſich dadurch der Steuerhinterziehung ſchuldig gemacht, daß 
er — in der Abſicht, künftige Zugriffe des Fin A. zu erſchweren 
und nach Möglichkeit zu vereiteln — ſeinen Kindern Einrich⸗ 
tungsſtücke ſeiner Wohnung geſchenkt hat. Hier könnte es ſich 
nur um ein Vergehen gegen den § 288 StGB. handeln; dazu 
würde dann aber gehören, daß es ſich nicht, wie die StrK. als 
möglich unterſtellt, um unpfändbare Gegenſtände gehandelt hat. 


Rechtsirrig ift ſchließlich, daß die Str. angenommen hat, 
die Hinterziehung der Einkommenſteuer ſtehe mit der Hinter⸗ 
ziehung der Umſatzſteuer im Fortſetzungszuſammenhange. Es 
genügt, hierzu auf die Entſch. des Sen. v. 8. April 1935, 3D 
39/35 und die dort aufgeführten früheren Entſch. des RG. zu 
verweiſen. 

Jeder einzelne dieſer drei Rechtsfehler muß dazu füthren, 
das angefochtene Urteil aufzuheben, ſoweit darin der Angekl. 
wegen Steuerhinterziehung verurteilt worden iſt. 


In der erneuten Verhandlung wird auch die Sicherungs⸗ 
frage erneut zu prüfen fein. Die Strͤ. hat nur deshalb davon 
abgeſehen, die Unterbringung des Angekl. in einer Heil⸗ oder 
Pflegeanſtalt anzuordnen, weil es „nicht vollkommen 
ausgeſchloſſen“ ſei, daß eine Gefängnisſtrafe auf den 
Angekl. doch noch dahin einwirken werde, ſich künftig ſtraffrei 
zu halten. Dieſe Begründung reicht nicht aus, um von der 
Maßnahme abzuſehen. Vielmehr erfordert es die öffentliche 
Sicherheit dann, die Unterbringung anzuordnen, wenn mit 
Wahrſcheinlichkeit zu erwarten iſt, daß ſich der Täter auch durch 
eine Beſtrafung nicht abhalten laſſen wird, weitere erhebliche 
Straftaten zu begehen. Die Ausführungen der Str., der An⸗ 
gekl. ſei „nahezu gemeingefährlich gegenüber der Umwelt“, 
„nicht mehr ſozial tragbar“, es ſei „nicht wahrſcheinlich, daß er 
ſeine bisherige Einſtellung zur Umwelt völlig ändern werde“, 
legen die Annahme nahe, daß jenes Merkmal bei dem Angekl. 
nach der Auffaſſung der Str. gegeben iſt. 


(RG., 3. Str Sen. v. 13. Mai 1937, 3 D 243/37.) 
(= REEL. 71, 216.) 


Strafverfahren 


9. LG. — Eine Verbindung von Armenrechtsablehnung 
und Einſtellung des Privatklageverfahrens verſtößt gegen 8382 
StPO. i. Verb. m. §7 des 6. Teils Kap. J Not BO. v. 6. Okt. 
1931. 


In dem angefochtenen Beſchluß hat das AG. Freiberg „unter 
Ablehnung des Armenrechtsgeſuchs der Privatklöägerin das Ver⸗ 
fahren auf Grund der VO. v. 6. Okt. 1931 (RG Bl. I, 537), Teil 6 
Kap. I 87 eingeſtellt“ und die gerichtlichen Auslagen dem Be⸗ 
ſchuldigten auferlegt, der zugleich zu den außergerichtlichen Koſten 
der Privatklägerin die Hälfte beizutragen hatte. Im übrigen 
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wurde eine gegenſeitige Erſtattung der außergerichtlichen Koſten 
nicht ausgeſprochen. 

Gegen dieſen Beſchluß haben beide Parteien „Beſchwerde“ 
erhoben. 

Die Beſchw. der Privatklägerin richtet ſich offenſichtlich gegen 
die Armenrechtsverweigerung und die Einſtellung des Verfah⸗ 
rens, die des Beſchuldigten gegen die im Einſtellungsbeſchluß ge⸗ 
troffene Koſtenentſcheidung. Beide Rechtsmittel find zuläſſig 
(8 379 Abſ. 3 SPD. i. Verb. m. § 127 ZPO. und 87 Abſ. 3 des 
Teil 6 Kap. 1 der 3. VO. des RPraſ. zur Sicherung von Wirt- 
ſchaft und Finanzen und zur Bekämpfung politiſcher Ausſchrei⸗ 
tungen v. 6. Okt. 1931 (RGBl. I, 537). Ihnen iſt auch der Er⸗ 
folg nicht zu verſagen. 

Unter dem Geſichtspunkt der übereinſtimmenden 
beiderſeitigen Beſchwer iſt der Schwerpunkt der angefochtenen 
Entſch., wie auch deren Formel erkennen läßt, in der Einſtel⸗ 
lung des Verfahrens nach der NotVO. v. 6. Okt. 1931 zu fin 
den. Inſoweit leidet jedoch der Beſchluß an einem verfahrensrecht 
lichen Mangel. 

Nach 87 Abſ. 1 a. a. O. kann das Gericht „von Erhebung 
der Privatklage an“ bis zur Verkündung des Urteils erſter In⸗ 
ſtanz ... das Verfahren durch Beſchluß einſtellen. Der Geſetzgeber 
geht dabei ohne Zweifel davon aus, daß die Privatklage ord 
nungsgemäß erhoben iſt. Das bedeutet, daß der Richter, ehe 
er prüfen kann, ob die beſonderen Vorausſetzungen für die 
Einſtellung eines Privatklageverfahrens gemäß der Not VO. ge- 
geben find, zunächſt feftzuftellen hat, ob die allgemeinen 
Beſtimmungen der 88 200 Abſ. 1, 380, 381 StPO. erfüllt find, 
insbeſ. alſo, ob auf dieſe Klage ein auf Strafe lautendes Urteil 
wegen eines im Privatklageverfahren verfolgbaren Deliktes über 
haupt ergehen kann. In GoltdArch. 76, 24 iſt als Beiſpiel an⸗ 
geführt, daß eine Einſtellung gemäß der NotBD. gar nicht in 
Frage kommen kann, wenn ein gehöriger Strafantrag fehlt, und 
darauf hingewieſen, daß dies beſonders für die Koſten⸗ 
entſcheidung von Bedeutung iſt. Der hier zu ent⸗ 
ſcheidende Fall liegt nach Anſicht der Kammer nicht weſentlich 
anders, beſonders wenn man den $83 GRG. i. Verb. m. Art. 10 
NotVO. v. 14. Juni 1932, Teil 1 Kap. in Betracht zieht. Dort 
iſt ausgeführt, daß in Strafſachen der Privatkläger ... einen Ge⸗ 
bührenvorſchuß in Höhe der halben im § 60 Abſ. 1 GK. be⸗ 
ſtimmten Gebühr für die Inſtanz zu zahlen hat. Zur Zahlung des 
Gebührenvorſchuſſes ſoll, ſofern nicht dem Privatklä⸗ 
ger das Armenrecht bewilligt iſt oder Gebührenfrei 
heit zuſteht, vom Gericht eine Friſt beſtimmt worden. Vor Zah 
lung des Vorſchuſſes ſoll keine gerichtliche Handlung vorgenom 
men werden, es ſei denn, daß glaubhaft gemacht wird, daß die 
Verzögerung dem Privatkläger einen nicht oder nur ſchwer zu 
erſetzenden Nachteil bringen würde. Als eine gerichtliche Hand⸗ 
lung iſt ſchon die Mitteilung der Privatklage an den Beſchuldig 
ten (§ 382 StPO.) anzuſehen. Bis zur Zahlung des Vorſchuſſes 
hat die Privatklage deshalb liegenzubleiben (vgl. Baumbach, 
„Reichskoſtengeſetze“, Anm. 2B zu § 83 GG. und Rittmann⸗ 
Wenz, Anm. 7 zu § 83). Da erſt recht die Einſtellung des 
Verfahrens nach der NotB O. v. 6. Okt. 1931 als eine gericht⸗ 
liche Handlung anzuſehen iſt, muß nach dem eben 6 
die Koſtenfrage geklärt kin, ehe die eigentliche richterliche Tätig⸗ 
keit beginnt, m. a. W., der Amtsrichter muß, wenn eine Gebüh⸗ 
renvorſchußzahlung nicht geleiſtet wird und ein Armenrechts⸗ 
geſuch geſtellt iſt, über dieſes und zunächſt nur über dieſes Ent⸗ 
ſchließung faſſen. Er entfaltet inſoweit auch keine rein richterliche 
Tätigkeit, ſondern entſcheidet in einem Verfahren zwiſchen dem 
Geſuchſteller und dem Staat, alſo in einer Verwaltungsangelegen⸗ 
heit, nämlich darüber, ob der Staat zur Durchführung eines pri⸗ 
vatrechtlichen Anſpruchs dem Antragſteller ſeinen Arm leihen ſoll, 
indem er ſeine Organe — zunächſt — koſtenlos zur Verfügung ſtellt 
und auch die Koſten des etwa notwendigen Anwalts übernimmt 
(vgl. ZW. 1933, 501). Es liegt klar auf der Hand, daß der Amts 
richter, indem er dieſe Sollvorſchrift verletzte, nicht den Inter 
eſſen der Privatklägerin diente. Im übrigen hat dieſe das be 
ſondere Intereſſe an der Beſchleunigung des Verfahrens nicht 
glaubhaft gemacht. Eine Verbindung von Armenrechtsablehnung 
und Einſtellung des Verfahrens bedeutet hiernach einen Verſtoß 
gegen 8382 StPO. i. Verb. m. §7 des Teil 6 Kap. 1 Not BO. 
v. 6. Okt. 1931. Von dieſen theoretiſchen Erwägungen abgeſehen, 
ſprechen auch praktiſche Bedürfniſſe gegen eine ſolche vom Amts- 
richter gewählte Verbindung beider Entſchließungen. Wenn bei⸗ 
ſpielsweiſe der Privatkläger in . wie dem vorl. den 
Beſchluß erſt nach Ablauf von einer Woche ſeit Zuſtellung mit 
der Beſchw. aufechten würde, ſo würde dieſe, ſoweit ſie ſich gegen 
die Armenrechtsverweigerung richtet, rechtzeitig, als befriſtetes 
Rechtsmittel gegen den Einſtellungsbeſchluß indeſſen verſpätet er 


hoben worden fein und deshalb verworfen werden muſſen. Das 
iſt ein unhaltbares Ergebnis. Zwar würde das Behind. in die⸗ 
ſem Falle keinen Anſtoß an der formellen Rechtskraft des die Ein⸗ 
ſtellung des Verfahrens verfügenden Teils des angefochtenen Be⸗ 
ſchluſſes nehmen und aus dieſem Grunde nicht das Armenrecht 
wegen nicht hinreichender Ausſicht auf Erfolg verweigern dürfen. 
Vielmehr würde, da der Einſtellungsbeſchluß der materiellen 
Rechtskraft nicht zugänglich (ogl. RG Z. 65, 291) und deshalb die 
Strafklage nicht verbraucht iſt, das Armenrecht bewilligt werden 
müſſen. Mindeſtens aber würden ſich dann erhebliche Schwierig 
keiten hinſichtlich der Koſtenentſcheidung ergeben. Andererſeits iſt 
auch vom Standpunkt des Beſchuldigten aus betrachtet, eine ſolche 
Verbindung recht bedenklich. Wenn im vorl. Falle die Beſchw. des 
Beſchuldigten ſich prattiſch dadurch erledigt hat, daß der Beſchw. 
der Privatklägerin ſtattgegeben worden und dadurch die die Einſtel⸗ 
lung des Verfahrens ausſprechende Enutſch. in Wegfall geſtellt wor⸗ 
den iſt, fo würde ſich damit doch noch nicht die Entſch. über die 
Koſten ſeiner Beſchw. erledigt haben. Über die Koſten kann aber 
nur auf Grund der Sachprüfung befunden werden. Es wäre alſo 
hier zu unterſuchen, ob der Beſchuüldigte zu Recht die Koſtenentſchei⸗ 
dung des Einſtellungsbeſchluſſes angefochten hat. Das muß jedoch 
bejaht werden. Es kommt dabei nicht darauf an, ob und wie der Be⸗ 
ſchuldigte feine Beſchw. begründet hat; denn das BeſchwGg. iſt ver⸗ 
pflichtet, die geſetzlichen Grundlagen der angefochtenen Entſch. in 
allen Punkten nachzuprüfen. Es muß alſo hier zu dem Ergebnis 
kommen, daß es an einer geſetzlichen Grundlage für die Einſtellung 
des Verfahrens in dem betr. Stadium überhaupt mangelte und in⸗ 
folgedeſſen der Beſchwß. auch zu Unrecht mit Koſten belaſtet worden 
iſt. Bei ordnungsmäßigem Gang des Verfahrens — ſei es, daß 
der Amtsrichter das Armenrecht bewilligte, jet es, daß er es ab⸗ 
lehnte und das Beſchwß. das Armenrecht bewilligte oder ſei es, 
daß dieſes die Beſchw. als unbegründet zurückweiſen würde — 
würde in jedem Falle der Beſchuldigte nicht mit Koſten belaſtet 
werden können. Im Gegenteil würde ſogar im Falle der Rück⸗ 
nahme des Strafantrags und der Privatklage nach der Verweige⸗ 
rung des Armenrechts die Privatklägerin die dem Beſchuldigten 
erwachſenen notwendigen Auslagen tragen müſſen (8 470 i. Verb. 
ni. § 471 Abſ. 3 StPO.). Wenn ferner beiſpielsweiſe in einem 
Falle wie dem vorliegenden nicht die Privatklägerin, wohl aber 
der Beſchuldigte friſtgemäß ſofortige Beſchw. wegen der Koſtenent⸗ 
ſcheidung erheben und dieſe damit begründen würde, daß das 
Verfahren an dem oben angegebenen Verfahrensmangel leide, ſo 
würde unbedenklich dieſer Beſchw. ſtattgegeben werden, der Ein⸗ 
ſtellungsbeſchluß aufgehoben und dem Amtsrichter das Verfahren 
nach Art. 10 Abſ. 1 und 3 NotVO. v. 14. Juni 1932 Teil 1 
Kap. I vorgeſchrieben werden müſſen (d. h. Friſtſetzungsbeſchluß und 
evtl. Zurückweiſungsbeſchluß). Es iſt hiernach unzutreffend, wenn 
der Amtsrichter die Verbindung der beiden Entſch. damit rechtfer 
tigt, daß „dadurch der Privatklägerin keine vermeidbaren Koſten 
entſtünden, inſofern ſie nicht die Gerichtskoſten trage und im Falle 
der Rücknahme der Privatklage infolge der Ablehnung ihre vol⸗ 
len außergerichtlichen Koſten tragen müßte, von denen die Hälfte 
jetzt zu Laſten des Beſchuldigten gehe“. Denn der Amtsrichter 
betrachtet damit die Rechtslage einfeitig vom Standpunkt der Pri⸗ 
vattlägerin und nicht zugleich auch vom Standpunkt des Beſchul 
digten aus. — Ein weiterer Verfahrensmangel würde übrigens 
darin erblickt werden können, daß der Amtsrichter vor der Einftel- 
lung nicht die Parteien hörte, insbeſ. wegen der Koſtenregelung 
(vgl. Goltd Arch. 76, 23). 


Auf Grund all dieſer Erwägungen, mit denen die Kammer 
einer wohl bei verſchiedenen Gerichten des Bezirks beſtehenden 
Ubung entgegentritt und mit denen ſie zugleich von ihrer eigenen 
bisherigen Spruchpraxis abgeht, iſt deshalb der Einſtellungs⸗ 
beſchluß aufzuheben, und inſoweit die Sache zurückzuverweiſen, da 
das dem inſoweit angefochtenen Beſchluß zugrunde liegende Ver⸗ 
fahren an einem erheblichen Mangel leidet. 


Der Amtsrichter wird nunmehr, nachdem die formellen Vor⸗ 
ausſetzungen für die richterliche Entſchließung i. S. des Art. 10 
Abſ. 2 Not VO. v. 14. Juni 1992 Teil 1 Kap. J i. Verb. m. 88 382, 
383 StPO. gegeben find, über die Eröffnung des Hauptberfah- 
rens zu befinden haben. Dabei iſt er inſoweit an die Auffaſſung 
des LG. gebunden, als dieſes ſeinen Beſchluß hinſichtlich der Ein⸗ 
ſtellung des Verfahrens nach der NotVO. v. 6. Okt. 1931 auch 
aus ſachlichen Gründen für unzutreffend hält. 


(88. Freiberg, Str., Beſchl. v. 9. Juli 1937, 8 Qs 20, 21/37.) 
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Bürgerliches Geſetzbuch 


10. OLG. — 897 BGB.; 8865 ZRO. Nach herrſchender 
Verkehrsauſchauung ifl Vieh als Zubehör laudwirtſchaftlichen 
Grundbeſitzes anzuſehen. 

Das LG. iſt zu dem Ergebnis gekommen, daß in dem hier 
in Frage kommenden Gebiet der Pfalz Vieh nicht als Zubehör 
eines landwirtſchaftlichen Betriebes gilt. Dieſer Entſch. kann der 
Senat nicht beitreten. 

Unter der Herrſchaft des franzöſiſchen Rechtes, das bis zur 
Einführung des BGB. in der Pfalz galt, war die Rechtslage klar. 
Art. 524 des Cod. civ. beſtimmte, daß Sachen, welche der Eigen⸗ 
tümer eines Grundſtückes zum Dienſte und zur Benutzung dieſes 
Grundſtückes auf dasſelbe gebracht hat, vermöge ihrer Beſtim⸗ 
mung unbeweglich find Als ſolche Sachen werden u.a. aus⸗ 
drücklich erwähnt das zum Ackerbau (Bewirtſchaftung) beſtimmte 
Vieh und das Ackergerät. Es wäre nun nicht ausgeſchloſſen ge⸗ 
weſen, daß fi unter dem Einfluß kapitaliſtiſch⸗liberaliſtiſcher Ge⸗ 
dankengänge eine dieſer geſetzlichen Regelung widerſprechende Ver⸗ 
lehrsauffaſſung Dh und erſt recht nach Einführung des 
BGB. durchſetzen konnte. (Aus den Motiven zum BGB. iſt über 
dieſe Frage nichts zu entnehmen.) Es kann daher nicht ohne 
weiteres angenommen werden, daß die frühere geſetzliche Rege⸗ 
lung als Verkehrsauffaſſung fortgedauert hat. 

Der Präſident des LG. Kaiſerslautern berichtete im Jahre 
1930 als feſtſtehende, einheitliche Rechtsauffaſſung und Übung 
der Gerichtsvollzieher bei allen AG. des Bezirks, daß Vieh nicht 
als Zubehör angeſehen wird, daß vielmehr Viehpfändungen nur 
unter Beachtung der durch § 811 Nr. 3 und 4 ZPO. (alfo nicht 
durch 8865 Abſ. 2 ZPO.) gebotenen Einſchränkungen vorgenom⸗ 
men werden. 

Ein ähnliches Ergebnis hatte die vom Vorſitzenden der Nota⸗ 
riatskammer auf Grund des Beweisbeſchluſſes v. 24. Febr. 1937 
veranlaßte Umfrage bei einer Anzahl von Notaren. Die meiſten 
meinen, daß Vieh nicht als Zubehör gelte, weil es bei Kauf⸗ 
und Übergabeverträgen oft geſondert behandelt oder überhaupt 
nicht erwähnt wird. Eine Ausnahme machen die Notare M. in 
Zweibrücken und U. in Kirchheimbolanden. Erſterer berichtet, daß 
bei Gutsübergaben in einzelnen Loſen regelmäßig über das Vieh 
nicht verfügt wird, daß aber in allen Fällen, in den der Über⸗ 
geber ſein Beſitztum im Ganzen oder in der Hauptſache an eines 
feiner Kinder oder an einen Dritten übergibt, das Vieh regel⸗ 
mäßig mitübergeben wird. Notar U., der ſich ſehr eingehend mit 
der Frage befaßt, kommt zu dem Ergebnis, daß aus dem Fehlen 
der Einbeziehung von Vieh in Gutsübergabeverträgen nicht ohne 
weiteres geſchloſſen werden kann, daß Vieh nicht als Zubehör gilt. 
Der Vorſitzende der Notariatskammer hält es für zweifelhaft, ob 
ſich eine Verkehrsauffaſſung hinſichtlich der Zubehöreigenſchaft des 
Viehes in der Pfalz oder Teilen davon gebildet hat. 

Aus den beigezogenen Akten geht hervor, daß die Rſpr. der 
Gerichte über die einſchlägige Frage nicht einheitlich iſt. Während 
das AG. Landſtuhl in zwei Fällen, die 1929 und 1930 zur Entſch. 
ſtanden, die Pfändbarkeit von Vieh unter ausdrücklicher Bezug⸗ 
nahme auf § 865 Abſ. 2 ZPO. für unzuläſſig erklärte und damit 
die Zubehöreigenſchaft bejahte, vertraten das Ach. Obermoſchel und 
das LG. Kaiſerslautern in einem 1931/32 anhängig geweſenen 
Verfahren die entgegengeſetzte Meinung. Aus einem Beſchluß des 
AS. Kirchheimbolanden vom April 1935 ergibt ſich, daß das AG., 
in deſſen Bezirk die hier ſtreitige Pfändung erfolgte, Vieh als Zu⸗ 
behör anſah. Der gleiche Richter, der dieſen Beſchluß erließ, hatte 
übrigens ſchon im Jahre 1930 auf die Rundfrage des Präſiden⸗ 
ten des LG. Kaiſerslautern die Frage, ob Vieh als Zubehör an⸗ 
4 wird, nicht ohne weiteres verneint. Das Od. Zwei⸗ 
EN hatte, ſoweit erjichtlich, bisher die Frage noch nicht zu ent⸗ 
ſcheiden. 

Der Landesbauernführer Saarpfalz hat ſein Gutachten dahin 
abgegeben, daß vermutlich ſchon früher und zweifellos ſeit Errich⸗ 
tung der Landesbauernſchaft im April 1935 von der bäuerlichen 
Bevölkerung der Nordpfalz das Vieh auch bei Nichterbhöfen als 
Zubehör des landwiriſchaftichen Betriebes i. S. des 8 98 Nr. 2 
BGB. angeſehen wurde. Er begründet ſeine Meinung mit den ge⸗ 
ſammelten Erfahrungen, den Angaben der früheren Kreisbauern⸗ 
führer in Kirchheimbolanden und Kaiſerslautern und den Nuße⸗ 
rungen einzelner Landwirte (insbeſ. Ortsbauernführer) bei Schu⸗ 
lungslehrgängen und anderen Anläſſen. 

Eine Umfrage bei Hypothekengläubigern, insbeſ. maßgeben⸗ 
den Pfandbriefanſtalten wurde unterlaſſen, da dieſe naturgemäß 
die Zubehöreigenſchaft wohl ohne weiteres bejaht hätten. 


Schon dieſe Zuſammenſtellung ergibt, daß von einer klaren, 
einheitlichen Verkehrsauffaſſung, wonach Vieh nicht als Zubehör 
eines Landgutes i. S. des 898 Nr. 2 BGB. angeſehen wird, nicht 
gut geſprochen werden kann. 

Vor allem darf aber nach Anſicht des Senates nicht über⸗ 
ſehen werden, daß in dem hier allein maßgebenden Zeitpunkt (Juni 
1935) der Nationalſozialismus ſchon längſt die Macht ergriffen 
hatte und daß ſeine Gedankengänge ſchon in weite Bevolkerungs⸗ 
kreiſe eingedrungen waren. Wenn es ſich darum handelt, eine be⸗ 
ſtinimte Verkehrsauffaſſung feſtzuſtellen, jo muß man daher wie 
auf anderen Gebieten ſo auch hier in erſter Linie ſich fragen, welche 
Stellung der Nationalſozialismus zu der entſcheidenden Frage ein⸗ 
nimmt. Hierauf gibt das Geſetz, das die bäuerlichen Verhältniſſe 
grundſätzlich regelt, das am 29. Sept. 1933 erlaſſene REG, die 
eindeutige Antwort. wenn es in feinem §8 beſtimmt: Das Hof⸗ 
zubehör umfaßt insbeſ. das auf dem Hofe für die Bewirtſchaftung 
vorhandene Vieh. 

Nach der im maßgebenden Zeitpunkt bereits herrſchenden Ver⸗ 
kehrsauffaſſung wird daher das Vieh als Zubehör angeſehen, gleich⸗ 
gültig ob es ſich um einen Erbhof oder um einen anderen ſelb⸗ 
ſtändigen landwirtſchaftlichen Betrieb (ein „Landgut“) handelt. 
Etwa abweichende von kapitaliſtiſch⸗liberaliſtiſchen Gedankengän⸗ 
gen noch beeinflußte Anſichten haben demgemäß außer Betracht 
zu bleiben. Über ſie iſt das nationalſozialiſtiſche Gedankengut ſieg⸗ 
reich hinweggeſchritten. 

Es iſt übrigens nicht recht einzuſehen, inwiefern das Zubehör 
bei Landgütern, die keine Erbhöfe ſind, anders behandelt werden 
ſoll als bei Erbhöfen. Mindeſtens kann die Zubehörfrage dann 
nicht anders entſchieden werden als bei Erbhöfen, wenn wie hier 
der betr. bäuerliche Beſitz eine Ackernahrung darſtellt und nur 
uf f. perſönlicher Eigenſchaften des Eigentümers kein Erb⸗ 

of iſt. 

(Os. Zweibrücken, 2. ZivSen., Urt. v. 6. Okt. 1937, 2 U 198/86.) 
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11. NG. — 88 317, 319 BGB.; § 1025 ZPO; BayGeſ. 
v. 17. Okt. 1837 (Bay Bl. 109) i. d. Faſſ. des Geſ. v. 13. Aug. 
1910 (Bay VBl. 621), die Zwangsabtretung von Grundeigen⸗ 
tum für öffentliche Zwecke betreffend; Art. 16—27 Bay Ausſc. 
zur ZPO. und KO. i. d. Faſſ. der Bek. v. 27. Juni 1899 (Bay⸗ 
GVBl. 401). 


1. Das Bayeſ. v. 17. Okt. 1837 i. d. Faſſ. des Gef. vom 
13. Aug. 1910, die Zwangsabtretung von Grundeigentum für 
öffentliche Zwecke betreffend, iſt heute noch in Kraft. 

2. Unterſchied zwiſchen Schiedsvertrag und Schiedsgut⸗ 
achtervertrag. Die Vereinbarung zwiſchen einer Stadtgemeinde 
und einem ihrer Bürger, daß die Entſchädigung für ein ent⸗ 
eiguetes Grundſtück durch Gutachter feſtgeſetzt werden ſoll, iſt 
nicht als Schiedsvertrag anzuſehen, ſondern unterliegt den 
§§ 317 ff. BGB., da die Gutachter nur das zwiſchen den Var: 
teien beſtehende Rechtsverhältnis vervollſtändigen, aber keinen 
Rechtsſtreit entſcheiden ſollen. 

Die Bekl., die in Gütergemeinſchaft leben, waren Eigen: 
tümer mehrerer Grundſtücke in P. (Bayern). Im Jahre 1926 
beantragte die klagende Stadtgemeinde P. bei der Bezirksverwal⸗ 
tungsbehörde, dem Bezirksamt D., die Zwangsenteignung die⸗ 
ſer Grundſtücke zwecks Anlegung einer Ortsſtraße. Durch Be⸗ 
ſchluß dieſes Bezirksamts wurden die Bekl. für verpflichtet 
erklärt, die Grundſtücke gegen volle Entſchädigung der Kl. ab⸗ 
zutreten. Auf den Vorſchlag des Bezirksamts ſchloſſen die Par⸗ 
teien am 16. Mai 1935 privatſchriftlich eine Vereinbarung, nach 
welcher die Feſtſetzung der Entſchädigungsſumme durch gemein⸗ 
ſames Gutachten von drei namentlich benannten Schätzleuten 
erfolgen ſollte; beide Vertragsteile unterwarfen ſich „ſchon jetzt 
rechtsverbindlich dem Gutachten der drei Schätzleute“. Da ſich 
die Herbeiführung dieſes Gutachtens verzögerte, ſetzte das Be⸗ 
zirksamt unter Ladung der Schätzleute eine Tagesfahrt gemäß 
dem Baycgeſ. v. 17. Nov. 1837 (Bay Bl. 109) t. d. Faſſ. 
des Baycheſ. v. 13. Aug. 1910 (Bay VBl. 621), die Zwangsab⸗ 
tretung von Grundeigentum für öffentliche Zwecke betreffend, 
und den Art. 16—27 Bay Ausf. zur ZPO. und KO. i. d. Faſſ. 
der Bek. v. 27. Juni 1899 (BaychVBl. 401) an. Die Schätzleute 
gaben in dieſem Termin unter Eid ihr Gutachten dahin ab, 
daß jede Dezimale mit 500 RA zu bewerten ſei. Das Be⸗ 
zirksamt ſetzte daraufhin die Entſchädigungsſumme in dieſer 
Höhe, insgeſamt auf 9500 2%, feſt. Mit der Klage beantragte 
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die Kl. auf Grund des Art. 21 des genannten BayAusf®., die 
Entſchädigungsſumme auf 12 . je Dezimale feſtzuſetzen. Sie 
machte u.a. geltend, die Vereinbarung vom 16. Mai 1935 ſei 
nur als Schiedsgutachtervertrag, nicht als Schiedsvertrag, auf⸗ 
zufaſſen; die Schätzung der Schätzleute ſei aber gemäß 88 317 ff. 
(319 Abſ. 1) BGB. für die Vertragsteile unverbindlich, weil ſie 
offenbar unbillig ſei. 

Die Bekl. ſtehen demgegenüber auf dem Standpunkt, die 
Vereinbarung vom 16. Mai 1935 ſei als Schiedsvertrag ver⸗ 
bindlich, der Spruch der Schätzleute ſei als Schiedsſpruch an⸗ 
zuſehen, für die Anwendung der SS 317 ff. BGB. ſei deshalb 
kein Raum. Im übrigen entſpreche die Schätzung dem wahren 
Werte der Grundſtücke. 

Das LG. hat nach der Klage erkannt. Das OLG. hat die 
Berufung der Bekl. zurückgewieſen. Die Rev. war erfolglos. 

Daß die im Tatbeſtande angeführten bayriſchen Geſetze 
noch in Kraft ſind, hat der Senat erſt am 4. Mai 1937 in dem 
Urteile in der Sache VII 4/37 ausgeſprochen. 

Die Klage ſtellt ſich in förmlicher Beziehung als die in 
Art. 21 BayAusfG. zur ZPO. und KO. vorgeſehene Klage auf 
richterliche Feſtſetzung des Betrags der Entſchädigung dar. Der 
aus Art. 21 a. a. O. ſich ergebende Inhalt der richterlichen 
Entſch. verſchmilzt ſachlich⸗rechtlich mit einer Entſch. nach § 319 
Abſ. 1 Satz 2 BGB., wenn der Auffaſſung der Kl. und des 
BG. beizutreten iſt, daß die Vereinbarung vom 16. Mai 1935 
ſich als ein den Vorſchriften der 88 317 ff. BGB. unterliegen⸗ 
der Schiedsgutachtervertrag, nicht als Schiedsvertrag, darſtellt. 
Denn in dieſem Falle iſt auch die gemäß Art. 21 a. a. O. 
klagende Partei nicht von der Bindung befreit, die ſie durch 
einen Vertrag i. S. des 8 317 BGB. auf ſich genommen hat, 
es ſei denn nach Maßgabe des § 319 Abſ. 1 BGB. Hierzu unter- 
ſucht das BG. die rechtliche Bedeutung der Vereinbarung vom 
16. Mai 1935 und kommt zu dem Ergebnis, daß ſie einen 
Schiedsgutachter⸗, nicht einen Schiedsvertrag darſtelle. Die 
Schätzleute hätten nur die Entſch. über ein einzelnes Tatbe⸗ 
ſtandselement, nämlich über den Wert der abgetretenen Fläche, 
zu treffen gehabt, aus dem ſich allerdings ohne weiteres die 
zahlenmäßige Höhe der Entſchädigung ergeben habe, weil ſonſt 
nichts beſtritten geweſen ſei. Es handle ſich alſo um einen der 
in 88 317 ff. BGB. geregelten Fälle, denn die Beſtimmung der 
Leiſtung der Kl. ſei den Schätzleuten überlaſſen geweſen, welche 
ſie nach billigem Ermeſſen, und zwar durch Schätzung, zu 
treffen gehabt hätten. Dieſe Beſtimmung ſei für beide Parteien 
rechtsverbindlich, aber doch nur mit der Einſchränkung des 
§ 319 Abſ. 1 a. a. O. 

Dieſe Auslegung des Inhalts der Vereinbarung vom 
16. Mai 1935 iſt, wie der erk. Sen. wiederholt gerade im Hin⸗ 
blick auf Schiedsgutachterverträge ausgeſprochen hat (u. a. in 
RG. 153, 196 = FW. 1937, 5311 m. Anm.) für das Rev. 
— da es ſich nicht um einen ſogenannten typiſchen Vertrag 
handelt — bindend. Anders wäre nur dann zu entſcheiden, 
wenn die Auslegung unmöglich wäre oder gegen Auslegungs⸗ 
regeln oder ſonſtige Rechtsſätze verſtieße. Das iſt jedoch nicht 
der Fall. Insbeſ. hat der BerR. dabei nicht den rechtlichen 
Unterſchied zwiſchen Schiedsſpruch und Schiedsgutachten ver⸗ 
kannt. Freilich barg die Beſtimmung der Gutachter im vorl. 
Falle, wo ſonſt nichts beſtritten oder zweifelhaft war (wie der 
BerR. feſtſtellt), tatſächlich die Entſch. des Streites ſelbſt in 
ſich. Trotzdem wäre es verfehlt, hieraus zu ſchließen, daß die 
Schätzer eine Entſch. über den Rechtsſtreit ſelbſt durch einen 
Schiedsſpruch hätten fällen ſollen. Vielmehr gilt, was der erk. 
Sen. RG. 153, 193 = ZW. 1937, 5311 m. Anm. Jonas 
ausgeſprochen hat: „Die Dritten, welche die Leiſtung feſtſetzen 
ſollen, geſtalten kraft der ihnen von den Parteien übertragenen 
Befugnis das Rechtsverhältnis; ihre Tätigkeit kann keine ſchieds⸗ 
richterliche ſein, ſie vervollſtändigen nur das zwiſchen den Par⸗ 
teien beſtehende Rechtsverhältnis, ſie ſetzen ſubjektives Recht, 
ſie entſcheiden keinen Rechtsſtreit.“ Daß den Schätzleuten durch 
den Vertrag die Stellung eingeräumt worden ſei, welche ſonſt 
gemäß § 319 Abſ. 1 Satz 2 erſter Halbſatz BGB. dem ordent⸗ 
lichen Gericht zukommt, dafür liegt nichts vor; die Rev. 
hat das auch nicht geltend gemacht. Es könnte grundſätzlich der 
Zweifel auftauchen, ob Dritte, welchen die Beſtimmung der Lei» 
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ſtung ſelbſt, nicht bloß eines für deren Beſtimmung erheblichen 
Elementes, übertragen iſt, noch eigentliche Schiedsgutachter ſind, 
da ſie ſachliches Recht zwiſchen den Parteien ſetzen und die 
Leiſtung ſelbſt beſtimmen; doch wird dies allgemein ange⸗ 
nommen (ogl. RGZ. 152, 201 = JW. 1937, 2193 m. Anm.), 
und da jedenfalls die Beſtimmungen der 88 317 ff. BGB. an⸗ 
zuwenden waren und vom BG. auch angewendet worden ſind, 
iſt dieſer Zweifel hier belanglos. 

Daß nach der Vereinbarung „die Entſchädigungs⸗ 
ſumme feſtzuſetzen iſt“ und daß dieſe Feſtſetzung 
durch ein gemeinſames Gutachten erfolgen ſoll, ſpricht nicht 
gegen die Auslegung des BG., ebenſowenig wie die rechtsver⸗ 
bindliche Unterwerfung der Parteien unter das Gutachten. 
Denn wie bereits hervorgehoben worden iſt, handelt es ſich 
hier nicht um einen Schiedsgutachtervertrag ſchlechthin, ſondern 
um einen ſolchen, der gleichzeitig „die Beſtimmung der 
Leiſtung“ (ſelbſt) Dritten überließ (§ 317 Abſ. 1 BGB.). 
Dies gerade kommt in den von der Rev. zu Unrecht für ihre 
Annahme eines Schiedsvertrags verwerteten, oben hervorgeho⸗ 
benen Worten zum Ausdruck. 

Der BerR. zieht aus der von ihm vorgenommenen Aus⸗ 
legung die Rechtsfolge, daß er die von den Schätzern vorge⸗ 
nommene Beſtimmung der Leiſtung, welche die Kl. ſchuldet, 
durch ſein Urteil zu erſetzen hat, wenn dieſe Beſtimmung für 
die Vertragſchließenden nicht verbindlich iſt, weil ſie offenbar 
unbillig iſt. Dies letztere nimmt er an, ſeine Erwägungen ſind 
auch in dieſer Richtung aus Rechtsgründen nicht zu bean⸗ 
ſtanden. 

Die vom BerR. an Stelle der Schätzleute getroffene Be⸗ 
ſtimmung der Leiſtung hat er auf die Vorſchriften des Art. 5 
des vorgenannten bayriſchen Geſetzes geſtützt. Dadurch ſind die 
Bekl. keinesfalls beſchwert, auch wenn berückſichtigt wird, daß 
der an die Stelle des (der) Dritten tretende Richter die Lei⸗ 
ſtung ſo zu beſtimmen hat, wie jener ſie hätte beſtimmen ſollen, 
nämlich nach billigem Ermeſſen. Denn die Anwendung des 
Art. 5 des genannten bayriſchen Geſetzes gewährleiſtet auch 
jenes billige Ermeſſen. Im übrigen iſt ſie aus Rechtsgründen 
um ſo weniger zu beanſtanden, als auf ſie die Vorſchriften des 
§ 287 ZPO. Anwendung finden, wie der erk. Sen. jüngſt (Urt. 
v. 4. Mai 1937, VII 4/37) im Anſchluß an die Rſpr. des ehe⸗ 
maligen Bay Obe. ausgeſprochen hat. Die Rev. hat dagegen 
auch keine Angriffe erhoben. 

(Rh., VII. ZivSen., U. v. 3. Sept. 1937, VII 30/7.) 
* 

12. RG. — S$ 325, 326, 723, 733 BGB.; § 9 PatG. Auf 
einen Lizenzvertrag mit geſellſchaftsähnlichen Beſtandteilen fin⸗ 
den Beſtimmungen des Geſellſchaftsrechts nur dann Anwen⸗ 
dung, wenn ſie ſich nach Vertragszweck und Parteiwillen zur 
Anwendung eignen. Bei Beendigung eines derartigen Vertrages 
durch Kündigung aus wichtigem Grunde gilt regelmäßig der 
Grundſatz, daß Leiſtungen des einen Teils, denen noch keine 
Gegenleiſtung gegenüberſtand, zurückgefordert werden können, 
daß eine Zurückforderung aber inſoweit ausgeſchloſſen iſt, als 
ſich Leiſtung und Gegenleiſtung entſprochen haben. 

Der Vertrag vom 15. Okt. 1935, in dem die Bekl. dem Kl. 
eine im weſentlichen ausſchließliche Lizenz an Schutzrechten, die 
ſich auf einen Spielautomaten beziehen, eingeräumt haben, iſt 
ein Lizenzvertrag (alſo ein Rechtsgebilde eigener Art), der aller⸗ 
dings in einem gewiſſen Umfang geſellſchaftsähnliche Beſtand⸗ 
teile in ſich enthält. Als ſolche ſieht das BG. mit Recht an 
die Verpflichtung der Bekl., den Kl. für die Einrichtung und 
erforderlichenfalls auch für die Durchführung der Fabrikation 
ihren Geſchäftsführer zur Verfügung zu ſtellen, ihnen künftige 
techuiſche Verbeſſerungen mitzuteilen, ſowie die Benutzung neuer 
einſchlägiger Schutzrechte zu geſtatten und ihnen fortlaufend die 
den wichtigſten Teil des Apparates bildenden Wagen und 
Widerſtände zu liefern. Dieſer letzteren Verpflichtung entſprach 
die Pflicht der Kl., die Wagen und Widerſtände nur von der 
Bekl. zu beziehen. Inſoweit beſtand zwiſchen den Parteien über 
den eigentlichen Lizenzvertrag hinaus die Verpflichtung, zu dem 
gemeinſamen Ziele der Abſatzförderung zuſammenzuwirken. 
Insbeſ. war der Bekl., die Stücklizenzen ſowie eine monatliche 
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Herſtellungsmindeſtziffer vereinbart hatte, an der Erreichung 
dieſes Zieles gelegen (vgl. RGZ. 126, 65 JW. 1930, 1724; 
RG. 142, 212 = JW. 1934, 475° m. Anm.). Die Rev. erhebt 
gegen die Annahme eines geſellſchaftsähnlichen Einſchlages in 
dem Lizenzvertrag die Einwendung, der Vertrag ſetze keine 
gegenſeitigen Verpflichtungen zum gemeinſamen Handeln 
feſt, ſondern durchweg nur einſeitige Verpflichtungen der Bekl. 
Das iſt inſofern nicht richtig, als die Kl. ausdrücklich zum aus⸗ 
ſchließlichen Bezug der Wagen und Widerſtände von der Bekl. 
und mittelbar zu einem Verhalten verpflichtet ſind, das der 
Abſatzförderung dient. Verſchiedenheiten in Art und Maß der 
Beitragsverpflichtungen der einzelnen Geſellſchafter hindern das 
Beſtehen eines geſellſchaftlichen oder geſellſchaftsähnlichen Ver⸗ 
hältniſſes nicht (RG. 80, 271 ff. JW. 1913, 27). 

Wegen des geſellſchaftsähnlichen Einſchlages im Lizenz⸗ 
vertrage können auf ihn einzelne Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſellſchaftsrechts Anwendung finden; fo grundſätzlich das unab- 
dingbare Kündigungsrecht des $ 723 BGB. (vgl. RG.: JW. 
1926, 25294; NGZ. 142, 215 = IM. 1934, 475 m. Anm.). 
Doch ift dabei jeweils zu prüfen, ob ſich die einzelne gefell- 
ſchaftsrechtliche Beſtimmung nach Vertragszweck und Partei— 
willen zur Anwendung eignet. Das gilt insbeſ. für den Rechts⸗ 
ſatz, den die Rſpr. des RG. in bezug auf die Auflöſungsmög⸗ 
lichkeiten der bürgerlich-rechtlichen Geſellſchaft und der OHG. 
ausgebildet hat, den Rechtsſatz nämlich, daß dieſe Geſellſchaften, 
wenn ſie zur Ausführung gelangt find, nur auf 
Grund des § 723 BGB. aus wichtigem Grunde gekündigt, aber 
nicht mehr auf Grund der 88 325, 326 BGB. aufgehoben wer⸗ 
den können, weil dieſe letztere Art der Vertragsaufhebung nach 
dem Beginn der geſellſchaftlichen Tätigkeit, vor allem aber nach 
einer längeren Dauer derſelben, die Gefahr einer erheblichen 
Rechtsverwirrung mit ſich führe (RGZ. 78, 303 JW. 1912, 
533; RGZ. 81, 303 = JW. 1913, 486; RG. 112, 280 JW. 
1926, 699; RG. 126, 65 = YW. 1930, 1724; DJ. 1937, 1007). 

Es läßt ſich rechtlich die Möglichkeit nicht ausſchließen, 
daß dieſer Rechtsfatz unter Umſtänden auch auf Lizenzverträge 
mit geſellſchaftsähnlichem Einſchlag Anwendung finden kann, 
beſonders wenn der geſellſchaftliche Einſchlag überwiegt und 
das geſellſchaftsähnliche Verhältnis ſchon läugere Zeit beſtan— 
den hat. Für den im Streit befangenen Vertrag vom 15. Okt. 
1935 muß das BG. jedoch — was es bisher unterlaſſen hat — 
die Anwendbarkeit des Satzes erſt noch unterſuchen. Dabei wird 
es von Bedeutung ſein, ob der lizenzrechtliche Charakter des 
Vertrages den geſellſchaftsähnlichen nicht erheblich überwiegt — 
Lizenzverträge unterſtehen an ſich den §8 325, 326 BGB. (RG. 
126, 67) — und vor allem, ob das geſellſchaftsähnliche Ver⸗ 
tragsverhältnis ſchon ſo weit zur Ausführung gelangt war, daß 
nur die Kündigung aus § 723 BGB. geeignet erſcheint, das 
geſamte Vertragswerk ohne erhebliche Rechtsverwirrung zu 
löſen, oder ob dieſes Ziel auch mit den Mitteln der 88 325, 326 
BGB. (etwa auf Grund des geltend gemachten Rücktritts vom 
Vertrage) erreichbar iſt. Für die Frage, ob und inwieweit das 
geſellſchaftsähnliche Verhältnis zur Ausführung gelangt iſt, iſt 
es insbeſondere von Bedeutung, daß die Parteien erſichtlich 
weder ein gemeinſchaftliches (Geſellſchafts⸗⸗ Vermögen noch 
ein gemeinſchaſtliches Handeln nach außen begründen wollten 
und begründet haben. Die Ausführung des geſellſchaftsähn⸗ 
lichen Verhältniſſes nach innen beſchränkt ſich alſo im weſent⸗ 
lichen darauf, daß die Kl. bei der Bekl. Wagen und Wider- 
ſtände beſtellten und den Geſchäftsführer der Bekl. mit der 
Umkonſtruktion des Apparates beauftragten. 

Kommt das BG. zu der Auffaſſung, daß nur eine Kün⸗ 
digungsmöglichkeit beſtand und daß eine als Kündigung an⸗ 
zuſehende rechtswirkſame Erklärung, die feſtzuſtellen ſein wird, 
von der einen oder anderen Seite abgegeben worden iſt, ſo 
gilt folgendes: Ein beſonderes, vor der endgültigen Entſch. des 
Rechtsſtreits vorzunehmendes Auseinanderſetzungsverfahren, 
etwa nach Art des in 88 730 ff. BGB. geregelten, kann — ent⸗ 
gegen der Anſicht des BG. — nicht gefordert werden, weil ein 
auseinanderzuſetzendes gemeinſames Vermögen überhaupt nicht 
vorhanden war und weil die Parteien nach außen hin nicht 
für gemeinſame Rechnung handeln wollten und gehandelt 
haben. Die Begründung eines Geſellſchaftsvermögens iſt, wie 
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die Rſpr. des RG. anerkennt, für die Geſellſchaft nicht weſens⸗ 
notwendig (NGZ. 80, 271 = JW. 1913, 27). Vielmehr beur⸗ 
teilen ſich die Anſprüche und Gegenanſprüche der Parteien 
eines Lizenzvertrages mit geſellſchaftsähnlichem Einſchlage, der 
infolge Kündigung aus wichtigem Grunde ein vorzeitiges Ende 
gefunden hat, in erſter Linie nach Sinn und Zweck des Ver⸗ 
trages ſelbſt. In der Regel wird ihm der Grundſatz zu ent⸗ 
nehmen ſein, daß Leiſtungen des einen Teils, denen noch keine 
Gegenleiſtung des anderen Teils gegenüberſtand, zurückgefor⸗ 
dert werden können, daß eine Zurückforderung aber inſoweit 
ausgeſchloſſen iſt, als ſich Leiſtung und Gegenleiſtung entſpro⸗ 
chen haben. Ein ähnlicher Rechtsgedanke tritt in der Rſpr. des 
RG. über die Einwirkung der nachträglichen Vernichtung eines 
Schutzrechtes auf den Lizenzvertrag hervor (vgl. RG. 86, 45 
52 ff.] JW. 1915, 197 und RG.: Mu W. 36, 174). Ebenſo 
kann bis zu einem gewiſſen Grade der in 8 733 Abſ. 2 BGB. 
enthaltene allgemeine Rechtsgedanke der Zurückgabe der gegen⸗ 
ſeitigen „Einlagen“ entſprechend herangezogen werden. 


Nach dieſen Grundſätzen wird das BG., falls es Ver⸗ 
tragsauflöſung nach $ 723 BGB. annimmt, zu entſcheiden 
haben, ob den Leiſtungen der Kl. (Pauſchallizenz von 5000 RA, 
nachträgliche Zahlungen von 1000 Rn im Januar 1936, deren 
Rechtsnatur feſtzuſtellen ſein wird, und Zahlung von 500 NM 
an den Geſchäftsführer der Bekl.) eine entſprechende Gegen⸗ 
leiſtung der Bekl. gegenüberſtand. Unter demſelben Geſichts⸗ 
punkte wird es die unter den Vertrag fallenden Leiſtungen der 
Bekl. zu prüfen haben, für die dieſe Gegenanſprüche erhebt, ſo 
z. B. die auftragsgemäße Umkonſtruktion des Apparates, für 
die 1104,10 %% Koſten entſtanden fein ſollen. 


(RG., I. ZivSen., U. v. 25. Aug. 1937, I 34/37.) 
* 


13. KG. — 88 581, 558 BGB. Hat der Mieter oder Pächter 
nach dem Vertrag die Verpflichtung zur Herſtellung von Anlagen 
und Gebäuden und muß ihn der Vermieter oder Verpächter hier⸗ 
für entſchädigen, wenn er den Vertrag vorzeitig kündigt, ſo ſtellen 
dieſe Anlagen Verwendungen auf die Miet⸗ oder Pachtſache dar 
und finden auf den Entſchädigungsanſpruch nicht die Regeln des 
Kaufs, ſondern §8 581, 558 BGB. mit der Verjährungsſriſt von 
ſechs Monaten Anwendung. 


Die Klage der Pächter ſtützt ſich auf den zwiſchen den Streit⸗ 
teilen im März 1928 abgeſchloſſenen Pachtvertrag. Danach ſteht 
den Kl. im Falle einer friſtloſen Kündigung des Vertragsverhält⸗ 
niſſes durch die Bekl. eine Entſchädigung für die von ihnen errich⸗ 
teten Anlagen und Baulichkeiten zu. Zur Herſtellung der An⸗ 
langen und Baulichkeiten (Aufſchüttung und Vergrößerung des 
Badeſtrandes, Schilfrodungen, Errichtung einer Böſchungsmauer, 
Bau eines Gaſtwirtſchaftsgebäudes, Aufſtellung von Garderoben⸗ 
kabinen uſw.) auf dem Pachtgrundſtück, das fie nach 81 zum 
Zwecke der gemeinüblichen Bewirtſchaftung als Badeanſtalt und 
Gaſtwirtſchaft gepachtet hatten, waren die Kl. gem. 83 des Ver⸗ 
trages verpflichtet. Die Anlagen und Bauten wurden alſo von 
ihnen in bezug auf den Pachtgegenſtand in Erfüllung der ihnen 
der Bekl. gegenüber obliegenden Vertragspflicht ausgeführt. Es 
handelt ſich mithin inſoweit um Verwendungen auf den Pacht⸗ 
gegenftand, für die 88 581, 558 BGB. gilt. Der Anſicht der Kl., 
daß es ſich bei der von der Bekl. zu zahlenden Entſchädigung nicht 
um einen Erſatz von Verwendungen i. S. des §558 BGB., ſon⸗ 
dern um einen als Entſchädigung bezeichneten Kaufpreisanſpruch 
handle, auf den die kurze Verjährung des 8558 BGB. keine An⸗ 
wendung finde, vermag der Senat nicht beizutreten. Die von 
den Kl. hierfür in Bezug genommene Entſch. des RG. (RG. 152, 
100 JW. 1936, 3232 ? m. Anm. - HöchſtRRſpr. 1936 Nr. 1491) 
betrifft einen andersgelagerten Fall. Dort handelte es ſich um 
das Inventar, das nicht Gegenſtand der Pachtung war, das wäh⸗ 
rend der Dauer des Pachtverhältniſſes im Eigentum des Päch⸗ 
ters geſtanden hatte und am Ende der Pachtzeit dem Verpäch⸗ 
ter zu übereignen war. Im vorl. Falle aber iſt die Herſtellun 
und Errichtung der Anlagen und Gebäude eine den Kl. na 
dem Pachtvertrage ausdrücklich obliegende Verpflichtung und bil⸗ 
det einen weſentlichen Beſtandteil des Pachtvertrages. Sie ſtellen 
Verwendungen auf den Pachtgegenſtand dar, wobei es auf die 
Frage des Eigentums nicht ankommt. In einem ſolchen Falle die 
Kaufvorſchriften zur Anwendung zu bringen, erſcheint nicht an⸗ 
gängig. Ebenſowenig können in Anſehung der zu errichtenden An⸗ 
lagen und Gebäude die Vorſchriften über den Werkvertrag Anwen⸗ 
dung finden. Es fehlt jeder Anhalt dafür, daß die Parteien ein 
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derartiges Rechtsverhältnis gewollt haben. Der Anſpruch der Kl. 
auf Erſatz der Verwendungen unterliegt mithin der Verjährung 
des 8558 BGB. von ſechs Monaten. 
(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 14. Juli 1937, 17 U 1831/37.) 
* 

14. RG. — S 774 BGB. Der Übergang der vom Vürgen 
befriedigten Wechſelforderung nach $ 774 BGB. iſt grundſätzlich 
nicht davon abhängig, daß der Wechſel dem Bürgen ausgehän⸗ 
digt wird. 

Der zahlende Bürge erwirbt vielmehr allein durch ſeine 
Zahlung den beglichenen Wechſelanſpruch und damit zugleich 
auch das Recht auf den Wechſelbeſitz. Allerdings kann er nicht 
den übergegangenen Wechſelanſpruch als ſolchen ohne Wechſel⸗ 
beſitz weiter verfolgen, insbeſ. mit ihm aufrechnen. Möglich iſt 
indeſſen, daß neben dem in dem Wechſel ſelbſt verbrieften wechſel⸗ 
mäßigen Anſpruch auch noch ein Anſpruch aus dem der Wechſel⸗ 
begebung zugrunde liegenden Rechtsverhältnis auf den Bürgen 
nach 8 774 BGB. übergeht (vgl. R.: JW. 1926, 2908 18). Dieſen 
Anſpruch könnte der Bürge ohne den Wechſelbeſitz weiter ver— 
folgen, es ſei denn, daß etwa aus ſeinem Einverſtändnis mit 
der Aushändigung des Wechſels an jemand anders ein Verzicht 
auf jeglichen Rückgriffsanſpruch gegen andere, insbeſ. den Haupt⸗ 
ſchuldner, zu folgern wäre. 

(RG., V. ZivSen., U. v. 18. Aug. 1937, V 41/37.) 
* 


15. KG. — 8 826 BGB.; § 256 ZPO. Wer Ehebruch bes 
gangen und gleichwohl ein Scheidungsurteil zu ſeinen Gunſten 
erlangt hat, weil der andere Ehegatte von dem Ehebruch leine 
Kenntnis hatte, handelt ſittenwidrig, wenn er das Urteil zur Er⸗ 
langung von Unterhalt ausnutzt. 

Die Ehe der Parteien iſt durch rechtskräftiges Urteil vom 
24. Juni 1935 aus Verſchulden des Kl. geſchieden worden, weil 
das LG. für erwieſen erachtet hat, daß er ſich grobe Ehewidrig⸗ 
keiten durch ſein Verhalten gegen andere Frauen habe zuſchulden 
kommen laſſen. Seine auf Liebloſigkeit, Verkehrsverweigerung und 
Haushaltvernachläſſigung geſtützte Widerklage auf Scheidung der 
Ehe aus Verſchulden ſeiner Frau iſt abgewieſen worden. 

Am 27. Sept. 1935 hat die Bekl. einem Kinde das Leben 
gegeben, das unſtreitig nicht vom Kl. erzeugt iſt und deſſen Ehe— 
lichkeit inzwiſchen mit Erfolg angefochten iſt. 

Der Kl. erſtrebt die Feſtſtellung, daß die Bekl. trotz des rechts⸗ 
kräftigen Scheidungsurteils, das ihm die Alleinſchuld an der Schet⸗ 
dung auferlegt und das mit der Wiederaufnahme nicht mehr an- 
gegriffen werden kann, keine Unterhaltsanſprüche gegen ihn hat. 
LG. hat die Klage abgewieſen, KG. gab der Klage ſtatt. 

In ſolchen Fällen haben die Obergerichte lange Zeit hindurch 
einen in 8826 BGB. wurzelnden Schadenserſatzanſpruch des ſchul⸗ 
dig geſchiedenen Ehegatten mit der Folge der Beſeitigung des Un⸗ 
terhaltsanſpruchs des anderen Teils nur dann anerkannt, wenn 
das Scheidungsurteil erſchlichen worden war. Dieſe Vorausſetzung 
iſt hier nicht gegeben. Es mag offen bleiben, ob man angeſichts 
der neuerdings in § 138 ZPO. verankerten Wahrheitspflicht der 
Parteien von einer Urteilserſchleichung ſprechen könnte, wenn der 
Kl. der Bekl. im Scheidungsprozeß den Vorwurf des Ehebruchs ge⸗ 
macht und dieſe den Ehebruch in perſönlicher Vernehmung, wenn 
auch uneidlich, beſtritten hätte. Das BG. würde dieſe Frage be⸗ 
jahen. Aber vorliegend hatte der Kl. ſeiner Frau ganz andere 
Vorwürfe gemacht, und es hieße die Offenbarungspflicht der Par⸗ 
teien überſpannen, wenn man von ihnen verlangen wollte, daß 
fie im Scheidungsprozeß ſich ſelbſt irgendwelcher Verfehlungen be= 
zichtigen, die der Gegner gar nicht behauptet hat. 

Die bisherige Rſpr. ging davon aus, daß das Gebrauch⸗ 
machen von einem rechtskräftigen Urteil, das nicht erſchlichen ſei, 
auch dann nicht als rechtswidrig bezeichnet werden könne, wenn 
dies Gebrauchmachen gegen die guten Sitten verſtoße. Dieſe Auf— 
faſſung hat das RG. aber neuerdings in ſeiner Entſch. v. 3. Mai 
1937 (JW. 1937, 2223 44) aufgegeben. Mit eingehender und über⸗ 
zeugender Begründung führt jene Entſch. aus, wenn das Gebrand)- 
machen gegen die guten Sitten verſtoße, jo ſei es damit auch rechts⸗ 
widrig und unerlaubt. Nun handele freilich nicht jeder, der von 
einem Urteil Gebrauch mache, das er ſelbſt für unrichtig halte, 
ſittenwidrig, aber im Falle eines erſchlichenen Urteils handele es 
ſich doch nur um einen beſonders groben Verſtoß gegen die guten 
Sitten. Daneben gebe es eine Unzahl von Tatbeſtänden, die ſich 
nicht durch eine allgemeine Regel erfaſſen ließen, in denen viel⸗ 
mehr nur nach Lage des jeweiligen Einzelfalles entſchieden wer⸗ 
den könne, ob das Gebrauchmachen ſittenwidrig ſei. Wichtig ſei 
hierfür insbeſ. die Frage, ob die Partei, die von dem Urteil Ge⸗ 
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brauch machen wolle, obwohl ſie es für falſch halte, in der Lage 
ſei, jenes Urteil nach der rechtlichen und tatſächlichen Seite hin 
mit ausreichendem Verſtändnis zu würdigen. 

Nach dieſen Grundſätzen, die ſich das BG. in vollem Umfang 
zu eigen macht, handelt es ſich vorliegend um einen beſonders 
klaren Fall eines Verſtoßes gegen die guten Sitten. Die Bekl. 
hat Ehebruch begangen. Die Bekl. wußte nach der Überzeugung 
des BG., daß ihr Ehemann, wenn er von dem Ehebruch Kennt⸗ 
nis gehabt hätte, beſtimmt auch hierauf ſeine Widerklage geſtützt 
haben würde, und daß dieſe Widerklage dann Erfolg gehabt hätte. 
Sie wußte auch nach der Überzeugung des BG., daß ihr das Ge⸗ 
ſetz in dieſem Falle keine Unterhaltsanſprüche gegen ihren geſchie⸗ 
denen Mann gewährt hätte. Wenn ſie trotzdenr, nachdem ein ſach⸗ 
lich unrichtiges Scheidungsurteil zu ihren Gunſten ergangen iſt, 
gegen den Kl. Unterhaltsanſprüche geltend macht, ſo verſtößt ſie da⸗ 
mit nach dem geſunden Volksempfinden und nach der Auffaſſung 
aller anſtändig und rechtlich denkenden Perſonen gröblich gegen die 
guten Sitten. Der vorl. Einzelfall liegt ſogar beſonders kraß. Die 
Bekl. iſt noch jung. Ihre Ehe mit dem Kl. hat nur anderthalb 
Jahre gedauert; nach ihrem eigenen Vorbringen im Scheidungs⸗ 
prozeß war zwiſchen den Parteien ſchon nach wenigen Monaten 
eine völlige Entfremdung eingetreten. Trotzdem macht ſie gegen 
den Kl. Unterhaltsanſprüche geltend, die fie u. U. während 
ihres ganzen ferneren Lebens erheben könnte. Daß ein Re 
Verlangen einer Frau, die ſich des Ehebruchs ſchuldig gemacht hat, 
ein ſchweres ſittliches Unrecht iſt, iſt jedem anſtändig denkenden 
Menſchen ohne weiteres klar. Auch die Bekl. war ſich übrigens 
deſſen offenbar bewußt, denn ſonſt wäre es ſchwerverſtändlich, 
daß ſie dem Kl. die Geburt des Kindes, das doch ſeinen Namen 
trug, über ein Jahr hindurch verſchwiegen hat. 

Dem Kl. ſteht mithin gegenüber den Unterhaltsanſprüchen 
der Bekl. die Einrede der Argliſt zu. Seinem Feſtſtellungsantrage 
iſt alſo zu entſprechen, weil die Bekl. ſich des Anſpruchs auf 
Unterhalt berühmt und ihm ſogar gerichtliche Schritte ange— 
droht hat. 

(KG., 2. Ziv Sen., Urt. v. 17. Aug. 1937, 2 U 2799/37.) 
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16. KG. — 88 892, 2113, 2136 BGB. Wird in dag Grund⸗ 
buch zuerſt auf Bewilligung des Vorerben eine Hapothek eingetra⸗ 
gen, und wird daun erſt das Recht der Nacherben vermerkt, ſo be⸗ 
ſtimmt ſich die Wirkung beider Eintragungen zueinander nur nach 
den 88 892, 2113, 2136 BGB. 

Frau Meta R. beantragte, das Eigentum am le auf 
fie als Erbin des eingetragenen Eigentümers umzuſchreiben und 
eine Buchgrundſchuld von 65 000 % für die A.⸗Bank in das 
Grundbuch einzutragen. Das GBA, gab unter dem 18. März 1933 
beiden Auträgen ſtatt. Das Recht der Nacherben wurde damals 
nicht im Grundbuch vermerkt, obwohl Frau Meta R. nur befreite 
Vorerbin iſt. Im Jahre 1936 regten die Nacherben die Eintra⸗ 
gung des Nacherbenvermerks ſowie die e eines Amts⸗ 
widerſpruches gegen die Eintragung der Grundſchuld an, weil 
letztere auf einer unentgeltlichen Verfügung der Vorerbin beruhe 
und die Nacherben der Eintragung nicht zugeſtimmt hätten. Das 
GEN. vermerkte unter dem 8. April 1937 in Abt. II unter Nr. 1 
das Recht der Nacherben, lehnte dagegen die Eintragung eines 
Amtswiderſpruches ab. Die Beſchw. und die weitere Beſchw. der 
Nacherbin Gertrud N. hatten keinen Erfolg. 

Die Vorinſtanzen und die Beteiligten gehen offenbar ſämtlich 
davon aus, daß das Grundbuch eine den Nacherben gegenüber wirk⸗ 
ſame Grundſchuld ausweiſe, weil der Nacherbenvermerk erſt nach 
Eintragung der Grundſchuld gebucht worden iſt. Die Beſchwßß. tft 
dementſprechend der Anſicht, das Grundbuch ſei unrichtig, weil die 
Grundſchuld nach ihrer Auffaſſung den Nacherben gegenüber nicht 
wirkſam ſei. Die Vorinſtanzen haben die Unrichtigkeit des Grund⸗ 
buchs verneint mit der Begründung, die Eintragung der Grund⸗ 
ſchuld beruhe auf einer entgeltlichen Verfügung, welche die Nach⸗ 
erben gegen ſich gelten laſſen müßten (§8 2113, 2136 BGB.). Die 
Ausführungen des LG. beruhen auf Rechtsirrtum, weil die Ent⸗ 
geltlichkeit der Verfügung nicht hinreichend begründet iſt. Es braucht 
hierauf aber nicht weiter eingegangen zu werden, weil die Vor⸗ 
inſtanzen wie auch die BeſchwF. von einer unrichtigen Anſchau⸗ 
ung ausgehen und die Entſch. des LG. jedenfalls im Ergebnis 
richtig iſt. Nachdem nunmehr der Nacherbenvermerk in das Grund⸗ 
buch eingetragen worden iſt, ſind die Rechte der Nacherben auch 
der Grundſchuld gegenüber gewahrt. Nach ſtändiger Rſpr. des 
RG. (RG. 135, 384 = JW. 1932, 24048 m. Anm.) und des 
Senats (IFG. 12, 297 = JW. 1935, 2752 58, IgG. 13, 113 
I. 1935, 3500 ) ſtehen Verfügungsbeſchränkungen, welche 
das Eigentum betreffen, zu dinglichen Rechten am Grundſtück in 
keinem Rangverhältnis i. S. des 8879 BGB. Dieſe Annahme, die 
von Planck (8879 Anm. 7c), Staudinger (8879 Anm. 25), 
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RGRKomm. (8879 Anm. 3), Henke⸗Mönch (§ 45 Anm. 3 Be) 
geteilt wird, hat zwar bis in die neueſte Zeit Widerſpruch gefun⸗ 
den (Güthe⸗Triebel, 6. Aufl., §S 45 Anm. 13; Heſſe⸗ 
Saage 8 45 Anm. II, 1). Der Senat ſieht aber keine Veranlaſſung, 
von ſeiner Rſpr. abzugehen. Die Wirkung des Nacherbenvermerks 
gegenüber der Grundſchuld wird alſo nicht dadurch beeinträchtigt, 
daß er mit einer ſpäteren Tagesangabe eingetragen worden iſt. Die 
Wirkung des Nacherbenvermerks iſt daher lediglich aus anderen 
Vorſchriften, nämlich den SS 892, 2113, 2136 BGB. zu entnehmen. 

Nach 88 2113 Abſ. 2, 2136 BGB. find unentgeltliche Ver⸗ 
fügungen des Vorerben dem Nacherben gegenüber unwirkſam, 
wenn er ihnen nicht zuſtimmt. Jedoch wird der gutgläubige Er⸗ 
werber geſchützt (§ 2113 Abſ. 3 BGB.). Unterſtellt man die Be⸗ 
hauptung der BeſchwF. von der Unentgeltlichkeit der Grundſchuld⸗ 
beſtellung als richtig, dann hätte die Gläubigerin, da am 18. März 
1933 der Nacherbenvermerk noch nicht im Grundbuch eingetragen 
war, die Grundſchuld doch mit Wirkung gegenüber den Nacherben 
erworben, wenn ihr die Beſchränkung der Frau Meta R. durch das 
Nacherbenrecht nicht bekannt geweſen wäre (8 892 Abſ. 1 Satz 2 
BGB.) Wenn dagegen die Gläubigerin die Beſchränkung der Vor⸗ 
erbin gekannt hat, dann iſt die Grundſchuld den Nacherben gegen⸗ 
über unwirkſam. Darüber, ob die Grundſchuldbeſtellung eine ent⸗ 
gi: oder eine unentgeltliche en und ob die Gläubigerin 

eim Erwerbe der Grundſchuld gutgläubig oder bösgläubig ge⸗ 
weſen iſt oder ob die Nacherben der Grundſchuldbeſtellung zu⸗ 
geſtimmt haben oder nicht, gibt das Grundbuch bei dem jetzigen 
Stande der Eintragung jedoch keine Auskunft und braucht es auch 
nicht zu geben. Aus dieſem Grunde iſt das Grundbuch nicht un⸗ 
richtig i. S. des § 53 Abſ. 1 Satz 1 GO. 

Der Eintragung eines Widerſpruches bedarf es auch nicht, um 
das Recht der Nacherben — unterſtellt, daß die Grundſchuld ihnen 
gegenüber unwirkſam iſt — gegenüber weiteren Verfügungen der 
Gläubigerin zu wahren. Nachdem nunmehr der Nacherbenver⸗ 
merk in Abt. II des Grundbuchs eingetragen worden iſt, muß jeder 
Erwerber der Grundſchuld mit der Möglichkeit rechnen, daß die 
Gläubigerin die Grundſchuld von einer nicht zur Beſtellung er⸗ 
mächtigten Vorerbin, erworben hatte. Die Grundſätze, welche das 
NG, für den Widerſpruch ausgeſprochen hat (RG. 129, 125 = 
JW. 1931, 2730), gelten in gleicher Weiſe für den Nacherben⸗ 
vermerk, der ebenſo wie der Widerſpruch den Zweck hat, einen 
gutgläubigen Erwerb zu verhindern. Die Rechtslage wäre nur dann 
anders, wenn im Grundbuch ausdrücklich vermerkt wäre, daß die 
Grundſchuld den Nacherben gegenüber wirkſam wäre (vgl. IFG. 
13, 114 JW. 1935, 3560 87; JW. 1933, 2708). Die Einkra⸗ 
gung eines ſolchen Vermerks würde aber vorausſetzen, daß die 
Gläubigerin entweder die Entgeltlichkeit der Grundſchuldbeſtellung 
oder ihre Gutgläubigkeit oder die Zuſtimmung der Nacherben in 
grundbuchmäßiger Form nachweiſt. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 30. Sept. 1937, 1 Wx 10 
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* 17. RG. — 8 1004 BGB.; 5 26 NGewd. Die im 8 26 
NEED. vorgeſehene Schadloshaltung iſt von demjenigen zu 
leiſten, der als Störer i. S. von 8 1004 BGB. anzuſehen iſt. 
Als ſolcher kommt nicht nur der Inhaber der gewerblichen An⸗ 
lage in Betracht. Störer iſt vielmehr auch derjenige, durch deſſen 
maßgeblichen Willen, ſei es auch ohne ſein Verſchulden, ein Zu⸗ 
ſtand geſchaffen wird, der die Beeinträchtigung des Eigentums 
des Dritten zur Folge hat. 

Das OLG. hat feſtgeſtellt, daß von der von H. betriebenen 
Abdeckerei üble Gerüche auf den Grundbeſitz des Kl. einwirken, 
durch welche die Benutzung dieſes Grundbeſitzes erheblich beein⸗ 
trächtigt wird. Es hat weiter die Ortsüblichkeit des Abdeckerei⸗ 
betriebes verneint. Da aber dieſer Betrieb zu den nach § 16 
GewO. genehmigungspflichtigen Betrieben gehört und geneh⸗ 
migt iſt, fo hat das BG. angenommen, daß § 26 daſelbſt zutrifft 
und daß, weil die Herſtellung von wirkſamen Schutzeinrichtungen 
nicht möglich ſei, der Kl. Schadloshaltung in Geld verlangen 
könne. Dieſe Feſtſtellungen und Ausführungen laſſen einen 
Rechtsverſtoß nicht erkennen. 

Die Rev. wendet ſich dagegen, daß das OLG. den beklagten 
Kreiskommunalverband als entſchädigungspflichtig erachtet hat. 
Sie meint, darauf, daß, wie das BG. annehme, der Bekl. als 
Störer i. S. des § 1004 BGB. zu erachten ſei, komme es nicht 
an. Denn ein Anſpruch auf Grund dieſer Vorſchrift werde vom 
Kl. nicht geltend gemacht, weil dem die Beſtimmung des § 26 
GewO, entgegenſtehe. Der dort gewährte Anſpruch auf Schad⸗ 
loshaltung aber ſei gegen den Inhaber der mit obrigkeitlicher 
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Genehmigung errichteten-gewerblichen Anlage zu richten. Dieſe 
Ausführungen verkennen indeſſen die rechtliche Bedeutung des 
§ 26 GewO. Durch dieſe Beſtimmung ſollen die gemäß $ 1004 
BGB. dem Eigentümer zuſtehenden Anſprüche nicht völlig be⸗ 
ſeitigt, ſondern nur dahin eingeſchränkt werden, daß nicht auf 
Einſtellung des das Eigentum beeinträchtigenden Gewerbebetrie⸗ 
bes, ſondern lediglich auf Herſtellung von Schutzeinrichtungen 
und, wo ſolche untunlich ſind, auf Schadloshaltung geklagt wer⸗ 
den kann (vgl. RGRKomm., Anm. 4 zu § 1004 BGB.). Verfolgt 
hiernach die Beſtimmung des § 26 GewO. nur den Zweck, den 
Unterlaſſungsanſpruch aus § 1004 BGB. einzuengen oder durch 
einen Entſchädigungsanſpruch zu erſetzen, ſo wird doch an ſeinen 
übrigen Vorausſetzungen nichts geändert. Demnach iſt auch die 
Frage, gegen wen ſich der Anſpruch auf Schadloshaltung richtet, 
aus § 1004 BGB. zu beantworten. Die im § 26 GewO. vorge⸗ 
ſehene Schadloshaltung iſt alſo von demjenigen zu leiſten, der 
als Störer i. S. des § 1004 BGB. anzuſehen iſt. Als ſolcher 
kommt aber nicht nur der Inhaber der gewerblichen Anlage in 
Betracht. Störer iſt vielmehr auch derjenige, durch deſſen maß⸗ 
gebenden Willen, ſei es auch ohne ſein Verſchulden, ein Zuſtand 
geſchaffen wird, der die Beeinträchtigung des Eigentums des 
Dritten zur Folge hat (vgl. RGUrt.: Recht 1909 Nr. 273 = 
RGWarn. 1909 Nr. 143; ferner Gruch. 45, 1008; RG. 92, 23; 
97, 26; 134, 231 JW. 1932, 1726 ). Die Entſch. RGZ. 103, 
174 = ZW. 1922, 486 ſteht hiermit nicht in Widerſpruch. Denn 
ſie bezieht ſich auf einen Fall des 8 909 BGB., ſo daß die in ihr 
entwickelten Rechtsgedanken, wie in ihr ſelbſt hervorgehoben iſt, 
nicht ohne weiteres auf eine anders geartete Sach- und Rechts⸗ 
lage anwendbar ſind. Im gegebenen Falle hat das OLG. feſt⸗ 
geſtellt, daß der beklagte Kreiskommunalverband an der Er⸗ 
richtung und dem Betrieb der Abdeckerei ein erhebliches Inter⸗ 
eſſe hat, daß dieſe im weſentlichen mit Mitteln der Kreiſe er⸗ 
richtet iſt, daß dem H. das Sickergelände von den Kreiſen zum 
Zwecke der Abdeckerei zur Verfügung geſtellt iſt, daß H. durch 
den Vertrag mit den Kreiſen dieſen gegenüber eine ganze Reihe 
von Verpflichtungen hinſichtlich des Betriebs übernommen und 
ihnen weitgehende Aufſichtsrechte eingeräumt hat, daß endlich 
die Weiterführung des ſeit 1932 notleidenden Betriebs durch H. 
nur dadurch ermöglicht worden iſt und wird, daß der Bekl. 
dieſem Zins- und Abtragungsbeträge ſtundete oder erließ, ſowie 
die nötigſten Anſchaffungen beſorgte, wofür er ſich die zur Ab⸗ 
deckerei gehörenden Kraftwagen und Warenbeſtände zur Sicher⸗ 
heit übereignen ließ. Wenn das OLG. hieraus entnommen hat, 
daß der Abdeckereibetrieb und damit der dem Eigentum des Kl. 
widerſprechende Zuſtand durch den maßgebenden Willen des 
Bekl. aufrechterhalten werde und dieſer daher mit als Störer 
i. S. des § 1004 BGB. zu erachten ſei, ſo kann ihm aus Rechts⸗ 
gründen nicht entgegengetreten werden. Damit iſt aber, da nach 
der einwandfreien Feſtſtellung des BG. die Herſtellung von wirk⸗ 
ſamen Schutzvorrichtungen nicht möglich iſt, die Pflicht des Bekl. 
zur Schadloshaltung grundſätzlich gegeben. Daß der Bekl. mit 
der Aufrechterhaltung des Betriebs gemeinnützige Zwecke ver⸗ 
folgt, vermag hieran nichts zu ändern. Auch der Wandel in der 
Auffaſſung des Eigentumsbegriffs bedingt nicht ohne weiteres 
eine Pflicht des Eigentümers zur entſchädigungsloſen Aufgabe 
ſeiner Rechte zugunſten eines gemeinnützigen Unternehmens, ſo⸗ 
weit nicht die geſetzlich beſonders geregelten Tatbeſtände zutref⸗ 
fen (ogl. Gef. über die Beſchränkung der Nachbarrechte gegen- 
über Betrieben, die für die Volksertüchtigung von befonderer 
Bedeutung find, v. 13. Dez. 1933 [RG Bl. I, 1058], Gef. über 
die Beſchränkung der Nachbarrechte gegenüber Betrieben, die für 
die Volksgeſundheit von beſonderer Bedeutung ſind, v. 18. Okt. 
1935 [RG Bl. I, 1247). Ein folder Fall liegt hier nicht vor. 
(RG., V. Ziv Sen., U. v. 25. Aug. 1937, V 74/37.) lv. B.] 


* 8 

18. KG. — 81115 BGB. Als Nebenleiſtung kann jede Geld⸗ 
leiſtung angeſehen werden, die nach dem Willen der Beteiligten 
nicht Hauptleiſtung ſein ſoll und die in einem gewiſſen Abhängig⸗ 
keitsverhältnis zu der Hauptforderung ſteht. 

Der Eigentümer des Grundſtücks bekannte in notarieller Ur⸗ 
kunde v. 9. Juni 1937, der Firma J. E. ein Darlehen von 
2700 S, zu ſchulden. Die Gläubigerin iſt berechtigt, das Kapi⸗ 
tal ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt ſofort zurück zu ver⸗ 
langen, u. a., wenn die Prämie für die gegen Feuersgefahr ver⸗ 


2974 


ſicherten, zum Unterpfand gehörigen Gebäude nicht pünktlich ent⸗ 
richtet oder die Gebäude nach dem Ermeſſen der Gläubigerin nicht 
andauernd in ausreichender Höhe bei einer der Gläubigerin ge⸗ 
nehmen Verſicherungsanſtalt in Verſicherung gegen Feuersgefahr 
gehalten wurden. Ziff. 6 der Urkunde lautet: 

„Falls Gläubigerin gezwungen iſt, zum Zwecke der Erhal⸗ 
tung des Feuerverſicherungsſchutzes Prämienbetrage zu ver⸗ 
auslagen, ſo ſoll für einen Betrag bis zu 25.2 der belaſtete 
Grundbeſitz dinglich haften.“ 

Für das Kapital von 2700 % nebſt allen Nebenforderun⸗ 
gen beſtellte der Eigentümer der Gläubigerin eine Grundſchuld. Er 
beantragte, daß dieſe Grundſchuld wegen des Kapitals von 
2700 Ha und außerdem für evtl. zum Iwecke der Erhaltung des 
Feuerverſicherungsſchutzes verauslagte Beträge bis zur Höhe von 
25 Hel in das Grundbuch eingetragen werde. Der Rechtspfleger 
des GBA. hielt die Verpflichtung zur Leiſtung von 25 K. nicht 
für eintragungsfähig und trug auf entſprechenden Hinweis des 
Eigentümers die Grundſchuld unter Bezugnahme auf die Eintra⸗ 
gungsbewilligung, aber ohne die Verpflichtung in das Grundbuch 
ein und wies den Eintragungsantrag bzgl. des nicht eingetragenen 
Teiles zurück. Erinnerung und Beſchw. des Grundſtückseigentümers 
hatten keinen Erfolg. Seine weitere Beſchw. iſt begründet. 

Das LG. hält die beanſtandete Leiſtung nicht für eine Neben⸗ 
leiſtung i. S. des 81115 BGB. und deshalb nur als ſelbſtandige 
Grundſchuld für eintragbar. Dieſe Auffaſſung entſpricht zwar der 
im Schrifttum und bisher auch vom Senat vertretenen Auffaſſung. 
Der Senat hält an dieſer Anſicht jedoch nicht feſt. 

Aus Ziff 6 der Urk. v. 9. Juni 1937 in Verbindung mit den 
übrigen Beſtimmungen iſt zu entnehmen, daß der Beſchweß. ſich 
der Gläubigerin gegenüber verpflichtet hat, das belaſtete Grund⸗ 
ſtück gegen Feuer zu verſichern. Dieſe Verpflichtung iſt eine rein 
perſönliche, die ſpätere Sonderrechtsnachfolger im Eigentum nicht 
bindet, weil es Verträge zu Laſten Dritter nicht gibt. Sie wäre 
als ſolche nicht eintragungsfähig. Ferner iſt die Gläubigerin nach 
Ziff. 6 der genannten Urkunde berechtigt, falls der Beſchw e. ſeiner 
genannten Verpflichtung nicht nachkommt, für den Beſchweß, Ver⸗ 
ſicherungsprämien zu zahlen. Macht die Gläubigerin von dieſem 
Recht Gebrauch, ſoll ſie von dem Beſchwßß. die Erſtattung der ver 
auslagten Beträge verlangen dürfen. Dieſer bedingte Anſpruch 
der Gläubigerin richtet ſich ebenfalls nur gegen den BeſchwF. per⸗ 
fönlich, weil er Sonderrechtsnachfolger im Eigentum nicht verpflich⸗ 
ten kann. Trotzdem konnte dieſer Anſpruch geſichert werden ent⸗ 
weder durch eine unbedingte Grundſchuld derart, daß der Grund⸗ 
ſtückseigentümer beim Ausfall der Bedingung von dem Gläubiger 
nur die Löſchung der Grundſchuld beanſpru chen kann, ſoweit 
dieſe nicht auf einen gutgläubigen Dritten übergegangen iſt, oder 
durch eine bedingte Grundſchuld derart, daß ſie im Wege der Be⸗ 
richtigung gelöſcht werden kann, wenn der Ausfall der Be⸗ 
dingung nachgewieſen wird. Daß ſolche Art der Eintragung zu⸗ 
läſſig iſt, verkennt auch das LG,. nicht. Es iſt aber weiter darauf 
hinzuweiſen, daß eine Grundſchuld auch teilweiſe bedingt, teilweiſe 
unbedingt ſein kann. Es würde alſo, einen entſprechenden Autrag 
vorausgefetzt, rechtlich nichts im Wege ſtehen, eine Grundſchuld von 
2725 Fell einzutragen, von denen 2700 Rt unbedingt und ver⸗ 
zinslich ſind, während der Reſt von 25.%.M bedingt und unver⸗ 
zinslich iſt. Der Streit geht deshalb nur darum, ob die 25 7. 
nur als Grundſchuldkapital oder nach dem Willen der Beteilig⸗ 
ten auch in der Form einer Nebenleiſtung eingetragen werden 
können, 

Der Senat hat in einer älteren Entich.: KJ. 32, A 247 aus⸗ 
geführt, daß Vertragsſtrafen nicht als Nebenleiſtungen i. S. der 
86 1115, 1192 BOB. angeſehen werden können, wenn ſie für den 
Fall feſtgeſetzt find, daß der Grundſtückseigentümer perſönlich über⸗ 
nommene Verpflichtungen nicht erfüllt, mögen ſie auch im Juter⸗ 
eſſe des Hppothekengläubigers übernommen worden ſein. Dieſe 
Entſch. hat im Schrifttum allgemein Zuſtimmung gefunden (RGR⸗ 
Komm. § 1115 Anm. 6; Plan ck 81115 Anm. 3 Staudin⸗ 
ger 81115 Anm. 26; Guthe⸗Triebel, Anm. 31 vor 8 13 
S. 198). An dieſer Auffaſſung vermag der Senat jedoch bei noch⸗ 
maliger Prüfung der Rechtslage nicht feſtzuhalten. 

8 1115 BGB. beſtimmt den Begriff der Nebenleiſtung nicht. 
Er ſchreibt nur vor, wie Nebenleiſtungen einzutragen ſind, daß 
nämlich der Geldbetrag der Nebenleiſtung in der Regel (Abſ. 1) in 
das Grundbuch unmittelbar und nicht durch Bezugnahnte auf die 
Eintragungsbewilligung einzutragen iſt. Bei dieſer Art der Ein⸗ 
tragung ſpielt aber die Frage, ob ein beſtimmter Betrag als Neben 
leiſtung oder als Hauptforderung (Grundſchuldkapital) einzutragen 
iſt, eine ganz untergeordnete Rolle. Der Senat hat in der erwähn⸗ 
ten Entſch. ausgeführt, daß die Beſtimmung über die Nebenlei⸗ 
ſtung in das Geſetz eingefügt worden iſt, weil man geglaubt hat, 
ohne beſondere Geſtattung würde die Eintragung von Nebenlei⸗ 
ſtungen bei einer Hypothek dem Eintragungs⸗ und Spezialitaäts⸗ 
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grundſatz widerſprechen. Das letztere wäre jedoch nur dann richtig, 
wenn man den Beſtimmtheitsgrundſatz fo ftreng handhaben würde, 
daß für jede ſelbſtändige Forderung auch eine ſelbſtandige Hypothel 
eingetragen werden müßte. Die Rſyr. hat jedoch ſeit langem an⸗ 
erkannt, daß auch für mehrere ſelbſtändige Forderungen gegen 
denſelben Schuldner und gegen mehrere in einer Verpflichtungs⸗ 
gemeinſchaft ſtehende Schuldner eine einheitliche Hypothek eingetra⸗ 
gen werden könne (vgl. Planck, 81113 Anm. 5 i mit Nach⸗ 
weiſen). Bei der Grundſchuld, die rechtlich nicht von dem Beſtehen 
einer perſönlichen Forderung abhängt, iſt es erſt recht möglich, 
eine einheitliche Grundſchuld wirtſchaftlich zur Sicherung verſchie⸗ 
dener Forderungen zu verwenden. Widerſtreitet es danach dem 
Beſtimmtheitsgrundſatz nicht, einen bedingten Anſpruch auf Er⸗ 
ſtattung von Feuerverſicherungsprämien zuſammen mit dem Dar⸗ 
lehen durch eine einheitliche Hypothek oder (wirtſchaftlich) durch 
eine einheitliche Grundſchuld zu ſichern, dann ſteht der Beſtimmt⸗ 
heitsgrundſatz der Eintragung dieſes Auſpruches als Nebenleiſtung 
ebenfalls nicht entgegen. 

Als Nebenleiſtung kann danach jede Geldleiſtung angeſehen 
werden, die nach dem Willen der Beteiligten nicht Hauptleiſtung 
ſein ſoll und die in einem gewiſſen Abhängigkeitsverhaltnis zu der 
Hauptforderung oder der Grundſchuld ſteht, bei welcher ſie ein⸗ 
getragen werden ſoll. Der Senat hat in der erwähnten Entſch. 
das Vorliegen einer Nebenleiſtung verneint, weil die dort behan⸗ 
delte Vertragsſtrafe zur Sicherung perſönlicher Verpflichtungen 
vor ihrem Verfall nicht von der Hauptforderung abhängig, nach 
ihrem Verfall aber eine Forderung mit ſelbſtändiger Exiſtenz ſei. 
Theoretiſch könnte allerdings die dem jetzigen Eigentümer perſön⸗ 
lich obliegende Verſicherungspflicht auch nach Erloſchen der Haupt⸗ 
forderung den Gläubigern gegenüber fortbeſtehen. In der Regel, 
und fo auch im vorl. Falle, beſteht aber die Verſicherungspflicht, 
die nur die Sicherheit der Hypothek gewährleiſten ſoll, höchſtens 
ſo lange, als die Hypothek oder Grundſchuld als Recht eines Drit⸗ 
ten beſteht. Es ſind keine berechtigten Gründe erſichtlich, weshalb 
ſolche mittelbare Abhängigkeit zur Annahme einer Nebenleiſtung 
nicht genügen ſollte. Daß eine bedingte Nebenleiftung nach ihrem 
Verfall ſelbſtändige Bedeutung hat, gilt für alle Nebenleiſtungen. 
Für die gewonnene Auslegung ſpricht auch noch der praktiſche Ge⸗ 
ſichtspunkt, daß es grundbuchtechniſch zweckmäßiger iſt, die im Ver⸗ 
hältnis zur Hauptforderung meiſt geringfügigen Beträge nicht dem 
Kapital zuzuſchlagen und dieſes dadurch in zwei Teile mit verſchie⸗ 
denen Bedingungen und Zins- und Fälligkeitsbeſtimmungen zu 
zerreißen. 


(ch., 1. ZivSen., Veſchl. v. 30. Sept. 1937, 1 WX 1 
8. 
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19. KG. — 81379 BGB. Der Ankauf einer Leibrente ſtellt 
dann keine zur ordnungsmäßigen Verwaltung des eingebrachten 
Gutes der Ehefrau erforderliche Verfügung dar, wenn dazu das 
ganze Vermögen der Ehefrau verbraucht werden ſoll. 

Der e L. will mit dem eingebrachten Gut feiner Ehe 
frau eine Leibrente erwerben, um dadurch die zum Lebensunterhalt 
nicht ausreichenden Erträge des Altenteils zu erhöhen. Das LG. 
hat die von der Ehefrau verweigerte Zuſtimmung zu dieſer Ver⸗ 
fügung erſetzt. Ihre weitere Beſchw. hatte Erfolg. 

Gemäß § 1379 BGB. kann die Zuſtimmung der Ehefrau zu 
einer Verfügung über eingebrachtes Gut erſetzt werden, wenn dieſe 
zur ordnungsmäßigen Verwaltung des eingebrachten Gutes erfor⸗ 
derlich iſt und die Ehefrau ſie ohne ausreichenden Grund ver⸗ 
weigert. 

Mit den Vorinftanzen iſt davon auszugehen, daß auch der 
Ankauf einer Leibrente durch den Mann eine ordnungsmäßige 
Verwaltungshandlung über das eingebrachte Gut der Frau ſein 
kann. An Stelle des zum Ankaufe der Rente erforderlichen Kapital⸗ 
betrages erhält die Frau das Recht auf Empfang einer Rente 
auf Lebenszeit, welches während des Beſtehens der Ehe dem ehe⸗ 
männlichen Verwaltungs⸗ und Nutznießungsrecht unterliegt. Der 
Abſchluß eines ſolchen Vertrages wird immer dann als eine ord⸗ 
nungsmäßige Verwaltungshandlung angeſehen werden konnen, 
wenn ein genügend großes Vermögen vorhanden iſt, von dem ein 
Teil für die Sicherung des Unterhaltes verwendet werden kann. 
Es darf nicht außer acht gelaſſen werden, daß die Verwaltung des 
Mannes ſpäteſtens mit der Beendigung der Ehe ihr Ende erreicht 
und er dann verpflichtet iſt, der Ehefrau ihr eingebrachtes Gut 
herauszugeben. Wenn auch das Frauenvermoögen durch den Er⸗ 
werb der Leibrente in ſeinem wirtſchaftlichen Werte nicht vermin⸗ 
dert wird — denn an die Stelle des aufgewandten Kapitals tritt 
ja der Nentenanſpruch —, To wird ein ordentlicher Hausvater, 
welcher den Maßſtab für einen ſorgſamen Bermögensvertvalter 
bildet, vor der Eingehung eines derartigen Geſchafts auch berüdfich- 
tigen, daß mit dem Tode des Rentenempfängers die Rente erliſcht. 


66. Jahrg. 1937 Heft 47 
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Der vernünftig und wirtſchaftlich denkende Ehemann wird mit an⸗ 
deren Worten beachten, daß der Rentenkauf auf den reſtloſen Ver⸗ 
brauch des verwandten Kapitals hinausläuft. 

Nach der Rſpr. des Senats darf der Ehemann die Inter⸗ 
eſſen der Ehefrau bei den von ihm beabſichtigten Rechtsgeſchäften 
über das Frauengut nicht außer acht laſſen. Seine Verwaltung 
muß der Erhaltung, Weiterführung und der Verbeſſerung des ein⸗ 
gebrachten Gutes der Frau dienen (OLG. 34, 250, vgl. auch JW. 
1934, 245). 

Bei Berückſichtigung dieſer Geſichtspunkte kann die Verwen⸗ 
dung des der Ehefrau gehörenden Anteils an dem Sparkonto von 
4950 F nicht als eine ordnungsmäßige ee, e 
angeſehen werden. Nach den Feſtſtellungen beſitzen die beiden Alt⸗ 
ſitzer außer ihrem Altenteile nur das Sparvermogen von 4950 AM. 
Wird dieſes kleine Kapital ausgegeben, ſo fehlt jeder Notgroſchen 
für Krankheiten, Reparatuxen an den Gebäuden oder ſonſtige un⸗ 
vorhergeſehene Fälle. Gewiß wird es angeſichts der bedrängten wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage der Altſitzer kaum möglich fein, das geſamte Bar⸗ 
vermögen bis zu ihrem Tode ungeſchmälert zu erhalten. Es iſt je⸗ 
doch im Gegenſatz zur Anſicht des LG. nicht wahrſcheinlich, daß 
bei ſparſamer Wirtſchaft die Eheleute das Geld verbrauchen wer⸗ 
den. Die reſtloſe Verausgabung des vorhandenen Barvermögens 
kann als eine ordnungsmäßige Verwaltungshandlung nicht an⸗ 
geſehen werden. 

(KG., ZivSen. 1 a, Beſchl. v. 27. Aug. 1937, 1a WX 1010, 
1011/37.) 
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20. NG. — 8 1754 BGB.; Art. 22 Abſ. 2 EH BGB.; 88 22, 
29 FGG.; 8 12 Tſchech Adoptions G. v. 28. März 1928. 

1. Ein Adoptionsvertrag zwiſchen deutſchem Kinde und tſche⸗ 
chiſchen Wahleltern iſt unwirkſam, wenn die Beſtätigung des deut⸗ 
Den Gerichts ſehlt, mag auch die der tſchechiſchen Behörde vor⸗ 
iegen. 

2. Unrichtige Rechtsauslunſt des die Vertretungsübernahme 
ablehnenden Rechtsanwalts iſt Wiedereinſetzungsgrund. 

Was die Frage aulangt, ob der BeſchwF ohne fein Verſchul⸗ 
den verhindert war, die Beſchwerdefriſt (58 29 Abſ. 2, 70 FGG.) 
einzuhalten, ſo hat er glaubhaft gemacht, daß RA. B. die Vertre⸗ 
tung abgelehnt und ihm geraten habe, die weitere Beſchw. privat⸗ 
ſchriftlich einzulegen (vgl. dazu 88 29 Abſ. 1 und 4, 21 Abi, 2 G.). 
Die dadurch hervorgerufene irrige Annahme des Beſchweß. be⸗ 
ruht nicht auf ſeinem Verſchulden. Da RA. B. die Vertretungs⸗ 
übernahme abgelehnt hatte, galt er nicht als Vertreter i. S. des 
8 22 Abſ. 2 S. 2 F. 

Auch das Recht der Tſchechoſlowakei (Gef. v. 28. März 1928, 
mitgeteilt in ZAuslIntprR. 1931, 159) weiſt in § 12 die Frage 
der Zuſtimmung des Kindes, ſeiner Verwandten oder einer anderen 
Behörde der Rechtsordnung des Kindes, hier alfo deutſchem Rechte 
zu. Da das deutſche Kind noch nicht 7 Jahre alt, ſomit nach 5 104 
Nr. 1 BGB. geſchäftsunfähig war, kam ſeine Einwilligung nicht 
in Betracht. Den Annahmevertrag konnte vielmehr, wie vorl. auch 
geſchehen, nur der geſetzliche Vertreter (Vormund) mit Genehmi⸗ 
gung des Vormcker ſchließen ($ 1750 Abſ. 1 S. 2 BGB.). Ferner 
war nach 81747 S. 1 B. die Einwilligung der unehelichen 
Mutter erforderlich. Dieſe Erklärungen lagen vor. Es kann nun 
dahingeſtellt bleiben, ob hier Art. 22 Abſ. 2 BOB. (vgl. dazu RG. 
125, 269) eingreift, weil ſich dieſe Erklärungen auf eine gemein⸗ 
ſchaftliche Adoption (8 1749 Abſ. 1 BGB.; 81 Abſ. 5 Gef. vom 
28. März 1928) bezogen, während durch die tſchechiſche Behörde 
nur eine Annahme durch den Wahlvater, alſo nur eine Einzeladop⸗ 
tion beſtätigt worden war. Die Anwendung des Art. 22 Abf. 2 
iſt hier deshalb zweifelhaft, weil die Beteiligten im Zweifel auch 
die Einzeladoption gewollt haben werden und die tſchechiſche Be⸗ 
horde dieſe als wirkſam angeſehen hat. Andernfalls würde ſie wohl 
die Beſtätigung im ganzen verſagt haben. Jedenfalls fehlt aber 
bisher die ebenfalls erforderliche Beſtätigung durch das deutſche Ge⸗ 
richt. Daß ſich Deutſchland eine ſolche vorbehalten hat, ergibt ſtch 
aus 8 66 Abſ. 2 FGG. („Iſt der Annehmende ein Deutſcher ). 
Daraus folgt, daß 866 Abſ. 1 Fg. nicht auf Deutſche beſchränkt 
iſt, ſondern ſich auch auf die Fälle erſtreckt, in denen der Anneh⸗ 
mende Ausländer iſt, ſofern er (wie hier) im Inland ſeinen Wohn⸗ 
ſitz hat (vgl. KG.: ZAuslIntPrR. 1932, 311; IFG. 1, 96; 13, 
172; Schlegel berger V, Anm. 3 zu $ 66). Anderer Meinung 
ift Standinger⸗Raape (DIV 2, S. 597 zu Art 22 Einf.), 
der annimmt, daß ſich die Tſchechoſlowakei die ausſchließliche Ge⸗ 
richtsbarkeit vorbehalten habe, was nach dem eingangs Mitgeteil⸗ 
ten nicht zutrifft; denn auch die erforderliche Genehmigung einer 
Behörde ſoll nach dem Heimatsrecht des Kindes ſich beurteilen. Daß 
die Entſch. deutſcher Gerichte und Behörden in bezug auf den Per- 
ſonenſtand tſchechiſcher Staatsangehöriger in der Tſchechoſlowakei 


feine Wirkung haben mögen (Staudinger⸗Raape Fll? 
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zu Art. 17 Einfch., S. 396), iſt eine andere Frage, da es ſich vor⸗ 
liegend um den Perſonenſtand eines deutſchen Kindes handelt. Die 
durch das tſchechiſche Gericht — übrigens auch nur teilweiſe — 
erfolgte Beſtätigung mag für iſchechiſche Rechtsverhältniſſe ihre 
Bedeutung haben. Jedenfalls vermag die Beſtätigung durch einen 
anderen Staat die eigene Beſtätigung von ſeiten des Staates, der 
fie ſich vorbehalten, nicht zu erſetzen (Ni pp, „Familienrecht“ 8 99 
N. 12). Daß eine ſolche Konkurrenz der Gerichtsbarkeiten (Staa⸗ 
tenkonkurrenz) „unpraktiſch und ohne Beiſpiel“ wäre, wie Stau⸗ 
dinger⸗Raape (a. a. O. S. 596) annimmt, iſt noch kein 
Gegenargument. Solange alſo dieſe Beſtätigung, mit der übrigens 
nach Lage der Dinge nicht ohne weiteres zu rechnen, nicht erfolgt 
iſt, entbehrt der Kindesannahmevertrag der Rechtswirkſamkeit 
(§1754 BGB.). 

Da das Standesregifter (8 26 Abſ. 1 PerſStG.) ſomit die 
wahre Rechtslage nicht richtig wiedergibt, iſt es durch Vermerk der 
Unwirkſamkeit — nicht des Randvermerks, ſondern — des An⸗ 
nahmevertrages zu berichtigen (KG.: RJ A. 16, 28, 31). 

(KG., Ziv Sen. 1 b, Beſchl. v. 8. Okt. 1937, 1b WX 161/37.) 
E 


21. KG. — 88 1822 Nr. 12, 1828, 1829 BGB.; 88 20, 55, 
62, 63 FGG. Hat das VormGer. namens des Mündels einen Ver⸗ 
trag genehmigt, ſo kann der Vertragsgegner ein Recht zur Beſchw. 
nicht daraus herleiten, daß die Genehmigung ihm gegenüber wegen 
Friſtablauſs gemäß 8 1829 Abf. 2 BGB. als verweigert gelte. 

Der Vertragsgegner der Minderjährigen bei dem abgeſchloſ⸗ 
ſenen Prozeßvergleich erſtrebt die Anderung der Genehmigung des 
Vergleichs. Er mag ein erhebliches wirtſchaftliches Intereſſe an 
dem Inhalt der vormundſchaftsgerichtlichen Entſch. über die Ge⸗ 
nehmigung des Vergleichs haben, da von ihr nach $ 1822 Nr. 12 
BGB. das endgültige Zuſtandekommen oder Scheitern des Ver⸗ 
gleichs abbängt. Jedoch hat er als Vertragsgegner der Minder⸗ 
jährigen kein eigenes Recht auf Exteilung oder Verſagung dieſer 
Genehmigung. Denn nach 8 1828 BGB. kann das VormGer. die 
Genehmigung zu dem Vergleich nur dem Vormun dgegen⸗ 
über erklären. Es liegt allein in deſſen pflichtgemäßem Ermeſſen, 
ob er im Falle der Erteilung der Genehmigung das Geſchäft gemäß 
81829 Abs. 1 BGB. zur Rechtswirkſamkeit bringen will. Wendet 
ſich alfo die Entſch. des VBormder. allein an den Vormund, ſo 
enthält ſie auch, wie ſie auch immer lauten mag, keine Beein⸗ 
trächtigung eines Rechts des Vertragsgegners, die allein nach 8 20 
Abſ. 1 FG. für ihn ein eigenes Recht zur Beſchw. gegen die 
Entſch. des VormGer. begründen könnte (KGJ. 27, A 172; 52, 
46: JF G. 13, 23 = JW. 1935, 3123; Schlegelberger, 
„Ich.“, 5. Aufl., § 20 Anm. 14). 

Eine Ausnahme von dieſem Rechtsgrundſatz hat der Senat 
allerdings unter anderem in ſeiner Entſch. IF G. 13, 23 = JW. 
1035, 3123 für den Fall zugelaſſen, daß der Vertragsgegner einer 
Anderung der vormundſchaftsgerichtlichen Entſch. über die Er⸗ 
teilung oder Verſagung der Genehmigung eines Rechtsgeſchäfts mit 
der Begründung entgegentritt, die Entſch ſei ihm bereits vom 
Vormund mitgeteilt, dadurch alſo nach § 1829 Abſ. 1 BGB. wirk⸗ 
ſam und gemäß § 55 FGG. unabänderlich geworden. Dieſer Fall 
iſt jedoch hier nicht gegeben. Der BeihtwF. glaubt allerdings, ſeine 
weitere Beſchw. auf Verletzung des § 55 FGG. gründen zu können, 
indem er vorträgt, er habe den Vormund zur Mitteilung der vor⸗ 
mundſchaftsgerichtlichen Genehmigung zu dem Vergleich aufgefor⸗ 
dert, die Mitteilung aber nicht binnen zwei Wochen erhalten. 
Wenn dieſe Behauptung richtig iſt, jo würde nach 81829 Abi. 2 
BGB. die Genehmigung als verweigert zu gelten haben. Der 
BeſchwF. verkennt jedoch, daß dieſer Rechtsvorgang durch 8 55 
FGG. nicht erfaßt wird. Denn dieſe Beſtimmung betrifft le⸗ 
diglich den Fall, daß das VormGer. über den Antrag auf Ge⸗ 
nehmigung eines Rechtsgeſchäftes bereits eine beſtimmte Ent⸗ 
ſcheidung getroffen hat und dieſe Entſcheidung durch 
Mitteilung an den Vertragsgegner gemäß 81829 Abſ. 1 BGB. 
Wirkſamkeit erlangt hat. § 1829 Abſ. 2 BGB. ſetzt dagegen eine 
entſprechende Entſch. des VormGer. mit dem Inhalt der Versagung 
der Genehmigung nicht voraus, ſondern enthält nur eine Fiktion. 
Der in dieſer Vorſchrift vorgeſehene Rechtserfolg kann eintreten, 
ohne daß das VormGer. überhaupt ſchon eine Entſch. über den 
Antrag auf Erteilung der Genehmigung getroffen zu haben braucht 
(RE.: JW. 1931, 535). Er kann auch eintreten, wenn das Vorm⸗ 
Ger. zwar die Genehmigung erteilt hat, der Vormund aber von 
ihr keinen Gebrauch machen will und ſie deshalb dem anderen 
Teil nicht mitteilt. Da ſich mithin der Rechtsablauf des 8 1829 
Abſ. 2 BGB. ganz unabhängig von der gerichtlichen Entſch. voll⸗ 
zieht, kann die Vorſchrift des 855 F., die gerade eine mit der 
Entſch. übereinſtimmende materielle Rechtslage vorausſetzt und nur 
deshalb ihre Anderung nach Wirkſamwerden verbietet, jedenfalls 
unmittelbar keine Anwendung finden, 
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Aber auch eine ſinngemäße Anwendung des $55 FdG. iſt 
nicht angängig. Dagegen ſpricht einmal, daß § 55 FGG. gegen⸗ 
über der allgemeinen Regelung des § 18 FGG. über die Ande⸗ 
rung gerichtlicher Verfügungen eine Ausnahmevorſchrift darſtellt, 
deren Geltungsbereich auf andere nicht in ihr geregelte Fälle nicht 
ausgedehnt werden darf. Außerdem würde eine ſinngemäße Anwen⸗ 
dung des § 55 FGG. beim Vorliegen der Vorausſetzungen des 
8 1829 Abſ. 2 BGB. dazu führen müſſen, daß das Vormcger. ge- 
halten wäre, feine Eutſch. über den Antrag auf Genehmigung eines 
Rechtsgeſchäfts in Einklang mit dem Nechtserfolg des § 1829 
Abſ. 2 BGB. zu bringen, alſo auch eine bereits vorher erteilte 
Genehmigung in eine Verſagung abzuändern, wenn nachträglich 
noch der Fall des § 1829 Abſ. 2 BGB. mangels Weitergabe der 
Genehmigung durch den Vormund eintritt. Dieſer Sinn kann dem 
8 55 366. nicht unterſtellt werden. 

Richtig bleibt lediglich, daß die vormundſchaftsgerichtliche Ge 
nehmigung, die nach dem Eintritt des Rechtserfolges des § 1829 
Abſ. 2 BGB. erteilt wird, als gegenſtandslos angeſehen werden 
muß (Staudinger, „BGB.“, 9. Aufl., 81829 Anm. 3 c). Der 
Vormundſchaftsrichter wird alſo, wenn ihm bekannt wird, daß die 
Genehmigung bereits nach § 1829 Abſ. 2 BGB. als verweigert zu 
gelten hat, einen Antrag auf Genehmigung eines Rechtsgeſchäftes 
oder auf Abänderung einer Verſagung der Genehmigung abzuleh⸗ 
nen haben, weil es nicht ſeine Aufgabe iſt, gegenſtandsloſe Entſch. 
zu treffen. Wenn er aber gleichwohl, vielleicht nur aus Unkenntnis 
der Rechtslage, die Genehmigung erteilt, ſo kann mangels einer 
für dieſen Fall dem $55 FGG. entſprechenden Verbotsvorſchrift 
in der gerichtlichen Entſch. eine Beeinträchtigung eines Rechts des 
Vertragsgegners i. S. des § 20 Abſ. 1 FGG. nicht erblickt werden. 
Ein Streit der Beteiligten darüber, ob das Rechtsgeſchäft gemäß 
§ 1829 Abſ. 2 BGB. geſcheitert oder auf Grund einer vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Genehmigung auf dem Wege des § 1829 Abſ. 1 
BGB. zuſtande gekommen iſt, kann dann nur im Prozeßwege ent⸗ 
ſchieden werden. 

(KG., ZivSen. 1 a, Beſchl. v. 24. Sept. 1937, 14 WX 1172/37.) 
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22. KG. — 88 2079, 2271, 2281 ff. BGB, Die Friſt zur An⸗ 
fechtung eines gemeinſchaſtlichen Teſtaments nach dem Tode eines 
Ehegatten läuft nicht, wenn der Anfechtungsberechtigte das ge⸗ 
meinſchaftliche Teſtament für ungültig hält und dieſe Annahme 
nicht auf Umſtänden beruht, die erſt das Aufechtungsrecht be⸗ 
gründen. 

Der Erblaſſer, der dreimal verheiratet war, hatte mit ſeiner 
zweiten Ehefrau im Jahre 1923 ein gemeinſchaftliches Teſtament 
errichtet, in dem die Eheleute ſich gegenſeitig zu Erben einſetzten 
und weiter beſtimmten, daß der gemeinſame Nachlaß an die 
Kinder aus der erſten Ehe des Erblaſſers und an das Kind einer 
Pflegetochter der Ehefrau fallen ſolle. Nach dem Tode der Ehe⸗ 
frau heiratete der Erblaſſer im Jahre 1925 die BeſchwF.; im 
Jahre 1935 verſtarb er, nachdem er die BeſchwF. durch öffent⸗ 
liches Teſtament zu ſeiner Erbin eingeſetzt hatte. Dieſe focht im 
Jahre 1937 das gemeinſchaftliche Teſtament von 1923, von deſſen 
Beſtehen ſie vorher keine Kenntnis gehabt hatte, gemäß § 2079 
BOB. an. Ihr Antrag, ein zum Nachlaſſe gehöriges Grundſtück 
auf Grund des letzten Teſtaments auf ſie untzuſchreiben, wurde in 
zwei Rechtszügen abgelehnt, weil dieſes Teſtament wegen der 
Bindung des Erblaſſers an das gemeinſchaftliche Teſtament (8 2271 
BGB.) ungültig ſei. Das LG. führte aus, die an ſich mögliche 
Anfechtung des gemeinſchaftlichen Teſtaments gemäß § 2079 
BGB., auf die wegen der erbvertragsähnlichen Wirkungen der 
durch den Tod des einen Ehegatten unabänderlich gewordenen 

gemeinſchaftlichen Verfügungen die 88 2281 ff. BGB. entſpre⸗ 
chende Anwendung fänden, habe der Erblaſſer ſelbſt nicht erklärt. 
Vorausſetzung für eine erfolgreiche Anfechtung der Beſchwß. fei 
nach § 2285 BGB., daß das Anfechtungsrecht des Erblaſſers bei 
feinem Tode noch nicht erloſchen geweſen ſei. Nach § 2283 BGB. 
könne die Anfechtung nur binnen Jahresfriſt ſeit Kenntnis des 
Anfechtungsgrundes erfolgen. Für dieſe Kenntnis genüge es, daß 
der Anfechtungsberechtigte alle das Anfechtungsrecht begründen 
den Tatſachen in zuverläſſiger Weiſe kenne; nicht erforderlich ſei 
es dagegen, daß er auch den Tatbeſtand nach ſeiner rechtlichen 
Seite richtig beurteile, ſich alſo der Möglichkeit und Notwendig⸗ 
keit einer Anfechtung bewußt ſei. Im vorl. Falle ſeien dem Erb- 
laſſer bereits bei ſeiner dritten Heirat im Jahre 1925 alle die 
Anfechtung begründenden Tatumſtände bekannt geweſen; von dies 
ſem Zeitpunkt ab habe der Lauf der Anfechtungsfriſt begonnen; 
dieſe ſei daher beim Tode des Erblaſſers im Jahre 1935 längſt ab⸗ 
gelaufen geweſen und ſein Anfechtungsrecht ſei erloſchen. Bei die⸗ 
fer Beurteilung ſei die Behauptung der BeſchwF. unerheblich, der 
Erblaſſer habe in dem Glauben, daß das Teſtament auf Grund 
der durch die Inflation eingetretenen Verhältniſſe unwirkſam ge- 
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worden ſei, eine beſondere Anfechtung nicht mehr für notwendig 
gehalten. Die Anfechtung des gemeinſchaftlichen Teſtaments durch 
die BeſchwF. ſei hiernach unzuläſſig. 

„Dieſe Ausführungen entſprechen zwar hinſichtlich der An⸗ 
fechtbarkeit des gemeinſchaftlichen Teſtaments im weſentlichen den 
Grundſätzen, die in der Rſpr. des NS, und des Senats angewen⸗ 
det werden. Zu Unrecht bekämpft die weitere Beſchw. insbeſ. die 
Anſicht, daß ein Rechtsirrtum des Erblaſſers über die Möglich⸗ 
leit und Notwendigkeit einer Anfechtung auf den Lauf der An⸗ 
fechtungsfriſt keinen Einfluß habe, mit der Begründung, dieſe An⸗ 
ſicht ſtelle an die Rechtskenntniſſe des Publikums übertriebene 
Anforderungen und widerſpreche dem Grundſatz, daß der Wille 
des Erblaſſers für die Geſtaltung der Erbfolge ausſchlaggebend 
ſei. Nachdem die Frage früher teilweiſe abweichend beurteilt wor⸗ 
den war (ogl. OLG. Dresden: IFG. 5, 174), hat ſich das Rio. 
in der Entſch. v. 11. Dez. 1930 (RG. 132, I ff.; vgl. auch JW. 
1935, 2716) mit ihr grundlegend auseinandergeſetzt und ſie dahin 
gehend beantwortet, daß zwar auch ein auf Unkenntnis der ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften beruhender Rechtsirrtum die für den Lauf 
der Anfechtungsſriſt erforderliche Kenntnis von dem Anfechtungs⸗ 
grund ausſchließen könne, aber nur, wenn er die Unkenntnis einer 
die Anfechtung begründenden Tatſache zur Folge habe und nicht 
lediglich die irrtümliche Beurteilung des Anfechtungstatbeſtandes 
betreffe. Dieſer Auffaſſung iſt der Senat in ſeiner Rſpr. gefolgt. 
Die Ausführungen der weiteren Beſchw. geben ihm bei nochmali⸗ 
ger Überprüfung keinen Anlaß, ſeinen Standpunkt zu ändern. 

Rechtlich zu beanſtanden iſt jedoch die Anſicht des LG., die 
von der Beſchw F. behauptete Überzeugung des Erblaſſers, daß das 
gemeinſchaftliche Teſtament auf Grund der durch die Inflation ein⸗ 
getretenen Verhältniſſe ohne Anfechtung unwirkſam geworden ſei, 
ſei unerheblich. Hatte der Erblaſſer tatſächlich ſchon bei ſeiner Hei⸗ 
rat mit der BeſchwF. das gemeinſchaftliche Teſtament v. 20. Jan. 
1923 für unwirkſam gehalten, ſo würde dieſer Rechtsirrtum eine 
der tatſächlichen Vorausſetzungen der Anfechtbarkeit, nämlich das 
Vorhandenſein eines gültigen gemeinſchaftlichen Teſtaments betref⸗ 
fen und damit die für den Lauf der Anfechtungsfriſt maßgebende 
Kenntnis von dem Anfechtungsgrunde ausſchließen. Solange der 
Erblaſſer das gemeinſchaftliche Teſtament für ungültig hielt, konnte 
deshalb die Anſechtungsfriſt gegen ihn nicht laufen, es ſei denn, 
daß er die Ungültigkeit aus Umſtänden herleitete, die ihrerſeits 
erſt ſein Anfechtungsrecht begründeten. Das letztere würde z. B. 
dann der Fall fein, wenn der Erblaſſer wegen feiner Wiederverhei⸗ 
ratung und des daraus erwachſenen Pflichtteilsrechts der Beſchwe. 
das gemeinſchaftliche Teſtament nicht mehr für bindend angeſehen 
hätte (RGS. Z. 132, 5). Hier liegen jedoch dem Irrtum des Erblaſ⸗ 
ſers nach der Behauptung der Beſchwß. Umſtände zugrunde, die 
mit dem Anfechtungsrecht nichts zu tun haben. Ein ſolcher Irr⸗ 
tum würde daher für einen Verluſt des Anfechtungsrechts durch 
den Erblaſſer und damit für die Zuläſſigkeit der Anfechtung des 
gemeinſchaftlichen Teſtaments durch die BeſchwF. erheblich fein. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 30. Sept. 1937, 1 Wx 427/37.) 

[$-] 


Handelsrecht 

23.0, — 8 22 HGB.; 88 1, 6 KO. 

1. Der Konkursverwalter kann bei der Veräußerung eines 
Handelsgeſchäftes des Gemeinſchuldners ohne deſſen Mitwirkung 
dem Erwerber die Fortführung der Firma mindeſtens dann ge⸗ 
ſtatten, wenn ſie den bürgerlichen Namen des Gemeinſchuldners 
nicht enthält. Die abweichende Anſicht in RIA. 9, 46 wird auf⸗ 
gegeben. 

2. Iſt Gemeinſchuldnerin eine Handelsgeſellſchaft, ſo bildet 
auch die für den Konkursverwalter beſtehende Notwendigkeit der 
eigenen unveränderten Weiterführung der Geſellſchaftsfirma kein 
Hindernis für die Geſtattung. Dem Erwerber ſteht bei der un⸗ 
veränderten Weiterführung der Firma die Vorſchrift des 8 30 
Abſ. 1 HGB. nicht entgegen. f) 

Die aus den Geſellſchaftern Ignaz L. und Georg Sch. be⸗ 
ſtehende OHG. St. & Co. befindet ſich ſeit dem 12. Febr. 1937 
im Konkurſe. Der Konkursverwalter führte das von ihr betrie⸗ 
bene Geſchäft zunächſt fort und veräußerte es dann an den Fabri⸗ 
lonten B. Dabei bewilligte er dem neuen Geſchäftsinhaber die 
Fortführung der bisherigen Firma, während die beiden nach Ver⸗ 
übung von Konkurs- und Deviſenverbrechen in das Ausland ge 
flüchteten Geſellſchafter die Erteilung ihrer Einwilligung ablehn⸗ 
ten. Der Konkursverwalter und der Erwerber meldeten nun den 
Übergang des Geſchäftes und der unverändert bleibenden Firma 
zum Handelsregiſter an. Der Rechtspfleger und der Richter des 
Regiſtergerichts lehnten die Eintragung ab mit der Begründung, 
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daß die Einwilligung in die Fortführung einer Firma nur von 
dem bisherigen Geſchäftsinhaber, dagegen nicht von dem Konkurs⸗ 
verwalter erteilt werden konne. Dem trat das LG. auf eine Be⸗ 
ſchwerde des Geſchäftserwerbers ein. Die hiergegen eingelegte wei⸗ 
tere Beſchw. hat Erfolg. 

Wer ein beſtehendes Handelsgeſchäft unter Lebenden erwirbt, 
darf für das Geſchäft die bisherige Firma (mit oder ohne Bei⸗ 
fügung eines das Nachfolgeverhältnis andeutenden Zuſatzes) fort 
führen, wenn der bisherige Geſchäftsinhaber (oder deſſen Erben) 
in die Fortführung der Firma ausdrücklich einwilligen. Das LG. 
iſt nun der Meinung, daß dieſes Einwilligungsrecht auch mäh- 
rend eines Konkurſes über das Geſchäftsvermögen nur von dem 
Inhaber ſelbſt ausgeübt werden könne und nicht an ſeiner Stelle 
von dem Konkursverwalter. Die Firma einſchließlich der ſog, ab⸗ 
geleiteten des 8 22 HGB. ſei der Name, unter welchem der Kauf⸗ 
mann ſeine Geſchäfte betreibe; ein Namensrecht unterliege aber 
nicht der Zwangsvollſtreckung und gehöre deshalb auch nicht zur 
Konkursmaſſe. Damit befindet das LG. ſich in Übereinſtimmung 
mit einer in der Rſpr. und im Schrifttum, abgeſehen von einigen 
Ausnahmen, überwiegend vertretenen Rechtsauffaſſung, die bisher 
auch vom KG. geteilt wurde. Es haben ſich in dieſem Sinne vor 
allem ausgeſprochen das RG.: RG. 9, 106 = ZW. 1894, 3177; 
RG. 58, 169; 74, 350 = JW. 1911, 121; Warn. 1931, 150; 
das KG. Rey A. 9, 46; das OLG. Dresden: Seuff Arch. 59, 107; 
das BayObs G.: IFG. 9, 116; ferner die Kommentare zum HGB. 
von Lehmann⸗Ring 817 Nr. 1, 5 22 Nr. 7; Neufeld 
Schwarz 822 Anm. 14; Ritter 822 Anm. 2 und zur KO. 
von Jäger 81 Anm. 7; Mentzel 81 Anm. 46, 47. Eine ab⸗ 
weichende Anſicht wird vertreten von Baumbach, „HGB.“, 
1936 § 22 Anm. III CO u. a. Auch der Senat vermag ſich bei noch- 
maliger Prüfung der Rechtsfrage der erſteren Meinung nicht mehr 
anzuſchließen. 

Eine der herrſchenden Anſicht entſprechende Regelung wäre 
ſehr unbefriedigend, wie gerade der vorl. Fall mit beſonderer Ein⸗ 
dringlichkeit zeigt. Das Firmenrecht, das häufig einen erheblichen 
wirtſchaftlichen Wert darſtellt, konnte von dem Konkursverwalter 
nicht zugunſten der Gläubiger nutzbar gemacht werden, müßte 
vielmehr dem Gemeinſchuldner vorbehalten bleiben, ſelbſt wenn es 
dieſem in Verbindung mit dem Handelsgejchäft, deſſen Bewertung 
durch den Ruf der Firma erheblich beeinflußt werden kann, ſei— 
nerzeit als Kreditunterlage gedient hat. Andererſeits iſt ein ſchutz⸗ 
würdiges Iutereſſe des Gemeinſchuldners an der Erhaltung der 
Firma für ihn oder auch nur an der Nichtfortführung durch einen 
Dritten nicht anzuerkennen. Er iſt, auch wenn der Konkursverwal⸗ 
ter das Geſchäft mit der Firma veräußert hat, nicht gehindert, ein 
neues Geſchäft zu beginnen; hierbei iſt ihm unbedenklich zuzumu⸗ 
ten, eine neue Firma anzunehmen, und zwar ſelbſt dann, wenn 
die frühere mit ſeinem bürgerlichen Namen übereinſtimmte. Er 
muß nur in dens letzteren Falle, wenn er das Geſchäft an demſelben 
Orte wieder beginnt, gemäß § 30 HGB. die neue Firma mit Hilfe 

eines unterſcheidenden Zuſatzes bilden. Auch ſonſt beſteht, was noch 
näher erörtert werden ſoll, kein Anlaß, das Firmenrecht als ein 
ohne den Willen des Gemeinſchuldners nicht anzutaſtendes Per⸗ 
ſönlichkeitsrecht zu achten. Es wäre vollends unerträglich, wenn 
ein von dem Gemeinſchuldner ſelbſt erſt auf dem Wege des 822 
HGB. erworbenes Firmenrecht nicht zur Befriedigung der geſchä⸗ 
digten Gläubiger ſollte verwertet werden dürfen, damit den — wie 
hier — nach Verübung von Konkursverbrechen flüchtig gewordenen 
Gemeinſchuldnern die Möglichkeit erhalten bleibe, durch Verwer⸗ 
tung der bisherigen Firma für ein neues, im Auslande eingerich⸗ 
tetes Geſchäft dem Erwerber des bisherigen, der eine andere Firma 
annehmen müßte, im Wettbewerb einen Vorſprung abzugewinnen. 
Indeſſen nötigen die geſetzlichen Vorſchriften auch nicht zu ſolchen 
mehr oder weniger unerwünſchten Ergebniſſen. 

Mit der Eröffnung des Konkursverfahrens verliert der Ge— 
meinſchuldner nach §6 KO. die Befugnis, ſein zur Konkursmaſſe 
gehöriges Vermögen zu verwalten und darüber zu verfügen. Das 
Verwaltungs⸗ und Verfügungsrecht wird durch den Konkursver⸗ 
walter ausgeübt. Die Konkursmaſſe beſteht nach §1 KO. aus 
dem „geſamten, einer Zwangsvollſtreckung unterliegenden Ver⸗ 
mögen des Gemeinſchuldners, welches ihm zur Zeit der Eröff⸗ 
nung des Verfahrens gehört“. Nun iſt allerdings das Firmen⸗ 
recht kein der Zwangsvollſtreckung unterliegendes Vermögensrecht 
j. S. des 8857 ABO, aber nur deshalb nicht, weil es nach der 
geſetzlichen Regelung überhaupt kein ſelbſtändig verwertbares Recht 
iſt. Wie eine Firma nicht ohne das Handelsgeſchäft, für welches 
fie geführt wird, veräußert werden kann (823 HGB.), fo kanu fie 
auch für ſich allein nicht gepfändet werden. Damit iſt jedoch die 
Frage ihrer Zugehörigkeit zu der Konkursmaſſe noch nicht entſchie⸗ 
den. Zu ihrer Bejahung würde es ſchon genügen, wenn das Recht 
auf die Führung der Firma auch nur im Susan wenge mit 
dem Handelsgeſchäft gepfändet werden könnte. Das iſt nun wie⸗ 
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derum nicht möglich, weil das Handelsgeſchäft ſelbſt in ſeiner Ge⸗ 
ſamtheit nicht Gegenſtand der Einzelzwangsvollſtreckung ſein kann 
(jo RG. 95, 235). Aber auch dieſe Erwägung iſt noch nicht ent⸗ 
ſcheidend. Denn wenn ein Handelsgeſchäft auch nicht gepfändet 
werden kann, fällt es doch, wie allgemein anerkannt wird, in vol⸗ 
lem Umfange in die Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis des 
Konkursverwalters (88 129, 132 KO.). Insbeſondere beſteht kein 
Zweifel, daß es von ihm auf einen Dritten übertragen werden 
kann. Vermag aber die Unpfändbarkeit des Handelsgeſchäftes als 
ſolchen deſſen Veräußerung durch den Konkursverwalter nicht zu 
hindern, ſo können die bisher erörterten Gründe für die Unpfänd⸗ 
barkeit des Firmenrechtes auch deſſen Zugehörigkeit zur Konkurs⸗ 
maſſe nicht ausſchließen. 

Die Unpfändbarkeit des Firmenrechtes wird weiter daraus 
gefolgert, daß die Firma nach § 17 Abſ. 1 HGB. der Namen des 
Kaufmanns ſei, den er im Handelsverkehr führe, und daß ein 
Namensrecht als unveräußerliches Perſönlichkeitsrecht nicht der 
Zwangsvollſtreckung unterworfen ſein könne. In Wahrheit unter⸗ 
ſcheidet ſich aber das Firmenrecht gerade in der hier fraglichen Be⸗ 
ziehung ganz weſentlich von dem allgemeinen Namensrecht. Die 
Firma bezeichnet den Kaufmann nur in ſeiner Eigenſchaft als In⸗ 
haber eines Handelsgeſchäftes, alſo in rein wirtſchaftlicher Bezie⸗ 
hung. Sie ſtellt einen notwendigen Beſtandteil des Geſchäftes dar 
und darf deshalb von dieſem bei der Beurteilung ihres Weſens 
nicht getrennt werden. Sie wird demgemaß tatſächlich im Verkehr 
als ein Vermögenswert, als ein Aktivum des Geſchäftes, betrachtet 
und kann u. U. als ſolches ſogar in eine Bilanz eingeſtellt werden 
(RG.: JW. 1901, 653 12; vgl. jetzt auch 8 133 Nr. 5 S. 2 AktG). 
Für das Gebiet des Stempelrechtes iſt ihre Eigenſchaft als ein 
Vermögensgegenſtand vom RG. ausdrücklich anerkannt worden 
(RGS. 74, 378 = JW. 1911, 121), ohne daß ein Grund beſtände, 
dieſe Art der Beurteilung in der geſchehenen Weiſe zu beſchrän⸗ 
ken. Auch der Geſetzgeber trägt dem Umſtande, daß das Firmen⸗ 
recht mindeſtens vorwiegend als ein wirtſchaftlicher Wert an⸗ 
geſehen wird, weitgehend Rechnung. Er geſtattet, was bei einem 
reinen Perſönlichkeitsrecht nicht angebracht wäre, im 8 22 HGB., 
daß der Kaufmann bei der Veräußerung ſeines Geſchäftes dem Er⸗ 
werber die Fortführung ſeines Handelsnamens überläßt, was ſelbſt⸗ 
verſtändlich gegen ein entſprechendes Entgelt zu geſchehen pflegt. 
Daß hierbei nicht das Firmenrecht nach Art eines ſonſtigen Ver⸗ 
mögensgegenſtandes veräußert, ſondern die Befugnis des Erwer⸗ 
bers zur Fortführung der Firma durch eine „Einwilligung“ des 
bisherigen Geſchäftsinhabers begründet wird, betrifft nur die juri⸗ 
ſtiſche Konſtruktion und ändert nichts daran, daß wirtſchaftlich be⸗ 
trachtet das Recht zur Führung der Firma, ebenſo wie die ſonſti⸗ 
gen immateriellen Beſtandteile des Handelsgeſchäftes, die Beziehun⸗ 
gen zu den Kunden und zu den Lieferanten, die Geſchäftsgeheim⸗ 
niſſe u. dgl., gegen Entgelt veräußert, alſo wie ein Vermögens⸗ 
gegenſtand behandelt wird. Der Kaufmann ſelbſt iſt hiernach in 
der Lage, ſein Firmenrecht zuſammen mit ſeinem Handelsgeſchäft 
in rein wirtſchaftlicher Weiſe zur Erzielung eines u. U. recht an⸗ 
ſehnlichen Entgeltes zu verwerten, und der Erwerber kann das 
Recht in gleicher Weiſe weitergeben. Damit iſt das Firmenrecht, 
zumal in der Hand des letzteren, wenn auch nur als unſelbſtän⸗ 
diger Beſtandteil des Handelsgeſchäftes, zu einem Gegenſtande des 
Wirtſchaftsverkehrs geworden. Es fehlt nun jeder Grund, die dem 
Kaufmann ſelbſt mögliche Erzielung eines Entgelts für den Wirt⸗ 
ſchaftswert der Firma in gleicher Weiſe nicht auch dem Konkurs⸗ 
verwalter zu geſtatten. In ſeinem Perſönlichkeitsrechte wird der 
Gemeinſchuldner nur dadurch nicht beeinträchtigt, zum mindeſten 
dann nicht, wenn er ſelbſt das Firmenrecht erſt von einem an⸗ 
deren erworben hat. Auch ſein weiteres Fortkommen wird, wie 
ſchon ausgeführt worden iſt, nicht unbillig erſchwert. Er verliert 
mit ſeinem ſonſtigen zur Befriedigung ſeiner Gläubiger zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellenden Vermögen lediglich die ebenfalls rein wirt⸗ 
ſchaftlich zu wertende Möglichkeit, die bisherige Firma auf ein 
neues Geſchäft zu übernehmen, eine Möglichkeit, die im Falle der 
abgeleiteten Firma nach der Veräußerung des bisherigen Geſchäf⸗ 
tes an einen Dritten mit Bezug auf ein völlig neues Geſchäft 
regelmäßig ohnehin nicht gegeben fein dürfte (vgl. RG.: JW. 
1911, 105; KG.: Recht 1905 Nr. 225; Ritter, „HGB.“ § 22 
Anm. 12). Der Senat hat in einem neueren Beſchluſſe: IFG. 15, 
295 JW. 1937, 2207) einem gemäß SS 292, 290 StPO. be⸗ 
ſtellten Güterpfleger bereits die Befugnis zugeſprochen, ein Han⸗ 
delsgeſchäft mit dem Rechte der Fortführung der Firma auch ohne 
Zuſtimmung des Geſchäftsinhabers zu veräußern, wenn es ſich 
um eine abgeleitete Firma handelt. Dabei ift allerdings auf ge⸗ 
wiſſe Unterſchiede zwiſchen der Rechtsſtellung des Güterpflegers 
und derjenigen des Konkursverwalters hingewieſen worden. Die 
KO. ergreife nach §1 nur das einer Zwangsvollſtreckung unter⸗ 
liegende Vermögen, während § 290 StPO. von Vermögen ſchlecht⸗ 
hin ſpreche; ferner ſolle der Konkurs im weſentlichen Rechts 
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beziehungen zwiſchen Privatperſonen abwickeln, während die Be⸗ 
ſchlagnahme des § 290 StPO. den Schutz der Allgemeinheit be⸗ 
zwecke. Dieſe Unterſchiede ſind aber nicht ſo weſentlich, daß ſich 
eine abweichende Beurteilung der hier zu entſcheidenden Frage hin⸗ 
ſichtlich des Konkursverwalters rechtfertigen ließe. Daß zu dem 
der Verwaltungs⸗ und Verfügungsbefugnis des Konkursverwalters 
unterliegenden Vermögen das Handelsgeſchäft des Gemeinſchuld⸗ 
ners ſamt dem dazugehörigen Firmenrecht gerechnet werden kann, 
iſt bereits dargelegt worden. Ebenſo verliert der zweite Unterſchied 
an Bedeutung, wenn man erwägt, daß eine möglichſt weitgehende 
Befriedigung der Gläubiger auch im allgemeinen Intereſſe liegt 
und daß demgegenüber das Intereſſe des Gemeinſchuldners daran, 
den Konkursverwalter an der Verwertung des Firmenrechtes hin⸗ 
dern zu können, keinen Schutz verdient (vgl. Leuz in der Aumer⸗ 
kung zu dem vorbezeichneten Beſchluſſe in DJ. 1937, 1043). Die 
Gründe, welche dazu geführt haben, die Befugnis des Güterpfle⸗ 
gers zur Verfügung über das Handelsgeſchäft mit Firma anzu⸗ 
erkennen, gelten daher auch hinſichtlich des Konkursverwalters. Vor 
allem ſei darauf hingewieſen, daß dieſer, wie das Bay Obe G.: 
JFG. 9, 116 zutreffend ausführt, während des Konkursverfahrens 
befugt ſein muß, für das von ihm 9 Handelsgeſchäft des 
Gemeinſchuldners (8129 Abſ. 2, 132 KO.) die bisherige Firma 
zu verwenden (ebenſo Mentzel, „KO.“ §1 Anm. 47). Erkennt 
man aber eine Befugnis des Konkursverwalters hinſichtlich der 
Firma inſoweit an, ſo iſt es nur folgerichtig, ihm auch die Befugnis 
zu geben, einem Erwerber des Handelsgeſchäfts die Fortführung der 
Firma zu geſtatten. Daß das Handelsgeſchäft mitſamt der Firma 
zu der im 8 1 Abſ. 1 KO. umſchriebenen Konkurs maſſe gehört, 
iſt ſchon Vorausſetzung für die erſtere Annahme ($ 6 Abſ. 2 KO.); 
denn auf andere Weiſe iſt es nicht zu begründen, daß das Firmen⸗ 
recht auch nur für die Dauer des Konkurſes dem Gemeinſchuldner 
entzogen iſt und von dem Konkursverwalter ausgeübt wird. 
Eine beſondere Schwierigkeit für die Überlafjung der Firma 
an den Geſchäftserwerber ergibt ſich in einem Falle der vorl. Art 
— ganz unabhängig von den bisher erörterten Bedenken — noch 
daraus, daß die Gemeinſchuldnerin eine Handelsgeſellſchaft fit. Eine 
ſolche führt die Firma nicht nur wie ein Einzelkaufmann für ein 
beſtimmtes Handelsgeſchäft, ſondern nach Art des bürgerlichen 
Namens einer natürlichen Perſon für den ganzen Kreis ihrer recht 
lichen Betätigung. Das wird bei der Op G., deren alleiniger Zweck 
auf den Betrieb ihres Handelsgewerbes gerichtet iſt (5 105 HGB.), 
vor allem nach ihrer Auflöſung von Bedeutung, inſofern ſie nun⸗ 
mehr ohne den Betrieb ihres Handelsgeſchäftes, ja ſogar nach deſ⸗ 
ſen Veräußerung fortbeſtehen kann. Dazu bedarf ſie aber einer 
Firma, durch die ſie erſt befähigt wird, im Rechtsverkehr auf⸗ 
zutreten. Ohne eine Firma iſt die Handelsgeſellſchaft auch inr Zu 
ſtande der Auflöſung, ſei es während einer Liquidation oder ſei 
es während eines Konkursverfahrens, nicht handlungsfähig. Hier⸗ 
aus folgt, daß eine Handelsgeſellſchaft bei der Veräußerung ihres 
Geſchäftes dem Erwerber die Fortführung der Firma nicht zubil⸗ 
ligen dürfte, wenn ſie damit ſelbſt die Firma ohne einen, gleichzei⸗ 
tigen Erſatz verlöre. Regelmäßig wird dieſe Schwierigkeit dadurch 
behoben, daß die Geſellſchaft an Stelle der Firma, die ſie unter 
Verzicht auf deren eigene Weiterführung dem Geſchäftserwerber 
überträgt, eine neue annimmt, was keinem rechtlichen Bedenken 
unterliegt. Die Annahme einer neuen Firma ſtellt ſich aber bei 
einer Handelsgeſellſchaft als eine Anderung des Geſellſchaftsvertra⸗ 
ges dar. Sie iſt deshalb grundſätzlich Sache der Geſellſchafter (KG.: 
356. 7, 203). Dagegen hat der Konkursverwalter nicht das Recht, 
den Geſellſchaftsvertrag der im Konkurſe befindlichen Geſellſchaft 
zu ändern. Er kann daher die bisherige, in dem Geſellſchaftsver⸗ 
trage vorgeſehene Firma nicht durch eine andere erſetzen. Damit 
wird indes die Möglichkeit, daß er dem Geſchäftserwerber die Fort⸗ 
führung der Firma geſtattet, nicht ausgeſchloſſen, er kann nur nicht 
darauf verzichten, die Firma auch für die Konkursgeſellſchaft wäh. 
rend der Dauer des Konkurſes weiterzuführen. Es iſt allerdings 
zweifelhaft, ob es im allgemeinen zuläſſig iſt, auf ſolche Weiſe die 
Firma zu verdoppeln. Im Falle des Einzelkaufmanns verbietet ſich 
dies bei einer abgeleiteten Firma regelmäßig ſchon deshalb, weil 
ein ſolcher die Firma lediglich für ſein Handelsgeſchäft zu führen 
pflegt und weil er ſie dann nach deſſen Veräußerung nicht in irgend⸗ 
welchen anderen Beziehungen führen darf. Inſofern liegt die Sache 
aber bei einer Handelsgeſellſchaft, für welche jede Firma, auch eine 
abgeleitete, der allgemeine Name iſt, weſentlich anders. Es möchte 
ſich daher die Meinung vertreten laſſen, daß die Handelsgeſellſchaft 
nach Art eines Einzelkaufmanns, der eine mit ſeinem bürgerlichen 
Namen übereinſtimmende Firma einem anderen zur Fortführung 
überläßt, im Einvernehmen mit dem Erwerber grundſätzlich auch 
ſelbſt weiterhin unter der für ſie zugleich den allgemeinen Namen 
darſtellenden Firma auftreten dürfe. Mindeſtens muß das dann zu⸗ 
läſſig ſein, wenn die Geſellſchaft die Firma nicht für ein neues 
Handelsgeſchäft, ſondern nur noch auf die Dauer des Konkurſes 


in ihren ſonſtigen Rechtsbeziehungen führen ſoll; denn inſoweit 
würde ſie die Firma auch bei Aufgabe des Handelsgeſchäftes be⸗ 
halten. 

8 Der Konkursverwalter wird hiernach durch die Notwendig⸗ 
keit, die Firma der Konkursgeſellſchaft unverändert beizubehalten, 
nicht gehindert, gleichwohl dem Geſchäftserwerber die Führung der⸗ 
felden Firma zu geſtatten. Die Entſch. RG. 107, 31 = JW. 
1923, 830; JFG. 7, 198 und KGJ. 39, A104 behandeln nur 
den Regelfall, daß die veräußernde Geſellſchaft ſelbſt, die jeder⸗ 
zeit in der Lage iſt, eine neue Firma anzunehmen, auf die Weiter⸗ 
ſührung der bisherigen Firma verzichtet, und gehen davon aus, daß 
die Geſellſchaft dann die Firma durch die Veräußerung verliere. 
Dem ließe ſich ſchon entgegenhalten, daß eine Handelsgeſellſchaft 
ihre Firma als einen begrifflich notwendigen Beſtandteil ihrer ſelbſt 
überhaupt nicht erſatzlos aufgeben könne und daß durch einen Ver⸗ 
zicht nicht der Verluſt des abſoluten Firmenrechtes herbeigeführt, 
ſondern nur eine ſchuldrechtliche EN zur Unterlaffung 
der Firmenführung gegenüber dem Geſchäftserwerber begründet 
werde. Jedenfalls kann der Konkursverwalter nicht für befugt er- 
achtet werden, der Konkursgeſellſchaft die Firma zu entziehen, ſo⸗ 
lange er ſelbſt bei der Durchführung des Konkurſes ihrer noch 
bedarf. Unbeſchadet deſſen, kann er jedoch dem Geſchäftserwerber 
geſtatten, die Firma für das erworbene Geſchäft auch ſeiner⸗ 
ſeits zu führen, wenn der Erwerber ſich damit begnügen will. 

Nun muß freilich nach 8 30 HGB. jede neue Firma ſich von 
allen an dem Ort ſchon beſtehenden und in das Handelsregiſter ein⸗ 
getragenen Firmen deutlich unterſcheiden. Die Vorſchrift würde 
hier eingreifen, wenn die Firma, deren Fortführung dem Geſchäfts 
erwerber geſtattet worden tft, gegenüber der von der Konkurs- 
geſellſchaft weiter zu führenden Firma als eine „neue“ anzuſehen 
wäre. Der Erwerber dürfte dann die Firma bis zum Erlöſchen 
der Firma der Konkursgeſellſchaft (RG. 29, 61) nur mit einem 
unterſcheidenden Zuſatze fortführen, der nach § 22 HGB. nur der 
Nachfolgezuſatz ſein könnte. 8 30 Abſ. 1 HGB. iſt aber auf das 
Verhältnis der Firma der Konkursgeſellſchaft zu der von dem Ge- 
ſchäftserwerber fortzuführenden Firma nicht anzuwenden. Der 
zweck der Vorſchrift iſt die Vermeidung von Verwechſlungen. Solche 
find indes davon, daß für eine im Konkurſe befindliche Handels- 
geſellſchaft, die kein Handelsgewerbe mehr betreibt, von dem Kon 
kursverwalter dieſelbe Firma, wie für ihr bisheriges Handels 
geſchäft von deſſen Erwerber geführt wird, praktiſch nicht zu erwar 
ten. Eine ausreichende Möglichkeit der Unterſcheidung ergibt ſich 
hier ſchon daraus, daß für die Konkursgeſellſchaft in dem beſchränk 
ten Rahmen der Abwicklung ihrer nach der Veräußerung des Ge⸗ 
ſchäfts noch beſtehen gebliebenen Rechtsbeziehungen der Konkurs 
verwalter als ſolcher zeichnet und daß er ſowohl wie der Erwerber 
des Geſchäftes im eigenen Intereſſe alles tun werden, die Ver⸗ 
ſchiedenheit zwiſchen der im Konkurſe befindlichen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft und dem Erwerber ihres bisherigen Geſchäftes hervorzuheben. 
Unter dieſen Umſtänden würde es nicht im Sinne des Geſetzes lie⸗ 
gen, wenn man die nunmehr allerdings doppelt vorhandene Firma 
in der einen Beziehung als eine „neue“ nicht zulaffen wollte. Eine 
andere Beurteilung wird ſich erſt dann rechtfertigen, wenn etwa 

die Geſellſchafter ſelbſt nach Beendigung des Konkurſes die Firma 
bei dem Betriebe eines neuen Handelsgeſchäftes fortführen wollten. 


(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 9. Sept. 1937, 1 WX 388/37.) [H.) 


Anmerkung: Zum Leitſatz 1 iſt die Begründung aus dem 
wirtſchaftlichen Sinn und Zweck des § 22 HGB. abgeleitet. Die 
Entſch. entſpricht mithin praktiſchem Bedürfnis und nationalſozia⸗ 
liſtiſcher Rechtsanſchauung, Ein Perſönlichkeitsrecht an einer 
„Firma“ die den bürgerlichen Namen eines Geſellſchafters nicht 
enthält, kann es nicht geben; die gegenteilige frühere Rechtsanſicht 
beruht auf formaljuriſtiſcher Auslegung des § 22 HGB. 

Dagegen vermag zum Leitſatz 2 die Entſch. nicht zu überzeu⸗ 
gen. Die allgemeinen Erwägungen, die das KG. am Schluß der 
Entſch. noch heranzieht, beſeitigen das Gefühl der Unſicherheit des 
Leſers nicht. Es können durch Zulaſſung der „Doppelführung“ 
einer Firma Poſtzuſtellungsſchwierigkeiten entſtehen, die durch 
gegenſeitige Rückſichtnahme des Konkursverwalters und des Er⸗ 
werbers kaum zu verhüten ſind. Der Verſuch der Rechtfertigung 
aus $ 30 HGB. befremdet. Der Satz, die Vorſchrift (des § 30 HGB.) 
würde hier Mice wenn die Firma .. gegenüber der von der 
Konkursgeſellſchaft weiter zu führenden Firma als eine neue an⸗ 
uſehen wäre“ widerſpricht ſich mit dem ſpäteren Satz „Unter die⸗ 
15 Umſtänden würde es nicht im Sinne des Geſetzes liegen, wenn 
man die ... Firma in der einen Beziehung als eine neue nicht 
zulaſſen wollte.“ Anſcheinend will das KG. ſagen: in der Beziehung 
als Abwicklungs geſellſchaft iſt die Firma „alt“, in der Be⸗ 
ziehung als Erwerbs geſellſchaft iſt ſie „neu“. Das kann man 
aber im 8 30 HGB. beim beſten Willen weder heraus- noch hinein- 
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leſen. Es iſt auch nicht verſtändlich, weshalb die Konſtruktion auf 
den Fall der Perſonengeſellſchaft beſchränkt bleiben ſollte. 

Regiſtertechniſch iſt die Doppelführung der Firma nicht durch⸗ 
führbar. Die Ss 41, 42, 46 HRV. (DI. 1937 Nr. 33) betreffen 
andere Fälle. Da die Eintragung des Erwerbers auf dem bisheri⸗ 
gen Regiſterblatt der Konkursgeſellſchaft, die ihre. Firma beibehal⸗ 
ten ſoll, durch den Konkursvermerk gehindert wird und auch die 
bisberigen Geſellſchafter nicht gelöſcht werden konnen, mußte für 
den Erwerber ein neues Regiſterblatt angelegt werden: 
damit wird aber für den Regiſterrichter die Frage der Unter⸗ 
ſcheidbarkeit beider Firmen nach 830 H GüB. akut. 
Die Sachlage iſt die gleiche wie im Fall einer Sitzverlegung, wenn 
die verlegte „alte“ Firma am neuen Sitz nicht mehr „frei“ iſt: 
„neue Firma“ i. S. des 8 30 H GB. bedeutet „neu ein⸗ 
zutragende Firma“. Der Gerſchäftserwerber, der auf einem 
andern Regiſterblatt eingetragen werden ſoll, muß alſo — in Durch⸗ 
brechung des Grundſatzes unveränderter Firmenfortführung des 
5 22 HB. — einen deutlichen Unterſcheidungszuſatz (nicht bloß. 
Nachfolgezuſatz, wie das KG. annimmt) der erworbenen Konkurs- 
firma beifügen. Das verlangt die in § 30 HG. verenkerte Ver⸗ 
kehrsſicherhelt. 

Das KH. befindet ſich offenbar in einem Dilemma: während 
es für den Regelfall der Liquidation trotz Veräußerung des Ge⸗ 
ſchäf ts mit Firmenrecht die Annahme einer neuen Firma für das 
Reſtvermögen der Perſonengeſellſchaft zuläßt, kann es die 
gleiche Folgerung nicht ziehen für die Konkursgeſellſchaft, weil der 
Konkursverwalter den Geſellſchafts vertrag — wenigſtens nicht 
ohne Zuſtimmung der (hier renitenten) Geſellſchafter — nicht zu 
ändern befugt ſei. Allein, ein Gegenſatz beſteht nicht, wenn man zu⸗ 
gibt, daß für eine hloße Vermög ens verwaltung nach 88 105, 
161 Abi. 2, 13 HGB. eine handelsrechtliche „Firma“ nicht ange⸗ 
nommen werden kann (jetzt unſtreitig: R.: JW. 1937, 1982 2). 
Für OHG. und Kommscgeſ., die ſich aber im A bw icklungs ſta⸗ 
dium befinden (88 131, 161 Abſ. 2 HGB.), iſt dieſe Frage bisher 
wenig erörtert und daher noch ungeklärt. Die Frage ſteht und fällt 
m. E. mit der Entſch., wie lange die „Liquidation“ dauert. Grund⸗ 
ſätzlich dauert fie bis zur völligen Abwicklung der Vermögensgemein⸗ 
ſchaft. Nach 88 145, 158 HORB. kann aber „ſtatt der Liquidation“ 
von den Geſellſchaftern auch „eine andere Art der Ausein⸗ 
anderſetzung vereinbart“ werden, insbeſ. die Veräußerung des 
Geſchäfts als Ganzes an einen Dritten oder an einen Geſellſchafter, 
die Umwandlung in eine Kapitalgeſellſchaft oder Naturalteilung: 
in dieſem Fall endet die „Liquidation“ die ſich bisher auf die Ein- 
ziehung von Forderungen oder Schuldentilgung beſchränkt haben 
fann (vgl. § 25 HGB.), mit dem Augenblick der „anderweiten Ver⸗ 
einbarung“ (8 158 H B.: „ſtatt“). Iſt aber die Liquidation beendet, 
weil ſie durch anderweite Vereinbarung abgelöſt iſt, ſo liegt intern 
keine handelsrechtliche Liquidations geſellſchaft vor: 
die Geſellſchaſt hat kein Handelsgewerbe mehr, verwandelt ſich alſo 
ipso jure und auch gegen den Willen der Beteiligten ſohne Ver⸗ 
trag!) in eine Geſellſchaft bürgerlichen Rechts, die 
keine „Firma“ hat (88 105 Abſ. 2, 161 Abſ. 2 HGB.) und folg 
lich auch eine neue Firma an Stelle der etwa mitveräußerten 
Firma nicht annehmen kann (gl. Schultze⸗Görlitz, „Dot: 
RO,” 1909, 650, Anm. Ce). Wie ſich die Geſellſchafter intern über 
etwaiges Reſtvermögen auseinanderſetzen, richtet ſich nach ihrer 
Vereinbarung, evtl. nach SS 731 ff. BGB. i. Verb. m. 88 105 Abi. 2, 
161 Abſ 2 HGB. Jedenfalls bedürfen fie hierzu keiner „Firma“, 
insbe. keiner neuen Firma (für den Grundbuchverkehr: vgl. KG.: 
JW. 1935, 1792 40), und können dieſe im Handelsregiſter unbe⸗ 
deuklich löſchen laſſen. Nicht entgegenſteht §S 158 HOB., weil er 
lediglich nach außen hin („in Verhältniſſe zu Dritten“) bei 
Vorbandenſein ungeteilten Reſtvermögens die Liquidationsvorſchrif⸗ 
ten (insbeſ. 88 149-151 HGB.) nur „entſprechend“ für an⸗ 
wendbar erklärt, ſo daß die Gläubiger in das ungeteilte Sonder⸗ 
vermögen kraft Geſetzes vollſtrecken können (vgl. Teichmann⸗ 
Koehler in Koenige, „HGB.“ 8145 Anm., 4. Aufl., S. II 
124). Auch dazu bedarf es alſo nicht der Fortdauer der Eintragung 
der Firma oder der Annahme einer neuen Firma nach 88 17 Abſ. 1, 
105, 161 Abſ. 2 560. (Reg.: JW. 1937, 1984 anſcheinend ebenſo: 
„vor Beendigung der Liquidation... nicht gelöſcht“). 

Daraus würde ſich für unſere Konkursgeſellſchaft die Folge⸗ 
rung ergeben: auch der Konkursverwalter verliert durch Veräuße⸗ 
rung des Handelsgeſchäfts mit oder ohne Firmenrecht jede Mög⸗ 
lichkeit einer Firmenführung; er bedarf ihrer auch nicht, da nach 
Veräußerung des Handelsgeſchöfts lediglich die Valuta zu vertei⸗ 
len iſt und etwaige Reſtvermögensſtücke vom Konkursverwalter als 
ſolchem obne Firma verwertet werden können. 96 KO. fteht nicht 
entgegen, da die „Firma“ kein ſelbſtändig verwertbares Vermögens⸗ 
aktivum iſt, ſondern — wie ein Warenzeichen — nur ein den Wert 
des Geſchäfts ſteigerndes Imponderabile iſt (§ 23 H B.; vgl. Gro⸗ 
ſchuff, Gmbh. S. 40 unter „Sacheinlage“, Nr. 1 und S. 80). 


Wie techniſch in der Folgezeit die Konkursakten zu rubrizieren ſein 
werden, kann hier als belanglos unerörtert bleiben (vgl. hierzu: 
Koenige a. a. O.). Regiſterte chniſch würde jedenfalls auf 
dem bisherigen Regiſterblatt unter Löſchung des Konkursver⸗ 
merks und der bisherigen Geſellſchafter der Geſchäfts⸗ und Firmen⸗ 
erwerber einzutragen ſein. Es bedarf alſo m. E. nicht der etwas 
umſtändlichen Begründung des MS. und des Umwegs uber 8 30 
S B., wenn man zugibt, daß auch die Abwicklungsgeſellſchaft, mit⸗ 
hin auch die Konkursgeſellſchaft (5145 Abſ. 2 HGB.), ihr Firmen⸗ 
recht verliert durch Veräußerung des Geſchäfts. 
OAR. Groſchuff, Berlin. 


* 


24. KG. — 88 53, 72 GmbHG. Die Einführung einer Aus⸗ 
ſchlußfriſt für die Geltendmachung des Anſpruchs der Geſellſchaf⸗ 
ter einer GmbH. auf den Anteil am Liquidationserlöſe iſt durch 
einen ſatzungändernden ma e ohne Zuſtimmung ſämt⸗ 
licher Geſellſchaſter nur zuläfjig, wenn die Friſt entſprechend der 
Sachlage der Rechtsausübung der Geſellſchafter fo viel Spielraum 
läßt, daß praktiſch das Recht des einzelnen Geſellſchafters auf die 
Liquidationsquote nicht beeinträchtigt wird. 

In einer Geſellſchafterverſammlung der GmbH. im März 
1937, in der nur ein Teil des Stammkapitals vertreten war, 
wurde beſchloſſen, dem Geſellſchaftsvertrage folgende Beſtimmung 
hinzuzufügen: 

„Im Falle der Liquidation der Geſellſchaft erliſcht der An⸗ 
ſpruch der einzelnen Geſellſchafter auf Auszahlung der Liquida⸗ 
tionsquote innerhalb eines Jahres ſeit Veroffentlichung des Li⸗ 
quidationsbeſchluſſes in den Geſellſchaftsblaättern, wenn er nicht 
während dieſes Zeitraumes geltend gemacht wird.“ 

Ferner wurde beſchloſſen, die eſellſchaft mit Wirkung vom 
1. April 1937 ab aufzulöſen. In dem Geſellſchaftsvertrage ſind 
beſondere Erforderniſſe für ſeine Anderung nicht enthalten. 

Das Regiſtergericht beanſtandete die Satzungsänderung, weil 
ihr nicht alle Geſellſchafter zugeſtimmt hätten. Beſchw. und wei⸗ 
tere Veſchw. hatten keinen Erfolg. 

Mit Recht gehen die Vorinſtanzen zunachſt davon aus. daß 
der Regiſterrichter gegenüber der Anmeldung der beſchloſſenen 
Satzungsänderung zur Eintragung im Handelsregiſter zu prufen 
hat, ob der Beſchluß der Geſellſchafterverſammlung, abgeſehen 
von feiner ordnungsmäßigen Beurkundung, nach ſeinem Inhalte 
zuläſſig und mit der erforderlichen Mehrheit oder Einſtimmigkeit 
gefaßt iſt, und wenn es an einem ſolchen Erfordernis fehlt, die 
Eintragung abzulehnen oder durch Zwiſchenverfügung auf die 
Beſeitigung des Hinderniſſes hinzuwirken hat (vgl. Scholz, 
„GmbcG.“ 854, IV; KJ. 34, A 196). 

Nach § 53 AHi.1, 2 GmbHG. kann eine Abänderung des 
Geſellſchaftsvertrages durch gerichtlich oder notariell beurkunde⸗ 
ten Beſchluß der Geſellſchafter mit einer Mehrheit von ¼ der ab⸗ 
gegebenen Stimmen erfolgen. Dieſe Vorausſetzungen ſind hier 
erfüllt. Sie genügen indeſſen nicht in allen Fällen, Einmal kann 
nach 8 53 Abſ. 3 eine Vermehrung der den Geſellſchaftern nach 
dem Geſellſchaftsvertrage obliegenden Leiſtungen nur mit Zuſtim⸗ 
mung aller beteiligten Geſellſchafter beſchloſſen werden. Ferner 
folgt aus dem Grundſatze der Gleichberechtigung der Geſellſchaf⸗ 
ter entſprechend ihrer Beteiligung, daß kein Geſellſchafter eine 
Satzungsänderung zu dulden braucht, die ſeine allgemeinen Mit⸗ 
aliedsrechte ſtärker ſchmälert als die der anderen Mitglieder. 
Schließlich gibt es — und das intereſſiert hier vor allem — un⸗ 
entziehbare Rechte der Geſellſchafter, meiſt als Sonderrechte be⸗ 
zeichnet, die ihnen ebenfalls nur mit ihrer Zuſtimmung genont- 
men werden dürfen. Dazu gehört auch der Anſpruch der Geſell⸗ 
ſchafter auf die Liquidationsquote, d. h. auf Verteilung des Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögens unter fie nach Verhältnis ihrer Geſchafts⸗ 
anteile gemäß 872 Gmb. Ob dieſer Beurteilung der § 35 
BGB. zugrunde gelegt wird, wonach Sonderrechte eines Ver⸗ 
einsmitgliedes nicht ohne feine Zuſtimmung durch, Beſchluß der 
Mitgliederverſammlung beeinträchtigt werden dürfen, oder eine 
ſinngemäße Anwendung des § 53 Abſ. 3 Gmb. in Frage kommt 
oder ſchließlich das Ergebnis aus allgemeinen geſellſchaftlichen 
Grundſätzen gewonnen wird, kann dahingeſtellt bleiben; über das 
Ergebnis ſelbſt, daß der Anſpruch auf den Anteil am Liquida⸗ 
tionserloös ein unentziehbares, durch ſatzungandernden Mehrheits⸗ 
beſchluß gemäß § 53 Abſ. 1, 2 nicht zu beſeitigendes Recht des Ge⸗ 
fellſchafters darſtellt, beſteht Einigkeit (vgl. Brodmann, 
„Gmbh. “ 8 53 Anm. 4 f.; Scholz 872 Anm. II, 2; Baum⸗ 
bach § 72 Erl. 1 A). er. 

Im vorl. Falle handelt es ſich indeſſen nicht um eine völlige 
Beſeitigung des Rechts der Geſellſchafter auf Auszahlung ber Li⸗ 
quidationsquote, ſondern nur um ſeine zeitliche Begrenzung durch 
Einführung einer Ausſchlußfriſt für ſeine Geltendmachung. Im 
Schrifttum herrſcht Streit darüber, ob eine ſolche Maßnahme durch 
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einen ſatzungändernden Mehrheitsbeſchluß eingeführt werden 
kann oder der Zuſtimmung ſämtlicher Geſellſchafter bedarf, und 
die Streitfrage beſteht in gleicher Weiſe im Aktienrecht für den 
Anſpruch der Aktionäre auf Verteilung des Reſtvermögens nach 
dem Verhältnis der Aktienbeträge gemäß 8 300 HGB. (8 212 
Akt.). Die Zuläſſigkeit der Feſtſetzung einer Verfallfriſt durch 
ſatzungändernden Mehrheitsbeſchluß vertritt vor allem Brod⸗ 
mann (GmbßGG. 2 § 72 Anm. 4; Aktienrecht § 300 HGB. 
Anm. 3 e) unter Hinweis auf die für das Aktienrecht ergangene 
Entſch. des NG: RG. 7, 32. Dort iſt die Einführung einer 
Ausſchlußfriſt von fünf Jahren für die Geltendmachung des An⸗ 
ſpruchs der Aktionäre auf ihren Anteil am Liquidationserlös im 
Wege der Satzungsänderung für zuläſſig erachtet worden, weil 
es ſich nicht um eine Entziehung dieſes Sonderrechts, ſondern 
nur um eine zeitliche Beſchränkung ſeiner Ausübung zum Zwecke 
einer Förderung der Liquidation, alſo im Intereſſe der Geſell⸗ 
ſchaft, handele und ein Recht der Aktionäre, den Anteil am Liqui⸗ 
dationserlös bis zum Ablauf der Verjährungsfriſt zu beziehen, 
gehe zu den Grundrechten des geſellſchaftlichen Verhältnisses 
gehöre. 

Wenn auch nicht alle Grundſätze, von denen die Aktien 
geſellſchaft beherrſcht wird, ſich ohne weiteres auf die Gmbß. 
übertragen laſſen, weil dieſe den perſönlichen Charakter nicht ſo 
ſehr abgeſtreift hat wie jene (vgl. RZ. 74, 278 = JW. 1911, 
65; ROY. 76, 158 = JW. 1911, 598), wird doch in der Beurtei⸗ 
lung der hier ſtreitigen Frage ein weſentlicher Unterſchied zwi— 
ſchen den beiden Geſellſchaften nicht gemacht werden können. Der 
Anſpruch des Geſellſchafters auf die Liquidationsquote unterliegt 
der ordentlichen Verjährung von 30 Jahren ($ 195 BGB.), deren 
Lauf nicht vor Ablauf des Sperrjahres beginnt (Brodmann, 
„GmbHG. ?“ 872 Anm. 4). Eine Abkürzung der ordentlichen Ver⸗ 
jährungsfriſt, wie fie nach 8 225 BGB. durch Vereinbarung der 
Beteiligten ſtattfinden kann, muß durch eine dahingehende Ande⸗ 
rung des Geſellſchaftsvertrages einer GmbH. für zuläſſig gehalten 
werden (ſo auch Scholz § 72 Aum. I, 2). Das Recht der Ge⸗ 
ſellſchafter auf die Liquidationsquote wird dadurch an ſich nicht 
beeinträchtigt. Die Geſellſchaft erhält nur die Möglichkeit, dem 
Anſpruch des Geſellſchafters die Einrede der Verjährung entgegen 
zuſetzen ($ 222 BGB.), zu einem früheren Zeitpunkt, als es ſonſt 
der Fall wäre. Das unentziehbare Recht der Geſellſchafter auf 
den ihnen zuſtehenden Anteil am Liquidationserlös geht aber nicht 
fo weit — darin ift der erwähnten RGSEntſch. unbedenklich zu: 
zuſtimmen —, daß es auch die Unverjährbarkeit des Anſpruchs 
auf die Dauer von 30 Jahren umfaßt. Das würde eine Über⸗ 
ſpannung des an ſich berechtigten Grundſatzes bedeuten. 

Die Einführung einer Ausſchlußfriſt für die Geltendmachung 
des Anſpruchs auf die Liquidationsquote wirkt in rechtlicher Hin⸗ 
ſicht einſchneidender als die Anſpruchsverjährung. Vor allem 
führt fie zum völligen Rechtsverluſt, wenn die Friſt nicht ein 
gehalten wird, und eine Hemmung oder Unterbrechung der Aus 
ſchlußfriſt tritt im Gegenſatz zur Verjährung grundſätzlich auch 
dann nicht ein, wenn der Berechtigte an der Einhaltung ver⸗ 
hindert iſt. Während ferner durch die Abkürzung der geſetzlichen 
Verjährungsfriſt lediglich eine an ſich ſchon beſtehende zeitliche 
Einſchränkung der Rechtsausübung anderweit geregelt wird, legt 
die Einführung einer Ausſchlußfriſt dem fraglichen Recht eine 
ihm bisher nicht eigene Befriſtung und Bedingtheit bei. Sie kann 
von dieſem Geſichtspunkte aus als eine bedingte Aufhebung des 
Rechts der Geſellſchafter angeſehen werden, bedingt dadurch, daß 
es nicht innerhalb der Friſt geltend gemacht wird. Immerhin 
braucht auch in der nachträglichen Feſtſetzung einer derartigen 
Ausſchlußfriſt nicht notwendig eine Beſeitigung oder auch nur eine 
weſentliche Beeinträchtigung des Sonderrechts der Geſellſchafter 
auf Auszahlung der Liquidationsquote zu liegen, wenn nämlich 
die Friſt ſo bemeſſen ift, daß fie unter Berückſichtigung der Sach⸗ 
lage den berechtigten Belangen der Geſellſchafter ausreichend Rech⸗ 
nung trägt und ihrer Rechtsausübung den erforderlichen Spiel, 
raum läßt. Sind dieſe Vorausſetzungen erfüllt, fo müſſen ſich 
die Geſellſchafter die Einführung der Ausſchlußfriſt, zumal dieſe 
einer beſſeren und ſchnelleren Abwicklung der Liquidation im In 
tereſſe der Geſellſchaft dient, durch ſatzungändernden Mehrheits 
beſchluß gefallen laſſen. Sind dagegen der Beginn und die Dauer 
der Ausſchlußfriſt ſo geregelt, daß der Anſpruch der Geſellſchaf⸗ 
ter auf den Anteil am Liquidationserlöſe dadurch im praktiſchen 
Ergebnis erheblich eingeengt und u. U. in Frage geſtellt wird, 
ſo liegt darin ein Eingriff in ihr Sonderrecht, der wirkſam nur 
mit Zuſtimmung aller Geſellſchafter vorgenommen werden kann. 

Mit dieſen Rechtsgrundſätzen, in denen eine zur Vorlegung 
der Sache an das RG. gemäß § 28 Abſ. 2 FGG. nötigende Ab⸗ 
weichung von der erwähnten Entſch. RG. 7, 32 nicht zu fin⸗ 
den iſt, ſteht es im Einklange, wenn das LG. im vorl. Falle die 
Zuläſſigkeit der beſchloſſenen Satzungsänderung durch Mehrheits⸗ 


beſchluß verneint. Die hier eingeführte Ausſchlußfriſt für die Gel⸗ 
tendmachung des Anſpruchs auf Auszahlung der Liquidationsquote 
iſt auf ein Jahr ſeit der Veröffentlichung des Liquidationsbeſchluſ⸗ 
ſes in den Geſellſchaftsblättern beſtimmt. Mit dieſer Veröffent⸗ 
lichung iſt erſichtlich die den Liquidatoren im 865 Abſ. 2 GmbHG. 
vorgeſchriebene dreimalige Bekanntmachung der Auflöſung ge⸗ 
meint. Die Ausſchlußfriſt würde demgemäß ſpäteſtens mit dem 
Ablaufe des ſog. Sperrjahres (§73 GmbH.) endigen, alſo zu 
einem Zeitpunkt, vor dem die Verteilung des Geſellſchaftsver⸗ 
mögens unter die Geſellſchafter nicht erfolgen darf. Durch die be⸗ 
abſichtigte Regelung wären deshalb die Geſellſchafter zur Ver⸗ 
meidung des Verluſtes ihres Rechtes gezwungen, den Anſpruch 
auf die Liquidationsquote geltend zu machen, bevor er fällig ge- 
worden iſt und der Erlösanteil ihnen ausgeantwortet werden 
darf und bevor die Verjährungsfriſt überhaupt zu laufen begon⸗ 
nen hat. Darin liegt aber eine weſentliche Beeinträchtigung des 
Rechtes der Geſellſchafter, zumal dieſe an zahlreichen Orten im 
ganzen Deutſchen Reiche verſtreut wohnen. Es kommt hinzu, daß 
nach § 54 Abſ. 2 Gmb. eine Satzungsänderung erſt dann recht⸗ 
liche Wirkung erlangt, wenn ſie in das Handelsregiſter eingetra⸗ 
gen wird, im Gegenſatz zu dem Beſchluß über die Auflöſung der 
GmbH., der zu feiner Wirkſamkeit der Eintragung nicht bedarf. 
Wenn etwa — was bisher allerdings nicht erörtert worden iſt — 
die Bekanntmachung der Auflöſung bereits im Anſchluß an den 
Auflöſungsbeſchluß v. 22. März 1937 erfolgt iſt, ſo würde die 
Ausſchlußfriſt im April 1938 ablaufen, obwohl die Satzungsände⸗ 
rung bisher noch nicht in Kraft getreten iſt. Die den Geſellſchaf⸗ 
tern zur Geltendmachung ihres Anſpruches zur Verfügung ſtehende 
Friſt würde dann noch weiter verkürzt ſein. 


(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 16. Sept. 1937, 1 Wx 415/37.) 


* 
25. KG. — 88 9, 12, 14 Umwandl. Zur Umwandlung 


einer Kapitalgeſellſchaft iſt bei Bang eines Minderjährigen 
die Genehmigung des Vormßer. erforderlich. Zur Bilanzfriſt. 5) 

In einer notariellen Verhandlung v. 23. April 1937 haben 
die Geſellſchafter einer Gmb.., zu denen auch ein durch feine 
Mutter vertretener Minderjähriger, der Schüler Hans Wolfgang 
K. gehört, beſchloſſen, die Geſellſchaft in eine neu errichtete Komm⸗ 
Geſ. „W. Ferd. K. Söhne“, au welcher der Minderjährige mit 
einer feinen bisherigen Geſchäftsauteil entſprechenden Komman⸗ 
diteinlage von 1500 %% als Kommanditiſt beteiligt fein ſoll, um⸗ 
zuwandeln, und zwar auf Grund einer zum 31. Dez. 1936 auf- 
geſtellten Bilanz. Das Regiſtergericht beanſtandete die am 26. April 
1937 bei ihm eingegangene Anmeldung der Umwandlung u. a. da⸗ 
hin, daß wegen der Beteiligung des Hans Wolfgang K. die Ge⸗ 
nehmigung des Vormcher. erforderlich ſei, und daß der Umwand⸗ 
lung, da fie nicht mehr innerhalb der Friſt des $3 der 3. Durchf⸗ 
VO. z. Umwand[®. v. 2. Dez. 1936 (RG Bl. I, 1003), d. h. inner⸗ 
halb von 4 Monaten ſeit dem Stichtage der zugrunde gelegten 
Bilanz, eingetragen werden könne, eine neue Bilanz zugrunde 
Gu werden müſſe. Beſch. und weitere Beſchw. hatten keinen 
Erfolg. 

Das LG. folgert die Notwendigkeit der vormundſchaftsgericht⸗ 
lichen Genehmigung zu der angemeldeten Umwandlung der Geſell⸗ 
ſchaft aus § 1643 Abſ. 1 einmal i. Verb. m. 81822 Ziff. 3 und fer⸗ 
ner i. Verb. m. § 1822 Ziff. 10 BB. Dem iſt in der Anwendung 
des § 1822 Ziff. 3 beizutreten. Danach bedarf der Vormund (und 
ebenſo der Inhaber der elterlichen Gewalt) der Genehmigung des 
VormGer. „zu einem Geſellſchaftsvertrage, der zum Betriebe eines 
Erwerbsgeſchäftes eingegangen wird“. Dazu gehört auch die Grün⸗ 
dung einer Kommcgeſ., und zwar für den Kommanditiſten ebenfo 
wie für den perſönlich haftenden Geſellſchafter (RZ. 51, 35; 
KON. 23, A 19; 37, A145). Die gegenteilige Auſicht des RG R⸗ 
Komm. 8 1822 zu Ziff. 3, daß die Vorſchrift für bloße Kapital⸗ 
beteiligungen nicht gelte, kann allein mit der Beſchränkung der 
Haftung des Kommanditiſten auf ſeine Einlage nicht begründet 
werden. Trotz dieſer Beſchränkung wird der Kommanditiſt Mit⸗ 
inhaber des gemäß dem Vertrage von der Geſellſchaft zu betrei⸗ 
benden Erwerbsgeſchäftes. 

Nun vollzieht ſich freilich die Umwandlung einer Kapital⸗ 
geſellſchaft in eine Kommceſ. nach §§ 9, 12, 14 Umwandls. 
ſcheinbar lediglich in der Form eines Beſchluſſes der Geſellſchafter⸗ 
verſammlung, zu dem die Eintragung in das Handelsregiſter hin⸗ 
zukommen muß. Der Beſchluß bedarf aber nach 8 14 Umwandlch. 
der Zuſtimmung aller Geſellſchafter, die auch an der Kommcheſ. 
beteiligt ſein ſollen. Er iſt demnach nur inſoweit, als er die bis⸗ 
herige Rechtsform der Gmbh. betrifft, ein Beſchluß im eigent⸗ 
lichen Sinne. Soweit er dagegen die Grundlage für die Entſtehung 
der nenen Kommseſ. ſchafft, ſtellen ſich die notwendigen Zuſtim⸗ 
mungserklärungen der daran beteiligten Geſellſchafter in Wahr⸗ 
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heit als Abſchluß eines Vertrages dar. Zu dieſem Vertrage iſt, 
ebenfo wie ſonſt zur Gründung einer Kommceſ., bzgl. eines Min⸗ 
derjährigen die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung erforder⸗ 
lich. Deren Entbehrlichkeit läßt ſich nicht damit begründen, daß nur 
eine bereits vorhandene Beteiligung des Minderjährigen der 
GmbH. in eine andere rechtliche Geſtalt übergeführt werde. Ent⸗ 
weder iſt die bisherige Beteiligung für den Minderjährigen nicht 
genehmigungspflichtig geweſen, dann kann die Umwandlung die⸗ 
ſer Beteiligung in eine genehmigungspflichtige nicht genehmigungs⸗ 
frei ſein; oder ſie beruht auf einem Vertrage, zu welchem der 
Vertreter eines Minderjährigen der Genehmigung des BormGer. 
bedarf, dann handelt es ſich um eine weſentliche Abänderung die⸗ 
ſes Vertrages, die in bezug auf das Erfordernis der Genehmigung 
einem neuen Vertragsſchluſſe gleichzuſetzen iſt. Die Notwendigkeit 
der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung folgt hiernach ſchon 
aus 8 1822 Ziff. 3 i. Verb. m. § 1643 Abſ. 1 BGB. (ebenſo im 
Ergebnis Böttcher⸗Meilicke, UmmandI®. zu §S 10 Anm. IV 
1 Abſ. 1). Daß die Umwandlung, wie die weitere Beſchw. geltend 
macht, ausſchließlich im Intereſſe des Minderjährigen liegt, kann 
nur vom VormGer. bei der Entſch. über die Erteilung der Ge⸗ 
nehmigung berückſichtigt werden. 

Unter dieſen Umſtänden bedarf es keiner weiteren Erörterung, 
ob in der Zuſtimmung des Minderjährigen zu der Umwandlung 
auch die Übernahme einer fremden Verbindlichkeit i. S. des § 1822 
Ziff. 10 BG. liegt, was allerdings bezweifelt werden kann, wenn 
der Minderjährige außer der Aufgabe ſeiner Beteiligung an der 
bisherigen Geſellſchaft auf die Kommanditeinlage keine weitere 
Leiſtung zu bewirken hat (vgl. 8 171 Abs. 1 Satz 2 HGB.). 

Auch die weitere Beanſtandung der Anmeldung iſt bei der 
gegebenen Sachlage rechtlich zu billigen. $3 der 3. DurchfVO. 
ſchreibt ausdrücklich vor, daß die Eintragung der Umwandlung 
in der Regel nur innerhalb von 4 Monaten nach dem Bilanzſtich— 
tage erfolgen ſoll. Eine Auslegung dieſer Beſtimmung dahin, daß 
es genüge, wenn der Eintragungsantrag innerhalb der geſetzten 
Friſt bei dem Regiſtergericht eingehe, würde in dieſer Allgemein— 
heit dem Geſetzeswortlaut jo offenbar widerſprechen, daß fie nur 
beim Vorliegen zwingender Gründe möglich wäre. Solche könnten 
aber nur in der Annahme gefunden werden, daß eine in dem An— 
trage ſelbſt nicht begründete Verzögerung feiner gerichtlichen Er- 
ledigung dem Antragſteller nach der mutmaßlichen Abſicht des Ge 
ſetzgebers nicht ſchaden, daß alſo in dieſem Falle eine Ausnahme 
gemacht werden ſolle. Liegt aber der Fall nicht ſo, iſt vielmehr der 
Antrag mit einem Mangel behaftet, der vor Ablauf der geſetzlichen 
Friſt nicht behoben wird, ſo muß es dabei verbleiben, daß die Um— 
wandlung auf Grund der überalterten Bilanz nicht eingetragen 
werden darf. 


(Kch., 1. ZivSen., Veſchl. v. 9. Sept. 1937, 1 WX 400/37.) [$.] 


Anmerkung: Soweit die Eutſch. vormundſchafts⸗ 
gerichtliche Genehmigung fordert, iſt ihr an ſich zu⸗ 
zuſtimmen. Sie entſpricht inſoweit dem vom Unterzeichneten mehr— 
fach eingenommenen Standpunkt (JW. 1936, 1333 zu 3; Eri⸗ 
ſolli⸗Groſchuff⸗Kaemmel, „Umwandlung und Löſchung 
von Kapitalgeſellſchaften“, 3. Aufl. 1937, S. 63, Anm. 33 zu § J). 
Gerade der vom KG. aber in Zweifel gezogene und nicht erörterte 
Geſichtspunkt der „Übernahme einer fremden Ver⸗ 
bindlichkeit“ (881822 Ziff. 10, 1643 Abſ. 1 BGB.) iſt fo 
ausſchlaggebend, daß die Gründe aus Ziff. 1 und 3 des 
81822 BGB. verblaffen. Der Satz der Entſch.: „ .. was aller⸗ 
dings bezweifelt werden kann, wenn der Minderjährige außer 
der Aufgabe ſeiner Beteiligung an der bisherigen Geſellſchaft auf 
die Kommanditeinlage keine weitere Leiſtung zu bewirken hat (ogl. 
9171 Abſ. 1 S. 2 H B.)“, iſt freilich verfehlt, weil die „weitere 
zeiſtung“, d. h. die Erhöhung der Kommanditeinlage, die Über⸗ 
nahme einer „eigenen“ und nicht einer „fremden“ Verbindlichkeit 
darſtellt. Die fremden Verbindlichkeiten, die der Minderjäh⸗ 
rige übernimmt, find vielmehr die Schulden der Kavital⸗ 
gleſellſchaft als folder (88 4 S. 1, 14, 9, 8 UmwandlG.): an 
die Stelle der GmbH. tritt als Schuldner nunmehr mit den 
übrigen Geſellſchaftern auch der Minderjährige eigenverant⸗ 
wortlich, als wenn nicht die GmbH., ſondern deren Geſell⸗ 
ſchafter kontrahiert hätten. Die praktiſche Auswirkung zeigt ſich 
insbeſ. dann, wenn zum Geſellſchaftsvermögen ein Grundſtück ge⸗ 
hört, weil nunmehr für die Hypotheken zu der dinglichen Haftung 
auch die perſönliche Haftung der Rechtsnachfolger, die bisher nicht 
beſtanden zu haben braucht, hinzutritt. Demgemäß wird in den 
Kommentaren von Criſolli⸗Groſchuff⸗Kgemmel (a. a. 
O.), Böttcher⸗Meilicke (4. Aufl., S. 148, Nr. 11 zu § 10) 
und Bergmann (S. 43, Nr. 17 zu § 1) dem § 1822 Ziff. 10 
BGB. entſcheidende Bedeutung beinemeffen. 

Zur Frage der Vilanzfriſt iſt zwar an ſich der Entſch. 
gleichfalls zuzuſtimmen. Wenn aber auch Genehmigungen des 
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RIM. (887 Abſ. 3, 10 S. 2, 12 Abſ. 2 der 1. DurchfVO.) vor 
Umwandlung nachgeſucht werden können, ſo ſetzen doch die Ge⸗ 
nehmigungen des VormGer. und der Deviſenſtelle das Vorliegen 
der Bilanz und in der Regel auch des Umwandlungsbeſchluſſes 
voraus und verurſachen oft unvermeidlich monatelange Verzoge⸗ 
rungen. Es muß daher der Praxis freiſtehen, in begründeten Fäl⸗ 
len von der ſtarren Einhaltung der Viermonatsfriſt abzuſehen, 
um den Beteiligten Koſten zu erſparen und die Regiſterrechts⸗ 
praxis nicht lahmzulegen. Materiellrechtliche Bedeutung hinſicht⸗ 
lich der Rechtswirkſamkeit der Umwandlung hat die Sollvorſchrift 
des § 3 der 3. Durchf VO. nicht. Handelsrechtlich erſchöpft ſich der 
Sinn der Umwandlungsbilanz nämlich in dreifacher Hinſicht: ſie 
hat die Aufgabe, den Geſellſchaftern die Entſchließung zu ermög⸗ 
lichen, ob fie die Eigenverantwortung übernehmen kön⸗ 
nen oder nicht; fie ſoll ferner den Gläubigern, gegebenenfalls dem 
RI M., die Entſch. erleichtern, ob Sicherheit zu fordern iſt 
($6 Umivandl®.; $ 1 der 2. DurchfVO.); endlich bildet ſie die 
Grundlage für die Kontrolle der Gläubigerſchutzvorſchriften 
des §7 UmwandlG. (Trennungspflicht), ſelbſtverſtändlich nur in 
Verbindung mit den Handelsbüchern. Sie iſt dagegen für 
die Frage des „Vermögensüberganges“ gänz⸗ 
lich bedeutungslos: denn auf jeden Fall geht nach SA 
S. 1 UmwandlG. das geſamte Vermögen der Kapfitalgeſellſchaft 
— gleichviel, ob es in der Bilanz berückſichtigt iſt oder nicht, ver⸗ 
geſſen oder verſchwiegen iſt oder im Geſchäftsverkehr ſich verän⸗ 
dert hat — auf die Rechtsnachfolger über, und zwar in dem am 
Tage der „Eintragung“ vorhandenen Umfange (vgl, 
Criſolli⸗Groſchuff⸗Kaemmel a. a. O. S. 73—79, 
Anm. 7—11 zu $3). Auf Grund des „Stichtages“ der Bilanz 
kann der Rechtsnachfolger jederzeit den Verbleib des Vermögens 
an Hand der Handelsbücher nachweiſen. Meines Erachtens wird 
daher zu erwägen ſein, ob mangels konkreter Bedenken bei Über⸗ 
ſchreitung der Viermonatsfriſt für die Belange der Gläubiger nicht 
eine jüngere, unterſchriftlich genehmigte Bilanz ausreicht, die die 
Verbindung zwiſchen der der Umwandlung „zugrunde gelegten“ 
Bilanz und dem Vermögensſtand z. Z. der Umwandlungseintra⸗ 
gung herſtellt. Die Sollvorſchrift des §3 der 3. DurchfVO. hat 
erſichtlich lediglich den Ordnungszweck, die Maßgeblichkeit 
der Handelsbilanz für die Steuerbilanz nach Möglichkeit zu ſichern. 
In dieſe Richtung zielt auch die AV. des RJ M. v. 7. Dez. 
1936 (DJ. 1874), nach der das Regiſtergericht in Zweifels⸗ 
fällen das Finanzamt kurzfriſtig hören kann, ob ihm im 
Hinblick auf erſtrebte ſteuerliche Erleichterungen 
die überalterte Bilanz genügt. Auch das Fin A. iſt nicht gehindert, 
ſich mit der Nachbringung einer jüngeren Bilanz zu begnügen, 
wenn ihm die Umwandlungsbilanz nicht ausreicht. Wozu alſo die 
Wiederholung des Umwandlungsbeſchluſſes, wenn das ge⸗ 
ſamte zur Zeit der Eintragung vorhandene Vermögen auf 
die Rechtsnachfolger übergeht? Liegt der Stichtag der Bilanz in⸗ 
nerhalb der Viermonatsfriſt, ſo iſt die Umwandlungsbilanz 
ſteuerlich für das Fin A. bindend; andernfalls iſt das Fin A. 
nicht gebunden und kann zwecks Prüfung der ſteuerlichen Erleich⸗ 
terungen eine jüngere Vermögensbilanz fordern. 
O AR. Groſchuff, Berlin. 
* 
26. Rö. — § 41 Gen.; § 249 BGB. 


1. Als Schaden iſt nicht nur die Verminderung der aktiven 
Vermögenswerte, ſondern auch die Vermehrung der Schulden 
anzuſehen, auch wenn bereits vor der ſchadenſtiftenden Hand⸗ 
lung die Schulden des Geſchädigten ſeine aktiven Vermögens⸗ 
werte überſtiegen. Vorausſetzung für die Geltendmachung eines 
Schadenserſatzanſpruches mag hier allerdings ſein, daß der Ge⸗ 
ſchädigte den ſo erlangten Betrag nicht für ſich behalten, ſon⸗ 
dern zur Tilgung ſeiner Verbindlichkeiten verwenden will. 

2. Der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der Gewährung 
von Krediten und dem Ausbleiben der Rückerſtattung der Kre⸗ 
dite wird durch auftretende Erſchwerungen der Wirtſchaftslage, 
wie ſie die VBankenkriſe des Jahres 1931 darſtellt, nicht unter⸗ 
brochen. 

Der Bekl. war in der Zeit von Ende März 1928 bis Mitte 
April 1931 Mitglied des Aufſichtsrats der Bank für Handel 
und Gewerbe e Gmbh. in B. und gleichzeitig Mitglied einer aus 
drei Aufſichtsratsmitgliedern gebildeten Reviſionskommiſſion. 
Die Bank brach im Sommer 1931 zuſammen. Im Dezember 
1931 wurde über ihr Vermögen das Konkursverfahren eröffnet. 
Zum Konkursverwalter wurde der Kl. beſtellt. 

Dieſer hat gegen den Bekl. Klage erhoben auf Zahlung 
von 50 000 %, mit folgender Begründung: 
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In der Zeit, als der Bekl. Aufſichtsratsmitglied geweſen 
ſei, hätte der Vorſtand der Genoſſenſchaft den Genoſſen Kredite 
weit über die von der GenVerſ. feſtgeſetzten Höchſtgrenzen ein⸗ 
geräumt. Der Bekl. habe hiergegen nichts unternommen und 
dadurch die ihm als Aufſichtsratsmitglied obliegenden Pflichten 
verletzt. Die Bank habe infolge der die Höchſtgrenze überſchrei⸗ 
tenden Kreditgewährung Verluſte von mehr als 50 000 Rd 
gehabt. 

Der Bekl. hat den Klagebehauptungen gegenüber u. a. aus⸗ 
geführt, der Zuſammenbruch der Bank ſei lediglich auf die 
Bankenkriſe des Jahres 1931 zurückzuführen. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. Auf die Berufung des 
Kl. hat das BG. den Bekl. antragsgemäß verurteilt. Es hat 
angenommen, daß der Bekl. für den Schaden verantwortlich ſei, 
den die Genoſſenſchaft infolge der in der Zeit von Oktober 1930 
bis Mitte März 1931 erfolgten übermäßigen Kreditgewährung 
erlitten habe. 

Der Bekl. hat Rev. eingelegt, mit der er u. a. geltend 
macht, ſchon Ende 1929 habe dem Eigenkapital der Genoſſen— 
ſchaft von 249 000 AA ein Verluſt von 1087 000 %% gegen 
übergeſtanden, fo daß der Verſchuldenszuwachs um 83 000 Ru 
in der Zeit vom Dezember 1930 bis Mitte März 1931 zwar 
vielleicht für die Gläubiger der Genoſſenſchaft, nicht aber auch 
für dieſe ſelbſt noch etwas ausgemacht habe. 

1. Dieſe Ausführungen ſind verfehlt. Ein Schaden beſteht 
in der Vermögensminderung. Er iſt nicht etwa dadurch aus— 
geſchloſſen, daß ſchon vor der für die Schadensbemeſſung maß— 
geblichen Zeit ein Paſſivſaldo beſteht; vielmehr iſt auch in fol- 
chem Falle die Vermehrung der Schulden als Schaden zu 
werten. Vorausſetzung für die Geltendmachung eines Schadeus⸗ 
erſatzanſpruchs mag in ſolchem Falle allerdings ſein, daß der 
Geſchädigte dies nicht tut, um den ſo erlangten Betrag für ſich 
zu behalten, ſondern im Intereſſe ſeiner Gläubiger zwecks Til— 
gung ſeiner Verbindlichkeiten. Daß dieſe Vorausſetzung im vorl. 
Falle erfüllt iſt, kann in Anbetracht der Geltendmachung des 
Anſpruchs durch den Konkursverwalter im Konkurſe über das 
Vermögen der Genoſſenſchaft keinem Zweifel unterliegen. 

2. Zur Frage des urſächlichen Zuſammenhangs 
zwiſchen dem objektiv pflichtwidrigen Verhalten des Bekl. und 
dem ermittelten Schaden ſtellt das BG. zunächſt feſt, daß dieſer 
Zuſammenhang durch die Bankenkriſe des Jahres 1931 nicht 
unterbrochen ſei, da die Verluſte der Bank nach dem Sachver⸗ 
ſtändigengutachten auch eingetreten wären, wenn die Banken: 
kriſe ausgeblieben wäre. Hierbei iſt nicht ganz klar, worin das 
B., das zuvor bereits das eingegangene „Riſiko“ als Verluſt 
gewertet hatte, nunmehr die „Verluſte“ der Bank ſieht. Ein 
Schaden könnte für die Genoſſenſchaft aus den übermäßigen und 
unzureichend gedeckten Kreditgewährungen entweder dadurch er- 
wachſen ſein, daß fie die ausgegebenen Gelder nicht zurück; 
erhalten hat, oder dadurch, daß ihre eigene Verſchuldung zur 
Zeit der Bankenkriſe zu groß geworden war und daß hierauf 
der Zuſammenbruch beruht, der dann weitere Nachteile für ſie 
zur Folge gehabt hat. Der Einwand des Bekl., daß der urſäch⸗ 
liche Zuſammenhang durch die Bankenkriſe unterbrochen ſei, 
ebenſo wie zum Teil auch die Stellungnahme des BG. hierzu 
ſcheint davon auszugehen, daß der Zuſammenbruch als un⸗ 
mittelbare Schadensurſache geltend gemacht werde. Jedenfalls 
ſind beide Schadensmöglichkeiten ſcharf auseinanderzuhalten. In 
Wahrheit iſt der Anſpruch auf die durch die Kreditgewährungen 
eingetretenen Verluſte als ſolche geſtützt. Bei ihnen kommt eine 
Unterbrechung des urſächlichen Zuſammenhangs durch die 
Bankenkriſe überhaupt nicht in Betracht, da jede Kreditgewäh⸗ 
rung ein gewiſſes Riſiko in ſich ſchließt, ſo daß auftretende Er⸗ 
ſchwerungen der Wirtſchaftslage niemals als ſelbſtändige, den 
gewöhnlichen Lauf der Dinge unterbrechende Urſachen für das 
Ausbleiben der Rückerſtattung des Kredites angeſehen werden 
konnen. Im Ergebnis iſt es jedoch auf alle Fälle rechtlich nicht 
zu beanſtanden, daß das BG. der Bankenkriſe des Jahres 1931 
bei der Prüfung des urſächlichen Zuſammenhanges keine Be— 
deutung beimißt. 


(RG., II. ZivSen., U. v. 17. Aug. 1937, II 43/37.) N.] 
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Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
27. RG. — 8 1 UnlWG.; 8 265 380. 


1. Der wettbewerbliche Unterlaſſungsanſpruch iſt mit dem 
Geſchäftsbetrieb, zu deſſen Schutz er dient, eng verbunden und 
kann daher nur mit dieſem zuſammen übertragen werden. 

2. Dadurch, daß der Bekl. ſich gemäß § 265 ZPO. damit 
einverſtanden erklärt, daß der Rechtsnachfolger des Kl. den 
Prozeß als Hauptpartei übernimmt, wird das Recht des Bell. 
nicht ausgeſchloſſen, die Rechtsnachfolge fachlich⸗ rechtlich zu be⸗ 
ſtreiten. 

3. Bei der Werbung für eine techniſche Neuerung iſt es 
dem Herſteller nicht verwehrt, darzulegen, worin der nach 
feiner Meinung erzielte Fortſchritt beſteht. Er darf dabei jedoch 
Waren ſeiner Mitbewerber nicht ſtärker heranziehen, als durch 
den erlaubten Zweck geboten erſcheint. Die Aufklärung muß 
ſich an den maßgebenden Abnehmerkreis richten. 

Für die Cler Corporation in W. (Kanada) iſt das Wort 
zeichen F. in die Zeichenrolle des RPatA. eingetragen worden. 
Als Waren, für die das Zeichen verwendet werden ſoll, ſind 
u. a. aufgeführt: Motorfahrzeuge, Fahrzeugmotore, Lagerungen 
bzw. Aufhäugungen für Fahrzeugmotore und Teile dieſer Waren. 

Die beklagte GmbH. vertreibt ebenfalls Gummilagerungen 
für Fahrzeugmotore. Sie gehört zu den Firmen, die auf der 
Automobilausſtellung in Berlin 1935 ihre Erzeugniſſe ausſtell⸗ 
ten. Hierbei hat ſie eine Werbeſchrift für ihre Erzeugniſſe ab⸗ 
gegeben. 

Die Klage ſieht in dieſer Werbeſchrift eine unzuläſſige 
vergleichende Reklame. Die Klage iſt von der Firma M. Gmbh. 
in F. erhoben. Dieſe Firma befaßt ſich u. a. mit der Herſtellung 
und dem Vertriebe von Gummilagerungen nach den Entwürfen 
des Cler Konzernes. Sie hatte nach ihrer Behauptung die 
alleinige Lizenz für Deutſchland für das Warentzeichen F. Mit 
der Klage, die auf 8 1 UnlWG. geſtützt iſt, werden Unterlaf- 
ſungs und Schadenserſatzanſprüche geltend gemacht. 

Die Bekl. macht den Klagebehauptungen gegenüber u. a. 
geltend, ſie habe in der Werbeſchrift nicht etwa behauptet, daß 
die von der Kl. verwendete Konſtruktion zwecklos ſei, ſondern 
nur dargelegt, daß ihre eigene Konſtruktion, deſſen techniſche 
Anordnungen beſchrieben ſeien, einen Fortſchritt auf dem Ge 
biete der Motoraufhängung enthalte, der durch die Erfindung 
der Bekl., Gummi und Eiſen feſt zu verbinden, herbeigeführt 
worden ſei. 

Die klagende Gmb. hat während des Rechtsſtreits ihr 
Vermögen auf G. übertragen. In der BerJuſt. hat die Klage⸗ 
partei erklärt, G. habe das Geſchäft nunmehr auf S. weiter⸗ 
übertragen, der es unter der bisherigen Firma unter Beifügung 
eines die Rechtsnachfolge ändernden Zuſatzes fortführe. Die 
Bekl. hat die Geſamtrechtsnachfolge der Kl. beſtritten. a 

Das LG. hat die Klage abgewieſen, das BG. dagegen den 
Unterlaſſungsanträgen ſtattgegeben, im übrigen die Berufung 
der Kl. zurückgewieſen. Die Bekl. hat Rev. eingelegt, die Kl. 
Auſchlußreviſion. Der Rev. war ſtattzugeben. 

1. Das BG. führt folgendes aus: Die Bekl. habe dem 
Eintritt der jetzigen Kl. in den Rechtsſtreit ſtillſchweigend zu⸗ 
geſtimmt. Dieſe ſei auch Rechtsnachfolgerin der früheren Kl. 
hinſichtlich des an den Gewerbebetrieb gebundenen Unterlaf- 
ſungsanſpruchs geworden. Das gleiche könne aber nicht für den 
Schadenserſatzanſpruch gelten; denn der von der Kl. vorgelegte 
Handelsregiſterauszug laſſe erſehen, daß bei der Veräußerung 
des Geſchäftsbetriebes von G. an den jetzigen Alleininhaber S. 
der Übergang der im Betriebe des Geſchäfts begründeten For: 
derungen und Verbindlichkeiten ausgeſchloſſen worden ſei. Zu 
den vom Übergang ausgeſchloſſenen Forderungen habe auch die 
Schadenserſatzforderung gegen die Bekl. gehört. 

Dagegen wenden ſich die Rev. und die Anſchlußreviſion. 
Die Rev. meint, das BG. habe aus denſelben Gründen, aus 
denen es der Kl. die Sachberechtigung für den Schadenserſatz⸗ 
anſpruch abgeſprochen habe, auch für den Unterlaſſungsanſpruch 
zu dieſem Ergebnis kommen müſſen; die Anſchlußreviſion ver⸗ 
tritt die Auffaſſung, das BG. habe die Sachberechtigung der 
Kl. für den Schadenserſatzanſpruch nicht verneinen dürfen. Die 
beiden Angriffe ſind nicht begründet. 
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Die Erwägungen, mit denen das BG. für den Unterlaf- 
ſungsanſpruch im Gegenſatz zu dem Schadenserſatzanſpruch zu 
dem Ergebnis kommt, daß er von dem früheren Geſchäfts⸗ 
inhaber G. auf den Erwerber der Firma übertragen worden ſei 
trotz des einer ſolchen Übertragung anſcheinend entgegenſtehen⸗ 
den Ausſchluſſes des Übergangs der Forderungen und Verbind⸗ 
lichkeiten des Geſchäftsbetriebes, ſind auf die Verſchiedenheit 
der beiden Anſprüche gegründet. Der Rev. iſt zwar darin bei⸗ 
zupflichten, daß auch der wettbewerbsrechtliche Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch ſeinem Weſen nach ein vermögensrechtlicher Anſpruch 
iſt. Die früher in der Rechtslehre vertretene Meinung, der 
Unterlaſſungsanſpruch aus dem Unl WG. diene dem Schutz der 
perſönlichen Betätigung; anſpruchsberechtigt ſei der verletzte 
Inhaber des gewerblichen Betätigungsrechts, aber auch nur ſo 
lange, als dieſe gewerbliche Betätigung gegeben ſei; die An⸗ 
ſprüche aus der Beeinträchtigung dieſes Betätigungsrechts ſeien 
deshalb wie das Betätigungsrecht ſelbſt (als ein höchſtperſön⸗ 
liches Recht) unübertragbar, wird kaum mehr aufrechterhalten. 
Iſt aber im Anſchluß an die Rſpr. des Senats (vgl. RGZ. 86, 
254 JW. 1915, 517), die ſeitdem vom RG. feſtgehalten wor⸗ 
den iſt (vgl. RGZ. 148, 147 = ZW. 1935, 26247 m. Anm.), von 
der Übertragbarkeit des wettbewerblichen Unterlaſſungsanſpruchs 
an ſich auszugehen, ſo iſt doch daran feſtzuhalten, daß der wett⸗ 
bewerbliche Unterlaſſungsanſpruch mit dem Geſchäftsbetriebe, 
zu deſſen Schutz er dient, eng verbunden iſt. Er „hängt am Be⸗ 
triebe und kann nur mit dem Betriebe übergehen“, wie auch 
die Rev. ausführt. Dadurch unterſcheidet er ſich aber ſehr 
weſentlich von dem Schadenserſatzanſpruch, der aus einem Ver⸗ 
ſtoß des Mitbewerbers gegen die Beſtimmungen des UnlWG. 
entſtanden iſt. Seiner freien Übertragbarkeit ſtehen ſolche Hin⸗ 
derniſſe nicht entgegen; die Übertragbarkeit ergibt ſich deshalb 
für ihn aus der allgemeinen Regel der Übertragbarkeit der 
Forderungen ($ 398 BGB.). 

Kann hiernach im Einzelfall ſchon dieſe rechtliche Verſchie— 
denheit des Unterlaſſungsanſpruchs und des Schadenserſatzan⸗ 
ſpruchs bei gleichzeitiger Abtretung beider Anſprüche zu einer 
verſchiedenen Beurteilung der Wirkſamkeit führen, ſo ſtehen der 
Meinung der Rev., der Unterlaſſungsanſpruch habe im gegebe- 
nen Falle ebenſo behandelt werden müſſen wie der Schadens⸗ 
erſatzanſpruch, auch tatſächliche Hinderniſſe entgegen (folgt Be⸗ 
gründung). 

2. Auch die Angriffe der Anſchlußreviſion gehen fehl. Sie 
macht u. a. geltend, es ſei widerſpruchsvoll, daß das BG. hin⸗ 
ſichtlich des prozeſſualen Eintritts der Kl. in den 
Rechtsſtreit die Sachlage für den Schadenserſatzanſpruch ebenſo 
anſehe wie für den Unterlaſſungsanſpruch, gleichwohl aber die 
Rechtsnachfolge für den Schadenserſatzanſpruch (allein) 
verneine. Sie verkennt dabei den Unterſchied zwiſchen dem ſach— 
lichen und dem Verfahrensrecht. Zur Anwendung des § 265 
Abſ. 2 Satz 2 ZPO. genügt es, wenn auf die Behauptung des 
bisherigen Kl. hin, der ſtreitbefangene Anſpruch ſei abgetreten, 
der Bekl. ſich damit einverſtanden erklärt, daß der Rechtsnach⸗ 
folger den Prozeß als Hauptpartei übernehme. Damit wird aber 
weder das Recht des Gegners ausgeſchloſſen, die Rechtsnach⸗ 
folge ſachlich⸗rechtlich zu beſtreiten, noch die Pflicht des Rechts⸗ 
nachfolgers, ſeine Sachberechtigung darzutun, wenn ſie be⸗ 
ſtritten iſt. 

3. Die weiteren Angriffe der Rev. gegen das angefochtene 
Urteil richten ſich gegen die ſachliche Beurteilung der erhobenen 
Unterlaſſungsanſprüche. Dieſe Angriffe ſind berechtigt. 

Das Bc. hat die Frage geprüft, ob die Werbung der Bekl. 
als ſogenannter Syſtemvergleich betrachtet werden könne, den 
es für zuläſſig erklärt unter der Vorausſetzung, daß er gegen⸗ 
ſtändlich und ſachlich gehalten ſei. Dieſe Vorausſetzungen hält 
das BG. aber für nicht erfüllt, weil die Darlegungen des 
Werbeblattes die Grenzen des Sachlichen nicht einhielten. Dem 
kann nicht zugeſtimmt werden. Bei der Gegenüberſtellung der 
beiden Motorlagerungen handelt es ſich allerdings nicht um 
einen Syſtemvergleich in dem Sinne, in dem ihn der Senat 
in mehreren Entſcheidungen (vgl. z. B. die Urteile vom 10. Juli 
1934 zu II 33/34 und zu II 86/34) behandelt hat, wo, unab⸗ 
hängig von der Werbung für eine beſtimmte Ware, Wirtſchafts⸗ 
ſyſteme oder Warengattungen eines beſtimmten Wirtſchafts⸗ 
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zweiges (Holzbleiſtifte und Sparbleiſtifte) einander gegenüber⸗ 
geſtellt waren. Es iſt aber in der Rſpr. des Senats ebenfo 
anerkannt, daß es, abgeſehen von ſolchem Syſtemvergleich im 
eigentlichen Sinne, in der Werbung für eine techniſche Neue⸗ 
rung, wenn es ſich alſo um ein Erzeugnis handelt, das erſt in 
den Verkehr eingeführt werden ſoll, dem Herſteller nicht ver⸗ 
wehrt ſein könne, in ſeiner Werbung darzulegen, worin der 
nach ſeiner Meinung erzielte Fortſchritt gegenüber dem bis⸗ 
herigen Stande der Technik beſteht, immer unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß die Werbung ſich im Rahmen des Sachlichen hält 
(vgl. Urt. v. 2. Dez. 1932: MuW. 1933, 121; GRUR. 1933, 
256 „Geſenkhammer Erie“). Dort iſt dargelegt worden, daß bei 
neuen Erzeugniſſen auf dem Gebiete der Technik es geradezu zu 
einer ungeſunden Hemmung des Fortſchritts führen müßte, 
wenn die Erklärung der gebrachten techniſchen Neuerung gegen⸗ 
über dem bisherigen Stande der Technik verwehrt würde, und 
daß es ſich dabei unter Umſtänden zur Erklärung des Fort⸗ 
ſchritts nicht vermeiden laſſe, auf die abweichende Geſtaltung 
des bisher Vorhandenen hinzuweiſen, daß aber auch hier ver⸗ 
langt werden müſſe, daß die Gegenüberſtellung unter Vermei⸗ 
dung einer unzuläſſigen Herabſetzung der Ware des Mitbewer⸗ 
bers geſchehe. Findet eine ſolche Gegenüberſtellung zum Zwecke 
der Werbung für eine techniſch neue Sache ſtatt, ſo kann ſie 
nicht als wettbewerbsfremde Beſchäftigung mit den Waren oder 
den geſchäftlichen Leiſtungen des Mitbewerbers und damit als 
unzuläſſige vergleichende Reklame betrachtet werden, wenn ſie 
gegenſtändlich bleibt und nicht mehr, als es durch den erlaubten 
Zweck geboten iſt, die Ware des Wettbewerbers heranzieht. Das 
ſchließt zugleich die Forderung ein, daß die Gegenüberſtellung 
zum Zwecke der Aufklärung des maßgebenden Abnehmerkreiſes 
geſchieht und ſich deshalb an ihn richtet. Dann iſt ohne Be: 
deutung, daß die Gegenüberſtellung zugleich mit dieſer Aufklä⸗ 
rung für die techniſche Neuerung wirbt und daß, um den tech⸗ 
niſchen Fortſchritt erkennbar zu machen, auf den bisherigen 
Stand der Technik in einer Weiſe eingegangen wird, daß Sach⸗ 
verſtändige darin das Erzeugnis eines anderen erkennen kön⸗ 
nen. Entſcheidend iſt, daß die Fortſchritte der Technik dem an 
der Verwertung für die Geſamtheit der Volksgenoſſen beteilig 
ten Verkehrskreis bekannt werden muſſen. Was zur Erreichung 
dieſes Zweckes notwendig iſt, kann von gefunden Volksempfin⸗ 
den nicht mißbilligt werden und deshalb auch nicht ein Verſtoß 
gegen das Wettbewerbsrecht ſein. Für die Entſch. des Rechts⸗ 
ſtreites kam es deshalb allein darauf an, ob die Werbeſchrift 
ſich in den Grenzen hielt, die dem Rechte des Werbers für eine 
techniſche Neuerung, darzulegen, worin ſie beſteht, in der ange⸗ 
gebenen Weiſe gezogen ſind. Das war aber zu bejahen (folgt 
Begründung). 
(RG., II. ZivSen., U. v. 20. April 1937, II 276/86.) [N.] 
* 

28. RG. — 58 3, 13 UnlWG. 

1. Die Bezeichnung „Werke“ für ein gewerbliches Unter⸗ 
nehmen iſt nicht ohne weiteres allein deswegen als unrichtige 
Angabe i. S. von 8 1 Unl W. anzuſehen, weil das Unterneh⸗ 
men nur eine Betriebsſtätte unterhält. Die Bezeichnung be⸗ 
deutet im Hinblick auf die Größe des Betriebs keine Verſtärkung 
gegenüber dem Wort „Werk“. 

2. An der Auffaſſung, daß ein gewerbliches Unternehmen 
dann die Bezeichnung „Werke“ verdient, wenn es in ſeinem 
Geſchäftszweige den Durchſchnitt überragt, wird feſtgehalten. 

1. Nach SS 3, 13 UnlWG. kann der Bekl. grundſätzlich ver⸗ 
langen, daß die Kl. in Mitteilungen, die für einen größeren 
Kreis von Perſonen beſtimmt ſind, keine unrichtigen Angaben 
über den Umfang ihres Betriebes macht, weil ſolche Angaben 
geeignet ſein würden, den Anſchein eines beſonders günſtigen 
Angebots hervorzurufen. 

Zu ſolchen Angaben kann auch die Bezeichnung „Werk“, 
„Werke“ gehören, da dieſe Bezeichnung — abgeſehen von ſolchen 
Fällen, in denen die Bezeichnung eines gewerblichen Betriebes 
als Werk nach der Art des Betriebes üblich iſt (Sägewerk 
u. dgl.) — auf einen Betrieb größeren Umfanges hinweiſt und 
ein größerer Betrieb in den Augen der Kundſchaft meiſt auch 
als ein Betrieb von größerer Leiſtungsfähigkeit gilt. Wenn 
jedoch das BG. meint, daß im Hinblick auf die Größe eines 
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Betriebs das Wort „Werke“ (Mehrzahlform) noch eine Ver⸗ 
ſtärkung gegenüber dem Wort „Werk“ (Einzahl) bedeute und 
erſt recht auf einen größeren Betrieb hinweiſe, ſo kann dem 
nicht beigetreten werden. Die entgegenſtehende Annahme in 
Mu W. 23, 214 trifft nach heutigem Sprachgebrauch nicht mehr 
zu. Jedenfalls wird bei einer Waſchmittelfabrik, die die Bezeich⸗ 
nung „Werke“ führt, niemand auf den Gedanken kommen, daß 
ſie größer ſei als eine ſolche, die ſich etwa bloß „Werk“ nennt. 
Für die Eutſch. des BG. hat dieſer Punkt allerdings keine maß 
gebliche Rolle geſpielt. Dagegen hat das BG. der Kl. die Be- 
fugnis zur Führung der Bezeichnung „Werke“ u. a. aus dem 
Grund abgeſprochen, weil die Kl. nur einen einzigen Betrieb 
für die Herſtellung ihres Waſchmittels unterhalte. Hierin kann 
dem BG. gleichfalls nicht gefolgt werden. 

In der vom BG. angeführten Entſch.: JW. 1931, 1909 
hat das RG. zwar die Auffaſſung nicht ſchlechthin mißbilligt, 
daß unter „Werke“ ein großinduſtrielles Unternehmen von be⸗ 
ſonderer Bedeutung in eigenen Räumen, an mehreren Stellen 
und mit großer Arbeiterzahl zu verſtehen ſei; es hat dieſer Auf- 
faſſung aber keine uneingeſchränkte Geltung eingeräumt, ſon⸗ 
dern u. a. insbeſ. hervorgehoben, daß es entſcheidend auf die 
Umſtände des Einzelfalles ankomme. Was nun die Bezeichnung 
„Werke“ (Mehrzahl) für ein induſtrielles Unternehmen betrifft, 
jo verbindet ſich mit dieſer Bezeichnung nach dem Sprach⸗ 
gebrauch keineswegs ohne weiteres die Vorſtellung, ein ſolches 
Unternehmen unterhalte mehrere Betriebsſtätten. Für ein Un⸗ 
ternehmen, das ſich mit der Herſtellung von Waſchmitteln be- 
faßt und ſich „Werke“ nennt, kann jedenfalls nicht anerkannt 
werden, daß die Käufer des Waſchmittels aus der Mehrzahl⸗ 
bezeichnung den Schluß zögen, das Fabrikunternehmen habe 
nicht nur eine, ſondern mehrere Betriebsſtätten. Der Ausdruck 
„Werke“ wird hier nicht mehr im ſtrengen Wortſinne als Mehr⸗ 
zahl empfunden. 

2. Nun ſtützt das BG. fein Urteil ja nicht nur auf die 
Feſtſtellung, daß die Kl. nur einen einzigen Betrieb unterhalte, 
ſondern in erſter Linie darauf, daß es der Kl. die Eigenſchaft 
eines Großbetriebes („eines großen Betriebes“, „eines Betriebs 
größeren Umfanges“) abſpricht. Auch hierzu iſt zunächſt wieder 
zu bemerken, daß das RG. in der Entſch. v. 10. März 1931 nicht 
gefagt hat, daß nur ein ſolches induſtrielles Unternehmen, wel- 
ches die aufgezahlten Merkmale aufweiſe, die Bezeichnung 
„Werke“ führen dürfe, ſondern daß dieſe Merkmale in der 
Regel vorhanden ſein müßten. 

Das RG. — und zwar der auch jetzt erk. Sen. — betont 
andererſeits in dem genannten Urteil unter Bezugnahme auf 
die Entſch. in Mu W. 23, 914 — und das iſt der Kernpunkt der 
Entf. v. 10. März 1931 —, daß es auf den Einzelfall und die 
Wertſchätzung des Unternehmens in den beteiligten Kreiſen an⸗ 
komme, daß in einem Geſchäftszweig ſchon ein geringerer Um 
fang der Geſchäftsräume und der Arbeiterzahl genüge, um ein 
Unternehmen als ein den Durchſchnitt überragendes erſcheinen 
zu laſſen, während in einem anderen Geſchäftszweig größere 
Ausmaße erforderlich ſeien, um das gleiche Urteil zu ermög— 
lichen. 

Nach der im letztgenannten Urteil vertretenen Auffaſſung, 
die der Senat aufrechterhält, iſt es daher für die Berechtigung 
eines induſtriellen Unternehmens, im geſchäftlichen Verkehr die 
Bezeichnung „Werke“ zu führen, nach der Anſicht der maßgeben⸗ 
den Verkehrskreiſe keineswegs unerläßlich, daß das Unterneh- 
men die Eigenſchaft eines ſogenannten Großbetriebes hat, fo- 
fern es nur in ſeinem Geſchäftszweig den Durchſchnitt 
überragt. 

Schon hiernach war die Aufhebung des angefochtenen Ur- 
teils und die Zurückverweiſung geboten. 

(RG., II. ZivSen., U. v. 20. Juli 1937, 118/37.) N.] 
* 

29. OLG. — 58 3, 5 UnlWG. Unlauterer Wettbewerb durch 
irreführende bildliche Darſtellung der Betriebsanlagen. 

Die Kl. iſt die Fachgruppe 8 der Wirtſchaftsgruppe Druck, 
und Papierverarbeitung; die Bekl. betreibt die Herſtellung von 
Tapeten auf einem Grundſtück von etwa 25 000 qm Größe, das 
ſie mit den darauf ſtehenden Gebänden im Jahre 1935 von einer 
liquidierten Faßfabrik erworben hat. Die bebaute Fläche beträgt 
etwa 7000 qm, doch dienen nicht alle Räume dem Betriebe der 
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Bekl. Einige ſind überhaupt unbenutzt, einige dagegen vermietet. 
Die Keſſelanlage iſt nicht mehr vorhanden, der Schornſtein alſo 
außer Betrieb. Mit einer Abbildung des geſamten Fabrikgeländes 
hat die Bekl. den Kopf ihrer Rechnungen, Karten und ſonſtigen 
Geſchäftsformulare verſehen. Auf dem Bilde raucht der in Wirk⸗ 
lichkeit unbenutzte Schornſtein, und rechts im Vordergrunde befin⸗ 
det ſich eine umfangreiche Gartenanlage mit einem Springbrun⸗ 
nen. Wie die Bekl. der Kl. mitgeteilt hat, hat ſich die im Jahre 
1935 gezahlte Lohnſumme auf 1403,49 e belaufen und iſt am 
31. Dez. 1935 niemand in ihrem Betriebe beſchäftigt geweſen. 

Die Kl. iſt der Meinung, die Abbildung erwecke den Ein⸗ 
druck, als ob es ſich bei der Bekl. um ein großes Unternehmen 
handele. Tatſächlich ſei die Bekl. eine der kleinſten Tapetenfabriken. 
Da ſie nur einen Teil der abgebildeten Räume benutze, ſei die 
Abbildung der geſamten Fabrikanlage ſomit geeignet, den Abneh⸗ 
merkreis über die Größe und Leiſtungsfähigkeit der Bekl. zu täu⸗ 
ſchen. Die Verwendung dieſer Abbildung im Verkehr enthalte daher 
einen Verſtoß gegen die al des Geſetzes über den un⸗ 
lauteren Wettbewerb. Die Kl. hat beantragt, der Bekl. die Wei⸗ 
fate der Abbildung auf ihren Geſchäftspapieren zu unter⸗ 
agen. 

Das 28. hat die Klage abgewieſen. Es hat in dem Verhal⸗ 
ten der Bekl. deshalb noch keinen unlauteren Wettbewerb geſehen, 
weil die kaufmänniſche Werbetätigkeit häufig die Grenze der Wirk 
lichkeit überſchreite und gerade bei ſolchen Darſtellungen der Ver 
kehr an ſtarke Übertreibungen gewöhnt ſei. Außerdem ſpreche hier 
noch zugunſten der Bekl., daß ſie tatſächlich im Eigentum der ab⸗ 
gebildeten Fabrikanlage ſtehe. 

Die Berufung iſt begründet. 

Der Anſpruch der Kl. ſtützt ſich auf SI i. Verb. m 85 Abſ. 2 
UWG. Danach kann auf Unterlaſſung in Anſpruch genommen 
werden, wer in Mitteilungen, die für einen größeren Kreis von 
Perſonen beſtimmt find, über geſchäftliche Verhältniſſe unrichtige 
Angaben macht, die geeignet ſind, den Anſchein eines beſonders 
günſtigen Angebots hervorzurufen. Gemäß § 5 Abſ. 2 Unl WG. find 
i. S. der Vorſchriften der 88 3 und 4 den dort bezeichneten An⸗ 
gaben bildliche Darſtellungen gleichzuachten, die darauf berechnet 
und geeignet ſind, ſolche Angaben zu erſetzen. 

Notwendige Vorausſetzung iſt alſo, daß die Darſtellung des 
Fabrikgeländes der Bekl. eine Angabe i. S. des 83 Unl WG. zu 
erſetzen geeignet iſt. Dieſe Vorausſetzung iſt erfüllt; denn der Be 
trachter der Abbildung, der mit den Gepflogenheiten des Verkehrs 
und den Mitteln der Werbung vertraut iſt, gewinnt den Eindruck, 
daß die Bekl. eine Fabrik beſitze und daß dieſe hier abgebildet ſei. 

Ob die Bekl. dieſen Eindruck hat vermitteln wollen oder nicht, 
iſt ohne Bedeutung, da der zivilrechtliche Anſpruch aus 8 8 Unl⸗ 
WO. geltend gemacht wird, der ſchon bei objektiv unerlaubter 
Werbung, unabhängig von einem Verſchulden des Werbenden, ge 
geben it (( Baumbach, „Wettbewerbsgeſetz“, 3. Aufl., 85 
Anm. 3 S. 169). 

Zu den Angaben über geſchäftliche Verhältniſſe gehören auch 
Angaben über die Größe und Beſchaffenheit einer Fabrikanlage. 
Dieſe Angaben, die die Bekl. vermittels der Abbildung macht, ſind 
objektiv unzutreffend. 

Sie hat zu Werbungszwecken den geſamten Fabrikkomplex ab⸗ 
gebildet. Hierdurch wird der Eindruck hervorgerufen, als ob die 
abgebildeten Räume ohne Ausnahme für die Aufgaben der Tape⸗ 
tenfabrik benutzt würden. Dies trifft jedoch nicht zu. Das be⸗ 
ſtreitet die Bekl. auch nicht. Darüber jedoch, in welchem Verhält⸗ 
nis ſelbſtgeuntzter und nicht ſelbſtgenutzter Raum zueinander ſtehen, 
herrſchte Unklarheit. Die Augenſcheinseinnahme durch das BG. hat 
ergeben, daß allein / des bebauten Raumes an fremde Firmen 
vermietet iſt und daß weiter der ungenutzte Teil nochmal etwa 
0 der geſamten Fläche beträgt. 

Auch inſofern iſt die Abbildung unrichtig, als darauf der 
außer Betrieb befindliche Schornſtein raucht und die dargeſtellte 
gärtneriſche Anlage nicht beſteht. 

Bei kritiſcher Betrachtung ergibt ſich in kurzen Worten das 
Folgende: Die Fabrikation findet, abgeſehen von einem kleinen un⸗ 
bedeutenden Raum in Halle 3, in den Hallen 1 und 2 ſtatt. Auch 
die Hallen 1 und 2 find aber nur zum Teile in Benutzung; von 
der Hallengeſamtgröße von je rund 810 am iſt Halle 1 im Um: 
fange von rund 260 und Halle 2 im Umfange von rund 675 qm 
verwendet. Das kleine Lager ließe ſich in recht engem Raume un⸗ 
terbringen und kann die Halle 6 nicht im entfernteſten ausfüllen. 
Das ſog. Verwaltungsgebäude, das einen recht verfallenen Ein⸗ 
druck macht, iſt kaum ausgenutzt, ein erwachſener Angeſtellter iſt 
offenbar überhaupt nicht vorhanden. — Die auſſtehenden Baulich⸗ 
keiten ſtehen alſo zum Umfang der Betriebes in keinem Verhält⸗ 
nis: die mit Nr bezeichnete breite Halle des Bildes beſteht in 
Wahrheit gar nicht. 

Hiernach ſteht alſo feſt, daß die bildliche Darſtellung, die 
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die Bekl. verwendet, bei weitem nicht den zur Zeit beſtehenden 
Verhältniſſen entſpricht, dagegen dem Betrachter den Eindruck 
einer großen Tapetenfabrik hinterlaſſen muß. 

Da die Bekl. dieſe Abbildung auf ihren Werbekarten und ſon⸗ 
ſtigen Geſchäftsformularen verwendet, iſt das Erfordernis einer ſol⸗ 
chen Mitteilung gegeben, die an einen großen Kreis von Perſonen 
gerichtet iſt. 

Die Anſicht der Bekl., die Abbildung enthalte eine durchaus 
handelsübliche und geläufige Übertreibung, mag vielfach geteilt 
werden, wie auch die Bekl. durch Vorlage einiger Abbildungen ähn⸗ 
licher Art glaubhaft dargelegt hat. Gleichwohl iſt eine ſolche An⸗ 
ſchauungsweiſe nicht zu billigen. Daß auch heute noch dieſe falſche 
Anſicht vertreten ſein mag, beweiſt vielleicht auch die Notwendig⸗ 
keit der Richtlinien, die der Werberat der Deutſchen Wirtſchaft für 
die Ausführung und Geſtaltung der Wirtſchaftswerbung durch Bek. 
v. 1. Nov. 1933 (RAnz. 33 Nr. 256) herausgegeben hat. Es heißt 
dort im § 6 Abſ. 4: „Wer Wirtſchaftswerbung ausführt, hat dabei 
als ehrbarer Kaufmann zu handeln. Alle Angaben müſſen wahr 
und klar fein und die Möglichkeit einer Irre⸗ 
führung vermeiden.“ 

Die auch von der Kl. angeführten Richtlinien, die allerdings 
als Maßnahme einer Verwaltungsſtelle nicht die Kraft von Ge- 
ſetzen beſitzen mögen, zeigen die Einſtellung des Staates zur Frage 
der Wirtſchaftswerbung und ſind damit durchaus geeignet, dem 
Richter in zweifelhaften Fallen Anhaltspunkte zu geben. 

Die in der Bekanntmachung des Werberates dem Werbenden 
auferlegte Wahrheitspflicht iſt auch ſchon jeher in der Recht⸗ 
ſprechung von dem Kaufmann verlangt worden. In einem ähn⸗ 
lich gelagerten Falle hat z. B. das OLG. in Hamm bereits im 
Jahre 1913 (abgedr. MuW. XIII, 112) ausgeſprochen, daß eine 
Abbildung von Fabriken bis zu einem gewiſſen Grade den An⸗ 
blick erſetzen ſoll und daß daher Abbildungen ebenſo wie örtliche 
Erklärungen nicht geradezu Unwahrheiten enthalten dürften. 

Der Meinung der Bekl., es dürfe ihr niemand verwehren, ihr 
Eigentum abzubilden, was ſie auch wahrheitsgemäß getan habe, 
kann nicht beigetreten werden. Freilich wird ihr niemand ihr Tun 
verwehren, folange es ſich in den Grenzen der Rechtsordnung voll⸗ 
zieht. Es muß aber da beſchräukt werden, wo es ſtörend in den ge⸗ 
ſchützten Rechtskreis anderer eingreift oder öffentliche Belange 
verletzt. Im privaten Leben mag die Bekl. die Abbildung beliebig 
verwenden. Sobald ſie aber als Mitbewerber im allgemeinen Wett⸗ 
bewerb auftritt, werden ihr die Pflichten und Beſchränkungen auf⸗ 
erlegt, die die Geſetze für jedermann aufſtellen. Das tft hier vor 
allem die Wahrheitspflicht, die bei Vermeidung von Rechtsnach⸗ 
teilen zu erfüllen iſt. Die Bekl. bleibt zwar bei der Wahrheit, ſo⸗ 
weit ſich die Abildung auf ihr Eigentum bezieht, ſoweit ſie je⸗ 
doch die geſchäftlichen Verhältniſſe darſtellt, iſt die An⸗ 
gabe unrichtig. Nur darauf kommt es aber im kaufmänniſchen 
Wettbewerb an. 

Die Abbildung des Fabrikgebäudes iſt ſchließlich auch geeig⸗ 
net, bei dem Betrachter den Anſchein eines beſonders günſtigen 
Angebots hervorzurufen. Die Grenzen der Auslegung deſſen, was 
unter einem beſonders günſtigen Angebot zu verſtehen iſt, ſind 
weit zu ziehen und nicht beſchränkt auf Preis, Art und Güte der 
Ware. Der Begriff umfaßt vielmehr alle Umſtände, insbeſ. auch 
Größe und Umfang des Betriebes, die dem Käufer oder Händler 
günſtig für einen Abſchluß erſcheinen können (vgl. Baumbach 
a. a. O. § 3 Anm. 3 à und die dort erwähnte Rſpr.). 

Das LG. hat die Eignung der Abbildung, den Anſchein eines 
beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen, mit der Begründung 
verneint, daß durch fie eine Täuſchung der Öffentlichkeit nicht her⸗ 
beigeführt werden könne, zumal der Verkehr bei der Reklame an 
ſtarke Übertreibungen gewöhnt ſei. Dieſer Anſicht kann jedoch nicht 
beigetreten werden. Das LG. legt den Begriff der erlaubten 
Übertreibung zu weit aus. Erlaubt iſt die Übertreibung in 
der Werbung nur, ſoweit die Offentlichkeit nicht irregeführt 
wird. Dies kann z. B. zutreffen, wenn ſich die übertreibende Dar⸗ 
ſtellung in einer Witzdarſtellung oder Karikatur eingekleidet findet; 
hier läßt das NG. mit Recht ſelbſt grobe Übertreibungen zu, um 
der geſchäftlichen Werbung nicht Phantaſie, Witz, Geiſt und Kari⸗ 
katur zu entziehen, die gerade oft ſtärkſte Aufmerkſamkeit des Be⸗ 
ſchauers erwecken und ſtärkſte Werbekraft entfalten. Unerlaubt iſt 
die Übertreibung dagegen, wenn der Verkehr nicht mit Gewißheit 
imſtande iſt, die Übertreibung auf das Maß des Wirklichen 
zurückzuführen. Wo alſo die Unwahrheit nicht erſichtlich zutage tritt, 
da iſt ſie zu verbieten. Bei der Werbung der Bekl. trifft letzteres 
zu. Selbſt wenn man die Halle 6 als zum Betriebe der Bekl. ge 
hörig anſieht, und ſelbſt dann, wenn man den benutzten Raum als 
voll beanſprucht erachtet, fo macht doch die Fläche des vermieteten 
und des leerſtehenden Raumes faſt die Hälfte der geſamten be⸗ 
bauten Fläche aus. Einen Anhaltspunkt für den Umfang der 
Übertreibung hat alſo der Beſchauer nicht. Ebenſowenig kann er ſich 


vorſtellen, daß der abgebildete, rauchende Schornſtein, der für ge⸗ 
wöhnlich mit einer eigenen Krafterzeugungsanlage verbunden iſt, 
in Wirklichkeit völlig betriebsungeeignet iſt; eine Keſſelanlage be⸗ 
ſteht überhaupt nicht mehr. Dieſe Tatſachen find alſo irreführend. 
Sie erwecken den Eindruck eines Großunternehmens, 
was die Bekl. ſelbſt nicht zu ſein behauptet, und ſind geeignet, 
den Intereſſenten über die Leiſtungsfähigkeit falſche Vorſtellungen 
zu vermitteln (vgl. RG. 92, 382; OLG. Hamm a. a. O. S. 112). 
Das Vorbringen der Bekl. fie ſei ſeit dem Beginn der Fabri⸗ 
kation im Aufſtieg, iſt gegenüber dem Feſtgeſtellten unerheblich, 
denn die Werbung ſoll einen gegebenen Zuſtand, nicht aber ein 
ſpäteres, ungewiſſes Ziel als Grundlage haben. 
(OLG. Kaſſel, 2. Ziv Sen., Urt. v. 5. Aug. 1937, 2 U 99/37.) 


Reichsſtraßenverlehrsordnung 


30. OLG. — 8 25 RStraß VerkO. und Ziff. II Abſ. 6 Ausf⸗ 
Anw. dazu; § 26 Abſ. 6 RStraßVerkO. Das Anhalten braucht nicht 
unbedingt auf der äußerſten rechten Straßenſeite zu erfolgen. 
Das iſt jedoch dann notwendig, wenn der Haltende nach den Ver⸗ 
kehrsverhältniſſen mit dem Einholen (Überholen) durch einen an⸗ 
deren Verkehrsteilnehmer während des Haltens rechnen muß. 


Der Ehemann der Kl. iſt in der Dunkelheit auf einer Fern⸗ 
verkehrsſtraße auf den haltenden PR W. des Bekl. von hinten mit 
feinem PKW. aufgefahren. Durch den Aufprall iſt die Kl., welche 
in dem Wagen ihres Mannes mitfuhr, körperlich verletzt worden. 
Das LG. hat den Bekl. zum Schadenerſatz verurteilt; es meint, 
der Bekl. hätte ſtatt nahe an Straßenmitte, wie er es getan hat, 
nach Ziff. II Abſ. 6 Ausf Anw. zum § 25 RStraßVerkO. auf der 
äußerſten rechten Straßenſeite halten müſſen. Das OLG. iſt dem 
im Ergebnis, jedoch mit anderer Begründung beigetreten. 

Ziff. II 6 a. a. O. beſtimmt: „Das... Halten von Fahrzeu⸗ 
gen iſt .. . nur auf der rechten Seite der Fahrſtraße geftattet. Auf 
Einbahnſtraßen darf links ... angehalten werden.“ Die Aus⸗ 
legung, welche das LG. dieſer Vorſchrift gibt, kann ſie allein ſchon 
deswegen nicht erfahren, weil ſie ſchlechthin nur von der „rechten 
Seite“ ſpricht, die RStraßVerkO. und ihre Ausf Anw. an anderen 
Stellen dagegen ausdrücklich von der „äußerſten rechten Seite“ ſpre⸗ 
chen, alſo einen Unterſchied machen zwiſchen der rechten Seite und 
der äußerſten rechten Seite. Rechte Seite bedeutet den Raum der 
Fahrbahn rechts von ihrer Mittellinie; rechts bedeutet in Ziff. II 6 
demnach weiter nichts als den Gegenſatz zu links, was aus der 
Freigabe dort auch der linken Seite zum Anhalten auf Einbahn⸗ 
ſtraßen noch beſonders deutlich hervorgeht. 

Der Bekl. hat tatſächlich auf der rechten Straßenſeite gehal⸗ 
ten. Indeſſen aber ſo weit nach der Straßenmitte zu, daß die linke 
Begrenzung ſeines Wagens nur wenige Zentimeter von der Stra⸗ 
ßenmittellinie entfernt war. In dieſer Stellung zu halten, verbot 
ihm zwar nicht die Vorſchrift in Ziff. II 6, wohl aber unter den 
hier obwaltenden Umſtänden die Vorſchrift des § 26 Abſ. 6 RStraß⸗ 
VerkO. Nach ihr hat ein Eingeholter dem einholenden ſchnelleren 
Verkehrsteilnehmer das Überholen durch Einhalten der äußer⸗ 
ſten rechten Seite zu ermöglichen. Wenn der Bekl., wie er an⸗ 
gegeben hat, anhielt, damit ſeine Tochter ausſteigen konnte, um ein 
Straßenſchild zu leſen und dann wieder einzuſteigen, ſo mußte er 
notwendigerweiſe mit einer Dauer des Haltens von mehreren Mi⸗ 
nuten rechnen. Dieſe Zeit des Stillſtehens brachte ihn auf der 
verkehrsreichen Fernverkehrsſtraße von vornherein mit allergrößter 
Wahrſcheinlichkeit in die Lage des Eingeholt⸗ und Überholtwerdens 
durch andere ſchnellere Verkehrsteilnehmer, denen er dann das in 
§ 26 Abſ. 6 gebotene Rechtsheranfahren ſchuldig war. Er hätte 
demnach an der von ihm gewählten Stelle nicht anhalten dürfen, 
ohne zuvor durch ſorgfältige Rückſchau ſich Gewißheit zu verſchaffen, 
daß es während der mutmaßlichen Dauer ſeines Haltens nicht zum 
Überholen durch andere kommen werde. Solange er dieſe natürlich 
nur ausnahmsweiſe gegebene Gewißheit nicht hatte, mußte er ſich 
der Vorſchrift entſprechend auf ein Überholtwerden einrichten, alfo 
vor dem Halten ſcharf rechts heranfahren. Er befand ſich daher im 
Augenblick des Eingeholtwerdens durch den anderen Wagen an 
einer Stelle, an der er nicht hätte ſein dürfen, und zwar weil er 
die gebotene Sorgfalt nicht beobachtet hatte: die Rückſchau nach 
hinten unterlaſſen hatte, bei der er den auf ſchon etwa 50 m her⸗ 
angekommenen anderen Wagen wahrgenommen hätte, oder das 
anderenfalls gebotene Rechtsheranfahren. Er hat dadurch den Un⸗ 
fall und den Schaden der Kl. ſchuldhaft verurfacht; denn bis zum 
Beweiſe des Gegenteils iſt anzunehmen, daß der Unfall nicht ge⸗ 
ſchehen wäre, wenn er ſich richtig verhalten hätte. Er iſt daher 
der Kl. nach § 823 BOB. ſchadenserſatzpflichtig. Die Kl. braucht 
ſich dabei als Inſaſſin des Pu W. ihres Mannes auch nicht das 
wohl zu beiahende, zum ſpäteren Ausgleich die beiden PaW.⸗ 
Führer ſelbſt untereinander verpflichtende mitwirkende Verſchul⸗ 
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den ihres Mannes entgegenhalten zu laſſen, da es kein Verſchul⸗ 
den ihrer als der durch den Unfall Geſchädigten ſelbſt noch eines 
anderen iſt, für deſſen Handlungsweiſe fie nach § 254 BGB. ein⸗ 
ſtehen müßte. 

(OLG. Naumburg, Urt. v. 6. Juli 1937, 7 U 83/37.) 


Bauernrecht 

31. KG. — 88 20 Ziff. 3, 5, 21 Abſ. 4 Satz 2 NEG, Halb⸗ 
bürtige Brüder eines Bauern haben als Anerben grundſätzlich den 
Vorrang vor vollbürtigen Schweſtern. Sie behalten — ebenſo wie 
halbbürtige Schweſtern — ihre Stellung innerhalb der Anerben⸗ 
ordnung auch dann, wenn ſie mit dem Erblaſſer nicht denjenigen 
Elternteil gemeinſam haben, aus deſſen Sippe der Erbhof her⸗ 
rührt. 7) 

Der am 1. Dez. 1905 verſtorbene Bauer Heinrich R. war 
Eigentümer eines damals in der hannoverſchen Höferolle und jetzt 
in der Erbhöferolle eingetragenen Erbhofes. Von ihm ging der 
Hof auf ſeinen einzigen Sohn, den Erblaſſer Wilhelm R., über. 
Dieſer ſtarb am 20. April 1936, ohne Abkömmlinge zu hinter⸗ 
laſſen. Aus der Ehe des Heinrich R. waren aber außer dem Erb 
laſſer zwei Töchter hervorgegangen, von denen die noch lebende 
Marie R. die ältere iſt. Die Witwe des Heinrich R. und Mutter 
des Erblaſſers ſowie der Marie R. hatte ſich im Jahre 1907 
wieder verheiratet. Aus dieſer Ehe iſt ein Sohn, Heinrich Sch., 
hervorgegangen. 

Nach dem Tode des Erblaſſers erwirkte Heinrich Sch. bei 
dem Nachlaßgericht einen bz dahin, daß er der Anerbe des 
zu dem Nachlaſſe gehörigen Erbhofes geworden ſei. Auf eine 
Beſchw. der Marie R., die ſelbſt die Anerbin zu fein glaubt, 
ordnete das LG. die — noch nicht durchgeführte — Einziehung 
des Erbſcheins an. Die hiergegen eingelegte weitere Beſchw. des 
Heinrich Sch. hatte Erfolg. 

Zum Anerben find nach § 20 RES, wenn der Erblaſſer, wie 
hier, weder von einem Abkömmling noch von ſeinem Vater über⸗ 
lebt worden iſt, zunächſt in der dritten Ordnung ſeine „Brüder“ 
und ſodann in der fünften Ordnung ſeine „Schweſtern“ berufen. 
Zu den Brüdern und zu den Schweſtern gehören ſchon nach dem 
allgemeinen Sinne dieſer Bezeichnungen nicht nur vollbürtige, 
welche die beiden Elternteile, ſondern auch halbbürtige, welche nur 
einen Elternteil mit dem Erblaſſer gemeinſam haben. Daß dies 
auch die Auffaſſung des Geſetzgebers geweſen iſt, wird beſtätigt 
durch § 21 Abſ. 4 Satz 2 RES, wonach „bei Brüdern oder Schwe— 
ſtern Vollbürtige vor Halbbürtigen gehen“. Zugleich iſt damit die 
Reihenfolge der vollbürtigen und der halbbürtigen Geſchwiſter 
innerhalb jeder der beiden Ordnungen Nr. 3 und Nr. 5 geregelt. 
Es ſoll ein vollbürtiger Bruder einem halbbürtigen und eine voll⸗ 
bürtige Schweſter einer halbbürtigen vorgehen. Dagegen ändert 
die Beſtimmung nichts an dem durch § 20 NEG feſtgelegten Vor⸗ 
gang der Brüder einſchließlich der halbbürtigen vor den Schwe⸗ 
ſtern wiederum einſchließlich der halbbürtigen. Sie wäre ſonſt auch 
offenbar unvollſtändig. Denn wenn eine vollbürtige Schweſter des 
Erblaſſers grundſätzlich oder wenigſtens unter beſonderen Umſtän⸗ 
den den Vorrang vor einem halbbürtigen Bruder haben ſollte, ſo 
müßte dasſelbe erſt recht von einer Tochter des Erblaſſers oder 
von deren Söhnen gelten, die in der vierten Erbfolgeordnung 
zweifellos vor vollbürtigen und halbbürtigen Schweſtern des Erb⸗ 
laſſers berufen ſind. Inſoweit fehlt aber jede Beſtimmung zur 
entſprechenden Anderung der Rangordnung. 

Bei dieſer, mindeſtens dem Wortlaut nach, eindeutigen Re⸗ 
gelung des Geſetzes iſt im vorl. Falle Heinrich Sch. als halb⸗ 
bürtiger Bruder des Erblaſſers zum Anerben berufen und nicht 
Marie R. als vollbürtige Schweſter (ebenſo Hennig, „REG“, 
S. 306, in dem dort gegebenen Beiſpiel). Damit geht nun freilich 
der Erbhof, der von dem Vater des Erblaſſers herrührt, in eine 
andere Sippe über, während er beim Übergang auf die Marie R. 
wenigſtens dem Weibesſtamme der Hofesſippe erhalten bleiben 
würde. Es fragt ſich, ob das zu einer anderen Auslegung des 
Geſetzes führt. 

Das LG. nimmt dies an, indem es den § 21 Abſ. 4 Satz 2 
Rech dahin verſteht, daß wenigſtens in einem Falle der vorl. Art 
vollbürtige Schweſtern den Vorrang vor halbbürtigen Brüdern 
haben ſollten. Es iſt bereits dargelegt worden, daß dieſe Aus⸗ 
legung unmöglich iſt. Sie würde aber auch nicht einmal in allen 
Fällen genügen, um beim Vorhandenſein halbbürtiger Geſchwiſter 
des Erblaſſers den Übergang des Erbhofs in eine fremde Sippe 
zu verhindern. Hinterläßt der Erblaſſer z. B. nur einen halb⸗ 
bürtigen Bruder und eine halbbürtige Schweſter aus verſchiedenen 
Ehen des nicht zur Erbhofſippe gehörigen Elternteils und ſtammt 
nur die halbbürtige Schweſter aus der d ſo würde der 
Anfall des Hofes an ſie mit der landgerichtlichen Auslegung des 
§ 21 Abſ. 4 Satz 2 RES offenbar nicht zu begründen ſein. Das 
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Weſen des hier zur Entſch. ſtehenden Falles ift eben nicht, daß 
ein halbbürtiger Bruder den Vorrang vor einer halbbürtigen 
Schweſter in Anſpruch nimmt, ſondern daß derjenige halbbürtige 
Bruder und diejenige halbbürtige Schweſter, welche nach der An⸗ 
erbenorduung des § 20 in Verbindung mit der Ergänzungsvor⸗ 
ſchrift des § 21 Abſ. 4 Satz 2 RES zum Anerben berufen zu fein 
ſcheinen, mit dem Erblaſſer nur den nicht zur Hofesſippe gehörigen 
Elternteil gemeinſam haben, während andere im Range nach⸗ 
gehende Angehörige der Anerbenordnung, nämlich ein anderer 
halbbürtiger Bruder, eine Tochter (nach der Übergangszeit des 
§ 21 Abſ. 7 REG), eine vollbürtige oder halbbürtige Schweſter 
oder endlich die in der ſechſten Ordnung vorhandenen Abkömm⸗ 
linge des Erblaſſers, aus der Hofesſippe ſtammen. Man müßte 
daher, wenn man dieſe Bevorzugung grundſätzlich verhindern 
wollte, den § 20 REG ſelbſt in Ziff. 3 und 5 dahin einſchränken, 
daß zu den dort aufgeführten Brüdern und Schweſtern halbbürtige 
Geſchwiſter nicht gehören, wenn der Erbhof von demjenigen 
Elternteil herrührt, mit dem der Halbbürtige nicht verwandt iſt. 
Es würde ſich dann alsbald die weitere Frage ergeben, ob die 
damit aus den Ordnungen Nr. 3 und 5 ausgeſchiedenen Halb- 
geſchwiſter des Erblaſſers geſetzlich überhaupt nicht als Erben be 
rufen ſind oder ob für ſie zwei neue Ordnungen, nämlich eine 
ſiebente für zurückgeſetzte halbbürtige Brüder und eine achte für 
zurückgeſetzte halbbürtige Schweſtern geſchaffen werden ſoll. Die 
erſte Annahme wäre deshalb bedenklich, weil die in Frage ſtehen⸗ 
den Halbgeſchwiſter zweifellos dann nicht ausgeſchieden werden 
können, wenn im einzelnen Falle Anerben aus der Hofesſippe 
nicht vorhanden ſind, wobei zu beachten iſt, daß der Erblaſſer ſelbſt 
den Hof aus einer fremden Sippe erworben haben kann. Aber 
auch gegen die Schaffung neuer Anerbenordnungen beſteht ein 
erhebliches Bedenken inſofern, als eine ſolche Ergänzung des Ge⸗ 
ſetzes über die Aufgaben der Rſpr. hinausgehen dürfte. Zu ev 
wägen bliebe weiter, ob die nur durch einen Elternteil mit dem 
Erblaſſer verwandten Geſchwiſter auch dann zurückgeſetzt werden 
ſollen, wenn der Erbhof nicht von dem anderen Elternteil ſelbſt, 
ſondern von einen näheren oder weiteren Verwandten desſelben 
herrührt. Soll es dabei einen Unterſchied ausmachen, ob die halb⸗ 
bürtigen Geſchwiſter mit dem früheren Eigentümer des Erbhofes 
ebenfalls, wenn auch vielleicht in entfernterem Grade verwandt 
find, und ſoll es ferner darauf ankommen, ob vielleicht urſprüng 
lich der Erbhof ſogar gerade das Erbgut ihrer Sippe geweſen iſt? 
Das letztere kann z. B. dann vorkommen, wenn eine Frau dem 
Ehemann ihren eingebrachten Erbhof überlaſſen hat. Die erörterte 
Einſchränkung der Ordnungen Nr. 3 und Nr. 5 des § 20 Rec 
würde nach alledem in ihren Einzelheiten mehr oder weniger will 
kürlich ſein. Sie ſcheint aber auch ganz abgeſehen hiervon nicht 
möglich. 

§ 56 Roch gibt allerdings dem Richter die Anweiſung, einen 
bei Anwendung des Geſetzes entſtandenen Zweifel fo zu entſchei⸗ 
den, wie es dem in den Einleitungsworten dargelegten Zwecke des 
Geſetzes entſpricht. Bei der für den vorl. Fall getroffenen ein⸗ 
deutigen und lückenloſen Regelung des Geſetzes können aber 
Zweifel über deren Sinn überhaupt nicht auftauchen. Für einen 
ſolchen Fall erlaubt § 56 keineswegs, die klare Geſetzesvorſchrift 
mit der Begründung abzuändern, daß einer der Zwecke des Ge⸗ 
ſetzes auf dieſe Weiſe beſſer erreicht werden könne. 

Es tft durchaus richtig, daß, wie das L®. näher ausführt, 
der Geſetzgeber bei der Ausgeſtaltung der Anerbenordnung des 
$ 20 u. a. den Zweck verfolgt hat, die Bauernhöfe dauernd als 
Erbe der Sippe in der Hand freier Bauern verbleiben zu laſſen 
(Abſ. 2 der Einleitung zum REG). Die Bevorzugung des männ⸗ 
lichen Geſchlechtes hat vornehmlich hierin ihren Grund. Das Be⸗ 
ſtreben, den Hof nach Möglichkeit der bisherigen Hofesſippe zu 
erhalten, iſt aber, wo es in Widerſpruch mit dem anderen Be⸗ 
ſtreben gerät, die nächſten Blutsverwandten des Erblaſſers zu be⸗ 
rückſichtigen, nicht ſtreng durchgeführt worden. Das ergibt ſich 
vor allem ſchon aus der Ziff. 2 des § 20 NEG. Das Geſetz beruft 
hier unmittelbar nach den Söhnen und den Sohnesſöhnen den 
Vater des Erblaſſers zum Anerben, ohne zu unterſcheiden, ob der 
Erbhof aus ſeiner eigenen Sippe oder aus der Sippe der Mutter 
des Erblaſſers oder vielleicht aus einer fremden Sippe herrührt. 
Daß der Geſetzgeber hier nicht an die zweite Möglichkeit gedacht 
haben ſollte, erſcheint ausgeſchloſſen. Von dem Vater des Erb⸗ 
laſſers ſelbſt kann der Erbhof nur herrühren, wenn er dem Erb⸗ 
laſſer durch Vertrag unter Lebenden überlaſſen worden war. Ge⸗ 
rade dann wird der Vater aber regelmäßig weder fähig noch 
gewillt ſein, den Hof wieder zu übernehmen. Daß der Erblaſſer 
den Hof von einem Fremden erworben hat, iſt verhältnismäßig 
ſelten und wird unter der Geltung des REG noch ſeltener werden. 
Als Hauptanwendungsfall des § 20 Ziff. 2 RES bleibt alſo ge⸗ 
rade derjenige übrig, daß der Erbhof von der Mutter des Erb⸗ 
ſaſſers herrührt (ebenſo Vogels, § 20 Anm. 8). In dieſem Fall 
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kann aber die geſetzliche Regelung ſehr leicht zu dem Ergebnis 
führen, daß der Erbhof endgültig der bisherigen Sippe verloren 
geht. Man denke z. B. an folgende Geſtaltung: Die Eigentümerin 
eines Erbhofes iſt verheiratet geweſen und hat aus dieſer Ehe 
eine Tochter A. Sie heiratet wieder und hat aus der neuen Ehe 
einen Sohn B. Dieſem fällt, als ſie ſtirbt, der Erbhof zu. Nun⸗ 
mehr ſtirbt auch B., ohne Abkömmlinge zu hinterlaſſen, und ver 
erbt den Erbhof an ſeinen Vater. Dieſer heiratet wieder, hat aus 
der neuen Ehe einen Sohn C. und ſtirbt. Der Erbhof geht nun 
an C. und damit endgültig in eine andere Sippe über, obwohl 
die Tochter A. der früheren Eigentümerin noch lebt. Dieſes Er- 
gebnis liegt als Folge der uneingeſchränkten Berufung des Vaters 
zum Anerben eines ohne Söhne und Sohnesſöhne verſterbenden 
Erblaſſers ſo nahe, daß der Geſetzgeber es, wie nicht anders an— 
genommen werden kann, bewußt in Kauf genommen haben muß, 
weil er es nicht für angemeſſen erachtete, den eigenen Vater des 
Erblaſſers zugunſten irgendeines Angehörigen der bisherigen Erb 
hoffippe zu übergehen. 

Iſt aber in § 20 Ziff. 2 REG keine Rückſicht darauf genom- 
men worden, daß der Erbhof bei der getroffenen Regelung in 
eine andere Sippe übergehen kann, ſo iſt die aus dem allgemeinen 
Zwecke des Geſetzes hergeleitete Folgerung, der Geſetzgeber könne 
in Ziff. 3 und 5 den Übergang des Erbhofes an einen ſippen⸗ 
fremden Halbbruder oder an eine ſippenfremde Halbſchweſter un⸗ 
möglich gewollt haben, nicht zwingend. Eine ſolche Erbfolge mag 
grundſätzlich unerwünſcht ſein. Der Geſetzgeber kann aber dafür, 
daß er ſie gleichwohl zugelaſſen hat, ſeine Gründe gehabt haben. 
Die Halbgeſchwiſter gehören immerhin, auch wenn ſie nicht der 
Erbhofſippe entſtammen, zu den nächſten Blutsverwandten des 
Bauern und haben nicht ſelten auf dem Hofe mitgearbeitet, ſo 
daß ihre Zurückſetzung gewiſſen Bedenken unterliegen würde. Vor 
allem aber hätte die Klarheit und Einfachheit der geſetzlichen Hof⸗ 
ſolgeordnung leiden müſſen, wenn bei ihrer Aufftellung auf die 
Herkunft des Erbhofes in jedem einzelnen Fall noch beſonders 
Rückſicht genommen worden wäre. Das gilt um ſo mehr, als, 
worauf bereits hingewieſen worden iſt, der Erblaſſer den Erbhof 
von einem entfernteren Verwandten erworben haben kann, mit 
dem auch die Halbgeſchwiſter verwandt ſind, und als ferner der 
Erbhof ſich urſprünglich gerade in der Sippe der Halbgeſchwiſter 
befunden haben kann. Die danach notwendige Abgrenzung des 
Begriffes eines aus einer beſtimmten Sippe ſtammenden Erb— 
bofes ſowie der „ſippefremden“ Halbgeſchwiſter hätte ebenfalls 
Schwierigkeiten gemacht und den klaren Aufbau der Erbfolgeord— 
nung geſtört. 

Es iſt endlich nicht richtig, daß die Herkunft des Erbhofes in 
den bisherigen Höfegeſetzen bei der Geſtaltung der Erbfolge überall 
den Ausſchlag gegeben hätte. Nach dem preußiſchen Anerbengeſetz 
für die Provinz Weſtfalen v. 2. Juli 1898 (vgl. GS. 139) und 
nach dem preußiſchen Höfegeſetz für die Provinz Hannover vom 
28. Juli 1908 (GS. 631) hatten zwar vollbürtige Geſchwiſter ganz 
allgemein den Vorrang vor halbbürtigen, alſo im Gegenſatz zu 
& 21 Abſ. 4 Satz 2 RES vollbürtige Schweſtern vor halbbürtigen 
Brüdern. Das gilt aber ohne Rückſicht auf die Zugehörigkeit der 
letzteren zu der Erbhoſſippe (§ 17 Satz 2 bzw. § 104); vor allem 
entſchied im Verhältnis von halbbürtigen Geſchwiſtern unterein⸗ 
ander wiederum nicht die Zugehörigkeit zu der Erbhofſippe, ſon⸗ 
dern das Lebensalter, ſo daß der Hof im einzelnen Falle gerade 
auf denjenigen übergehen könnte, der mit dem Rechtsvorgänger 
des Exblaſſers nicht blutsverwandt war. 

Das Verwaltungsamt des Reichsbauernführers iſt in einer 
autachtlichen Außerung v. 21. Dez. 1936 (TG 8300/36) zu einem 
anderen Ergebnis gelangt. Es erachtet für zweifelsfrei, daß nach 
dem Willen des Geſetzgebers nur derjenige Halbbruder den Vor⸗ 
rang vor einer aus der Hofesſippe ſtammenden vollbürtigen oder 
halbbürtigen Schweſter haben ſolle, der mit dem Erblaſſer den⸗ 
jenigen Elternteil gemeinſam habe, von dem der Erbhof herrühre. 
Der Senat vermag ſich dem aus den erörterten Gegengründen, 
die in dem Gutachten nicht berückſichtigt worden ſind, nicht anzu⸗ 
ſchließen. Es muß dabei verbleiben, daß der BeſchwF. Heinrich 
Sch., wie § 20. Ziff. 3 und 5 i. Verb. m. § 21 Abſ. 4 Satz 2 REG 
mit aller Klarheit ausdrücklich beſtimmt, als halbbürtiger Bruder 
des Erblaſſers vor deſſen vollbürtiger Schweſter Marie R. zum 
Anerben des Hofes berufen iſt. Wer von den beiden die beſſere 
Eignung zur Bewirtſchaftung des Hofes beſitzt, iſt bei der Entſch. 
der für die Richtigkeit des ausgeſtellten Erbſcheines allein maß⸗ 
gebenden grundſätzlichen Rechtsfrage der Auslegung des § 20 
Reh bedeutungslos. Die Bauernfähigkeit des Heinrich Sch. ſteht 
außer Zweifel. 

(K G., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 26. Aug. 1937, 1 WX 364/37.) [H. 


Anmerkung: Nach § 21 Abſ. 4 REG gehen unter den Brü⸗ 
dern und Schweſtern vollbürtige vor halbbürtigen, d. h. der halb 


bürtige Bruder geht zwar dem vollbürtigen Bruder nach, aber 
der vollbürtigen Schweſter vor (vgl. Vogels, S. 326, Bem. 29). 
Daß dies der Sinn der Vorſchrift iſt, ergibt ſich u. a. auch aus 
dem Gegenſatz zu der Regel in $ 21 Abf. 5 über die Rangſtellung 
der unehelichen Kinder: „Uneheliche Kinder der Mutter gehen 
ſchlechthin den ehelichen Kindern nach“ Hier hat alſo der 
uneheliche Sohn hinter der ehelichen Tochter zurückzutreten. Über 
den Wortſinn des § 21 Abſ. 4 kann ſomit kein Zweifel beſtehen. 

Im vorl. Falle führt nun die Anwendung dieſer Regel dazu, 
daß der Hof an einen Halbbruder fällt, von deſſen Elternteil 
der Hof nicht herſtammt, während eine vollbürtige Schweſter vor⸗ 
handen iſt, die mit dem Erblaſſer den Elternteil gemeinſam hat, 
der Eigentümer des Hofes geweſen iſt. M. E. hat das KG. mit 
Recht entſchieden, daß dieſer Umſtand eine Abweichung von der 
Regel des § 21 Abi. 4 nicht zu rechtfertigen vermag. 

Denn ſo, wie dieſer Fall nun einmal liegt, läßt ſich der Hof 
ſtreng genommen überhaupt nicht in der urſprünglichen Familie 
erhalten; der Übergang an die Tochter bedeutet doch ebenfalls ein 
Abgleiten in eine andere Sippe: iſt die Tochter verheiratet, ſo 
fällt der Hof bei ihrem Tode an ein Kind aus ihrer Ehe, alſo ein 
Kind, deſſen Vater einer fremden Sippe angehört. Stirbt ſie 
dagegen kinderlos, ſo fällt der Hof an ihren Halbbruder Heinrich 
Sch.; es tritt alſo dasſelbe Ergebnis ein, das die Gegenmeinung 
gerade vermeiden möchte. Für den Vorrang des halbbürtigen 
Bruders vor der vollbürtigen Schweſter ſpricht auch die Er⸗ 
fahrung, daß ein Mann zur Bewirtſchaftung des Hofes im allge⸗ 
meinen beſſer geeignet iſt, als eine Frau. 7 

Sollte die Anwendung des § 21 Abſ. 4 im Einzelfall zu einer 
beſonderen Härte führen, ſo ſteht es dem Erblaſſer frei, durch eine 
Verfügung von Todes wegen eine abweichende Regelung zu 
treffen (vgl. § 25 Abſ. 4 RES). Außerſtenfalls käme eine An⸗ 
wendung des § 54 EHRV in Frage. 

MinR. Dr. Vogels, Berlin. 
* 


32. KG. — 8 37 Rec. Enteignungsbeſchlüſſe bedürfen nicht 
der Genehmigung des Acc. A eee \ 

Das Erſuchen erſetzt den Eintragungsantrag und die Eins 
tragungsbewilligung, aber nicht die ſonſtigen zur Eintragung not⸗ 
wendigen Erforderniſſe. Die erſuchende Behörde müßte deshalb, 
wenn eine Genehmigung des AEG notwendig wäre, die Genehinis 
gung nachweiſen. Ob die Genehmigung erforderlich iſt, iſt ſtreitig; 
es wird aber überwiegend angenommen, daß die Enteignung ge⸗ 
nehmigungsfrei iſt (REH 2, 51 = JW. 1936, 105 10; L690 
Celle: ErbhRſpr. § 37 b Nr. 23; Vogels, § 37 Anm. 16; 
Baumecker, § 37 Anm. 6; Henke⸗Mönch, § 20 GBO. 
Anm. 60 d). Dagegen halten die Genehmigung des AEG für er⸗ 
forderlich: Hennig, § 37 Anm. 3 b, Gülland Nr. 205, Sie⸗ 
fert S. 251, Wöhrmann S. 204. Der Senat folgt der erſten 
Anſicht. 8 37 REG ſpricht zwar ſchlechthin von Veräußerungen. 
Darunter könnte auch ein kraft Geſetzes eintretender Eigentums⸗ 
übergang fallen. Aus dem Umſtand, daß der Vorläufer des REG, 
das Preußiſche Bäuerliche Erbhofrecht, in $ 5 ausdrücklich nur 
rechtsgeſchäftliche Veräußerungen für genehmigungspflichtig er⸗ 
klärt hat, kann aber nicht geſchloſſen werden, daß das RES von 
der Regelung in dem preußiſchen Geſetz ausdrücklich abweichen 
und jeden Eigentumsübergang unter Lebenden von der Genehmi⸗ 
gung des AEO abhängig machen wollte (ſo Gülland a. a. O.). 
Dagegen ſprechen gewichtige Gründe. Ein Grundſtück darf ſtets 
nur aus zwingenden Gründen des Allgemeinwohls enteignet wer⸗ 
den. Hinter dieſen müſſen einzelne Fälle, auch die beſonders mit 
dem REG verfolgten Zwecke zurückgeſtellt werden. Sehr häufig 
wird die Enteignung über ein einzelnes Grundſtück oder einen 
einzelnen Erbhof hinausgreifen und zur Erreichung eines größe⸗ 
ren Zieles eine Reihe von Grundſtücken erfaſſen, ſo daß die Not⸗ 
wendigkeit der Enteignung der einzelnen Grundſtücke nach ein⸗ 
heitlichen Geſichtspunkten im Rahmen der Geſamtenteignung be⸗ 
urteilt werden muß. Die Enteignungsbehörde hat dann alle für 
und gegen die Enteignung ſprechenden Gründe und die Belange 
der daran beteiligten Perſonen gegeneinander abzuwägen. Sie hat 
alſo eine umfaſſendere Prüfung vorzunehmen als das AEG, das 
die Zwecke des REG in den Vordergrund zu ſtellen hat. Es kann 
deshalb nicht angenommen werden, daß das AEG durch Ver⸗ 
ſagung der Genehmigung die Enteignung hinfällig machen kann. 
Dazu kommt, daß die Abwägung aller Umſtände zweckmäßig im 
Enteignungsverfahren ſelbſt erfolgen muß. Die Enteignungsbe⸗ 
hörde iſt auch in der Lage, durch Beteiligung der Organe des 
Reichsnährſtandes die bäuerlichen Geſichtspunkte hinreichend zur 
Geltung zu bringen. Dagegen würde es, wie das LEHE Celle 
d. a. O. mit Recht hervorhebt, unzweckmäßig ſein, eine rechts⸗ 
kräftig beſchloſſene Enteignung in ihrer Wirkung von der Geneh⸗ 
migung der Anerbenbehörde abhängig zu machen, was bei Ver⸗ 
ſagung der Genehmigung zur Wiederaufnahme des Enteignungs⸗ 
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verfahrens führen müßte. Es hätte dann ſchon angeordnet werden 
müſſen, daß die Genehmigung des Abc vor Abſchluß des Ent⸗ 
eignungsverfahrens einzuholen tft, jo wie etwa die Genehmigung 
zur Verſteigerung eines Grundſtücks nach der Grundſtücksverkehrs⸗ 
bekanntmachung vor Abgabe des Gebots beigebracht werden muß. 
Schließlich wäre es, wie Vogels a. a. O. zutreffend hervorhebt, 
ungewöhnlich, wenn das Geſetz ſtillſchweigend die Wirkſamkeit der 
meiſt von mittleren oder von oberen Behörden vorzunehmenden 
Enteignung an die Genehmigung des AEB hätte knüpfen wollen. 
Neuere Enteignungsgeſetze haben nun in einer Reihe von Fällen 
zum Ausdruck gebracht, daß die Genehmigung des AEG in den 
von ihnen behandelten Fällen nicht notwendig ſei (vgl, die Zus 
ſammenſtellung bei Vogels, § 37 Anm. 16 und S. 36). So ſind 
die zum Bau der Kraftfahrbahnen erforderlichen Grundſtücke im 
Umlegungsverfahren auszuſcheiden ($ 9b Geſ. über Reichsauto⸗ 
bahnen v. 18. Dez. 1933 RG Bl. I, 1081), jo daß der Rechts⸗ 
übergang gemäß § 32 Abf. 1 Nr. 2 EHNB genehmigungsfrei iſt. 
Ahnlich iſt die Rechtslage auf Grund des § 2 VO. v. 25. Okt. 1935 
(RGBl. I, 1273) zu dem Gef. über das Staubecken Turawa. In 
den SS 6 Abſ. 2, 7 Abſ. 2, 13 Abſ. 1 Geſ. v. 13. Febr. 1935 (RGBl. 
J. 189) über den Bau der Saaletalſperre von Hohenwarte find 
nur beſtimmte Entſch. der Enteignungsbehörde nach Anhörung 
des AEG zu erlaſſen, woraus folgt, daß für die Enteignung als 
ſolche die Genehmigung des AES nicht vorgeſehen iſt. Nach 8 3 
DurchfVO. v. 21. Aug. 1935 (RGBl. I, 1097) zu dem Gef. über 
die Landbeſchaffung für die Zwecke der Wehrmacht ſchließlich iſt 
ſogar zur freihändigen Veräußerung von Erbhofgrundſtücken un⸗ 
ter beſtimmten Vorausſetzungen die anerbengerichtliche Genehmi⸗ 
gung nicht erforderlich, woraus ſich ebenfalls ergibt, daß ſie zur 
Enteignung nicht notwendig iſt. Aus den oben erörterten Grün⸗ 
den kann nicht angenommen werden, daß es ſich hier um Aus⸗ 
nahmefälle handelt, deren beſondere Regelung notwendig war, 
weil das Geſetz grundſätzlich die Genehmigung für erforderlich 
hält (jo Siefert a. a. O.). Vielmehr iſt anzunehmen, daß die 
Vorſchriften auf dem allgemeinen Gedanken beruhen, daß Ent⸗ 
nor als Staatshoheitsakte der Genehmigung des AE nicht 
edürfen. 


(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 23. Sept. 1937, 1 WX 20008 
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33. KG. — 837 REG. Wird ein im Miteigentum ſtehendes 
erbhoffähiges Grundſtück an eine bauernfähige Einzelperſon auf⸗ 
gelaſſen, ſo bedarf dieſe, wenn ſie ſich nicht als Eigentümer ein⸗ 
tragen läßt, zu einer weiteren Auflaſſung an andere Perſonen nicht 
der Genehmigung des AEG. 


Die vorbezeichneten Grundſtücke, die in ihrer Geſamtheit den 
ſachlichen Anforderungen an einen Erbhof entſprechen, ſind im 
Grundbuche teils als Eigentum der Eheleute Konrad K. und Mar⸗ 
garete geb. J., teils als Alleineigentum des Ehemannes und teils 
als Alleineigentum der Ehefrau verzeichnet. Konrad K. ſoll vor 
dem 1. Okt. 1933 verſtorben und von ſeiner Witwe ſowie von 
ſeinen drei Kindern beerbt worden ſein. Am 21. Jan. 1937 ſchloſ⸗ 
fen die Genannten einen „Erbauseinanderſetzungs⸗ und Übergahe⸗ 
vertrag“. Danach ſoll der Sohn Karl K. den geſamten Grundbeſitz 
nebſt Inventar erhalten und die beiden Schweſtern in beſtimmter 
Weiſe abfinden. Zugleich wurde die Auflaſſung des Grundbeſtitzes 
an den Erwerber erklärt. Karl K. ſchenkte in einer notariellen 
Verhandlung von demſelben Tage ſeiner Ehefrau die ideelle Hälfte 
des ihm aufgelaſſenen Grundſtücks und ließ ihr dieſe auf. Der 
Antrag, demgemäß die Eheleute Karl K. als Miteigentümer zu 
gleichen Bruchteilen in das Grundbuch einzutragen, wurde vom 
GBA. dahin beanſtandet, das zu der Übertragung der Miteigen⸗ 
tumshälfte an die Ehefrau die Genehmigung des AEG beigebracht 
werden müſſe. Eine Beſchw. der Antragſteller wurde vom LG. zu 
rückgewieſen. Ihre weitere Beſchw. hat Erfolg. 

Das LG. geht zutreffend davon aus, daß zur Eigentumsein⸗ 
tragung der Eheleute K. nach SS 39, 40 GO. eine vorgängige 
Eintragung der Veräußerer nicht erforderlich iſt. Soweit die Witwe 
K. bereits zu Lebzeiten ihres Mannes Eigentümerin war, ift fie 
als ſolche im Grundbuche auch eingetragen. Im übrigen ſind die 
Veräußerer die Erben des eingetragenen Konrad K. Sie brauchen 
daher, um das Eigentum auf einen anderen übertragen zu können, 
nach § 40 GBO. nicht zuvor in das Grundbuch eingetragen zu 
werden. Ebenſowenig bedarf es aber auch der vorgängigen Ein⸗ 
tragung des Konrad K. als Alleineigentümers. Denn das Eigen- 
tum ſoll unmittelbar von der Witwe K. und von der Erben⸗ 
gemeinſchaft nach Konrad K. auf die Eheleute Karl K. übergehen. 
Die Zwiſchenauflaſſung an Karl K. hat, ſoweit fie die endgültig 
feiner Ehefrau zugedachte Grundſtückshälfte betrifft, nur die We- 
deutung einer Ermächtigung für ihn, dieſe Hälfte als Nichtberech⸗ 
tigter gemäß 8 185 Abſ. 1 BGB. an Stelle der Witwe K. und der 
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Erbengemeinſchaft auf feine Ehefrau zu übertragen (vgl. Güthe- 
Triebel 6 839 Anm. 3 letzter Abſatz). Der Grundbeſitz bleibt 
demnach bis zur Eigentumseintragung der Eheleute K. im Eigen⸗ 
tum der Witwe und der drei Kinder. Daraus folgt, daß er erſt 
un Eintragung gemäß § 17 Abſ. 3 EHRV ein Erbhof wer⸗ 
en kann. 


Gleichwohl hält das LGG. die Genehmigung des AGG. zur 
Übertragung der ideellen Hälfte an die Ehefrau Karl K. für erfor⸗ 
derlich, und zwar aus folgenden Gründen: Die beantragte Ein⸗ 
tragung widerſpreche den Grundſätzen des NEG, weil durch fie 
lediglich ein Ehegattenerbhof gemäß 8 17 Abſ. 3 entſtehen würde. 
Der Erbhof ſolle aber gemäß 8 17 RES grundſätzlich im Allein⸗ 
eigentum einer bauernfähigen Perſon ſtehen. Lediglich aus dem 
Beſtreben heraus, möglichſt viele Bauernhöfe als Erbhöfe zu er⸗ 
faſſen, ſeien die Vorſchriften der §8 17, 18 EHRB zu verftehen. 
Die Schaffung der Ehegattenerbhöfe ſei eine reine Übergangs- 
löſung; ſie fielen beim nächſten Erbfall in das Alleineigentum 
einer bauernfähigen Perſon. Eine derartige Regelung, die dazu 
getroffen ſei, unbillige Härten zu vermeiden, könne nicht für ſolche 
Fälle herangezogen werden, in denen praktiſch der Hof ſchon im 
Alleineigentum einer bauerufähigen Perſon ſtehe und wo zur 
Erlangung des vollen Eigentums nur noch der formelle Akt der 
Eintragung erforderlich ſei. Die bei mehrfacher Auflaſſung ſonſt 
zugelaſſene unmittelbare Eintragung des letzten Erwerbers als 
Eigentümers würde hier zu einer Umgehung des REG führen. 
Dieſe Stellungnahme iſt rechtlich nicht haltbar. 

Der vom LG. herangezogene $17 REG betrifft nur einen 
bereits entſtandenen Erbhof und beſtimmt, daß ein ſolcher nicht 
in das Eigentum mehrerer Perſonen übergehen könne. Im vorl. 
Falle iſt aber ein Erbhof bisher zweifellos noch nicht entſtanden, 
weil es an der begrifflichen Vorausſetzung dafür nach §1 REG, 
dem Alleineigentum einer bauernfähigen Perſon (oder nach S8 17, 
18 EHRV dem Eigentum von Ehegatten) einſtweilen noch fehlt. 
Daß dem Karl K. von den gegenwärtigen Eigentümern die Auf 
laſſung erteilt worden iſt, genügt zur Überführung des Grund⸗ 
beſitzes in ſein Alleineigentum nicht. Vielmehr muß die Eintra 
gung in das Grundbuch hinzukommen. Hiernach fällt weder die 
Veräußerung an Karl K. noch die Veräußerung an ſeine Ehefrau 
unter das Veräußerungsverbot des § 37 REG. 


Es iſt auch nicht anzuerkennen, daß auf ſolche Weiſe das 
REG nach feinem Grundgedanken umgangen werde. Als ungan— 
gene Verbotsgeſetze kommen hier — ebenſo wie in dem einen ähn⸗ 
lichen Fall betr. Beſchluß des Senats (JFG. 15, 148 = IM. 
1937, 1742) nur die §8 37 NES und 27 Abſ. 2 EHNB in Frage. 
Dieſe können aber nicht umgangen werden, jolarıge ein Erbhof 
überhaupt noch nicht vorhanden iſt. Die Anwendbarkeit der Vor⸗ 
ſchriften wäre nur damit zu begründen, daß das REG ſtillſchwei⸗ 
gend den Grundſatz aufſtelle, eine als Erbhof geeignete Iandtvirt- 
ſchaftliche Beſitzung müſſe, wenn ſich Gelegenheit dazu biete, in das 
Alleineigentum einer bauernfähigen Perſon übergeführt werden, 
und ſei, wenn das gefliſſentlich vermieden werde, bereits den für 
einen Erbhof geltenden Veräußerungsbeſchränkungen unterworfen. 
Von einem ſolchen Grundſatze kann jedoch keine Rede ſein. Das 
Geſetz 155 es den Eigentümern landwirtſchaftlicher Grundſtücke, 
die noch nicht Erbhof ſind, völlig frei, ob ſie ſie zum Zwecke einer 
Entäußerung an eine einzige bauernfähige Perſon übertragen und 
damit zum Erbhof machen oder ob ſie ſie an eine nichtbauernfähige 
Perſon oder an mehrere Perſonen übertragen und damit die Ent⸗ 
ſtehung eines Erbhofes ausſchließen wollen. Demgemäß hätte, was 
wohl auch das LG. nicht bezweifeln will, im vorl. Falle die Witwe 
K. gemeinſam mit der Erbengemeinſchaft nach Konrad K. den 
Grundbeſitz, ohne ihn vorher an Karl K. aufzulaſſen, den beiden 
Eheleuten Karl K. zu gleichen Bruchteilen übertragen können. 
Wenn aber der von den Beteiligten erſtrebte Erfolg auf dieſem 
Wege erreicht werden könnte, liegt kein Grund vor, ihnen den tat⸗ 
ſächlich gewählten Weg durch das Verlangen der Genehmigung des 
ACE zu erſchweren. Man würde fie damit nur auf den erſten 
Weg abdrängen, den Exfolg, ſolche Rechtsgeſchäfte der Genehmi⸗ 
gung des Aceh zu unterwerfen, aber nicht erreichen. Vielmehr wäre 
der einzige Erfolg eine andere ſteuerrechtliche Behandlung des Ge⸗ 
ſchäftes. Ob es aber vom Standpunkte des Steuerrechts aus an⸗ 
gebracht iſt, den Beteiligten bei der Wahl des zweiten Weges eine 
Steuererſparnis zu ermöglichen, hat mit den Grundgedanken des 
RES nichts zu tun. 

Darauf, daß hier durch den Übergang des Eigentums auf die 
Eheleute Karl K. zu gleichen Eigentumsbruchteilen wahrſcheinlich 
fogar ein Erbhof gemäß § 17 Abſ. 3 EHRW entiteht, kommt es 
nach dem Geſagten nicht einmal an. Das Verlangen der Genehmi⸗ 
gung des AG. wäre ſchon in einem Falle anderer Art nicht zu be⸗ 
gründen, um jo weniger alſo, wenn ein Grundbeſitz, der bisher 
nicht Erbhof war, zwar nicht zu einem Erbhof im Alleineigentum, 
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wohl aber wenigſtens zu einem ſolchen im Miteigentum von Ehe⸗ 
gatten gemacht wird. 


(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 30. Sept. 1937, 1 WX b 
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34. OLG. — 811 SchuldReglG.; Art. 16 der 7. Durchf BO. 
. Schuld Reglcß. v. 30. April 1935 (RGBl. 571). Bürgſchaftsfor⸗ 
derungen gegen den Betriebsinhaber, die infolge Nichtanmeldung 
im Entſchuldungsplan nicht berückſichtigt ſind, erlöſchen nicht, ſon⸗ 
dern erleiden nur Vollſtreckungsbeſchränkungen. f) 

Der Bell. und ſeine Mutter haben ſich im Jahre 1933 für 
eine Darlehusforderung des Kl. NL verbürgt. Über 
den Betrieb des Bekl. iſt auf ſeinen Antrag im Juli 1936 — nach 
der 8. DurchfVoO. z. Schuld ReglG. v. 20. Juni 1936, (RGBl. 496) 
— das landwirtſchaftliche Entſchuldungsverfahren eröffnet worden. 
Der Kl. hat ſeine Bürgſchaftsforderung erſt nach Beſtätigung des 
Entſchuldungsplanes und Aufhebung des Entſchuldungsverfahrens 
angemeldet. Seine Anmeldung iſt vom Entſchuld A. als verſpätet 
zurückgewieſen worden. 

Der Kl. nimmt nunmehr den Bekl. als ſelbſtſchuldneriſchen 
Bürgen auf Zahlung der Darlehnsſumme von 4000 e in Anz 
ſpruch. Der Bekl. vertritt die Auffaſſung, daß die Bürgſchaftsfor⸗ 
derung infolge Nichtberückſichtigung im Entſchuldungsplan nicht 
bloß mit den Vollſtreckungsbeſchränkungen des § 11 SchuldReglG. 
v. 1. Juni 1933 behaftet ſei, ſondern daß ſie ſogar nach Art. 16 
Abſ. 2 Satz der 7. DurchfVoO. v. 30. April 1935 erloſchen ſei. 

Nach § 10 SchuldReglG. war der Kl. am Entſchuldungsver⸗ 
fahren beteiligt. Der § 11 SchuldRegl®. regelt die Folge der 
Nichtberückſichtigung einer beteiligten For⸗ 
derung im Entſchuldungsplan dahin, daß wegen der Forderung 
„die Zwangsvollſtreckung in die Grundſtücke des Be⸗ 
triebsinhabers (nebſt Inventar und Zubehör) ſowie in den zur 
angemeſſenen Lebensführung erforderlichen Hausrat und die aus 
der Betriebsführung entftandenen Forderungen des Betriebsinha⸗ 
bers unzuläſſig iſt“. Es Handelt ſich bei dieſer Beſtimmung um 
eine allgemeine Regelung für alle nach § 10 am Verfahren betei⸗ 
ligten, aber infolge Nichtanmeldung nicht berücksichtigten Forde⸗ 
rungen. Int Konkursrecht (8193 KO.) und im Vergleichsrecht 
(882 VerglO. v. 26. Febr. 1935 [RG Bl. 321]) hat die durch 
Zwangsvergleich getroffene Regelung Wirkung für und gegen alle 
am Verfahren beteiligten Gläubiger ohne Rückſicht darauf, ob ſie 
am Verfahren teilgenommen haben oder nicht. Im Entſchuldungs⸗ 
verfahren werden dagegen nur die Gläubigeranſprüche geregelt, 
die im Entſchuldungsplan berückſichtigt worden find; fie find nach 
F183 ſämtlich in den Entſchuldungsplan aufzunehmen. Wie die 
einzelnen Anſprüche im Eutſchuldungsplan zu berückſichtigen ſind, 
iſt in 55 14 ff. und 88 28 ff., insbeſ. in § 82 geregelt. Die Forde⸗ 
rungen ber einzelnen Gläubiger werden im Entſchuldungsverſah⸗ 
ren grundſätzlich verſchieden behandelt, während Konkurs- und Ver⸗ 
gleichsrecht von dem Grundſatz der gleichmäßigen Behandlung be⸗ 
herrſcht find. Vom Standpunkt der grundſätzlich gleichmäßigen Be⸗ 
handlung aller beteiligten Gläubigeranſprüche können im Konkurs⸗ 
und Vergleichsrecht auch Anſprüche von Gläubigern, die am Ver⸗ 
fahren nicht teilgenommen haben, mit geregelt und der allgemeinen 
Kürzung entſprechend mit gekürzt werden. Infolge der ungleich⸗ 
mäßigen Behandlung der einzelnen Anſprüche im Entſchuldungs⸗ 
verfahren war dieſer Weg für das Eutſchuldungsrecht nicht gang⸗ 
bar, und es mußte für Forderungen, die am Entſchuldungsverfah⸗ 
ren nicht teilgenommen haben und daher im Entſchuldungsplan 
nicht berückſichtigt worden ſind, eine andere Regelung getroffen 
werden. Dieſe Regelung beſteht in den im § 11 Abſ. 2 beſtimm⸗ 
ten Vollſtreckungsbeſchränkungen. 

Sm Schuld ReglG. ſelbſt haben gegen den 
Betriebsinhaber beſtehende Bürgſchaftsfor⸗ 
derungen keine beſondere Regelung gefunden. 
Der 5 35 regelt nur den Fall, daß nicht der Betriebsinhaber Bürge, 
ſondern ein Dritter für den Betriebsinhaber Bürge iſt. Für eine 
Bürgſchaftsforderung gegen den Betriebsinhaber galten daher zu⸗ 
nächſt lediglich die allgemeinen für alle Schulden in Frage kom⸗ 
menden Vorſchriften des SchuldReglGh., alſo vor allem auch 8 11. 
Im Schuldenregelungsverfahren war dann aber vielfach ungewiß, 
ob und in welcher Höhe der Betriebsinhaber einmal aus der 
Bürgſchaft in Anſpruch genommen werde; von dieſer Frage hing 
jedoch oft die Durchführbarkeit des Entſchuldungsverfahrens ab. 
Aus dieſem Grunde iſt für Bürgſchaftsforderungen gegen den Be⸗ 
triebsinhaber in der 7. Dur chf VO. v. 30. April 1935 (Art. 16 
und 17) eine beſondere Regelung getroffen worden. Durch 
dieſe Regelung iſt dem Entſchuld A. die Möglichkeit gegeben, durch 
einen unanfechtbaren, Gerichte und Verwaltungsbehörden binden⸗ 
den Zwiſchenbeſchluß zu entſcheiden, ob und in wel⸗ 
cher Höhe die Bürgſchaftsforderung im Ent⸗ 


ſchuldungsverfahren zu berückſichtigen iſt (vgl. 
Harmening⸗ Pätzold, „Die landwirtſchaftliche Schulden⸗ 
regelung“, 2. Aufl., 1936, S. 533/534). Im Anſchluß an dieſe in 
Art. 16 Abf. 1 näher getroffene Regelung beſtimmt dann der 
Abſ. 2 des Art. 16, daß, „ſoweit eine Bürgſchaftsfor⸗ 
derung nach Abſ. 1 nicht berückſichtigt wird, ſie 
erliſcht“. Es iſt alſo nicht ſchlechthin geſagt, daß eine im Ver⸗ 
fahren nicht berückſichtigte Bürgſchaftsforderung erliſcht, ſondern 
lediglich, daß fie erliſcht, ſoweit fie nach Abs. 1 nicht berückſichtigt 
wird, 19 nach der Entſch. des Entſchuld A. nicht zu berückſich⸗ 
tigen iſt. 

Wie das LG. mit Recht hervorhebt, ſpricht alſo der Wort⸗ 
laut dafür, daß lediglich eine dur Zwiſchenbeſchluß des Ent⸗ 
ſchuld A. geregelte, aber gemäß dem Zwiſchenbeſchluß nicht zu be⸗ 
rückſichtigende Bürgſchaftsforderung erliſcht, ſoweit ſie nach der 
Entſch. des Entſchuld A. nicht zu berückſichtigen iſt. Außer dem 
Wortlaut ſpricht auch die oben wiedergegebene geſetzgebe⸗ 
riſche Veranlaſſung zu der in Art. 16 getroffenen Rege⸗ 
lung dafür, daß die Regelung des Art. 16 ſich lediglich auf Bürg⸗ 
ſchaftsforderungen beziehen ſollte, die im Entſchuldungsverfahren 
zur Kenntnis des Entſchuld A. gekommen waren (infolge Anmel⸗ 
dung durch den Gläubiger nach 8 11 Abſ. 1 oder durch Angabe in 
der Aufftellung feiner Schulden durch den Betriebsinhaber, nach 
Teil II Nr. 5 der Richtlinien zur landwirtſchaftlichen Schuldenrege⸗ 
lung v. 13. Juni 1934 im Entſchuldungsplan alsdann zu berück⸗ 
ſichtigen); denn allein dieſe dem Entſchuld A. bekannt gewordenen 
Bürgſchaftsforderungen ſtörten in der oben angegebenen Weiſe 
vielfach die Durchführung des Entſchuldungsverfahrens. Nicht zur 
Kenntnis des Entſchuld A. gekommene Bürgſchaftsforderungen 
waren ebenſo wie alle anderen nicht zur Kenntnis des Entſchuld A. 
gekommenen Forderungen für die Durchführung des Entſchul⸗ 
dungsverfahrens ohne jede Bedeutung; ſie hatten vom Geſetzgeber 
in § 11 Abſ. 2 eine Regelun Raiden durch die der Geſetzgeber 
ſolche Forderungen mit Ahe lichen Nachteilen (Vollſtreckungs⸗ 
beſchränkungen) belaſtete, ſo daß ihr im Entſchuldungsplan nicht 
geregelter Fortbeſtand die Betriebsführung des zu entſchuldenden 
und entſchuldeten Betriebes nicht weiter gefährden konnte. Es 
fehlt daher an jedem Anhaltspunkt dafür, daß durch die Regelung 
in Art. 16 der 7. DurchfVO. irgendwie die Regelung in 8 11 Geſ. 
für Bürgſchaftsforderungen gegen den Betriebsinhaber ihre Wir⸗ 
kung hat verlieren ſollen. 4 

(Im Urteil iſt ſodaun noch ausgeführt, daß entgegen ber 
Auffaſſung des Bekl. auch Billigkeitsgründe weder all⸗ 
gemein noch insbeſ. im vorl. Fall für ein Erlöſchen der Bürg⸗ 
ſchaftsforderung ſprechen können: Auswirkungen gegen die Mit⸗ 
bürgen nach Art. 17 der 7. DurchfVO. bei Erlöſchen gegen den 
Bekl.; eigene Unterlaſſung des Bekl. im Entſchuldungsverfahren, 
indem er die Bürgſchaftsſchuld ſelbſt nicht erwähnt hat, Teil II 
Nr. 5 der oben ſchon genannten Richtlinien v. 13. Juni 1934; 
nahezu Wertloſigkeit der Forderung des Kl. gegen den Bekl. wegen 
der Vollſtreckungsbeſchränkungen, wobei für den Bekl. der Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz aus § 11 Abſ. 2 noch über den Vollſtreckungsſchutz 
des Erbhofrechtes hinausgeht [88 38, 39, 59 RExbhof®. i. Verb. m. 
837 EHRB v. 21. Dez. 1936 — RG Bl. 1069]). 

(OLG. Celle, Urt. v. 30. Sept. 1937, 7 U 121/37.) 


Anmerkung: Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Die Frage, was 
aus einer Forderung wird, die der Gläubiger im Schuldenrege⸗ 
lungsverfahren nicht angemeldet hat und die deshalb im Entſchul⸗ 
dungsplan und Zwangsvergleich nicht berückſichtigt worden iſt, 
hat 8 11 SchuldRegl®. abſchließend geregelt. Dabei war die Er⸗ 
wägung maßgebend, daß die ordnungsmäßige Durchführung der 
Schuldenregelung nicht durch ſäumige Nachzügler geſtört werden 
ſoll, daß aber andererſeits den ſäumigen Gläubiger nur die Rechts⸗ 
nachteile treffen ſollen, die ihm im Intereſſe der Ordnung der 
Schuldenregelung nicht erſpart werden können. Die Forderung des 
Gläubigers wird daher in ihrem Beſtande nicht berührt, dem 
Gläubiger werden aber Vollſtreckungsbeſchränkungen auferlegt. Er 
darf wegen der Forderung nach der näheren Beſtimmung des 
s1l SchuldRegl®. in die Vermögenswerte, die für die planmäßige 
Durchführung der Schuldenregelung von Bedeutung find, nicht 
mehr vollſtrecken. Dieſe Regel iſt nur von zwei Ausnahmen durch⸗ 
brochen: die aus dem Grundbuch erſichtlichen Forderungen ſowie 
Grundſtückslaſten, die auch ohne Eintragung im Grundbuch wirk⸗ 
ſam ſind, unterliegen den Vollſtreckungsbeſchränkungen nicht. Im 
übrigen gilt die Regel aber für alle Arten von Forderungen, alſo 
auch für Bürgſchaftsforderungen. 

ine ganz andere Bedeutung haben die Vorſchriften des 
Art. 16 der 7. DurchfVO. zur landwirtſchaftl. Schuldenregelung. 
Danach ſind die Bürgſchaftsforderungen wegen der Ungewißheit 
der Inanſpruchnahme des Bürgen einer rechtsgeſtaltenden Entſch. 
des Entſchuldel. unterworfen. Der Richter kann die einzelne Bürg⸗ 
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ſchaftsforderung prüfen und unter Berückſichtigung aller Umſtände 
des Falles entſcheiden, ob und in welcher Höhe die Forderung im 
Entſchuldungsverfahren des Bürgen zu berückſichtigen iſt. Handelt 
es ſich im § 11 SchuldRegl®. nur um die Vollſtreckbarkeit der 
Forderung, die in ihrem Beſtande unangetaſtet bleibt, ſo geht 
es bei der Anwendung des Art. 16 der 7. DurchfVO. um den 
materiellen Beſtand der Bürgſchaftsforderung. Von der Berück— 
ſichtigung der Hürgſchaftsforderung im vollen Umfange dis zur 
Nichtberückſichtigung, d. h. Streichung der Bürgſchaftsforderung, 
kann der Richter jede nach Lage der Sache gerechtfertigte Entſch. 
treffen. Entſcheidet der Richter, daß die Bürgſchaftsforderung nicht 
zu berückſichtigen iſt, fo erliſcht ſie kraft dieſer Eutſch. Geändert 
wird die Bürgſchaftsforderung jedenfalls aber nur durch die rich⸗ 
terliche Entſch. Infolgedeſſen iſt eine Bürgſchaftsforderung, die 
der richterlichen Prüfung und Entſch. gar nicht unterlegen hat, 
weil fie vom Gläubiger nicht angemeldet worden iſt, in ihrem 
Beſtande unberührt geblieben. Sie kann alſo nur den Vollſtrek 
kungsbeſchränkungen nach 5 11 SchuldReal®. unterliegen. 
Mint. Dr. Pätzold, Berlin. 
* 


* 35. RG. — Art. 8, 23 PächtEntſchuld BO. v. 12. März 1935; 
85 553, 581 BGB. 

1. Solange das Verfahren zur Entſchuldung eines Pacht⸗ 
betriebes ſchwebt, iſt das Kündigungsrecht des Verpächters nach 
Art. 8 PächtEntſchuld O. ausgeſchloſſen. 

2. Wenn das Entſchuld A. nach Art. 23 Abſ. 1 Nr.! Pächt⸗ 
Entſchuld BO. das Pachtverhältnis verlängert hat, dann kann 
der Verpächter aus einem Tatbeſtande, der zur Zeit der ver⸗ 
längernden Entſch. bereits vorgelegen hat, einen wichtigen 
Grund zur Kündigung nicht herleiten. Bei der Bewertung ſpä⸗ 
terer Vorfälle können derartige Tatbeſtände nur dann berück⸗ 
ſichtigt werden, wenn die neuen Vorfälle von den früheren Vor⸗ 
kommniſſen beeinflußt werden. 


Der Bekl. iſt ſeit 1909 Pächter des Familienguts Z. Das 
Pachtverhältnis iſt wiederholt verlängert worden, zuletzt im 
Jahre 1932 bis zum 30. Juni 1935. Im Jahre 1933 wurde das 
Verfahren zur Entſchuldung der Pachtung auf Antrag des Bekl. 
eingeleitet. Die Entſchuldungsſtelle wurde vom Entſchuld A. durch 
Beſchl. v. 18. Sept. 1935 zum Abſchluß eines Zwangsvergleichs 
ermächtigt. Ferner verlängerte das Entſchuld A. durch Beſchluß 
v. 24. Sept. 1935 gemäß Art. 23 Abſ. 1 Nr. 1 PächtEntſchuld⸗ 
VO. das Pachtverhältnis bis zum 30. Juni 1943. Die dagegen 
gerichtete Beſchw. des Kl. wurde durch Beſchl. des LG. vom 
3. März 1936 zurückgewieſen. Am 10. Febr. 1936 hatte der Kl. 
brieflich das Pachtverhältnis friſtlos gekündigt. Dieſes Schrei: 
ben, in welchem gegen den Bell. eine Reihe von Vorwürfen 
erhoben waren, war dem Beigw®. in Abſchrift mitgeteilt 
worden. 

Ende März 1936 erhob der Kl. die Klage und beantragte, 
den Bekl. zur Räumung zu verurteilen. Mit Rückſicht auf dieſen 
Rechtsſtreit ſetzte das Entſchuld A. die Eutſch. über die Beſtati 
gung des Vergleichsvorſchlags aus. 

Das LG. hat den Bekl. zur Räumung der Pachtung ver 
urteilt, das OLG. auf ſeine Berufung die Klage abgewieſen. 
Die Rev. war erfolglos. 

Das BG. hat den ſämtlichen Gründen, auf welche der Kl. 
die im Laufe des Rechtsſtreits mehrfach wiederholte Kündigung 
geſtützt hat, den Erfolg verſagt. Es ſcheidet zunächſt alle die 
jenigen Gründe aus, welche vor der Verlängerung des Pacht 
verhältniſſes durch den Beſchluß des LG. v. 3. März 1936 ein- 
getreten ſein ſollen und dem Kl. zu jener Zeit bekannt waren. 
Dagegen wendet ſich die Rev. zu Unrecht. 

1. Nach Art. 8 PächtEntſchuld VO. v. 12. März 1935 (RGBl. 
J. 360) hat die Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens und, ſo 
fern beim Inkrafttreten der VO. ein ſolches Verfahren ſchon 
anhängig war, dieſes Inkrafttreten die Wirkung, daß ein durch 
Kündigung des Verpächters oder ohne Kündigung abgelaufenes 
oder ablaufendes Pachtverhältnis bis zur rechtskräftigen Be⸗ 
endigung des Schuldenregelungsverfahrens verlängert iſt. Dar 
aus ergibt ſich, daß auch das Pachtverhältnis der Parteien ver⸗ 
längert iſt, und zwar bis zu der noch nicht eingetretenen Be 
endigung des Schuldenregelungsverfahrens. Beim Inkrafttreten 
der Verordnung war das Entſchuldungsverfahren ſchon an⸗ 
hängig, das Pachtverhältnis war noch nicht beendet. Die Ver⸗ 
ordnung ſieht keinerlei Gründe vor, aus denen ein in dieſer 


Weiſe kraft der Vorſchrift verlängertes Pachtverhältnis vor dem 
in Art. 8 vorgeſehenen Zeitpunkt, alſo vor der rechtskräftigen 
Beendigung des Schuldenregelungsverfahrens, durch den Ver⸗ 
pächter zu Ende gebracht werden könnte. Solange das Schulden⸗ 
regelungsverfahren, wie im vorl. Falle, nicht beendet iſt, kann 
alſo der Räumungsanſpruch des Verpächters, den er auf ſeine 
eigene Kündigung ſtützt, niemals begründet ſein, weil der Ver⸗ 
pächter nicht kündigen kann (vgl. Wiedemann: RdRN. 
1936, 675). Daß nur dieſe Auffaſſung zutreffen kann, ergibt 
ſchon der Umſtand, daß die geſetzliche Verlängerung auch bei 
einem ſchon abgelaufenen Pachtverhältnis eintritt, ſomit eine 
Kündigung des Verpächters nicht einmal dann ihre Wirkung 
behält, wenn dieſe Wirkung ſchon voll eingetreten war. 

Art. 8 PächtEntſchuld BO. rechtfertigt alſo die Zurückwei⸗ 
ſung der Rev., ohne daß es überhaupt erheblich ſein konnte, ob 
die Kündigung auf Gruͤnde geſtützt wird, welche vor oder nach 
der beſonders ausgeſprochenen Verlängerung des Pachtverhalt 
niſſes eingetreten ſind. 

2. Doch iſt die Rechtslage nicht anders zu beurteilen, weun 
man mit dem BG. allein auf die nach Art. 23 Abſ. 1 Nr. 1 VO. 
erfolgte Verlängerung des Pachtverhältniſſes abſtellt. Nach die 
ſer Vorſchrift hat das Entſchuldel., ſofern es die Ermächtigung 
zum Abſchluß eines Zwangsvergleichs erteilt hat, die Befugnis, 
auf Antrag der Entſchuldungsſtelle das Pachtverhältnis auf die 
zur Bereinigung der Schulden erforderliche Dauer zu der: 
längern, jedoch regelmäßig nicht über den 30. Juli 1943 hinaus. 
Die Vorausſetzungen für die Verlängerung waren im vorl 
Falle unzweifelhaft gegeben. Die Verlängerung bis zum 
20. Juni 1943 iſt durch Beſchluß des Entſchuld A. v. 24. Sept. 
1935 erfolgt und durch Zurückweiſung der ſofortigen Beſchw. 
des Kl. durch den Beſchluß des LG. v. 3. März 1936 beſtätigt 
worden. 

Die Verlängerung darf nach Art. 23 Nr. 1 VO. nicht unter 
allen Umſtänden geſchehen, ſondern ſie muß unter gewiſſen, in 
der Verordnung aufgeführten Vorausſetzungen unterbleiben. 
Von dieſen Vorausſetzungen fällt hier ins Gewicht, daß es der 
Verlängerung entgegenſteht, wenn fie eine ſchwere Unbilligkeit 
für den Verpächter bedeuten würde. Die zuſtändigen Stellen, 
nämlich das Entſchuld . und die Beſchwerdeſtelle, haben alſo 
den geſamten Sachverhalt auf das Vorliegen einer ſolchen 
ſchweren Unbilligkeit zu prüfen. Haben ſie die Verlängerung 
ausgeſprochen, ſo geht daraus endgültig hervor, daß keine 
ſchwere Unbilligkeit dieſer Maßnahme entgegenftand. Damit 
müſſen auch alle Tatſachen ihre Bedeutung verlieren, die den Ver 
püchter zu einer Kündigung berechtigt haben würden. Ob eine 
Ausnahme gelten könnte, ſofern dem Verpächter in dem maß 
gebenden Zeitpunkt Kündigungsgründe unbekannt waren, 
braucht hier nicht entſchieden zu werden, da ſolche Unkenntnis 
gar nicht geltend gemacht wird. Unerheblich muß es ſein, ob 
der Verpächter ſeine Kündigungsgründe vor dem Entſchuldel. 
oder der Beſchwerdeſtelle geltend gemacht hat. Die Gelegenheit 
dazu hatte der Kl., wie ohne weiteres daraus hervorgeht, daß 
er gegen die Verlängerung die ſofortige Beſchw. eingelegt hat. 

Die Rev. glaubt, das uneingeſchränkte Kündigungsrecht des 
Kl. daraus herleiten zu können, daß nach Art. 23 Nr.! letzter 
Satz der Verordnung Vorſchriften in Geſetzen, Satzungen und 
Verträgen, die für beſondere Fälle eine vorzeitige Beendigung 
des Pachtverhältniſſes vorſehen, durch die Verlängerung unbe 
rührt bleiben. Das iſt rechtsirrig. 

Schon die Faſſung des Satzes und ſeine Stellung unmittel⸗ 
bar nach der Regelung der Befugnis und der Vorausſetzungen 
zur Verlängerung weiſt klar darauf hin, daß er nur den In. 
halt der ausgeſprochenen Verlängerung für die Zukunft regeln 
ſoll, nicht aber einen Weg eröffnet, auf dem der Verpächter die 
Wirkung der Verlängerung vollſtändig beſeitigen könnte, ob 
wohl fie ſich nach der Entſch. nicht als ſchwere Unbilligkeit ihm 
gegenüber darſtellt, aber nur eine ſolche ſchwere Unbilligkeit der 
Verlängerung entgegenſteht. Doch auch aus dem Zweck der 
Pachtverlängerung ergibt ſich, daß dem Verpächter Kündigungs 
gründe aus der Vergangenheit nicht bleiben können; denn die 
Verlängerung ſoll die ſichere Grundlage für die Schuldenrege: 
lung geben. Dieſe Grundlage würde aber nichts weniger als 
ſicher fein, wenn die Kündigung des Verpächters unbeſchränkt 
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möglich bliebe. Aus dieſen Gründen ſchließt eine nach Art. 23 
Abf. 1 Nr. 1 PächtEntſchuld VO. erfolgte Pachtverlängerung die 
Kündigung des Verpächters wegen eines Tatbeſtandes, der zur 
Zeit der verlängernden Entſch. ſchon vorgelegen hat, unbedingt 
aus (ebenſo v. Rozycki⸗ v. Hoewel: DGemeinWirtſchR. 
1937, 23; Wiedemann a. a. O.). 

Das BG. hat ferner geprüft, ob nach dem für die Entſch. 
über die Verlängerung maßgeblichen Tage, alſo nach dem 
3. März 1936, dem Kl. ein Kündigungsgrund erwachſen iſt. Auch 
dieſe Frage hat es verneint. Der Kl. ſieht einen Kündigungs⸗ 
grund insbeſ. in dem Umbrechen der Wieſe auf dem Werder im 
Frühjahr 1936. Hierfür unterſtellt das BG., daß der Bell. ſich 
eine Vertragswidrigkeit nach dem 3. März 1936 habe zuſchulden 
kommen laſſen, erwägt aber, daß dieſer Verſtoß keineswegs ſo 
ſchwer ſei, daß deswegen dem Kl. ein Kündigungsrecht aus 
wichtigem Grunde oder aus § 553 BGB. zuzubilligen ſei. Zu 
Unrecht rügt die Rev., das BG. habe es unterlaſſen, dieſen 
Verſtoß im Zuſammenhang mit den ſonſtigen wichtigen Grün⸗ 
den zu würdigen, die vor oder nach dem 3. März 1936 lägen. 

Allerdings können auch Vorgänge, auf welche infolge der 
Verlängerung die Kündigung nicht mehr geſtützt werden darf, 
bei der Bewertung ſpäterer Vorkommniſſe berückſichtigt werden, 
und es kann ſich bei ihrer Beachtung ein Vorgang als aus⸗ 
reichender Kündigungsgrund erweiſen, der für ſich allein dieſe 
Bedeutung nicht hätte. Doch ſetzt das voraus, daß die Bedeu⸗ 
tung des neuen Vorgangs als Kündigungsgrund von den frühe- 
ren Vorkommniſſen beeinflußt werden kann. Derartiges kam 
hier aber nicht in Frage, denn das Umbrechen der Wieſe iſt, 
ſofern es überhaupt eine Vertragsverletzung war, von ganz an⸗ 
derer Art als die Gründe, auf welche ſich der Kl. ſonſt noch 
berufen hatte. Dieſe anderen Gründe betrafen einmal das an⸗ 
gebliche Zuſammenwirken des Bekl. mit H., um den Kl. aus 
ſeiner Stellung als Familiengutsverwalter zu entfernen, ſo⸗ 
dann Rückſtände von Pachtzins und Steuern und vor allem 
Täuſchungsverſuche. Aus ihnen brauchte das BG. keine Schlüſſe 
auf die Bedeutung des Umbruchs der Wieſe zu ziehen, mag 
dieſe Wieſe unn dem Bekl. verpachtet geweſen fein oder nicht. 
Unter dieſen Umſtänden kann aus der Tatſache, daß das Bl., 
obwohl es am Ende Sätze enthält, die eine Geſamtbetrachtung 
des zugeſpitzten Verhältniſſes der Parteien erwähnen, doch die 
infolge der Pachtverlängerung erledigten Kündigungsgründe 
nicht beſonders mit dem Umbruch der Wieſe in Zuſammenhang 
bringt, nicht geſchloſſen werden, daß es rechtsirrig die Möglich 
keit einer ſolchen Betrachtung verneint hätte. 


(RG., IV. Ziv Sen., U. v. 9. Sept. 1937, IV 58/37.) (N. 


Reichsjugendwohlfahrtsgeſetz 


36. KG. — 88 56, 63, 66 R Jug Wohlfc. Die Ausſetzung des 
Fürſorgeerziehungsverfahrens ſoll erfolgen, wenn nach Lage der 
Sache eine Beſſerung der Verhältniſſe oder des Verhaltens des 
Minderjährigen und damit die Entbehrlichleit der ſonſt nötigen 
Fürſorgeerziehung zu erhoffen iſt. Sie iſt nicht zuläſſig, wenn das 
VormGer. auf Grund ſeiner Ermittlungen nur den Verdacht er⸗ 
langt hat, die Vorausſetzungen des 8 63 Abſ. 1 RJug WohlfG. 
könnten vorliegen, hinreichend beſtimmte tatſächliche Feſtſtellungen 
in dieſer Richtung aber nicht treffen kann und durch Ausſetzung 
des Verfahrens und Anordnung der Schutzauſſicht hierüber wei⸗ 
tere Klarheit zu gewinnen hofft. 

Wie der Senat in ſtändiger Rſpr. angenommen hat, kann 
und ſoll die Ausſetzung des Fürſorgeerziehungsverfahrens nach 
866 Rug WohlfG. dann angeordnet werden, wenn einerſeits der 
feſtgeſtellte Sachverhalt die Folgerung geſtattet, daß die Voraus 
ſetzungen des § 63 RJugWohlſcg. gegeben find, wenn alfo nicht 
von vornherein feſtſteht, daß das Fürſorgeerziehungsverfahren aus⸗ 
ſichtslos iſt, und wenn andererſeits nach Lage der Sache eine Beſſe⸗ 
rung der Verhältniſſe oder des Verhaltens des Minderjährigen zu 
erhoffen iſt, ſo daß bei Fortdauer dieſes Zuſtandes die Fürſorge⸗ 
erziehung überhaupt entbehrlich ſein kann. Hat alſo die Einleitung 
des Verfahrens bereits einen jo merkbaren und nachhaltigen Ein 
druck auf die Beteiligten gemacht, daß allein ſchon die Furcht vor 
der endgültigen Anordnung der Fürſorgeerziehung beſſernde Wir⸗ 
kungen gezeigt hat, fo ſoll das VormGer. in Fällen dieſer Art nicht 
gezwungen fein, die nach der bisherigen Sachlage notwendige Für⸗ 
ſorgeerziehung anzuordnen. Vielmehr ſoll es, wenn eine nicht nur 
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vorübergehende Beſſerung zu erhoffen iſt, die Möglichkeit haben, 
den Beteiligten Gelegenheit zur Bewährung zu geben, um gleich⸗ 
zeitig durch Beobachtung der Verhältniſſe während eines längeren 
Zeitraums ein abſchließendes Urteil über die Notwendigkeit der 
Fürſorgeerziehung ſich bilden zu konnen. Dabei ſoll die nach 8 66 
Abſ. 3 RJugWohlfGG. anzuordnende Schutzaufſicht die Minderjäh⸗ 
rigen vor der ihnen drohenden Verwahrloſung tunlichſt behüten. 

Dieſe Vorausſetzungen ſind hier nicht gegeben. Denn die Vor⸗ 
inſtanzen glauben, auf Grund der widerſprechenden Zeugenaus⸗ 
ſagen ein abſchließendes Urteil über die Sachlage noch nicht ab- 
geben zu dürfen und hoffen lediglich, zu einem ſpäteren Zeitpunkt 
unter Verwertung der Erfahrungen der Schutzaufſichtsperſon 
ſicherer beurteilen zu können, ob der immerhin beſtehende Verdacht 
einer nur im Wege der Fürſorgeerziehung zu verhütenden oder 
zu beſeitigenden Verwahrloſung der Kinder gerechtfertigt iſt. Sie 
benutzen mithin die Ausſetzung des Fürſorgeerziehungsverfahrens 
lediglich als eine Art Beweiserhebung über die gegenwärtig ge⸗ 
gebenen Verhältniſſe und über die Glaubwürdigkeit oder Unglaub⸗ 
würdigkeit der Zeugen. Das geht nicht an. 

Ebenſo wie in jedem anderen Verfahren des FGG. haben auch 
im Fürſorgeerziehungsverfahren die Beteiligten einen Anſpruch 
darauf, daß das Gericht die Sache ohne Verzögerung zu einer ab⸗ 
ſchließenden Entſch. bringt. Kann das VormGer., nachdem es alle 
zur Aufklärung der Sache in Betracht kommenden Erkenntnisquel⸗ 
len erſchöpft hat, die Vorausſetzungen des $ 63 Abſ. 1 RJugWohlfG. 
nicht als erwieſen anſehen, ſo muß es die Anordnung der Fürſorge⸗ 
erziehung der Minderjährigen ablehnen. Es darf aber nicht auf 
bloße Verdachtsgründe hin unter Verwendung der vom Geſetzgeber 
erſichtlich für einen ganz anderen Zweck en verfahrens⸗ 
rechtlichen Möglichkeit des § 66 RJug WohlfGG. das Verfahren bis 
zu der danach möglichen Dauer von zwei Jahren ausſetzen. 

Eine Ausſetzung des Fürſorgeerziehungsverfahrens gemäß 
866 RJugWohlfG. lediglich auf Verdachtsgründe hin erſcheint um 
fo weniger angängig, als nach $ 66 Abſ. 3 RJugWohlfcg. die Aus⸗ 
ſetzung zwangsläufig die Anordnung der Schutzaufſicht nach ſich 
zieht. Mag auch die Schutzaufſicht einen nicht beſonders ſchwer⸗ 
wiegenden Eingriff in die Erziehungsrechte der Eltern darſtellen, 
ſo haben doch die Erziehungsberechtigten auch ein Recht darauf, 
daß die Schutzaufſicht nicht angeordnet wird, wenn ihre Voraus⸗ 
ſetzungen nicht vorliegen. Sie iſt nach der allgemeinen Beſtimmung 
des § 56 RJugWohlfGG. nur anzuordnen, wenn ſie zur Verhütung 
einer Verwahrloſung der Minderjährigen geboten und ausreichend 
iſt. Im Falle der Ausſetzung des Fürſor eerziehungsverfahrens iſt 
die Anordnung der Schutzauſſicht gemäß § 66 Abſ. 3 RJug WohlfG. 
von der Feſtſtellung dieſer Erforderniſſe nicht ausdrüclich abhängig 
gemacht. Das war aber auch nicht erforderlich, wenn die Ausſetzung 
im dargelegten Sinne nur der Prüfung der Frage dienen ſoll, ob 
mit Rückſicht auf eine zu erhoffende Beſſerung der Verhältniſſe die 
fonft nach Lage der Sache nötige Fürſorgeerziehung entbehrlich 
ſein kann, weil dann ohne weiteres eine mindeſtens drohende, die 
Schutzaufficht erfordernde Verwahrloſung der Minderjährigen feſt⸗ 
ſtellbar ift. Dieſer innere Grund, der den Geſetzgeber zur Verbin⸗ 
dung der Ausſetzung des Verfahrens mit der Anordnung der Schutz⸗ 
aufſicht veranlaßt hat, fehlt jedoch, wenn das Vormcer. lediglich 
den Verdacht hat, es könnten die von einzelnen Zeugen bekun⸗ 
deten ungünſtigen Verhältniſſe beſtehen, irgendwelche beſtimmten 
n in dieſer Richtung jedoch nicht treffen zu können 
glaubt. 

(KG., ZivSen. 1 a, Beſchl. v. 24. Sept. 1937, 1a Wx 1099/37.) 
* 

37. KG. — 8865 Abſ. 6, 67 Abs. 1 RJug WohlſGG. Lehnt 
das VormGer. die endgültige Fürſorgeerziehung ab und hebt es 
zugleich deshalb die früher angeordnete vorläufige Fürſorgeerzie⸗ 
hung auf, ſo wird dieſe Aufhebung erſt mit der Rechtskraft wirk⸗ 
janı. Bis zu ihrem Eintritt iſt die vorl. Fürſorgeerziehung fort⸗ 
ac Daher ift im Beſchwerdeverfahren gegen den Beſchluß des 
; in an für eine erneute Anordnung der vorl. Fürſorgeerziehung 
ein Raum. 


Gegen den die Anordnung der endgültigen Fürſorgeerziehung 
ablehnenden Beſchluß aus 8 65 Abſ. 5 S. 2 RJugWohlfG. findet 
gemäß 865 Abſ. 6 RJugWohlfGg. die ſofortige Beſchw. mit auf⸗ 
ſchiebender Wirkung ſtatt. Lehnt das AGG. die Anordnung der end⸗ 
gültigen Fürſorgeerziehung ab, ſo iſt die Aufhebung der bereits 
rechtskräftig beſtehenden vorläufigen Fürſorgeerziehung nur eine 
notwendige Folge dieſer Ablehnung und ſomit ein Teil der Entſch. 
über die Ablehnung der endgültigen Fürſorgeerziehung. Hieraus 
folgt, daß auch die Entſch. über die Aufhebung der vorläufigen 
Fürſorgeerziehung erſt mit der Rechtskraft der Entſch. wirkſam 
wird. Dies ſteht auch damit in Einklang, daß in den Fallen, in 
denen die Fürſorgeerziehung aufgehoben wird, weil ihr Zweck er⸗ 
reicht oder anderweit ſichergeſtellt iſt, der Fürſorgeerziehungs⸗ 
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behörde gegen den die Fürſorgeerziehung aufhebenden Beſchluß ge⸗ 
mäß 8 72 Abſ. 3 S. 2 RJugWohlfc. die ſofortige Beſchw. mit auf⸗ 
ſchiebender Wirkung zuſteht, daß alſo auch in dieſen Fällen die 
Aufhebung der Fürforgeerziehung erſt mit der Rechtskraft der 
Entſch. wirkſam wird. Da hier das Jugendamt gegen den Be⸗ 
ſchluß des AG. rechtzeitig ſofortige Beſchw. eingelegt und über dieſe 
vom LG. noch nicht rechtskräftig entſchieden worden iſt, beſteht 
alfo die vom AG. urſprünglich angeordnete al Fürſorge— 
erziehung noch fort, und es iſt weder für eine Entlaſſung der Min⸗ 
derjährigen aus der Anſtaltserziehung noch für die Anordnung 
einer neuen Fürſorgeerziehung, wie es das LG. hier getan hat, 
Raum. 
(KG., Ziv Sen. 1 a, Beſchl. v. 1. Okt. 1937, La WX 1116/37.) 
* 


38. KG. — 8 73 RJugWohlſch. Stimmt das VormGer. nach 
873 S. 2 RJugWohlfcg. der vorzeitigen Entlaſſung eines Min⸗ 
derjährigen aus der Fürſorgeerziehung zu, ſo unterliegt dieſe Eut⸗ 
ſcheidung keinem Rechtsmittel. 

Nach 873 RJugWohlfcd. bedarf die Fürſorgeerziehungs 
behörde für die dort vorgeſehene Entlaſſung wegen Unausführbar 
keit der Fürſorgeerziehung der Zuſtimmung des VormGer. Gegen 
die Verſagung der Zuſtimmung ſteht der Fürſorgeerziehungsbehörde 
die ſofortige Beſchw. nach der ausdrücklichen Beſtimmung des 8 73 
S. 4 RJugWohlfG. zu. Gegen den die Zuſtimmung erteilenden 
Beſchluß ſieht das Geſetz dagegen kein Rechtsmittel vor. Die Frage 
der Beſchwerdeberechtigung iſt damit abſchließend geregelt. Daß dies 
der Sinn des Geſetzes iſt, zeigt ein Vergleich mit 8 72 RJug⸗ 
Wohlf®. Dort hat die Fürſorgeerziehungsbehörde für den Fall 
der Erreichung oder anderweiten Sicherſtellung des Zweckes der 
Fürſorgeerziehung die Befugnis erhalten, von ſich aus die Fürſorge⸗ 
erziehung nach Maßgabe der landesgeſetzlichen Regelung ohne Mit⸗ 
wirkung des VormGGer. aufzuheben. Gegen die Aufhebungsanord⸗ 
nung der Fürſorgeerziehungsbehörde iſt kein Rechtsbehelf gegeben. 
Die für die Entlaſſung eines Minderjährigen e Unausführ⸗ 
barkeit der Fürſorgeerziehung in §73 RYug®ohli®. vorgeſchrie⸗ 
bene Zuſtimmung des Bormder. iſt hiernach als eine abſchließend 
geregelte Einſchränkung des Entlaſſungsrechts der genannten Be⸗ 
hörde anzuſehen. Durch die eg des Gerichts ſoll ſicher⸗ 
geſtellt werden, daß auch wirklich nur beim Vorliegen jämtlicher 
Vorausſetzungen des § 73 Rug WohlfcG. Entlaſſungen erfolgen. 
Die Intereſſen des Fürſorgezöglings werden durch dieſe Einſchal⸗ 
tung des VormGer. als gewahrt angeſehen. Eine weitere Erfchive- 
rung der Entlaſſung durch Zulaſſung von Beſchw. der ſonſt Betei⸗ 
ligten iſt vom Geſetzgeber nicht gewollt. Lediglich die Fürſorge⸗ 
erziehungsbehörde hat gegen den die Zuſtimmung verſagenden 
und damit das Entlaſſungsrecht dieſer Behörde beeinträchtigenden 
Beſchluß ein Beſchwerderecht zugebilligt erhalten. 

(KG., Ziv Sen. 1 a, Beſchl. v. 3. Sept. 1937, 1a WX 964/37.) 


Dergleichsordnung 
+ 39. RG. — 88 36, 50-52 VerglO.; § 9 PatG. 

1. Die nach 8 51 Abſ. 2 VerglO. zu beurteilenden Leiſtun⸗ 
gen der Vermieter, Verpächter und Dienſtverpflichteten ſind nicht 
grundſätzlich und ausnahmslos als teilbar i. S. von $ 36 VerglO. 
anzuſehen; vielmehr iſt die Frage der Teilbarkeit in jedem Ein⸗ 
zelfall zu prüfen. 

2. Eine Leiſtung iſt dann teilbar i. S. von 8 36 Abi. 2 
VerglO., wenn ein beliebiger Leiſtungsteil feinen Weſen und 
Werte nach anteilig der Geſamtleiſtung entſpricht, d. h. ſich nur 
der Größe, nicht der Beſchaffenheit nach von ihr unterſcheidet. 
Der Begriff der Teilbarkeit iſt weit auszulegen. 

3. Zur Frage der Teilbarkeit der Leiſtungen des Lizenz⸗ 
gebers. 

Die Parteien ſind ſich darüber einig und es beſtehen auch 
keine rechtlichen Bedenken gegen die Annahme, daß der in Rede 
ſtehende Lizenzvertrag ein gegenſeitiger, zur Zeit der Eröffnung 
des Vergleichsverfahrens beiderſeits noch nicht vollſtändig er 
füllter Vertrag i. S. des § 36 Abſ. 1 VerglO. von 1935 iſt. Die 
Entſch. des Rechtsstreites hängt davon ab, ob die von der Kl. 
(Gläubigerin) als Lizenzgeberin geſchuldeten und bis zur Ver⸗ 
gleichseröffnung vertragsgemäß erbrachten Leiſtungen teilbar 
i. S. des § 36 Abſ. 2 Vergl. find. 

1. Die Entſch. muß unmittelbar aus dem 836 ſelbſt ge- 
funden werden. Es kommt insbe). nicht darauf an, ob etwa in 
Anlehnung an RG. 122, 70 = JW. 1928, 3041 und RG. 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 
134, 91 (908) = JW. 1932, 1832 10 der Lizenzvertrag, der ein 
Rechtsgebilde eigener Art iſt, in vergleichsrechtlicher Hinſicht 
den Regeln der Rechtspacht zu unterſtellen, d. h. nicht der in 
§ 50 VerglO. geregelten allgemeinen Gruppe gegenſeitiger 
Verträge, ſondern der durch § 51 aus ihr herausgehobe⸗ 
nen Sondergruppe von Vertragen einzuordnen wäre, die 
die entgeltliche, in der Zeit ſich erſtreckende Gewährung von 
Dienſten oder des Gebrauchs von Sachen oder des Gebrauchs 
und Fruchtgenuſſes von Gegenſtänden zum Inhalte haben. 
Denn auch dann, wenn man den Lizenzvertrag nach $ 51 
VerglO. zu beurteilen hätte, ließe ſich aus dent Aufbau des 
Geſetzes, etwa aus dem Ineinandergreifen feiner §§ 86, 50, 51 
und 52, kein ſicherer Schluß dafür herleiten, daß es grundſätz⸗ 
lich und ausnahmslos die Leiſtungen des (nicht bevorrechtig⸗ 
ten) Dienſtverpflichteten, des Vermieters, Verpächters und Li⸗ 
zenzgebers als teilbar i. S. ſeines §36 anſehe. Zwar mag der 
Umſtand, daß § 51 Abſ. 2 dem Schuldner nur den Rechts⸗ 
behelf der befriſteteu Kündigung, alſo der Vertragsaufhebung 
nach Eröffnung des Vergleichsverfahrens, zur Verfügung ſtellt, 
während § 50 Abf. 1, auf den 851 Abſ. 2 verweiſt, den Schuld⸗ 
ner je nach Unteilbarkeit oder Teilbarkeit der Gläubigerleiſtun⸗ 
gen zur Ablehnung der Erfüllung des ganzen Vertrages oder 
des von der Verfahrenseröffnung an laufenden Vertragsteils 
ermächtigt, darauf hindeuten, daß das Geſetz mit einer Teil⸗ 
barkeit der unter $51 fallenden Gläubigerleiſtungen rechnet. Da 
dieſe Leiſtungen jedoch mannigfach verſchiedene Inhalte haben 
können und da 851 Abſ. 2 über 8 50 Abſ. 1 ausdrücklich auf 
836 Abſ. 1 und 2 zurückverweiſt, muß man annehmen, daß das 
Geſetz gleichwohl in jedem Einzelfall die Prüfung der Frage, 
ob die in Betracht kommende, nach § 51 zu beurteilende Gläu⸗ 
bigerleiſtung teilbar oder unteilbar ſei, für möglich hält, ja 
dieſe Prüfung aufgibt. 


2. Mit der Vorſchrift des § 86 Abſ. 2, die der Teilbarkeit 
der Gläubigerleiſtung Bedeutung beimißt für die Frage, inmie- 
weit der Gläubiger ans gegenſeitigen, bei Verfahrenseröffnung 
beiderſeits noch nicht voll erfüllten Verträgen am Vergleiche des 
Schuldners teilnimmt, bildet die VerglO. von 1935 den bisheri⸗ 
gen Rechtszuſtand bewußt fort. Zur Klarſtellung von Sinn 
und Tragweite der neuen Beſtimmung iſt daher in erſter Linie 
die Entſtehungsgeſchichte und der daraus zu entnehmende Zweck 
der Geſetzesänderung heranzuziehen. Nach SA VerglO. von 
1927 nahmen Gläubiger aus gegenſeitigen, bei Verfahrenseröff⸗ 
nung beiderſeits noch nicht voll erfüllten Verträgen am Ver⸗ 
gleiche des Schuldners überhaupt nicht teil. Nur ſoweit infolge 
von Erfüllungsablehnung oder vorzeitiger Kündigung aus fol» 
chen Verträgen ein Schadenserſatzanſpruch erwuchs, nahm die⸗ 
jer Anſpruch am Verfahren teil (88 28—30 VerglO. von 1927). 
Das entſprach im weſentlichen der für den Konkurs getroffenen 
Regelung (88 17, 19 ff., 26, 59 KO.). Hieraus erwuchs der 
Nachteil, daß die Sonderbehandlung derartiger Gläubiger das 
für den Vergleich zur Verfügung ſtehende Vermögen ſchmälerte, 
alſo den Vergleich erſchwerte und zum Konkurs trieb, und daß 
ſie ohne ausreichende innere Rechtfertigung dem Grundſatze von 
der möglichſt gleichmäßigen Behandlung aller Gläubiger des 
Vergleichsſchuldners widerſprach. Die Nachteile wurden beſon⸗ 
ders bei Verträgen auf Lieferung von Gas, Waſſer und Elektri⸗ 
zität und bei langfriſtigen Sutzeſſivlieferungsverträgen emp⸗ 
funden. Zur Abhilfe bildete die Rſpr. die Begriffe des Einheits⸗ 
vertrages und des Wiederkehrſchuldverhältniſſes heraus (vgl. 
RG. 148, 326 und die dort angeführte Rſpr.). Ein Wiederkehr⸗ 
ſchuldverhältnis wurde dann angenommen, wenn das Schuld⸗ 
verhältnis nicht ein für allemal feſt begründet war, ſondern 
kraft einer — ſei es auch nur ſtillſchweigenden — Wiederholung 
des Vertragsſchluſſes fort und fort für weitere Bezugsmengen 
oder für weitere Zeitabſchnitte neu entſtand. Forderungen aus 
den zurückliegenden Abſchnitten eines ſolchen Verhältniſſes ſoll⸗ 
ten am Vergleich teilnehmen. Forderungen aus dem laufenden 
Abſchnitt eines Wiederkehrſchuldverhältniſſes und (alle) Forde⸗ 
rungen aus Einheitsverträgen ſollten ihm dagegen fremd blei— 
ben. Hier ſetzt die Neuregelung des § 36 Abſ. 2 VerglO. von 
1935 ein. Sie beſtimmte „aus Billigkeitsgründen“ im Inter⸗ 
eſſe der Erleichterung des Vergleichs und der möglichſt gleich⸗ 
mäßigen Behandlung aller Gläubiger des Vergleichsſchuldners 


* 


66. Jahrg. 1937 Heft 47 
(vgl. DI. 1935, 373, 374, 390 und RG. 148, 335 = IM. 
1935, 8614? m. Anm.), daß ein Gläubiger aus einem gegen 
ſeitigen, zur Zeit der Verfahrenseröffnung beiderſeits noch nicht 
voll erfüllten Vertrage, der teilbare Leiſtungen ſchuldet und bis 
zur Verfahrenseröffnung erbracht hat, mit dem dieſer Teil⸗ 
leiſtung entſprechenden Betrage ſeiner Forderung an dem Ver⸗ 
gleiche teilnimmt. Damit hat die Unterſcheidung zwiſchen Ein⸗ 
heitsvertrag und Wiederkehrſchuldverhältnis einen großen Teil 
ihrer praktiſchen Bedeutung verloren. Das Geſetz will erſichtlich 
— über dieſe Unterſcheidung hinaus, wenn auch in ihrer Ziel⸗ 
richtung — jedenfalls alle Gläubiger aus Dauerrechtsverhältniſ⸗ 
ſen, deren in der Zeit verlaufende Leiſtungen ſich ihrem wirt⸗ 
ſchaftlichen Werte nach teilen laſſen, am Vergleiche des Schuld⸗ 
ners teilnehmen laſſen, ſoweit ihre bis zur Verfahrenseröff⸗ 
nung erbrachten Leiſtungen in Frage kommen. Das gebietet eine 
weite Auslegung des von § 36 Abſ. 2 VerglO. verwendeten Be⸗ 
griffes der Teilbarkeit, 


Als teilbar bezeichnet die Rſpr. des RG., die hauptſächlich 
zu 8266 und § 425 BGB. ergangen iſt, eine Leiſtung dann, 
wenn ein beliebiger Leiſtungsteil ſeinem Weſen und Werte nach 
verhältnismäßig (anteilig) der Geſamtleiſtung entſpricht, d. h. 
ſich nur der Größe, nicht der Beſchaffenheit nach von ihr unter⸗ 
ſcheidet. Dieſe Begriffsbeſtimmung kann für § 36 VerglO. über- 
nommen werden, falls dabei nur im Einzelfall die durch den 
Geſetzeszweck gebotene weite Auslegung beachtet wird. 


3. Die Leiſtungen der Kl. (Lizenzgeberin) aus dem mit der 
bekl. Geſellſchaft geſchloſſenen Lizenzvertrage beſtehen darin, daß 
ſie für eine Vertragsdauer von mehreren Jahren, die ſie un⸗ 
ter gewiſſen Vorausſetzungen durch vorzeitige Kündigung ab⸗ 
kürzen und die der F.⸗Verband unter Umſtänden verlängern 
kann, der Bekl. die Benutzung einer Anzahl bei Vertragsbeginn 
vorhandener und während der Vertragszeit neu entſtehender 
Schutzrechte an Rundfunkempfangsgeräten zu geſtatten und ihr 
auf Erfordern jeweils die benötigten Röhren zu angemeſſenen 
Preiſen zu liefern hat. Daß die Verpflichtung zur fortlaufen- 
den Lieferung der Röhren eine teilbare Leiſtung betrifft, kann 
nicht zweifelhaft ſein. Was die Einräumung der einfachen Li⸗ 
zenz an den Schutzrechten angeht, fo erſchöpft fie ſich ihrer recht— 
lichen Bedeutung nach nicht in dem bloßen, der Bekl. gegenüber 
erklärten Verzicht auf die aus den Schutzrechten fließende Ver⸗ 
bietungsmacht. Sie iſt vielmehr darauf gerichtet, der Bekl. ein 
poſitives Benutzungsrecht zu verſchaffen und ſie während der 
Vertragsdauer in dem Genuß dieſes Rechtes zu erhalten, mit 
andern Worten: ihr während der Vertragsdauer die Benutzung 
derjenigen erfinderiſchen, techniſchen Lehren zu ermöglichen, 
deren Ausnutzung an ſich den Schutzrechtsinhabern vorbehalten 
iſt. Dieſe Verpflichtung erſchöpft ſich daher nicht in der ein- 
maligen, formalen Begründung des Benutzungsrechtes der Bekl. 
Die Kl. muß vielmehr, um dieſen einmaligen Verſchaffungsakt 
praktiſch wirkſam zu machen, während der ganzen Vertrags— 
dauer beſtrebt ſein, die Schutzrechte aufrechtzuerhalten und die 
Benutzung der von ihnen geſchützten techniſchen Lehren zu er⸗ 
möglichen, mag ſich dieſe Verpflichtung nun im einzelnen in 
der Weiterzahlung der Schutzrechtsgebühren, in der Abwehr von 
gegen den Beſtand der Schutzrechte gerichteten Angriffen, in der 
Aushändigung der erforderlichen techniſchen Unterlagen an die 
Bekl. oder in ſonſtigen Einzelmaßnahmen ausdrücken. Dies 
rechtfertigt es, i. S. des § 36 Abſ. 2 VerglO. als die vom Lizenz⸗ 
geber geſchuldete Leiſtung deſſen einheitliches, gleichmäßig über 
die ganze Vertragsdauer hin ſich erſtreckendes, vertragsgemäßes 
Geſamtverhalten anzuſehen und dieſes Verhalten nicht künſtlich 
zu zerlegen in einen einmaligen, auf die Rechtsverſchaffung ge⸗ 
richteten Akt und daraus fließende, zu anderen unregelmäßigen 
Zeitpunkten zu erfüllende Nebenverpflichtungen. Bei dieſer Be⸗ 
trachtungsweiſe iſt es gerechtfertigt, die von der Kl. aus dem Li⸗ 
zenzvertrage geſchuldeten Leiſtungen i. S. des 836 VerglO. als 
grundſätzlich teilbar anzuſehen. Die Vertragsparteien haben dem 
ſelbſt dadurch Rechnung getragen, daß ſie als Gegenleiſtung 
monatlich abzurechnende Stücklizenzen vereinbart haben. Der 
Lizenzvertrag iſt während der ganzen, urſprünglich vorgeſehenen 
Vertragsdauer erfüllt worden. Es laſſen ſich deswegen gegen 
die Annahme der Teilbarkeit der aus ihm geſchuldeten Leiſtun 
gen der Kl. auch aus dem Geſichtspunkte keine Bedenken her 
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leiten, daß der Lizenznehmer in der Regel ſeinen Betrieb auf 
der Vorausſetzung aufbauen muß, er werde die Schutzrechte 
während der ganzen Vertragsdauer ausnützen können, daß alſo 
eine zeitlich beſchränktere Ausnutzungsmöglichkeit für ihn u. U. 
weniger wert ſein kann, als dem bloßen, rechneriſchen Anteil 
dieſer Zeitſpanne an der geſamten Vertragsdauer entſpräche. 
Vielmehr findet, worauf ſchon das LGG. mit Recht hingewieſen 
hat, die Auffaſſung von der grundſätzlichen Teilbarkeit der Lei⸗ 
ſtungen des Lizenzgebers eine gewiſſe Beſtätigung in der reichs⸗ 
gerichtlichen Rſpr. über den Einfluß der nachträglichen Nich⸗ 
ligerklärung von Schutzrechten auf den Lizenzvertrag. Hier iſt 
anerkannt, daß der Lizenznehmer in einem ſolchen Fall in der 
Regel die in der Vergangenheit geleiſteten Lizenzzahlungen nicht 
zurückfordern könne, weil ſie ſich als das Entgelt für die bis 
zur Vernichtung des Schutzrechtes gewährte Möglichkeit der 
tatſächlichen Ausnutzung der Erfindung darſtellten (RGZ. 101, 
235 [238]; 123, 116). Auch hier liegt mittelbar der Gedanke 
einer mindeſtens tatſächlichen und wirtſchaftlichen Teilbarkeit 
der Leiſtungen des Lizenzgebers zugrunde. 


(RG., I. ZivSen., U. v. 18. Aug. 1937, 123/37.) N.] 


Erbgefundheitsobergerichte 


(Fortſetzung der Veröffentlichungen aus JW. 1937, 2051 Heft 32) 


40. 81 Abſ. 1 ErbkrNachwGeſ. Der Erbkranke hat für das 
Geſetz nicht wegen ſeines Wertes oder Unwertes als Einzelmenſch, 
ſondern nur als Träger von Erbanlagen Bedeutung. 


Das Erbgeſcger. hat den Antrag, die 26jährige Erna M. 
wegen angeborenen Schwachſinns unfruchtbar zu machen, abgelehnt. 
Der Beſchluß weiſt darauf hin, daß das Mädchen in der Schule 
verſagt und bei den Begabungsprüfungen vielfache Ausfälle ge⸗ 
zeigt hat, daß ſie nur mechaniſche Arbeit leiſtet, und daß Zweifel 
daran beſtehen, ob ſie jemals in der Lage ſein wird, einen Haus⸗ 
halt zu führen und Kinder zu erziehen. Gleichwohl iſt das Erbgeſ⸗ 
Ger. nicht davon überzeugt, daß angeborener Schwachſinn beſteht 
und betont bei der Begründung dieſer Anſicht, die Perſönlichkeit 
des Mädchens ſei recht ſympathiſch, Erna könne gut leſen, habe 
1 Zähne, ein offenes Weſen und ein friſches geſundes Aus⸗ 
ehen. 

Dieſe Ausführungen widerſprechen einem der wichtigſten Leit⸗ 
ſätze der Erbgeſundheitspflege, wonach der Erbkranke für das 
Geſetz nicht wegen ſeines Wertes oder Unwertes als Einzelmenſch, 
ſondern nur als Träger von Erbanlagen Bedeutung hat (Gütt⸗ 
Rüdin⸗Ruttke S. 111). Der Senat hat Erna eingehend ge⸗ 
prüft. Sie wickelt in einer Zigarrenfabrik Zigarillos und verrichtet 
dieſe überwiegend mechaniſche Arbeit zur Zufriedenheit ihres Ar⸗ 
beitgebers. Erna, die in der Volksſchule wiederholt ſitzen geblieben 
und aus der 5. Klaſſe mit unzulänglichen Zenſuren entlaſſen wor⸗ 
den iſt, hat bei der heute geleiſteten Schriftprobe ſehr fehlerhaft 
geſchrieben und eine Vervielfältigungsaufgabe falſch gelöſt. Sie 
kann zwar leſen, aber das Geleſene nicht wiedergeben. Bei der Ver⸗ 
ſtandesprüfung nach Binet⸗Simon verſagt ſie, las den Lückentext 
vor, ohne überhaupt die Lücken zu bemerken und vermochte einen 
Satz aus einzelnen Worten nur mit ſtarker Hilfe zuſammenzulegen. 
Die ihr vorgelegten Bilder konnte ſie nicht erklären. 

Die ſchon vom Amtsarzt feſtgeſtellte Unſelbſtändigkeit und 
mangelnde Konzentrationsfähigkeit wie der verlangſamte Gedan⸗ 
kenablauf traten auch heute deutlich hervor. 

Der Geſamteindruck ergab einwandfrei, daß Erna M. an 
angeborenem Schwachſinn leidet. Deshalb iſt die Unfruchtbar⸗ 
machung geboten. Daß Erna einen ſympathiſchen Eindruck macht 
und körperlich friſch und geſund iſt, ändert daran nichts. Im Gegen⸗ 
teil: wegen dieſer äußeren Vorzüge würde ſie wahrſcheinlich leicht 
eine Ehe eingehen und Nachkommenſchaft haben können. Die Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit der Fortpflanzung ſchwerer Erbſchäden würde alſo 
hier beſonders groß ſein ((Gütt-Rüdin Ruttke S. 117). 

(ErbgeſObGer. Jena, Beſchl. v. 30. Juni 1937, Wg 495/7.) 


* 


41. 81 Abſ. 2 Nr. 1 ErbkrNachwGeſ. Zweckmäßigkeit der 
Begabungsprüfung durch einen ärztlichen Beiſitzer des Senats 
als beauftragten Richter in der Wohnung des wegen angeborenen 
Schwachſinns Gemeldeten. 

Das Erbgeſcher. hat die 20jährige Zigarrenarbeiterin 
Minna B. geprüft und iſt zu der Überzeugung gelangt, daß ſie 
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an angeborenem Schwachſinn leichten Grades leidet und des⸗ 
halb unfruchtbar gemacht werden muß. 

Minna B. hat Beſchwerde eingelegt. Sie iſt hochſchwanger 
und kann deshalb die weite Reiſe nach Jena nicht unter⸗ 
nehmen. Der Senat hat ſie daher nach Verhandlung der Sache 
durch einen der ärztlichen Veiſitzer als beauftragten Richter in 
ihrer Wohnung prüfen laſſen. Dieſe Prüfung in der gewohnten 
Unigebung hatte den großen Vorteil, daß das Mädchen nicht 
befangen und ängſtlich war wie bei den früheren Vefragungen. 
Außerdem hat der beauftragte Richter auf dieſe Weiſe die ganze 
Familie und den Haushalt, überhaupt die ganze Umwelt des 
Mädchens kennengelernt und daraus wichtige Schlüſſe für die 
Beurteilung ziehen können. Auf Grund der eingehenden Be⸗ 
gabungsprüfung, deren Einzelheiten er ausführlich ſchriftlich 
niedergelegt hat, und der Sippſchaftserhebungen, die keine Be⸗ 
laſtung der Familie ergeben haben, iſt der beauftragte Richter 
zu dem Ergebuis gekommen, daß Minng B. nur ſchwachbegabt, 
aber nicht ſchwachſinnig iſt. Denn ſie beherrſcht die Grundlagen 
im Leſen, Schreiben und Rechnen. Ihr Schul» und Erfahrungs- 
wiſſen genügt, ebenſo ihre Urteils⸗ und Kombinationsfähigkeit. 

Der Senat tritt nach nochmaliger Verhandlung dieſer 
Beurteilung bei und gibt der Beſchwerde ſtatt. 


(ErbgeſObcher. Jena, Beſchl. v. 30. Juni 1937, Wg 489/37.) 
* 


42. 8 1 Abſ. 2 Nr. 1 ErbkrNachwGeſ. Alle an der Erbgeſund⸗ 
heitsgerichksbarkeit Beteiligten müſſen die Arbeit der Handwerker, 
Landarbeiter und Fabrikarbeiter der weſentlichen Betriebe ihres 
Bezirks kennen, um im Einzelfall die wichtige Frage beantworten 
zu können, ob ſichs um eine rein mechaniſche oder um eine prak⸗ 
tiſch⸗intelligente Betätigung handelt. Begabungsprüfung durch ein 
Mitglied des Senats als beauftragten Richter an der Arbeitsſtelle 
des Betroffenen. 


Der 25jährige Herbert B. hat zunächſt 3 Jahre lang die 
Volksſchule beſucht und iſt dreimal ſitzengeblieben. Daun iſt er 
in die Hilfsſchule gekommen und auch dort einmal nicht ver⸗ 
ſetzt worden. Jetzt arbeitet er ſeit 10 Jahren in einer Holz 
waren⸗ und Kehlleiſtenfabrik. Auch ſein Bruder Fritz iſt in der 
Schule dreimal ſitzengeblieben. Sonſt hat ſich keine Belaſtung 
der Sippe ergeben. 

Der Amtsarzt hat bei der Unterſuchung Herberts feitge: 
ſtellt, daß deſſen Auffaſſung erſchwert und der Gedankenablauf 
langſam iſt. Die Prüfung hat deutliche Ausfälle beſonders im 
Rechnen und Schreiben ergeben. Der Amtsarzt iſt daher der 
Anſicht, daß angeborener Schwachſinn beſteht. Auch das Erb- 
geſcher. hat Herbert geprüft. Dabei hat er ſeine Arbeit klar und 
anſchaulich geſchildert, ſich unterrichtet gezeigt über Zeitereig⸗ 
niſſe und charakterlich einen guten Eindruck gemacht. Das Erb- 
geſGer. iſt daher zu der Überzeugung gelangt, daß er nicht au 
angeborenem Schwachſinn leidet und hat den Antrag des Amts⸗ 
arztes abgelehnt. Dieſer weiſt in der Beſchwerde auf das erheb- 
liche Verſagen in der Schule und bei der Begabungsprüfung 
hin, woraus ſich einwandfrei das Bild angeborenen Schwach⸗ 
ſinns ergebe. 

Der Senat hat Herbert B. eingehend gehört. Seine Lei⸗ 
ſtungen im Leſen, Rechnen und Schreiben waren mangelhaft. 
Über das Zeitgeſchehen in Deutſchland und im Auslande war er 
gut unterrichtet. Perſönlich und charakterlich machte er auch 
auf den Senat einen günſtigen Eindruck. 

Es handelt ſich alſo um einen ausßgeſprochenen Grenzfall. 
Denn die Intelligenzmängel ſind nicht ſo erheblich, daß ſie das 
Beſtehen angeborenen Schwachſinns ohne weiteres dartun und 
weitere Erhebungen zwecklos machen. Es kam hier vielmehr 
darauf an, einwandfrei feſtzuſtellen, ob es ſich nur um Dumm⸗ 
heit handelt, die ſich auf das Gebiet des Intellekts beſchränkt, 
oder um Schwachſinn, der als eine die ganze Perſönlichkeit er- 
faſſende Störung auch in der Lebensführung zum Ausdruck 
kommt (Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke S. 124). Die Frage der Le⸗ 
bensbewährung war alſo genau zu prüfen, denn ſie mußte 
den Ausſchlag geben. Und hier genügte das bisher Feſtgeſtellte 
nicht, wonach B. ſeit 10 Jahren an einer Arbeitsſtelle arbeitet 
und feine Arbeit anſchaulich und vernünftig ſchildern kann. Es 
kam vielmehr darauf an, dem Senat ſelbſt einen unmittelbaren 
Eindruck von dieſer Arbeit zu vermitteln und ihm dadurch ein 
eigenes Urteil zu ermöglichen. Allgemein iſt es Pflicht aller- an 
der Erbgeſundheitsgerichtsbarkeit Beteiligten, ſich die Arbeit 
der Handwerker, Landarbeiter und Fabrikarbeiter der weſent⸗ 
lichen Betriebe ihres Bezirks an Ort und Stelle anzuſehen. 
Denn nur dann können ſie die außerordentlich wichtige Frage 
beantworten, ob es ſich im Einzelfall um eine rein mechanische 
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Arbeit handelt oder um ſelbſtändige Leiſtungen, die ein gewiſſes 
eigenes Urteilsvermögen vorausſetzen. 

Da der Senat in dieſem Falle die beſondere Arbeit in 
einer Kehlleiſtenfabrik nicht aus eigener Anſchauung kannte, ließ 
er durch eins ſeiner Mitglieder als beauftragten Richter die 
nötigen Feſtſtellungen treffen. Dieſes Verfahren hat ſich auch 
ſonſt in der Praxis des Senats bewährt. Denn eine Prüfung 
der wegen angeborenen Schwachſinns Gemeldeten an Ort und 
Stelle in den gewohnten häuslichen oder Arbeitsverhältniſſen 
gewährt einen viel beſſeren Einblick in ihre Geiſtesbeſchaffen⸗ 
heit, ihre Leiſtungen und die ganze Umwelt, als die Prüfung in 
Amtsſtuben und Gerichten, bei der viele auch geiſtig vollwertige 
Menſchen befangen ſind. 

Auch hier hat dieſes Verfahren zur vollen Klärung geführt. 
Prof. Dr. K. hat als beauftragter Richter unangemeldet Her⸗ 
bert B. an ſeiner Arbeitsſtelle aufgeſucht. Der Inhaber des 
Betriebes und B.s Meiſter haben überzeugend verſichert, daß 
V. ein vollwertiger und vielſeitig verwendbarer Arbeiter iſt, der 
in ſeinen Leiſtungen in keiner Weiſe hinter ſeinen Kameraden 
zurückſteht. Im Betriebe find verſchiedene Holzbearbeitungs⸗ 
maſchinen. Der beauftragte Richter hat fünf verſchiedene Ma⸗ 
ſchinen ausgewählt und B. an ihnen arbeiten laſſen (Kreissäge, 
Bandſäge, Holzfräſe, Holzſchleifmaſchine, Holzpoliermaſchine). 
Obwohl er eigentlich zur Zeit nur an einer Kreisſäge zu arbei⸗ 
ten hatte, bediente B. auch die anderen Maſchinen ſpielend 
leicht und umſichtig. Wie aus der Niederſchrift des beauftragten 
Richters hervorgeht, handelt es ſich dabei um Arbeiten, die 
ohne eigenes Urteilsvermögen nicht ordentlich ausgeführt wer⸗ 
den können. 


Der Senat iſt nach dieſem Ergebnis davon überzeugt, 
daß B. trotz ſeines Verſagens in der Schule und Hilfsſchule 
und trotz der Intelligenzausfälle bei den Prüfungen nicht an 
angeborenem Schwachſinn leidet. Denn er bewährt ſich bei 
ane intellinenter Betätigung und hat die Lebensprobe be⸗ 
ſtanden. 


(ErbgefObßer. Jena, Beſchl. v. 4. Aug. 1937, Wg 537/37.) 
* 


43. 51 Abſ. 2 Nr. 8 ErbkrNachwöeſ.; Art. 4 der 1. AusfVO. 
Selbſtmordneigung des Erbkranken. Verfahrensgrundſätze. 


Der Malermeiſter J. iſt 51 Jahre alt, ſeine Frau befindet 
ſich in den Wechſeljahren, die vier Kinder ſind 16 bis 28 Jahre 
alt. J. ſtammt aus einer erblich belaſteten Familie. Sein älteſter 
Bruder war ſchwermütig und endete durch Selbſtmord. Ein Bru— 
der ſeiner Mutter war „nervenkrank“ und ſtarb in einer Nerven: 
klinik. J. war von 1921 bis 1932 viermal in der Pfychiatrifchen 
Klinik in J., wo jedesmal ein endogener Depreſſionszuſtand feſt⸗ 
geſtellt wurde. Während der melancholiſchen Anfälle, die kliniſch 
einwandfrei beobachtet worden ſind, hat er mehrfach Selbſtmord⸗ 
verſuche unternommen. 


Der Amtsarzt hat beantragt, J. wegen maniſch⸗depreſſiven 
Irreſeins unfruchtbar zu machen. Das Erbgeſcger. hat, ohne J. 
überhaupt von dem Antrage zu benachrichtigen, zunächſt das Ver⸗ 
fahren auf ein Jahr ausgeſetzt, da zu befürchten ſei, daß J. Selbſt⸗ 
mord begehen konne, wenn das Verfahren weitergeführt werde. 
Außerdem ſei die Fortpflanzungsgefahr gering. Nach Ablauf dieſer 
Friſt hat das Erbgeſcher., ohne J. zu benachrichtigen oder ihm 
den Beſchluß zuzuſtellen, den Antrag auf Unfruchtbarmachung ab⸗ 
gelehnt. Der Beſchluß führt aus, J. leide an zirkulärem Irreſein. 
Die Gefahr, daß er ſich noch fortpflanze, ſei geringer, als die, daß 
er ſich das Leben nehme, wenn dem Antrage ſtattgegeben werde. 
Unter dieſen Umſtänden konne das Gericht nicht die Verantwor⸗ 
tung für den Eingriff übernehmen und lehne daher den An 
trag ab. 

Die Beſchw. des Amtsarztes iſt begründet. Das Verfahren 
des Erbgeſcher. muß beanſtandet werden. Es geht nicht an, daß 
über einen Antrag auf Unfruchtbarmachung verhandelt und ent 
ſchieden wird, ohne daß der Betroffene von alledem Kenntnis er- 
hält, ohne daß ihm Gelegenheit gegeben wird, ſich zu äußern und 
am Verfahren zu beteiligen. Der allgemeine Grundſatz, daß in 
jedem Rechtsverfahren den Beteiligten rechtliches Gehör zu ge 
währen iſt, muß gerade im Erbgeſundheitsverfahren ſtets beachtet 
werden. Und ſo ſehr alle Maßnahmen zu begrüßen ſind, die Ruck⸗ 
ſicht auf die geiſtige Verfaſſung der Erbkranken nehmen, zur Auſ⸗ 
löſung der Verſahrensvorſchriten darf dieſe Rückſicht nicht führen. 
Wenn Selbſtmordgefahr wirklich beſteht, ſo iſt das kein Grund, 
der Entſch. zunächſt auszuweichen und das Verfahren auszuſetzen 
und dann den Antrag abzulehnen. Der Selbſtmordgefahr muß auf 
andere Weiſe begegnet werden. So hat der Senat in ahnlichen 
Fällen mit Erfolg von der Befugnis des Art. 4 Abſ. 2 der 1. Ausf⸗ 
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BO. Gebrauch gemacht und den Unfruchtbarzumachenden, der mit 
Selbſtmord drohte, nach Anhörung des Amtsarztes bis zur Tauer 
von ſechs Wochen in einer geeigneten Krankenanſtalt unterbringen 
laſſen und das Verfahren ſo beſchleunigt, daß es innerhalb dieſer 
Zeit abgeſchloſſen war. Wenn auch dieſe Anordnung in erſter 
Linie zu treffen iſt zur Vorbereitung der Entſch. (Unterſuchung, 
Beobachtung), ſo bietet ſie auch eine Handhabe, um zu verhindern, 
daß der Erbkranke ſich dem Verfahren entzieht (Gütt⸗Rüdin⸗ 
Ruttke, S. 229 Nr. 12). Es beſtehen keine Bedenken dagegen, 
auch bei Selbſtmordgefahr ſo vorzugehen. 

Der Senat hat die Entſch. des Erbgeſcger. nachträglich J. 
zuſtellen laſſen, der ſich dann am Beſchwerdeverfahren beteiligt 
hat. Die Pſychiatriſche Klinik in J. hat ihn auf Veranlaſſung des 
Senats nochmals unterſucht. Das Gutachten vom 28. Juni 1937 
führt aus, daß nach dem früheren und jetzigen Befund einwand⸗ 
frei ſeſtſteht, daß er an zirkulärem Irreſein leidet. Der Senat 
tritt dem bei. Fortpflanzungsfähig iſt er zweifellos. Aus ſeiner 
körperlichen Verfaſſung ergibt ſich nicht, daß die Fortpflanzung 
unwahrſcheinlich iſt (Gütt-Rüdin Ruttke, S. 113). Viel⸗ 
mehr iſt bei den Erregungszuſtänden, die im Verlaufe des zirtu⸗ 
lären Frreſeins bei ihm auftreten und die normalen Hemmungen 
beſeitigen können, mit der Möglichkeit der Fortpflanzung zu rech⸗ 
neu. Es beſteht alſo kein Anlaß, von der Unfruchtbarmachung ab⸗ 
zuſehen. 

(ErbgefObGer. Jena, Beſchl. v. 18. Aug. 1937, Wg 807/36.) 
* 


44. 8 1 Abſ. 2 Nr. 8 ErbkrNachwGeſ. Die Wirbelſäulenver⸗ 
krümmung gehört 0 zu den ohne weiteres als erblich er⸗ 
wieſenen körperlichen Mißbildungenz; fie bedarf vielmehr der ſipp⸗ 
ſchaftsmäßigen Beſtätigung. 

Die 16 jährige Zigarrenrollerin Gerda B. leidet an einer 
Kyphoſkolioſe der Bruſtwirbelſäule. Die Wirbelſäule iſt ſtaxk nach 
rechts oben verbogen, der Bruſtkorb nach unten, vorn leicht vor⸗ 
getrieben. Das linke Hüftbein iſt entſprechend vorgebuckelt. Nach 
Anſicht des Amtsarztes handelt es ſich um eine ſchwere erb ⸗ 
liche körperliche Mißbildung. Das Erbgeſcher hat den Antrag 
auf Unfruchtbarmachung abgelehnt, da keine ähnlichen Mißbil⸗ 
dungen in der Familie vorgekommen ſeien nach dem, was der 
Amksarzt feſtgeſtellt habe. 

Der Senat hat auf die Beſchw. des Amtsarztes eingehende 
Sippſchaftserhebungen vornehmen und die Blutsver⸗ 
wandten des Mädchens durch die zuſtändigen Geſundheitsämter 
auf Mißbildungen insbeſ. der Wirbelſäule und des Bruſtkorbs 
unterſuchen laſſen. Auch dieſe Erörterungen haben keine Belaſtung 
der Familie ergeben. Die Beſchw. iſt daher zurückzuweiſen. Denn 
die Wirbelſäulenverkrümmung gehört nicht zu den ohne weiteres 
als erblich erwieſenen körperlichen Mißbildungen, ‚fie bedarf viel⸗ 
mehr der ſippſchaftsmäßigen Beſtätigung (Gütt⸗Rudin⸗ 
Ruttke, S. 162, 165). 

(ErbgeſObcker. Jena, Beſchl. v. 21. Sept. 1937, Wg 207/37.) 


* 


45. Art. 4 Abſ. 2 AusfBO. v. 5. Dez. 1933. Die Abgabe 
einer anhängigen Erbgeſundheitsſache an ein anderes Erbgeſcger. 
aus Zweckmäßigkeitsgründen iſt nicht zuläſſig. ) 

Während des nunmehr ſeit über einem halben Jahr ſchwe— 
benden Streits darüber, ob das Erbgeſcher. in X. die Sache aus 
einem wichtigen Grunde an das Erbgeſcker. in N. abgeben darf, 
iſt eine Entf. des ErbgeſObGer. in Berlin veröffentlicht worden 
(JW. 1937, 2065), worin die Abgabe aus Zweckmäßigkeitsgrun⸗ 
den in entſprechender Anwendung des 8 46 RSG. und des 8 12 
fen 2 der 1. AusfVO. zum Ehegefundh®. für zuläſſig erachtet 
wird. 

Einer entſprechenden Anwendung des § 46 RFOG. ſteht aber 
das Bedenken entgegen, daß Vormundſchaftsſachen und das Ver⸗ 
fahren in Erbgeſundheitsſachen in dem entſcheidenden Punkt ſehr 
verſchieden ſind. Vormundſchaften bleiben in der Regel lange an⸗ 
hängig und ſind vielfach ſo gelagert, daß der Vormundſchaftsrich⸗ 
ter häufig mit dem Vormund Rückſprache nehmen muß. In Erb⸗ 
geſundheitsſachen wird dagegen in aller Regel nur eine einmalige 
perſönliche Vernehmung des Betroffenen und ein einmaliger Be⸗ 
ſchluß erforderlich, und Erbgeſundheitsſachen dürfen nicht durch 
Streitigkeiten über die Zweckmäßigkeit der Abgabe an ein anderes 
Gericht hinausgezögert werden. 

Allerdings iſt eine DurchfVO. ergangen, wonach in Ehe ⸗ 
geſundheitsſachen eine Abgabe aus wichtigen Gründen zuläſſig iſt. 
Für das Verfahren auf Unfruchtbarmachung iſt aber eine entſpre⸗ 
chende VO, nicht erlaſſen worden. (Die Annahme, daß dies etwa 
aus Verſehen unterblieben ſein könnte, iſt abzulehnen. Denn 
Maßfeller hat die Frage ſchon im Jahre 1934 erörtert [D. 
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S. 572], und es find ſeitdem mehrere VO. zur Ausführung des 
ErbkrRachwcheſ. erſchienen.) Der Grund iſt vielleicht der, daß die 
Unbequemlichkeiten und Reiſekoſten, die entſtehen können, wenn 
ein Betroffener feinen Wohnſitz weit entfernt vom Sitz des Erb- 
geſGer, verlegt, hingenommen werden ſollen, um eine ſchnelle 
Durchführung des Verfahrens zu gewährleiſten. Denn eine ge⸗ 
wiſſe Verzögerung tritt durch eine Abgabe immer ein, und die 
Verzögerung kann ſehr groß werden, wenn die ErbgeſGer. ſich uber 
die Zweckmäßigkeit der Abgabe ſtreiten, oder wenn der Betroffene 
ſeinen Wohnſitz mehrmals verlegt und die Erbgej®er. mehrmals 
abgeben wollen. 

Der geſetzgeberiſche Grund, aus dem für Ehegeſundheitsſachen 
eine abweichende Regelung getroffen worden it, wird im Erlaute⸗ 
rungsbuch von Güft⸗Linden⸗Maßfeller, S. 163 zu 812 
a. a. O. angegeben. In Ehegeſundheitsſachen handelt es ſich um den 
Geſundheitszuſtand zweier Perſonen, und das Ehetauglichkeitszeug⸗ 
nis wird von dem für die Unterſuchung der Braut zuftändigen 
Geſundheitsamt ausgeſtellt. „Wenn der Verlobte von dem Geſund⸗ 
heitsamt in Stettin, in deſſen Bezirk er wohnt, und die Braut 
von dem Geſundheitsamt in Köln unterſucht worden iſt, ſo wird 
das Ehetauglichkeitszeugnis von dem Geſundheitsamt in Koln ver⸗ 
fagt; damit ift die Zuständigkeit des Erbgeſcher in Köln gemaß 
812 Satz 1 begründet. Es wäre aber unzweckmäßig, das Verfahren 
in Köln durchzuführen, wenn nicht die Braut, ſondern der Bräuti⸗ 
gam krank iſt. Für Fälle dieſer Art beſtimmt § 12 Satz 2 der 
DurchfVOO., daß das zuſtändige ErbgeſcGer. die Sache aus wichtt⸗ 
gen Gründen an ein anderes ErbgeſGer. abgeben kann.“ Der 
Grund für die Zuläſſigkeit der Abgabe von Ehegeſundheitsſachen 
liegt alſo gerade in dem, worin ſich dieſe Sachen von Erbgeſund⸗ 
heitsſachen unterſcheiden. 

In dem zur Entſch. ſtehenden Fall liegt übrigens ein wich⸗ 
tiger Grund zur Abgabe nicht vor, weil es ſich um benachbarte 
Erbgeſcder. handelt und die Entfernung zwiſchen beiden mit dem 
Schnellzug weniger als eine Stunde beträgt Daß noch Ermitt⸗ 
lungen von dem Geſundheitsamt in N. anzuſtellen ſeien, das im 
Bezirk des Erbgeſcger. in Y. liegt, iſt unerheblich, weil das Ge⸗ 
ſundheitsamt in N. das Ergebnis ſeiner Ermittlungen ebenſo 
ſchnell dem Erbgeſcher. in X. wie dem in Y. mitteilen kann. 

(ErbgeſObGer. Frankfurt a. M., Beſchl. v. 4. Okt. 1937, 
Wg 252/37.) 


nee Der Entſch. kann ich nur beitreten. Auch die 
Begründung halte ich für richtig. 

Ich verkenne allerdings nicht, daß ein Bedürfnis dafür be⸗ 
ſtehen mag, in Zukunft auch in Erbgeſundheitsſachen den Gerich⸗ 
ten die Möglichkeit zu geben, aus wichtigem Grunde das Ver⸗ 
fahren an ein anderes Gericht abzugeben. Bekannt iſt mir auch, 
daß mehrere ErbgeſObGer. die Abgabebefugnis ſchon heute be⸗ 
jahen. Meift wird in ſolchem Falle der § 40 RSG. entſprechend 
angewandt. Das kann aber nur ein Notbehelf ſein. Eine befrie⸗ 
digende Löſung wird nur durch eine geſetzliche Beſtimmung moͤg⸗ 


lich ſein. 
Os GR. Maßfeller, Berlin. 
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46. 89 DanzVO. z. Verhütung erbkranken Nachwuchſes. Der 
Vater einer Volljährigen hat kein ſelbſtändiges Beſchwerderecht. 

Die vom Vater der volljährigen Unfruchtbarzumachenden 
eingelegte Beſchw. mußte als unzuläſſig verworfen werden, weil 
dem BeſchwF. das Recht zur Einlegung der Beſchw. nicht zu⸗ 
ſtebt. In 99 DanzVO. zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes 
. al der VO. v. 9. Juli 1935 (GBl. 841) werden als Be⸗ 
ſchwerdeberechtigte aufgeführt: 1. der Unfruchtbarzumachende ſelbſt, 
2. ſein geſetzlicher Vertreter oder der ihm beſtellte Pfleger, 3. der 
Antragfteller, 4. der beamtete Arzt. Keiner dieſer Falle iſt hier 
gegeben. Der BeſchwzF. iſt nicht geſetzlicher Vertreter der Unfrucht⸗ 
barzumachenden, da ſie volljährig iſt. 

Anderen als den im 89 genannten Perſonen kann aber 
das Recht zur Einlegung der Beſchw. nicht zuerkannt werden. 
Die Aufzählung in 89 kann nur den Sinn haben, daß damit 
der Kreis der Beſchwerdeberechtigten feſt umriſſen werden ſollte 
und lediglich die in 89 Erwähnten beſchwerdeberechtigt ſein 
ſollen. Wenn Riſtow (Erbgeſundheitsrecht S. 200 f.) den Kreis 
der Beſchwerdeberechtigten erweitern und insbeſ. dem Vater und 
der Ehefrau ein ſelbſtändiges Beſchwerderecht zuerkennen will, ſo 
iſt zuzugeben, daß die Unfruchtbarmachung regelmäßig auch er⸗ 
heblich in deren Intereſſenkreis eingreift und daß die Zulaſſung 
der Beſchw. dieſer Perſonen zunächſt etwas Beſtechendes hat. Dem 
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beſtehenden Geſetz aber iſt dieſes Ergebnis nicht abzugewinnen. 
Insbeſondere kann auf die allgemeine Vorſchrift des 8 20 RSG. 
wonach die Beſchw. jedem zuſteht, deſſen Recht durch die Verfügung 
betroffen wird, nicht zurückgegangen werden, weil das Geſetz eine 
ſpezielle Regelung dieſer Frage getroffen hat, die als abſchließend 
anzuſehen iſt. 

Zu beachten iſt auch, daß jede Erweiterung des Beſchwerde⸗ 
rechts den Abſchluß des Verfahrens erſchweren und verzögern 
würde, daß dabei die Frage zu eutſcheiden wäre, ob eine beſon⸗ 
dere Beſchwerdefriſt durch beſondere Zuſtellung des Beſchluſſes in 
Lauf zu ſetzen oder die für den Unfruchtbarzumachenden ſelbſt 
oder ſeinen geſetzlichen Vertreter laufende Beſchwerdefriſt auch für 
die anderen Beſchwerdeberechtigten maßgebend wäre, und daß 
ſchließlich auch andere Angehörige wie etwa Kinder oder Ge— 
ſchwiſter eine Beſchwerderecht beanſpruchen könnten. Allein die Er⸗ 
mittlung ſämtlicher Beſchwerde⸗ und Zuſtellungsberechtigten könnte 
dann deu Eintritt der Rechtskraft hintanhalten. Welchen Wert das 
Geſetz aber auf einen raſchen Abſchluß des Verfahrens legt, er⸗ 
gibt die Verkürzung der Beſchwerdefriſt von urſprünglich 1 Monat 
auf 14 Tage. Eine Erweiterung des Beſchwerderechts über die 
im 89 genannten Perſonen hinaus wäre mit dieſer Abſicht, das 
Erbgeſundheitsverfahren ſtraff zu geſtalten, nicht vereinbar. 

(ErbGeſObcker. Danzig, Beſchl. v. 11. Aug. 1937, Wg 85/37.) 
* 


47. 89 DanzVOO. zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes. 
Die vom Vater als geſetzlichem Vertreter eingelegte Beſchw. kaun 
von der nicht pflegebedürftigen Erbkranken nach Eintritt der Voll⸗ 
jährigkeit wirkſam zurückgenommen werden. a 


Das ErbgeſGer. hat am 4. März 1937 beſchloſſen, die am 
3. Mai 1916 geborene Erika B. wegen angeborenen Schwachſinns 
unfruchtbar zu machen. Gegen dieſen Beſchluß hat der Vater als 
damaliger geſetzlicher Vertreter am 21. April 1937 friſtgemäß 
Beſchw. eingelegt. Am 3. Mai 1937, alſo am Tage ihrer Voll⸗ 
jährigkeit, hat die Unfruchtbarzumachende ſelbſt auf das Recht 
der Beſchw. verzichtet. Auf Vorhalt hat der Vater erklärt, daß er 
die Beſchw. aufrechterhalte. In einer Verhandlung vor dem Vor⸗ 
ſitzenden des ErbgejObßer. hat die Unfruchtbarzumachende, nad)» 
dem ihr die Bedeutung der Unfruchtbarmachung noch einmal klar 
gemacht war, erklärt, daß fie mit ihrer Unfruchtbarmachung ein⸗ 
verſtanden ſei, und gebeten, daß die Unfruchtbarmachung mög⸗ 
lichſt bald durchgeführt werde. Der Vorſitzende hat feſtgeſtellt, daß 
die Unfruchtbarzumachende durchaus in der Lage iſt, die Bedeu⸗ 
tung der Unfruchtbarmachung zu überſehen, daß Pflegebedürftig⸗ 
keit mithin nicht vorliegt. 

Die Beſchw. des Vaters war als unzuläſſig zu verwerfen. 
Er hat zwar die Beſchw. ordnungsmäßig eingelegt, da bei Ein⸗ 
legung die Unfruchtbarzumachende noch minderjährig und durch 
ihn geſetzlich vertreten war. Nachdem die Unfruchtbarzumachende 
aber inzwiſchen volljährig geworden iſt, hat die geſetzliche Ver⸗ 
tretung ihr Ende gefunden. Maßgeblich für die im weiteren Ver⸗ 
lauf des Verfahrens abzugebenden Erklärungen iſt nicht mehr der 
Wille des Vaters, ſondern der der Unfruchtbarzumachenden ſelbſt. 
Sie erhält mit der Volljährigkeit, falls Pflegebedürftigkeit nicht vor 
liegt, auch das Recht der Verfügung über die für ſie von ihrem 
Vater eingelegte Beſchw., insbe]. auch das Recht, dieſe Beſchw. 
zurückzunehmen. Von dieſem Recht hat ſie Gebrauch gemacht. Das 
Weiterbetreiben des Verfahrens durch den Vater iſt hiernach nicht 
ſtatthaft, ſo daß die allein von ihm aufrechterhaltene Beſchw. als 
unzuläſſig zu verwerfen war. 

Dieſes Ergebnis hätte nur dadurch vermieden werden kön⸗ 
nen, daß man dem Vater ein ſelbſtändiges Beſchwerderecht zu⸗ 
erkennt, wie Riſtow („Erbgeſundheitsrecht“ S. 200 f.) das will. 
Das ErbgeſObcker. hat ſich mit dieſer Anſicht in ſeinem Beſchluß 
v. 11. Aug. 1937 in der Sache Wg 85/37 (vorſtehend Nr. 46) 
auseinandergeſetzt und dargelegt, daß ein ſelbſtändiges Beſchwerde⸗ 
recht des Vaters nach dem beſtehenden Geſetz nicht beſteht. An 
dieſer Anſicht iſt auch für dieſe Sache feſtzuhalten. 

(ErbgeſObcger. Danzig, Beſchl. v. 10. Aug. 1937, Wg 103/37.) 
* 


48. 89 DanzVO. v. 24. Nov. 1933. Neben einem Vormund 
hat die Mutter des Minderjährigen kein Beſchwerderecht. 


Das ErbgeſGer. hat die Unfruchtbarmachung des minder: 
jährigen B. wegen angeborenen Schwachſinns angeordnet. Der 
Beſchluß iſt dem Vormund des B. zugeſtellt worden. Dieſer hat 
auf das Rechtsmittel der Beſchw. verzichtet. Dagegen hat B.s 
Mutter Beſchw. eingelegt. 

Dieſe war als unzuläſſig zu verwerfen. Der BeſchwßF. ſteht 
kein Recht der Beſchw. zu. Nach SI VO. zur Verhütung erbkran⸗ 


ken Nachwuchſes v. 24. Nov. 1933 (GBl. 581) i. d. Faſſ. der 
VO. v. 9. Juli 1935 (GBl. 841) find nur beſchwerdeberechtigt: 
1. der Unfruchtbarzumachende ſelbſt, 2. der Antragſteller, 3. der 
Amtsarzt, 4. der geſetzliche Vertreter oder der Pfleger des Un⸗ 
fruchtbarzumachenden. Die BeſchwF. iſt nicht Pflegerin ihres Soh⸗ 
nes. Sie iſt auch nicht ſeine geſetzliche Vertreterin. Denn nach 
Scheidung ihrer Ehe mit dem B. hatte dieſer allein das Recht 
der geſetzlichen Vertretung des Unfruchtbarzumachenden (8 1635 
Abſ. 2 BGB.). Durch feinen Tod ging dieſes Recht nicht auf die 
N über, da ſie ſich inzwiſchen mit dem N. verheiratet hatte 
($ 1097 BGB.). 

Geſetzlicher Vertreter des Unfruchtbarzumachenden iſt viel⸗ 
mehr deſſen Vormund. Dieſer hat aber, wie die übrigen Be⸗ 
ſchwerdeberechtigten, auf die Beſchw. verzichtet. Daß der Beſchw. 
als Mutter das Recht zuſteht, für die Perſon des Unfruchtbarzu⸗ 
machenden zu ſorgen (§ 1697 BGB.), gibt ihr noch nicht die Be⸗ 
fugnis, gegen den Beſchluß des Erbgeſer. Beſchw. einzulegen; 
denn der Kreis der Beſchwerdeberechtigten iſt durch §9 der ge⸗ 
nannten VO. erſchöpfend beſtimmt worden. Dieſe Erwägungen 
haben das ErbgeſObcher. ſchon früher dazu beſtimmt, der Mutter 
eines Minderjährigen auch bei Lebzeiten des Vaters das Be⸗ 
ſchwerderecht abzuſprechen (Beſchl. v. 14. Okt. 1936, 2 W 71/36). 
Wenngleich nach § 1634 BGB. neben dem Vater während der 
Dauer der Ehe auch der Mutter das Recht und die Pflicht zuſteht, 
für die Perſon des minderjährigen Kindes zu ſorgen, ſo iſt jte 
doch von der geſetzlichen Vertretung ausgeſchloſſen. Nur dem ge⸗ 
ſetzlichen Vertreter aber iſt vom Geſetze ein Beſchwerderecht zu⸗ 
erkannt worden. 

(ErbgeſObcker. Danzig, Beſchl. v. 1. Sept. 1937, Wg 98/37.) 
* 


49. Iſt eine Erbkranke in einer geſchloſſenen Anſtalt, ſo iſt, 
falls die Dauer der Verwahrung nicht zu überſehen iſt, die Un⸗ 
fruchtbarmachung für den Fall anzuordnen, daß die Entlaſſung 
erfolgen ſoll. Stehen die Wechſeljahre bevor, ſo hat die Unfrucht⸗ 
barmachung zu unterbleiben, wenn bis zu ihrer Überfchreitung 
Anſtaltsverwahrung erfolgt. 

„Die BeſchwF. leidet an Schizophrenie (wird näher aus» 
geführt). Sie iſt noch fortpflanzungsfähig. Der Leiter der Rieſen⸗ 
burger Anſtalt hat mitgeteilt, daß keine Anzeichen für den Be⸗ 
ginn der Wechſeljahre feſtzuſtellen ſind. 

Von der danach gebotenen Anordnung der Unfruchtbar⸗ 
machung war nicht deshalb abzuſehen, weil die Unfruchtbar⸗ 
zumachende ſich zur Zeit in der Heil⸗ und Pflegeanſtalt Rieſen⸗ 
burg aufhält. Das könnte geſchehen, wenn jetzt ſchon zu über⸗ 
ſehen wäre, daß die Beſchw F. wegen Anſtaltsbedürftigkeit dauernd 
dort oder in einer anderen geſchloſſenen Anſtalt verwahrt würde, 
die in gleicher Art die volle Gewähr für ein Unterbleiben der 
Fortpflanzung bietet. Denn in einem ſolchen Fall ſoll der An⸗ 
trag auf Unfruchtbarmachung nicht geſtellt werden (Art. J Abſ. 2 
BO. v. 9. März 1934 [(GBl. 127); der trotzdem geſtellte Antrag 
iſt in der Regel abzulehnen, weil der Zweck der VO., Verhütung 
erbkranken Nachwuchſes, ohnedem erreicht wird (ErbgeſObGer. 
Marienwerder: JW. 1935, 2749). Wie lange aber die Beſchwx. 
noch anſtaltsbedürftig iſt, erſcheint nach den Krankenblatteintra⸗ 
gungen fraglich. Auf keinen Fall kann heute ſchon mit Sicherheit 
feſtgeſtellt werden, daß mit ihrer Dauerverwahrung zu rechnen 
iſt. Gerade beim Spaltungsirreſein läßt ſich eine ſichere Prognoſe 
in ſeltenen Fällen ſtellen (vgl. RdErl. des R.⸗ u. PrMd J. vom 
12. März 1935, Ziff. 4 bei Gütt⸗Rüdin S. 183). Daß hier 
einer der Ausnahmefälle vorliegt, iſt nicht erſichtlich. 

Die Ablehnung der Unfruchtbarmachung kann auch nicht 
mit der Erwägung gerechtfertigt werden, daß das Erbgeſundheits⸗ 
verfahren ja durchgeführt werden könne, wenn die Entlaſſung feſt⸗ 
ſteht. Denn dieſes erneute Verfahren müßte Wochen, wenn nicht 
Monate in Anſpruch nehmen und dadurch die Entlaſſung der 
Erbkranken ohne berechtigten Grund hinauszögern (ogl. Erbgeſ⸗ 
Ober. Naumburg: JW. 1937, 960). Ohne rechtskräftige Ableh⸗ 
nung des Antrages auf Unfruchtbarmachung bzw. ohne Durchfüh⸗ 
rung der Unfruchtbarmachung könnte ſte ja nicht entlaſſen werden 
(Art. ] Abſ. 3 VO. v. 9. März 1934 i. d. Faſſ. der VO. vom 
9. Juli 1935 [8 Bl. 842). 

Ebenſowenig wie eine Ablehnung der Unfruchtbarmachung 
kommt eine Ausſetzung des Verfahrens in Betracht. Die Notwen⸗ 
digkeit, die Erbkranke nicht über den ſonſt möglichen Entlaſſungs⸗ 
tag hinaus in Verwahrung zu halten, zwingt dazu, auch die Aus⸗ 
ſetzung des vorliegenden Verfahrens abzulehnen. Daran, daß eine 
Erbkrankheit vorliegt, beſteht ſchon jetzt kein Zweifel. Die Unfrucht⸗ 
barniachung iſt alſo geſetzlich geboten, es ſei denn, daß ſie wegen 
dauernder Anſtaltsverwahrung überflüſſig iſt. Dieſer Sachlage 
wird am beſten dadurch Rechnung getragen, daß die Unfrucht⸗ 
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barmachung jetzt ſchon gerichtlich angeordnet, aber davon ab- 
hängig gemacht wird, daß die Unfruchtbarzumachende aus der An⸗ 
ſtalt enklaſſen werden ſoll. Es handelt ſich alſo um eine bedingte 
Anordnung. Daß ſolche bedingten Beſchlüſſe unzuläſſig ſeien, iſt 
nirgends gejagt (vgl. Rijtom S. 186). Naturgemäß darf die Be⸗ 
dingung nur derartig ſein, daß die Feſtſtellung ihres Eintritts 
oder Nichteintritts bedenkenlos den mit der Durchführung der Un⸗ 
fruchtbarmachung betrauten Organen überlaſſen werden kann. Das 
iſt hier um ſo mehr der Fall, als der Geſetzgeber ſelbſt ſchon bei 
der Entſch. der Frage, ob überhaupt ein Antrag auf Unfruchtbar⸗ 
machung geſtellt werden ſoll, die Frage der Anſtaltsverwahrung 
in die Entſch. der Verwaltungsbehörde ſtellt. 

Belanglos für die hier zu treffende Entſch. iſt es, ob die 
Beſchweß. auf öffentliche Koſten oder auf ihre eigenen Koſten in 
der Anſtalt verbleibt. Naturgemäß wird ein entlaſſungsfähiger 
Kranker auch mit ſeiner Einwilligung auf öffentliche 
Koſten nicht um deswillen in der Anſtalt zurückgehalten wer⸗ 
den dürfen, um ihm dadurch die Unfruchtbarmachung zu erſparen. 
Wohl aber wird der Kranke im Hinblick auf Art. VII Ziff. 4 VO. 
v. 9. März 1934 (GBl. 127) auf eigene Koſten in der An⸗ 
ſtalt verbleiben oder eine andere geſchloſſene Anſtalt aufſuchen 
dürfen, um dadurch der Unfruchtbarmachung zu entgehen. 

Die am 16. Sept. 1894 geborene BeſchwF. wird bald 
43 Jahre alt. In abſehbarer Zeit wird ſie die Wechſeljahre errei⸗ 
chen. Sollte ſie dieſe vor ihrer Entlaſſung überſchritten haben, fo 
wäre die Unfruchtbarmachung unnötig und hätte zu unterbleiben. 
Den mit der Durchführung der Unfruchtbarmachung betrauten 
Stellen kann ohne weiteres auch dieſe zweite Feſtſtellung überlaf- 
ſen werden. ö 


Die Beſchw. der Unfruchtbarzumachenden war hiernach mit 
der Maßgabe zu verwerfen, daß die Unfruchtbarmachung erſt zu 
erfolgen hat, wenn die BeſchwF. aus der Heil- und Pflegeanſtalt 
Rieſenburg oder einer anderen geſchloſſenen Anſtalt im Sinne 
des Geſetzes entlaſſen werden ſoll, und daß von der Unfruchtbar⸗ 
machung abzuſehen iſt, falls zu dieſem Zeitpunkt die Wechſeljahre 
bereits überſchritten ſind. 


(ErbgeſObGer. Danzig, Beſchl. v. 1. Sept. 1937, Wg 16/37.) 


| Reichs finanzhof | 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs- 
finanzhofs abgedruckt] 
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Koſten für die Ausbildung zur Erlangung eines Berufs oder 

einer Erwerbsſtellung find ebenſo wie die Koſten der Berufsaus⸗ 
bildung, d. h. der Ausbildung, der ſich ein bereits im Beruf oder 
Erwerbsleben ſtehender Stpfl. in der Abſicht unterzieht, ſich in 
ſeinem Beruf oder ſeiner Erwerbsſtellung zu verbeſſern, grund⸗ 
ſätzlich nach § 12 Ziff. 1 EintStG. nicht abzugsfähig. 


Dagegen find die Koflen für die übliche Weiterbildung im 
Beruf mit dem Zweck, in dem bereits ausgeübten Beruf auf dem 
laufenden zu bleiben und den jeweiligen Anforderungen des Be⸗ 
rufs gerecht zu werden, ebenſo als Werbungskoſten abzugsfähig 
wie in gewiſſen Fällen die Koſten der Fortbildung, angemeſſene 
Aufwendungen vorausgeſetzt. Solche Fälle liegen vor, wenn ein 
Stpfl. Aufwendungen zu dem Zweck macht, ſich in dem bereits 
ausgeübten Beruf fortzubilden und ohne Übergang zu einem an⸗ 
deren Beruf beſſer vorwärts zu kommen. ) 


Bei der Berechnung der Lohnſteuer 1936 ſind durch die Ein⸗ 
ſpruchsentſcheidung des Fin A. dem BeſchwF. der nach Beſtehen 
ſowohl der Sekretär als der Inſpektorprüfung als Beamtenanwär⸗ 
ter bei der Stadtverwaltung O. eine monatliche Vergütung von 
179,16 K bezieht, außer dem Pauſchalbetrag von 40 , für 
Werbungskosten und Sonderausgaben noch 30 2% vom Arbeits⸗ 
lohn gemäß § 41 Abſ. 1 Ziff. 3 EinkStG. 1934 zur Berückſichti⸗ 
gung ſeiner geſamten wirtſchaftlichen Verhältniſſe abgezogen und 
die lohnſteuerfreien Beträge (bis 30. Juni 1936) auf insgeſamt 
70 Heal erhöht worden, jo daß ſich eine Lohnſteuer von monat: 
lich 9,10 % ergab. 

Das Fincher. hat als Werbungskoſten 3,20 7% Beiträge 
zum Berufsvberbande, 3 7% angemeſſenen Beitrag für Fachſchrift⸗ 
tum uſw. zuſammen 6,20 ,,, 21,50 %% unſtreitige Sonderaus⸗ 
gaben anerkannt, 35 7% monatliche Unkoſten für den Beſuch der 
Verwaltungsakademie zu Berlin und weiter 12 % monalliche 
Ausgaben für Fachſchrifttum aber nicht als Werbungskoſten gel- 
ten laſſen. 
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Mit der RBeſchw. beanſprucht der BeſchwF. Anerkennung 
der 35 He, Ausgaben für den Beſuch der Verwaltungsakademie 
Berlin und der die Bewilligung des Finder. überſteigenden 12 f, 
für Fachſchrifttum uſw. als Werbungskosten. 

Dieſem Antrag hat der RFH. aus folgenden Erwägungen 
ſtattgegeben. 

Die Ausbildung eines Stpfl. für einen beſtimmten Be⸗ 
ruf oder Erwerbszweig gehört zwar grundſätzlich zur Lebens⸗ 
führung. Dies gilt ſowohl für die Ausbildung, die der erſt⸗ 
maligen Erlangung eines Berufs oder einer Erwerbsſtel⸗ 
lung dient, wie von der Berufsvorbildung, d. h. der Aus» 
bildung, der ſich ein bereits im Berufs⸗ oder Erwerbsleben ſtehen⸗ 
der Stpfl. in der Abſicht unterzieht, ſich in feinem Beruf oder 
einer Erwerbsſtellung zu verbeſſern. Infolgedeſſen ſind die 
Aufwendungen für eine ſolche Ausbildung (Fortbildung) grund⸗ 
ſätzlich bei der Einkommenſteuer nicht abzugsfähig (§ 12 Ziff. 1 
EinkStG.). Dieſer Grundſatz erleidet jedoch gewiſſe Aus⸗ 
nahmen. 

Zunächſt ſind die Aufwendungen, die ein bereits im Berufs⸗ 
oder Erwerbsleben ſtehender Stpfl. für die übliche Weiter⸗ 
bildung im Beruf, d. h. zu dem Zweck macht, in dem bereits 
ausgeübten Berufe auf dem laufenden zu bleiben und den jeweili⸗ 
gen Anforderungen dieſes sul gerecht zu werden, grundſätzlich 
zu den Werbungskoſten bei den Einkünften aus dem aus⸗ 
geübten Beruf zu rechnen. Denn bei der üblichen Weiterbildung 
in Berufsfragen kann nicht zweifelhaft ſein, daß die Aufwendun⸗ 
gen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der bezogenen Ein⸗ 
nahmen gemacht find (§9 EintStG;.) oder bei Einkunftsarten, bei 
denen der Gewinn maßgebend iſt, zu den Betriebsausgaben ge— 
hören (§ 4 Abſ. 3 EinkStG.). 

Dieſer enge Zuſammenhang zwiſchen den bezogenen Einnah⸗ 
men und den Aufwendungen eines Stpfl. für Bildungszwecke iſt 
aber nicht nur bei der üblichen Weiterbildung im Beruf, ſondern 
auch in gewiſſen Fällen der Fortbildung im Beruf 
gegeben. Es find dies die Fälle, in denen ein Stpfl. Aufwendun⸗ 
gen zu dem Zweck macht, ſich in dem bereits ausgeübten 
Beruf fortzubilden, um ohne Wechſel der Berufs- oder Erwerbs⸗ 
art (alſo ohne Übergang zu einem anderen Beruf), z. B. durch 
Erlangung des Diploms für Kommunalbeamte, beſſer vorwärts 
zu kommen. Eine ſolche Fortbildung kommt immer auch der be- 
reits ausgeübten Berufstätigkeit zugute, jo daß in den Fort bil⸗ 
dungskoſten immer auch notwendig Weiter bildungskoſten ent 
halten ſind, die auf jeden Fall abzugsfähig ſind. Eine Tren⸗ 
nung von Fort⸗ und Weiter bildungskoſten iſt praktiſch oft 
ſehr ſchwierig. Dazu kommt, daß es im deutſchen Intereſſe liegt, 
wenn jeder einzelne Volksgenoſſe mit einem Höchſtmaß von Wiſ⸗ 
fen und Können ansgeſtattet iſt. Der RES. trägt daher kein Be⸗ 
denken, bei den Fort bildungskoſten, die zu einem beſſeren Vor⸗ 
wärtskommen innerhalb derſelben Berufsart auf⸗ 
gewendet werden, einen ausreichenden Zuſammenhang mit den 
aus dem Beruf bezogenen Einnahmen anzunehmen. Ein ſolcher 
Zuſammenhang iſt auch dann noch gegeben, wenn ein Stpfl. vor⸗ 
übergehend gerade deswegen keine Einnahmen aus feiner Be⸗ 
rufs⸗ oder Erwerbstätigkeit beziehen ſollte, weil er ſich einer län⸗ 
ger dauernden Fortbildung unterzieht. 

Soweit hiernach Fortbildungskoſten überhaupt als Wer⸗ 
bungskoſten anerkannt werden können, können nur die angemeſ⸗ 
ſenen Aufwendungen für Fortbildung als Werbungskoſten an⸗ 
geſehen werden; ſobald dieſer Rahmen überſchritten iſt, tritt der 
Gedanke wieder in den Vordergrund, daß die Erlangung der für 
den Lebenskampf notwendigen Kenntniſſe und Fertigkeiten grund⸗ 
ſätzlich der Lebensführung zugehört, die Aufwendungen hierfür 
daher nicht abzugsfähig ſind (val. Abſchn. C IV Ziff. 3 d Abſ. 2 
und Abſchn. O IV Ziff. 3f der Veranlagungsrichtlinien 1937). 

Keine Werbüngskoſten find, wie bisher, die Ausgaben für 
die Ausbildung zur erſtmaligen Erlangung eines Berufs. 
Keine Werbungskoſten ſind auch die Aufwendungen, die ein be⸗ 
reits im Berufs- und Erwerbsleben ſtehender Stpfl. zu dem 
Zwecke macht, ſich für einen anderen Beruf oder Erwerb (eine 
andere Berufs- oder Erwerbsart) auszubilden (fortzubilden). 

Der Senat erblickt danach in den Ausgaben, die der Bejchtvf. 
für die Verwaltungsakademie beſtritten hat, Werbungskoſten und 
glaubt auch, mindeſtens deren erſtjährigen Aufwand als angemeſ⸗ 
fen zulaſſen zu können. Dasſelbe gilt auch für den geſamten Be⸗ 
trag der monatlich 15 N für Fachſchrifttum uſw. 


(RFS., 4. Sen., Urt. v. 24. Juni 1937, IV A 20/36.) 


Anmerkung: 1. Das Urteil entwickelt die Rſpr. zur Abzugs⸗ 
fähigkeit von Weiterbildungskoſten. 


Die Koſten der Ausbildung zu einem Beruf find Koſten der 
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Lebenshaltung und daher niemals abzugsfähig, während die Koſten 
der beruflichen Fortbildung Betriebsausgaben unter der Voraus⸗ 
ſetzung find, daß eine Berufsausübung überhaupt vorliegt (vgl. 
mein Handbuch S. 234 und JW. 1935, 75). 

2. Der Rechtsanwalt kann Koſten der Weiterbildung in dem 
von ihm bereits ausgeübten Beruf als Betriebsausgaben abziehen, 
wenn fie ſich im angemeſſenen Rahmen halten; denn Betriebsaus⸗ 
gaben find gemäß § 4 Abſ. 3 EinkStGG. die Aufwendungen, die 
durch den Betrieb veranlaßt ſind. Es iſt hierbei unerheblich, ob 
etwa zeitweiſe auch anläßlich der Weiterbildung der Rechtsanwalt 
keine Einnahmen aus freier Berufstätigkeit hat. Wenn alſo z. B. 
ein Rechtsanwalt zum Zwecke ſeiner ſteuerlichen Fortbildung etwa 
für ein Semeſter das Steuerinſtitut der Handels⸗Hochſchule Leipzig 
beſucht, könnte er die hierdurch entſtehenden angemeſſenen Aufwen 
dungen als Betriebsausgaben in Abzug bringen; deun er bildet ſich 
in dem bereits von ihm ausgeübten Beruf als Rechtsanwalt, zu 
dem auch die Steuerberatung gehört, fort. Natürlich können hierbei 
die Koſten der allgemeinen Lebenshaltung nicht in Abzug gebracht 
werden, ſondern nur die Koſten der erhöhten Lebenshaltung, weil 
ſie inſoweit Betriebsausgaben darſtellen dürften. 

3. Mit Recht hebt der RB. hervor, daß es im deutſchen In 
texeffe liege, wenn jeder Volksgenoſſe mit einem Höchſtmaß von 
Wiſſen und Können ausgeſtattet ſei. Dieſer Grundſatz übertragen 
auf die Rechtsanwaltſchaft bedeutet, daß die Berufsfortbildungs- 
koſten für einen Rechtsanwalt, der ſich mit einem Höchſtmaß von 
Wiſſen und Können ausſtatten will, als Betriebsausgaben ab⸗ 
zugsfähig ſind. Man könnte hierher z. B. noch rechnen Koſten für 
die Erlernung von Fremdſprachen, für den Beſuch von Univerſi⸗ 
täten, Kurſen des NSRB. uſw., etwa einſchlägige Literatur für 
Sondergebiete, Aufwendungen für die Fortbildung im Wirtſchafts⸗ 
leben durch Beſuch wirtſchaftswiſſenſchaftlicher und betriebswiſſen⸗ 
ſchaftlicher Vorleſungen uſw. 

Jedoch müſſen die hierdurch entſtehenden Betriebsausgaben 
ſich in einem angemeſſenen Rahmen halten. 


RA. Dr. Dr. Meg ow, Küſtrin. 
* 


x 51.82 Abſ. 3 UmfSt®. 1934; 880 UmſStdDurchſBeſt. 1934. 
Die Vergütung, die ein Notar ſeinem Vertreter entrichtet, unter⸗ 
liegt ohne Rückſicht auf den Inhalt der von dem Vertreter bewirk⸗ 
ten Akte der Umſatzſteuer. f) 

Im Jahre 1935 haben die BeſchwF., die gemeinſam die 
Rechtsanwaltspraxis ausüben, die Vertretung eines vorübergehend 
erkrankten Notars übernommen und als Entgelt für dieſe Leiſtung 
760 Ne vereinnahmt. Die Vorbehörden haben die Leiſtung für 
umſatzſteuerbar erklärt; die RBeſchw. iſt nicht begründet. 

Nach der ſtändigen Rſpr. des Senats iſt das Rechtsverhält⸗ 
nis vom Standpunkt der Umſatzſteuer aus dahin aufzufaſſen, daß 
die BeſchwF. als Erfüllungsgehilfen des Notars tätig geworden 
find (val. z. B. RES. 39, 98), daß dieſer alſo mit feinen freiberuf⸗ 
lichen Einnahmen, auch ſoweit ſie auf der Tätigkeit der Erfüllungs⸗ 
gehilfen beruhen, die BeſchwF. aber mit dem ihnen von dem No⸗ 
tar für die Übernahme der Vertretung entrichteten Entgelt um⸗ 
ſatzſteuerpflichtig find, ſoweit fie dieſe Tätigkeit ſelbſtändig, nach⸗ 
haltig und gewerblich oder beruflich ausgeübt haben. 

Die Selbſtändigkeit iſt nicht ſtreitig und vom Finger. ohne 
Rechtsirrtum angenommen worden. Die Nachhaltigkeit ergibt ſich 
ſchon daraus, daß die Beſchwß. durch die Übernahme der Vertre⸗ 
tung die Grenzen ihres Hauptberufs durch Ausübung eines außer⸗ 
anwaltlichen Geſchäfts erweitert haben, das mit ihrer juriſtiſchen 
Berufstätigkeit mittelbar verknüpft iſt (NFH. 33, 41). Das Haupt⸗ 
gewicht aber legen die Beſchw F. darauf, daß fie in Ausübung 
der öffentlichen Gewalt gehandelt hätten, die nach § 2 Abſ. 3 Umſ⸗ 
StG. a nicht als gewerbliche oder berufliche Tätigkeit anzu— 
ſehen ſei. 

Auf dieſen Einwand iſt zu erwidern, daß die Frage, inwie⸗ 
weit ihre Handlungen gegenüber den Rechtsſuchenden als Ausfluß 
einer öffentlich⸗rechtlichen Tätigkeit anzuſehen ſeien, in 8 80 Umf- 
St DurchfBeſt. 1934 geregelt iſt. Dieſe Regelung ordnet die Um⸗ 
ſatzſteuerpflicht des Auftraggebers der BeſchwF. Dieſe ſelbſt aber 
vereinnahmen nicht die von den Rechtsſuchenden entrichteten Gebüh⸗ 
ren und ſonſtigen Entgelte, ſondern ausſchließlich die Vergütung, die 
ihr Auftraggeber ihnen bezahlt hat als Gegenleiſtung für ihre an 
dieſen bewirkte Leiſtung (val. Urt. v. 25. Okt. 1935, V A 57/85: StW. 
1936, 669 und StW. 1936 Teil I, 685 JW. 1936, 1710 50). 
Bei ihnen iſt alſo das Beſteuerungsmerkmal der Beruflichkeit in 
vollem Umfange gegeben, ohne daß die in § 80 a. a. O. getroffene 
Unterſcheidung zwiſchen öffentlich-rechtlichen und beruflichen Akten 
für ſie in Betracht käme. Damit erledigt ſich auch die weitere Ein⸗ 
wendung, daß die BeſchwF. in ihrer Eigenſchaft als Notariats⸗ 
vertreter Staatsbeamte ſeien; denn der Leiſtungsaustauſch zwiſchen 
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ihnen und ihrem Auftraggeber trägt ausſchließlich bürgerlich⸗recht⸗ 
lichen Charakter. Ob ſich dieſes bürgerliche Nechtsverhältnis unter 
den Vertragstypus des Dienſtvertrages unterordnen läßt, iſt um⸗ 
ſatzſteuerrechtlich ohne Belang, da das bürgerliche Recht bei der 
Unterſcheidung von Dienſt⸗ oder Werkvertrag nicht auf das Merk⸗ 
mal der Selobſtändigkeit abſtellt (ogl. Rſpr. des Sen. bei Hart⸗ 
mann⸗Metzenmacher, „UmſStG.“, 1934, S. 142). Da der 
Leiſtungsaustauſch zwiſchen den BeſchwF. und ihrem Auftrag⸗ 
geber nur einmal beſteuert wird, ſind auch die Ausführungen der 
RBeſchw. über eine unzuläſſige Doppelbeſteuerung nicht zutreffend 
(gl. Hartmann⸗Metzenmacher a. a. O. S. 327 ff.). 
Die RBeſchw. war daher als unbegründet zurückzuweiſen. 


(RFB., 5. Sen., Urt. v. 30. Juli 1937, V A 40/37 8.) 


Anmerkung. 1. Gemäß 81 Ziff. 1 UmfSt®. unterliegen 
ſämtliche Leiſtungen, die ein Unternehmer im Inland gegen Ent- 
gelt im Rahmen eines Unternehmens ausführt, der Umſatzſteuer⸗ 
pflicht. Grundſätzlich iſt mithin jeder Rechtsvorgang umſatzſteuer⸗ 
pflichtig, wenn das UmſStch. keine Ausnahme vorſieht. 

Unternehmer iſt gemäß § 2 Abſ. 1 Satz 1 UmfStG,, wer eine 
gewerbliche oder berufliche Tätigkeit ſelbſtändig ausübt. Jedoch 
iſt nach § 2 Abſ. 3 UmſStG. die Ausübung der bfentlichen Gewalt 
keine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit. 

Nach 880 UmſStGdDurchfBeſt. beſchränkt ſich die Umſatzſteuer 
pflicht der Notare auf diejenigen Leiſtungen, die nicht ein Ausfluß 
ihrer öffentlich-rechtlichen Tätigkeit ſind. 

2. Ein Rechtsanwalt, der die Vertretung eines vorübergehend 
erkrankten Notars übernimmt und als Entgelt hierfür Beträge 
vereinnahmt, iſt nach der vorl. Entſch. des Ri. umſatzſteuerpflich⸗ 
tig. Dieſer Entſch. iſt beizutreten, ohne Rückſicht darauf, ob die 
von dem den Notar vertretenden Rechtsanwalt ausgeübte Tätig⸗ 
keit für den Notar umſatzſteuerpflichtig iſt oder nicht. 

Denn es ſind zwei umſatzſteuerrechtlich beachtliche Vorgänge 
zu unterſcheiden, nämlich „der Leiſtungsaustauſch, den die Abwick⸗ 
lung der Geſchäfte ſelbſt enthält, und der Leiſtungsaustauſch, der 
darin beſteht, daß dieſe Geſchäfte an Stelle des zunächſt dazu Be⸗ 
rufenen gegen Entgelt ein anderer abwickelt“ (jo Sölſch: StW. 
1936, T, 685). 

Die Anwendung dieſes Rechtsſatzes auf den den Notar dere 
tretenden Rechtsanwalt entſpricht der ſtändigen Rſpr. des NFH. 
in ähnlichen Fällen. 

3. Anders iſt der e gelagert, wenn zwei Rechts⸗ 
auwälte, von denen der eine Notar iſt, gemeinſchaftlich die Praxis 
ausüben und wenn die Geſamteinnahmen aus der Rechtsanwalt⸗ 
und Notartätigkeit nach einem gewiſſen Schlüſſel verteilt werden. 

In Di Fällen liegt tatſächlich nur ein umſatzſteuerrecht⸗ 
liches Subjekt vor, nämlich die Leiſtung des umſatzſteuerpflichtigen 
Rechtsſubjektes der Rechtsanwaltsgemeinſchaft. Soweit hierin um⸗ 
ſatzſteuerfreie Notargeſchäfte enthalten ſind, iſt auch dieſe Rechts⸗ 
anwaltgemeinſchaft umſatzſteuerfrei. 

Die Entſch. hat alſo nur für ſolche Fälle Bedeutung, in denen 
ein Rechtsanwalt, der nicht in einer echten Sozietät mit einem 
Rechtsanwalt⸗Notar verbunden iſt, einen Notar gegen Entgelt 
vertritt. 

NA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 


| Preufifhes Oberverwaltungsgericht | 


52. Die Berliner Ordnung für den Anſchluß an die Stadt⸗ 
entwäſſerung und für die Erhebung von Anſchluß⸗ und Entwäſ⸗ 
ferungsgebühren v. 30. März 1927 iſt wegen der ausnahmsloſen, 
auch für Eckgrundſtücke Geltung beanſpruchenden Berechnung der 
Gebühr nach dem bloßen Frontmetermaßſtab ungültig. f 


Der Kl. iſt Eigentümer eines in Berlin gelegenen Eckgrund⸗ 
ſtücks, das mit 25 m Front an die K.⸗Straße und mit 50 Front⸗ 
metern an die Z.⸗Straße grenzt. Nach dem Anſchluß ſeines Grund⸗ 
ſtücks an den in der K.⸗Straße liegenden Kanal der ſtädtiſchen 
Schmutzwaſſerleitung wurde er vom Bekl. zu einer Kanalanſchluß⸗ 
gebühr von 1500 ½% herangezogen, wobei der Berechnung die 
Länge der beiden Straßenfronten des Grundſtücks und ein Ein⸗ 
heitsſatz von 20 N zugrunde gelegt wurde. Der Kl. vertritt die 
Auffaſſung, daß er nur mit derjenigen Straßenfront ſeines Grund⸗ 
ſtücks, an der ſein Anſchluß erfolgt ſei, d. h. mit 25 Frontmetern 
au der K.⸗Straße herangezogen werden könne, mithin unter Zur 
grundelegung des von ihm nicht bemängelten Einheitsſatzes don 
20 Ke nur zur Zahlung einer Anſchlußgebühr von 25 x 20 = 
500 Sp, verpflichtet ſei. Sein Grundſtück hätte den gleichen Flä⸗ 
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cheninhalt und die gleiche Frontlänge an der K.⸗Straße wie die 
benachbarten in dieſer Straße liegenden Grundſtücke; es ſtelle 
eine nach §9 KommAbgG. unzuläſſige Sonderbelaſtung dar, wenn 
er zu einer höheren Anſchlußgebühr herangezogen werde als die 
Beſtter der anderen Grundſtücke der K.⸗Straße, obwohl er von 
der Kanaliſation nicht größere Vorteile habe als dieſe. Die Gebüh⸗ 
renordnung des Bekl., nach welcher bei Errechnung der Anſchluß⸗ 
gebühr bei einem Grundſtück, das an mehrere Straßen grenze, die 
ſämtlichen Straßenfronten des Grundſtücks zu berückſichtigen ſeien, 
könne daher nicht als rechtsgültig angeſehen werden. Nach vergeb⸗ 
lichem auf Ermäßigung auf einen Betrag von 500 , gerich⸗ 
teten Einſpruch hat der Kl. mit dem gleichen Ziele Klage erhoben, 
die vom BezVerwöer. abgewieſen worden iſt. 

Der gegen die Entſch. des BezVerwGer. eingelegten Rev. 
konnte der Erfolg nicht verſagt bleiben. 

Vorweg war die Gültigkeit des der Heranziehung zugrunde 
liegenden Ortsrechts von Amts wegen zu prüfen. Die Heranzie⸗ 
hung ſtützt ſich auf die 88 8 und 18 Abſ. 1 Ziff. 1 Berliner Ord⸗ 
nung für den Anſchluß an die Stadtentwäſſerung und für die 
Erhebung von Anſchluß⸗ und Entwäſſerungsgebühren v. 30. März 
1927 (Geb O.), gegen die in formeller Hinſicht Bedenken nicht be⸗ 
ſtanden. In fachlicher Beziehung hat der Senat bzgl. des 813 
Abſ. 1 Ziff. 1 bereits in einer Entſch. v. 9. Okt. 1934, II C 20/34 
= 3W. 1935, 384 s ausgeführt, daß dieſe Beſtimmung der Ord⸗ 
nung, ſofern ſie die Zahlungspflicht ſchon an den Anſchlußantrag 
knüpfen ſollte, mit der Rſpr. nicht vereinbar ſei, nach der erſt 
die katſächliche Benutzung, der gegebenenfalls die Möglichkeit einer 
Benutzung gleichſteht, die Gebührenpflicht auslöſt. Der Senat hat 
jedoch daraus, daß nach 8 8 Abſ. 1 GebO. Anſchluß und laufende 
Gebühren „für jedes an die öffentliche Entwäſſerung angeſchloſ⸗ 
ſene fe u eh erheben ſind, entnommen, daß der tatſäch⸗ 
liche Anſchluß e der Gebührenpflicht ſein ſoll. Die Her⸗ 
anziehung konnte hiernach nur auf 88 Geb. geſtützt werden. Im 
Is tft als Berechnungseinheit für die Kanalanſchlußgebühr bei 
allen Grundſtücken ein laufendes Meter Grundſtücksſtraßenlänge 
beſtimmt, Sondervorſchriften für Eckgrundſtücke ſind in ihm nicht 


vorgeſehen. 


Wenn der Vorderrichter die Beſtimmungen des 88 als rechts⸗ 
gültig angeſehen hat, ſo iſt er dabei der Rſpr. des OVG. gefolgt, 
die bisher eine derartige ortsrechtliche Regelung nicht beanſtandet 
hat. Dieſe Rſpr. konnte aber bei erneuter Prüfung nicht mehr 
aufrechterhalten werden. 

Im Hinblick auf die Schwierigkeit, die Leiſtungen der Ge⸗ 
nteinde bei der Entwäſſerung von Grundſtücken genau feſtzuſtellen 
und hiernach die Gebühren zu berechnen, hat der Gerichtshof für 
die Errechnung der Gebühren allerdings ſtets die Berechtigung der 
Anwendung ſog. Wahrſcheinlichkeitsmaßſtäbe anerkannt, bei denen 
der Beweis der wirklichen Leiſtung durch die Annahme einer 
wahrſcheinlichen Leiſtung erſetzt wird. Als ein ſolcher Maßſtab iſt 
grundſätzlich, und zwar bisher auch für Eckgrundſtücke, ſofern beide 
an das Grundſtück grenzende Straßen kanaliſiert find, neben an⸗ 
deren der Frontmetermaßſtab zugelaſſen worden, da er ſich durch 
die Annahme rechtfertigen ließ, daß mit der Ausdehnung einer 
Grundſtücksfront die Inanſpruchnahme der Kanaliſation, insbeſ. 
durch die Möglichkeit des Nehmens mehrerer Anſchlüſſe, wachſen 
kann. Der Gerichtshof hat aber auf der anderen Seite auch nicht 
verkannt, daß es ſich bei dem Frontmetermaßſtab um einen rohen 
Maßſtab handele, bei deſſen Anwendung ſich in einzelnen Fällen 
Mängel und Härten nicht vermeiden laſſen (OVG. 69, 184; 89, 
88). Derartige Nachteile find bei allen Wahrſcheinlichkeitsmaß⸗ 
ſtäben nicht zu umgehen und müſſen in Kauf genommen werden. 
Da ſie ſich naturgemäß in verſtärktem Umfange bei Eckgrundſtücken 
auswirken müſſen, bei denen nicht nur eine, ſondern mehrere 
Grundſtücksfronten in die Berechnung einzuſtellen ſind, hat der 
Senat jedoch bereits in der Entſch. v. 26. Nov. 1935, II C 103/35 
(RVerwBl. 57, 188) betont, daß es für Eckgrundſtücke einer be⸗ 
ſonderen Vorſchrift bedürfe. 

Die Notwendigkeit einer derartigen Sonderregelung muß 
nun aber um ſo mehr geboten erſcheinen, je mehr ſich neuerdings 
die Beſtrebungen zur Lockerung der Bauweiſe durch Herabſetzung 
der Zahl der zuläſſigen Geſchoſſe und verſtärkte Einſchränkung der 
bebaubaren Grundſtücksfläche Geltung verſchafft haben. Wie der 
Gerichtshof in OVG. 66, 159 ausgeführt hat, muß bei einem 
Wahrſcheinlichkeitsmaßſtab verlangt werden, daß bei ſeiner An⸗ 
wendung die Gleichmäßigkeit auch wirklich wahrſcheinlich iſt, d. h. 
daß in aller Regel, von beſonderen ſeltenen Ausnahmefällen ab⸗ 
geſehen, diefenigen Grundſtücke, die in bezug auf den Maßſtab 
gleichartig ſind, hier alſo eine gleiche 1 haben, die An⸗ 
‘age in gleichem Umfange benutzen. In Baugebieten mit bau⸗ 
polizeilichen Beſtimmungen, wie ſie für das Grundſtück des Kl. 
maßgebend ſind und die bauliche Ausnutzung der Grundſtücke er⸗ 
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heblich einſchränken, wird es ſehr häufig ausgeſchloſſen ſein, die 
aus der Lage an zwei Straßen von der Rſpr. gefolgerte theore⸗ 
tiſche Möglichkeit einer erhöhten Benutzung der Kanaliſation durch 
Vornahme von Anſchlüſſen nach beiden Seiten tatſächlich aus⸗ 
zunutzen. In dieſen Baugebieten bleibt nun bei dem Frontmeter⸗ 
maßſtab die Wahrſcheinlichkeit der Gleichmäßigkeit der Benutzung 
bei Grundſtücken mit nur einer Straßenfront immerhin noch 
grundſätzlich gewahrt; bei Eckgrundſtücken iſt ſie aber auch grund⸗ 
ätzlich nicht mehr gegeben. Der Frontmetermaßſtab muß ihnen 
gegenüber uneingeſchrankt angewandt zu Ungleichmäßigkeiten füh⸗ 
ren. Seine uneingeſchränkte Anwendung läßt ſich dann aber nicht 
mehr rechtfertigen, da es ſich nicht mehr um einzelne beſonders 
gelagerte Ausnahmefälle handelt, die wie bei jedem Wahrſchein⸗ 
lichkeitsmaßſtab in Kauf genommen werden müßten, ſondern um 
Verhältniſſe, wie ſie bei der Zunahme der offenen Bebauung und 
des Kleinwohnungsbaues allgemein und insbeſ. in der Reichs⸗ 
hauptſtadt für immer weitere Baugebiete gegeben ſind und des⸗ 
halb Berückſichtigung erheiſchen. 

In Fortentwicklung der bisherigen Rſpr. war daher bei Ge⸗ 
bührenordnungen, die die Kanalanſchlußgebühr lediglich nach dem 
Frontmetermaßſtab berechnen, die Aufnahme von Sonderbeſtim⸗ 
mungen für Eckgrundſtücke, wie ſie ſich bereits in den Gebühren⸗ 
ordnungen zahlreicher anderer Gemeinden finden und z. B. unter 
Zugrundelegung der mit der Geſchoßzahl zu vervielfältigenden be⸗ 
baubaren Flächen eine zweckmäßige Löſung enthalten könnten, 
nicht mehr nur als wünſchenswert, ſondern als notwendig zu be⸗ 
zeichnen. Das gleiche hat für ſolche Grundſtücke zu gelten, die zwar 
nicht Eckgrundſtücke ſind, aber an zwei Straßen grenzen, jedoch 
nur nach einer Straße zu bebaut werden können. Da die Berliner 
Geb. v. 30. März 1927 in ihrem 88 dieſen Anforderungen nicht 
entſpricht, war ſie als rechtsungültig zu bezeichnen, da es ſich bei 
dem $8 um eine grundlegende Vorſchrift handelt, die für den gan⸗ 
zen Beſtand der Gebührenordnung für die Gemeinde von weſent⸗ 
licher Bedeutung iſt. Auch das inzwiſchen erlgſſone Ortsrecht vom 
8. März 1934 mit ſeinem Nachtrag v. 10. Dez. 1935 kann als eine 
befriedigende Regelung nicht angeſehen werden, weil dort aus⸗ 
ſchließlich Härtebeſtimmungen getroffen worden ſind, deren An⸗ 
wendung bei der nur verwaltungsmäßig bindenden Ausführungs⸗ 
ente lediglich in das Ermeſſen des Steuergläubigers ge⸗ 
tellt iſt. 


Die angefochtene Entſch. des BezVerwGer., die auf der 
Rechtsgültigkeit des Ortsrechts beruht, mußte mithin der Auf⸗ 
hebung unterliegen. 


Bei der alsdann eintretenden jreien Beurteilung mar bie 
Sache ſpruchreif. Der Kl. iſt mangels rechtswirkſamen Ortsrechts 
von der angeforderten Gebühr von 1500 , von der er den Ber 
trag von 500 / als berechtigt anerkannt hat, im Rahmen ſei⸗ 
nes Antrages in Höhe von 1000 A freizuſtellen. 


Bei dieſer Sachlage erübrigte ſich ein Eingehen auf das wei⸗ 
tere Vorbringen des Kl. Bemerkt ſei jedoch, daß ſeine Berufung 
auf den SI KommAbg®. verfehlt iſt, da es ſich bei der Kanal⸗ 
anſchlußgebühr nicht um einen nach §9 Komm Abgch. erhobenen 
Beitrag, ſondern um eine Gebühr handelt, die auf Grund einer 
nach §4 KommAbg®. erlaſſenen Gebührenordnung verlangt wird. 


Dem Bekl. bleibt es im übrigen unbenommen, den Kl. auf 
Grund einer nach § 70 a Komm Abg. neu zu erlaſſenden Gebüh⸗ 
renordnung erneut in Anſpruch zu nehmen. 


(PrOVG., 2. Sen., Urt. v. 16. März 1937, II O 84/86.) 


Anmerkung: Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Sie bedeutet eine 
beachtliche Fortbildung und weſentliche Verfeinerung des kommu⸗ 
nalen Gebührenrechts. 


Im öffentlichen Abgabenrecht herrſcht — für alle drei Arten 
öffentlicher Abgaben (Steuern, Gebühren und Beiträge) überein⸗ 
ſtimmend — der Grundſatz der Gleichmäßigkeit. Nach 
ihm haben alle Abgabepflichtigen im Verhältnis ihrer Mittel ohne 
Unterſchied zu allen öffentlichen Laſten nach Maßgabe der Geſetze 
beizutragen (vgl. Art. 134 Weim Verf.). Der Grundſatz der Gleich⸗ 
mäßigkeit bezieht ſich alſo auf die Stellung der Abgabepflichtigen 
untereinander. Dieſer Grundſatz verbindet ſich im öffent⸗ 
lichen Gebühren recht mit dem Grundſatz der Verhält⸗ 
nismäßigkeit, der die Gewährleiſtung eines angemeſſenen 
Verhältniſſes zwiſchen der Leiſtung des Abgabegläubigers und der 
finanziellen Gegenleiſtung des Abgabeſchuldners anſtrebt. Die Ver⸗ 
bindung des Grundſatzes der Gleichmäßigkeit mit dem Grundſatz 
der Verhältnismäßigkeit im öffentlichen Gebührenrecht folgt 
zwanglos aus dem Weſen der öffentlich⸗rechtlichen Gebühr, näm⸗ 
lich einerſeits aus ihrer Zugehörigkeit zur Gattung der öffent⸗ 
lichen Abgaben und andererſeits — innerhalb dieſer Gemeinſam⸗ 
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keit — aus der ihr ſpezifiſchen beſonderen Art. Die öffentlich⸗recht⸗ 
liche Gebühr iſt nämlich die öffentlich⸗rechtliche Gegenlei⸗ 
ſtung für eine beſondere Inanſpruchnahme der Verwaltung, 
jte hat die rechtliche Natur einer Vergütung, eines Ent⸗ 
gelts. Wenn daher das Geſetz eine öffentliche Körperſchaft, z. B. 
eine Gemeinde, unter beſtimmten Vorausſetzungen zur Erhebung 
von Gebühren ermächtigt, ſo iſt dieſer Ermächtigung zugleich durch 
das Weſen der Gebühr eine innere Grenze dahin beſtimnit, daß 
wenigſtens in der Regel dem Aquivalenzprinzip genügt werden 
muß. Daher muß die Höhe der Gebühr durch die wirkliche oder 
mindeſtens durchſchnittlich⸗wahrſcheinliche Größe der öffentlichen 
Gegenleiſtung beſtimmt ſein. Auf dieſem grundſätzlichen Ausgangs⸗ 
punkt beruht die oben abgedruckte Entſch. In Abweichung von der 
bisherigen Rſpr. des Gerichtshofs zieht die Entſch. teils aus einer 
vertieften Einſicht und teils aus der fortgeſchrittenen Entwicklung 
der Verhältniſſe die zutreffende Folge, daß unter den im 
Urteil vorausgeſetzten näheren Umftänden(!) 
die Anwendung des unmodifizierten Frontmetermaßſtabes auf Eck, 
grundſtücke die Beſtimmung der Gebühr wegen Verſtoßes gegen 
den Grundſatz der Verhältnismäßigkeit ungültig mache. Aus der 
Ungültigkeit der Gebührenbeſtimmung als einer „grundlegenden 
Vorſchrift, die für den ganzen Beſtand der Gebührenordnung von 
weſentlicher Bedeutung iſt“, leitet die Entſch. zugleich die Unwirk⸗ 
ſamkeit der ganzen Gebührenordnung her. 

Um einer falſchen Einſchätzung der Tragweite der Entſch. 
vorzubeugen, ſei beſonders hervorgehoben, daß in ihr keineswegs 
der Frontmetermaßſtab als ein an ſich — d. h. ſtets — un⸗ 
tauglicher Berechnungsmaßſtab bezeichnet wird. Der Frontmeter⸗ 
maßſtab wird vielmehr nur inſoweit als untauglich oder 
wenigſtens korrekturbedürftig angeſehen, als ſeine Anwendung auf 
typiſche Fälle zu einem typiſchen Verſtoß gegen 
den Grundſatz der Verhältnismäßigkeit führt. Das nimmt die 
Entſch. unter Zugrundelegung der Berliner Verhältniſſe für Eck⸗ 
grundſtücke in Groß⸗Berlin an. Sollte es Gemeinden geben, in 
denen die bauliche Ausnutzung der Grundſtücke keine erhebliche 
Einſchränkung durch baupolizeiliche oder ſonſtige Beſtimmungen 
gefunden hat, ſo daß auch weiterhin für Eckgrundſtücke die vom 
Prob. früher generell unterſtellte höhere bauliche Ausnutzung 
möglich und damit die ſtärkere Inanſpruchnahme der ſtädtiſchen 
Kanaliſation durch Eckgrundſtücke wahrſcheinlich bleibt, ſo wäre 
auch vom Boden der abgedruckten Entſch. aus gegen eine durch- 
gängige Anwendung des Frontmetermaßſtabes — auch auf Eck⸗ 
grundſtücke — nichts einzuwenden. Die Entſch. hat kein 
Dogma aufgeſtellt: Sie ſagt weder, daß der Frontmeter⸗ 
maßſtab ſchlechthin untauglich ſei, noch nimmt ſie auch nur den 
Standpunkt ein, daß der Frontmetermaßſtab — unabhängig von 
den baulichen Verhältniſſen der jeweiligen Gemeinde — in ſeiner 
Anwendung auf Eckgrundſtücke ausnahmslos unzuläſſig ſei. Die 
Einſchränkungen und Vorausſetzungen, von denen aus die Entſch. 
in dem von ihr behandelten Fall die Zuläſſigkeit des un⸗ 
modifizierten Frontmetermaßſtabes gegenüber Eckgrundſtücken ver⸗ 
neint, dürfen nicht überſehen werden. Allerdings werden dieſe ein⸗ 
ſchränkenden Vorausſetzungen auch außerhalb Berlins in zahl⸗ 
reichen Gemeinden vorliegen, ſo daß die praktiſche Bedeutung 
der Entſch. nicht unterſchätzt werden darf. 


RA. Reuß, Berlin. 
* 


53. 88 35 Abſ. 3, 40 RGewoO. Unterſagung des Biehhandels. 
Die Vorſchriften des 835 Abſ. 3 RchewO. über die Unterſagung 
des Viehhandels wegen Unzuverläſſigkeit und des § 40 RGewoO. 
über das dagegen zuläſſige Verfahren werden durch die VO. über 
den Handel mit Vieh v. 25. Jan 1937 (RG Bl. I, 28) nicht berührt. 


Der Bekl. übt in W. das Gewerbe als Viehhändler aus. Auf 
die von dem PolPräſ. in W. erhobene Klage wurde ihm durch 
Urteil des BezVerwGer. in W. der Viehhandel unterſagt. 

Die Rev. hatte keinen Erfolg. 

Es war zunächſt zu prüfen, welche Rechtswirkung auf das 
ſchwebende Verfahren die nach der Entſch. des BezVerwcher. erlaſ⸗ 
ſene VO. über den Handel mit Vieh v. 25. Jan. 1937 (RGBl. I, 
28) ausgeübt hat. Nach dieſer VO. bedürfen alle Betriebe, die mit 
Vieh Handel treiben wollen, der Zulaſſung durch den Viehwirt⸗ 
ſchaftsberband (§ 1 Abſ. 1 und 3). Die Zulaſſung ſetzt die perſön⸗ 
liche und ſachliche Eignung des Betriebsinhabers voraus (§ 1 Abſ. 1 
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Satz 2). Dazu gehört, daß der Betriebsinhaber ſich in ſeiner Tätig⸗ 
keit als zuverläſſig erwieſen hat (§ 3 Ziff. 1). Viehhandelsbetriebe, 
die bei Inkrafttreten der VO., am 27. Jan. 1937, nicht 
dauernd eingeſtellt waren, gelten als zugelaſſen (§ 4). Die Zulaſ⸗ 
fung kann unter beſtimmten Vorausſetzungen widerrufen werden 
(88 5, 6). Dies gilt auch für die nach 84 als zugelaſſen anzuſehen⸗ 
den Viehhandelsbetriebe. Bei dieſen Betrieben iſt der Widerruf bis 
zun 31. Dez. 1937 außer den für alle Betriebe geltenden Gründen 
auch dann zuläſſig, wenn der Betriebsinhaber beim Inkrafttreten 
der VO. nicht die erforderliche perſönliche und ſachliche Eignung 
i. S. der gegebenen Vorſchriften hat (§ 7 Abf. 1). Die Entſch. über 
den Widerruf einer Zulaſſung trifft der e d 
gegen deſſen Entſch. der Betroffene das Schiedsgericht beim Vieh⸗ 
wirtſchaftsverband anrufen kaun (§8 Abſ. 1 und 2). Es fragt 
ſich, ob durch dieſe reichsgeſetzliche Neuregelung die Vorſchriften 
des § 35 Abſ. 3 RGewOO. über die Unterſagung des Viehhandels 
wegen Unzuverläſſigkeit und des §40 RewoO. über das dagegen 
zuläſſige Rechtsmittel als aufgehoben zu betrachten ſind. Dieſe 
Frage iſt zu verneinen. Abgeſehen davon, daß es zur Aufhebung 
der genannten Beſtimmungen ihrer ausdrücklichen Außerkraftſet⸗ 
zung bedurft hätte und eine ſolche in der VO. nicht enthalten iſt, 
ſtellt ſich der Widerruf der Zulaſſung des Viehhandels nach der 
VO. als eine Kaunvorſchrift dar, während in dem Falle des § 35 
Abſ. 3 RGewOO. der Viehhandel beim Vorliegen der darin erwähn⸗ 
ten Vorausſetzungen unterſagt werden muß. Es kommt hinzu, daß 
der Kreis der Gründe, aus denen nach der VO. die Zulaſſung 
widerrufen werden kann, weit enger gefaßt iſt als der Inhalt 
des § 35 Abſ. 3 RGewoO., der eine Unterſagung des Viehhandels 
ſchon bei einer allgemeinen Unzuverläſſigkeit des Gewerbetreiben⸗ 
den rechtfertigt und verlangt. Es iſt nicht erſichtlich, daß der Geſetz⸗ 
geber durch die VO. v. 25. Jan. 1937 den Viehhandel inſoweit 
günſtiger ſtellen wollte als die übrigen im 835 RGewdO. bezeich⸗ 
neten Gewerbebetriebe, vielmehr muß angenommen werden, daß un⸗ 
geachtet der Beſtimmungen der BO. der Viehhandel aus allgemein 
polizeilichen Gründen in dem in der GewO. vorgeſehenen Verfah⸗ 
ren nach wie vor unterſagt werden kann. 


(Die weiteren Ausführungen zu dem Einzelfalle ſind ohne 
allgemeines Intereſſe.) 


(PrOBG., Urt. v. 5. Ang. 1937, III O 58/37.) 


| Sächſiſches Oberverwaltungsgericht | 


54. Warenhausflener haben nur Unternehmen zu entrichten, 
deren Jahresumſatz im Einzelhandel die geſetzlich feſtgelegte Grenze 
überſteigt. 


Als Großbetrieb i. S. des ſächſiſchen Warenhausſteuerrechts 
gilt ein Betrieb, wenn er im letzten Betriebsjahre einen Umſatz 
von mindeſtens 200 000 ./ gehabt hat. Dabei iſt zwar, wenn ein 
Betrieb mehrere Betriebsſtätten unterhält, der Umſatz ſämtlicher 
Betriebsſtätten zuſammenzurechnen. Es iſt aber ſtets nur der im 
Einzelhandel erzielte Umſatz maßgebend. Bei einem Waren⸗ 
herſtellungsbetrieb iſt alſo der maßgebende Umſatz nur derjenige im 
Einzelhandel mit den ſelbſthergeſtellten Waren, nicht dagegen der 
Abſatz im Großhandel. Nach dem Zweck und der wirtſchaftlichen Be 
deutung der Warenhausſteuer iſt aber der Großhandel mit an⸗ 
gekauften Waren nicht anders zu beurteilen. Die Warenhausſteuer 
iſt alſo nur zu erheben, wenn der Einzelhandelsbetrieb ein Groß⸗ 
betrieb iſt, weun alſo im Einzelhandel ein Jahresumſatz 
von mindeſtens 200 000 2.4 erzielt worden iſt. 


(SächſOVG., Urt. v. 29. April 1937, 103 II 36.) 


Berichtigung 
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von oben beginnende Satz wie folgt lauten „Im Herausgabepro⸗ 
zeß hat das L. gegen den Widerſpruch des Vaters die Ausſetzung 
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er Auslegung zu 
ſchließen, obwohl die der ſeinigen entgegengeſetzte Auffaſſung ſich 
weſentlich ungezwungener aus dem Geſetz herleiten läßt. Es iſt zu 
hoffen, daß krotz der ſich in dieſem Punkte entwickelnden „ſtän⸗ 
digen Rſpr.“ der bisherige Standpunkt erneut nachgeprüft wird. 
Prof. Dr. H. Peters, Berlin. 


N 57. Jahrg. 1928 Heft 47 
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Gewerbes gehört, ohne daß erforderlich wäre, daß die Handlung 
vorliegendenfalls gerade bei oder in der Ausübung des Berufes 
oder Gewerbes des Täters vorgenommen wurde. Es hat daher die 
SE. mit Recht als unerheblich angeſehen, ob die fragliche Fahrt 
eine Geſchäftsfahrt war oder nicht. 

Die angeführten Nechtsgrundfäge find im Schrifttum vielfach 
angefochten worden (vgl. Merkel: JW. 1928, 422 Anm. zu 65 
u. 8). Das NG. hat aber an ihnen ſtändig feſtgehalten (RGSt. 59, 
269); ihm iſt die Mor. allgemein gefolgt (vgl. Begr. zu 8 244 
SGB. Entw. 1925 S. 125: „daß es ſich um eine Berufsausbil⸗ 
dung handelt oder daß die Tat in oder bei Ausübung des Amtes, 
Berufes oder Gewerbes begangen worden iſt, wird nicht verlangt“). 
Auch die Entſch. des OLG. Dresden: JW. 1928, 4227 u. ®, weichen 
in dieſer Beziehung nicht ab. Es beſteht auch für den erk. Sen. 
kein Anlaß, die entwickelten Grundſätze, von denen ſich allerdings 
die Entwürfe zum neuen Strafgeſetz bewußt abkehren, auf Grund 
des noch geltenden Rechts zu durchbrechen. 

Der geſetzgeberiſche Grund, warum dem Täter unter den vor⸗ 
erwähnten Vorausſetzungen eine erhöhte Verantwortlichkeit auf- 
gebürdet wird, beruht auf der Auffaſſung, daß das Amt, der Beruf 
oder das Gewerbe eine gewiſſe Erfahrung, übung und Vorbildung, 
damit aber auch eine beſſere Einſicht in die durch die Amts, 
Berufs⸗ oder Gewerbeausübung für andere möglicherweiſe herbei⸗ 
geführten Gefahren mit ſich bringt (RchRſpr. 6, 14; RGSt. 54, 
234; 59, 269). Dieſe Erfahrungstatſache ſoll allein ſchon genügen, 
um eine erhöhte Verpflichtung zur Vorſicht und eine höhere Ver⸗ 
antwortlichkeit zu begründen. Mehr als dies wollte NO. (NEE. 
59, 270) mit dem jener Begründung folgenden Satz: „Voraus⸗ 
fegung für die Anwendung des § 230 Abſ. 2 StéhB. iſt daher nur 
eine Tätigkeit, für die der Täter durch ſein Amt, ſeinen Beruf oder 
das Gewerbe eine beſſere Einſicht als andere erlangt hat“ lebenſo 
Begründung z. Entw. 1925 S. 125), offenbar auch nicht jagen. Es 
kann der Entſch. des DLG. Dresden: JW. 1928, 422°, welche 
dieſen Satz ohne Berückſichtigung der ihm vorausgehenden Be⸗ 
gründung dahin auslegt, es müſſe im Einzelfall feſtgeſtellt werden 
können, daß der Täter durch ſeine Amts⸗ uſw. Ausübung eine 
beſſere Einſicht und Sachkunde als andere Kraftfahrzeugführer er⸗ 
langt habe, nicht beigetreten werden. Mit Recht weiſt das OLG. 
Dresden darauf hin, daß die von ihm geforderte Feſtſtellung nur 
in ſeltenen, ganz beſonders gelagerten Fällen getroffen werden 
könne. Dieſe dem praktiſchen Bedürfnis und den Abſichten des 
Geſetzes offenſichtlich nicht gerecht werdende Folge, muß zu einer 
Ablehnung der Forderung des OLG. Dresden führen. Das OLG. 
Dresden ſeinerſeits zieht aus jener unannehmbaren Folge einen 
anderen Schluß, nämlich den, daß die ſtraferhöhende Wirkung des 
8 250 Abf. 2 StGB. nicht ohne weiteres auf jeden Gewerbe 
treibenden, der zu geſchäftlichen Fahrten einen Kraftwagen benützt 
und ſelbſt führt, Anwendung finden könne, ſondern nur dann, wenn 
das Führen des Kraftwagens in ſo engem inneren Zuſammenhange 
mit dem Gewerbebetrieb ſtehe oder der Gewerbebetrieb derart be⸗ 
ſonders geartet ſei, daß bei dem Täter im gewöhnlichen Verlauf 
der Dinge eine beſſere Einſicht und Sachkunde bei der Führung 
des Kraftwagens vorausgeſetzt werden könne, als bei anderen 

ührern von Kraftwagen; als Beiſpiele werden Herſteller von 
Kraftwagen und Händler mit ſolchen angeführt. Ob dieſen Ge⸗ 
werbetreibenden die zu widerlegende Gegenbehauptung freiſtehen 
ſoll, daß die vermutete Vorausſetzung der beſſeren Einſicht und 
Sachkunde bei ihnen tatſächlich nicht zutreffe, iſt in der Entſch. 
nicht geſagt, müßte aber wohl nach dem Gedankengang der Entſch. 
zu bejahen fein. Daraus ergibt ſich aber, daß mit der Einſchränkung 
der erhöhten Haftung auf beſtimmte Arten von Berufs- und Ge⸗ 
werbeausübung nur eine ſtrengere Beweisvermutung für eine be⸗ 
ſondere Einſicht und Sachkunde, die „vorausgeſetzt“ wird, auf⸗ 
geſtellt iſt, die aber trotzdem von anderen Kraftwagenführern, die 
kein ſolches Gewerbe ausüben, weit übertroffen werden kann. Es 
iſt daher mit der vom OLG. Dresden geforderten Unterſcheidung 
und Beweisregelung nichts gewonnen. Zu einem befriedigenden Er⸗ 
gebnis gelangt man nur, wenn man davon ausgeht, daß, wer 
eine Handlung vornimmt, die an ſich zur Ausübung ſeines Be⸗ 
rufes oder Gewerbes, einſchließlich der Hilfs⸗ und Nebenverrich⸗ 
ngen gehört, nach nicht widerlegbarer geſetzlicher 
ermutung eine beſſere Cinficht als andere erlangt hat, und daß 
damit kraft Geſetzes die höhere Verantwortlichkeit begründet iſt. 

Es iſt dem OLG. Dresden ohne weiteres zuzugeben, daß eine 
gewiſſe Unbilligkeit vorliegt, wenn andere Kraftwagenführer, die 
eine weit größere Einſicht und Sachkunde beſitzen mögen, von der 
ſtraferhöhenden Wirkung der 88 222 Abſ. 2 und 230 Abſ. 2 StB. 
(ogl. 8 232 StGB.) nicht erfaßt werden. Allein dies iſt eine durch 
die Rſpr. nicht ausfüllbare Lücke im Geſetz. N 5 

Geht man von der geſetzlichen Vermutung aus, ſo beginnt die 
erhöhte Sorgfaltspflicht ſchon mit der erſten, in der Abſicht auf 
tetige Wiederholung als Lebenszweck oder Erwerbsquelle vor⸗ 
genommenen Fahrt als berufsmäßiger Kraftfahrer (NG.: Jur. 
1926 Nr. 2303) und endet exit, aber auch endgültig mit Aufgabe 
des Fahrens zu Berufszwecken. Innerhalb dieſer Zeitſpanne hat 

er Angetkl. die in Frage ſtehende Fahrt vorgenommen. 


Rechtſprechung 
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Nach all dem hat die StR. mit Recht die erhöhte Sorgfalts⸗ 
pflicht des Angekl. i. S. des § 230 Abſ. 2 StGB. als verletzt er⸗ 
achtet, wenn er durch Fahrläſſigkeit die Körperverletzung der L. 
Sch. verurſacht hat. 

(Os. Stuttgart, StS., Urt. v. 16. Mai 1928, Tagebuch Nr. 274. 
Mitgeteilt von RA. Dr. Fiſchinger, Stuttgart. 


Berlin. II. Verfahren und Koſten. 

15. 88 305, 233 StPO. Entſcheidungen der erk. Ge⸗ 
richte über den Antrag des Angekl. auf Entbindung von 
der Verpflichtung zum Erſcheinen in der Hauptverhand⸗ 
lung unterliegen nicht der Beſchwerde.“) 

Zu den nach 8305 Satz 1 StPO. unaufechtbaren Entſch. gehört 
nach der ſtändigen Rſpr. des Sen. (vgl. 2 W 881/23 v. 12. Dez, 1923, 
2 W 743 und 886/24 v. 8. Okt. und 29. Dez. 1924) auch der Beſchl., 
durch den über den Antrag des Angekl. auf Befreiung vom Er⸗ 
ſcheinen in der Hauptverhandlung entſchieden wird. Die von Löwe⸗ 
Roſenberg, 17. Aufl. Anm. De zu $ 233 und 4 zu 8 305 StPO. 
und der dort angeführten Entſch. des BayDbL&. vertretene gegen⸗ 
teilige Auffaſſung kann nicht gebilligt werden. Selbſt wenn man 
der Anſicht folgt, daß die Beſtimmung des $ 305 auf die in einem 
inneren Zuſammenhange mit der Urteilsfällung ſtehenden und ledig⸗ 
lich zu deren Vorbereitung dienenden Entſch. zu beſchräuken ſei, 
muß dies zu einer Bejahung der Auwendbarkeit des 8 305 führen, 
weil die für die Entſch. maßgebliche Frage, ob die Anweſenheit 
des Angekl. für die Aufklärung des Sachverhalts erforderlich ſei, 
von weſentlicher Bedeutung für die Urteilsfindung iſt, mithin zwi⸗ 
ſchen der Urteilsfällung und der Entf). ein enger innerer Zuſammen⸗ 
hang beſteht. 

(KG., 2. StS., Beſchl. v. 1. Sept. 1928, 2 W 532/28.) 
Mitgeteilt von KON. Körner, Charlottenburg. 
* 
Braunſchweig. 

16. 88 200, 207 StVO. Anklageſchrift und Eröffnungs⸗ 
beſchluß find unzulänglich, wenn fie nicht den geſchicht⸗ 
lichen Vorgang unter Hervorhebung der geſetzlichen Tat⸗ 
beſtandsmerkmale enthalten. Ablehnung von Rechtshilfe⸗ 
erſuchen auf Grund ſolcher unzulänglichen Anklagen und 
Eröffnungsbeſchlüſſe iſt gerechtfertigt. f) 

Das Rechtshilfeerſuchen muß inhaltlich eine ſachgemäße Erledi⸗ 
gung verbürgen, aus ſich ſelbſt heraus verſtändlich ſein und dem 
erſuchten Richter mindeſtens den Kern der an den Zeugen oder Sach⸗ 
verſtändigen zu ſtellenden Fragen offenbaren. Die Grundlage für 
Rechtshilfeerſuchen in Strafſachen bildet der Eröffnungsbeſchluß, der 
nach $ 207 SPD. die dem Angehl. zur Laſt gelegte Tat unter 
Hervorhebung ihrer geſetzlichen Merkmale und das anzuwendende 
Strafgeſetz zu bezeichnen hat. 

Die Bezeichnung der dem Angekl. vorgeworfenen Tat, d. h. 
des geſchichtlichen Vorgangs, in dem eine ſtrafbare Handlung erblickt 
wird, kann niemals durch die abſtrakten Worte des Strafgeſetzes ſelbſt 
erfolgen, ſondern nur durch eine — wenn auch in knappſter Form 
geſchehene — Mitteilung der konkreten Tatumſtände, die den ab⸗ 
ſtrakten Begriff erfüllen (vgl. Löwe⸗Roſenberg, StPO. 17 
8200 A. 4; 8 207 A. 2). Dieſem Erforderniſſe entſpricht ſelbſt der 
berichtigte Eröffnungsbeſchluß des erſuchenden Gerichts nicht, inſofern 
er ſich auf die Anführung lediglich der abſtrakten Ausdrucksweiſe des 


1) And. Mein. OLG. Karlsruhe: JW. 1927, 533 19. 


Zu 16. Das Erſuchen des Staatsanwalts um Vornahme richter⸗ 
licher Unterſuchungshandlungen im Ermittelungsverfahren kann 
Blanko⸗Erſuchen in dem Sinne fein, daß es auf die Handlungen 
geht, die der Amtsrichter zur Feſtſtellung des Tatbeſtandes für 
zweckdienlich erachten werde. Der Staatsanwalt iſt nach dem Sach⸗ 
ſtande vielleicht gar nicht in der Lage, beſtimmte einzelne Handlungen 
zu beantragen, beſtimmte Beweismittel zu benenuen, während er 
ein Bedürfnis alsbaldigen richterlichen Eingreifens ſchon im Hinblick 
auf die Autorität und Zwangsgewalt des Richters als gegeben er⸗ 
achtet. Der Amtsrichter hat dann zu prüfen, ob die Handlungen, die 
ihm geeignet erſcheinen, in concreto, „nach den Umſtänden des 
Einzelfalles“, 8 182 Abſ. 2 Stpo., auch zuläſſig find. 

Hingegen kann ein Rechtshilfeerſuchen des Gerichts (des 
Unterſuchungsrichters, des erkennenden Gerichts) nicht „Blanko“⸗ 
Charakter haben. Vielmehr richtet es ſich auf beſtimmte konkrete 
Handlungen, deren Vornahme dem mit der Sache befaßten Gericht 
nicht zuſteht oder aus Zweckmäßigkeitsrückſichten im Requiſitions⸗ 
wege erwirkt werden ſoll. Ein generelles Erſuchen des Unterſuchungs⸗ 
richters beiſpielsweiſe „um Feſtſtellung des Tatbeſtandes“ wäre ohne 
weiteres abzulehnen. Im Begriffe des Rechtshilſeerſuchens liegt, die 
Beſtimmtheit der nachgeſuchten Handlung. Im Falle des Erſuchens 
um Zeugenvernehmung insbeſondere muß dem erſuchten Richter der 
Klaggegenſtand im Sinne eines individualiſierten geſchichtlichen Vor⸗ 
gangs erſichtlich fein, da er ja ſonſt nicht wiſſen könnte, bezüglich 
welcher Tat, welcher Tatumſtände Wahrnehmungen des Zeugen in 
Betracht kommen und feſtzuſtellen ſind. 

Im Stadium des Hauptverfahrens iſt der Klaggegenſtand durch 
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8263 StGB. beſchränkt. Das nur auf Grund dieſes Eröffnungs⸗ 
beſchluſſes geſtellte Erſuchen, Zeugen über die Tat des Angehl. zu 
vernehmen, ermangelt jeglicher Tatſchilderung und ermöglicht keine 
ſachgemäße Befragung der Zeugen. Daß dieſe ſämtlich bereits polizei⸗ 
lich vernommen und ihre Ausſagen in den dem erſuchten Richter 
überſandten Akten (Bl. 8—14) enthalten find, ändert daran nichts, 
weil die Zeugen nicht über dieſe ihre Angaben, ſondern über die 
— möglicherweiſe ganz oder zum Teil davon abweichende — Anklage 
gehört werden ſollen und eine Information des erſuchten Richters 
aus der Anklageſchrift zum gleichen negativen Ergebniſſe führen 
würde, da auch jener der gerügte Mangel anhaftet. Der erſuchte 
Richter iſt daher nicht in der Lage, aus Anklageſchrift oder Er⸗ 
öffnungsbeſchluß zu erſehen, in welchen konkreten Tatumſtänden das 
erſuchte Gericht den dem Angekl. vorgeworfenen Betrug erblickt, noch 
weniger, welche einzelnen Betrugsfälle — auf deren Mehrheit die 
Anführung des § 74 StGB. hindeutet — ihm zur Laſt gelegt werden. 
Eine ordnungsmäßige Erledigung des unzureichenden Erſuchens iſt 
damit unmöglich und letzteres ſelbſt unzuläſſig, ſo daß die Ablehnung 
der Rechtshilfegewährung berechtigt erſcheint. 
(OLG. Braunſchweig, StS., Urt. v. 10. Mai 1928, Nr. 2 ER 45/28.) 
Mitgeteilt von AGR. Lachmund, Braunſchweig. 
* 

Dresden. 

17. 8 310 StPO. Dem Beſchwerdegegner ſteht, außer 
in Haftſachen, eine weitere Beſchwerde nicht zu. f) 

Je 

Die Beſchwerden der Angehl. find nicht „weitere“ Beſchwer⸗ 
den, da ſolche vorausſetzen, daß vor ihnen bereits vou denſelben 
BeſchwF. Beſchwerden erhoben und abſchlägig beſchieden worden 
ſind. Das iſt hier nicht der Fall. Die Beſchwerden ſind vielmehr 
Erſtbeſchwerden der Angekl., durch die dieſe dagegen ankämpfen, 
daß das LG. zu P. abweichend vom AG. zu K. in der Privatklage⸗ 
ſache das Hauptverfahren eröffuet hat. Ein derartiger Beſchluß kann 
jedoch, wie ſich aus 8 210 Abſ. 1 i. Verb. m. 88 383, 384 StPO. 
ergibt, von einem Angehl. nicht angefochten werden. 

(OLG. Dresden, Beſchl. v. 10. Aug. 1927, 1 OSt Reg 207/27.) 


II. 


Die von der LGͤaſſe zu Z. erhobene weitere Beſchwerde 
gegen den Beſchl. des LG., durch den in Beachtung der Beſchwerde 
des Sachverſtändigen M. deſſen Vergütung in Abänderung des AG⸗ 


den Eröffnungsbeſchluß beſtimmt. Das Geſetz ſchreibt dieſem in 8 207 
den Inhalt vor. Dabei wird eine Unterſcheidung notwendig. 

Ein Eröffnungsbeſchluß, der auch unter Zuhilfenahme der An⸗ 
klageſchrift — im Falle des 8 208 iſt eine ſolche vor dem Beſchluſſe 
nicht vorhanden — nicht erkennen läßt, welche konkrete Tat des 
Angekl. von ihm gemeint iſt, ſteht auf einer Stufe mit einer ſchlecht⸗ 
hin unverſtändlichen Urteilsformel. Dekrete unerkennbaren Inhalts 
verfehlen notwendig die gewollte Rechtswirkung. Die Rechtslage iſt 
die gleiche, als ob Eröffnungsbeſchluß überhaupt nicht ergangen wäre. 

Nicht in gleichem Maße weſentlich iſt der weiter durch 8 207 
geforderte Inhalt. Da aus der gehörig individualiſierten Tat die 
Subſumtion unter das Strafgeſetz logiſch folgt, ſo iſt in dieſer Hin⸗ 
ſicht das Gericht der Hauptverhandlung zur Ergänzung des unvoll⸗ 
ſtändigen Beſchluſſes imſtande. 

Für einen um Zeugenvernehmung erſuchten Richter kommt ein 
Defekt letzterer Art nicht in Betracht. Der Beſchluß vermittelt dem 
Richter das individualiſierte Faktum, auf das der Beweisakt zu 
richten iſt. Sache des erkennenden Richters iſt es, in der Hauptver⸗ 
handlung für die erforderliche Ergänzung des Beſchluſſes (zur Wah⸗ 
rung insbeſondere des Verteidigungsintereſſes) zu ſorgen. Fehlt aber 
die Tatindividualiſierung, ſo liegt ein Eröffnungsbeſchluß im Rechts⸗ 
finne nicht vor und der Begriff eines Rechtshilfegeſuchs iſt mangels 
inhaltlicher Beſtimmtheit nicht gegeben. Der Rechtshilferichter weiſt 
ein ſolches Anſuchen als unzuläſſig zurück, während ihn dazu der 
Mangel der rechtlichen Tatcharakteriſierung im Beſchluſſe nicht 
berechtigen würde. 

Mit den Ablehnungsgründen des § 158 Abſ. 2 GVG. ſteht dieſe 
Zurückweiſung nicht im Widerſpruch. Kann man auch nicht von einem 
„Verbotenſein“ der vorzunehmenden Handlung nach dem Rechte des 
erſuchten Gerichts ſprechen, ſo iſt doch im Geſetze unter allen Um⸗ 
ſtänden ein „Rechtshilfeerſuchen“ vorausgeſetzt, und dieſes kann ſeinem 
Weſen nach nur auf beſtimmte Handlung gehen. 

Im gegebenen Falle laſſen die Gründe des Entſcheids klar er⸗ 
kennen, daß es an der Tatindividualiſierung im Eröffnungsbeſchluſſe 
fehlte. Die Ablehnung der Rechtshilfegewährung war daher geboten 
und das OLG. hat ſie mit Recht beſtätigt. 

Geh. Rat Prof. Dr. Oetker, Würzburg. 

Zu 17. Die beiden mitgeteilten Entſch. des OLG. Dresden, die 
um ein Jahr auseinanderliegen, widerſprechen einander. 

§ 310 EPD. beſtimmt: Entſch. der Beſchwerdeinſtanz unter⸗ 
liegen keiner weiteren Anfechtung; ausgenommen ſind nur Be⸗ 
ſchwerdeentſcheidungen des LG. über Beſtand oder Nichtbeſtand der 
Unterſuchungshaft. 

Diejer Grundſatz, daß Beſchwerdeentſcheidungen mit der ge⸗ 
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Beſchl. auf 120 % erhöht worden war, iſt als unzuläſſig zu 
verwerfen. Beſchlüſſe, die, wie der angefochtene, von dem LG. in 
der Beſchwerdeinſtanz erlaſſen find, können nach 820 Abſ. 2 GebDO. . 
Zeugen u. Sachverſt. v. 21. Dez. 1925 i. Verb. m. 8 310 StPO. zur, 
inſofern fie Verhaftungen betreffen, durch weitere Beſchwerde af“ 
gefochten werden. 

Die Anrufung einer weiteren Beſchwerdeinſtanz iſt auch dem 
Gegner desjenigen verſagt, der die Entſch. des Beſchwerdegerichts 
herbeigeführt hatte (ſ. hierzu Löwe⸗Roſenberg, Komm. & 
StPO., 17. Aufl., Anm. 2 zu 8 310). 

(DLG. Dresden, Beſchl. v. 7. Sept. 1928, 2 OSt Reg 359/28.) 
Mitgeteilt von OStel. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


* 

18. 88 313, 335 StPO. War der Angeklagte lediglich 
wegen einer Übertretung zu Geldſtrafe verurteilt, der 
wegen eines Vergehens verfolgte Mitangeklagte, bezügli 
deſſen ſich der Angeklagte dem Verfahren als Nebenkläger 
augeſchloſſen hatte, aber freigeſprochen worden, fo ſteht 
dem dieſes Urteil in ſeinem Geſamtumfang anfechtenden 
Angeklagten die Berufung zu. Hat er dieſes Rechtsmittel 
eingelegt, fo kann er ſpäter nicht fordern, daß es, wenig“ 
ſtens ſoweit ſeine Verurteilung in Frage komme, als Re⸗ 
viſion betrachtet werden ſolle. f) 

Der Ungekl. Sch. hat gegen das Urteil des AG., in dem er 
wegen Übertretung zu einer Geldſtrafe verurteilt, der Mitangekl. 
K. aber von der Anklage der fahrläſſigen Körperverletzung frei⸗ 
geſprochen worden iſt, Berufung eingelegt, und zwar ſowohl gegen 
ſeine Verurteilung als auch — unter Anſchluß an das Verfahren 
als Nebenkläger — gegen die Freiſprechung K.3. Später hat er er“ 
klärt, daß die Berufung, ſoweit fie gegen die Verurteilung gerichtet 
iſt, als Reviſion behandelt werden ſolle, weil er der Meinung war, 
daß gem. 8 313 GERD. inſoweit nur Reviſion, nicht aber Berufung 
zuläſſig ſei. Dieſer Auffaſſung hat ſich das LG. angeſchloſſen und 
deshalb vor Durchführung der in Anſehung der Freiſprechung Ks 
eingelegten Berufung das Reviſionsverfahren in Anſehung der Ver⸗ 
urteilung Sch.s eingeleitet. Das Reviſionsverfahren iſt aber nach 
Lage der Sache unzuläſſig. Nach 8 313 StPO. kann ein Urteil des 
AR., durch das der Angekl. entweder freigeſprochen oder aus⸗ 
ſchließlich zu Geldſtrafe verurteilt worden iſt, nur dann nicht mit 
der Berufung angefochten werden, wenn es ausſchließlich Über⸗ 
tretungen zum Gegenſtande hat. Das angefochtene Urteil hat aber 


nannten Ausnahme endgültig ſind, gilt für beide Parteien, 
für den BeſchwF. und für den Beſchwerdegegner. Der Beſchwerde⸗ 
führer kann, nachdem zwei Inſtanzen gegen ihn entſchieden 
haben, nicht noch eine dritte Inſtanz anrufen. Und ebenſo kann 
der Beſchwerdegegner, der in der erſten Inſtanz befriedigt wor⸗ 
den war, aber in der Beſchwerdeinſtanz erſtmalig unterliegt, ſich 
nicht mehr an eine dritte Juſtanz wenden. So die ſtändige Praxis. 
Die erſte der beiden mitgeteilten Entich., die von 1927 datiert, 
verkennt — die zweite, von 1928 datierend, beſtätigt dieſen 
Grundſatz. RA. Dr. Fritz Dehnow, Hamburg. 
Zu 18. Dem Urteil kann nicht zugeſtimmt werden. Die gleiche 
Auffaſſung iſt bereits mit ſehr ausführlicher Begründung und unter 
Billigung von Goldſchmidt vom OLG. Darmſtadt: JW. 1925, 
1527 vertreten worden. Sie iſt aber weder mit Wortlaut noch 
Sinn des Geſetzes vereinbar. Das Od. Darmſtadt ſucht feine 
Anſicht auf den Wortlaut der VO. über Gerichtsverfaſſung und 
Strafrechtspflege v. 4. Jan. 1924 (RGBl. S. 15) zu ſtüten. § 33 
dieſ. BO. ſchließt die Berufung aus, „wenn wegen der Tat frei⸗ 
geſprochen oder ausſchließlich auf Geldſtrafe erkannt iſt“. Indem 
der abweichende Wortlaut des Geſetzes, das von dem „Angel. 
ſpricht, nicht als maßgebend erklärt wird — da, wie durchaus zu” 
zugeben, die in § 43 dieſ. BD. ausgeſprochene Ermächtigung zur 
Neufaſſung des Geſetzes ſachliche Anderungen nur inſoweit deckt, 
als dieſe durch die Vorſchriften der VO. bedingt find — und weiter 
ausgeführt wird, daß an dieſer Tat auch mehrere Angekl. beteiligt 
ſein können, ſomit wegen der „Tat“ nur freigeſprochen ſei, wenn 
bezüglich aller Angekl. Freiſpruch ergangen ſei, glaubt das OLG. 
Darmſtadt eine Unterſtützung ſeiner Auffaſſung im Wortlaut des 
(urſprünglichen) Geſetzes zu finden. Sinngemäß ſei dieſe Aus⸗ 
legung aber deshalb geboten, weil ſonſt das widerſinnige Ergebnis 
eintreten könne, daß z. B. im Falle einer gemeinſchaftlichen Körper⸗ 
verletzung der eine Angekl. vom BG. wegen Notwehr freigeſprochen 
werde, während der andere, der nur Reviſion eingelegt habe, zu⸗ 
folge der Beſchränkung des Rechtsmittels der Reviſion auf die Ge⸗ 
ſetzesanwendung verurteilt bleiben müſſe, weil das Rev®. an die 
Feſtſtellungen der erſten Inſtanz gebunden ſei. > 
Keines dieſer Argumente ſchlägt durch. Das formelle nicht, 
weil „die Tat“ ebenſowohl, und ſprachlich natürlicher, die eines 
einzelnen Angekl. fein kann, der Begriff der Tat daher zweck⸗ 
mäßig für jeden Angekl., entſprechend ſeiner verſchieden intenſiven 
Beteiligung an der Tat, des verſchiedenen Teilnahmeverhältniſſes 
(Mittäterſchaft, Beihilfe uſw.) beſonders feſtzuſtellen und zu um? 
grenzen iſt. Das materielle nicht, weil das Geſetz auch ſonſt nicht 
durchweg widerſprechende Urteile in einer und derſelben Sache aus⸗ 
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nicht ausſchließlich Übertretungen, ſondern auch ein Vergehen nach 
8 230 Abſ. 2 StchB. zum Gegenſtande. Deshalb trifft die Voraus⸗ 
ſetzung des 8313 StPO. nicht zu. Vielmehr konnte der Angekl. 
Sch. das Urkeil in deſſen ganzem Umfange mit der Berufung an⸗ 
fechten. Wenn ihm auch nach 8 335 StqhO. die Befugnis zuſtand, 
ſtatt der Berufung Reviſion einzulegen, ſo iſt doch dieſe Befugnis 
erloſchen, nachdem er rechtzeitig Berufung eingelegt und damit 
zwiſchen den ihm zu Gebote ſtehenden Rechtsmitteln gewählt hatte. 
An dieſe Wahl iſt der Angekl. gebunden, eine nachträgliche Ab⸗ 
änderung iſt unſtatthaft. 

(OLG. Dresden, 2. StS., Beſchl. v. 13. Jau. 1928, 2 OSt 268/27.) 

Mitgeteilt von DSM. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 

19. 88 328 Abſ. 3, 354, 407 StPO.; 88 28, 29 GVG. 
Hatte der Amtsrichter eine Sache allein verhandelt, ohne 
daß der Staatsanwalt bei Beantragung des Strafbefehls 
einen entſprechenden Antrag für den Fall des Einſpruchs 
geſtellt hatte, ſo kann das Reviſionsgericht, wenn es auf 
entſprechende Verfahrensrüge hin das Berufungsurteil 
wegen Verletzung von 8 328 Abſ. 3 StPO. aufhebt, die Sache 
nicht unmittelbar an das zuſtändige Schöffengerichtzurück⸗ 
weiſen, ſondern muß dies dem neu mit der Sache zu be⸗ 
faſſenden Berufungsgericht überlaſſen. f) 

Da die StA. bei Stellung des Antrags auf Erlaß eines 
Strafbefehls den weiteren Antrag, daß im Falle des Einſpruchs die 
Verhandlung vor dem AR. allein ſtattfinden ſolle, nicht geſtellt 
hatte, hätte nach erfolgtem Einſpruche die Sache gem, 88 28, 29 
Abſ. 1 GVG. verb. mit 8 407 Abſ. 4 StPO. vor dem Schöffcö. ver⸗ 
handelt werden müſſen. Dieſe Geſetzesbeſtimmungen ſind alſo vom 
AR. verletzt worden, indem er ſich zu Unrecht allein zur Verhand⸗ 
lung für zuſtändig erachtete. Das LG. hätte deshalb, der Vor⸗ 
ſchrift des 8 328 Abſ. 3 StPO. entiprechend, das Urteil des AR. 
ohne weiteres aufheben und die Sache an das zuſtändige Gericht 
verweiſen ſollen. Es hat mithin, indem es amjtatt deſſen das Be⸗ 


ſchließt. Die Vorſchrift des 5 357 SPD. gilt nur für die RevInſt., 
nicht auch für die Bersnſt., und es iſt nach herrſchender Auf⸗ 
faſſung nicht möglich, eine von der Revgnſt. erfolgte Aufhebung 
des Urteils dem in erſter Inſtanz verurteilten Mitangekl. zugute 
kommen zu laſſen, wenn deſſen Berufung als unzuläſſig verworfen 
wurde (fo RÖ.: JW. 1926, 1219; vgl. allerdings meine ab» 
weichende Anmerkung hierzu). Der Hinweis auf die Möglichkeit 
widerſprechender Urteile gegen mehrere an der gleichen Tat Be⸗ 
teiligte vermag alſo die Auffaſſung der OL. Darmſtadt und 
Dresden nicht zu ſtützen. Umgekehrt iſt die Frage berechtigt, ob es 
denn wirklich der Billigkeit entſpricht, daß ein Ungekl., der ledig⸗ 
lich Einwendungen rechtlicher Natur gegen den ihn betreffenden 
Teil des Urteilsausſpruches erhebt, nur deshalb gezwungen werden 
ſoll, ſich den Aufregungen und oft recht beträchtlichen Geldaufweu⸗ 
dungen einer zweiken Tatinſtanz zu unterziehen, weil ſein Mit⸗ 
angekl. auch die Nachprüfung der tatſächlichen Feſtſtellungen des 
gegen ihn ergangenen Urteils beantragt, d. h. Berufung eingelegt 
hat. Von dieſem Geſichtspunkt aus ſcheinen mindeſtens gleich⸗ 
ſtarke Vernunft⸗ und Billigkeitserwägungen gegen die zwangs⸗ 
weiſe Durchführung aller Inſtanzen für alle Mitangekl. zu ſprechen. 
Da es aber an einer poſitiven Norm fehlt, die die unbedingte 
Gleichbehandlung aller Mitangeklagten in der Frage der Zuläſſig⸗ 
keit der Rechtsmitteleinlegung vorſchreibt, findet die in dem vorl. 
Urteil vertretene Auffaſſung keine Stütze im Geſetz. 

Zu prüfen bleibt allerdings, ob nicht die Vorſchrift des 
9.335 III StPO. dieſem Ergebnis entgegenſteht. Nach dieſer Be⸗ 
ſtimmung ſoll, wenn ein „Beteiligter“ Reviſion, der andere Bes 
rufung einlegt, die Reviſion als Berufung behandelt werden, ſo⸗ 
lange die Berufung nicht zurückgenommen oder als unzuläſſig ver⸗ 
worfen iſt. Anſcheinend wird hierdurch auch der zu entſcheidende 
Fall getroffen. Dennoch wäre es ein grundſäßliches Mißverſtändnis, 
wollte man dieſe Beſtimmung auch zur Löſung von Streitfällen 
heranziehen, die ſich aus der Anwendung des 5 313 StpO. ergeben: 
Denn 8 335 behandelt die ſogenannte revisio per saltum, die 

prungreviſion, die den Prozeßparteien die Möglichkeit gibt, frei⸗ 
willig, durch Überſpringung der zweiten Inſtanz, die Sache ſofort 
dem Nev®. zu unterbreiten und damit das Verfahren abzukürzen. 
$ 313 dagegen beſchränkt die Zuläſſigkeit der Berufung in gewiſſen 
Fallen, ganz ohne, ja möglicherweiſe gegen den Willen der Par⸗ 
teien. Hier kommt eine Wahl zwiſchen zwei möglichen Rechts⸗ 
mitteln nicht in Frage. Beim Vorliegen gewiſſer Vorausſetzungen 
iſt eben nur die Reviſion möglich. Das Geſetz hält für gewiſſe 
ganz leicht gelagerte Fälle zwei Inſtanzen für ausreichend. Das 
öffentliche Intereſſe an ſchneller und billiger Juſtiz wird hier dem 
rivatintereſſe an möglichſt ſorgfältiger Behandlung jeder einzelnen 
Sache voraufgeſtellt. Handelt es fi) jo bei den 88 313 und 335 
um völlig verſchieden gelagerte Tatbeſtände, denen auch eine vollig 
verſchiedene geſetzgeberiſche Abſicht zugrunde liegt, ſo iſt die uber- 
ragung von poſitiven Beſtimmungen, die für den einen Tat⸗ 
beſtand gegeben find, nicht ohne weiteres auf den anderen zuläſſig. 
Da 8 335 gerade die Zuläſſigkeit beider Rechtsmittel vorausſetzt, 


rufungsverfahren durchführte und über die Berufung ſachlich ent⸗ 
ſchied, ſeinerſeits das Geſetz in der ebenerwähnten Vorſchrift ver⸗ 
letzt. Daß der Angekl. auf eine Wiederholung der Verhandlung vor 
dem zuſtändigen Schöffch. verzichtet und die StA. gegen die Durch⸗ 
führung des Berufungsverfahrens und eine fachliche Entſch. keinen 
Widerſpruch erhaben hatte, hebt die begangene Geſetzesverletzung 
nicht auf. Die ſachliche Gerichtszuſtändigkeit wird unter Ausſchal⸗ 
tung jeder Kompromißmöglichkeit allein durch das GV. beitimmt 
(SI StPO.). Insbeſ. iſt auch der vom Angel. erklärte Zuſtändig⸗ 
keitsverzicht ohne allen Belang geweſen (RGSt. XVIII, 55). 

Die Zurückverweiſung konnte nicht unmittelbar an das ſach⸗ 
lich zuſtändige Gericht, das SchöffG., geſchehen, ſondern mußte an 
die Vorinſtanz, das LG., erfolgen, weil der Ausnahmefall des § 354 
Abſ. 3 StPO, nicht vorlag. Das LG. wird nunmehr in der neuen 
Verhandlung gem. 8 328 Abſ. 3 SED. zu entſcheiden, alſo die 
Aufhebung des Urteils des AR. und die Verweiſung an das zuſtän⸗ 
dige Schöffch. auszuſprechen haben. 

(Od). Dresden, 1. Sts., Urt. v. 29. Febr. 1928, 1 OSt 280/27.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfr. Weber, Dresden. 
* 


20. 864 StGB.; 8 410 StPO. Zuſtellung des Straf⸗ 

befehls hebt nicht das Recht zur Strafantragsrücknahme 
auf. 1) 
Noch vor der Hauptverhandlung vor dem SchöffG. hat der 
Vormund der Verletzten feinen Strafantrag zurückgezogen. Gleich⸗ 
wohl iſt der Angekl. in der Hauptverhandlung wegen Beleidigung ver⸗ 
urteilt worden. Das Schöff®. hat die Antrags rücknahme für wir⸗ 
Rungslos erachtet, weil ſie erſt nach Zuſtellung des Strafbefehls 
erfolgt iſt. Auf die Berufung des Angehl. hat das LG. dieſes 
Urteil aufgehoben und das Strafverfahren eingeſtellt, weil der 
Strafantrag wirkſam zurückgenommen worden lei. 

8 64 Sto B. beſtimmt, daß die Zurücknahme des Strafautrags 
nur bis zur Verkündung eines auf Strafe lautenden Urteils zu⸗ 
läſſig iſt. Darüber, ob hinſichtlich dieſer Wirkung die Zuſtellung 


kann er für die Entſch. des Falles, daß bei mehreren Mitangekl. 
teils beide, teils nur ein Rechtsmittel zuläſſig ift, nicht heran⸗ 
gezogen werden. Eine dem $ 335 entſprechende Vorſchrift mußte 
bei Schaffung der Sprungreviſion vorgeſehen werden, da die Zu⸗ 
laſſung einer freiwilligen Überſpringung einer Inſtanz von vorn⸗ 
herein die Konfliktsmöglichkeit in ſich ſchließt, daß die eine Prozeß⸗ 
partei den normalen Rechtsmittelweg beſchreiten, die andere den 
Weg der Sprungreviſion gehen will. Aus dieſer Überlegung ergibt 
ſich zwanglos die Bedeutung des Begriffs „Beteiligter“ in § 335 
Hier iſt offenbar nur und ausſchließlich an die üblicherweiſe am 
Verfahren Beteiligten, die Gegner bzw. Parteien des Strafprozeſſes 
gedacht. „Beteiligte“ i. S. des § 335 find daher nur der Angekl. 
und die Staatsanwaltſchaft ſowie diejenigen Perſonen, die für oder 
gegen den Angehl. Rechtsmittel einzulegen berechtigt ſind (vgl. 
Feiſenberger Anm. 1), nicht aber ein Mitangekl. (jo auch 
Gerland, Der Deutſche Strafprozeß S. 418 Ann. 226; OLG. 
Darmſtadt: JW. 1925, 1527; KG.: JW. 1925, 1034; a. A. Löwe⸗ 
Roſenberg, 8335 Anm. 2). Sehr richtig bemerkt Gerland 
a. a. O., daß bei mehreren Mitangekl. in Wirklichkeit mehrere 
ſelbſtändige Verfahren vorliegen und daß daher auch die Zuläſſigkeit 
eines Rechtsmittels für jeden Angekl. ſelbſtändig geprüft werden 
muß. Auch hier iſt nicht einzuſehen, weshalb einem Angekl. ſein 
Wahlrecht verkürzt werden ſoll, weil ein Mitangekl. eine be⸗ 
ſtimmte Entſch. getroffen hat. Iſt daher ſchon für den Fall des 
8 335, die freiwillige Sprungreviſion, die Auslegung zu verwerfen, 
daß die Zuläſſigkeit der Rechtsmitteleinlegung durch die Entſch. 
eines oder mehrerer Mitangekl. bedingt fein ſoll, ſo gilt dies um 
ſo mehr für die erzwungene Berufsbeſchränkung des $ 513, wo 
— wie oben gezeigt — weder Wortlaut noch Sinn des Geſetzes die 
gegenteilige Auffaſſung zu ſtützen vermögen. 
RA. Dr. Hugo Stern, Frankfurt a. M. 


Zu 19. Ich halte nach wie vor eine Verweiſung vom Rev. 
unmittelbar an das Schöfſch. für zuläſſig und habe meinen Be⸗ 
merkungen JW. 1928, 838 zu Nr. 25 unter 2 nichts zuzufügen. Mit 
meinem Verſuche, die Anwendbarkeit der 88 354 III oder 355 zu be⸗ 
gründen, ſetzt die Eutſch. ſich leider nicht auseinander. Übrigens teilt 
auch der 2. StS. des Os. Dresden, wie die Entſch. JW. 1928, 
836 22 zeigt, den obigen Standpunkt des 1. Sen. Wie hier dagegen 
Beling, Reichsſtrafprozeßrecht 1928, 427 Anm. 2. 

OGG R. Priv Doz. Dr. Mannheim, Berlin. 


Zu 20. Das Recht, den Strafantrag zurückzunehmen, kommt 
nach 864 SGB. in Fortfall durch die Verkündung eines auf 
Strafe lautenden Urteils. Kommt es auch in Fortfall durch die 
Zuſtellung eines Strafbefehls, weil dieſe einer Urteilsverkün⸗ 
dung ähnlich und ſie zu erſetzen beſtimmt iſt? 

Ordenkliches Verfahren und Strafbefehlsverfahren ſind ver⸗ 
ſchieden gelagert. Konſtruktive Verſuche, zwiſchen ihnen Begriffs⸗ 
beziehungen zu errichten, werden nicht immer zwanglos ſein. Daß 
der Strafbefehl nach eingelegtem Einſpruch „nur die Wirkung eines 
Eröffnungsbeſchluſſes“ behalte (wie die obige Entſch. ſagt), iſt un⸗ 
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eines Strafbefehls der Verkündung eines Strafe verhängenden 
Urteils gleichzuſtellen iſt, ſchweigt das Geſetz. Im Schrifttum iſt 
dieſe Frage ſtreitig. Der pz Komm. und der v. Schwärze ſche 
Komm. bejahen ſie — erſterer ohne Begründung —; die Mehrzahl 
der Komm. (Olshauſen [11. Aufl.], Frank, Schwartz, Rü⸗ 
dorf, Oppenhoff) verneinen ſie. 

Letztere Anſicht verdient den Vorzug. Ein Urteil iſt eine 
richterliche Entſch., die am Schluſſe der Hauptverhandlung erlaſſen 
wird, die den Richter in die Lage ſetzt, die Tat auf Grund der Be⸗ 
weisaufnahme, insbeſ. der eidlichen Zeugenausſagen, nach allen 
Richtungen zu prüfen. Es wird in öffentlicher Gerichtsſigung ver⸗ 
kündet, hat endgültigen Charakter, und feine Rechtskraft kann nur 
durch ein Rechtsmittel abgewendet werden, das die Nachprüfung 
der Entſch. durch eine höhere Inſtanz zur Folge hat. Der Straf⸗ 
befehl dagegen ergeht auf Grund einer ſummariſchen, keines⸗ 
wegs erſchöpfenden Prüfung der Verdachtsgründe. Er hat nicht die 
endgültige Bedeutung des Urteils. Der einfache Einſpruch, der die 
Nachprüfung durch dieſelbe Inſtanz zur Folge hat, genügt, um die 
Straffeſtſetzung zu beſeitigen und dem Strafbefehl nur die Wirkung 
eines Eröffnungsbeſchluſſes zu belaſſen, was ſich darin zeigt, daß 
das auf den Einſpruch ergehende Urteil den Strafbefehl nicht be⸗ 
ſtätigt oder aufhebt. Der Skrafbefehl kann alſo nur als bedingtes 
Urteil angeſehen werden, das erſt durch die Nichterhebung des Ein⸗ 
ſpruchs die Wirkung eines rechtskräftigen — auf Strafe lauten⸗ 
den — Urteils erhält (8 410 StPO.). Und ſelbſt der rechts⸗ 
kräftige Strafbefehl wird von der herrſchenden Meinung in Rſpr. 
und Schrifttum mit Rückſicht auf ſeine unvollkommene Beweis⸗ 
grundlage nicht allenthalben in ſeinen Wirkungen dem rechtskräf⸗ 
tigen Urteil gleichgeſtellt. Insbeſ. bewirkt er nicht den Verbrauch 
der Strafklage, ſobald die Tat unter einen im Strafbefehl noch 
nicht gewürdigten Geſichtspunkt gebracht wird, der eine erhöhte 
Strafbarkeit begründet. 

Dieſer erhebliche Unterſchied zwiſchen Strafbefehl und Urteil 
in der Grundlage, dem prozeſſualen Charakter und der Wirkung 
verbietet es, bei der Auslegung des $ 64 StGB. die Zuſtellung 
eines Strafbefehls der Verkündung eines auf Strafe lautenden 
Urteils gleichzuſtellen. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 12. Sept. 1928, 1 08t 167/28.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


Hamm. 

21. 58 1, 2 Arm AnwG. Der Armenanwalt des Neben⸗ 
klägers hat keinen Gebührenanſpruch gegen die Staats⸗ 
ka ſſe. f 

il 855 Anwendungsgebiet des Geſetzes v. 6. Febr. 1923/13. Dez. 
1923 iſt auf die Vertretung in den in 88 1 und 2 bezeichneten 
Streitigkeiten beſchränkt. Eine weitere Ausdehnung iſt nach der 


zutreffend wegen § 412 1 StPO. Die Konſtruktion des Strafbefehls 
als eines „bedingten Urteils“ (bedingt „durch die Nichterhebung 
des Einſpruchs“) iſt nicht minder gezwungen; man ſagt ja auch 
nicht, daß die verkündeten Urteile „bedingt“ rechtskräftig ſeien, 
nämlich rechtskräftig unter der Bedingung der Nichteinlegung eines 
Rechtsmittels. 

Nicht durch Zuhilfenahme ſolcher Konſtruktionen iſt die vor⸗ 
liegende Frage zu beantworten. 

Die Wirkung des verkündeten Strafurteils, daß der Straf⸗ 
antrag nicht mehr zurückgenommen werden kann, iſt eine rechts⸗ 
verkürzende; ſie enthalt einen rechtlichen Nachteil für den Antrag⸗ 
ſteller wie für den Angekl. Strafurteil und Strafbefehl find nun 
einander ähnlich; ſie ſind aber inkongruent in ihren Voraus⸗ 
ſetzungen, in ihren Wirkungen und in dem Grade ihrer Autorität. 
Und zwar iſt in allen dieſen Beziehungen der zugeſtellte Straf⸗ 
befehl das Geringere im Vergleich zum verkündeten Straf⸗ 
urteil. Eine rechtsverkürzende Wirkung des verkündeten Straf⸗ 
urteils kann daher nicht dem zugeſtellten Strafbefehl beigemeſſen 
werden ohne eine ausdrückliche geſetzliche Beſtimmung, an der es 
jedoch fehlt“ 

Im Ergebnis wird daher der oben mitgeteilten Entſch. bei⸗ 
zutreten ſein. Im Strafbefehlsverfahren fällt das Recht zur Straf⸗ 
antragsrücknahme erſt fort, wenn der Strafbefehl Rechtskraft er⸗ 
langt. RA. Dr. Fritz Dehnow, Hamburg. 

Zu 21. Der Standpunkt dieſer Entſch, findet ſich öfters ver⸗ 
treten und mit Begründungen formaler Art verſehen, die jedoch un⸗ 
zutreffend find. Namentlich iſt die obige Berufung auf „Ente 
ſtehungsgeſchichte und Zweck des Geſetzes“ wohl nur floskelhaft 
zu verſtehen: denn die Entſtehung des Geſetzes zeigt, daß ſeine 
Autoren den ſelteneren Fall der Nebenklage nur verpefien hatten, 
und Zweck des Geſetzes iſt es ja gerade, eine Vergatung für die 
prozeſſuale Tätigkeit des Armenanwaltes ſicherzuſtellen. Eine ratio⸗ 
nelle Geſetzesauslegung wird nur dazu führen können, zwiſchen dem 
Armenanwalt des Privatklägers und dem des Nebenklägers keinen 
Unterſchied zu machen, weil es an jedem ſachlichen Grunde für 
eine ſolche Unterſcheidung fehlt. Daher iſt die Anſicht Fried⸗ 
laenders (Anhang II zum erſten Abſchnitt der RAGeb O., Vor⸗ 
bemerkung 2), daß der Koſtenanſpruch auch für den Armenanwalt 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Entſtehungsgeſchichte und dem Zweck des Geſetzes nicht angängig: 
Der einem Nebenkläger beigeordnete RA. hat daher, wie übrigen? 
der Senat in gleichliegenden Fällen ſchon früher mit ausführlicher 
Begründung entſchieden, auf Erjag feiner Gebühren und Auslagen 
aus der Staatskaſſe keinen Anſpruch. 
(Och. Hamm, StS., Beſchl. v. 22. Sept. 1928, 11 W 396/28.) 
0 


Kiel. 

22. 88 233, 229 StPO. Zeitpunkt der Antragſtellung⸗ 
Legitimation des Verteidigers. }) 

Angekl. iſt vom SchöffGG. wegen Betrugs verurteilt. Er hal 
Berufung eingelegt, erſcheint aber bei Beginn der Hauptverhandlung 
vor der StR. nicht. StU. beantragt Verwerfung der Berufung. Der 
Verteidiger ſtellt Antrag aus 8233 StPO. St. lehnt letzteren Antrag 
ab und gibt dem der StA. ſtatt. Die Reviſion, welche Verletzung 
des § 233 a. a. O. rügt, war ohne Erfolg. 

Der 8 329 StRO. beſtimmt, daß, wenn bei Beginn der Haupt⸗ 
verhandlung weder der Angekl., noch in Fällen, wo ſolches 
zuläſſig iſt, ein Vertreter desſelben erſchienen iſt, und das 
Ausbleiben nicht genügend entſchuldigt iſt, die Berufung, in⸗ 
ſoweit der Angel. fie eingelegt hat, ſofort zu verwerfen it. 
Die Vorausſetzungen, unter denen ſich der Angekl. vertreten laſſen 
konnte, waren, da es ſich um Betrug handelte und der Ungekl. 
bis dahin vom Erſcheinen in der Hauptverhandlung nicht enk⸗ 
bunden war, bei Beginn der Hauptverhandlung, d. h. beim Aufruf 
der Zeugen, nicht gegeben. Demgemäß war die St. gar nicht in 
der Lage, auf den erſt ſpäter geſtellten Antrag des Verteidigers einen 
Beſchluß gem. § 233 a. a. O. zu erlaſſen, ſie mußte vielmehr nach 
8 329 StPO. die Berufung des Angekl., falls fein Ausbleiben nicht 
genügend entſchuldigt war, „ſofort“ verwerfen. Auch war der Ver⸗ 
teidiger nicht berechtigt, den Antrag auf Entbindung des Angekl. 
von der Verpflichtung zum Erſcheinen in der Hauptverhandlung zu 
ſtellen. Der Verteidiger iſt nicht Vertreter, ſondern nur Beiſtand des 
Angekl. Als Beiſtand iſt er zur fraglichen Antragſtellung nur im 
Falle beſonderer Bevollmächtigung legitimiert (RG St. 54, 210). 

(OLG. Kiel, Fer St S., Urt. v. 8. Aug. 1928, S 101/28) 
Mitgeteilt von LER. Schumacher, Altona. 
* 


des Nebenklägers gilt, offenbar die zutreffende; ich hatte Schon in 
meiner Ausgabe der RAGebO. mich ihr angeſchloſſen. 

Die berufliche Lage des RA. iſt noch heute beträchtlichen Miß⸗ 
verſtändniſſen von beamteten Seiten her ausgeſetzt, und zu den An⸗ 
ſichten, die auf ſolches Mißverſtändnis zurückgehen, gehört auch 
die in der obigen Entſch. vertretene Auffaſſung In früherer Zeit 
zwar hatten z. B. Richter und Staatsanwalt vor ihrer plan⸗ 
mäßigen Anſtellung mehrere Jahre hindurch unentgeltlich für die 
Rechtspflege gearbeitet; und in jener früheren Zeit entſtand auch 
die Verpflichtung des RA., in gewiſſen Fällen koſtenlos zu fun⸗ 
gieren. Die Auffaſſungen haben ſich ſeitdem geändert; heute hat die 
Anſicht Geltung, daß jede Berufsarbeit ihres Lohnes wert iſt. 
Richter und Beamte würden es heute entſchieden von ſich weiſen, 
ſich zu einer unentgeltlichen Tätigkeit heranziehen zu laſſen; dabei 
befinden fie ſich in wirtſchaftlich geſicherter Stellung — der RA. 
in ungeſicherter. Sie haben keine nennenswerten geldlichen Aus⸗ 
lagen für ihren Beruf; ebenſoviel, wie ſie überhaupt einnehmen, 
muß der RA. vorweg für feine Berufsunkoſten verausgaben, bevor er 
überhaupt etwas zu verdienen beginnt. Richter und Beamte haben eine 
begrenzte, häufig bequeme Arbeitszeit; der RA. kennt kaum Frei⸗ 
zeit, er iſt wirklich und ernſtlich „überlaſtet“, ohne doch in der 
Regel mit ſeinem größeren Arbeitspenſum ſo viel Mehrverdienſt zu 
erzielen, wie es der Arbeitsmenge, den Schwierigkeiten und den 
Unannehmlichkeiten ſeines Berufes entſpräche. Aber ihm, der wirt⸗ 
ſchaftlich auf eigenen, oft unſicheren Füßen ſteht, wird in Entſch. 
wie der vorliegenden unbedenklich zugemutet, daß er ſeine ihm 
verbleibende knappe Freizeit noch ausfüllen ſolle mit unentgeltlicher 
Prozeßführung. Dieſe Zumutung darf als zu weitgehend empfunden 
werden. Sie beruht nicht auf dem Geſetz, ſondern auf jener dem 
Anwalt abgünſtigen Gedankenrichtung, die in abstracto oft be⸗ 
ſtritten, aber in conereto noch öfter betätigt wird. 

RA. Dr. Fritz Dehnow, Hamburg. 

Zu 22. Die Entbindung des Ungekl. vom Erſcheinen in der 
Hauptverhandlung iſt in 8 233 I Std. geregelt. Sie kann nach 
Ermeſſen des Gerichts erfolgen a) bei Übertretungen, Vergehen 
und Rückfallsverbrechen (nicht bei anderen Verbrechen), wenn dieſe 
b) vor dem AR. oder dem Shöff®. oder (fo die richtige h. M.) 
vor der StK. verhandelt werden, o) der Angel. nicht in vor⸗ 
liegender Sache in Haft iſt (dies iſt im Geſetz nicht ausdrücklich 
geſagt, ergibt ſich jedoch aus Zweck und Entſtehung), d) und zwar 
nur, wenn der Angekl. ſelber oder durch einen hierzu ermäch⸗ 
tigten Verteidiger (RGSt. 54, 210) es beantragt. Für die Frage, 
ob der Verteidiger zu ſolchem Antrage ſpeziell ermächtigt iſt, wird 
der Inhalt der ihm ausgefertigten generellen Vollmacht zu be⸗ 
rückſichtigen ſein. 

Eine Friſt für den Antrag iſt im Geſetz nicht beſtimmt, zum 
Schaden des Verfahrens, aber im notwendigen Intereſſe des Angekl. 
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Königsberg. 

nr 0 23 StPO. Der Richter, der bei dem Urteil eriter 
Inſtanz mitgewirkt hat, iſt bei der Entſcheidung in der 
eviſtonsinſtanz ausgeſchloſſen. }) 

Bei der angef. Entſch. der Stg. hat der AG R., der als Hilfs⸗ 
richter Mitglied des StS. iſt, zwar nicht unmittelbar mitgewirkt, 
da die Stk. die Schuldfrage ſelbſtändig und unabhängig von den 
Feſtſtellungen des Schöffch. prüft. Aus dieſen Gründen iſt auch nach 
der in der Rſpr. überwiegenden Anſicht das BG. in der Regel zu 
der Entſch. über ein Wiederaufnahmegeſuch auf Grund 8 367 StPO. 
zuſtändig. Indeſſen ſpricht 8 23 im Gegenſatz zu 8 367 a. a. O. 
nicht von der, ſondern von einer angefochtenen Entſch. Aus 
dieſer abweichenden Faſſung der beiden Paragraphen entnimmt der 
Senat, daß als angefochtene Entſch. i. S. 8 23 nicht nur das BU, 
ſondern auch des Urteil erſter Inſtanz anzuſehen iſt, wenn auch 
dem Rev. eine Nachprüfung des Urteils erſter Inſtanz entzogen 
it. Zum Ausſchluß eines Rechtes in der RevInſt. in Strafſachen ge⸗ 
nügt deshalb ſeine Mitwirkung bei Erlaß eines Urteils in einer 
früheren Inſtanz. 

Daß dies auch im Zivilprozeß nach 8 42 Ziff. 6 BED. an⸗ 
genommen wird, kann allerdings nicht verwertet werden. Abgeſehen 
davon, daß $ 42 von der Mitwirkung in einer früheren Inſtanz 
ſpricht, unterliegen nach 8 548 ZPO. der Beurteilung des RG. auch 
die erſtinſtanzlichen Entſch. 

(OSG. Königsberg, Ste., Beſchl. v. 4. Juni 1928, 6 8 168/28.) 
Mitgeteilt von OSR. Sieloff, Königsberg. 


Landgerichte. 


Frankfurt a. M. a) Zivilſachen 

1. 88 839, 852 BGB. 

1. Die Mitglieder des Marineſicherungsdienſtes ſind 
Beamte nicht nur im ſtrafrechtlichen, ſondern auch im 
zivilrechtlichen Sinne geweſen. 

2. Der Beamte handelt in Ausübung der ihm anper⸗ 
trauten öffentlichen Gewalt, wenn er einen anderen rechts⸗ 
widrig feſtnehmen läßt. 

3. Die Verjährungsfriſt des $ 852 BGB. beginnt erſt 
dann zu laufen, wenn der Verletzte von der Beamteneigen⸗ 
ſchaft Kenntnis erhält. f) 

J. Die auf Art. 131 RVerf. und auf 8 1 des preuß. Gel. v. 
1. Aug. 1909 in Verbindung mit 8 839 BGB. geſtützte Klage iſt 
ſchlüſſig. Die Feſtnahme des Klägers, die den Verluſt feiner Freiheit 
für über 16 Monate und in weiterer Verurſachung den ſchweren 
Geſundheitsſchaden zur Folge hatte, ift auf Befehl von St., des da⸗ 
maligen Führers des Marineſicherungsdienſtes zu F., erfolgt. Der 
Marineſicherungsdienſt war ein Teil der Fer Hilfspolizei. Er war 
vom Arbeiter⸗ und Soldatenrat und deſſen Präſidialkommiſſion neben 
anderen Hilfspolizeimannſchaften zur Ausübung polizeilicher Funk⸗ 
tionen herangezogen worden. Er wurde auch von dem von der preuß. 


Daher iſt über den Antrag des Ungekl., ſelbſt wenn er erſt in der 
Hauptverhandlung eingeht, ſachlich zu befinden. Eine Ausnahme 
hiervon beſteht jedoch für die Hauptverhandlung über die Be⸗ 
rufung des Ungekl. Iſt beim Beginn einer ſolchen Haupt⸗ 
verhandlung der erſcheinenspflichtige Angekl. weder auweſend noch 
entſchuldigt, ſo iſt ſofort ſeine Berufung zu verwerfen (8 329 1 
SPD.) Daher kann nach Beginn der Verhandlung über feine 
Berufung der unentſchuldigt ausgebliebene Angell. nicht mehr mit 
einem nachträglichen Antrage auf Entbindung vom Erſcheinen ge⸗ 
hört werden; er kann dann nur noch gehört werden mit einer 
Entſchuldigung ſeines Ausbleibens behufs Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand (8 329 II), und er kann nach erlangter Wieder⸗ 
einfegung feine Entbindung vom Erſcheinen in der neuen Be⸗ 
rufungsverhandlung rechtzeitig beantragen. Für ſeine Intereſſen⸗ 
lage reichen dieſe ihm geſetzlich zuſtehenden Rechtsbehelfe aus. 

In dem Fall, den die obige Entſch. mitteilt, hätte nicht die 
nachträgliche Entbindung des Angekl. vom Erſcheinen beantragt, 
ſondern feine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand beanſprucht 
werden ſollen. 

RA. Dr. Fritz Dehnow, Hamburg. 


Zu 23. Die weite Auslegung, die der Veſchl. dem § 23 Abſ. 1 
SEND. um deswillen gibt, weil das Geſetz die Ausſchließung eines 
Richters auf deſſen Mitwirkung bei einer und nicht bei der an⸗ 
gefochtenen Entſch. abſtellt, ift nicht überzeugend. Augefochten mit 
der Rev. iſt nur das Urteil des BR. Rügen, welche ſich gegen das 
erſtinſtanzliche Urteil richten, find in der Revonſt. unbeachtlich, weil 
nicht auf ihm, ſondern auf der Hauptverhandlung in der Verznſt. 
die angefochtene Entſch. beruht. Es kann deshalb nicht davon die 

ede fein, daß mit der Rev. gegen ein BU. auch die in erſter In⸗ 
ſtanz getroffene Entſch. angefochten wird und die ratio des 8 23. 
wonach ein Richter, der für die angefochtene Entſch. durch feine 
Mitwirkung bei derſelben mit verantwortlich iſt, wegen einer ge⸗ 
ſetzlich begründeten Beſorgnis der Befangenheit an der Entſch. der 
höheren Inſtanz über das Rechtsmittel nicht mitwirken darf, trifft 


— 


Regierung tatſächlich anerkannten Polizeipräſidenten zur Hilfspolizei 
gerechnet und zu polizeilichen Funktionen benutzt. Mit Rückſicht auf 
dieſe Umſtände war St. um die hier fragliche Zeit Beamter, und zwar 
nicht nur im strafrechtlichen Sinne, wie im Urt. des RG. v. 18. Juni 
1927 gegen St. ausgeführt, ſondern auch im zivilrechtlichen Sinne. 
Er handelte auch in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen 
Gewalt, wenn auch in äußerſtem Mißbrauch derſelben, denn ſeine 
Handlung iſt von ihm in ſeiner Eigenſchaft als Führer des Marine⸗ 
ſicherungsdienſtes und nicht als Privatperſon begangen worden. Es 
liegt auch weiter eine Verletzung der ihm gegenüber einem Dritten 
obliegenden Amtspflicht vor, wie keiner weiteren Ausführung bedarf. 
Vgl. hierzu das Urt. des RG. v. 2. Okt. 1925 (Warn. 1926 Nr. 21), 
in welchem das die Beamteneigenſchaft der Mitglieder des Marine⸗ 
ſicherungsdienſtes ausſprechende Urt. des OLG. Frankfurt a. M. 
in Sachen Sp. gegen preuß. Fiskus beſtätigt wird. 

II. Die Verjährungseinrede iſt nicht begründet. Nach 8 852 
BGB. verjährt der Anſpruch auf Erſatz des aus einer unerlaubten 
Handlung entftandenen Schadens in drei Jahren von dem Zeitpunkte 
an, in welchem der Verletzte von dem Schaden und der Perſon des 
Erſatzpflichtigen Kenntnis erlangt. Nun fällt zwar hinſichtlich der 
Verjährung des Anſpruchs gegen den Staat die Kenntnis der Perſon 
des Erſatzpflichtigen zuſammen mit der Kenntnis davon, daß einem 
Beamten eine Pılichtverlegung zur Laſt fällt (ogl. Staudinger, 
2 Ac zu 8 839). Hier aber hat der Kl. nicht gewußt, daß St. 
Beamter, und zwar Beamter im Dienſt des preuß. Staates war, 
ſondern er hat dies glaubhaft erſt durch das RGurt. v. 18. Juni 
1927 in der ihn betreffenden Sache erfahren. Im übrigen iſt dieſe 
Beamteneigenſchaft erſt durch das erwähnte OL Gurt. ausgeſprochen 
worden, und der Bekl. hat noch in feinem Schreiben v. 31. Okt. 
1927 beſtritten, daß St. in Ausübung der ihm anvertrauten öffent⸗ 
lichen Gewalt gehandelt habe. Unter dieſen Umſtänden iſt Kenntnis 
des Kl. i. S. von 8852 BGB. erſt ſeit Juni 1927 anzunehmen. 

(LG. Frankfurt a. M., 4. Z., Urt. v. 24. Febr. 1928, 5 0 404/27.) 

Mitgeteilt von RA. Otto Rothbarth, Frankfurt a. M. 


Alton a. b) Strafſachen. 


2. Reichsgeſetz über Straffreiheit v. 14. Juli 1928. 
Gewerkſchaftliche Beweggründe ſind politiſchen nichtgleich⸗ 
zuſtellen. +) 

A. war Arbeiter auf einem Kalkwerk. Zwecks Erzielung 
höheren Lohnes ſuchte er, eine Gewerkſchaft zu gründen. Infolge 
dieſer Betätigung wurde er entlaſſen. Aus Rache darüber zerſtörte er 
Maſchinen des Werkes. Er wurde daher wegen Sachbeſchädigung ver⸗ 
urteilt. Der Antrag auf Amneſtiegewährung aus dem Geſ. v. 14. Juli 
1928 iſt erſtinſtanzlich abgelehnt mit der Begründung, daß A. die 
Straftat nicht aus politiſchen Beweggründen begangen habe, ſondern 
aus Rachſucht. Die ſofortige Beſchwerde iſt zurückgewieſen aus 
folgenden Gründen: 


nur auf diejenigen Richter zu, die dieſe Entf). erlaſſen oder bei 
ihr mitgewirkt haben, nicht aber auch auf ſolche Richter, die in 
anderer Weiſe beim Verfahren tätig geworden ſind, ohne aber für 
die angefochtene Entſch. ſelbſt mitverantwortlich zu fein (vgl. a 
die bei Löwe⸗Roſenberg 8 23 Note 2 zit. Entih, NG. 
1771/21). 

JR. S. Löwenſtein, Berlin. 


Zu 1. Das Urteil läßt den ihm zugrunde liegenden Tatbeſtand 
nur ſehr ſchwer und auch nur teilweiſe erkennen, gibt alſo für ſeine 
Beurteilung nicht die dazu erforderlichen Unterlagen. Soweit man 
dieſe erkennen kann, wird man der Entſch. zuſtimmen können. 

Wirkl. Admiralitätsrat Dr. Apel, Berlin. 


Zu 2. Die Kritik der vorliegenden Eutſch. hat unter zwei 
Geſichtspunkten zu erfolgen: 

1. Gehört zum Begriff des politiſchen Beweggrundes, daß der 
Täter ſelbſt ſeinen Beweggrund als politiſch qualifizierte, oder genügt 
es, daß dieſer ſich für eine nachträgliche objektive Betrachtung als 
politiſch darſtellt? Wenn man auf die ſtrafrechtliche Lehre vom Sub⸗ 
ſumtionsirrtum zurückgreifen darf, muß es genügen, daß der Täter 
die Merkmale kannte, die ſeine Beweggründe objektiv zu politiſchen 
Beweggründen machen, ohne daß er ſelbſt ihre Bewertung als politiſch 
vollzogen zu haben braucht. 

2. Iſt die gewerkſchaftliche Bewegung objektiv als politiſche 
Bewegung anzuſehen? Für die Beantwortung dieſer Frage dürften 
die Ausführungen über die „unpolitiſche“ Natur der Gewerkſchaften 
nicht in Betracht kommen; ſie wollen nur die Autonomie der Gewerk⸗ 
ſchaften gegenüber der Parlei begründen: gewerkſchaftliche Betätigung 
iſt keine parteipolitiſche Betätigung. Die Rſpr. kannte aber ſchon 
einmal einen Begriff der Politik, der nicht in die Grenzen der Partei⸗ 
politik eingeſchloſſen iſt. Danach triebe Politik, wer darauf ausgeht, 
Geſetzgebung oder Verwaltung für beſtimmte Zwecke in Bewegung zu 
ſetzen. Ob eine Gewerkſchaft in dieſem Sinne Politik treibt, iſt nach 
Anſicht des NG. Tatfrage, die je nach Lage des Falles bejaht 
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Wenn die gewerkſchaftliche Betätigung des A. als politiſche an⸗ 
zuſehen tft, jo iſt auch die Straflat aus „politiſchen Beweggründen“ 
1. S. des Gef. über Straffreiheit v. 14. Juli 1928 begangen, da die 
Maſchinenzerſtörung ſich dann als Erwiderung darſtellt auf die Be⸗ 
hinderung jener „politiſchen“ Betätigung. Ob A. dabei durch Rach⸗ 
ſucht beſtimmt worden iſt, erſcheint für die Anwendung des Geſetzes 
ohne Bedeutung, da auch politiſche Gründe in A. den Rachewunſch 
erweckt haben können. Die gewerkſchaftlichen Beſtrebungen des A. 
ſind jedoch, wenn man ſeine eigenen Erklärungen würdigt, daß er 
keiner politiſchen Partei angehöre, auch keiner angehört habe und 
ſich politiſch nicht zurechtfinden könne, als Reine politiſche Betätigung 
anzuſprechen, ſondern nur als eine rein wirtſchaftliche, eine Be⸗ 
tätigung, die lediglich feine perſönliche Beſſerſtellung in wirtſchaftlicher 
Hinſicht anſtrebte, ohne dabei den ſozialpolitiſchen Gedanken eines 
Kampfes der Arbeiterſchaft gegen das Unternehmertum im Auge zu 
haben. Übrigens betonen die Gewerkſchaften ſelbſt, ſie ſtellten wirt⸗ 
ſchaftliche und keine politiſchen Organiſationen dar. Sie bezeichnen 
ſich als politiſch neutral. Wieweit das zutrifft, mag hier dahingeſtellt 
bleiben. Jedenfalls kann eine gewerkſchaftliche Betätigung dann nicht 
als politiſche i. S. der Entſch. des RG. (NEE. 58, 414 ff.; 22, 
338 ff.; 16, 384 ff.) und damit des vorerwähnten Geſetzes bezeichnet 
werden, wenn ſich der Handelnde, wie hier, der Zuſammenhänge 
eines Stände⸗ oder Klaſſenkampfes gar nicht bewußt iſt, ſondern 
nur für ſeine Perſon rein wirtſchaftliche Ziele verfolgt. Deshalb iſt 
die Straftat von A. nicht aus politiſchen Beweggründen begangen 

(LG. Altona, Beſchl. v. 26. Sept. 1928, 7 Q 232/28.) 
Mitgeteilt von LER. Schumacher, Altona. 
* 
Bamberg. 

3. 8 24 StPO. Ablehnung eines Richters wegen 
Nichtgebrauchs der Anrede „Herr“ gegenüber dem Ange⸗ 
klagten. 

Nachdem drei Geſuchen um Terminverlegung ſtattgegeben, das 
vierte abgewieſen war, lehnte der Angelil. vor Verleſung des Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſes den Vorſitzenden (Einzelrichter) ab, weil er nicht mit 
„Herr“ angeredet werde und deshalb eine unparteiiſche Durchführung 
der Verhandlung nicht gewährleiſtet ſei. Der Ablehnungsantrag iſt 
zurückgewieſen. Es muß zwar heutzutage als angemeſſen bezeichnet 
werden, daß der Vorſitzende einem erwachſenen Angehl. die geſell⸗ 
ſchaftliche Anrede „Herr“ nicht verſage und ihn nicht nur mit dem 
Familiennamen anrede. Allein, es iſt vielfach, namentlich bei länd⸗ 
lichen Gerichten, auch anders üblich. Jedenfalls iſt die Tatſache 
allein, daß der Angekl. nicht mit „Herr“ angeredet wurde, nicht 
geeignet, Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit des Richters zu 
rechtfertigen. Anders wäre es, wenn ein Vorſitzender im allge⸗ 
meinen die Angekl. mit „Herr“ anredete, einem beſtimmten Angekl. 
aber dieſe Anrede vorenthielte oder dies etwa gar deshalb ge⸗ 
ſchähe, weil er ihn nach der Aktenlage für überführt hält. Aber 
Derartiges behauptet der Angekl. ſelbſt nicht, und hierfür fehlt 
jeder Anhalt. 

(OG. Bamberg, SR., Beſchl. v. 30. Jan. 1928, Beſchiv. 8/28.) 
Mitgeteilt von ſtellv. LGDir. Adolf Güntzer, Bamberg. 


Stzehoe. Amtsgerichte. 

1. Verbrauch der Strafklage bei Verurteilung wegen 
fortgeſetzten Delikts. f) 

Der Angeſchuldigte iſt durch Urt. des Schöff . J. v. 2. März 
1927 rechtskräftig wegen fortgeſetzten Verbrechens gegen 8s 348, 


(RGSt. 16, 383 ff.) oder verneint wird (RES. 22, 337 ff.). Freilich 
ſtammen dieſe Entſch. aus der Zeit des Sozialiſtengeſetzes, bei deſſen 
Handhabung man zwiſchen gewerkſchaftlicher und politiſcher Be⸗ 
tätigung keineswegs fo ſäuberlich unterſchied, wie es die vorl. Entſch. 
bei der Auslegung des Amneſtiegeſetzes tut (vgl. Paul Kampff⸗ 
meher, Unter dem Scszialiſtengeſetz, 1928, S. 129 ff., 204 ff.). 
Prof. Dr. Radbruch, Heidelberg. 


Zu 1. Der Beſchluß ſtimmt mit der durchaus herrſchenden 
Rſpr. bez. des Verbrauchs der Strafklage bei Verurteilung wegen 
fottgeſetzten Delikts überein (vgl. Löwe-Roſenberg, S. 377 der 
17. Aufl., Note 30 vor § 151). Ob dieſe Rſpr. den kriminalpolitiſchen 
Bedürfniſſen ſtets gerecht wird, kann bezweifelt werden. Auch beim 
fortgeſetzten Delikt wird die Höhe der Strafe oft durch die Zahl 
der Einzeltäligkeiten weſeutlich mitbeſtimmt. Es macht ſchon einen 
Unterſchied, ob das fortgeſetzte Delikt ſich aus 3 oder aus 30 ſolcher 
Einzelakte zuſammenſetzt. Schloſky meint in ſeiner überſichtlichen 
Darſtellung der einſchlägigen Apr. (Goltd Arch. 71 S. 331/2), man 
könne wohl davon ausgehen, das Gericht habe bei Abmeſſung der 
Strafe mit der Möglichkeit gerechnet, daß noch ein Mehr vorhanden 
ſein könne; es habe dieſes Mehr daher durch die verhängte Straſe 
mit abgelten wollen. Aber das Gericht darf doch nur feſtgeſtellte 
Umſtände bei der Strafzumeſſung berückſichtigen, nicht bloße Mög⸗ 
lichkeiten, deren Umſang es gar nicht überſehen kann. 

LEN. Priv.-Doz. Dr. Mannheim, Berlin. 


349 und 350 SIEB. zu einer Zuchthausſtrafe von 1 Jahr und 
6 Monaten ſowie zu einer Geldſtrafe von 200 % verurteilt worden. 

Für das jetzt erk. Gericht iſt die rechtliche Auffaſſung des Urt. 
v. 2. März 1927 bindend. Iſt der Angeſchuldigte aber wegen fort⸗ 
geſetzten Verbrechens gegen 88 348, 349 StGB. verurteilt worden, 
ſo iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß die durch das Urt. v. 2. März 
1927 angenommene einheitliche Tat mit den damals zur Kenntnis des 
Gerichts gelangten Einzelfällen noch nicht erſchöpft worden iſt, da 
vielmehr noch andere Fälle vorliegen konnten, welche in Verbindung 
mit den dem Schöſfh. J. am 2. März 1927 bekannt gewordenen 
Einzelhandlungen zu einer Tateinheit zu verſchmelzen geweſen wären. 
Iſt dieſes aber der Fall, und muß zwiſchen den früheren und den 
dem unterzeichneten Gerichte vorl. Begehungsakten ein die Einheit 
begründender Zuſammenhang feſtgeſtellt werden, ſo iſt eine noch⸗ 
malige Aburteilung des Angeſchuldigten mit Rüchſicht auf die Iden⸗ 
tität der Tat ausgeſchloſſen (RG. 44, 392 f., insbeſ. 398). 

Im vorl. Fall ſpricht aber alles dafür, daß die Tat, wegen 
welcher die Anklage erhoben iſt, im Fortſetzungszuſammenhange mir 
den bereits abgeurteilten Taten geſchehen iſt. Wie das NG. a. a. O. 
ausgeſprochen hat, können mehrere zeitlich auseinanderfallende und 
ſonach im natürlichen Sinne ſelbſtändige Einzelhandlungen daun, 
wenn ſie ſich als Ausfluß eines einzigen auf Verletzung desſelben 
Rechtsgutes oder gleichartiger Rechtsgüter gerichteten Vorſatzes kenn⸗ 
zeichnen, unter dem Geſichtspunkte der fortgeſetzten Handlung zu 
einer rechtlichen Einheit zuſammengefaßt werden. 

Das iſt hier offenbar der Fall, da der Angeſchuldigte während 
feiner Amtstätigkeit in Brunsbüttel den einzigen Vorſatz, amtlich 
ihm anvertraute oder zugängliche Urkunden zu vernichten, zu beſchädi⸗ 
gen oder zu verfälſchen gefaßt hatte und die jetzt zur Anklage ſtehende 
Tat nur in Ausübung dieſes Vorſatzes verübt worden iſt. 

(Schöff GG. Itzehoe, Beſchl. v. 13. Febr. 1928, 3 J 90/27.) 
Mitgeteilt von LGDir. Block, Altona. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Senatspräſ. Dr. G. Strutz, Reichsfinanzrat Dr. Boethke, 

Reichsfinanzrat Arlt u. Reichsfinanzrat Dr. Gg. Schmauſer, München. 

[>< Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt. 


I. 58 76, 212 Abſ. 1 RAbgO.; § 17 Rennwkott®. 

a) Nimmt ein Fin A. einen von ihm erlaſſenen Steuer” 
beſcheid zurück, weil es zum Erlaß unzuſtändig war, ſo 
ſteht 8 76 dem Erlaß eines neuen Steuerbeſcheids durch 
das zuſtändige Fin A. nicht entgegen, vielmehr iſt ein ſol⸗ 
cher bis zum Ablauf der Verjährungsfriſt nach 8 212 Abſ. 1 
zuläſſig. 

b) Dem Begriff einer Lotterie oder Ausſpielung ſteht 
das Verſprechen des Unternehmers an die Spieler nicht 
entgegen, den Einſatz der Nichtgewinner, ſoweit die An“ 
ſprüche der Spieler bis zu einem beſtimmten Termin ange” 
meldet würden, im Wege gruppenweiſer Ausloſung nach 
und nach zurückzuzahlen. Wenn ein ſolches Verſprechen 
als in abſehbarer Zeit ausführbar und deshalb als ein 
ernſtlich gemeinter Beſtandteil des Spielplans angeſehen 
werden kann, ſo iſt der als Einſatz anzuſetzende Betrag 
durch Schätzung nach $ 210 Abſ. 1 RAbg O. zu beſtimmen; 
wenn nicht, ift der volle Erlös der Einſätze dem Steuer” 
anſatze zugrunde zu legen. 

(RFH., II. Sen., Urt. v. 31. Jan. 1928, II A 540/27.) 

Abgedr. JW. 1928, 2383“. 

* 


Zu 1. a) Die Ausführungen des RF. erſcheinen mir durch⸗ 
aus zutreffend. Die „Zurücknahme“ eines Steuerbeſcheides kann 
eine Freiſtellung i. S. des § 212 Abſ. 2 fein; fie muß es aber 
nicht ſein. Genau wie im Zivilprozeß ſind für die Auslegung des 
Tenors der Entſch. die Gründe maßgebend. Hier ergibt ſich aus 
den Gründen zweifelfrei, daß nur die Zuſtändigkeitsfrage zur Auf⸗ 
hebung des Steuerbeſcheides geführt hat und daß eine materielle 
Entſch. nicht getroffen werden wollte. Das iſt das Entſcheidende. 
Dabei iſt es gleichgültig, ob die Gründe für die Aufhebung Steuer⸗ 
pflichtigen mitgeteilt wurde oder nicht. Wenn nur der Wille der 
entſcheidenden Behörde in den Akten klar und deutlich zum Aus 
druck kommt. Die ſtrenge Verpflichtung des Zivilprozeſſes zur 
Begründung der Eutſch. beſteht in dem gleichen Umfange in der 
Abgabeordnung für die Steuerbehörde nicht. 4 

b) Die Anſicht des RF. it durchaus zutreffend. Zweifellos 
liegt eine Ausspielung vor. Die intereſſanten Ausführungen über 
die Höhe des Einſatzes ſind m. E. durchweg zu billigen. 

RA. Straub, Freiburg i. Br. 


J 
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2. 68 7, 11 Ziff. 5, 18 Abſ. 1 Ziff. 8 EinkstG. 1923. 

1. Die vertragswidrige Verwendung geliehener Gelder 

zu geſchäftlichen Zwecken berechtigt den Kaufmann nur 

ann die Verpflichtung zur Rückzahlung als Geſchäfts⸗ 

chuld in die Bilanz aufzunehmen, wenn das empfangene 

dapital von vornherein und ohne vorherige anderweitige 
Zwiſchenverwendung dem Geſchäfte zugefloſſen iſt. 

2. Ein Gewerbebetrieb kann bei Spekulationsge⸗ 
ſchäften nur dann angenommen werden, wenn die Spe⸗ 
kulationstätigkeit als beſonderer Gewerbebetrieb nach 
außen erkennbar in die Erſcheinung getreten iſt. 1) 

Der BeſchwFührer unterhielt zu Beginn d. J. 1922 ein ſchon 
vorher betriebenes Metzgereigeſchäft, das allmählich in ein ſeit Juli 
des Jahres allein geführtes Fleiſch⸗ und Fetkimportgeſchäft umge 
wandelt wurde. Das in der Metzgerei erzielte Einkommen iſt von 
den Vorinſtanzen auf 248 512 / geſchätzt worden. Das Einkommen 
aus dem Fleiſch- und Fettimportgeſchäfte haben die Vor⸗ 
inſtanzen für das Kalenderjahr 1922 auf 62 906 423 % geſchätzt, 
während der BeſchwFührer in feiner Bilanz einen Verluſt ausge⸗ 
wieſen hatte. Die Annahme dieſes Einkommens beruht im weſent⸗ 
lichen auf der Streichung einer in der Bilanz mit einem Stichtags⸗ 
Rurswerte von 80 505 467 46 eingeſetzten Schuld im Betrage von 
10550 Doll., der folgender Tatbeſtand zugrunde liegt. Der Beſchw⸗ 
Fuhrer und ſeine Ehefrau ſchloſſen 1920 mit dem in Amerika wohn⸗ 
haften C. einen Vertrag, wonach C. den Eheleuten 1000 000 „is, die 
5. Z. der Hingabe 10550 Doll. wert waren, zum Ein⸗ und Verkauf 
von Häuſern, Wertpapieren uſw. zur Verfügung ſtellte. Die erzielten 
Gewinne ſollten zu gleichen Teilen zwiſchen den beiden Verkrags⸗ 
parteien geteilt und in Papiermark zur Auszahlung gelangen. Die 
Rückzahlung des Kapitals ſollte nach Ablauf von fünf Jahren in 
Dollars erfolgen. 

Einſpruch und Berufung gegen die Verweigerung des Abzugs 
der Schuld blieben erfolglos. 

In der Rechtsbeſchwerde hält der BeſchwFührer den Stand⸗ 
punkt, daß die Dollarſchuld bei der Berechnung des gewerblichen 
Einkommens in der bilanzmäßigen Höhe zu berückſichtigen ſei, aufrecht. 

Dieſer Einwand iſt unbegründet. 

1. Geht man mit dem BeſchwFührer zutreffend davon aus, daß 
auch die vertragswidrige Verwendung geliehener Gelder zu ge⸗ 
ſchäftlichen Zwecken den Kaufmann berechtigt, die Rückzahlungsver⸗ 
pflichtung als Geſchäftsſchuld in der Bilanz auszuweiſen, fo hut das 
zur Folge, daß die Steuerbehörde eine ſolche Buchung ſteuerlich an⸗ 
erkennen muß. Das würde bedeuten, daß, ſofern es ſich um eine 
Auslandsſchuld handelt, beim Sinken der eigenen Währung die 
Schuld mit dem höheren Stichtagskärſe zum Abzug zuzulaſſen iſt. 
Vorausſetzung für die Annahme einer ſolchen tatſächlichen Widmung 
iſt aber, daß das empfangene, mit einer Valutaſchuld belaſtete Ka⸗ 
pital von vornherein ſowohl ſeinem Beſtand als auch ſeinem Werte 
nach unverändert dem Geſchäftsbetriebe zugeführt wird. Im vorl. 
Falle hat aber der Beſchw Führer zunächſt die 1000 000 % beſtim⸗ 
mungsgemäß zum An⸗ und Verkauf von Effekten verwendet. Erſt 
nachdem mehr als zwei Jahre ſeit der Hingabe verfloſſen waren und 
das Bankkonto einerſeits durch die Abhebung erheblicher, nach den 
vorinſtanzlichen Feſtſtellungen gewerblich nicht verwendeter Beträge 
weſentlich gekürzt, anderſeits durch die Spekulationsgeſchäfte im 

uſammenhange mit der ſtark fortſchreitenden Geldentwertung auf 
mehrere Millionen Mark angewachſen war, iſt die Überweiſung der 
3½ Mill. Mark auf das Bankkonto des Fettgeſchäfts erfolgt. 

Bei dieſer Sachlage kam auch die Übernahme eines Teiles der 
Dollarſchuld auf das gewerbliche Betriebsvermögen nicht in Frage, 
für die es im übrigen an jedem Berechnungsmaßſtabe fehlen würde. 
Daraus folgt aber weiter, daß, ſelbſt wenn die Behauptung des 
BeſchwFührers, die geſamten Aktiven des Fettgeſchäfts ſeien aus 
dem Gelde des C. angeſchafft worden, zutreffend wäre, für die ge⸗ 
wünſchte Behandlung der Schuld als Geſchäftsverbindlichkeit kein 

aum wäre, und die Entſch. müßte ſelbſt dann in demſelben Sinne 
ausfallen, wenn, was unſtreitig nicht geſchehen iſt, das Bankkonto 
C. aufgelöſt und in ſeinem ganzen Beſtande dem Fettgeſchäft zuge⸗ 
ührt worden wäre. 5 

2. Ferner macht der BeſchwFührer geltend, die Annahme der 


Zu 2. Die Entſch. iſt zum alten EinkStch. ergangen, aber 
auch für das neue Recht von Bedeutung. Spekulationsverluſte 
Können nach 813 Nr. 8 des alten, wie nach 8.42 Abſ. 3 des neuen 
zink StG. regelmäßig nur bis zur Höhe der im gleichen Zeitraum 
erzielten Spekulationsgewinne abgezogen werden. Eine Ausnahme 
gilt dann, wenn der Pflichtige gewerbsmäßig fpekuliert hat, jet es 
im Rahmen eines ſonſtigen Gewerbebetrieb, ſei es ſozuſagen „haupt⸗ 
beruflich“; denn in dieſem Falle greifen die Grundſätze für die Er⸗ 
mittlung gewerblichen Einkommens ein, nach denen Verluſte, auch 
wenn fie noch nicht realiſiert find, unbeſchränkt abgezogen werden 

önnen. 

Es liegt nahe, daß Pflichtige, die höhere Spelkulationsverluſte 
als ⸗gewinne hatten, den Verſuch machen, ihrer ſpekulativen Tätig- 
keit den Nimbus des Gewerblichen zu verleihen, um den Überſchuß 
er Verluſte von ihrem ſonſtigen Einkommen abziehen zu können. 


Rechtſprechung 
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Vorinſtanz, es habe ſich in dem Vertrage v. 17. März 1920 um die 
Schaffung einer Grundlage für Spekulationsgeſchäfte ge⸗ 
handelt, werde dem Wortlaut des Abkommens nicht gerecht. Im 
Abl. 4 des Vertrags ſei ausdrücklich von einem „Unternehmen“ die 
Rede. Das Verhältnis zwiſchen C. und dem BeſchwFührer und feiner 
Ehefrau ſei das einer ſtillen Geſellſchaft. Auch die Dauer des Unter⸗ 
nehmens und die Höhe des Kapitals, das in dem Unternehmen an⸗ 
gelegt und auf eine lange Zeit gebunden wurde, ſpreche dafür, daß 
es ſich um einen Gewerbebetrieb handeln ſollte. 811 Nr. 5 
EinkStG. beziehe ſich nur auf einzelne Veräußerungs⸗ 
geſchäfte. Mit dieſem Einwand ſoll offenbar geſagt ſein, daß auf 
der Grundlage des von C. gegebenen Darlehns ein ſelbſtändiger 
gewerblicher Betrieb des BeſchwFührers und ſeiner Ehefrau zum 
Abſchluß der in dem Vertrage vorgeſehenen Geſchäfte entſtanden ſei 
und daß die Schuld aus dieſem Grunde, ſelbſt wenn ihr Zuſammen⸗ 
hang mit dem eigentlichen Geſchäftsbetriebe des BeſchwFührers ver⸗ 
neint werden müßte, dennoch als gewerbliche Verbindlichkeit 
bei der nunmehr nachträglich vorzunehmenden Berechnung des ge⸗ 
werblichen Einkommens dieſes Sonderunternehmens zu be⸗ 
rückſichtigen ſei. Auch dieſer Einwand geht fehl. Die Frage, ob eimem 
Geſchäftsverkehre die Bedeutung der Gewerbsmäßigkeit zukommt, 
iſt eine tatſächliche und ſomit der Nachprüfung durch den RF, ent» 
zogen. Zu prüfen iſt jedoch, ob ſich das Fincher. bei der Würdigung 
des zugrunde gelegten Sachverhalts einen Rechtsirrtum, insbe). eine 
Verkennung des Begriffs der Spekulationsgeſchäfte i. S. des Eink⸗ 
StG. hat zuſchulden kommen laſſen. Dies iſt nicht der Fall. Zu⸗ 
nächſt iſt zu bemerken, daß es bei der Beurteilung, ob im vorl. Falle 
ein beſonderer Gewerbebetrieb anzunehmen iſt, nicht auf die in dem 
Vertrage vorgeſehenen Geſchäfte, ſondern auf die Art und Weiſe 
des tatſächlich getätigten Geſchäftsverkehrs ankommt. Die Vorentſch. 
geht davon aus, daß mit dem Kapital des C. ausſchließlich Effektenan⸗ 
und -verkäufe vorgenommen worden find, die im weſentlichen von 
der Bank, bei der das Geld eingezahlt war, auftragsweiſe ausgeführt 
wurden. Wenn das Fincher. auf dieſer tatſächlichen Grundlage 
eine bloße Spekulationstätigkeit angenommen hat, fo iſt dieſe Auf⸗ 
faſſung nicht zu beanſtanden. Das RG. vertritt in Übereinſtimmung 
mit den vom NOHG®. in ſtänd. Rechtſpr. ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſätzen (Entſch. d. ROG. 9, 437; 22, 303) den Standpunkt, daß der 
Wille, ein Gewerbe zu betreiben, anch nach außen, dem Publikum 
gegenüber, in die Erſcheinung treten müſſe, und verneint deshalb 
das Vorliegen eines Gewerbebetriebes bei demjenigen, der lediglich 
die Dritten nicht erkennbare innere Abſicht hatte, ſich durch wieder⸗ 
holte Spekulationsgeſchäfte eine dauernde Einnahmequelle 
zu verſchaffen. Dabei iſt es gleichgültig, ob der Spekulant die Ge⸗ 
ſchäfte in eigenem Namen ſchließt, oder ob er ſich dabei einer oder 
mehrerer Banken bedient und ob dieſe ihrerſeits als Kommiſſionäre 
tätig find oder nicht (RCG. IW. 1894, 19). Vgl. dazu auch Dü⸗ 
ringer⸗ Hachenburg, I zu 81 Anm. 5 HGB.; Ehrenberg, 
Handb. d. Handelsrechts II, 22; Wieland, Handelsrecht i. Handb. 
der Diſch. Rechtswiſſenſch. S. 95. Als geeignete Mittel, den Ge⸗ 
werbebetrieb erkennbar zu machen, kommen die Eröffnung eines 
Geſchaftslokals, die Verſendung von Zirkularen, die Anmeldung 
zum Handelsregiſter, zur GewSt. uſw. in Betracht. Beim Fehlen der⸗ 
artiger, einen Gewerbebetrieb äußerlich erkennbar machender Merk⸗ 
male Kann ein ſolcher auch nicht etwa deshalb angenommen werden, 
weil das verwendete Kapital bedeutend iſt und die Tätigkeit während 
einer längeren Zeit planmäßig entfaltet wird. Der Grundſatz, von 
dem die höchſtgerichtliche Rechtſprechung zum Handelsrecht ausgeht 
und der in ſeinen weiteren Auswirkungen auch dazu führt, daß ber⸗ 
jenige als Kaufmann gilt, der das Geſchäft nach außen hin auf ſeinen 
Namen, wenn auch auf fremde Rechnung führt, bedarf allerdings in 
feiner Übertragbarkeit auf das Eink Steuerrecht gewiſſer Einſchrän⸗ 
kungen. So iſt z. B. im Gegenſatz zum Handelsrecht als ſteuerpflich⸗ 
tiger Gewerbetreibender i. S. von 8 7 EinkSt®. 1923 nicht der⸗ 
jenige zu betrachten, der im Handelsregiſter eingetragen iſt oder 
ſonſt nach außen hin als Unternehmer erſcheint, ſondern derjenige, 
auf deſſen Rechnung und Gefahr das Gewerbe betrieben wird (Entſch. 
des Ri. v. 3. Febr. 1926, VI A 163/25, 18, 162 [164]; Becker, 
St. u. Wirtſch. IV, 1594 ff., insbeſ. 1603/1604). In der Begrenzung 
auf das Erfordernis eines nach außen hin erkennbar gewordenen 
Gewerbebetriebs bei Spekulationsgeſchäſten find die Ergebniſſe der 


Dieſe Tendenz muß bei unbefangener Beurteilung ſogar Verſtänd⸗ 
nis finden, denn für den privaten Spekulanten iſt es ſicher bitter, 
ein Einkommen verſteuern zu müſſen, das durch Kapitalverluſte viel⸗ 
leicht mehr als kompenſiert iſt, wenn fein gewerblicher Kollege zum 
Ausgleich ſchreiten darf. Bei der gegebenen Rechtslage indeſſen, die 
nun einmal nur bei beſtimmten Einkommensarten einen Beſtands⸗ 
vergleich vorſieht, muß natürlich, ſoll das Geſetz nicht ſabotiert wer⸗ 
den, eine Grenze gezogen werden, und es geht nicht an, es einfach 
der nach Ablauf des Steuerabſchnitts abzugebenden Erklärung des 
Pflichtigen zu überlaſſen, ob er ſich für Gewerbsmäßigkeit feiner 
Spekulationen entſcheiden will oder nicht. Unter dieſen Geſichtspunkten 
kann dem Rich. nur gefolgt werden, wenn er verlangt, daß das Vor⸗ 
handenſein eines gewerblichen Betriebs irgendwie nach außen in die 
Erſcheinung getreten ſein muß. 
RA. Prof. Dr. Rheinſtrom, München. 
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Rechtſprechung 


Rechtſpr. des RG. aber auch für die EinkSt. verwertbar. Ihre Ans 
wendung entſpricht in dieſer Beziehung insbeſ. auch den Zwecken von 
8 11 Nr. 5 und 8 13 Abſ. 1 Nr. 8 EinkSt®. 1923. Danach find außer⸗ 
halb eines Gewerbebetriebs aus einzelnen Veräußerungsgeſchäften 
getätigte ſog. Spekulationsgewinne ſteuerpflichtig, und Spekulations⸗ 
verluſte ſind nur bis zur Höhe der im betr. Jahre gemachten Spe⸗ 
Kulationsgewinne abzugsfähig. Macht man die Annahme eines be⸗ 
ſonderen ſpekulativen Gewerbebetriebs nicht vom Vorliegen beſonderer 
nach außen in die Erſcheinung getretener Merkmale abhängig,laſſen“ haben (8 367 Ziff. 3 StchB.). Die EntſchGründe des 
AG. ſtellen lediglich feſt, die Angekl. hätten „als Generalver⸗ 
treter der Adamoſa⸗Präparate ... durch ihren Vertreter Sp.. 
einen Wacholderbeerſaft (der bezeichneten Beſchaffenheit) in der 
Weiſe vertrieben, daß Sp. Kunden aufſuchte, ihnen eine gedruckte 
Anpreiſung übergab und dann nach einiger Zeit Beſtellungen ent⸗ 
gegenahm. Die beiden Angekl. lieferten dann an Sp., der es 
den Beſtellern ausfolgte“. 


Die Angekl. haben bei der Hauptverhandlung in der Rev⸗ 
Inſtanz zur Erläuterung ihrer Rev Anträge geltend gemacht, fie be⸗ 
zögen die Ware im großen von der Fabrik und gäben ſie wiederum 
kaufweiſe im großen, nicht unter 50 Doſen feſt an 
Wiederverkäufer ab, und zwar zu 1,60 RM für die Doſe; 
der Kleinverkaufspreis habe, von Sp. ſelbſtändig feſtgeſetzt, 3 AM 
betragen. Auf eine Zeitungsanzeige der Angekl., durch die fie Ver⸗ 
treter geſucht hätten, habe ſich Sp. gemeldet; er habe auf eigene 
Rechnung Ware im großen von den Angekl. bezogen; er habe auch 
einige Tauſend Proſpekte von den Angekl. gekauft; den Text dieſer 


nur in Apotheken für Verbraucher feilgehalten werden dürfen, an 
Zwiſchenhändler jener Art abſetzt, ſo bedient er ſich des Zwiſchen⸗ 
händlers als eines lebenden Werkzeuges. Der Zwiſchenhändler iſt nur 
Strohmann oder Durchgangsperſon. Der Tatrichter wird es nicht ſo 
ſehr auf die Frage, ob der Generalvertreter ſelbſtändiger Kaufmann 
iſt, abſtellen muſſen, ſondern feine Feſtſtellungen ausdehnen auf die 
Frage, ob die von dem Vertreter belieferten Kunden wiederum ſelbſt 
Zwiſchenhändler oder Konſumenten ſind. 

Der Begriff des Großhandels, der den Juriſten nicht nur in der 
Nahrungsmittel- und Arzneimittelgeſetzgebung begegnet, iſt verſchieden 
definiert worden. Man hat es auf die Preis⸗ und die Mengenverhält⸗ 
niſſe, auf die Auffaſſung der beteiligten Kreiſe uſw. abgeſtellt. Rich⸗ 
tigerweiſe ergibt ſich aber die Definition aus der Zweckbeſtimmung, 
die dahin geht, die Ware nicht direkt, ſondern erſt auf dem Wege 
über den Kleinhandel dem Verbraucher zuzuführen. 

Damit iſt dem Großhändler nicht die Erlaubnis erteilt, die dem 
freien Verkehr entzogenen Waren (Arzneimittel) unter Ausſchaltung 
der Apotheken auf dem Umwege über den ungeſetzlichen Arzneimittel⸗ 
handel an die Konſumenten zu bringen. Tut dieſes der Großhandel 
bewußt und gewollt — der dolus eventualis würde genügen —, jo 
kommt Mittäterſchaft i. S. des § 47 StGB. in Frage (fo das Bay⸗ 
Obe G., RevReg. II Nr. 129/26). 

Was endlich die Frage der Abgabe von Werbeſchriften an einen 
Zwiſchenhändler als verbotswidrige Ankündigung aus 8 84 Bad⸗ 
PolStch B. angeht, fo ſcheint überſehen zu fein, daß nach Ziff. 5 von 
8 84 BadPolStchB. auch der Verbreiter einer Ankündigung ſich 
ſtrafbar macht. Verbreiter aber iſt in jedem Fall der Generalvertreter 
Sp. Nimmt man aber an, daß der Vertreter in bewußtem und ge⸗ 
wolltem Zuſammenwirken die Werbeſchrift verbreitet, und daß auch 
vorliegendenfalls der Großhändler ſich des Zwiſchenhändlers nur als 
lebenden Werkzeugs für die Reklame bedient, die auch im Intereſſe 
des Großhändlers gelegen iſt, jo würde eine ſolche Feſtſtellung zur 
Bejahung der Frage der Mittäterſchaft ausreichen. 

Eine ausdrückliche Vereinbarung iſt nach ſtänd. Rſpr. hierzu 
nicht nötig. Das entſpricht auch der ratio des Geſetzes, welches im 
Sniereife des Geſundheitsdienſtes das leichtgläubige Publikum nur 
den Gefahren der Anpreiſung ſog. Reklameheilmittel bewahren will. 

RA. Dr. Adolf Hamburger, Berlin. 
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Werbeſchriften habe der Fabrikant verfaßt; die Angekl. hätten fie 
für ihre Abnehmer drucken laſſen. 

Es muß den Angekl. zugegeben werden, daß der von ihnen be⸗ 
hauptete Sachverhalt mit den wenig eingehenden „Feſtſtellungen“ 
des AG. nicht in Widerſpruch ſteht. Denn die Ausdrücke 
„Generalvertreter“, „Vertreter“, „beziehen“, „liefern“ u. dgl. ſind 
im Handelsverkehr und in der Sprache des täglichen Verkehrs mehr⸗ 
deutig. Es iſt nicht unmöglich, daß der ſog. „Vertreter“ Sp. ein ſelb⸗ 
ſtändiger Kaufmann iſt, der von den Angekl. als den Großhändlern 
die Ware auf eigene Rechnung zum Zweck des Wiederverkaufs bezog; 
er mag wohl ebenſowenig ein Vertreter im Rechtsſinn, das 
heißt eine mit Vertretungsmacht für die Angekl. verſehene, für deren 
Rechnung handelnde Perſon fein, wie es die Angekl. gegenüber dem 
Fabrikanten der „Adamoſa⸗-Präparate“ waren, obwohl ſie in den 
Entſchczründen des AG. als „Generalvertreter“ dieſer Präparate 
bezeichnet ſind. 

Wenn aber die Angekl. nach 8 3 der Kaiſ. VO., weil fie ledig⸗ 
lich Großhandel mit dieſen Präparaten getrieben haben, wegen 
Feilbietens und Verkaufens derſelben an den Zwiſchenhändler Sp. 
nicht beſtraft werden können (vgl. KG. v. 14. März 1901, Goltd Arch. 
48, 369), ſo könnte höchſtens in Frage kommen, ob ſie etwa als 
Teilnehmer an einer Übertretung des 8 84 BadpPolStG B. ſich ſtraf⸗ 
bar gemacht haben. Daß die von den Angekl. ihrem Abnehmer Sp. 
verkauften Werbeſchriften prahleriſche Ankündigungen eines Heil⸗ 
mittels enthalten, wird man den tatſächlichen Feſtſtellungen des 
amtsgerichtlichen Urt. unbedenklich entnehmen dürfen. In der Liefe⸗ 
rung dieſer Schriften aber an Sp. liegt noch keine „öffentliche 
Ankündigung oder Anpreiſung“, auch dann nicht, wenn er, wie die 
Angekl. vortragen, auf ihre Zeitungsanzeige, durch die fie 
Vertreter oder „Generalvertreter“ für den Vertreter der Ware geſucht 
haben, ſich bei ihnen gemeldet hat; denn zu ſolchen Vertretern tritt 
der Großhändler in eine perſönliche Beziehung; ſie ſtellen für 
ihn nicht einen „Teil des Publikums“, der Offentlichkeit dar (RG. 
II v. 30. April 1912, 2 D 174/12 in SächſArch. 1913, 33). Aber 
auch darin würde eine (Mit⸗) Täterſchaft der Angekl. (Großhändler) 
hinſichtlich einer prahleriſchen öffentlichen Ankündigung durch einen 
Kleinhändler, wie den Sp., noch nicht erblickt werden können, 
„wenn fie (wie in dem in RG.: LZ. 1914, 1386 mitgeteilten Fall) 
ſelbſt nicht dem Publikum ankündigen und anpreiſen, ſondern ledig⸗ 
lich den Drogiſten und Kleinhändlern verkaufen wollten und ſie ſich 
hiervon nicht abhalten ließen, trotzdem ihnen bekannt oder doch nicht 
unwahrſcheinlich war, daß die Kleinhändler es im eigenen 
Intereſſe an Anpreiſungen gegenüber dem Publikum, der ihnen 
drohenden Strafe ungeachtet, nicht würden fehlen laſſen. Dieſer von 
den Feſtſtellungen der Vorinſtanz nicht ausgeſchloſſene Sachverhalt 
würde die Verurteilung der Angekl. als Ankündiger der Gegenſtände 
nicht rechtfertigen. Die Verurteilung würde, wenn ſie auf Grund 
dieſes Sachverhalts erfolgt wäre, den Rechtsgrundſätzen des Straf⸗ 
rechts über die Täterſchaft nicht entſprechen, die verlangen, daß als 
Täter einer vorſätzlichen, nicht durch Unterlaſſung, ſondern durch Bes 
gehung ſich vollendenden Straftat nur der betrachtet wird, der 
ſie mit dem Willen, ſie als eigene Tat zu verüben, allein oder 
mit Hilfe anderer verwirklicht“. 

(OLG. Karlsruhe, SiS., Urt. v. 10. Febr. 1972, SR 7/7.) 
Mitgeteilt von SenPräſ. Buzengeiger, Karlsruhe. 
* 


9. Irrtum beim Spielen in einer verbotenen Lot⸗ 
terie. f) 

Das nach Abſchluß des Staatsvertrags mit der preuß. Regierung 
über die Preuß. Südd. Klaſſenlotterie erlaſſene bad. Lotterie. iſt, 
ſoweit erſichtlich, bisher weder in der Rechtslehre noch in der Rſpr. 
eingehend bearbeitet worden. Es ſchließt ſich aber im allgemeinen 
dem preuß. Geſ. v. 29. Aug. 1904 über das Spiel in außerpreuß. 
Lotterien an; insbeſ. iſt der 8 2 des bad. Gef. dem 8 1 des preuß. 
nachgebildet. Die Auslegung des preuß. Geſ. kann daher für die 
Auslegung des bad. herangezogen werden. Zu § 1 des preuß. Gef. 
ſagt nun Rönnberg, Das Reichs⸗ und Landeslotterie- und ſonſtige 
Glücksſpielſtrafrecht im Gebiete der preuß. Lotteriegemeinſchaft von 
1907, in der Anm. 11: Beſtraft wird nur das vorſatzliche Ver⸗ 
gehen gegen das Verbotsgeſetz, Fahrläſſigkeit genügt nicht. Dieſer 
Anſicht ſchließt ſich der Senat an. In tatſächlicher Hinſicht unterliegt 
es ja auch keinem Zweifel, daß der Angekl. vorſätzlich in der aus⸗ 
wärtigen Lotterie geſpielt hat. 

Das Urt. hat daher die Frage des Vorſatzes oder der Fahr⸗ 
läſſigkeit auch nur erörtert unter dem Geſichtspunkt, welche Rechts⸗ 
wirkung einem Irrtum über die Zulaſſung der Lotterie zukomme. 


Zu 9. Dem Urt. iſt Weſentliches nicht hinzuzufügen. Befand 
der Angekl. — nach der bindenden Feſtſtellung des Tatrichters — 
ſich nicht etwa nur im Zweifel über das Nichtzugelaſſenſein der aus⸗ 
wärtigen Lotterie, ſondern nahm er pofitiv an, daß die auswärtige 
Lotterie in Baden zugelaſſen ſei, ſo unterlag er einem Irrtum über 
einen zum geſetzlichen Tatbeſtand gehörenden Tatumſtand. Daß ein 
ſolcher Irrtum unter 8 59 SGB. fällt, iſt unbeſtritten. 

Prof. Dr. Honig, Göttingen. 


Rechtſprechung 


Jurlſtiſche Wochenſchrift 


Hier iſt nun zu beachten, daß die Zulaſſung kein Strafausſchließung 
grund iſt, vielmehr iſt das Nichtzugelaſſenſein ein Tatbeſtandsmer 
mal. Beſtraft wird nur ein Spielen in auswärtigen Lotterien, DIE m 
Baden nicht zugelaſſen find. Ein Irrtum über die Nichtzulaſſu 
fällt daher unter 859 Abſ. 1 SGB. und kann von Strafe beit? 
(vgl. Rönnberg a. a. O.). fl. 
Nach der Feſtſtellung des angefochtenen Urt. kannte der Ange a 
allerdings das Spielverbot im allgemeinen; er ſoll ja geglaubt haba 
„daß es ſich um eine genehmigte Lotterie handle“. Über dieſen Jan 
iſt mit Rönnberg, S. 342, zu jagen: Das Nichtkennen des Reich 
zugelaſſenſeins bedeutet entweder: der Spieler weiß nicht, ob Ir 
einzelne Lotterie zugelajjen iſt oder nicht; dann handelt er mit 
dingtem Vorſatz. Oder er nimmt an, daß ſie zugelaſſen ſei; 
befindet er ſich im Irrtum über das Nichtzugelaſſenſein. Dieſer Y 
tum iſt kein Strafrechtsirrtum, ſondern Irrtum über das Vorhanden 
ſein eines Tatumſtandes, der zum geſetzlichen Tatbeſtand gehört, u 
ſchließt daher nach 8 59 StGB. mangels des erforderlichen Vorſa ei 
die Strafbarkeit aus. Daß die irrtümliche Annahme, die Lotterie, 
zugelaſſen, ein Irrtum über einen verwaltungsrechtlichen Akt 
Staatsgewalt und inſofern Rechtsirrtum iſt, ändert nichts an. fr 
Auffafjung, daß er für das Strafgeſetz Irrtum über einen ai 
umſtand iſt. 1 
Nach der Feſtſtellung des AG. hat aber der Angehl. angenor 
men, die Lotterie ſei zugelaſſen. Das iſt eine tatſächliche Feſtſtellunt. 
die für das Rev. bindend iſt. Dieſes darf insbeſ. auch nicht prüfen 
ob die für die Annahme des AG. vorgebrachten Gründe überzeugen 
ſeien oder nicht. Ebenſo ſteht die Anwendung des 8 467 Abſ. 2 St nit 
im Ermeſſen der Vorinſtanz und kann vom Rev. nicht nachgepeil 
werden. 
(OLG. Karlsruhe, Urt. v. 22. Juli 1926, SR 81/26.) 
Mitgeteilt von AR. Dr. Guido Leſer, Heidelberg⸗Mannheim. 
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Kiel. 2 
10. 8 10 Nahrungsmittel G. Verfälſchen von Kavich⸗ 
88 265, 267 StPO. In Ermangelung eines dem 8265 Stn 
genügenden Hinweiſes darf in der Verhandlung vor r 
BG. nur geprüft werden, ob das angefochtene Urteil u ut 
die Merkmale der dem Angekl im Eröffnungsbeſchluß 175 
Laſt gelegten Handlung ausreichende Feſtſtellungen 9 
troffen hat. f) 9 
Hinſichtlich des Vergehens gegen 8 10 Ziff. 1 NahrMitt®. ei 
das LG. nach feinen tatfächlichen Feſtſtellungen das Vorliegen e det 
Nachahmung aus zutreffenden Gründen verneint. Wenn fell i 
Kriegszeit der aus Rußland ſtammende Störkaviar durchweg . 
Handel als ruſſiſcher Aſtrachan⸗, Beluga⸗ oder Maloſſolkaviar, 22 
der daneben kaum mehr vorkommende, in Deutſchland aus Stör er 
geſtellte Kaviar regelmäßig als Störkaviar bezeichnet wird, währ 
unter deutſchem Kaviar im Handel allgemein nach nahezu völli bers 
Verſchwinden des deutſchen Skörs ein aus anderen Fiſchen, beſond 
aus dem Rogen des Herings, des Seelachſes und des Seehaſen, 95 
geſtellter Kaviar verſtanden twird, jo kann in einer Ware, die, pw 
dem Rogen des Seehaſen hergeſtellt, als Deutſcher Kronenkaviar 
zeichnet und zu einem Händlerpreis von 0,70 % für die Viertel p 
1,20% für die halbe Dofe in den Handel gebracht worden iſt, gen 
möglich eine Nachahmung gefunden werden. Auch die den Tatſacin⸗ 
entſprechende Ankündigung „grobkörnig“ vermag unter dieſen ane 
ſtänden die Ware nicht zu einer Nachahmung zu ſtempeln, da das 
Verwechſlung mit Störkaviar von vornherein ausſcheidet, un 
Wort „grobkörnig“ unter den gegebenen Umſtänden höchſtens un 
Hinweis dafür diente, daß die Ware aus dem beſonders grobkörn!d 
Rogen des Seehaſen hergeſtellt war. bes 
Aber auch eine Verfälſchung iſt nach den Feſtſtellungen ne 
BG. nicht gegeben. Hierfür käme nur die vorgenommen 
Schwarzfärbung des rötlichen Seehaſenrogens in Frage. ? 5 ine 
der Färbung unſchädliche Farbſtoffe verwandt worden Find, pär⸗ 
eine Verfälſchung inſofern denkbar, als vielleicht durch die Sch 
zung der Ware der Anſchein einer beſſeren Beſchaffenheit ber! den 
werden ſollte. Indeſſen ſteht einmal feſt, daß der Angel. auf An- 
Doſen eine leichte Färbung angekündigt hat, wonach ſich die 
nahme der erforderlichen Täuſchungsabſicht verbietet. Ferner y 
ſich aus den Feſtſtellungen des angefochtenen Urt., daß das © ars 
färben des aus dem rötlichen Rogen des Seehaſen bereiteten Kar ird 
allgemein üblich ift, d. h. nicht als eine Verfälſchung angeſehen iet, 
Wenn dieſe Übung ſich auch offenbar aus dem Beſtreben le des 
dem Produkt nach Möglichkeit das Ausſehen des echten, d. , da 
Störkaviars, zu geben, jo wird doch durch die ſchwarze Farbe, > 
5 n al 
Zu 10. I. Gegen die prozeſſualen Ausführungen, die ſic en 
8 265 StPO. beziehen, iſt nichts einzuwenden. Die StA. hat bi 
Reviſionsbegründung — als Rüge der Verletzung materiellen or⸗ 
— geltend gemacht, daß das angefochtene Urt. ſich nur mit der nach 
ſchrift des 8 10 Ziff. 1 NahrMitt®. befaſſe, dagegen eine Prüfung . 
der Richtung hin unterlaſſen habe, ob das Verhalten des a a 
einen Verſtoß gegen 8 10 Ziff. 2 und § 11 Nahr Mittch. darſte 910 
dem Angekl. im Eröffnungsbeſchl. nur ein Vergehen gegen 
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1 Ware im übrigen, wie feſtgeſtellt, im Hinblick auf Bezeichuung 
en Preis mit Störkaviar nicht zu verwechſeln iſt, eine Täuſchung 
es Publikums weder beabſichtigt noch bewirkt. Anders würde der 
0 zu beurteilen fein, wenn geſundheitsſchädliche Farben zu dem 
chwärzen des Kaviars verwandt worden wären. Denn dann würde 
urch die Färbung eine Verſchlechterung der Ware eingetreten ſein, 
9 70 die das Publikum jedenfalls getäuſcht werden ſollte. Ein Ver⸗ 
dacht, daß der Angekl. zum Schwärzen des Seehaſenrogens geſund⸗ 
eitsſchädliche oder verbotene Farben benutzt hatte, iſt nach den 
Akten im Laufe des Verfahrens von keiner Seite geäußert worden. 
Das BG. hatte daher keine Veranlaſſung, eine Feſtſtellung in dieſer 
Oimſicht zu treffen. Von der Anklage des Vergehens gegen 9 10 
Ziff. 1 Nahr Mitt. iſt der Angekl. daher ohne Rechtsirrtum frei⸗ 
geſprochen. 
. Da aber nach den Feſtſtellungen des angefochtenen Urt. die 
Bezeichnungen und Angaben, unter denen der Angekl. die Ware 
ſeilgehalten hat, nach der veränderten Anſchauung des Publikums 
im weſentlichen der tatſächlichen Beſchaffenheit der angebotenen Ware 
entſprachen, und insbeſ. die objektiv unrichtige Angabe „leicht 
gefärbt“ auf den Doſen zur Irreführung des Publikums über die 
weſentliche Beſchaffenheit der Ware nicht geeignet war, ſo mußte 
nuch wegen des dem Angekl. zur Laſt gelegten Verſtoßes gegen die 
Bek. v. 26. Juni 1916 Freisprechung erfolgen. 

(OLG. Kiel, Fer ⸗tS., Urt. v. 24. Juli 1926, S 91/26.) 


Mitgeteilt von RA. Julius Levy, Hamburg. 


Berlin. II. Verfahren. 

11. 8 337 StPO. Der Angekl. kann durch Nicht- 
an wendung eines ſchwereren Strafgeſetzes beſchwert fein. 
Die Reviſion mußte zur Aufhebung des angefochtenen Urteils 
lühren. Die StR. hat den Angekl. — in Übereinſtimmung mit dem 

G. — wegen Vergehens gegen 8 284 St®B. verurteilt und es dahin⸗ 


— 


Aff. 1 NaprMitt®. und gegen 8 1 der Bek. v. 26. Juni 1916 
(RG Bl. S. 588) zur Laſt gelegt iſt, und da in der Hauptverhandlung 
ein dem 8 265 StPO. genügender Hinweis auf die Möglichkeit einer 
erurteilung aus 8 10 Ziff. 2 oder 8 11 NahrMittGG. nicht ſtatt⸗ 
gefunden hat, durfte eine ſolche Verurteilung nicht erfolgen, und eine 
rörterung der betreffenden Rechtsfragen erübrigte ſich. 

Die Entſch. der Frage, ob ein Hinweis gem. $ 265 StPO. 
erfolgen oder ob an deſſen Stelle die Urteilsfindung ſich auf die 
be Eröffnungsbeſchl. enthaltenen rechtlichen Geſichtspunkte beſchrän⸗ 
8 ſoll, iſt dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Vorſitzenden überlaſſen, 
as der Nachprüfung durch die Reviſionsinſtanz entzogen iſt. Das 
ericht iſt auch nicht verpflichtet, zu einer von der StA. oder dem An⸗ 
ekl. in der Hauptverhandlung aufgeſtellten Behauptung, daß die 
rechtliche Qualifikation der Tat in einer vom Exöffnungsbeſchl. ab⸗ 
weichenden Weiſe zu erfolgen habe, in den Urteilsgründen Stellung 
zu nehmen; auf derartige Behauptungen findet 8 267 Abſ. 2 Stpd. 
eine Anwendung (RGSt. 20, 351). 

5 Die Unterlaſſung des Hinweiſes gem. $ 265 StPO. hätte von 
er StA. auch nicht als verfahrens rechtlicher Reviſionsgrund 
geltend gemacht werden können, weil es ſich bei der Beſtimmung des 
265 SPD. um eine lediglich zugunſten des Angel. gegebene Vor⸗ 
ſchrift handelt und baher nach § 339 StPO. ihre Verletzung von der 
A. nicht zu dem Zweck vorgebracht werden kann, um eine Auf⸗ 
gebung des Urt. zum Nachteil des Ungekl. herbeizuführen. Auf die 
lorlehung prozeſſualer Vorſchriften, die ausſchließlich zugunſten des 
Ngekf, beſtehen, kann die StA. die Reviſion nur ſtützen, wenn fie 
005 8 296 Abſ. 2 StPO. das Rechtsmittel zugunſten des Angekl. 
imlegt (vgl. RGSt 5, 218). Dieſe Vorausſetzung iſt im vorl. Fall, 
n dem das angefochtene Urt. auf Freiſprechung lautete, nicht erfüllt. 
U II. Das Urt., dem im Ergebnis zuzuſtimmen iſt, läßt eine klare 
Naterſcheidung der einzelnen Tatbeſtandsmerkmale des 8 10 Ziff. 1 
ahrqittGG. vermiſſen. 
hei Bei dieſem Vergehen ift die Frage der tatfächlichen Beſchaffen⸗ 
a des Nahrungs⸗ und Genußmittels — „Nachmachen“ oder „Ver⸗ 
Waben — von der ſubjektiven Frage der Täuſchung zu unter⸗ 
en. 
od Das „Nachmachen“ ſetzt begrifflich ein echtes Nahrungs⸗ 
Nor Genußmittel voraus (RGSt. 25, 182; Goltd Arch. 49, 141). Ein 
Naprungs⸗ oder Genußmittel iſt „nachgemacht“ i. S. des 8 10 Ziff. 1 
f hrMittch., wenn es nach ſeiner Form, ſeinem Stoff, Geruch, Ge⸗ 
12 10 5 oder ſonſtigen äußeren Kennzeichen ein beſtimmtes Nahrungs⸗ 
. Genußmittel zu ſein ſcheint, während es in Wirklichkeit ein 
Alches nicht iſt (R St 4, 484; 17,151; 21,439; 24, 240; 25, 182; 
i 72; Rſpr. RG. 4, 485). Unter dem echten Genußmittel „Kaviar“ 
der eingeſalzene Rogen des jetzt nur noch faſt ausſchließlich in 
en Gewäſſern vorkommenden Störs, Sterletts oder Haufen 
hasezerſtehen. Durch die künſtliche Schwarzfärbung des rötlichen See⸗ 
alenrogens und ſeine Verpackung in Behältern, die nach ihrer 
dum und Einrichtung ſonſt nur zur Aufbewahrung echten Stör⸗ 
lars benutzt werden, wird objektiv der Auſchein erweckt, 
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geſtellt gelaffen, ob der Angekl. auch noch gewerbsmäßiger Glücks⸗ 
ſpieler i. S. des 8285 StSWB. ſei. Ausweislich der Sitzungsnieder⸗ 
ſchrift hatte aber der Verteidiger „eine milde Geldſtrafe aus 8 285“ 
beantragt, und auch die Staatsanwaltſchaft hatte die Verwerfung der 
Berufung des Angekl. mit der Maßgabe ſeiner Verurteilung nach 
8285 StGB. in Antrag gebracht. Danach war in der Verhandlung 
von beiden Prozeßbeteiligten behauptet worden, daß der Angekl. aus 
dem Glücksſpiel ein Gewerbe mache. Bei dieſer Sachlage mußte die 
StR. über die Gewerbsmäßigkeit der von dem Angehl. begangenen 
Straftat eine beſtimmte Feſtſtellung treffen. Indem ſie dieſe Frage 
unentſchieden ließ, genügte fie nicht ihrer aus 8 264 SPD. ſich er⸗ 
gebenden Verpflichtung, für Feſtſtellung der materiellen Wahrheit 
Sorge zu tragen (Loewe⸗Roſenberg zu § 264 StPO. Anm. 4). 

Da bei Beachtung dieſer Vorſchrift die StR. zu einer Verurtei⸗ 
lung unter Anwendung des 8 285 StGB. möglicherweiſe gelangt wäre, 
iſt das Urteil als auf der bezeichneten Geſetzes verletzung beruhend an⸗ 
zuſehen. Überdies ſagt das Urteil an anderer Stelle, daß der Mit⸗ 
angeklagte J. den gewerbsmäßigen Glücksſpieler B. längere Zeit 
Kannte. Die hierin liegende Feſtſtellung, daß der Angekl. aus dem 
Glücksspiel ein Gewerbe mache, nötigte zur Anwendung des 8 285 
SGB. In der Nichtanwendung dieſer Vorſchrift iſt daher auch eine 
Verletzung ſachlichen Rechts zu ſehen. Durch die Nichtanwendung iſt 
der Angekl. auch beſchwert. Zwar muß es nach der Urteilsbegründung 
für ausgeſchloſſen erachtet werden, daß die Anwendung des § 285 
SGB. zu einer Strafermäßigung geführt hätte. Wohl aber konnte fie 
eine Beſtrafung des Angekl. wegen weiterer vor der Verurteilung bes 
gangener Vergehen gegen 8 284 oder 8 284 StGB. verhindern. 
Hinzukommt, daß das angefochtene Urteil die Möglichkeit offen läßt, 
daß die ausgeſprochene Einziehung der Karten und Würfel lediglich 
auf Grund des 8 284 b StGB. erfolgt iſt, da nicht feſtgeſtellt iſt, daß 
ſie dem Täter oder einem Teilnehmer gehören. Die Einziehung gemäß 
§ 284 b StGB. iſt aber nur in den Fällen des $ 284 und 9 284k a zu⸗ 
läſſig, während bei einer Verurteilung aus 8 285 StGB. die Ein⸗ 
ziehung nur nach 8 40 = ausgeſprochen werden kann. Wäre aljo 


als ob dieſes Kaviarſurrogat echter, d. h. Störkaviar, iſt. Der Angekl. 
hat mithin durch die geſchilderte Zubereitung des Seehaſenrogens 
Kaviar „nachgemacht“. 

Dieſe Handlungsweiſe erfüllt zugleich den objektiven Tatbeſtand 
der „Verfälſchung“. Die Begriffe „Nachmachung“ und „Verfälſchung“ 
laſſen ſich häufig nicht ſtreng voneinander ſcheiden, da in zahlreichen 
Fällen beide Handlungen zuſammenfließen (vgl. Bretzfeld, Komm. 
z. Nahr Mitt., S. 28). Ein Nahrungs- oder Genußmittel iſt ver⸗ 
fälſcht, wenn es a durch Entziehung oder Nichthinzuſetzung wertvoller 
Beſtandteile oder b) durch Zufaß oder Nichtentziehung minderwertiger 
Stoffe verſchlechtert, oder wenn ihm e) der Anſchein einer beſſeren 
Beſchaffenheit gegeben wird. Da durch die vorl. in Anwendung ge⸗ 
brachte Zubereitungsmethode keine Verſchlechterung des Seehaſen⸗ 
rogens eingetreten iſt, kommt nur die unter c) erwähnte Möglichkeit 
in Betracht. Durch die Art, in der der Angelel. den Seehaſenrogen 
zubereiten ließ, hat er ihm das Ausſehen des Störrogens, d. h. echten 
Kaviars, gegeben und hierdurch objektiv den Anſchein einer beſſe⸗ 
ren Beſchaffenheit erweckt. 

In ſubjektiver Beziehung wird zur Erfüllung des Tat⸗ 
beſtandes des 8 10 Ziff. 1 Nahr Mitt. außer dem Bewußtſein des 
Angekl., daß durch feine Tätigkeit der Anſchein der Echtheit des 
Nahrungs⸗ oder Genußmittels erweckt werde, erfordert, daß der Täter 
die Nachmachung und Verfalſchung „zum Zwecke der Täuſchung im 
Handel und Verkehr“ vorgenommen hat. Mit Recht folgert das Urt. 
das Fehlen dieſer Täuſchungsabſicht aus dem billigen Preiſe Reh St. 
29, 258; 30, 393) und aus der Bezeichnung als deutſcher Kaviar. Da 
das Publikum den hohen Preis des echten Kaviars kennt und ferner 
weiß, daß dieſer aus Rußland ſtammt, iſt die Annahme ausgeſchloſſen, 
daß der Uugekl., der durch gegenteilige Angaben — den billigen 
Preis und den Hinweis auf den deutſchen Urſprung des Produkts — 
die Eigenart des „Deutſchen Kronenkaviars“ erkennbar gemacht hat, 
die Abnehmer über die Beſchaffenheit der feilgehaltenen Ware tau⸗ 
ſchen und in ihnen die Vorſtellung erwecken wollte, es handle ſich 
um echten, d. h. ruſſiſchen Störkaviar. 

Gegenüber der ſich aus dem Preiſe und der Bezeichnung er⸗ 
gebenden Klarſtellung des Produkts als eines nicht aus Störrogen 
hergeſtellten Kaviarfurrogats find die Hervorhebung der — tatſächlich 
vorhandenen — Grobkörnigkeit und die angekündigte — unſchädliche 
— Schwarzfärbung als Beweisanzeichen für eine Täuſchungsabſicht 
nicht verwertbar. Hierbei iſt noch hinſichtlich der Färbung in 
Betracht zu ziehen, daß die Abnehmer wegen der im Urt. der Stg. 
feſtgeſtellten, allgemein bekannten Gewohnheit der Schwarzfärbung 
See nicht getäuſcht werden könnten (vgl. Bretzfeld a. a. O. 
S. 40). 

II. Den Tatbeſtand des § 1 der Bek. v. 26. Juni 1916 
hat das OLG. zutreffend mit der Begründung verneint, daß das Ver⸗ 
kaufsangebot des Angekl. jeden Zweifel über die Beſchaffenheit der 
feilgehaltenen Ware ausſchloß und ſomit keine zur Irreführung 
des Publikums geeignete Bezeichnung oder Angabe gebraucht iſt. 

AGR. Dr. Unger, Berlin. 
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lediglich 8 285 StGB. anzuwenden geweſen, jo kann die Einziehung 
zu Unrecht ausgeſprochen und der Angekl. dadurch jedenfalls dann be⸗ 
ſchwert ſein, wenn ihm die Spielgeräte nicht gehörten, ſondern von 
einem anderen entliehen waren, deſſen Erſatzanſprüchen er im Falle 
der Einziehung ausgeſetzt wäre. Der Angel. hat daher an der Auf⸗ 
hebung der angefochtenen Entſch. ein berechtigtes Intereſſe. 
(KG., 2. StrS., Urt. v. 23. Juni 1926, 2 8 279/26.) 
Mitgeteilt von Sen Prüf. Wer, Berlin. 


sk 
Dresden. 


12. 8 172 StPO. Die Beſchwerde gegen ſtaatsan⸗ 
waltſchaftliche Einſtellungsbeſchlüſſe muß innerhalb zwei 
Wochen bei der zur Nachprüfung berufenen Stelle einge⸗ 
gangen ſein. 1) 

Die Zuläſſigkeit eines Antrags auf gerichtliche Entſch. ſetzt 
voraus, daß die in 8172 Abſ. 1 StpoO. beſtimmten Friſten ein⸗ 
gehalten find. Es iſt deshalb insbeſ. auch erforderlich, daß die Be⸗ 
ſchwerde an den vorgeſetzten Beamten der StA. bei dieſem innere 
halb der zweiwöchigen Friſt eingegangen iſt. Dieſe Auffaſſung iſt 
in Schriftum und Rſpr. allgemein anerkannt (vgl. Löwe⸗Roſen⸗ 
berg, StPO. 17. Aufl. 8172 N. 2b; Feiſenberger, StßdO. 
§ 172 N. 3; Schäfer⸗Hartung, SPD. 8 172 N. 4; Lucas, 
Anl. z. ſtrafrechtl. Praxis I. Teil 3. Aufl. S. 155; die bei Löwe⸗ 
Roſenberg a. a. O. angeführten Entſch., bei denen nur zu beachten 
iſt, daß nicht die des OLG. Kaſſel v. 5. März 1892, ſondern die des 
OLG. Breslau v. 20. Mai 1892 in Betracht kommt [Goltd Arch. 
40, 181; Beſchl. des 1. StS. des OLG. Dresden v. 17. Sept. 1926: 
Arch. f. Rechtspfl. in Sachſen 1926, 444). 

Der erk. Sen. hat auch bei erneuter Prüfung der Frage keine 
Veranlaſſung gefunden, von dieſem Standpunkt abzuweichen. 

Es iſt davon auszugehen, daß die Friſtbeſtimmungen des 
8172 Abſ. 1 StPO. im Intereſſe des Beſchuldigten getroffen find, 
um innerhalb eines beſtimmten Zeitraumes die Frage, ob öffentliche 
Klage zu erheben iſt, zum Austrage zu bringen (vgl. Thilo, StPO. 
S. 189 N. 3). Schon dieſe Erwägung ſpricht dafür, daß das Wort 
„an“ i. S. von „bei“ vom Geſetzgeber gebraucht worden iſt. Dies 
folgt insbeſ. aber auch daraus, daß der dem jetzigen 8 172 entſpr. 
8146 Entw. zur SPD. (Hahn, Materialien zur SPD. S. 22) 
lautete: „Dem Verletzten ſteht die Beſchwerde bei dem vorgeſetzten 
Beamten der StA. zu“, und daß es in den Motiven hierzu (Hahn, 
Mat. 151) heißt: „Der Abſ. 2 legt dem von der StA. abgewieſenen 
Verletzten das Recht der Beſchwerde an die vorgeſetzte ſtaatsanwalt⸗ 
ſchaftliche Inſtanz bei.“ Dieſe Tatſache beweiſt, daß zur Zeit der 
Entſtehung der StßdO. eine ſcharfe Unterſcheidung zwiſchen dem 
klaren, eindeutigen Worte „bei“ und dem unklaren, mehrdeutigen 


Zu 12. Mit dieſer Entſch. hat der 2. Sen. — nachdem der 
1. Sen. vorangegangen war — eine jahrzehntelang beobachtete Rſpr. 
aufgegeben, die zum mindeſten den Vorzug hatte, viel praktifcher 
zu ſein, als die jetzt im Anſchluß an die herrſchende Meinung ver⸗ 
tretene Auffaſſung, die zu übereilter Einſendung der — vielleicht 
noch nicht oder noch nicht endgültig begründeten — Beſchwerden 
zwingt und anſtatt zu einer Beſchleunigung vielfach zu einer un⸗ 
erwünſchten Verzögerung des Verfahrens führt. 

OSt A. Dr. Alfr. Weber, Dresden. 


Zu 13. A. Anm. von Prof. Dr. K. Perels. 


B. Die von den Kritikern dieſes Beſchwerdebeſchluſſes an⸗ 
geführten Geſichtspunkte find ein theoretiſcher und ein praktifcher. 

Die rechtmäßige Inhaftnahme zum Zwecke der Unterſuchung 
ſchließe das Recht zur Vollſtreckung der Strafhaft in ſich. Dieſe 
Auffaſſung wird einmal geſtützt darauf, daß die zur Vollſtreckung 
der Unterſuchungshaft erteilte Genehmigung des Parlamentes die Ge⸗ 
nehmigung zur Vollſtreckung der Strafhaft einſchließe. Dieſe Argu⸗ 
mentation verſagt im gegenwärtigen Fall: eine Genehmigung zur 
Vollſtreckung der Unterſuchungshaft iſt nie gegeben worden, war auch 
nie nötig, da die Inhaftnahme erfolgte, ehe der Betreffende Mit⸗ 
glied des Reichstages war. Auf dem Wege der Auslegung des Willens 
des genehmigenden Parlamentes iſt alſo nichts zu erreichen. 

Berechtigt die Tatſache der beſtehenden Unterſuchungshaft zur 
Vollſtreckung der Strafhaft ohne Genehmigung? Die Bejaher dieſer 
Frage gehen an dem fundamentalen Unterſchied des Abſ. 1 und 2 
Verf. vorüber. In Abf. 1 iſt die Stellung des Parlamentes bei 
drohender Unterſuchung gegen eines ſeiner Mitglieder umſchrieben. 
In Abſ. 2 iſt feine Stellung bei der Strafvollſtreckung feſtgeſetzt. Bei 
drohender Unterſuchung iſt — von den beſonderen Ausnahmen ab⸗ 
geſehen — die Stellung des Parlamentes eine präkluſive. Keine 
Maßnahme irgendwelcher Art darf vorgenommen werden ohne Ge⸗ 
nehmigung. Keine Maßnahme darf mehr vorgenommen werden nach 
erfolgtem Verlangen des Parlamentes. Mit anderen Worten: die 
Unterſuchung iſt in jedem Teil und jedem Akt vor Genehmigung aus⸗ 
geſchloſſen und nach Verlangen gehemmt. Daß in Abſ. 1 die Unter⸗ 
ſuchungshaft erwähnt iſt, iſt ein Superfluum. 

In der Strafvollſtreckung iſt die Stellung des Parlaments eine 


Worte „an“ nicht gemacht worden iſt, daß andererſeits aber die Re 
gierung das in den Motiven verwendete „an“ nur i. S. des in den 
Entwurf aufgenommenen Wortes „bei“ gebraucht haben kann. Da 
es an jedem Anhalt dafür fehlt, daß der Geſetzgeber etwas anderes 
gewollt habe, kann bei dieſer Sache aus dem Umſtand, daß in den 
Geſetztert das Wort „an“ Verwendung gefunden hat, nichts dafür 
gefolgert werden, daß die innerhalb der Friſt erfolgte Einreichung 
der Rechtsbeſchwerde bei der örtlichen StA. zur Wahrung der Fru 
genüge. Die Anſicht, daß das Wort „an“ i. S. von „dei“ aufall“ 
faſſen ſei, wird auch geteilt von Kries, Lehrb. des Strafprozeß⸗ 
rechts 1892, 272 IV; Ullmann, Lehrb. S. 217; Rintelet, 
Strafprozeß S. 76 Ziff. 22; Graf zu Dohna, Strafprozeßrech 
2. Aufl. 1925, 134). 

(OLG. Dresden, 2. StS., Beſchl. v. 16. Sept. 1927, 2 Ost Reg 
289/27.) 

* 

Hamburg. ’ 

13. Art. 37 RVerf.; 88 451, 455,456 StPO. Eine Stral“ 
vollſtreckung ohne Genehmigung des Reichstags iſt gegen 
einen Reichstagsabgeordneten auch dann unzuläſſig, wenn 
ſich dieſer ſchon zur Zeit der Verurteilung in Unterſuchungs⸗ 
haft befunden hat. f) 5 

(Och. Hamburg, StS., Beſchl. v. 19. Okt. 1925, Bs St 436/25.) 
* 
Karlsruhe. 

14. Zu den „Beſchränkungen“ des Unterſuchcgef. i. © 
des 8 116 Abſ. 2 StPO. und zu den in Abſ. 5 gen. Verf” 
gungen gehören auch die vorgeſehenen Hausſtrafen. 

(OLG. Karlsruhe, StS., Beſchl. v. 10. Febr. 1926, BS 112/25.) 
* 


15, Kommteineſtrafbare Handlung, auf Grund deren 
der Verletzte berechtigt wäre, die Zuerkennung einer Buße 
zu verlangen, für das Reviſionsgericht nach den getroffenen 
Feſtſtellungen nicht in Frage, dann iſt eine gleichzett!ß 
mit der Reviſionseinlegung erhobene Nebenklage und dae 
mit auch die Reviſion unzuläſſig. f) 

Sch. wurde vom AG. M. wegen übertretung des 8 21 Abſ. 1 
KraftfahrzVerkVoO. und 8 21 SKraftfahrz®. zu einer Geldſtrafe von 
346 verurteilt. Gegen dieſes Urt. legte er Berufung ein. Obgleich 
fie nicht zuläſſig iſt (8313 StPO.), hat die Sta. M. den Angel. 
freigeſprochen. Die StA. hat dagegen Rev. eingelegt, fie aber wieder 
zurückgenommen. Die Rechtsanwälte X. reichten rechtzeitig einen 
Schriftſatz des Inhalts ein, der Verletzte V. ſchließe ſich hiermit dem 
Verfahren an; gleichzeitig werde gegen das Urt. der Stͤk. namen? 


andere. Das Parlament hat kein Recht, die Strafverfolgung gegen 
eines feiner Mitglieder zu hemmen. Wenn die StA. Hamburg u 
erkannte Geldſtrafe vollſtrechen wollte, ſo kann fie das Parlamegt 
daran nicht hindern. Darum iſt die Strafvollſtreckung auch im Art. 100 
Verf. nicht erwähnt. Dagegen ſpricht Art. 37 Abſ. 2 ein abſolutee 
Verbot aus gegen jede irgendwie geartete Freiheitsbeſchränkung betr 
Abgeordneten ohne vorherige Genehmigung: das Verbot ber Star 
haft ift in dieſem generellen Verbot miteingeſchloſſen. Abſ. 19% 
auch ein anderes Ziel als Abſ. 2. Abſ. 2 ſchützt die perſönliche Fre 
heit des Abgeordneten. Abſ. 1 ſchützt ihn vor Strafverfolgungen m 

nur im Hinblick auf ſeine perſönliche Freiheit. Das Recht, erg 
ſtellung der Unterſuchung zu verlangen und der Ausſchluß von Unter 
ſuchungshandlungen vor Genehmigung befteht auch dann, wenn pi 
verfolgte Tat nur mit Geldſtrafe bedroht wird. ich 

Man ſieht akſo: ſchon konſtruktiv ergibt ſich das Verbot nich 
genehmigter Strafhaft auf einer anderen Gedankenreihe als aus =" 
des Verbotes nicht genehmigter Unterſuchungshaft. Wozu noch weit 7 
kommt: Verſchiedenheit der Art der Freiheitsentziehung bei Staat 
haft und Unterſuchungshaft, Verſchiedenheit in zeitlicher Hinſicht, Ver 
ſchiedenheit der vollſtreckenden Behörde uſw. 

Mit anderen Worten: die Strafhaft gewiſſermaßen als 
Schwanz der Unterſuchungshaft anſehen zu wollen, tut dem Sinn 
RVerf. Gewalt an. 9 

Die „Praktiker“ haben gegen den Beſchluß des OLG. Hambu 5 
„praktiſche“ Bedürfniſſe angeführt. Es müſſe alſo nach Rechtstraft 
des Urteils erſt der verurteilte Abgeordnete entlaſſen und dann 1 
nach erfolgter Genehmigung — wieder in Haft genommen werde 5 
was nicht möglich ſein werde, da Abgeordnete eine beſondere Neigung 
haben, durchzubrennen. Dieſe Beſorgnis der Praktiker iſt unbegnnen. 
det: nichts ſteht dem im Wege, daß in irgendeinem Stadium des Be 2 
fahrens vor Rechtskraft des Urteils die Behörde ſich die Genehme 
gung zur Strafvollſtreckung geben laſſe. Es wäre ein Verhängn 
wenn die „Bedürfniſſe der Praxis“ maßgebend werden ſollten für = 
Auslegung prozeſſnaler oder verfaſſungsrechtlicher Normen. 0 

RA. Dr. Paul Levi, M. d. R., Berlin. 


Zu 15. Die Rechte des Nebenklägers (NK.) in der Meru Je 
eingeſchränkt durch die allgem. Beſtimmungen über die mit der der 
gegebenen Anfechtungs möglichkeiten. Die Nachprüfung der von 


ben 
der 


* 
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se V. Rev. eingelegt und mit Verletzung ſachlich⸗rechtlicher Verſtöße 
egründet. 
" Der Anſchluß iſt nicht zuläſſig. Die Anſchließung kann ſich 
Er ſtützen auf 8395 Abſ. 1 oder § 403 Abſ. 1 StPO. Auf Grund 
des 8 395 Abſ. 1 Satz 1 SPD. kann ſich aber V. nicht mehr der 
Offenttichen Klage anſchließen. Er ift zwar durch den Unfall verletzt 
worden; aber fein Privatklagerecht ift erloſchen, da er innerhalb von 
Ne Monaten einen Strafantrag nicht geſtellt hat (Löwe⸗Roſen⸗ 
erg, 17. Aufl., 8395 Anm. 1). Zudem hat er ausdrücklich erklärt, 
5 ſtelle einen Strafantrag nicht. Aber auch die Anſchließung auf 
Bund des 8 403 Abſ. 1 SPD. iſt nicht zuläſſig. Danach ſteht die 
efugnis, ſich einer öffentlichen Klage als Nebenkläger (NK.) au⸗ 
zuſchließen, dem zu, der berechtigt iſt, die Zuerkennung einer Buße 
zu verlangen. Eine ſolche kann in allen Fallen der Körperverletzung 
deauſprucht werden (8 231 Abſ. 1 StGB.). Der Geſichtspunkt der 
Anfachen fahrläſſigen Körperverletzung kann hier nicht mehr in Be⸗ 
racht kommen, da die Antragsfriſt abgelaufen iſt (88 232, 61 StGB.). 
Aber eine Buße kann auch verlangt werden bei einer fahrläſſigen 
Körperverletzung, die begangen wurde unter Außerachtlaſſung der Auf⸗ 
Gerkſamkeit, zu der der Täter vermöge ſeines Amtes, Berufes oder 
ewerbes beſonders verpflichtet iſt (88230 Abſ. 2, 231 StGB.). In 
er Tat wäre auch anzunehmen, daß der Tatbeſtand des § 230 Abſ. 2 
O8. gegeben iſt, falls überhaupt eine Fahrläſſigkeit des Angel. 
anliegt. Da Sch. als „Autofahrunternehmer“ das Auto mindeſtens 
teilweiſe ſelbſt geſteuert hat, handelt es ſich um eine Tätigkeit, die 
ſich der Angekl. neben feinem Beruf als Bäckermeiſter als eine 
dauernde dergeſtalt vorgeſetzt hat, daß ſie ſein Schaffen und Wirken 
in erheblichem Maße ausfüllt und ſo, wenn auch nicht den einzigen, 
jedenfalls einen Lebenszweck für ihn bildet (JW. 1927, 38819 20; 
Wadgi Pr. 1926, 23). Der Umſtand, daß Sch. im Verhältnis zu der 
Zahl der Vergnügungsfahrten nur wenige Lohnfahrten gemacht hat, 
it bedeutungslos. Danach gehört das Lenken eines Kraftwagens zum 
Heruf des Angekl., mithin war er gem. 8 230 Abſ. 2 StGB. zu der 
Aufmerkſamkeit, welche er aus den Augen ſetzte, vermöge ſeines Be⸗ 
rufs verpflichtet. 
& Trotzdem ift die Anſchließung des Verletzten an die öffentliche 
Berge auf Grund des 8 403 Abſ. 1 StPO. nicht mehr zuläſſig. Das 
erfahren befindet ſich im Stadium der Reveinſt. Die Rev. kann 
5 darauf geſtützt werden, daß das Urt. auf einer Verletzung des 
undſebes beruhe. Die von dem BU. feſtgeſtellten Tatſachen bilden die 
tatzerrückbare Grundlage für das Rev.; dieſes kann ſelbſt keine 
utſächlichen Feſtſtellungen mehr treffen. Daher müffen auch für die 
Frage, ob eine ſtrafbare Handlung vorliegt, wegen der eine Buße 
derlangt werden kann, die im BU. feſtgeſtellten Tatſachen maßgebend 
Ma, Würde man annehmen, über die Anſchlußberechtigung ſei nach 
zautsabe der tatſächlichen Behauptungen des NK. zu erkennen, dann 
lätte dies doch nicht zur Folge, daß der NK. bei der Anfechtung des 
m andere als die im angefochtenen Urt. niedergelegten Tatſachen 
erwerten kann. Er hätte bei der Beſchränkung des Rechtsmittels 
Be Rev. gar nicht die Möglichkeit, die Nichtigkeit feiner tatſächlichen 
biebauptungen darzutun. Würde allerdings das BU. aufgehoben und 
ie Sache zur nochmaligen ſachlichen Verhandlung und Entſcheidung 
zurückverwieſen, dann käme der NK. in die Lage, feine Behauptungen 


Vorinftanz getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen iſt der RevInſt. ent⸗ 
zogen (8 337 Steß O.). Die Berechtigung des NK. zum Anſchluß durch 
talehung der Rev. iſt weiter eingeſchräukt durch die prozeſſuale 
1 ellung des NK.: „Der NE. iſt nicht ein dem Staatsanwalt koordi⸗ 
merter Nebenkläger, ſondern eine in beſtimmten Schranken zur Oel 
wudmachung eigener privater Gerechtſame und Intereſſen ausnahms⸗ 
weiſe zugelaſſene Nebenpartei“ (RGSt. 28, 226), „dem NK. ſoll die 
5e sglichkeit gewährt werden, neben der StA. ſeine beſonderen 
(K der Verurteilung des Angekl. beteiligten Intereſſen wahrzunehmen“ 
ASt. 36, 85). Daraus ergibt ſich: Liegt zwiſchen einem zur Neben⸗ 
lage berechtigenden und einem zu folder nicht berechtigenden Delikt 
ateinheit vor, ſo kann die Rev. des NK. die Verletzung oder Nicht⸗ 
tuudendung nur ſolcher Rechtsnormen rügen, welche das die Berech⸗ 
Eine zur Nebenklage verleihende Delikt betreffen (die nach 8 427 
ko 5 als NK. zugelaſſene Verwaltungsbehörde iſt bei Ideal⸗ 
5 ankurrenz zwiſchen Steuervergehen und gewerbsmäßigem Glücks⸗ 
3 nicht befugt, die Rev. damit zu begründen, daß die Beſtimmungen 
N gewerbsmäßigen Glücksſpiels verletzt find RGSt. 36, 85]; ebenſo 
„9, 774: bei Idealkonkurrenz zwiſchen unlauterem Wertbewerb 
Be Betrug kann der NK. die Rev. nicht darauf ſtützen, daß die 
ſaneimmungen über den Betrug verletzt ſind). Soweit in dieſem Um⸗ 
fie 9 die Berechtigung des N., Rev. einzulegen, gegeben iſt, findet 
Feſtitenter ihre Schranken in der Unanfechtbarkeit der tatſächlichen 
beg ſeellungen. Schließen die tatſächlichen Feſtſtellungen den Tatbeſtand 
mö b Nebenklage berechtigenden Delikts aus, ſo wird die theoretiſch 
Re: Nebenklage aus dieſem Geſichtspunkt unzuläſſig. So auch 
Err isherige Judikatur. In RESE. 7, 439 ff. war verurteilt wegen 
vi gung öffentlichen Argerniſſes. Der Anſchluß des NK. durch Re⸗ 
m einlegung rügt Verletzung der 88 185, 186 StGB. durch Nicht- 
fat endung. Nebenklage und Rev. find für zuläſſig erachtet: „jeden⸗ 
kein ſteht der Behauptung der Rev., daß Idealkonkurrenz vorliegt, 
rechtliches Bedenken und ebenſowenig eine tatſächliche 
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darzutun. Aber die Aufhebung des angefochtenen Urt. könnte nur 
auf Grund der in ihm feſtgeſtellten Tatſachen erfolgen. Sind dieſe 
derart, daß eine ſtrafbare Handlung überhaupt nicht in Betracht 
kommen kann, auf Grund deren eine Buße verlangt werden kann, 
ſo könnte die Aufhebung nur erfolgen auf Grund von Beſchwerde⸗ 
gründen, welche mit der Strafbeſtimmung, die zur Nebenklage be⸗ 
rechtigt, gar nichts zu tun haben. Dies gilt auch von der Körper⸗ 
verletzung nach 8 230 Abſ. 1 StGB., da mangels Antrags unter dieſem 
Geſichtspunkte keine Beſtrafung erfolgen kann. Derartige Beſchwerde⸗ 
punkte kann aber der NK. nicht geltend machen (vgl. Löwe⸗ 
Roſenberg, 17. Aufl., 8 401 Ziff. 2, wo neben Ideal⸗, Geſetzes⸗ 
und Realkonkurrenz auch von einem anderen rechtlichen Geſichtspunkt 
die Rede iſt. Im vorl. Falle ergibt das Urt. der StR. darüber, ob 
der Angel. zu der Aufmerkſamkeit, welche er aus den Augen ſetzte, 
vermöge ſeines Berufs verpflichtet war, gar nichts. Es iſt nur be⸗ 
merkt, daß er Bäckermeiſter iſt. Die oben gemachten tatſächlichen Er⸗ 
örterungen, nach denen die Vorausſetzungen des $ 230 Abſ. 2 StGB. 
gegeben find, find erſt in der RevInſt. herangezogen worden, aber 
in der Rev Inſt. nicht verwertbar. Der Geſichtspunkt des 8 230 
Abſ. 2 SGB. kann alſo für die ReveEntſch. überhaupt nicht in Bes 
tracht kommen. Da danach eine ſtrafbare Handlung, auf Grund der 
der Verletzte berechtigt wäre, die Zuerkennung einer Buße zu ver⸗ 
langen, für das Rev. überhaupt nicht mehr in Frage kommen kann, 
muß auch die Nebenklage als unzuläſſig angeſehen werden (a. M. 
anſcheinend Löwe-⸗Roſenberg, 8 396 Anm. 4). 

Dahingeſtellt kann bleiben, ob das Urt. des LG. mit der Bes 
gründung angefochten werden kann, die StR. hätte gem. 8313 StPO. 
nicht fachlich entſcheiden dürfen, und ob der NK. dieſen Geſichtspunkt 
geltend machen kann. Auch wenn man dieſe Fragen bejaht und an⸗ 
nimmt, gem. § 300 StPO. ſei die Berufung als Rev. gegen das Urt. 
des AGG. anzuſehen, iſt die Lage des NK. die gleiche. Auch die Entſch. 
des AG. bietet keinen Anhaltspunkt, anzunehmen, der Angekl. habe 
unter Außerachtlaſſung der Aufmerkſamkeit gehandelt, zu der er ver⸗ 
möge ſeines Berufes verpflichtet war. Auch dieſem Urt. gegenüber 
kann eine ſtrafbare Handlung, die den NK. zum Fordern einer Buße 
berechtigen würde, überhaupt nicht in Frage kommen. Auch im Falle 
der e des angefochtenen Urt. des LG. kann alſo der NE. 
nicht in die Lage kommen, darzutun, daß eine ſtrafbare Handlung 
nach 8230 Abſ. 2 StGB. vorliegt. Die Aufhebung des Urt. des 
AG. könnte er zudem nur unter Geſichtspunkten erreichen, die er 
nicht geltend machen kann. 

(OLG. Karlsruhe, StS., Beſchl. v. 18. Febr. 1927, SR 9/27.) 
Mitgeteilt von SenPräſ. Buzengeiger, Karlsruhe. 


Berlin. Landgerichte. 

1. 5 4 Rennmwett®. v. 20. Mai 1922 (RG Bl. I, 398). 
Der Buchmacher, der für eine von ihm angenommene 
Wette den Betrag beim Unternehmer des Totaliſator 
verauslagt hat, kann den Einſatz vom Wettenden nicht 
einklagen. 

Die eingeklagte Schuld war urſprünglich eine Schuld aus einer 
Wette. Nach 8 762 BGB. wird durch die Wette eine Verbindlichkeit 


Feſtſtellung des Urt. oder eines der voraufgegangenen Beſchlüſſe 
entgegen.“ Wenn Löwe⸗Roſenberg, 17. Aufl., in Anm. 4 zu 
8 396 für die Zuläſſigkeit des mit der Einlegung eines Rechtsmittels 
erfolgenden Anſchluſſes als NK. ſchon die Behauptungen des 
NK. in der Rechtsmittelſchrift ausreichen laſſen will, fo iſt dieſe Uns 
ſicht nur für ſolche Rechtsmittel zutreffend, welche die Anfechtung tat⸗ 
ſächlicher Feſtſtellungen zulaſſen. Die dort zit. Entſch. BayObsG. 11, 
127 betrifft nicht die Rev., ſondern eine Beſchwerde gegen einen in 
der Ber Inſt. ergangenen, die Zulaſſung der Nebenklage zurückweiſen⸗ 
den Beſchluß; die weiter zit. Entſch. RGRſpr. 5,35 hält den An⸗ 
ſchluß mit der Rev. um deswillen für unzuläſſig, weil 8 340 StGB. 
ein Recht auf Buße nicht gewähre, kommk alſo vorliegend überhaupt 
nicht in Betracht. 

Soweit iſt dem Urt. des OLG. zuzuſtimmen. Fraglich kann 
nur ſein, ob wirklich der von der Vorinſtanz feſtgeſtellte Tatbeſtand 
eine Prüfung aus 8 230 Abſ. 2 StGB, ausſchließt. Hier vermag ich 
dem OLG. nicht zu folgen. Wenn in dem Urt. der StK. nur „vermerkt“ 
war, daß der Angekl. Bäckermeiſter iſt — tatſächlich war er im 
Rubrum als ſolcher bezeichnet, die Urteilsgründe enthalten über ſein 
Gewerbe nichts —, fo iſt, da ja feſtgeſtelltermaßen der Angekl. mit 
ſeinem Kraftwagen gefahren iſt, eine Feſtſtellung, daß das Kraftwagen⸗ 
fahren für ihn einen, wenn auch nicht den einzigen Lebenszweck bildet 
(vgl. die vom OLG. zit. NGSt.: JW. 1927, 388 19. 20 und neuer⸗ 
dings 41), durchaus möglich. Feſtſtellungen nach dieſer Richtung hin 
enthält das Urt. der StR. überhaupt nicht. Da das Urt. der Stͤ. 
im übrigen Feſtſtellungen, welche die Anwendbarkeit des 8 230 Abi. 2 
ausſchloſſen, nicht enthielt — die Nichtverletzung einer polizeilichen 
Vorſchrift bedeutet ebenſowenig keine Fahrläſſigkeit wie die Verletzung 
eine ſolche Fahrläſſigkeit bedeutet (.. Ebermayer, 3. Aufl., S. 65 
3.3) —, war 8 230 Abſ. 2 StB. nicht oder nicht richtig angewendet 
und die Rev. für begründet zu erachten. 

RA. Dr. Jonas, Altona. 
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nicht begründet. An dieſer Beſtimmung ift durch das Rennw.⸗ u. Lott⸗ 
Geſ. (Gef. üb. Anderungen im FinWeſen v. 8. April 1922, RGBl. I, 
335 ff. i. d. F. v. 12. Febr. 1924, RGBl. I, 107) in bezug auf das 
Verhältnis zwiſchen dem Wettenden und dem Buchmacher nichts ge- 
ändert. Nach dem klaren Wortlaut und der zweifelsfreien Abſicht des 
Geſetzes bezieht ſich die Vorſchrift d. § 4 daſelbſt zunächſt nur auf 
die Rechtsbeziehungen zwiſchen dem Buchmacher und dem Unternehmer. 
In bezug auf das Verhältnis zwiſchen dem Wettenden und dem Buch⸗ 
macher iſt lediglich beſtimmt, daß der Buchmacher berechtigt iſt, den 
Einſatz des Wettenden an ſeinem etwaigen Gewinne abzuziehen. Hier⸗ 
von abgeſehen bleiben die Vorſchriften des BGB. beſtehen. Der 
Wettende kann alſo nicht auf Zahlung des Einſatzes in Anſpruch 
genommen werden. § 763 BGB. findet keine Anwendung, weil 
es ſich nicht um einen Lotterie- oder einen „Ausſpielvertrag“, 
d. h. um eine Lotterie, bei der die Gewinne nicht in Geld, ſondern 
in anderen Sachen ausgezahlt werden, handelt (Staudinger, 
BGB. Anm. 1 zu § 763: KG. KGBl. 1912, 8). 

Wird aber durch eine Wette eine Verbindlichkeit nicht begründet, 
ſo iſt der Buchmacher weder in der Lage, den Einſatz vom Wet⸗ 
tenden im Wege der Klage zu erlangen, noch auf Renuwettſteuer, die 


er aus Anlaß der Wette für ihn verauslagt hat, gegen ihn zu klagen. 


(LG III Berlin, Urt. v 1. April 1927, 31 8 59/27.) 
Mitgeieilt von RA. Dr. Bruno Wohl, Berlin-Charlottenburg. 


B. Verwaltunasbehörden und Verwaltungsgerichte. 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OVGR. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 

1. 8162 Abſ. 1 BG B. iſt als allgemeiner Rechtsgrund⸗ 
ſatz anzusehen, der auch auf Vereinbarung öffentlichen 
Rechts anzuwenden iſt. f) 

(Pi OG., Urt. v. 28. April 1927, IV B 7/25.) 

Abgedruckt JW. 1927, 2166. 

* 

2. Für die Frage, ob eine ſteuerpflichtige Vergnü⸗ 
gung vorliegt, iſt entſcheidend, ob die Veranſtaltung im 
weſentlichen der Ergötzung und Unterhaltung der Teil- 
nehmer zu dienen beſtimmt und geeignet war. 

Wenn die politiſchen Vorträge der drei Redner das Weſentliche 
der einen Teil des Wahlkampfes bildenden Veranſtaltungen bilden 


Zu 1. Die Bergbauhilfskaſſe ſchuldete dem Kreis die Auf⸗ 
laſſung; der Vertreter des Kreiſes verhinderte ſie durch ſein Ver⸗ 
halten, d. h. doch wohl: er hatte die Entgegennahme der Auf⸗ 
laſſung verweigert; danach war der Kreis in Gläubigerverzug. 
Im Privatrechtsverkehr hätte die Hilfskaſſe nun auf die Gegen⸗ 
leiſtung klagen können; als Folge des Verzugs hätte der Kreis die 
Gefahr der Verſchlechterung der Grundſtücke zu tragen, auch hätte 
die Hilfskaſſe den Beſitz der Grundſtücke aufgeben können 
(88 300 ff.). Dieſe privatrechtlichen Folgen kamen hier nicht in 
Betracht, ſondern nur der Beltandteil des Abkommens, der die 
öffentliche Wegeunterhaltungspflicht betraf. Wie nun im Privat⸗ 
rechtsverkehr der Gläubiger auf Erfüllung klagen kann, wenn der 
Schuldner die Annahme der ihm zuſtehenden Leiſtung abgelehnt 
hat, ſo muß dies ebenſo im öffentlichen Recht gelten, d. h. die 
Wegepolizeibehörde kann das Einſchreiten gleichfalls auf die An⸗ 
nahmeweigerung des Pflichtigen ſtützen. Der § 162 Abf. 1 iſt hier 
aber unanwendbar: der Kreis hatte nicht den Eintritt einer Be⸗ 
dingung verhindert (dieſer Fall läge vor, wenn er argliſtig die Er⸗ 
teilung einer aufſichtsbehördlichen Genehmigung vereitelt hätte), 
ſondern er hatte die Annahme der ihm zuſtehenden Leiſtung ver⸗ 
weigert. 

Der Zuläſſigkeit des wegepolizeilichen Einſchreitens ſteht aber 
eine andere Erwägung entgegen: die Hilfskaſſe hatte ſich ver⸗ 
pflichtet, dem Kreis als Gegenleiſtung für die von ihm über⸗ 
nommenen Wegeunterhaltungspflicht Grundſtücke aufzulaſſen. Dieſes 
„öffentlich-rechtliche Abkommen“ ſtellt ſich dar als ein Vertrag, 
durch den ſich die Hilfskaſſe verpflichtete, das Eigentum an Grund⸗ 
ſtücken zu übertragen; der Vertrag bedurfte daher der Beurkundung 
durch Gericht, Notar oder die landesgeſetzlich zuſtändige Behörde 
(Art. 12 82 Pra BGB.). Der 8 313 macht hier keinerlei Unter⸗ 
ſcheidung, gilt folglich auch für ein „öffentlich-rechtliches Ab⸗ 
kommen“. Daß dieſe Form beobachtet iſt, ergibt der mitgeteilte 
Tatbeſtand nicht. Wenn der Kreis nachträglich die Annahmever⸗ 
weigerung widerrief, alſo die Erfüllung (Auflaſſung) verlangt hätte 
von dem an die Stelle der erloſchenen Hilfskaſſe getretenen Rechts⸗ 
ſubjekt, jo hätte dies einwenden können, daß das „öffentlich⸗recht⸗ 
liche Abkommen“ wegen Formmangels unwirkſam ſei. Auf einen 
ſolchen Rechtsgrund kann aber die Wegepolizeibehörde ihr Ein⸗ 


ſchreiten nicht ſtützen. 
RA. Dr. Eugen Joſef Freiburg i. Br. 
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und die dargebotenen Geſänge, Rezitationen und ſportlichen Vor⸗ 
führungen gegenüber dem politiſchen Inhalt der Veranſtaltung in 
den Hindergrund treten, liegt keine ſteuerpflichtige Vergnügung vor. 
(PrOVG., II. Sen., Urt. v. 20. Okt. 1925, II C 17/25.) 
* 


3. 85 Wohn Mang. v. 26. Juli 1923. Sind von der 
Gemeinde Wohnräume auf Grund 85 Wohn MangG. be“ 
ſchlagnahmt, fo hat die Gemeinde, nicht der Eigentümer, 
ſie während der Beſchlagnahme zu unterhalten. 

Die Polizeibehörde begründet ihre an den Hauseigentümer ges 
richteten Anordnungen zur Inſtandſetzung der Inſthäuſer mit deren 
für die Geſundheit und Sicherheit der Bewohner bedrohlichen HF 
ſtande. Ob im vorl. Falle die tatſächlichen Vorausſetzungen zum Erlaſſe 
der Anordnungen gegeben find, kann dahingeſtellt bleiben, da jeden 
falls der klagende Hauseigentümer nicht derjenige iſt, dem die DM 


ſeitigung der Mängel an den fraglichen Wohnräumen obliegt. Der 
Kl. iſt allerdings Eigentümer der Häuſer, und als ſolcher an ſich 


öffentlich⸗rechtlich verpflichtet, polizeiwidrige Zuſtände auf ſeinem 
Grundſtück abzuſtellen. Dieſe Regel erleidet aber eine Ausnahme füt 
ſolche Räume, die gem. 85 WohnMang®. v. 26. Juli 1923 von 
der Gemeinde zur Herrichtung von Wohnräumen beſchlagnahmt wor; 
den ſind. Durch dieſe Beſchlagnahme wird, wie im Urt. des Oe 
v. 1. Mai 1924 (OVG. 79, 375) ausgeführt iſt, dem Eigentümer inſo⸗ 
weit die Verfügung über die Räume zugunſten der Gemeinde, welche 
die Räume einem Dritten zu überlaſſen berechtigt iſt, entzogen. Der 
Gemeinde bleibt nunmehr die Herrichtung zu Wohnzwecken über 
laſſen mit der Folge, daß ſie während der Dauer der Beſchlagnahme 
und der darauf gegründeten Benutzung die Räume auch in bewohn 
barem Zuſtande zu erhalten hat. An den Eigentümer können M 
dieſer Hinſicht Anforderungen nicht geſtellt werden. 
(PrOsG., IV. Sen., Urt. v. 5. Mai 1927, IV A 20/26.) 


Zu 1. Nach 8 31 Abſ. 1 des Regierungsentwurfs ſollten Ein 
wendungen des Beamten geprüft werden im formloſen Verwaltung?“ 
verfahren, für das der Entw. in Abf. 2—5 Vorſchriften gab. Der 
Landtag führte ſtatt deſſen das Verwaltungs ſtreit verfahren eil, 
fo daß jene Abſ. 2—5 hätten in Wegfall kommen müſſen. Dennoch 
finden fie ſich im veröffentlichten Geſ.; nach dem mitgeteilten Sach 
verhalt „unterblieb es, dem Landtagsbeſchl. beizufügen, daß d 
Abſ. 2—5 in Wegfall zu kommen hätten“. Dieſe Bemerkung if 
unklar. Anſcheinend liegt hier eine Flüchtigkeit, ein Denkfehler 8 
Geſetzgebers vor, dem es nicht zum Bewußtſein kam, daß die Ber 
behaltung der Abſ. 2—5 mit der Anderung des Entw. unvereinbar 
ſei; er brachte alſo ſeinen Gedanken (Zuſtändigkeit des VGH.) u 
d. Faſſ. des Gef. nicht völlig zum Ausdruck. Die Beibehaltung der 
Abſ. 2—5 beruht hier auf dem wirklichen (allerdings über 
eilten, unüberlegten) Willen des Geſetzgebers: er ließ mit vollen 
Bewußtſein etwas ſtehen, was er bei beſſerer überlegung hätte weg 
laſſen müſſen. Aber dieſer Denkfehler iſt vom Geſetzgeber Ne 
beſchloſſen, alſo Geſetz geworden, und man kann nicht mit 219 
OH. inſoweit den Beſchluß des Geſetzgebers als „gegenſtandsſe 
geworden“ und danach unbeachtlich anſehen. Es liegt hier ein 
„Antinomie“ vor: der eine Rechtsſatz hebt den anderen auf, 5 
es iſt ſo zu verfahren, als ob keiner von beiden vorhanden wi 
(Windſcheid⸗Kipp 1, § 23 a. E.); oder ſoweit angängl = 
ſind beide Vorſchriften nebeneinander anzuwenden 1). Eine ander 
Beurteilung ergäbe ſich, wenn der Landtag die Streichung 
Abſ. 2—5 beſchloſſen Hätte, fie aber durch Verſehen der mit det 
Zuſammenſtellung der Beſchlüſſe betrauten Stelle („des Bird 
beibehalten und fo mitveröffentlicht wären. Hier wären fie N 
ſcheinbar vom Geſetzgeber gebilligt und ihre Veröffentlichung 
nur ebenſo zu behandeln wie ein Druck fehler, den wir allgemen 
anerkannt, der Richter, wo er klarliegt, verbeſſern kann. Sowen 
die Geltung der vom Gefeligeber beſchloſſenen Worte davon 4 
hängt, ob der Schreiber oder Setzer ſeine mechaniſche Arbeit richt 
oder unrichtig vollzogen hat, ebenſowenig kann ein Verſehen des 
„Büros“ eine ſolche Folge haben 2). \ 

AA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 

1) Ein ähnliches Verſehen kam bei Beratung des § 179 Fach, 
im RT. vor: nach Abf. 1 des Regierungsentw. ſollte der de 
metſcher nur zugezogen werden, wenn der Richter von der Sate 
fremdheit des Beteiligten überzeugt war; und nach Abſ. 3 10 1 
der Richter dieſe feine Überzeugung im Protokoll vermerken. “ 
RT. beſchloß, daß ſchon die bloße Erklärung, ſprachfremd de 
fein, die Zuziehung des Dolmetſchers nötig mache; und danach HAFT 
der RT. den Abf. 3 ſtreichen müſſen. Dies unterblieb aber er 
ſehentlich. Mit voller Schärfe vertrat Eccius den Standpun ie 
daß Abſ. 8 als Folge der „parlamentariſchen Experimental 
prudenz“ Gültigkeit habe (GruchBeitr. 43, 298, 537; 45, 178 

2) Vgl. Sontag, „Die Redaktionsverſehen des Geſetzgebe 4, 
(Freiburg i. Br. 1874) und Bierling, Juriſt. Prinzipienlehre 
192—197. 
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Heſſiſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von RA. Horch, Mainz. 


I. Steht der veröffentlichte Wortlaut eines Geſetzes 
im Widerſpruch mit dem Beſchluß der geſetzgebenden 
Weida fo iſt der Wortlaut nicht ſchlechthin ent- 
eidend. 7) 
(Heſſ dh., Urt. v. 12. Febr. 1927, VGH Nr. 39/25.) 


Abgedr. JW. 1927, 2250 2. 


Thüringiſches Oberverwaltungsgericht. 
Berichtet von OVGR. Dr. Knauth, Jena. 


5 1. Anordnung der Entfernung an einem Gemeinde⸗ 
n angebrachter kommuniſtiſcher Sym- 
e. 


An dem Rathaus des Städtchens E., in dem die Geſchäfte der 
Gemeindeverwaltung geführt werden, waren folgende Bauzierate 
angebracht: 

- ein fünfzackiger Stern über dem Haupteingang, 

zwei fünfzackige Sterne in den oberen Türfüllungen des Haupt⸗ 

eingangs, 

zwei gekreuzte Sicheln und Hämmer in den unteren Türfüllungen 

des Haupteingangs, 

4. fünf⸗ und ſechszackige Sterne zu beiden Seiten der ſteinernen 
Außentreppe am Haupteingang lin den ſechs zackigen Sternen 
ind gekreuzt Sichel und Hammer). 

Durch Anordnung des Kreisamts war der Gemeinde aufgegeben 
worden, die Zierate zu entfernen. Die Beſchwerde der Gemeinde beim 
Jäiniſterium hatte keinen Erfolg. Darauf erhob die Gemeinde An⸗ 
fechtungsklage, die aus folgenden Gründen abgewieſen wurde: 

Venn auch die Bauzierate nicht ganz genau das offizielle Ab⸗ 
zeichen der KPD. (fünfzackiger Stern mit gekreuzten Hammer und 

ichel) ſind, ſo iſt doch ihre Geſamtwirkung auf jeden Beſchauer, zu⸗ 
mal wenn er ſich ſagt, daß Gemeindevorſtand und Gemeinderats⸗ 
mehrheit in E. kommuniſtiſch find, die: hier ſind die Sowjetabzeichen 
angebracht.. .. Die Sowjetabzeichen bedeuten das Programm; Er⸗ 
richtung der Diktatur des Proletariats im Wege des gewaltſamen 

Umſturzes, und ſtehen damit in ſchroffſtem Gegenſatz zur beſtehenden 

verfaſſungsmäßigen Staatsgewalt in Reich und Land. 

Es iſt ausſchlaggebend, daß dieſe ſtaatsfeindlichen Symbole am 
Gemeindegebände und damit am Gebäude der Ortspolizei⸗ 
dehörde, die u. a. gerade den gewaltſamen Umſturz polizeilich zu be⸗ 
Kämpfen hat, in Stein gehauen und verherrlicht ſind. Dieſer Zuſtand 
ledentet aber eine ununterbrochene, wenn auch ſchweigſame, aber viel⸗ 
leicht gerade dadurch um ſo wirkungsvollere und für jeden ſichtbare 
Aufforderung zum gewaltſamen Umſturz am Gebäude der Gemeinde 
und örtlichen Polizeiverwaltung. Gerade die Anbringung am Ge⸗ 
* der Gemeinde, die u. a. die geſetzliche Pflicht hat, auch an der 
wirtvaltung des Staates teilzunehmen (8 4 Abſ. 2 Satz 1 GK O.), 
wirkt in beſonderem Maße als Herabſetzung der beſtehenden ver⸗ 
ſaſſungsmäßigen Staatsgewalt und der Verfaſſung ſelbſt 
Gef Somit iſt aber für den Staat und damit für die Geſamtheit die 
Gefahr begründet, daß die Zierate fortgeſetzt in E. mit ſeiner ſtark 
kommuniſtiſchen Bevölkerung, ſeiner kommuniſtiſchen Gemeinderats⸗ 
Mehrheit und feinem kommuniſtiſchen Gemeindevorſtand zum gewalt⸗ 
Amen Umſturz aufreizen, und zwar mit wachſendem innern Erfolge 
auch inſofern, als nach außen hin die Staatsgewalt deſto ſchwächer 
wirkt, je länger ſie den Zuſtand duldet. 

. Nach 8 32 KVerwoO. hat die Polizei die Aufgabe, bevorſtehende 

Hefahren abzuwehren, durch die die öffentliche Ruhe oder Ordnung ge⸗ 

ſahrdet wird. Es genügt — wenn man ſich der Hauptbedeutung der 

Polizei als vorbeugender Funktion klar iſt — ſchon die Be 

fürchtung einer künftigen Störung. Hier liegt es zudem tatſächlich 

, daß durch die gekennzeichnete Gefahr bereits bisher die öffentliche 
rdnung geſtört worden iſt und auch jetzt noch geſtört wird. Als 

zoffentliche Ordnung“ hat man den „Niederſchlag der ſozialen An⸗ 

ſchauung der ſtaatlichen Geſellſchaft über das, was ihrem guten Zu⸗ 
and entſpricht“, zu verſtehen. Insbeſ. ſind die verfaſſungsmäßigen 
inrichtungen des Staates ſchon durch ihre Schaffung vom Geſetz⸗ 

Wber ſelbſt zu „Beſtandteilen der öffentlichen Ordnung erklärt“. 

Ku die hier vorliegende Gefahr die Anſchauung der ſtaatlichen Ge⸗ 

ſalschaft über die verfaſſungsmäßigen Zustände des Staates beſonders 

BR ſtört, ergibt ſich von ſelbſt. Demgegenüber ift der Einwand der 

gemeinde, die Abzeichen hätten bisher ſchon monatelang noch zu 

Bet finnfälligen Störung der öffentlichen Sicherheit und 

Aednung geführt, unbegründet. Denn entſcheidend iſt, daß durch die 

Aozeichen im Gemeindegebiete fortgeſetzt die Staatsautorität unter⸗ 

ſteaben wird, und daß der Zuſtand gegen die öffentliche Ordnung, wie 

a vorſtehend gekennzeichnet worden iſt, verſtößt. Daneben iſt aber 

lich die Gefahr des Umſturzes auch die öffentliche Sicherheit — näm⸗ 
) die Sicherheit des Staates — bedroht. 

0 Ein Einſchreiten der Polizei war alſo nach 8 32 LVerwod be⸗ 

499 tigt, Denn ebenſo, wie zutreffend wiederholt (vgl. PrO G. 77, 
>; 78, 455; BahVerwBl. 73, 170, 171) ausgeſprochen worden iſt, 
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daß Beamte, die ſich kommuniſtiſch betätigen (Gegenſatz: die 
bloße Parteizugehörigkeit), nicht länger im Dienſt geduldet werden 
Können, ſondern entlaſſen werden müſſen, jo muß allgemein gejagt 
werden, daß weder die perſönlichen noch die ſachlichen Beſtandteile des 
öffentlichen Verwaltungsapparates den Umſturz durch poſitive Hand⸗ 
lungen fördern dürfen. 

Auch der Einwand der Gemeinde, das Miniſterium habe durch 
die angefochtene Entſch. die Selbſtverwaltung der Gemeinde verletzt, 
ſchlägt nicht durch. Nach 833 Abſ. 2 LXerivd. kann grundſätzlich 
von „jedermann“ die Beſeitigung polizeilicher Störungen verlangt 
werden. Dieſe Beſtimmung iſt gegenüber dem Abſchn. IV der GND. 
über die Staatsaufſicht, wo im einzelnen die Berechtigung der Auf⸗ 
ſichtsbehörde, in die Selbstverwaltung einzugreifen, geregelt wird, 
Spezialbeſtimmung. Es iſt klar, daß die den Gemeinden grundſätzlich 
gewährleiſtete Selbſtverwaltung ihnen keinen Freibrief für polizei⸗ 
widriges Verhalten gewähren ſoll. Abgeſehen davon iſt es auch 
allgemeiner polizeirechtlicher Grundſatz, daß die Gemeinde z. B. in 
ihrer Eigenſchaft als Fiskus, insbeſ. wie es hier zutrifft, als Grund⸗ 
ſtückseigentümer, der Polizeigewalt wie jeder Privatmann unterſteht. 

Ebenſo iſt der Einwand unbegründet, die gegen die Gemeinde 
gerichtete Polizeiverfügung verſtoße gegen das in Art. 118 der 
RVerf. jedem Deutſchen gewährte Grundrecht, ſeine Meinung durch 
Wort, Schrift, Druck, Bild oder in ſonſtiger Weiſe frei zu äußern. 
Nach Art. 118 wird dieſes Recht nur „innerhalb der Schranken der 
allgemeinen Geſetze“ gewährt. Und ſoweit iſt in Rſpr. und Schrift⸗ 
tum allgemein anerkannt, daß „allgemeine Geſetze“ gerade in erſter 
Linie auch die geſetzlichen Befugniſſe der Polizei ſind. Soweit daher 
die Meinungsäußerung, wie hier, polizeirechklich unzuläſſig iſt, iſt 
dieſer Geſichtspunkt maßgebend und das in Art. 118 RVerf. ge⸗ 
währte Grundrecht inſofern eingeſchränkt. 

(Thür SG., Urt. v. 27. Juli 1927, A 47/27.) 


C. Gemiſchte Schiedsgerichtshöfe. 


Deutſch-Engliſcher Gemiſchter Schiedsgerichtshof. 


1. Art. 296 VV. Bei Vorliegen widerſprechender 
Vorkriegsurteile wendet der Gem SchH. die allgemeine 
Regel an, daß grundſätzlich das Recht des Schuldnerſtaats 
entſcheidend iſt. f) 

Der britiſche Staatsangehörige Septimus B. klagt gegen den 


Zu 1. Das Urt. gibt eine gute Löſung aus dem Konflikt, der durch 
die widerſprechenden Urteile der deutſchen und engliſchen Landesgerichte 
geſchaffen war. In einem früheren Urteile Case 1251 (Le Marchant 
v. DioOrville von Löwenclau) hatte das Gem Sch. geſagt, daß ein 
engliſches Vorkriegsurteil kraft ſeiner novierenden Wirkung eine debt 
unter Art. 296 begründe, wenn ſich der Bekl. ohne Vorbehalt der 
engliſchen jurisdietion unterworfen hatte. Negativ wird der gleiche 
Gedanke in dem in der Entſcheidung zit. Urteil Zink Corporation 
(abgedruckt Recueil Bd. 1, S. 314) ausgedrückt, daß nämlich dann 
keine debt vorliegt, wenn eine submisson without reserve nicht 
ſtattgefunden hat. Es lag die Gefahr nahe, daß auch hier das Gericht 
geſtützt auf die Lehre von der Novationswirkung engliſcher Urteile 
das Vorliegen einer judgment debt bejahte und dem engliſchen An⸗ 
ſpruch unter Art. 296 WV. ſtattgab. Wie ſich aus den Gründen des 
Urteils ergibt, war jedoch von deutſcher Seite nachgewieſen worden, 
daß die engliſche Partei im Verfahren vor den deutſchen Gerichten 
ſich nicht nur auf das engliſche Urteil, ſondern hilfsweiſe auch auf 
das zugrunde liegende Rechtsverhältnis geſtützt hatte. Darin ſieht 
das Gericht eine vorbehaltloſe Unterwerfung unter die deutſche Ge⸗ 
richtsbarkeit, die der Unterwerfung unter die engliſche Gerichts⸗ 
barkeit ihre Wirkung nahm und damit die Vorausſetzung für eine 
unter Art. 296 zu regelnden judgment debt beſeitigte. Um feſt⸗ 
zuſtellen, nach welchem Ldiecht die Frage nach dem Vorliegen einer 
debt zu beurteilen iſt, wendet das Gericht die Grundſätze des inter⸗ 
nationalen Privatrechts an, die es im Urteil zu Case 4436, Büſſe w. 
Britiſh Manufacturing Co. niedergelegt hat. Die maßgebliche Stelle, 
die die ſeſte Rechtſprechung der III. Diviſion des GemSchch. dar⸗ 
ſtellt, lautet: 

„The Tribunal... considers that the provisions of the 
Treaty conferring jurisdietion on the Mixed Arbitral Tribunals 
are not intended to result in the application of any law to the 
interpretation and to the determining of the rights and obliga- 
tions under the contract different from the law which would 
have been normally applied, if the war and the Treaty had not 
intervened, except in so far as the rights and obligations of 
the contract have been expressly or by necessary implication 
varied by the Treaty. This latter law will as a rule... be most 
adequately ascertained by following the private international law 
of the place of domicile of the Debtor.“ 

Danach war deutſches Recht maßgebend, und da ein deutſches 
Gericht ohne weiteres den Einwand der res iudicata ſtattgeben 
würde, wurde die Klage abgewieſen. 

Landrichter Dr. Schnurre, London. 
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deutſchen Staatsangehörigen Willi S. auf Grund von Art. 296, 1 
BB. auf E 695 plus 4% Zinſen v. 4. Sept. 1907. Der Kl. ſtützt 
ſich auf ein Urteil des High Court of Justice Kings Bench Division 
v. 4. Sept. 1907, das auf die Gegenklage, die der Kl. in einer von 
dem Bekl. gegen ihn gerichteten Klage geltend gemacht hatte, er⸗ 
laſſen wurde. 

Der Bekl. beſtreitet die Klage und ſtützt ſich ſeinerſeits auf 
zwei Urteile, die in den Jahren 1908 und 1910 vom LG. 1 Berlin 
und KG. erlaſſen wurden. Durch dieſe Urteile wurde die Klage ab⸗ 
⸗gewieſen, die der Kl. auf Grund des engliſchen Urteils und hilfsweiſe 
auf Grund des dem Urteile zugrunde liegenden Vertrages erhoben hatte. 

Um den vorliegenden Streit zu entſcheiden, kann das Gericht in 
Anbetracht der beſonderen Umſtände des Falles ſich nicht an die 
Erwägungen halten, die für die I. Diviſion des Gerichts in einem 
Urteil v. 26. Juli 1921 (Zink Corporation w. Aron Hirſch) maß⸗ 
gebend waren, nämlich ob der Schuldner ſich ohne Vorbehalt der 
Rechtſprechung des engliſchen Gerichts unterworfen hat. Tatſächlich 
würde die Folge einer ſolchen Unterwerfung wiederaufgehoben ſein 
durch die ſpätere Unterwerfung des Kl. unter die Rechtſprechung deut⸗ 
ſcher Gerichte. Denn eine ſolche submission to the German juris- 
diction liegt darin, daß er im Rechtsſtreit vor den deutſchen Gerichten 
nicht nur die Vollſtreckbarkeitserklärung des engliſchen Urteils be⸗ 
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antragte, ſondern auch hilfsweiſe ſich auf die urſprünglichen vertrag“ 
lichen Beziehungen ſtützte. Aus dem Vorhergehenden folgt, daß die 
gewöhnlichen Regeln, die das Gericht hinſichtlich der Wirkung eines 
von einem nationalen Gericht gegebenen Endurteils anwenden würde, 
hier nicht anwendbar ſind, da mehrere ſich widerſprechende Urteile 
vorhanden find und eins von ihnen unbeachtet gelaſſen werden muß, 
In einem ſolchen Falle hält es das Gericht entſprechend den Grund⸗ 
ſätzen feiner früheren Entſcheidung (vgl. Case 4436 Büſſe w. Britiſ 
Manufacturing Co.) für gerecht und billig, die Regeln anzuwenden / 
die von den Gerichten des Schuldnerſtaates angewandt worden wären, 
Vor einem deutſchen Gericht würden aber die deutſchen Vorkrieg“ 
urteile, auf die ſich der Bekl. ſtützt, die Einrede des res judicata 
gegenüber dem jetzigen Kl. begründen. Aus dieſem Grunde muß der 
Kl. mit ſeiner Klage abgewieſen werden. 
(Dtſch.⸗Engl. GemSchchH., Urt. Case 4676 III.) 


Berichtigung. 
SW. 1927, 2594 iſt zur Entſch. Nr. 8 eine Anm. von 
RA. Dr. Hans Berolzheimer abgedruckt, die zu einer anderen 
Entſch. gehört. Beide Entſch, nebſt den dazugehörigen Anm. werden 
demnächſt nochmals abgedruckt. D. S. 


Dem Reichstage und dem Landtage vorliegende Geſetzentwürſe. 


Berichtet von Präſident Dr. v. Olshauſen, Berlin. 


In Ergänzung des dem RT. bereits ſeit längerer Zeit vor⸗ 
liegenden Entw. eines allgem. deutſchen StGB. (vgl. JW. 1927, 
15441) iſt ihm jetzt auch der Entw. eines Strafvollzugs: 
geſetzes zugegangen. Das 330 Paragraphen umfaſſende neue Gef. 
zerfällt in 4 Bücher, von denen das erſte die allgemeinen Vor⸗ 
schriften, das zweite die Strafen, das dritte die Maßregeln der 
Beſſerung und Sicherung und das vierte die Schluß⸗- und Über⸗ 
gangsbeſtimmungen enthält. Aus dem erſten Buche ſeien erwähnt, 
die Vorſchriften über die Behörden, die zur Durchführung eines 
durch rechtskräftige gerichtliche Entſch. feſtgeſtellten ſtaatlichen 
Strafanſpruchs berufen ſind und über das Verfahren, das bei der 
Durchführung dieſes Strafanſpruchs zu beachten iſt. Der Entw. 
trägt dem Gedanken, daß durch die Vollſtreckung einer Strafe 
zwiſchen dem vollſtreckenden Staate und dem Verurteilten Rechts⸗ 
beziehungen wichtigſter Art entſtehen, dadurch Rechnung, daß er die 
letzte Entſch. über alle Fragen der Vollſtreckung im engeren Sinne 
in die Hand eines unabhängigen Gerichts, des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts, legt. In den 88 6—8 wird feſtgeſtellt, welches Gericht 
Vollſtrechungsgericht iſt; ferner wird feine Zuſtändig⸗ 
keit und das Verfahren vor ihm geregelt. Mit der Durch⸗ 
führung der Vollſtreckung wird grundſäßlich die Vollſtreckungs⸗ 
behörde betraut (§§ 2, 3), deren Befugniſſe denen der Staats- 
anwaltſchaft im Strafprozeß entſprechen. Entſcheidungen des Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts können regelmäßig mit der ſofortigen Be- 
ſchwerde angefochten werden (vgl. § 13). Im allgemeinen ent⸗ 
ſpricht das erſte Buch im weſentlichen den im 1. Abſchnitt des 
7. Buchs der SPD. enthaltenen Beſtimmungen über die Straf⸗ 
vollſtrechung, die wegen ihrer inneren Zuſammengehörigkeit mit 
den den Vollzug der Strafen regelnden Beſtimmungen des zweiten 
und dritten Buchs in das Strafvollzugsgeſetz einbezogen worden 
find. Auch die Beſtimmungen über den nn der Vollſtreckung 
und über die nachträgliche Zuſammenfaſſung mehrerer Verurteilun⸗ 
gen (88 449, 460 SPD.) find in die 88 1, 9 des Entw. über⸗ 
nommen worden. Die 8s 450, 453457, 459, 461, 463 StPO. 
ſind durch entſprechende Vorſchriften im zweiten Buche des Entw. 
erſetzt. Den größten Teil dieſes zweiten Buchs und zugleich des 
ganzen Geſetzentwurfs nehmen die Beſtimmungen über den 
Vollzug der Freiheitsſtrafen (Zuchthaus, Gefängnis, Ein⸗ 
ſchließung und Haft) ein, da es hier außer einigen wenigen all⸗ 
gemeinen Beſtimmungen des StGB. bisher an einer geſetzlichen Re⸗ 
gelung gefehlt hat. Hier können nur einige wichtige Neuerungen 


beſonders hervorgehoben werden. So hat z. B. eine beſondere Re 
gelung erfahren der ſogen. Strafvollzug in Stufen (88 5 
bis 179). Durch dieſen beſonderen Strafvollzug wird bezweckt, 
die Erziehung zu einem geſetzmäßigen und geordneten Leben da 
durch zu fördern, daß dem Gefangenen Ziele geſetzt werden, die 
es ihm lohnend erſcheinen laſſen, feinen Willen anzuſpannen und i 
beherrſchen. In ſtufenweiſe ſteigendem Maße werden Milderunge) 
des Vollzugs gewährt, die einen allgemeinen übergang zum Leben 
in der Freiheit ſchaffen. Dieſe Milderungen dürfen für den oe 
fangenen nicht nur Annehmlichkeiten fein, ſondern ſie follen 7% 
in ſteigendem Maße Verantwortung auferlegen und dadurch ſei 
Verantwortungsgefühl wecken und ſtärken. Die Begründung wei, 
darauf hin, daß es ſich heute noch nicht beurteilen läßt, imo. 
weit mit einem ſolchen Strafvollzug in Stufen ein Erfolg 105 
Kampfe gegen das Verbrechen erzielt werden kann. Sicher ſei abe 
nach den Erfahrungen, die bei den bisherigen Verſuchen in allen 
deutſchen Ländern gemacht worden ſind, daß das Syſtem auf 0 
geſamte Haltung der Gefangenen günſtig wirke. Die Notwendigkeit, 
Hausſtrafen zu verhängen, habe ſich überall weſentlich verringern 
auch die Beſchwerden der Gefangenen ſeien verhältnismäßig jeite! 
geworden. Ihre volle Wirkung werde diefe Einrichtung aber er! 
entfalten können, wenn überall ein Beamtenkörper herangebdutz 
worden iſt, der die Vorſchriften mit dem richtigen Verftänd z 
durchführt. Eines der ſchwierigſten Probleme, mit denen ſich 55 
Strafvollzugsgeſetz auseinanderzuſetzen hat, iſt das der En ie 
laſſenenfürſorge; fie ift in den 88 240--246 geregelt. D 
Fürſorge für Entlaſſene, eine gemeinſame Angelegenheit "7, 
Staates und der Geſellſchaft, will den Beſtraften einem geg, 
mäßigen und geordneten Leben in der Freiheit zuführen; ſie en 
bereits während der Strafzeit einzuſetzen und liegt den Auſta =“ 
beamten und, wenn Fürſorger und Anſtaltshelfer beftellt find, Bez 
nehmlich dieſen ob. Da nach dem Entw. eines allgemeinen deutscher 
StGB. neben die Strafen eine Reihe von Maßregeln m 
Beſſerung und Sicherung treten ſollen, wird im ben 
Buch der Vollzug dieſer Maßregeln beſonders geregelt. wei 
Standpunkt des Strafvollzugs werden dieſe Maßregeln in 7 
Gruppen geteilt, nämlich die mit einer Freiheitsentziehung ee 
bundenen, wie z. B. Unterbringung in Heil“, Pflege⸗ oder Trink 
heilanſtalten, und in ſolche ohne Freiheitsentziehung, wie 
Schutzaufſicht und die Reichsverweiſung (vgl. 88 266326). 


— 
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Beratung des Entwurfs des Strafgeſetzbuchs. 
J. Deutſcher Reichstag. 


Sitzungen vom 21. und 22. Juni 1927. 


9 Hergt !), Reichsminister der Juſtiz: Wenn wir uns heute in der 

age ſehen, in die Beratung des neuen StGBEntw. einzutreten, fo 
gebührt ein erſtes Wort des Dankes allen denen, die in ernſter, liebe⸗ 
voller und mühevoller Arbeit mitgeholfen haben, dieſes Bauwerk zu 
vollenden. Es iſt heute 25 Jahre her, ſeit die erſten Vorberei⸗ 
dungen zur Strafrechtsreform getrofſen wurden. Damals 
waren es Gelehrte, Männer der Wiſſenſchaft, die ſich zuſammen⸗ 
anden und in ſiebenjähriger Arbeit die „Vergleichende Zuſammen⸗ 
ſtellung des deutſchen und des ausländiſchen Strafrechts“ herſtellten, 
ein bände⸗ und inhaltsreiches Werk. Dann trat die große Kommiſſion 
19 die Strafrechtsreform zuſammen, die aus Rechtslehrern und Prak⸗ 
Ükern, Beamten, Ärzten beſtand, und die ihre Arbeit jahrelang durch⸗ 
geführt hat, zuletzt unter der Agide des Neſtors der deutſchen Rechts⸗ 
gelehrten, unſeres verehrten Kollegen, des Herrn Geheimrats Kahl, 
der über dieſe Arbeit ſicher Zeugnis ablegen kann, eine Arbeit, die 
gewiß ein Stück ſeiner eigenen Lebensarbeit bedeutet. Nachdem dann 
am Ende des Krieges die Vorarbeiten wiederaufgenommen waren, 
kam nach dem Kriege, vor fünf Jahren, der Radbruchſche Entwurf, 
der erſte amtliche Entwurf, der an das Reichskabinett gegangen iſt. 
zin den Jahren ſeitdem iſt wiederum eine opferfreudige, verdienſtvolle 

rbeit von den Beamten der Juſtizbehörden, meines eigenen Reſſorts, 

er Länderjuſtizverwaltungen und vom Reichsrat geleiſtet worden. Am 

chluß kam — um auch das nicht zu vergeſſen — noch eine Mithilfe 
ION anderer Seite zur Ausgeſtaltung des Eutwurfs, die dankens⸗ 
werte Mithilfe des Allg. Deutſchen Sprachvereins. 

Es iſt etwas Schönes um die Arbeit, die da geleiſtet worden iſt. 
Sie iſt nicht bureaukratiſche Arbeit, die man auftragsgemäß erledigt, 
um dann irgendeine andere Arbeit wieder vorzunehmen. Hier iſt mit 
dem Kopf und mit dem Herzen gearbeitet worden. Hier hat man, wie 
es bei jeder echten und rechten wiſſenſchaftlichen Arbeit der Fall ſein 
ſollte, -aus dem tief inneren Drang heraus gehandelt, ſich mit ſeiner 
Überzeugung durchzuſetzen und der Wahrheit zu dienen. Deshalb all 
enen unſeren wärmſten Dank. 

Aber diejenigen, denen wir den Dank ausſprechen, wiſſen ſelbſt 
am beſten, daß es doch nicht etwa ſie allein geweſen ſind, die hier 
etwas geſchaffen haben, daß es nicht ihre willkürliche Erfindungsgabe 
war, daß es ſich hier nicht um ein Werk von einzelnen Menſchen, 
'ondern letzten Endes um ein Volköwerh handelt. Denn dieſes Werk 
iſt aus der Entwicklung der Zeit heraus geboren, es iſt ein Spiegel⸗ 
bild, ein Niederſchlag des Vollslebens und des Volksempfindens und 
* ich füge hinzu, eine hiſtoriſche Notwendigkeit. Das ergibt ſich aus 
er Natur des Strafrechts ſelbſt. Das Strafgeſetz iſt ein Wall, 
den wir zum Schutze der Kultur aufrichten, nicht das einzige 
Bollwerk, aber das letzte und das ſtärkſte Bollwerk zum Schutze 
des Staates und ſeiner Einrichtungen, zum Schutze des einzelnen, 
einer Freiheit und Ehre, feines Leibes und Lebens und feines Ver⸗ 
mögens. Wenn für das Recht im allgemeinen das Wort gilt, daß es 
dor Spiegel der Kultur ſei, jo trifft das in ganz hervorragendem 
Maße gerade auf das Strafrecht zu. Das Strafgeſetz muß dem Leben 
folgen; es kann nicht ſtillſtehen, weil das Leben jelber nicht ſtillſteht. 
ie Kulturgüter wechſeln. Sie kommen, ſie werden als ſchutzbedürftig 
erkannt, und fie verſchwinden, das Bedürfnis zum ſtrafrechtlichen 
chutze ſteigt oder wird geringer. Das Strafgeſetz ſelbſt, der Geſetz⸗ 
leber muß ſich dem anſchließen. Wie die Begriffe über die Bewertung 
10 Kulturgüter ſich ändern, ſo auch die grundſätzlichen Anſchauungen 
Sa das Weſen und die Art des Strafrechts ſelbſt, und auch da 
Reß der Geſetzgeber mitgehen, wenn nicht zu guter Letzt zwiſchen dem 
echt auf der einen Seite und der Wirklichkeit auf der anderen Seite 
ine Kluft klaffen ſoll. 
1 So iſt jedes Strafgeſetz nur immer ein Produkt feiner Zeit und 
nicht für die Ewigkeit beſtimmt. Das gilt auch für das StGB., von 
em wir mit dieſem Entwurf, wenn er Geſetz wird, Abſchied nehmen 
rden, von dem Strafgeſetzbuch vom Jahre 1871. Hente, 
9 wir an Stelle dieſes StGB. ein anderes ſtellen wollen, müſſen 
3 etrachtungen über dieſes StGB. anſtellen, und wir können nur 
zmerkennende Worte darüber äußern. Es war eine große Tat, daß 
de ala zum erſten Male ſeit den Zeiten der Carolina ein einheitliches 
zeutſches SGB. geſchaffen wurde. Dieſes StGB. hatte zwei große 
hd. [gaben zu erfüllen. Zunächſt eine politiſche Aufgabe. Es ſollte auf 
Bar ſinnfälligſten Gebiete des Rechts, auf dem des Strafrechts, den 
Die gern des neuen Bundes die Vorteile, den Segen und den Schutz 
Fuse Bundes klar vor Augen führen. Es ſollte das Gefühl der 
di ammengehörigkeit ſtärken und jo eine feſte, eiſerne Klammer für 

Een neuen Bund ſchaffen. Dieſe politiſche Aufgabe hat das StGB. 

u 1871 voll und ganz erfüllt. 

— bale aber daneben eine andere Aufgabe, die auf dem ma⸗ 
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teriellen Rechtsgebiet ſelber lag: an Stelle des Durcheinanders, ja des 
Wirrwarrs und der Willkür des bis dahin in den verſchiedenen 
Landesteilen geltenden und angewendeten Strafrechts nunmehr die 
Einheitlichkeit und die Gleichmäßigkeit in der Straf⸗ 
verfolgung und der Rechtſprechung herbeizuführen. Das war 
gewiß eine außerordentlich ſchwere, eine harte Aufgabe, und dieſe 
harte Aufgabe konnte auch nicht anders als, wenn ich mich ſo aus⸗ 
drücken darf, mit harten Mitteln gelöſt werden. Wenn wir von unſe⸗ 
ren heutigen Anſchauungen aus vielleicht bei dieſem StGB. v. 1871 
eine gewiſſe Starrheit, einen gewiſſen Überfluß an bindenden Normen 
feſtſtellen können, die den Richter einengen, ſo ſage ich: das war da⸗ 
mals gerade notwendig, das war der richtige, notwendige Weg, um 
dieſe Annäherung der Strafrechtſprechung in den verſchiedenen Landes⸗ 
teilen, zwiſchen dem Rheinland und dem Oſten, zwiſchen Nord und 
Süd herbeizuführen; und heute halte ich es für meine Pflicht, hier 
auszuſprechen, daß das StGB. v. 1871 auch auf dieſem zweiten 
Gebiete ſeine Aufgabe ganz erfüllt hat und noch bis in die letzte Zeit 
hinein ein durchaus brauchbares Inſtrument geblieben iſt, wenn es 
auch nicht mehr der Vollendung entſpricht, die wir heute von einem 
neuen StGB. erwarten. 

Aber die Zeit ging vorwärts und die Auffaſſungen über das 
Strafrecht mußten auch vorwärts gehen. Seit 1871, in dieſen 
56 Jahren, wie hat ſich nicht unſer Vaterland, wie hat ſich nicht 
die Welt geändert! — Es kam eine völlige Umſchichtung der Be⸗ 
völkerung, eine völlige Umſchichtung aller Werte und infolgedeſſen 
auch mit dem ſozialen Zeitalter eine Umbildung des Begriffs vom 
Menſchen und von dem, was man dem Menſchen ſchuldig iſt. 

Ich darf an die Kriegszeit erinnern. Auch dieſe Kriegszeit 
mit ihrer großen Kameradſchaft, einem rieſenhaften Erleben, den 
Großtaten des Krieges, mit der Not und dem Leiden des Krieges, 
auch dieſe Kriegszeit hat andere Menſchheitsbegriffe gebracht, auf der 
anderen Seite leider, leider ein Anſteigen der Kriminalität — beides 
zuſammengenommen Grundlage für das Studium des geltenden Straf⸗ 
rechts und für das, was etwa für das neue StGB. notwendig war. 

Nach der Revolutionszeit haben wir vor ſich überſtürzenden Ver⸗ 
hältniſſen geſtanden, und es war klar, daß in der allgemeinen Auf⸗ 
regung jener Zeit nun auch das Pendel in den Strafrechtsreform⸗ 
beſtrebungen zu weit nach der linken Seite ausſchlagen würde. Es 
war klar, daß da zu freirechtliche, zu humanitäre Beſtrebungen auf⸗ 
tauchen würden, und ſie ſind aufgetaucht. Es hat dann die berechtigte 
Reaktion dagegen eingeſetzt: es iſt eine Klärung und Läuterung ein⸗ 
getreten; es iſt der geſunde Kern übriggeblieben, den Sie hier in dem 
vorliegenden Geſetzentwurf vor ſich finden. 

Wir haben Vorläufer für dieſen neuen Entwurf: 
ſchon während des Krieges in der bekannten Verordnung über den 
Rechtsirrtum v. 1917, in dem Straftilgungsgeſetz v. 1920, in dem 
Jugendgerichtsgeſez v. 1921 und in der GeldſtrafenB O. v. 1924. 
Und abgeſehen von dieſen geſetzlichen Vorläufern darf man eine andere 
Vorzugsmaßnahme nicht vergeſſen, das iſt die Umſtellung der Praxis 
ſelbſt, die ſich ſchon längſt auf die Gedanken des jetzt vorliegenden 
Entwurfs vorbereitet und eingeſtellt hat, der nur das geeignete In⸗ 
ſtrument fehlte, um ſich nun erneut an der Hand der Erfahrungen, 
die ſie in langen Jahren ſchon gemacht hatte, zu bewähren. Das In⸗ 
ſtrument iſt da, es iſt der Entwurf, den wir Ihnen heute unterbreiten. 

Wie ſieht dieſer Entwurf aus? Ich möchte mir einige Bemer⸗ 
kungen vorweg erlauben. Ich habe vorhin von den Gelehrten ge⸗ 
ſprochen, die die Vorarbeiten geleiſtet haben. Der Entwurf bemüht 
ſich, von jeder Schulmeinung ſich fernzuhalten, über dem Schul⸗ 
ſtreit zu ſtehen. Er will nicht einſeitige Doktrinen ſich zu eigen 
machen, ſich nicht auf eine beſtimmte Richtung einſchwören, ſondern 
eklektiſch von allem das Beſte wählen, auf goldener Mittelſtraße 
gehen und das zum Geſetz erheben, was dem Volksempfinden und 
dem praktifchen Bedürfnis am beſten angepaßt iſt. Seine Grund⸗ 
gedanken ſind in dieſen Wochen durch alle Zeitungen gegangen. Es 
iſt mit den Abänderungen, die erforderlich waren, der Satz, der in 
der Liſztſchen Schule am Ende des vorigen Jahrhunderts aufgekom⸗ 
men iſt, daß, während man bisher mehr die Tat ſah, nun mehr die 
Perſönlichkeit des Täters anzuſehen iſt. Da ſind nun eine 
Anzahl Einzelgrundſätze in den Entwurf aufgenommen: Beſtrafung 
nur bei Schuld und nur nach dem Grade der Schuld, nicht aber mehr 
nach außerhalb der Schuld des Täters liegenden tatſächlichen Um⸗ 
ſtänden, eine Höhe der Strafe nur, ſoweit es zur Aufrechterhaltung 
des Rechtsſchutzes erforderlich iſt, eine Feſtlegung von Strafbemeſſungs⸗ 
gründen, die in der Perſönlichkeit des Täters, in ſeinen Lebens⸗ 
verhältniſſen, ſeinem Werden, ſeiner geiſtigen Verfaſſung, ſeinem nach⸗ 
träglichen Verhalten liegen, eine Erweiterung des Rahmens ſowohl 
für die Auswahl unter den verſchiedenen Strafarten wie im Straf⸗ 
maß ſelbſt, eine Verringerung der Mindeſtſtraſen, die im alten StGB. 
an den verſchiedenſten Stellen vorgeſehen waren, eine Zulaſſung von 
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mildernden Umſtänden ganz allgemein, während fie im StGB. v. 1871 
nur an beſtimmten Stellen vorgeſehen war, außerdem eine Zulaſſung 
von Straffreiheit in beſonders leichten Fällen und dann ein bedingter 
Straferlaß. 

Sie werden vielleicht vor der Fülle dieſes Neuen, was Sie da⸗ 
hinter vermuten, erſchrecken. Ich darf aber hinzufügen, grundſätzlich 
neu iſt das nicht etwa alles, vieles davon iſt bisher auch ſchon zur 
Anwendung gekommen. Ein einſichtsvoller, ein gerechter, ein den 
Verhältniſſen des Lebens Rechnung tragender Richter hat ſchon vieles 
von dem, was Sie zum Beiſpiel in den Strafbemeſſungsgründen 
dieſes Entwurfes finden, ſich ſelbſt zu eigen gemacht und danach ge⸗ 
handelt, ohne daß ihm im StGB. v. 1871 dieſe Richtlinien gegeben 
waren. Nur war er bisher eingeengt. Das wirklich Neue in dieſem 
Entwurf iſt ein Doppeltes: einmal, daß der Entwurf ſelbſt jene 
Grundgedanken als leitenden Grundſatz ausſpricht, und zweitens, daß 
er dem Richter die größtmögliche Bewegungsfreiheit 
in der Durchführung durch den weit gefpannten Rahmen gegeben hat. 
Es iſt, um ein plaſtiſches Beiſpiel zu gebrauchen, wie eine Zieh⸗ 
harmonika, die im alten Geſetzbuch zuſammengedrängt war, nun aber 
auseinandergezogen wird. Die Folge iſt natürlich eine ftarke Aus⸗ 
dehnung des richterlichen Ermeſſens, nicht etwa als Selbſtzweck — der 
Strafgeſetzbuchentwurf denkt nicht daran, dem Richter dieſe Bewe⸗ 
gungsfreiheit um des Richters willen zu geben —, ſondern ſelbſt⸗ 
verſtändlich nur um des Strafſchutzes und um des Verbrechers willen. 
Aber, wie gejagt, eine ſtärkere Ausdehnung des richterlichen Er⸗ 
meſſens iſt in dieſem Eutwurf vorgeſeheu. 

Nun, mit dem Grundgedanken als ſolchem, möchte ich glauben, 
wird ſich der Reichstag einmütig einverſtanden erklären können; das 
liegt ſchon ſeit Jahrzehnten in der Luft, das iſt Gemeingut in der 
Auffaſſung des Volkes geworden. Über das Maß, in dem man dieſe 
Milderungen, dieſe Erweiterung der Bewegungsfreiheit gibt, mögen 
die Anſichten vielleicht auseinandergehen, und es wird Gelegenheit 
ſein, im Ausſchuß darüber Rechenſchaft zu legen, warum nun gerade 
die eine und die andere Beſtimmung, ſo wie ſie getroffen iſt, in das 
Geſetz aufgenommen worden iſt. Dabei wird man dann darauf hin⸗ 
weiſen können, daß heute eine Freiheitsſtrafe längſt nicht mehr die 
gleiche Bedeutung wie etwa im Jahre 1871 hat, daß ſie nach unſerer 
ſozialen und geſellſchaftlichen Geſtaltung des Volkes viel ſchärfer 
wirkt als damals. Man wird bei einem Vergleich, in welchem Maß 
mildernde Umſtände bisher zuläſſig waren und in welchem 
Maße jetzt, doch feſtſtellen können, daß der Unterſchied nicht allzu 
groß iſt. Man wird darauf hinweiſen müfjien, daß für manche er⸗ 
leichternde Maßnahme tatſächlich in der Praxis ſchon ein Vorläufer 
dageweſen iſt. Zum Beiſpiel findet die Befugnis des Gerichts, in 
beſonders leichten Fällen von Strafe abzuſehen, ein Vorbild in 8 153 
StPO., der bekanntlich ein Abſehen von der Strafverfolgung oder 
eine Einſtellung des einmal eingeleiteten Verfahrens unter gewiſſen 
Vorausſetzungen vorſieht; ein Vorläufer für den bedingten Straferlaß 
des StchB iſt die Handhabung des Begnadigungsrechts der Länder, 
das auf die Gerichte in weiteſtem Umfange delegiert worden iſt, wo 
Sie verwandte Begriffe und verwandte Möglichkeiten finden, wie ſie 
im Entwurf jetzt vorliegen. Ich will indeſſen den Verhandlungen im 
Ausſchuß nicht vorgreifen. Immerhin halte ich es für erforderlich, zur 
Vermeidung von Mißyverſtändniſſen gleich hier eins feſtſtellen. Man 
könnte angeſichts dieſer Sammlung von Milderungsmöglichkeiten zu 
einer falſchen Auffaſſung über die grundſätzliche Einſtellung des Ent» 
wurfs kommen. Dem Entwurf liegt nichts ferner als etwa eine Ver⸗ 
wäſſerung des Strafſchutzes, als etwa eine Humanitätsduſelei. 
Die Reichsregierung iſt durchaus der Meinung, daß der Staat und 
die Kultur unter allen Umſtänden wirkſam geſchützt werden müſſen, 
und wenn wir auch ein Geſetz nicht etwa auf Jahre machen, ſondern 
auf Jahrzehnte hinaus, ſo dürfen wir doch nicht an den Zeitverhält⸗ 
niſſen vorübergehen, in denen wir uns heute befinden. Bei der Unruhe 
und Ungeklärtheit unſerer Zeit, bei der Aufpeitſchung der Maſſen, 
bei den vielen Verſuchungen, die an die Jugend herangebracht werden, 
bei der Unmoral und Halbmoral, die ſich leider, leider in unſerem 
Volke findet, bedarf es gerade jetzt des verſtärkten Schutzes unſerer 
deutſchen Kultur und unſerer deutſchen Wirtſchaft, die ja vornehmlich 
für den deutſchen Wiederaufbau verantwortlich iſt, dieſen Wieder⸗ 
aufbau dem deutſchen Volke ſchuldet. Dieſe deutſche Wirtſchaft hat 
ihrerſeits das allergrößte Intereſſe daran, in Ruhe, in Sicherheit 
arbeiten zu können, in Ordnung ihre Aufgaben zu erfüllen, in Stadt 
und in Land. Ich erwähne gerade das platte Land, wo dieſes Be⸗ 
dürfnis nach Ruhe, Sicherheit und Ordnung wohl am ſtärkſten aus⸗ 
geprägt iſt. 

Das iſt der Grundgedanke, von dem ſich die Regierung hat leiten 
laſſen, und es iſt notwendig, daß er auch bei den weiteren Verhand⸗ 
lungen feſtgehalten wird. Im übrigen bringt der Entwurf ſelbſt an 
den verſchiedenſten anderen Stellen genau dieſelben Gedanken zum 
Ausdruck. Ich habe in Zeitungen und gerade in den letzten Tagen 
oft Artikel geleſen mit der Überſchrift: „Ein Strafgeſetzbuch 
gegen die Proletarier“. Dieſer Strafgeſetzentwurf kennt keinen 
Begriff des Proletariers. Er kennt nur den Begriff des Staats⸗ 
bürgers und dann auf der anderen Seite den des Verbrechers, der ſich 


außerhalb der Gemeinſchaft der Staatsbürger ſtellt. 
Ausdrücklich iſt hervorzuheben: Es find eine Anzahl neuer Straf⸗ 
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tatbeſtände in dem Entwurf vorgeſehen, eine Anzahl Strafver⸗ 
ſchärfungen. Wir werden darüber im Ausſchuß Rechenſchaft zu 
legen haben, warum wir dieſe Strafverfhärfungen für notwendig ge⸗ 
halten haben. An dem Strafrahmen iſt bez. der oberen Grenze wenig 
geändert worden. Mit allem Nachdruck wird das gewerbsmäßige Ver⸗ 
brechen verfolgt. Gewerbsmäßige Diebe, Betrüger, Hehler und Muck“ 
rer werden mit Recht ſtrenger beſtraft als bisher. 4 

Eine hochbedeutſame Neuerung findet ſich in dem Entwurf bez. 
des Gewohnheitsverbrechers, eines Verbrechertyps, der an 
zwei verſchiedenen Stellen des Entwurfs eine Rolle ſpielt. Man mag 
ſich über die Begriffsbeſtimmung des Entwurfs im Ausſchuß noch des 
näheren unterhalten; dazu ſind ja auch die Ausſchußverhandlungen 
da. Aber gewiß werden Sie mit mir darin einig ſein, daß es eine 
unabweisbare Notwendigkeit war, für den Gewohnheitsverbrecher ober 
fagen wir beſſer: für den Berufsverbrecher an Stelle der gewöhnlichen 
Strafen beſondere Strafverſchärfungen einzuführen. Für die Berufs⸗ 
verbrecher, die keine, auch nicht die ſchwerſte Strafe von ihrem Berl 
abſpenſtig machen kann, Menſchen, die nach der Statiſtik Unſummen 
von Verbrechen begehen und zugleich die Lehrmeiſter des Verbrechen 
für die Jugend ſind, ſind ſtrengere Strafen vorgeſehen. Für die Ge⸗ 
wohnheitsverbrecher ſieht der Entwurf noch ein anderes wirkſames 
Bekämpfungsmittel vor: die Sicherungsverwahrung. Die 
Schädlinge können aus der menſchlichen Geſellſchaft ausgeſchieden 
werden, ſolange ſie eine Gefahr für den Staat und die Geſellſche 
ſind. Das iſt ſicherlich ein tiefer Eingriff in die perſönliche Freihen, 
des einzelnen, und der Entwurf beſtimmt denn auch genau, daß 
dieſer Eingriff nur unter beſonderen Kautelen erfolgen darf und daß 
die Sicherungsverwahrung alle drei Jahre der richterlichen NN 
prüfung unterliegt. Unter Berückſichtigung dieſer Vorbehalte u 
Sicherungen, die in dem Geſetzentwurf Aufnahme gefunden haben, 
möchte ich glauben, daß die Zulaſſung einer ſolchen Internierung, = 
ja auch gegenüber dem Berufsverbrechertum ſelbſt von der aller 
größten vorbeugenden Wirkung ſein muß, für die Reinigung 14 „ 
Vollislebens gar nicht hoch genug eingeſchätzt werden kann und dahe 
allgemein gebilligt werden muß. 8 

Neben der Sicherungsverwahrung ſieht der Entwurf noch ein 
ganzes Syſtem von Sicherungsmaßnahmen der verſchiedenſten Art bel, 
Der kriminelle Geiſteskranke, deſſen Behandlung“ bis! 
Schwierigkeiten bereitet hat, iſt ein ſolches Beiſpiel. Man muß ih 
heute wegen ſeiner Unzurechnungsfähigkeit laufen laſſen, und * 
ſtürzt ſich dieſer Menſch mit dem Freibrief eines ſreiſprechend ei 
Urteils auf die ungeſchützte Menſchheit. Nach dem Entwurf dagege 
kann er auf Beſchluß des Gerichts in eine Heil- und Pflegeauſtar, 
aufgenommen werden. Dasſelbe gilt von den vermindert Zurechnung € 
fähigen. Betrachten Sie ſich die Statiſtik, ſtellen Sie feſt, welch 175 
waltiges Kontingent — faſt ein Drittel — aller Strafgefangenen 
aus ſolchen vermindert Zurechnungsfähigen zuſammenſeßt! K 

Weiter ſieht der Entwurf eine Zwangs behandlung en 
Alkoholikern zur Befreiung des Verbrechers von der Trunkſuck 
vor, die ihn entnervt und verdirbt und zu einer Gefahr für d 
menſchliche Geſellſchaft macht. 

Das find die weſentlichen Geſichtspunkte, auf denen ſich De 
allgemeine Teil des neuen Strafgeſetzentwurfes aufbaut. Es iſt MT 
meine Aufgabe, auf den Inhalt des beſonderen Teils, auf die ein 
zelnen Straftatbeſtände näher einzugehen und fie hier eine 
aufzuzählen. Stoff wäre übergenug. Von dieſem Geſetzentwurf 99 
das Wort, das ſonſt vom Leben gilt: wo du es packſt, da iſt 5 
intereſſant. Der Entwurf bringt vieles und wird wahrſcheinlich ſeds 
etwas bringen. Aber ich will Sie des eigenen Studiums nicht inf 
rauben. Ich bin der Meinung, daß der Strafgeſetzentwurf nicht be 
von Ihnen, den Reichstagskollegen, eingehend durchgearbeitet wein 
ſoll, nein, er ſollte überhaupt eine Art Strafrechtspoſtille für z 
deutſche Volk fein. Es ſteckt ſehr viel in dem Entwurf, woran 
ſich belehren kann, ſehr viel, was Einblick in das Menſchenleben 9. 
währt. Wenn Sie ſolche Studien vornehmen, werden Sie eine ge Be⸗ 
Anzahl neuer Tatbeſtände vorfinden: falſche uneidliche Ausſage, 7, 
ftrafung der Volltrunkenheit, Wahlvergehen, Verletzung des Am 
geheimniſſes, Verleitung zum Selbſtmord, Ausnutzung der Abhängeg 
keit weiblicher Perſonen zum außerehelichen Verkehr und dergleiche“ 
Ich habe gar keine Sorge, daß Ihr Intereſſe bei anderen, bei u 
politiſchen, bei den Sitklichkeitsdelikten, wo politiſche und 1 
anſchauungen aufeinanderprallen, nicht ganz beſonders groß ſein neten 
Vorhin wurde die Einſchließungsfrage von Herrn Abgeordn 
Koenen erwähnt, die Zweikampffrage kommt dazu; kurz und gut, 
Intereſſanten genug. h Pr 

Aber ich verzichte bewußt darauf, dieſe Themata zu vertiefen. ge 
Die Begründung kann nicht in einer dreiviertelſtündigen Rebe lich 
geben werden, ſondern die wollen wir in monatelanger, hoffen BE 
fruchtbringender Arbeit im Ausſchuß geben. Die Men 
rung iſt ſich ſehr wohl bewußt, daß es hier noch der eingehen o 
Verhandlungen im Ausſchuß mit den Sachverſtändigen des Pa ud 
ments bedarf und daß wir der Hilfe von Wiſſenſchaft, Praxis ine 
Preſſe nicht entraten können. Aber es iſt nicht gut, an die SP 
dieſer monatelangen Verhandlungen gleich einen leidenſchaftl 


Theorienſtreit zu ſetzen oder ihn zu entfeſſeln. Solche Sram 
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fe find dazu da, um dort überwunden zu werden. Der Entwurf will 
icht Gegenſätze ſchaffen oder vertiefen, ſondern der Entwurf will die 
egenſätze überbrücken. Wir find überzeugt, daß hier nur ein Kom⸗ 
keomiß zu guter Letzt das Ergebnis ſein kann. Jeder, der an die Be⸗ 
gung dieſes Entwurfs im Ausſchuß wie bei der zweiten und dritten 
sei ung im Plenum herangeht, muß ſich von vornherein darüber klar 
. daß auf dem politiſchen und weltanſchaulichen Gebiet tatſächlich 
falls Komprontif die einzig mögliche Löſung iſt, und daß er nötigen⸗ 
5 auch zu einem ſolchen Kompromiß entſchloſſen fein muß. 
Aber wenn ich mir ſo Zurückhaltung auferlege, ſo muß ich doch 
10 Fragen hier noch behandeln: die Frage des Strafrichter⸗ 
ums und die Frage der ſtrafrechtlichen Ergänzungsgeſetze. An⸗ 
geſichts der Erweiterung des richterlichen Ermeſſens, angeſichts der 
0 achtvollkommenheit, die da in die Hände des Richters gelegt wird, 
„gelichtz der geſteigerten Verantwortung, die nun dieſen Strafrichter 
Aft, hört man ja oft den Einwand: wo iſt denn dieſes Richtertum, 
— das nun meiſtern ſoll? Schafft doch erſt mal Ordnung auf dem 
orſonellen Gebiet der Beſezung der Gerichte! Dann, wenn auf dieſe 
eiſe das Funktionieren der Strafrechtsmaſchine gewährleiſtet iſt, 
. gebt dieſem Richtertum das Inſtrument des neuen Strafgeſetzes 
die Hand! 

Ahnliche Beſorgniſſe haben wir ſchon einmal gehört, und zwar 
or wenigen Jahren, als wir das Jugendgerichtsgeſetz hier in dieſem 
zohen Hauſe beraten haben. Auch da eine Machtfülle, die dem 
ns en dichter in die Hand gelegt worden iſt, und auch da die⸗ 
gelben Bedenken und Beſorgniſſe: was wird der Richter damit machen! 
* der Richter, wird die Qualität unſerer Richter dem gewachſen 
5 N? Und was war das Ergebnis? Das Gegenteil von dieſen Be⸗ 
entzen. Ich glaube, das ganze Haus wird mit mir darin einig ſein, 
1 der Jugendrichter, dem wir damals dieſe Machtfülle in die Hand 
„geben haben, ſich in feine Aufgabe hineingelebt hat, daß der Jugend⸗ 
chter ſich bewährt hat, daß er ſich ſeinen Aufgaben ganz gewachſen 
gezeigt hat. 

Fin Und warum ſoll das, was damals galt, nicht jetzt auch für die 
innere Aufgabe des künftigen Strafrechts gelten? Der Strafrichter 
N. heute ſicher nicht mehr der Buchſtabenmenſch, der weltfremde 
enſch, wie man ihm das früher wiederholt vorgeworfen hat. Auch 
u gelernt, den Menſchen zu bewerten. „Es wächſt der Menſch 
bi feinen höher'n Zwecken!“ Der Strafrichter iſt in die Aufgaben, 
e die letzten Jahre mit ſich gebracht haben, hineingewachſen. Je 
Pr er ſich nicht bloß mit dem lebloſen Tatbeſtand, ſondern mit der 
Herſonlichkeit, mit dem Schickſal des Beſtraften, mit der Zukunft des 
wucbrechers nach der Entlaſſung beſchäftigte, wuchs fein Intereſſe, 
als 58 ſeine Erfahrung, wuchs auch ſein Gefühl des eigenen Wertes 
zur; Strafrichter, als Sozialrichter kat exochen. Ich will noch hin⸗ 
aulügen, daß auch das Zuſammenarbeiten mit dem Laienrichtertum 
anz gewiß nach vielen Richtungen hin befruchtend gewirkt hat. 
ei Dieſe Entwicklung iſt noch nicht abgeſchloſſen. Hier muß noch 
5 itergearbeitet werden. Die Richter ſelber nrüſſen ſich noch weiter 
aebi den und durchbilden; ſie müſſen auch manche Vorurteile ab⸗ 
% en, die vielleicht in bezug auf die Zuteilung der Richter zu den 
E rſchiedenen Abteilungen — Zivilrichter auf der einen, Strafrichter 
' der anderen Seite — noch beſtehen. Selbſtverſtändlich hat auch 
— egierung auf dieſem Gebiete eine große Aufgabe zu erfüllen. Sie 
10 für die richtige Vorbildung und Durchbildung des Strafrichter⸗ 
bie zu forgen, hat ihm einen Einblick in den Strafvollzug und in 
wel Entlaſſenenfürſorge in ausreichender Weiſe zu gewähren. Eine 
ii ere Pflicht der Regierung iſt es, was außerordentlich bedeutſam 
die den Strafrichter vor den Anfeindungen zu ſchützen, 
info ſchon in der Vergangenheit erlebt hat, und die ſich vielleicht, 
ber ige der Ausdehnung des richterlichen Ermeſſens, in Zukunft in 
in ſtärkter Kritik geltend machen werden. Eine Pflicht der Regierung 
wü , dieſem Strafrichtertum die wirkliche Unabhängigkeit zu ge⸗ 
beohrleiſten, das Niveau ſeiner Leiſtungen zu heben, auch durch Stan⸗ 
f az bung als ſolche, durch Sicherſtellung angemeſſener Lebenshaltung. 
> find Pflichten der Regierungen, die noch erfüllt werden müſſen, 
en den Pflichten der Strafrichter, die fie ſelbſt zu erfüllen haben. 
ich dit dieſer Maßgabe aber, daß hier alles Nötige geſchieht, glaube 
nich aß das, was man dem Strafrichter hier an neuen Aufgaben gibt, 
0 ein gefährliches Experiment darſtellt, ſondern daß es im Gegen⸗ 
ese ein wertvolles Mittel iſt, um dieſes Strafrichtertum ſich fort⸗ 
bt neu bewähren zu laſſen. 
ie Reihenfolge, erſt Richtervervollkommnung und 
glei N Strafgeſetzbuch, wäre ganz falſch. Beides muß 
nu chzeitig, in Parallelität erfolgen, eins nicht ohne das andere. Gebt 
dem Strafrichter die neuen Aufgaben, gebt ihm das Inſtrument 
ie Hand, ich bin überzeugt, daß er den rechten Gebrauch von die⸗ 
en Möglichkeiten machen wird. Genau ſo verhält es ſich mit 
hat anderen Wunſch, den der Herr Abgeordnete Koenen ausgeſprochen 
te een Entwurf zurückzuſtellen, bis alle möglichen anderen ſtraf⸗ 
von ichen Geſetze unter Dach und Fach gebracht ſeien. Gewiß iſt das 
Engften n erwähnte Strafvollzugsgeſetz dasjenige, was am 
hat am mit dem Strafgeſetzentwurf zuſammenhängt. Die Regierung 
S aber doch ſchon gezeigt, daß ſie da ihre Pflicht erfüllen will. Der 
er fvollzugsgeſetzentwurf befindet ſich augenblicklich beim Reichsrat, 
wird demnächſt an den Reichstag gelangen, und zwar, wie ich 
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glaube, früher, als der Ausſchuß des Reichstags mit den Verhand⸗ 
lungen über den Strafgeſetzentwurf beginnen wird. Auch das Ein⸗ 
führungsgeſetz äber ſtrafprozeſſuale Verhältniſſe wird noch rechtzeitig 
vorgelegt werden. Es wäre aber ein ſchwerer Fehler, nun ſolche Fra⸗ 
gen, etwa die vielumſtrittene Frage der Gerichtsorganiſation erſt auf⸗ 
zurollen und den Strafgeſetzbuchentwurf hintanzuſetzen. 

Bevor ich ſchließe, ein Blick über die Grenzen. Die Reform⸗ 
beſtrebungen auf dem Gebiete des Strafrechts beſchränken ſich nicht 
auf unſer deutſches Vaterland. Als Zeichen der Zeit find ſolche Eut⸗ 
kwürfe, ſolche Anregungen in faſt allen Kulturlandern aufgetreten. Es 
hat ſich darüber in den letzten Jahren und Jahrzehnten ſchon ein 
internationaler Austauſch der Meinungen und Erfahrungen heraus⸗ 
gebildet, fruchtbringend für die verſchiedenen Länderprojekte. Ich darf 
als Reichsjuſtizminiſter mit Stolz feſtſtellen, daß dabei die deutſche 
Rechtswiſſenſchaft recht gut abgeſchnitten hat, und daß ſie auf dieſem 
Gebiete in reichem Maße gebend geweſen iſt. 

Was uns aber beſonders intereſſiert, iſt das, was drüben in 
Oſterreich, unſerem Bruderlande, vor ſich geht. Hier iſt nicht etwa 
bloß wie bei den anderen Ländern eine ähnliche Bewegung, eine Paral⸗ 
lelität der Beſtrebungen, hier find nicht nur verwandte Pläne zu ver⸗ 
zeichnen, ſondern weit mehr. Hier geht die Gleichartigkeit viel weiter, 
bis in die letzten Einzelheiten der beiden Geſetzentwürfe hinein, ſo daß 
eine faſt völlige Übereinſtimmung unſeres und des demnächſt dem 
Nationalrat Oſterreichs vorzulegenden Geſetzentwurfs beſteht. 

Die öſterreichiſche Regierung hat von Anfang bis zu Ende an 
unſerem Strafgeſetzentwurf mitgewirkt. Ein Vertreter des öſterreichi⸗ 
ſchen Juſtizminiſteriums hat hier ſtändig mitgearbeitet, bei den Ar⸗ 
beiten des Reichsjuſtizminiſteriums und in den Ausſchüſſen des 
Reichsrats. Er hat wertvolle Hilfe geleiſtet, bedeutſame Anregungen 
gegeben. Es iſt freilich oft notwendig geweſen, auch hier zwiſchen 
deutſcher Auffaſſung und öſterreichiſcher Auffaſſung 
einen Ausgleich zu finden. Auf beiden Seiten haben Opfer ge⸗ 
bracht werden müſſen. Aber das Ergebnis iſt deshalb um ſo erfreu⸗ 
licher. Ich möchte ſagen, das Ergebnis iſt geradezu überwältigend. 
Wie die Dinge heute liegen, wird der Entwurf, der in Öfterreich zur 
Vorlage vorbereitet iſt, mit einer einzigen oder höchſtens zwei Aus⸗ 
nahmen — die Todesſtrafe iſt in Oſterreich bekanntlich durch die Ver⸗ 
faſſung ausgeſchloſſen — ſich in ſämtlichen 413 Paragraphen wörtlich mit 
dem Entwurf decken, der Ihnen in unſerem deutſchen Vaterlande vorliegt. 

In Friedensverträgen hat man Mauern aufgerichtet, um uns 
von unſeren deutſchen Brüdern jenſeits der Grenzen zu trennen. Aber 
wir ſind doch eines Blutes und einer Kultur, und nichts hindert uns, 
auf dem kulturellen Gebiete jede mögliche Übereinſtimmung zwiſchen 
beiden Ländern herbeizuführen. Es iſt die Pflicht der Regierungen, 
hierfür zu ſorgen, und dieſe Pflicht der Regierungen trifft ſich in der 
Sehnſucht und dem Willen beider Völker. Ich begrüße dieſe Über⸗ 
einſtimmung zwiſchen dem öſterreichiſchen und dem deutſchen Entwurf 
als ein Zeichen der untrennbaren Kulturgemeinſchaft beider Länder, 
als ein Symbol für weitere Gemeinſchaftsmaßnahmen, die nachfolgen 
ollen. Heute bei der erſten Beratung dieſes Entwurfs gehen unſere 
Grüße nach Wien hinüber, begleitet von dem Wunſche, daß auch 
weiterhin dieſe ſchöne, von Erfolg gekrönte Übereinſtimmung beſtehen 
möge, und daß das Schickſal beider Entwürfe hier wie dort gleich er⸗ 
freulich ſein möge. Wenn wir, wie ich hoffe, unſere Arbeiten zu einem 
guten Ende führen, dann werden wir all das, was uns verbindet, nur 
um ſo enger knüpfen, zum Segen eines jeden Landes für ſich allein, 
zum Segen des Deutſchtums im ganzen. 

Nun zum Schluß. Dieſer öſterreichiſche Vorgang mag auch für 
Sie ein Beiſpiel ſein. Man hat dort den Willen gezeigt, ein großes 
Werk gemeinſam durchzuführen, und man hat dort Opfer gebracht. 
So ſoll es bei Ihnen auch ſein. Es genügt nicht, daß Sie dieſen Ent⸗ 
wurf in den Ausſchuß ſchicken und dann abwarten, ob ſich dort die 
Juriſten untereinander verſtändigen oder ſich in die Haare geraten, 
und was dann aus dieſem Entwurf wird, wie lange es dauert, bis er 
wiederkommt. Nein, beim Ausſchuß, aber auch beim Reichstag im 
ganzen genommen muß ein ernſter Wille dahinterſtehen, dieſes Werk 
zu Ende zu bringen, das Werk, von dem ich bereits bei der Beratung 
des Reichsjuſtizelats ausgeführt habe, daß es nicht bloß wegen feines 
Umfangs und wegen ſeines Inhalts, ſondern noch aus einem ganz 
anderen Grunde von Bedeutung iſt: Nach dem ganzen Weſen dieſes 
Geſetzentwurfs ſollte, wenn die Gegensätze, die ſich vielleicht bei den 
einzelnen Abſchnitten herausgebildet hatten, überwunden ſind, bei 
einem Werk, das das Volksleben ſelbſt ſo unmittelbar angeht, nur 
eine einzige Übereinſtimmung in dieſem Hohen Hauſe ſein. Eine ſolche 
allgemeine Verſtändigung würde der Einheit unſeres deut⸗ 
ſchen Volkes dienen, wie ſeinerzeit der Entwurf von 1871 der Ein⸗ 
heit des neuen Bundes gedient hat. 

Und dann ein anderes. Nach der Art der Materie erhebt ſich 
über die Tagesarbeit hinaus, die uns hier ſonſt beſchäftigt, möge ſie 
auf wirtſchaſtlichem, ſozialem und innerpolitiſchem Gebiet liegen und 
noch ſo bedeutſam oder ſchwierig ſein. Hier iſt das Niveau doch noch 


ein anderes. Radbruch hat einmal geſagt, Tagesfragen — er ſagte 
das feinen Parteifreunden — dürfen nicht mit einer Jahrhun⸗ 
dertfrage — und eine ſolche iſt dieſer Geſetzentwurf — verquickt 
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werden. Gewiß, es iſt eine Jahrhundertfrage, die die wichtigſten Güter 
des Menſchenlebens betrifft. Deshalb müßte man entſprechend groß⸗ 
zügig, in einem großen Stil, dieſes Werk erledigen. Wenn Sie nicht 
bis zum Frühjahr nächſten Jahres das Geſetz unter Dach und Fach 
bringen können, dann ſtehen wir vor den Wahlen. Machen Sie ſich 
ſelber klar, ob dann noch daran zu denken iſt, das Geſetz etwa im 
weiteren Verlauf des nächſten Jahres durchzubringen. Sollte es nicht 
durchgebracht und zunächſt wieder im Schubfach verſchwunden ſein, 
ſo iſt es viel ſchlimmer und ſchwieriger, dann wieder von neuem an⸗ 
zufangen nach der Neubildung des Reichstags, bei der künftigen 
Regierung und beim künftigen Reichsrat. 

Im Jahre 1870 hat bei der Beratung des damaligen Geſetzes 
der preußiſche Juſtizminiſter Leonhardt mit einem Appell an den 
Reichstag geſchloſſen, den ich heute wörtlich übernehmen kann. Er 
ſagte: Denn auch die Frau muß zu dieſem Strafgeſetzentwurf zu⸗ 
gezogen werden, weil ſie alle Dinge mit dem Herzen und dem Gemüt 
anfaßt und ſo vielleicht am beſten in der Lage iſt, das Menſchen⸗ 
ſchickſal des Verbrechers recht zu würdigen, die Entlaſſenenfürſorge 
recht zu durchdenken und ſo mit warmem Herzen für ſie einzutreten, 
weil die Frau aber auch mit ihrem tapferen Sinn ſich auflehnt gegen 
alle Störungen und Verletzungen der Kultur. Deshalb freue ich mich, 
heute auch den Appell an die Frauen des Hauſes richten zu können, 
die mitzuwirken berufen ſind. — Leonhardt ſagte: 

„Die Stunde, welche für Sie bei der Abſtimmung über 
dieſen Geſetzentwurf ſchlagen wird, iſt ernſt und groß. Benutzen 

Sie die Stunde zur Gründung eines unvergänglichen Denkmals 

des deutſchen Geiſtes und des nationalen Rechtslebens!“ 

J. Dr. Kahl!) (DV.), Abgeordneter: Den beteiligten Fraktionen 
und dem Herrn Reichstagspräſidenten bin ich dankbar dafür, daß 
Sie mir ſchon an dieſer Stelle das Wort geſtatten. Weun ich ſelbſt 
einen Wunſch dahin ausgeſprochen habe, ſo wollen Sie darin nicht 
irgendwie eine Unbeſcheidenheit von mir erkennen, ſondern es ſich 
daraus erklären, daß ich, wie der Herr Reichsjuſtizminiſter zu er⸗ 
wähnen die Güte hatte, von Anfang an perſönlich mit dem Gang der 
deutſchen Strafrechtsreform verbunden war, dadurch ein außergewöhn⸗ 
liches Intereſſe an der Art und Weiſe der Einführung dieſes Geſetz⸗ 
entwurfs hier im Hauſe gewonnen habe und daß ſich mir ſelbſtver⸗ 
ſtändlich der Wunſch nahelegt, wenigſtens den Verſuch zu machen, den 
Verſuch zu machen, den Reichstag in die innerliche Stimmung zur 
Sache zu verſetzen, die nach meiner felſenfeſten Überzeugung notwendig 
vorhanden ſein muß, wenn es gelingen ſoll, ein ſo großes Werk zu 
verabſchieden. 

Es- wurde eben ſchon geſagt, daß das Unternehmen der 
deutſchen Strafrechtsreform in dieſem Jahre ſein 25jäh⸗ 
riges Jubiläum begehen hann, und wenn auch der Herr Reichs⸗ 
juſtizminiſter ſchon einzelnes aus dem Gang der bisherigen Entwick⸗ 
lung mitgeteilt hat, ſo darf ich mir doch erlauben, ebenfalls noch Kurz 
auf dieſes oder jenes Vorſtadium in der Geſamtentwicklung einzugehen. 

Unmittelbar nach Verabſchiedung des großen Werks des BGB. 
ſetzte die Reformbewegung für das neue Strafgeſetz⸗ 
buch ein, nicht etwa aus dem Hauptgrunde, weil das Strafgeſetz⸗ 
buch von 1871 ein beſonders mangelhaftes geweſen wäre, ſondern 
weil es veraltet war. Denn es war im wejeutlichen das Preuß. 
SIEB. v. 1851. Um dem großen nationalen Bedürfnis nach Rechts⸗ 
einheit genügen zu können, hat man zu diefen damals zweifellos 
beſten Steh B. gegriffen. Aber es war nun veraltet. Sehr begreiflich! 
Strafrechtliche Normen altern früher als Beſtimmungen des bürger⸗ 
lichen Rechts; denn dieſe beſchäftigen ſich weſentlich nur mit dem 


individuellen Intereſſenkreis, während das Strafrecht im engſten; 


Zuſammenhang ſteht mit den allgemeinen Zeiterſcheinungen und den 
fortſchreitenden Bedingungen der Kultur. So iſt ein öfterer 
Wechſel des Strafrechts leicht verſtändlich. Die tieſſten Gründe, 
aus denen man im Anfang des Jahrhunderts die Reform in die Hand 
genommen hat, lagen alſo weniger in Fehlern des StGB. v. 1871, 
wenn natürlich auch in ihm Lücken und Mängel genügend vorhanden 
waren, ſondern vielmehr in außerhalb ſeiner gelegenen Urſachen und 
Erſcheinungen von teilweiſe ſogar internationalem Charakter. Es 
war gewiß nicht zufällig, daß gleichzeitig die Verſuche einer Reform 
des Strafrechts und neuer Strafgeſetzbücher auch in anderen Staaten 
eingeſetzt haben, in der Schweiz, in Sſterreich, in den nordischen 
Staaten und anderwärts. Man mußte ſich ſagen, daß hier Anſtöße 
von außerhalb aller geſetzmäßigen Beſtimmbarkeit gelegenen Lebens⸗ 
bedingungen und Erſcheinungsformen vorlagen. Sie lagen weſentlich 
im Verbrechertum ſelbſt. Vielfach geändert hatte ſich die Art des 
Verbrechertums und damit auch die notwendige Methode ſeiner Be⸗ 
kämpfung. Das hatte allerlei Urſachen. Die in ſchnellſter Entwick⸗ 
lung geſchehenen grundſtürzenden wirtſchaftlichen Veranderungen, die 
Entwicklung des Großſtadtweſens, die Fortſchritte der Technik, die 
ungeheure Entwicklung des Weltverkehrs, alles hatte eine neue Lage 
geſchaffen, die unmittelbar reflektierte auf das Verbrechertum; als 
deren Folge namentlich die ungeheure Zunahme des rückfälligen ge⸗ 
werbsmäßigen, weiterhin die Vermehrung des jugendlichen Verbrecher⸗ 
tums ſich ergab, namentlich aber desjenigen, welches ich unter dem 
einen Begriff des virtuoſen Verbrecherkums zuſammenfaſſen möchte. 
Dieſer rapiden Entwicklung weniger Jahrzehnte hatte das alte, 
1) Prof. a. d. Univerſität Berlin, Geh. JR. 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 
auf einfachere Verhältniſſe angelegte Strafrecht nicht mehr zu ent? 
ſprechen vermocht. Es war gewiſſermaßen überholt durch eine 
Zeit, überflügelt durch das Verbrechertum ſelbſt, und, wie geſag/ 
nicht in Deutſchland allein, ſondern faſt überall. 902 
Von dieſen weiten Geſichtspunkten aus ſind wir im Jahre 15 
an die Strafrechtsreform herangetreten. Es geſchah zuerſt in große 
Stile auf dem Berliner Juriſtentag von 1902. 8 
wurden mein lieber verſtorbener Kollege v. Liſzt, auf den ich u. 1 
her in anderem Zuſammenhang noch mit einem Wort zurückhon e 
und ich beauftragt, den Plan für die Reform eines neuen deutſche 
Strafrechts vorzulegen. Es war noch im Jahre 1902, als unter * 
unvergeßlichen Staatsſekretär Nieberding die Wiſſenſchaft zuſamme. 
trat und jenes große wiſſenſchaftliche Werk in Angriff nahm = 
Vergleichung des deutſchen Strafrechts mit dem ſämtlicher Kultu f 
ſtrafrechte der Welt. Im Jahre 1908 lag nach mühevoller, 7 
gebender, ich kann wohl ſagen, begeiſterter Arbeit unter Beteiligung 
aller deutſchen Strafrechtslehrer mit einer einzigen Ausnahme, 5 
auch damals ſchon unter Teilnahme unſerer öſterreichiſchen Krimind 
liſtiſchen Kollegen das Werk in 16 Bänden vor und blieb von da d 
die geſchloſſene Grundlage für alle Geſetzentwürfe. der 
Auf der Grundlage dieſes erſchien als erſter ein Entwurf, de 
manchmal leicht vergeſſen wird, wiewohl er die größten Verdienſte hu 
von dem ſeligen Miniſterialdirektor Lucas ausgearbeitet im Pre 
Juſtizminiſterium, der ſog. Vorentwurf. Wenn ich ihn nenen 
ſo geſchieht es, weil an dieſen Vorentwurf zwei Jahre lang ſich 0 
Kritik von einem ganz ſeltenen Umfang angeſchloſſen hatte. eil 
war kein Kreis, keine Organiſation deutſchen Lebens, die nicht lle 
genommen hätten an dieſem erſten geſetzgeberiſchen Verſuch. 
waren daran beteiligt, jo daß — darauf möchte ich den Finger legen 10 
man wohl ehrlich jagen kaun, daß die Strafrechtsreform von une 
an als eine Angelegenheit des ganzen deutſchen Wolkes, nicht 
bloß des Juriſtenſtandes ins Leben getreten iſt. So ſoll es bleiben. 
1911 trat, damals auf Anregung des Bundesrats, die hier 4 
wähnte Strafrechtskommiſſion zuſammen, in deren zwe! il 
Hälfte ich die Ehre hatte, den Vorſitz zu führen. Wir haben 955 
282 Plenarſitzungen die Aufgabe vollendet. Daraus entſtand se 
Kommiſſionsentwurf 1013, der nicht amtlich verkündet m 
dec aber nunmehr die Grundlage aller ſpateren Entwürfe gebli = 
iſt. Der Plan war, daß der Entwurf im Jahre 1914 mit be 
Eiuführungsgeſetz veröffentlicht werden ſollte. Nieberdings Nachſolg i 
der Skaatsſekretär Lisco, erklärte, daß er beabsichtigte, im Jahre 
dieſen Entwurf dem Reichstage vorzulegen. nenden 
Der Kriegsausbruch hat den Gang der ſchon ſo ſicher ſcheine 26 
Strafrechtsreform jäh unterbrochen. Der Einfluß des Kriege 
auf den Stand des deutſchen Strafrechts war zu 
verheerend. Die Geſetzgebung ruhte ganz. Nach dem Ermäc 
tigungsgeſetz v. 4. Aug. 1914 hatte der Bundesrat 12 
Verordnungs gewalt. Der Bundesrat hat dieſe Verordnung 
gewalt — das muß man anerkennen — in ausgezeichneter Welt 1185 
geübt. Sie war urſprünglich beſchränkt auf das wirtſchaftliche Gebie, 
aber die Notwendigkeiten der Kriegszeit drängten notwendiger ner 
über dieſes Gebiet hinaus. Der Bundesrat hat auf Grund I 
Verordnungsgewalt auch allgemeine, große Grundſätze des Straſre n 
geregelt. Ich erinnere nur an die eben ſchon erwähnte Bo a 
Jahre 1917 über den Einfluß des Rechtsirrtums auf die Straſban c, 
der Handlung. Aber trotzdem war der Zuſtand nahezu unerträg 
ein ſchwerer Notſtand. Wer ſich an die Zeit zurückerinnert, muß len 
noch ſagen: man wußte tatſächlich nicht mehr, unter welchen ir 
geſetzen man ſtand; es war eine Verwirrung entſtanden, in der & cafe 
den einzelnen Staatsbürger kaum mehr möglich war, irgendein & 
geſetz nicht zu verletzen. A 
Um fo dankenswerter war es, daß die verantwortliche Stelle, als 
damalige Reichsjuſtizamt, bereits im Frühjahr 1918, fen 
wir noch glaubten, daß unſeren Waffen ein ſieghafter Erfolg beſchtc ie 
ſein würde, die Reform wiederum aufnahm. Damals haben Ent⸗ 
an den Vorbereitungen beteiligte hervorragende Praktiker den n 
wurf von 1913 umgearbeitet, auf die Kriegserfahrungen ſowie a? 
nach der Staatsumwälzung auch auf die daraus ſich ergebenden N iſt 
wirkungen für die ſtrafrechtlichen Tatbeſtände abgeſtimmt. Dara it 
dann der dritte Entwurf vom Jahre 1919 entſtanden, ber rem 
im Jahre 1921 veröffentlicht wurde, und zwar zuſammen mit unſe 
Kommiſſionsentwurf vom Jahre 1913. durch 
Dieſer Entwurf vom Jahre 1919 wurde wiederum überholte is 
den Minifterentmurf Radbruch — das iſt der vierte vn 
wurf im ganzen —, der bereits erwähnt wurde. Dieſer Cent 
wurde das Opfer einer Regierungskriſis und konnte nicht veröſe ile 
werden. Gleichwohl iſt fein Inhalt teils durch Radbruch ſelbſt, dem 
durch andere bekanntgeworden. Alle, die ſich unbefangen 1 hat 
Entwurf befaßten, wiſſen ihn zu ſchätzen. Der Entwurf Radbr. her⸗ 
grundſätzliche Anderungen vor allem im Strafen ſyſtem um 
beigeführt. Aber ſelbſt derjenige, der fachlich Gegner dieſer Ande nat 
gen war, muß anerkennen, daß er nach anderer Richtung die Neuf 
Strafrechtsreform ungemein gefördert hat. Durch dieſen 2 uch 
wurde die Sprache vereinfacht und volkstümlich geſtaltet. Sägen 
hat dem ganzen Entwurf eine textliche Unterlage und eine 
gegeben, die auch die ſpateren Entwürfe übernommen haben. 3 
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Geh Der nächſte Entwurf war der allen Mitgliedern des Reichstags 
re erjtinalig als „Amtlicher Entwurf eines Allge- 
Ren Deutſchen Strafgeſetzbuches“ im Jahre 1925 be⸗ 
m getvorbene und verbreitete. Auch dieſer Entwurf wurde, wieder⸗ 
5 zurückgreifend auf die alte Tradition, Gegeuſtand der Kritik 
ein een Seiten. Er wurde Gegenftand der Kritik nicht nur von 
fo nen Wiſſenſchaftlern und Pratikern, Richtern, Anwälten usw., 
Piece auch auf den Kongreſſen der Juriſten, der Mediziner, auf 
unden chen Verſammlungen, Verſammlungen der Schulmäuner und 
i geprüft, jo daß die Reform des Strafrechts ſich bis Heute 
Sti ich unter der allgemeinen Beteiligung des Volkes vollzog. 
ſinn men grundſätzlicher Ablehnung dieſes Entwurfs vom Jahre 1925 
baby nur vereinzelt aufgetaucht. In der Mehrzahl haben ſich alle 
Amn ausgeſprochen, daß er als geeignete Grundlage der Strafrechts⸗ 
ſorm anzuerkennen ſei. 
it il nun in der Geſamtheit der letzte Entwurf, der ſechſte, 
A der Ihnen vorliegt, der wiederum nach den Beſchlüſſen 
Die Reichsrats revidierte Entwurf vom Jahre 1925. 
det Reichsregierung hat die Beſchlüſſe des Reichsrats in toto ak- 
ert. Ob das aus innerſtem Herzensbedürfnis geſchehen iſt oder 
irgendwelchen Gründen, unterſuche ich hier noch nicht; es wird 
fin, la im Laufe unferer Verhandlungen herausſtellen. Jedenfalls 
boten der Entwurf v. 1927, der uns als Regierungsentwurf vorliegt, 
ommen mit den Beſchlüſſen des Reichsrats überein. 
Anf Ehe ich auf den Inhalt eingehe, geſtatten Sie mir, auf den 
Song der Dinge zurückgreifend, die Vorfrage: Was waren im 
diere 1902 und in den unmittelbar folgenden Jahren die Haupt⸗ 
Ru, e ber Reform? Ich ſehe bei meinen nachfolgenden Bemer⸗ 
3 igen ganz davon ab, wie dieſe Ziele ſpäter praktiſch in den ein⸗ 
en Entwürfen realijiert worden find. Die Entwürfe weichen darin 


zu ürlich voneinander ab. Mir liegt aber daran, Sie in jene Zeit 
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verſetzen, um beurteilen zu können, ob dieſe Hauptziele auch heute 
) beſtehen und feſtgehalten werden müſſen. 
Ein enn ich nun, natürlich nur aufs ganz Große gefaßt und alle 
0 zelheiten zurückgeſtellt, dieſe urſprünglichen Hauptziele nenne, fo 
en es vor allem drei. 
Die Das erſte war, wenn ich es auf dieſe kurze Formel bringen darf, 
br ſchärfere pſychologiſche Differenzierung des Ver⸗ 
% Abertums. In dieſem Punkte verſagt in der Tat das Geſetz 
ya ipril 1871 nahezu vollſtändig. Es verſagte ſchon in feiner Be⸗ 
b "bdlung der Zurechnungsfähigkeit, alfo der Grundlage 
Schuldlehre, hatte insbeſ. die ftark hervorgetrene Gruppe der 
Ine nannt vermindert Zurechnungsfähigen noch nicht berüchkſichtigt. 
fbiduſammerhang damit ſtand die Notwendigkeit der endlich grund⸗ 
lichen Behandlung des alkoholiſchen Verbrecher⸗ 
— 8. Hatte ſich doch die Praxis weſentlich dahin entwickelt, 
auf denheit einfach als mildernden Umſtand zu bewerten, ohne daß 
auf Sr Frage der Schuld, Vorſatz oder Fahrläſſigkeit in Beziehung 
MM te Trunkenheit ſelbſt und die in ihr begangene ſtrafbare Hand⸗ 
5 g Rückſicht genommen wurde. Ferner die notwendige ſchärfere 
mi aſſung des gewerbsmäßigen und gewohnheits⸗ 
Das geltende Recht bietet faſt 


nich igen Verbrechertums. 
5 8, indem es lediglich den gleichartigen Rückfall und auch dieſen 


wäh in Beziehung auf beſtimmte Deliktstatbeſtände berückſichtigt, 
des nd die Erfaſſung des ungleichartigen Rückfalls und damit eben 
erüchentlichen gewerbsmäßigen, berufsmäßigen Verbrechertums, keine 
logſſck ſichtigung gefunden hat. Ein beſonderes Bedürfnis der pſycho⸗ 
ein ſchen Differenzierung trat endlich auch hinſichtlich der Jugend 
get deren Kriminalität eine Zeit lang in beängſtigender Weiſe 
das den war. Sie wiſſen aber alle, daß dieſes Spezialproblem durch 
if, Ls bendgerichtsgeſez v. 16. Febr. 1923 vorausgenommen worden 
gerichte gibt freilich Stimmen, die heute bereits auch das Jugend⸗ 
Alfo Belet als in einzelnen Punkten reformbedürftig bezeichnen. 
ie as erſte — ich will mich ins einzelne nicht verlieren — war 
ſchärfere pſychologiſche Differenzierung des Verbrechertums. 
b as zweite Hauptziel der Reform war von Anfang an die Ver⸗ 
ung der Sicherung mit der Strafe. Nicht jeder Ver⸗ 
u kann unkontrolliert nach Verbüßung feiner Strafe alsbald 
gt r auf die Straße entlaſſen werden. Dem Sicherungsgedanken 
dem zugrunde: der Verbrecher ſoll vor Rückfall, die Geſellſchaft vor 
Son kerbrecher geſchützt werden. Dem Zwecke nach unterſchieden wir 
gege damals mehrfach: Sicherung durch Heilung in Pflegeanſtalten 
zu 1 7055 zurechnungsunfähigen oder wegen geiſtiger Minderwertigkeit 
doliß ilderer Strafe verurteilten Verbrechern oder gegenüber Alko⸗ 
eutſpren Sicherung zum Zwecke der Erziehung und Beſſerung in 
denen Senden Anſtalten oder durch Schußaufſicht, endlich Sicherung 
Verbreber dem berufsmäßigen, dem gewerbsmäßigen, dem rückfälligen 
rechertum, womöglich auf Lebenszeit. Erſt im Beſitze ſolcher 
ſchaft gel kann das Strafrecht den Dienſt leiſten, den es der Geſell⸗ 
dieſe Zeiſten ſoll. Wer glaubt — und es gibt ſolche Stimmen —, 
in . sicherung habe mit dem Strafrecht nichts zu tun, man folle fie 
aber dender, Sondergeſetz verweiſen, der treibt Theorie, ſcheidet ſich 
Str. om Bilde des Lebens. Das aber wollen wir uns für die ganze 
Theor e dtsreform merken: die letzten Entſcheidungen ſind nicht aus der 
ze, ſondern überall aus den Erfahrungen des Lebens zu ſchöpfen! 
as dritte Hauptziel war die Erweiterung der Freiheit 
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des richterlichen Ermeſſens. Das gellende Recht gibt dafür 
zu wenig, kann in ſeiner Gebundenheit auf dieſem Gebiete nicht dem 
höchſten Gedanken des Strafrechts, nämlich der Individualiſierung 
entſprechen. Für dieſen Zweck war namentlich ein Zweifaches not⸗ 
wendig. Einmal, daß die ſchwerfällige Kaſuiſtik der Tat⸗ 
beſtände im beſonderen Teil des StGB. vereinfacht wurde. Nach 
§ 243, 4 des jetzt geltenden StGB. begeht derjenige einen ſchweren 
Diebſtahl — mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren zu beſtrafen —, der 
auf einen Eiſenbahnhof eine zum Reiſegepäck gehörige Sache durch 
Ablöſung der Verwahrungsmittel ſtiehlt. Kommt da ein Reiſender in 
einen Warteſaal und ſieht in der Ecke ein verheißungsvolles Paket, 
aus dem die Silberſpitze eines herrlichen Stockes hervorragt. Um ihn 
zu bekommen, löſt er den Verband und ſtiehlt ſich den Stock. Straf⸗ 
bar wegen ſchweren Diebſtahls. Hätte er ſich die Sache vereinfacht 
und das ganze Paket genommen, wäre er wegen einfachen Diebſtahls 
mit Gefängnis zu beſtrafen. Alſo Vereinfachung der Tatbeſtände, Be⸗ 
ſeitigung von törichter Kaſuiſtiß! Sodann nach der anderen Seite 
größere richterliche Freiheit in der Strafbemeſſung: hinſichtlich der 
Strafmilderung wie der Strafſchärfung eine größere Beweglichkeit, 
um die Strafe im einzelnen Fall ſubjektiv der Schuld und objektiv 
dem Erfolg in gerechter Weiſe anzupaſſen. Man war ſich ſchon da⸗ 
mals in unſerer Kommiſſion nicht im geringſten daruber im Zweifel, 
daß dies der ſchwierigſte Teil der Strafrechtsreform ſei, und daß um 
die Frage der Freiheit des richterlichen Ermeſſens ſpäter der Haupt⸗ 
kampf ausbrechen werde. Das waren die drei Hauptpunkte, unter 
deren Schwergewicht wir ſchon im Jahre 1902 die Arbeit begonnen, 
unter deren Schwergewicht wir ſie im Jahre 1913 und allen folgenden 
Jahren fortgeſetzt haben. 

Wende ich mich nun unmittelbar zur Lage der Gegenwart, ſo iſt 
nicht zu verkennen, daß im Vergleich zum Entwurf v. 1925 eine ge⸗ 
wiſſe Erſchwerung der Geſamtlage eingetreten iſt durch — 
verzeihen Sie mir, hohe Herren — die Beſchlüſſe, welche der 
Reichsrat gefaßt hat. Der Reichsrat hat ſehr erhebliche Ver⸗ 
änderungen an dem Entwurf v. 1925 vorgenommen. Ohne irgendwie 
im Augenblick kritiſch Stellung zu nehmen, erwähne ich nur, indem 
ich natürlich abſehe von allem rein Syſtematiſchen und Techniſchen, 
das nicht die Sache ſelbſt berührt, zum Beiſpiel weſentliche 
Anderungen des allgemeinen Teils bei der beſtrittenen und 
ſchwierigen Lehre des Rechtsirrtums, bei Notwehr, Notſtand, Verſuch, 
Teilnahme, Vorausſetzungen der Einſchließung, bedingtem Straferlaß, 
Nebenſtrafen und Nebenfolgen, Zuſtändigkeiten in Beziehung auf die 
Verhängung von Sicherungs⸗ und Beſſerungsmaßregeln, Streichung 
— ich ſage jetzt ſchon, daß ich es ſchmerzlich bedauere — des Wirts⸗ 
hausverbots und der Schutzaufſicht als ſelbſtändiger Maßnahmen. Aus 
dem beſonderen Teil kommen namentlich in Betracht: Verrats⸗ 
delikte, Wahldelikte, Amtsdelikte, Religions⸗ und Delikte gegen die 
Rechtspflege, Tötung, Körperverletzung, auch Sittlichkeitsdelikte. Ich 
bemerke, einen Teil dieſer Veränderungen des Reichsrats billige ich 
von ganzem Herzen, und ich folge ihnen ſogar dankbar, halte fie für 
Verbeſſerungen. Bei anderen habe ich aber meinerſeits die denkbar 
ſchwerſten Bedenken. Indeſſen, nicht darauf kommt es mir jetzt an, 
das einzelne darüber feſtzuſtellen, ſondern ich will nur ſagen, daß im 
Vergleich zum Entwurf v. 1925 wir uns nicht verhehlen dürfen, daß 
der Streitſtoff ſich erweitert hat. 

Gleichwohl trete ich mit der größten Zuverſicht, mit den ſtärkſten 
Hoffnungen und der größten inneren Freude, in keiner Weiſe peſſi⸗ 
miſtiſch geſtimmt, an die große Aufgabe heran. Ich bin von dem 
Vertrauen beſeelt, daß dem Reichstage der große Wurf gelingen wird, 
und ich wünſchte nichts ſo ſehr, als daß ich in dieſem Augenblick 
einen Teil dieſes Vertrauens auch auf die Mitglieder des Reichstags 
übertragen könnte. Meine Herren, täuſchen wir uns darüber nicht: 
es kommt nur darauf an, ob man will. Die Grundfrage, die jeder 
ſich ſtellen muß, wenn er ſich jetzt entſcheidet in der Frage, ob der 
Reichstag die Sache in die Hand nehmen oder ob er ſie fallen laſſen 
ſoll, iſt einfach die, ob der Wille vorhanden iſt, das große Werk 
zuſtande zu bringen. Es iſt meine Überzeugung, daß, wenn dieſer 
Wille vorhanden iſt und dieſe Frage bejaht werden muß, es dann 
keine Schwierigkeit gibt, die nicht überwunden werden könnte, daß 
die Differenzen überwunden werden können, wenn man über dem Ein⸗ 
zelnen nicht das Ganze vergißt und über dem Kleinen nicht das Große. 

Laſſen Sie mich dieſes mein Vertrauen nun durch ein paar 
Beispiele hier vor Ihnen zu rechtfertigen verſuchen. Ich greife ein 
paar Hauptdifferenzen unter uns heraus, über deren Trag⸗ 
weite wir uns gegenſeitig keiner Täuſchung hingeben. 

Die ſeit Ende des 18. Jahrhunderts, ſeit Beccaria in tauſend 
Schriften behandelte Frage der Todesſtrafe wird uns natür⸗ 
lich wieder beſchäftigen; wir werden uns darüber ſtreiten. Sie iſt 
zwar beſchränkt auf Mord, und auch hier mit mildernden Umſtänden 
zugelaſſen, es kann alſo Freiheitsſtrafe an die Stelle treten. Das 
entſpricht einem Antrage, den ich in Weimar auf der Nationalver⸗ 
ſammlung in Gemeinſchaft mit den ſozialdemokratiſchen und demo⸗ 
kratiſchen Parteien geſtellt habe. Der Gedanke iſt in dieſem Geſetz⸗ 
entwurf verwirklicht worden. Nun möchte ich zu den Kämpfen über 
die Todesſtrafe folgendes bemerken. Wenn wir uns jetzt unvermeid⸗ 
licherweiſe wieder über die Aufnahme oder Streichung der Todes⸗ 
ſtrafe ſtreiten werden, ſo wird es m. E. nicht notwendig ſein, den 
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ungeheuren prinzipiellen Apparat, gegründet auf Recht, auf Philo⸗ 
ſophie, Theologie und was ſonſt noch, wiederum hervorzuholen und die 
Hunderte von Beweisgründen für oder gegen zu rekapitulieren. Wie 
ſich die Dinge heute geſtellt haben, handelt es ſich bei dieſer Frage 
um eine allerdings höchſte, aber doch immerhin nur um eine höchſt⸗ 
politiſche Zweckmäßigkeitsfrage. Die Frage wird ſein: Wäre es nach 
dem Stande der Kriminalität für den Staat zu raten oder zu ver⸗ 
antworten, daß er für äußerſte Fälle bereits jetzt auf das äußerſte 
Strafmittel Verzicht leiſtet? So habe ich das Problem bereits auf 
dem Wiener Juriſtentage von 1912 geſtellt, wo wir das 
große Problem in mehrtätigen Verhandlungen eingehend behandelt 
haben. über dieſe höchſtpolitiſche Zweckhmäßigkeitsfrage können wir 
gänzlich leidenſchaftslos, ohne uns an Philoſophie, Theologie uſw. zu 
entzünden, miteinander verhandeln und uns vergleichen. Der Wiener 
Juriſtentag v. 1912 hat mit 470 gegen 424 Stimmen die Frage, ob 
es zweckmäßig ſei, jetzt ſchon die Todesſtrafe aufzuheben, verueint. 
Ich glaube, daß die Gründe für dieſe Verneinung ſich in der Zwiſchen⸗ 
zeit noch verſtärkt haben. Aber ich gehe darauf nicht ein. Auhanger 
und Gegner der Todesſtrafe haben gewiſſermaßen ziffernmäßig un⸗ 
gefähr gleich nebeneinander geſtanden. Vermutlich wird es auch heute 
ſo ſein. Aber möge die Entſcheidung fallen ſo oder ſo, es iſt doch 
meine innerſte überzeugung: niemals darf der Ausfall dieſer Ent⸗ 
ſcheidung über eine ſolche Einzelheit wie über die Todesſtrafe das 
Schickſal der ganzen Strafrechtsreform beeinfluſſen. 

Wir werden uns, und wahrſcheinlich nicht zu wenig, ſtreiten über 
die Vorausſetzungen der Einſchließung, der custodia 
honesta. Die Frage hängt aufs engſte zuſammen mit den Ehren- 
ſtrafen überhaupt. Ich will gar nicht verſchweigen — für meine 
Freunde iſt es nichts Neues — ich meinerſeits ſtehe auf dem Stand⸗ 
punkt, daß der Begriff der ehrloſen Geſinnung und der Maßſtab des 
ſittlichen Werturteils niemals im Strafrecht entbehrt werden kann. 
Man denke an gewiſſe Verratsdelikte, man denke an wucheriſches 
Handeln. Ich denke noch an etwas ganz anderes, nämlich an die 
Verleumdung; ich wünſchte nichts ſo ſehr, als daß im künftigen 
StGB. ein Satz ſtünde, nach welchem der ehrloſe Verleumder mit 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte beſtraft würde. Ich möchte ſie 
alſo meinerſeits nicht entbehren; denn ich bin überzeugt, daß die 
Ehrenhaftigkeit als ſolche eine Bürgerpflicht iſt, und daß die Stärkung 
des Bewußtſeins von dieſer Bürgerpflicht der Ehreuhaftigkeit geradezu 
zu den Kräften eines Wiederaufbaus des deutſchen Staates und der 
deutſchen Geſellſchaft gehört. Aber alle, ſelbſt die Gegner der Strafe 
des Verluſtes der bürgerlichen Ehreurechte, ſind darin vollkommen 
einig, daß jedenfalls die Hauptwirkungen, nämlich der Ver⸗ 
Luft der Amtsfähigkeit und des Wahl⸗ und Stimm⸗ 
rechts beſtehen bleiben ſollen. Der Hauptſtreit wird ſich alſo nach 
dem Entwurf des Reichsrats nur darauf zurückziehen, ob dieſe Wir⸗ 
kungen als Nebenſtrafen oder als ſichernde Maßnahmen aufzunehmen 
ſind. Ich bin meinerſeits unbedingt und ohne jede weitere Begrün⸗ 
dung hier für das erſtere. Ich betrachte ſie als Nebenſtrafen. Ich 
möchte aber ſchon jetzt auf das eine — wiederum aus dem Bilde des 
Lebens genommen — hinweiſen: Für den Betroffenen ſelbſt iſt die 
eine oder die andere Etikette, iſt die Frage, ob Sie dieſe Folgen 
verhängen als ſichernde Maßnahmen oder als Nebenſtrafen, un⸗ 
gemein gleichgültig, und wieſo eine Verſtändigung auf dieſem Gebiete 
nicht möglich ſein ſollte, kann ich nicht einſehen, ſofern ich nur die 
großen zugrunde liegenden Gedanken in den Vordergrund ſtelle. 

Dasſelbe nehme ich an für das große und weite Gebiet des 
Verhältniſſes von Sicherung und Strafe. Theoretiſch 
betrachtet ſind ſie beide natürlich grundſätzlich verſchieden. Die Strafe 
hat es mit der Vergangenheit zu tun, die Sicherung mit der Zukunft. 
Die eine iſt Repreſſion, die andere Prävention. Nun iſt es freilich 
notwendig und unerläßlich, daß die beiden in ein richtiges und ge⸗ 
ordnetes Verhältnis zueinander geſetzt werden. Darüber läßt ſich un⸗ 
endlich viel ſtreiten, ob ineinander, nebeneinander, nacheinander. Aber 
beachten Sie, bitte, doch jetzt ſchon das eine: all dieſer organiſatoriſche 
Streit, in welches Verhältnis Strafe und Sicherung zueinander zu 
ſetzen ſeien, iſt abſolut oder jedenfalls relativ gleichgültig gegenüber 
der Hauptſache ſelbſt: daß die wegen Zurechnungs unfähigkeit oder 
wegen verminderter Zurechnungsfähigkeit oder wegen Rückfälligkeit 
und dergleichen freigeſprochenen oder verurteilten Verbrecher nicht mehr 
unmittelbar auf die Straße losgelaſſen werden, nachdem durch die 
Erfahrung bombenſicher erwieſen iſt, daß ſie an der nächſten Stra⸗ 
ßeuecke bereits wieder mit dem GtÖB. kollidieren werden. Wenn 
man ſich überlegt, daß der Verbrecher vor ſich ſelbſt und die Geſell⸗ 
ſchaft vor ihm geſchützt werden muß, dann wird man wiederum die 
rein organiſatoriſche Frage, wie Strafe und Sicherung miteinander 
verkoppelt werden können, ganz gewiß nicht als entſcheidend in den 
Vordergrund ſtellen müſſen. Selbſtverſtändlich — und das iſt eine 
Forderung, die insbeſ. in der Literatur der Sozialdemokratie mit 
allem Recht hervorgehoben worden iſt — muß Vorſorge dafür ge⸗ 
troffen werden, daß die Anwendung dieſer ſichernden Maßnahmen in 
keiner Weiſe etwa zur Zerſtörung der Rechtsſicherheit des Beſtraften 
dienen kann. Es muß gegen jeden Mißbrauch und gegen jede Willkür 
Vorſorge getroffen werden. Hier handelt es ſich wirklich nicht um 
Differenzen in der Arbeit, ſondern höchſtens im Maß. Wir werden 
uns vollkommen verſtändigen können. 


Wifiiie Bogens, 


Um micht weitläufig zu werden, erwähne ich nur noch ein Haul 
beiſpiel: das iſt eben das, von dem ich vorhin ſagte: wir täuſchen ne 
darüber nicht, das iſt unſer Hauptzankapfel. Ich meine bie A 
heit des richterlichen Ermeſſens. Wollen Sie doch beach R 
Es geht heutzutage, es geht in dem bevorſtehenden Streit nicht me 
um den Grundſatz der Freiheit des richterlichen Ermeſſens, ſo ind 
um Art und Maß und Anwendung. Nach meiner Überzeugung, I 1 
der Entwurf 1925 in ſeinem höchſt anſprechenden und ſympathiſche 
Idealismus hierin zu weit, übrigens, wie ich nach der linken Se 
hin bemerken möchte, der vorangegangene Entwurf Dr. Radbruch I 2, 
noch viel weiter. Aber wollen Sie doch das bedenken: ohne die Os 
heit des richterlichen Ermeſſens überhaupt kann der höchſte Iwed 5 
Strafrechts nicht erreichbar ſein. Wollen Sie ſich geſchichtlich zun 
erinnern: wer wollte denn heute die freie Beweistheorte n 
behren? Blicken Sie in die Literatur vor jetzt ungefähr 100 Jae 
ſo finden Sie aufs Haar genau die gleichen Gründe gegen die El 
führung der geſetzlichen Beweistheorie angeführt, die man heut pl. 
gegen die Erweiterung der Freiheit des richterlichen Ermeſſens erhe * 
Freilich verſtärkt noch durch etwas anderes, was auch der Herr Rel die 
juſtizminiſter geſtreift hat, nämlich durch das Mißtrauen gegen 
Richter. ger 
Ein offenes Wort darüber! Jeder von Ihnen wird offen darlbet 
reden. Das Mißtrauen muß beim Ausgangspunkt und bei der 535 
angriffnahme dieſer Reform ausſcheiden. Eine Strafrech ee 
reform, auf Mißtrauen gegründet, wäre ſinnlos, we 
engherzig, wäre ein Unglück. Dann lieber ganz die Hände davon ſich 
Der Strafrichter wird und muß im Geiſte des neuen Strafrechts a 
ausbilden, auswirken. Einzelne Verſtöße, weil dieſer oder jener Sit 
richter in ſeinem Urteil eine Dummheit gemacht hat, können ale 
unmöglich der Maßſtab fiir irgendeine weitere Behandlung der Stec 
rechtsreform ſein. Auch mein verehrter Kollege Goldſchmidt 0 pe 
der „Voſſiſchen Zeitung“ von Heute?) morgen dieſen Standpunkt ©, 
ſtimmt vertreten. Ich ſtehe auf dem Standpunkt, wenn ich das © A 
nehme und nicht immer das willkürlich herausgegriffene Einzelne, 
unfer deutſcher Richterſtand, auch Strafrichter ſtand u 
allen Mängeln ein auf der vollen Höhe ſeiner pflichtmäßigen 9 
gaben ſtehender iſt. Das will ich in dieſem Augenblick nicht wege 
urgieren. Alles muß geſchehen, um den Strafrichterſtand auf die 
des Unpolitiſchen, allein in feiner Überzeugung vor der Majeftät 
Rechtes ſich beugend, zu führen, und insbej. wir akademiſchen Lehe 
können es uns nicht tauſendmal genug geſagt ſein laſſen, in ab⸗ 
jugendlichen Geiſter dieſe Gedanken der ſeeliſch-politiſchen . 
hängigkeit namentlich des Strafrichters hineinzupflanzen. Abet geg 
müſſen Zutrauen haben. Ohne dieſes Zutrauen können wir den ue 
in die Zukunft nicht beſchreiten. Ich bin überzeugt — das + 2 
richtig hervorgehoben —: es muß erſt das Geſeß gegeben ſein, inen 
erſt iſt es möglich, daß der zukünftige Richterſtand ſich in N per 
Geiſt hineinleben kann. Freilich kommen dazu auch geri 1s 
faſſungsmäßige Geſichtspunkte. Ich habe früher ſchon ausgeſt a 
und ſtehe auch heute noch auf dem Standpunkt, daß für den deichs⸗ 
richter der beſte Richter gerade gut genug iſt. Wie das die R. ten, 
juſtizverwaltung erreicht, iſt ſchließlich ihre Sache. Aber, meine Her wie 
faſſen Sie dieſes Zutrauen am Anfang eines fo großen Werkes, 
es die Strafrechtsreform iſt! 9 

Es liegt jetzt nicht in meinem Plan, noch weitere Streitpune 
hervorzuheben. Ich füge nur in dieſem Zuſammenhang die inte 
bei: nicht jetzt ſchon irgendwelche möglichen Gefahren aus dem ſſen, 
tigen StGB. an die Wand zu malen oder Streitpunkte zu us zu 
die in Wahrheit gar nicht beſtehen, die geeignet ſind, die Nefot! bob 
gefährden, weil ſie Verdacht erregen. So habe ich z. B. gefunden, auf? 
von einem Redner eines Parteitages die Forderung der 
geſtellt iſt: Kein StCB., wenn nicht geſichert iſt der Schuß den 
Arbeiterbewegung vor Strafbeſtimmungen, die ich 
Klaſſenkampf des Proletariats hindern können! Jan 
möchte Sie wirklich dringend fragen: Sagen Sie mir aus dert gen. 
wurf eine einzige Beſtimmung, die darauf angelegt iſt, den Wiz echt 
kampf des Proletariats, ſoweit er überhaupt im allgemeinen der 
fundiert, begründet und zuläſſig iſt, irgendwie zu behindern! je 
wenn es da heißt: Verſtärkter Schutz der Arbeitern daß 
gegen Ausbeutung! Dieſes Problem iſt ſo bedeutungsbo (iche 
wir in der jüngſten Sitzung der Ständigen Deputation des eur die 
Juriſtentages erwogen haben, ob wir es nicht überhaupt an Sie 
Tagesordnung des nächſten Juriſtentages ſetzen wollen. en ralt 
wiſſen doch alle, daß dieſe Verſtärkung des Schutzes der Ga nd 
nicht bloß ihre ſtrafrechtliche, ſondern ebenſo ihre zivilrechtli Teile‘ 
ihre öffentlich⸗rechtliche Seite hat. Alſo das kann nicht als ſpeziſſ 
Programm für ein künftiges StGB. aufgeſtellt werden. 
an meinem Optimismus durchaus feſt, daß es bei gutem, en 
Willen möglich ift, ſelbſt die größten und ſchwerſten Diſſerg oe m 
überwinden, wenn immer die Hauptſache, wenn immer das Gee 
den Vordergrund geſtellt wird. ic reden 

Freilich — und das iſt das letzte Kapitel, über das ich ngen 
möchte —, ſoll das Werk gelingen, fo müſſen einige Voraus eh zu⸗ 
erfüllt fein. Die erſte Vorausſezung ift die der Selbſtbeſ 
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dung. Das gilt ebenſogut für jedes einzelne Mitglied des Hauſes 
fat; für den eventuell mit der Sache zu beauftragenden Ausſchuß und 
RU auch für das Plenum. Das möchte ich doch nicht unaus⸗ 
Mbrochen laſſen: es wolle nicht jeder glauben, es ſei notwendig oder 
ic, daß feine Einzelwünſche hinſichtlich der Reform des 
e befriedigt werden. Er möge ſich von Anfang an deſſen ent⸗ 
alten, perſönlich oder mit ſeinen Freunden, zu jedem Paragraphen 
eint age zu ſtellen. Alles iſt tauſendmal erwogen. Ich möchte faſt 
15 Wette machen dahin, daß neue Geſichtspunkte für die Begründung 
el allgemeinen Beſtimmung oder eines einzelnen Tatbeſtandes nicht 
ehr geltend gemacht werden können. Man muß ſich überall an das 
Brofie Grundſätzliche halten und nicht übereilte Anträge ftellen. Davor 
19 ich im Strafrecht beſonders. Wer ſich näher mit der Materie 
en häftigt hat, ahnt nicht, wie die Anderung eines einzigen Wortes 
5 e Rückwirkung oder Auswirkung auf das ganze Gebiet des Straf⸗ 
ts haben kann. Das iſt in keinem anderen Wiſſensgebiet ſo, auch 
in im Zivilrecht. Jeder halte ſich auch vor — das wird mir keiner 
beiten können —: vieles läßt ſich jo und auch anders machen, und 
— es kann gut fein. Alſo Eigenwünſche, Liebhabereien müſſen 
mi treten. Wie wir uns im Ausſchuß dann mit allem Ernſt und 
N Erfolg an die Sache begeben wollen, das wollen wir dort des 
daberen beſprechen. Aber auch das Plenum müßte ſich ſchließlich bei 
er Bearbeitung dieſer Aufgabe gewiſſe Beſchränkungen auferlegen. 
> Plenum kann nicht verlangen, daß alle die ſchwierigen begriff⸗ 
gen Probleme des allgemeinen Teils hier verhandelt werden; ich 
en ſogar der Meinung: nicht einmal alle Tatbeſtände des beſonderen 
0 0 Gewiß gibt es gewiſſe Fragen, wie die des Strafen⸗ 
ns oder der Strafbemeſſung, wo kein vernünftiger und 
treschter Menſch daran denken wird, eine Beſchränkung ein⸗ 
Sen zu laſſen. Man kann auch an die Gruppe der politiſchen 
d likte, der gemeingefährlichen Delikte oder au den Ehrenſchutz und 
ſrgleichen Dinge aus dem beſonderen Teil deuken. Es wird ſich eine 
Le von Fragen herausſchälen laſſen. Aber ich ſehe wohl voraus, 
Ors kommen würde, wenn ſich hier der Reichstag ſchrankenlos eine 
h ot Potenz beilegen wollte. Davor warne ich. Wenn wir das Werk 
| enden wollen, müſſen wir alle Selbſtbeſchränkung üben. Darf 
de noch einmal in dem Zuſammenhang daran erinnern, daß das 
fügliche BGB. mit feinen 2385 Paragraphen und feinen 218 Ein- 
Jurungsartikeln in nicht ganz ſechs Monaten, zwiſchen Januar und 
worde 2 im Ausſchuß und im Plenum des Reichstags erledigt 
niit, 

just Eine zweite Vorausſetzung des Gelingens hat der Herr Reichs⸗ 
0 izminiſter bereits gejtreift Mir liegt es nahe, darüber noch ein 
ke 
N 
* 


ort zu ſagen. Bei unſerer Geſetzgebungsarbeit um Gottes willen 
ie Prinzipienreiterei und keinen Schulenſtreit! 
ſage nicht: es droht, da} er wieder in die Geſetzgebung hinein⸗ 
u Ben werde, aber einige Anzeichen find vorhanden, und die Ver⸗ 
zung liegt nahe. Es iſt dem Deutſchen ja kaum etwas ſo ſym⸗ 
fire ch und liegt ihm ſo wohlig, als über große Prinzipien zu 
Jielten. Da darf ich eine perſönliche Erinnerung vielleicht einflechten. 
{ habe bei Beginn der Strafrechtsreform im Jahre 1902 mit 
Ins 5 eine öffentliche Erklärung dahin erlaſſen, daß wir den Schulen⸗ 
z für die praktiiche Geſetzgebung vollkommen ausſchalten wollen. 
— waren wiſſenſchaftlich ſcharfe Gegner, wir waren perſönlich nahe 
din de, Ich halte es für meine Pflicht, und es iſt mir ein Be⸗ 
ach 08, heute ſeiner zu gedenken. Heute ift fein Todestag — vor 
troß Jahren. Ich gedenke ſeiner mit Verehrung und Danhbarkeit, 
7 aller wiſſenſchaftlichen Gegenfähe, weil ich weiß, daß er, wenn 
Gene am Leben hätte bleiben können, heute einer der führenden 
rechtgn bei der Strafrechtsreform ſein würde und einer, der die Straf⸗ 
er bareform der Zukunft genau ſo vertiefen und fördern würde, wie 
mit dem Strafrechte der Vergangenheit getan hat. 
se un, unſer Bündnis hat ſich bewährt. In den 282 Sitzungen 
muruft Strafrechtskommiſſion — ich glaube, da darf ich hier Zeugen 
Kupaent —, wiewohl dieſe Kommiſſion vollkommen gemiſcht war aus 
Ängern der klaſſiſchen und der modernen Strafrechtsſchule, iſt 
ſond micht ein einziges Mal vom Schulenſtreite die Rede geweſen, 
8 rn wir haben uns am Bilde des Lebens praktiſch über die 
inden verſtändigt. Es kann das Gewicht nur verſtärken, wenn ich 
W daſüge, daß auch der verſtorbene große Kriminaliſt, mein Freund 
genau unſerer Auffaſſung war. 
wolle; ergeltung, was die einen in den Vordergrund ſchieben 
Vor,“ und Zweckmäßigkeit, was die anderen allein in den 
groß ergrund ſtellen, ſchließen ſich nicht aus. Da iſt mir immer das 
Artig Zeugnis der geſchichtlichen Vergangenheit vor Augen, der 
ersten 4 104 jenes berühmten StGB., durch den die Deutſchen zum 
5 Karla Male ein gemeines Recht erhalten haben, das große Geſetz 


vollen e die ſog. Carolina von 1532. Sie hat einen wunder⸗ 
Artig rtißel, der uns heute noch führen und leiten kann, den 
und el 104, der ſagt: „Geſtraft wird aus Lieb’ der Gerechtigkeit 


bind um gemeinen Nutzens willen.“ Hier findet ſich alſo die Ver⸗ 

wie img, des Gedankens der Gerechtigkeit und der Zweckmäßigkeit, 

das m Entwurf insbeſ. der Gedanke der Sicherung. Das eine ſchließt 

bon 7 re nicht aus, und wenn jeder davon überzeugt iſt, dann 

ſtreit .. wir auch von jeder Art von Prinzipienreiterei und Schulen⸗ 
über dieſe Fragen abjehen, 


Wir müſſen uns von Anfang an deſſen bewußt ſein, daß Wiſſen⸗ 
ſchaft und Geſetzgebung ihre ganz und gar verſchiedenen Aufgaben 
haben und Wege gehen müſſen. Mit dem Problem der letzten 
Gründe des Strafrechts hat ſich der Geſetzgeber nicht zu 
belaſten. Über Strafrechtstheorien könnten wir allein ein paar Jahre 
hier ſitzen und ſtreiten. Die Wiſſenſchaft muß rückſichtslos aus 
den als wahr erkannten Prämiſſen die Folgerung ziehen. Der Geſetz⸗ 
geber kann das nicht; denn der Geſetzgeber muß ſich mit Erreich⸗ 
barem begnügen, mit dem jeweils Nützlichen. Die Wiſſenſchaft kann 
niemals ein mittleres Maß von Wahrheit anerkennen. Das gibt es 
für fie nicht. Daher gibt es für die Wiſſenſchaft keinerlei Entgegen⸗ 
kommen, keinerlei Ausgleich. Der Geſetzgeber muß — was in den 
Schlußworten des Herrn Reichsjuſtizminiſters angeklungen hat — 
ſich auf Kompromiſſe einlaſſen, wenn er überhaupt etwas Vernünf⸗ 
tiges zuſtande bringen will. Und endlich: der wiſſenſchaftliche Streit 
wird niemals aufhören; er geht immerfort. Es iſt ganz unmöglich, 
daß der Geſetzgeber wartet, bis dieſer Streit zum Austrag gebracht 
worden wäre. Er muß auch den Mut haben, Forderungen eines 
Prinzips preiszugeben, wenn es das Wohl des Ganzen im Augenblick 
fordert und wenn die Rechtsentwicklung auf einen anderen Weg hin⸗ 
weiſt. Ich reſumiere dieſes Kapitel dahin: Steht feſt — und darin 
iſt die klaſſiſche und die moderne Strafrechtsſchule einer Meinung —, 
daß jeder vor dem Strafrichter verantwortlich iſt, falls er zurechnungs⸗ 
fähig iſt, ſo iſt es vom Standpunkt des Geſetzgebers aus gleichgültig, 
ob dieſe Verantwortlichkeit vor dem Strafrichter auf metaphyſiſcher 
Willensfreiheit beruht oder auf Nützlichkeitserwägungen. Hält das 
jeder feſt, daß damit dieſe Probleme ausſcheiden aus der Zuftändigkeit 
des Geſetzgebers, dann werden viele Hemmniſſe und Hinderniſſe unſe⸗ 
rer gegenſeitigen Verſtändigung beſeitigt ſein. 

Eine weitere Vorausſetzung des Gelingens iſt die Entpoliti⸗ 
ſierung der Strafrechtsreform. Das klingt vielleicht hier 
in dieſem Hauſe manchem als eine höchſt ſeltſame, vielleicht kindliche 
Forderung. Das habe ich ganz genau gewußt. Aber trotzdem iſt es 
richtig, und trotzdem iſt es notwendig. Die Forderung iſt nicht ſo 
gemeint, als ob der politiſche, der parteipolitiſche Standpunkt aus⸗ 
ſcheiden könnte aus den Motiven, aus den Beweggründen für die 
Entſcheidung der einen oder anderen ſtrafrechtlichen Frage. Das ift 
ſelbſtverſtändlich. Namentlich ſoweit es ſich etwa um Tatbeſtände und 
Probleme handelt, die eng mit Weltanſchauungen verknüpft ſind, läßt 
ſich natürlich auch der parteipolitiſche Standpunkt nicht ausſcheiden. 
In dieſer Beziehung herrſcht unter uns vollkommen Friede und Über⸗ 
einſtimmung. Wenn ich die Forderung der Entpolitiſierung der Straf⸗ 
rechtsreform ſtelle, ſo iſt damit gemeint, daß nicht, wie es da oder 
dort angekündigt worden war, das ganze Schickſal der Reform ab» 
hängig geſtellt wäre von der Erfüllung eines Parteiprogramms. Das 
iſt es: die Sache muß entpolitiſiert werden. Mag es immerhin ſo 
kommen — und es wird fo kommen, darüber täuſche ſich niemand —, 
daß mancherlei Wünſche von Parteien nicht zur Erfüllung kommen: 
es kommt auf das Abmaß des Ganzen an bei der Beurteilung des 
Letzten. Und ich kann Ihnen ſagen: Wenn es gelingt, das geplante 
neue Strafrecht wirklich zum Abſchluß zu bringen, wird es auch für 
denjenigen, der in einigen Wünſchen und Gedanken enttäuſcht iſt, 
doch immer noch ein ungeheures Plus von Errungenſchaften gegen⸗ 
über dem gegenwärtigen Stand der Dinge. Sehr zutreffend — das 
Wort wurde ja zitiert — hat Radbruch das Wort geprägt, daß man 
nicht Tagesfragen mit einer Jahrhundertfrage verwechſeln ſoll. Beim 
Strafgeſetzbuch handelt es ſich in der Tat um eine Jahr- 
hundertfrage. Daher darf nicht das Schickfal des Ganzen davon 
abhängig gemacht werden, daß gleich von Anfang an eine polttiſche 
Partei kommt und ſagt: Das verlangen wir: entweder oder; wenn 
nicht, laſſen wir die ganze Reform fallen. So können wir dag nicht 
machen. Wir müſſen in dem hohen Geiſt der Entpolitiſierung, in denr 
Gedanken, daß es ſich um etwas viel Größeres handelt als um 
Parteien, an dieſes große Werk herantreten. 

Ich habe wohl die Meinung gehört — ſie klang mehrfach an — 
nicht hier, aber auswärts —, daß es freilich richtiger ſei, die Ver⸗ 
abſchiedung eines ſo großen Werks nicht an das Ende 
einer Legislaturperiode, des Lebens eines Reichstags zu ſetzen, ſondern 
vielmehr an den Anfang. Sie wiſſen alle, daß das bei dieſem Werk 
des Strafrechts katſächlich gar nicht möglich war, weil die Vor⸗ 
bereitung bei unſerem Reichstag vom Jahre 1924 noch nicht abge⸗ 
ſchloſſen ſein konnte, weil die erſte Zeit des Reichstags, wie alle 
wiſſen und ſich erinneru, mit ſchwierigen und großen Problemen der 
auswärtigen Politik belaſtet war und dergleichen Gründen. Aber das 
kaun ich Ihnen jagen: weun dieſe Reichsſtrafrechtsreform nicht jetzt 
zuſtande kommt, daun wird ſie in abſehbarer Zeit überhaupt nicht 
zuſtande kommen. In einem neuen Reichstag müßten nun alle — 
und das ſind nicht bloß tauſend, ſondern aber tauſend — Fäden 
wieder neu angeknüpft werden. Das Scheitern jetzt wäre ein Unglück. 
Unermeßlich viel Zeit und Arbeit wäre vergeudet. Unermeßliche Werte 
der Bekämpfung des Verbrechertums wären in Jahren verloren⸗ 
gegangen, und einer unſeligen Gelegenheitsgeſetzgebung wären für die 
nächſten Jahre Türen und Tore geöffnet; denn dies und jenes muß 
geregelt werden, und es entjteht nur die Frage, machen wir es in Ge⸗ 
legenheitsgeſetzen oder im einheitlichen Rahmen des Großen und Ganzen. 

Und endlich, gelänge es nicht: nationale Erwartungen, 
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die uns alle ohne Unterſchied der Partei am Herzen liegen und von 
denen der Herr Reichsjuſtizminiſter vorhin gegen Ende ſeiner Rede 
geſprochen hat, wären enttäuſcht und wahrſcheinlich für Nichtmehr⸗ 
wiederſehen zerſtört. Dieſe Verantwortlichkeit möchte ich dem Deut⸗ 
ſchen Reichstag nicht aufgebürdet wiſſen. 

Die Frucht iſt zur Ernte reif, wenn wir mit Mut und mit 
einigem Vertrauen, wie ich es vorhin zu begründen verſucht habe, 
an das Werk die Hand legen. Ich habe eine Bitte für alle folgenden 
Redner in der Generaldebatte. Meine Herren, ſelbſtverſtändlich — 
und es iſt recht — müſſen wir die Kritik frei walten laſſen an 
dem vorliegenden Entwurf; aber ich bitte Sie dringend, nicht bloß die 
Kritik und nicht bloß die Negation an den Anfang des Werks und 
vorauszuſtellen, ſondern auch das poſitiviſtiſche Moment, das Moment 
des Wollens, den Entſchluß, das, was ich am Anfang als die ver⸗ 
ſtändnisvolle innerliche Stimmung zu dem ganzen Werk bezeichnete. 

Und damit will ich zum Schluß gehen. Ich Könnte als eine 
weitere der Vorausſetzungen des Gelingens allerdings noch 
näher ausführen, daß das ganze Werk ohne große perſönliche 
Opfer allerdings nicht gelingen wird. Jeder muß ſich ſelbſt Be⸗ 
ſchränkungen ſeiner Freiheit auferlegen und, wenn er mitarbeiten will, 
alles andere zurückſtellen — alles —, um feine Hauptkraft an dieſes 
Werk ſetzen zu können. Dazu muß man Zeit haben, und wenn man 
die Zeit nicht hat, dann muß man ſie ſich nehmen, denn ſonſt iſt es 
ganz unmöglich. 

über die geſchäftliche Behandlung will ich hier nicht 
reden. Wir haben vorhin im Alteſtenrat darüber einige Grundzüge 
aufgeſtellt, den Gedanken, daß der Entwurf einem beſonderen Straf- 
rechtsausſchuß überwieſen werden ſoll, daß in dieſer Strafrechts⸗ 
Kommiſſion möglichſt eine ſtändige Mitarbeit in irgendeiner noch 
offengehaltenen Form geſichert werden ſolle und daß wir ſchon das 
Opfer unſerer Freiheit bringen müſſen, von Mitte September an auf 
Ferien zu verzichten und fleißig an dieſem Werk zu arbeiten, denn 
ſonſt wäre es nicht zuſtande zu bringen. Das deutſche Volk wartet 
direkt auf dieſes Werk. Es beſteht großes Intereſſe. Freilich möchte 
ich von dieſer Stelle aus dem deutſchen Volk noch eins am Schluß 
meiner Erwägung ſagen. Wenn das deutſche Volk auch nach jo ſehr 
dringend die Verabſchiedung der Strafrechtsreform erwartet, über⸗ 
ſchätzen dürfen wir und darf das deutſche Volk die Bedeutung 
einer Strafrechtsreform überhaupt nicht. Von einem 
noch ſo verbeſſerten Strafrecht kann unmöglich allein die ſittliche und 
die rechtliche Volksgeſundung erwartet werden. Das Strafrecht iſt 
ein werlr. es, ein notwendiges, aber nicht das wertvollſte, geſchweige 
denn einzige Mittel für die Geſundung auf der einen und für den 
Kampf gegen das Verbrechertum auf der anderen Seite. Das noch 
viel wichtigere Mittel als das Strafrecht iſt, die Quellen des Ver⸗ 
brechertums abzugraben und in Bewegung zu halten, die perſönlichen 
Quellen, die wirtſchaftlichen, die ſozialen, und wie vielfach fie find. 
Alles das, was da im Hintergrunde ruht, das können wir im Reichs⸗ 
tag, das kann der Strafgeſezgeber mit feiner Macht unmöglich er⸗ 
reichen. Wer alſo meint, die Sache werde dadurch allein gebeſſert, 
daß wir hier ein StGB. machen, der würde in Täuſchung begriffen 
ſein. Die Geſellſchaft iſt nicht befreit von der Schuld, die Geſell⸗ 
ſchaft trägt eine ungeheure Mitverantwortlichkeit, wenn 
ſie nicht ihrerſeits vor allem ſich daran macht, die Bedingungen des 
Verbrechertums zu beſſern, zu befeitigen, wenn fie ihrerſeits nicht vor 
allem daran geht, den ſumpfigen Untergrund zu reinigen, aus dem die 
Miasmen und Schlingpflanzen des Verbrechertums hervorwachſen. 
Welche weitverzweigte Kette dazu notwendig iſt, beginnend ſchon mit 
der Erziehung in Schule, Haus, Werliſtatt uſw. bis hinaufſteigend zu 
den großen Organisationen, das kann ich natürlich nicht hier aus⸗ 
führen. Aber ich will dem deutſchen Volk, gerade wenn es hoffnungs⸗ 
voll in dieſe Reform hereintritt, doch von vornherein zu Gemüt und 
zu Gewiſſen geführt haben, daß, wenn es dem Geſetzgeber gelingen 
ſollte, ein gutes Stöß B. zuſtande zu bringen, dann die Geſellſchaft 
ſelbſt das Beſſere und noch das Beſte hinzufügen muß. 

Alſo nicht überſchätzen, aber endlich auch nicht unterſchätzen! 
Das Strafrecht iſt die Grundlage eines rechtsgeſicherten Volkes und 
Gemeinſchaftslebens, und ich meine doch, keine Zeit predigt ſo er⸗ 
ſchütternd die Notwendigkeit wie die Gegenwart. Der Reichstag iſt 
berufen, dieſes ftarke Fundament der geſicherten Vollsfreiheit, ſoweit 
das Strafrecht den Dienſt leiſten kaun, zu bauen. Möge er auf der 
Höhe ſeiner Aufgaben ſtehen! Es kommt — ich wiederhole das zum 
letzteumal und werde es vielleicht noch zwanzigmal jagen — lediglich 
auf den guten Willen an. Iſt der vorhanden, dann kann das Werk 
gelingen, und gelingt das Werk, dann hat ſich allerdings dieſer 
Reichstag um Volk, um Staat und um Vaterland wohl verdient 
gemacht. 

Landsberg (SPD.), Abgeordneter !): So vieles uns auch von⸗ 
einander treunt, es gibt doch erfreulicherweiſe auch Dinge, in denen 
wir übereinſtimmen, und dazu gehört die Verehrung des Verehrungs⸗ 
würdigen. Ich denke, Sie werden mich als Ihren Herold gelten 
laſſen, wenn ich dem verehrten Herrn Vorredner meine aufrichtige Be⸗ 
wunderung ausſpreche zu dieſer Rede, in der ſich die Weisheit des 


A 1) RA. beim Lg. I Berlin: 1918 Volbsbeauftragter; 1919 
Reichsjuſtizminiſter; 1920 Geſandter in Brüſſel. 
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Alters mit dem ſchönen Eifer der Jugend gepaart hat, und die unſerk 
Verhandlungen auf das wuͤrdigſte eingeleitet hat. a 
Es iſt ein erhebender Gedanke, mit dem ich meine Ausführungen 
beginne, daß ich zu einem Geſetze zu ſprechen habe, das gleichzeitig TE 
Deutſch⸗Oſterreich verbindlich werden ſoll. Man muß auf das de 105 
Handelsgeſetzbuch zurückgehen, um ein Geſetz ausfindig zu machen, 
für uns im Reiche und für die Deutſch⸗Oſterreicher gemeinſam . 
weſen iſt. Komnit dieſes Werk zuſtande, das die Rechtsanglen 
chung zwiſchen der deutſchen und der öſterreichiſche 
Republik anbahnen ſoll, dann wird wieder einmal die Richtigkeit 
des ſchönen Wortes des Deutſch⸗Oſterreichers Ferdinand Kürnberge 
bewieſen werden: „Kolorierte Landkarten können nicht Deutſch vo 
Deutſch trennen.“ 505 
Freilich wird, damit dieſe Rechtsangleichung ftattfinden kann, = 
neue StGB., an deſſen Beratung wir jetzt herangehen, von der ie 
mältigenden Mehrheit der Bevölkerung ſowohl Deutſchlands 
Deutſch⸗Oſterreichs als im Einklang mit unſerem Kulturzuſtande 
findlich betrachtet werden müſſen. Es wird dieſes StGB. in Deut ruck 
land und in Deutſch⸗Oſterreich betrachtet werden müſſen als A on- 
des allgemeinen Willens, damit es als ein nicht bloß äußerlich, N 
dern auch innerlich als verbindlich anerkanntes Geſetz gilt. = 
Dazu werden zunächſt einmal, ſoweit Deutſch⸗Oſterreich in 500 
kommt, nicht unerhebliche Anderungen des Geſetzes nötig ſein. =. 
fage ich Ihnen rundweg. Ich kann hier nur über bie Empfindung 
ſprechen, mit denen meine öſterreichiſchen Parteigenoſſen dem Geh 
entwurf gegenüberſtehen, will das aber auch rückhaltlos tun. Be 
öſterreichiſchen Parteigenoſſen ftehen nicht auf dem Standpunkt, wich 
ein Strafgeſetz zu humanitär ſein kann, wir übrigens auch acht 
Meine öſterreichiſchen Parteigenoſſen würden auch ein StGB. 7 
bloß von dem ihnen etwas ſubaltern vorkommenden Standpunkt 
Aufrechterhaltung von Ruhe, Ordnung und Sicherheit. Auf dem ſſen 
Standpunkt ſtehen wir auch. Meine öſterreichiſchen Parteigend 
haben den Eindruck, daß bei uns im Reich zuviel geſtraft wird, in 
bei uns allzuſehr die Neigung beſteht, die politiſchen Kämpfe 1 
Gerichtsſaal fortzuſetzen und den Staatsanwalt als Abjutante I 
gewinnen. Sie zitieren gern ein Wort des geiſtvollen weichen ehen 
rats Mittelſtedt: „Was würde Luther und Leſſing wohl gef gen 
ſein, wenn ſie in einer ſo empfindlichen Zeit wie der unſrigen le 
würden!“ Leſſing würde wahrſcheinlich wegen Beleidigung des Art- 
Goeze in Hamburg mindeſtens ſo ſtreng beſtraft worden ſein wie — 
lich meine Parteigenoſſen in München wegen Beleidigung des Pfar : 
Hell in Perlach. Meine öſterreichiſchen Parteigenoſſen haben mir gust 
wir haben ein veraltetes StGB.; aber wir haben eine erträgliche Jie 
und kommen infolgedeſſen mit unſerem Geſetzbuch ganz gut aus, 
haben weiter die Befürchtung, daß auf dem Gebiete der Jufid 
etwas wie eine lex Gresham beſtehen könnte, jenes Geſetz, das he⸗ 
ſtellte, daß das gute Geld vom ſchlechten vertrieben wird. Sie nicht 
fürchten, daß ihre, wie ſie anerkennen, gute Juſtiz von unſerer 1 
ganz fo guten verdrängt werden könnte, wenn eine Rechtsangleichn 
zwiſchen beiden Ländern herbeigeführt wird. Ich muß geſtehen, run 
ich dieſe Beſorgnis für übertrieben halte. Aber Sie können be: e 
erkennen, daß man in einem erheblichen Teile der öſterreichiſchen 
völkerung dem Geſetz nicht mit der gleichen Begeiſterung gegen ige 
ſteht wie etwa der Herr Vorredner, und wir werden auf eine berar 
Stimmung eine ſehr weitgehende Rückſicht zu nehmen haben. cast 
Beſonders ſtoßen ſich meine öſterreichiſchen Parteifreunde bar, 
daß in unſerem StGB. wieder die Todesſtrafe vorgeſeh 
deren Beibehaltung in unſerem Geſetz übrigens eine volle 9 
gleichheit zwiſchen Deutſch⸗Oſterreich und Deutſchland verhindern 5 
Denn in Deutſch⸗Oſterreich iſt die Todesſtrafe durch die Verfaſſung ein? 
geſchafft; fie kann alſo nur mit qualifizierter Mehrheit were ierte 
geführt werden. Daß ſich in abſehbarer Zeit drüben die quali tin 
Mehrheit finden wird, die zur Wiederherſtellung der Todesſtraſe mnie 
wäre, wird jeder von Ihnen, der die öſterreichiſchen Verba 
kennt, auch nur für ausgeſchloſſen halten. 2 „ Worte 
Laſſen Sie mich zu der Frage der Todesſtrafe einige [tun 
ſagen. Ich kündige namens meiner Freunde gegen die ehe 
dieſer Strafe den erheblichſten Widerſtand an, über deſſen Ensch e 
heit Sie ſich bitte dadurch nicht täufchen laſſen wollen, daß ich nur 
entſprechend der Aufforderung des verehrten Herrn Vorredn ßer 
kurz über dieſe Frage zu ſprechen gedenke. Wir bedauern es 0 gi 
ordentlich, daß die Reichsregierung ſich in ihrer Stellungnahm 
der Frage der Todesſtrafe nicht auf die Seite von Osterreich Bucht 
hat, ſondern auf die Seite von Sowjetrußland, das, wenn 1 ell; 
irre, in 24 Paragraphen feines neuen StGB. die Todesſtrafe vor che 
dabei Find die militäriſchen Verbrechen, auf die die Todesſtrafe. dem 
noch nicht einmal mitgezählt. Wir leſen in der Begründung a 
Entwurf den Satz: n oll 
Angeſichts der infolge des laugen Krieges eingetreg ahne 
gemeinen Verrohung, angeſichts der noch fortdauernden 3 mög dr 
von Mordtaten grauenerregender Art erſcheint es nicht 5 
auf das in der Todesſtrafe zweifellos liegende ſtarle 
ſchreckungsmittel zu verzichten. giberſptu 
Ich weiß nicht, ob der Schreiber dieſes Satzes den Wi och die 
nicht gemerkt hat, der ihm unterlaufen iſt. Wir haben ja d 8 fort 
Todesstrafe, und fie hat fo wenig abſchreckend gewirkt, daß ein 2 
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dauernde Zunahme grauenerregender Mordtaten zu verzeichnen ift, 
im „während im Jahre 1912 40 Verurteilungen zum Tode erfolgten, 
er are 1920 177 Fälle von Verurteilungen zur Kapitalſtrafe ſich 
* haben. Kann man denn die Behauptung von der abſchrecken⸗ 
ſache zirkung der Todesſtrafe noch deutlicher widerlegen? Die Tat⸗ 
10 der Verrohung iſt vollkommen richtig. Der innere Widerſtand 
ie den entſetzlichen Gedanken der Vernichtung von Menſchenleben 
gef, en durch die tägliche Übung des Krieges bei ſehr vielen Leuten 
klär wücht und ſogar aufgehoben worden. Das iſt die einfache Er⸗ 
Ste ung. Dieſe Krankheit werden Sie aber nicht damit heilen, daß 
dem Kranken den Kopf abschlagen. 
1 Mein verehrter Herr Vorredner hat im Jahre 1912 auf dem 
at er Juriſtentag ausgeführt, daß weder die individuelle noch die 
Se meine Sicherheit auf dem Spiele ſtehe, wenn Kulturſtaaten wie 
an and und Oſterreich das äußerſte Mittel der Strafjuſtiz nicht 
noch nden. Damit hat er vollſtändig recht, und dieſer Satz gilt auch 
War für den heutigen Tag. Die Anhänger der Todesſtrafe frage ich: 
Rn laſſen Sie denn die Todesſtrafe, wenn Sie ſich von ihrer 
born hung eine abſchreckende Wirkung verſprechen, nicht öffentlich 
al en? Dann müßte doch die abſchreckende Wirkung beſonders 
a * ſein. Statt deſſen wird unter Ausſchluß der Öffentlichkeit eines 
N e Tel im Morgengrauen, ein Menſch, der gar kein Menſch 
Wort ur, auf den Hof hinausgeſchleppt und wird dort abgeſchlachtet. 
läßt es befteht denn dieſe Strafe? Vom Standpunkt der Philoſophie 
düge ie ſich nicht rechtfertigen. In dem Augenblick, in dem ſie voll⸗ 
bann. wird, iſt ein Objekt, an dem eine Strafe vollzogen werden 
after la gar nicht vorhanden. Die Strafe beſteht alſo in der grauen⸗ 
ſchen entſetzlichen Angſt des Delinquenten in den letzten Stunden zwi⸗ 
d ber Bekanntmachung von ſeiner bevorſtehenden Hinrichtung und 
primit richtung ſelbſt. Ich kann begreifen, daß der Racheinſtinkt eines 
ver Menſchen gerade das will, daß jemand, der Blut vergoſſen hat, 
Torch qualvollen Stunden erleben ſoll. Der Geſetzgeber muß ſich aber von 
5 niedrigen Empfindungen freimachen. Wenn aber ſelbſt für die 
den strafe irgendwelche Zweckmäßigkeitsgründe geltend gemacht wer⸗ 
nen, ſo müſſen ſie alle weichen gegenüber dem einen Grunde 
Sten die Todesſtrafe, daß Juſtizmorde möglich ſind und daß dieſe 
mit le, wenn fie vollzogen iſt, irreparabel iſt. Uns iſt nicht gedient 
ter — Zulaſſung mildernder Umſtände für den Mord, die den Rich⸗ 
wenigen dem Zwange befreien, auf Todesſtrafe zu erkennen, um fo 
wilder, als wir uns darüber klar ſind, daß die Verweigerung der 
ſein enden Umſtände wahrſcheinlich in den meiſten Fällen identiſch 
beſte würde mit der Vollſtreckung der erkannten Todesſtrafe. Wir 
iſt hen darauf, daß dieſe Strafe, die nicht zeitgemäß, die barbariſch 
aus dem StGB. entfernt wird. 
Den uns vorliegenden Entwurf kann niemand und am aller⸗ 


1 
Fabian ein Juriſt ohne die größte Hochachtung von den juriſtiſchen 
bom gheiten feiner Verfaſſer leſen. Das iſt wirklich ein Geſetz, das 


einfa olke verſtanden werden kann; es zeichnet ſich aus durch eine 
9 che, klare Ausdrucks weiſe, die geradezu ein äfthetifches 
hat den verurſacht, und ich bedaure nur, daß der Reichsrat geglaubt 
fünfte äſthetiſche Behagen etwas ſtören zu müſſen; er hat nämlich 
1 iſche Anderungen vorgenommen, die ich zum Teil nicht für ſehr 
andern halle. Wenn er zum Beiſpiel immer die Wort: „einen 
i 570 durch „jemand“ erſetzen zu müſſen geglaubt Hat, fo geſtatte 
klin mi zu jagen, daß der Satz „wer einen andern beleidigt“ beſſer 
ſaſſun als der Satz „wer jemand beleidigt“. Indeſſen mögen die Auf⸗ 
Jen darüber verſchieden fein. 
liche er Geſetzentwurf hat ferner den Vorzug einer ſehr überſicht⸗ 
S 3 Gliederung und ſchließlich iſt auch die Technik des 
zachgebrauchs geradezu bewundernswert. 
aug Wenn ich mich mit dieſem juriſtiſchen Teil des Entwurfs durch⸗ 
ſtelludufrieden geben kann, fo habe ich in anderer Beziehung Aus⸗ 
des agen zu machen. Zum Beiſpiel ſtört mich, daß die Verfaſſer 
Geſalt wurſs anſcheinend ein Pendant zum lückenloſen Zolltarif in 
ra ia zeines lückenloſen StGB. haben ſchaffen wollen. Wo in ber 
durck „gend einmal ein Übeltäter durch eine Maſche des Geſetzes hin⸗ 
und deſchlupft iſt, da kommt der Geſetzgeber, da kommt der Entwurf 
vor 5 ebt einen Riegel vor, ſtellt ein ganz dickes, ſchweres Hindernis 
a Loch, durch das der Übeltäter entwichen iſt. Beiſpielsweiſe ift 
Shaft bekannte Tatſache, daß Hehlerei nur an dem Objekt der 
Beſtin t begangen werden kann. Der Entwurf gibt eine beſondere 
mung, die als Objekt für die Hehlerei auch den Erlös der 
Sa Straftat erlangten Sache gelten läßt. 
daß d vundſo oft iſt es bei Anklage wegen Untreue vorgekommen, 
der gr > Gericht hat freiſprechen müſſen, weil ſich erwieſen hat, daß 
geber genlagte zwar das in ihn geſetzte Vertrauen eines Auftrag⸗ 
war, wolöblich mißbraucht hat, daß ihm aber nicht beizukommen 
Unfall er zivilrechtlich Eigentümer der Sachen war, deren Ver⸗ 
Komm, 79 ihm die Staatsanwaltſchaft vorgeworfen hatte. Sofort 
„ der Entwurf mit einer beſonderen Beſtimmung, die es dem 
geſtattet, ſich von dem zivilrechtlichen Eigentumsbegriff bei 
rage der Untreue freizumachen. 
des Gent in einer Beziehung haben merkwürdigerweiſe die Verfaſſer 
maria nicht den Ehrgeiz gezeigt, eine Lucke des Geſetzes 
menf u, nämlich ſoweit es ſich um die Auswucherung 
1 chlicher Arbeitskraft handelt. Ich glaube, daß das ein 
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Gebiet geweſen wäre, auf dem es ſich ſchon gelohnt hätte, tätig zu 
werden. — Die Erfahrungen, die wir in dieſer Beziehung gefammelt 
haben, ſind ſo reichhaltig, daß es wirklich weiterer Beratung nicht bedarf. 

Wenn ich noch zu einigen Einzelheiten des Entwurfs mit wenigen 
Worten Stellung nehmen darf, ſo vermag ich wirklich nicht anzu⸗ 
erkennen, daß ein Bedürfnis nach der Strafbarkeit der Verleitung 
zum Selbſtmord beſteht. Für mich iſt es in der Praxis bisher 
nicht zutage getreten. Schließlich iſt doch für den Selbſtmord das 
Kauſale immer der Entſchluß des armen Teufels, der beſchloſſen hat, 
ſein Leben von ſich zu werfen. Der Reichsrat ſteht auf anderem 
Standpunkt. Der urſprüngliche Entwurf wollte ſich damit begnügen, 
Gefängnisſtrafe auf die Verleitung zum Selbſtmord zu ſetzen. Der 
Reichsrat hat hinzugefügt, in beſonders ſchweren Fällen ſei Zuchthaus⸗ 
ſtrafe bis zu zehn Jahren zuläſſig. Weshalb die Beleidigung 
von Verſtorbenen in Zukunft ſchlechthin ſtrafbar ſein ſoll, ver⸗ 
mag ich auch nicht recht einzuſehen. Ebenſowenig erkenne ich ein Be⸗ 
dürfnis an nach der Strafbarkeit einer Handlung, die in der Verab⸗ 
folgung nikotinhaltiger Waren an Perſonen unter 16 Jahren beſteht. 
Obwohl es ſchon etwas lange her iſt, daß ich mich im hoffnungsvollen 
Alter von weniger als 16 Jahren befunden habe, kann ich Ihnen 
doch ſagen: wenn ich mir damals Zigaretten hätte kaufen wollen, ſo 
würde ich um die Ausrede, mit der ich den Tabakhändler hätte täu⸗ 
ſchen wollen, nicht verlegen geweſen ſein. Ich hätte ihm nämlich ge⸗ 
fagt, daß mein Vater mich fie und Zigaretten haben wolle. Und 
eine ſchriftliche Vollmacht werden Sie doch nicht verlangen, nicht 
wahr? Aber ſelbſt wenn Sie ſie verlangen — es gibt exempla von 
Beiſpielen, in denen ein Lausbub die Unterſchrift ſeines Vaters auch 
fälſcht. Dieſe Beſtimmung wird alſo, glaube ich, ein vollſtändiger 
Schlag ins Waſſer ſein. 

Nicht gefallen will mir weiter, daß Strafvereitlung zu⸗ 
gunſten von Angehörigen künftighin nicht unbedingt ſtraflos 
ſein ſoll. Ich glaube, es empfiehlt ſich, es hier bei dem beſtehenden 
Zuſtand ſein Bewenden haben zu laſſen. Die Gründe, die in der Be⸗ 
gründung des Entwurfes für die gegenteilige Auffaſſung angeführt 
werden, ſcheinen mir reichlich konſtruiert zu fein. 

In dieſem Zuſammenhange darf ich auch noch auf folgendes hin⸗ 
weiſen. Das Anwendungsgebiet der Beſtimmungen über Mittei⸗ 
lung von Vorgängen in einer Gerichtsverhandlung, 
bei der die Öffentlichkeit ausgeſchloſſen war, iſt erweitert worden. 
Während ſich die Indiskretion bisher auf Verhandlungen beziehen 
mußte, bei denen die Öffentlichkeit wegen Gefährdung der Staats⸗ 
ſicherheit oder der guten Sitten ausgeſchloſſen war, iſt jetzt jede Preis⸗ 
gabe von Geheimniſſen aus jeder Verhandlung, bei der die Offentlich⸗ 
keit aus irgendeinem Grunde ausgeſchloſſen worden iſt, ſtrafbar; ſie 
wird mit Gefängnis bis zu 6 Monaten bedroht. Nun legt man ſich 
die Frage vor: wenn einer derer, die das Schweigegebot ausgegeben 
haben, wenn einer der an der Verhandlung teilnehmenden Richter 
ſeinerſeits Dinge ausgeplaudert hat, die ſich in der nichtöffentlichen 
Verhandlung ereignet haben, was geſchieht ihm dann? Da ſtoßen wir 
im 8 140 des Entwurfes auf die abſonderliche Beſtimmung, daß er 
wegen Preisgabe eines ihm kraft ſeines Amtes auvertrauten oder zu⸗ 
gänglichen Geheimniſſes nur dann beſtraft wird, wenn die Preisgabe 
gegen Entgelt erfolgt oder in der Abſicht, ſich oder einem anderen 
unrechtmäßig einen Vorteil zu verſchaffen oder jemandem einen Nach⸗ 
teil zuzufügen. Ich verſtehe dieſe Einſchränkung wirklich nicht an⸗ 
geſichts der Tatſache, daß die Geſchwätzigkeit eines Amtsträgers doch 
zweifellos ſehr viel mehr zu verurteilen iſt als die eines x-beliebigen 
Teilnehmers an einer Gerichtsverhandlung. 


Im übrigen werde ich nicht etwa den uns vorliegenden Entwurf 
in Grund und Boden verdammen, dazu bin ich viel zu objektiv. Ich 
gebe zu, daß der Entwurf außerordentlich viel Gutes enthalt. Das 
entſchiedene Bekenntnis zu dem Beſſerungszweck der Strafe iſt 
zweifellos etwas Großes. Der Gedanke, daß in der Strafjuſtiz mehr 
der Täter als die Tat betrachtet werden ſoll, iſt gleichfalls etwas 
außerordentlich Bedeutendes. Bedenklich iſt mir dabei nur eines. 
Wenn mehr der Täter als die Tat betrachtet werden ſoll, weshalb 
gibt man dann dem Richter in Fällen von Idealkonkurrenz, 
alſo da, wo eine Handlung gegen mehrere Strafbeſtimmungen verſtößt, 
die Befugnis, die Höchſtſtrafe um die Hälfte zu erhöhen? Das ſcheint 
mir eine Inkonſequenz zu ſein, denn da ſieht man wieder mehr auf 
die Tat als auf den Täter. — Was kann der Mann dafür, daß ſeine 
Handlung unglückſeligerweiſe und von ihm nicht beabſichtigt gegen 
zwei verſchiedene Strafgeſetze verſtößt. Man kann doch nicht ſagen, daß 
ſich darin eine beſondere verbrecheriſche Energie des Täters auswirkt. 

Auch ſoziale Gedanken ſind in ſtattlicher Anzahl in dem Geſetz⸗ 
entwurf enthalten oder wenigſtens enthalten geweſen. So wollte bei⸗ 
ſpielsweiſe der urſprüngliche Entwurf in § 34 Nr. 4 geſtatten, daß 
die Vollſtreckung einer Erſatzfreiheitsſtrafe zu unter⸗ 
bleiben hat, wenn die Beitreibung ohne Verſchulden des Verurteilten 
nicht erfolgen kann. Das war ein ſchöner ſozialer Gedanke. Wenn 
jemand beim beſten Willen nicht imſtande iſt, eine ihm auferlegte 
Geldſtrafe zu entrichten, jo ſoll er nicht erſatzweiſe ins Gefängnis 
gehen müſſen; damit kann der Rechtsordnung wirklich nicht gedient 
fein. — So, das kommt in das Strafvollzugsgeſetz, alſo deshalb hat 
der Reichsrat dieſe Beſtimmung geſtrichen. 

Sehr intereſſant war auch die Formel, mit der die Strafbarkeit 
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des Verſuches mit untauglichen Mitteln oder am untaug⸗ 
lichen Objekt eingeſchränkt werden ſollte, und ich bedaure es außer⸗ 
ordentlich, daß der Reichsrat die betreffende Beſtimmung des Ent⸗ 
wurfs geſtrichen hat, alſo die Strafbarkeit des Totbetens beibehalten 
will. — Auch das; wenn ſich der Täter einbildet, daß er durch Reden 
einen anderen töten kann, jo würde er auch für eine zu dieſem Zweck 
gehaltene Rede ſich wegen Mordverſuchs zu verantworten haben. 

Ich begrüße weiter die Beſeitigung des Unterſchieds zwiſchen dem 
beachtlichen Tatſachenirrtum und dem unbeachtlichen Rechts⸗ 
irrtum. Dieſe Unterſcheidung hat in der Praxis zu Reſultaten ge⸗ 
führt, die wirklich haarſträubend genannt werden können; es iſt an 
der Zeit, ſie zum Hausrat der Urväter zu werfen. 

Daneben ſtoße ich dem Entwurf allerdings auch auf unſoziale 
Beſtimmungen. So vermag ich beiſpielsweiſe nicht zu begreifen, 
weshalb in einer Zeit der Not wie der unfrigen die Strafe für 
Mundraub von ſechs Wochen Haft auf drei Monate Gefängnis 
erhöht werden ſoll, und ich vermag weiter nicht zu begreifen, weshalb 
beim Delikt des Bettelns, das allerdings künftig nur beſtraft 
werden ſoll bei Arbeitsſcheu oder Liederlichkeit oder wenn es gewerbs⸗ 
mäßig betrieben wird, ſtatt der bisher zuläſſigen ſechs Wochen Haft 
ſogar auf ſechs Monate Gefängnis erkannt werden kann. Man muß 
dabei eines berückſichtigen: „gewerbsmäßiges Betteln“, das hört ſich 
ſo an, als ob dazu erforderlich wäre, daß jemand jeden Tag auf der 
Landſtraße liegt und milde Gaben einſammelt. Das iſt durchaus nicht 
der Fall. Nach der Rechtſprechung unſerer höchſten Gerichte kann ein 
einziger Fall ſchon zur Feſtſtellung der Gewerbsmäßigkeit einer 
Handlung führen. 

Der Entwurf zeigte auch auf politiſchem Gebiete eine gewiſſe 
Neigung dazu, aus der ſtaatsrechtlichen Veränderung, die ſeit dem 
November 1918 eingetreten iſt, Folgerungen zu ziehen. Bei dieſer 
Gelegenheit möchte ich gegenüber dem Herrn Reichsjuſtizminiſter be⸗ 
merken: auf dem Gebiet der politiſchen Delikte kennt der 
Strafgeſetzentwurf den Begriff des Proletariers doch! Denn 
bei den politiſchen Delikten gilt in beſonders ſtarkem Maße das Wort 
des alten Stobaeus, daß die Geſetze find wie ein Spinnengewebe; die 
kleine Fliege bleibt darin hängen, der große Brummer zerreißt es. 

Der Entwurf wollte beiſpielsweiſe das Delikt der Staats- 
verleumdung als veraltet fallen laſſen. Ich pflichte den Ver⸗ 
faſſern des Entwurfs darin vollkommen bei. Wenn es irgendeinem 
Menſchen einfällt, zu behaupten, in Deutſchland gäbe es ein Geſetz, 
daß die Menſchenfreſſerei gejtatte, jo beſteht doch wirklich kein Be⸗ 
dürfnis, einen ſolchen Menſchen auf die Anklagebank zu zerren. Die 
Regierung ſollte ſich auf denſelben Standpunkt wie der Reichstag 
ſtellen, der auch bei den ſtärkſten Verleumdungen niemals daran 
denkt, die Genehmigung zur Strafverfolgung zu erteilen. Zudem 
kenne ich aus der Praxis nur ganz wenige Fälle der Anwendung des 
Paragraphen, der die Staatsverleumdung beſtraft. Der berühmteſte 
Fall iſt der vom Jahre 1878. Als Bismarck den Reichstag aufgelöst 
hatte, warf ihm ein fortſchrittliches Blatt vor, er habe den Reichstag 
heimgeſchickt, um im neuen Parlament eine Mehrheit für 100 Mil⸗ 
lionen indirekte Steuern zu gewinnen. Der angeklagte Redakteur 
wurde wegen Staatsverleumdung verurteilt, und ſeine Behauptung 
hat ſich ſpäter auch tatſächlich als unrichtig erwieſen, denn der im 
Jahre 1878 gewählte Reichstag hat nicht 100, ſondern 200 Millionen 
indirekte Steuern bewilligt. 

Die Verfaſſer des Entwurfs haben ferner den ſehr begrüßens⸗ 
werten Gedanken gehabt, den Begriff des Unternehmens des 
Hochverrats aus dem StGB. zu entfernen. Sie haben den Tat⸗ 
beſtand dieſes Verbrechens als zu unbeſtimmt und deshalb als nicht 
geeignet zur Aufnahme unter die Straftatbeſtände des neuen Geſetzes 
bezeichnet. Leider hat auch hier der Reichsrat das Rad rückwärts 
gedreht und die Beſtimmung des 8 86 StGB. verbotenus in den 
neuen Entwurf wieder aufgenommen. Wir werden auch hier alles 
daran ſetzen, um einen Zuſtand zu beſeitigen, der es ermöglicht, daß 
Buchhandlungsgehilfen, Drucker und ſogar Setzerboten wegen Unter⸗ 
nehmens zum Hochverrat verurteilt werden, und der es geſtattet, daß 
jeder Menſch wegen Unternehmens zum Hochverrat auf die Auklage⸗ 
bank gezerrt und in das Zuchthaus oder auf die Feſtung geſchickt 
werden kann, der den törichten Gedanken ausgeſprochen hat, daß der 
Tag nahe ſei, an dem die ſämtlichen Nationen der Welt allenthalben 
Revolution machen würden. Wenn hier im Reichstag ein derartiger 
Gedanke ausgeſprochen wird, dann iſt ſtets bei Ihnen allen und bei 
uns auch fröhliche Heiterkeit entſtanden. Ich glaube, das iſt die beſte 
Art und Weiſe, ſolche Rodomontaden aufzunehmen. Entpolitiſieren 
Sie die Juſtiz, indem Sie derartige rein politiſche Delikte aus dem 
StGB. ausmerzen, die immer nur gegen eine beſtimmte Richtung an⸗ 
gewendet werden. 

An dem Begriff des Landesverrats hat der Entwurf 
nichts geändert. Ich bedaure das außerordentlich; nicht in dem Sinne, 
daß ich die Chancen wirklicher Landesverräter verbeſſern möchte. Sie 
müſſen ſelbſtverſtändlich mit ſtrengſter Strafe belegt werden. Aber bei 
den Landesverratsprozeſſen, mit denen wir es leider Gottes beinahe 
zu tun haben, zum mindeſten jede Woche, handelt es ſich um die Be⸗ 
ſonderheit, daß die Angeklagten weit entfernt davon geweſen ſind, 
ihrem Lande auch nur den geringſten Nachteil zuzufügen, daß ſie im 
Gegenteil durch Bekanntgabe von Dingen, deren Beſtehen ſie für 


unvereinbar hielten mit den Intereſſen des Reiches, ihrem Laube 
einen Dienſt haben erweiſen wollen. Troßdem müſſen ſie ſich an' 
klagen und verurteilen laſſen. ife 
Der Landfriedensbruch foll weiter ganz in derſelben BEN 
ſtrafbar bleiben wie bisher, als ob ſich die Dinge nicht erheblich 1 7 
ändert hätten. Damals, im Obrigkeitsſtaat, hat man „mehr Bos 
gewollt, wenn es galt, Spalier zu bilden. Jetzt haben wir nicht 
die Angſt vor der Maſſe, die dem Obrigkeitsſtaat eigen war. 
wußte weshalb. Bei uns ſind Umzüge geſtattet, es ſind Verſame 
lungen unter freiem Himmel erlaubt; der beſte Beweis, daß die N 
vor irgendwelchen Kundgebungen der Maſſe geſchwunden iſt. 
trotzdem bleibt der alte 8 125 beſtehen, der zumal in Verbindung 1 
der Rechtſprechung des RG. zu den ungeheuerlichſten Ergebniffen 
führt. „Wenn ſich eine Menſchenmenge öffentlich zuſammenrotte 
heißt es da, „und mit vereinten Kräften gegen Perſonen oder Sa w 
Gewalttätigkeiten begeht, fo wird jeder, der an dieſer Zuſammel, 
rottung teilnimmt, mit Gefängnis nicht unter drei Monaten beſtraft 
Dieſe Beſtimmung behält der Entwurf bei, nur die Strafbeſtimmm 
mildert er. Und nun hören Sie, wie das RG. den Landfriedensb 
paragraphen auslegt: „Menſchenmenge“ ift eine Anzahl von! nie 
ſchen, die nicht auf dem erſten Blick überſehen werden kann. 0 2 
zwölf, fünfzehn Menſchen find eine „Menſchenmenge“. Weiter: wi 
ſammenrotten“, das heißt in der Richtung auf ein alsbaldiges rech. 
widriges Handeln in die Erſcheinung treten. Und ſchließlich: „ en 
vereinten Kräften“, das bedeutet, daß nicht etwa mehrere P Br 
Gewalttätigkeiten begangen haben müſſen, vielmehr genügt es dur 
aus, daß ein einziges Mitglied einer Menſchenmenge gleichſam ieh 
Exponent dieſer Menge irgendeine Gewalttätigkeit verübt. Bei 0 fi 
graufamen Veſtimmung und bei der ausdehnenden Auslegung, die 
beim RG. gefunden hat, iſt es eine Kleinigkeit, einen Landfrie bis 
bruch feſtzuſtellen. Stellen Sie ſich vor, eine Schar von zwölf x” 
fünfzehn angetrunkenen Studenten, die des Nachts aus dem Wi vet 
haus nach Haufe kommen, die Scheiben der Laternen zum Ziel! en 
Steinwürfe machen, die den Nachtwächter in der in Univerfitätaftäbl e 
üblichen Weiſe verprügeln, die beiſpielsweiſe von einem Doktor) ö 
das Schild wegnehmen und es am Hauſe des Totengräbers bejeftißn, 
— ja, dieſe Menſchen machen ſich unzweifelhaft des Landfrieb all 
bruchs ſchuldig, nur hat man in einem ſolchen Falle noch niem en 
daran gedacht, ſie auf Grund des § 125 anzuklagen. Sie w 
wegen Sachbeſchädigung, wegen Widerſtandes gegen die Staats gew 
wegen groben Unfugs zu einer Geldſtrafe verurteilt, die der ig- 
Papa zahlt. Anderen Leuten gegenüber iſt man nicht fo nachſſcht 
So gut wie die Bernhaſteler Winzer, denen ich ihre Begnadißl y, 
durchaus gönne, find in deutſchen Landen nicht alle wegen La 
friedensbruch Verurteilten weggekommen. PR 
Die Regelung der Wahrnehmung berechtigter In 
eſſen im Entwurf finde ich durchaus nicht befriedigend. Auch 1150 
merkt man keinen Einfluß der veränderten Zeitläufte. J 0 er 
ſogar, daß der alte $ 193 dadurch verſchlechterk worden iſt, daß 
auch noch „ähnliche Fälle“ zuließ, die er der ſtraffrei ae 
tadelnden Kritik an wiſſenſchaftlichen, künſtleriſchen oder gewerbli 
Leiſtungen gleichſtellte, während die Fälle, in denen nach dem 1 er 
Entwurf Wahrnehmung berechtigter Intereſſen zugeſtanden wird te 
ſchöpfend aufgezählt ſind und eine ſolche Generalklauſel in dem 
wurf nicht enthalten iſt. die 
Gerichtliche Urteile find nach wie vor der Kritik entzogen 
aus dem Geſichtspunkt der Wahrnehmung berechtigter Intereſſen her 
frei zu bleiben hat. Ich frage mich vergebens, weshalb. Daß oh 
Obrigkeitsſtaat gerichtliche Urteile nicht zum Gegenſtand einer ſieß, 
jektiv beleidigenden, aber gleichwohl ſtraffreien Kritik machen 
das verſtehe ich vollkommen. Damals war der Richter der Ve aber 
des Königs; im Namen des Königs ſprach er Recht. Heute dem 
ſpricht der Richter im Namen des Volkes Recht, des Volkes, von ein 


alle Staatsgewalt ausgeht. Daraus ergibt ſich, daß der da 
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Mandatar der Bürger iſt, die der eigentliche Souverän des iv 
Reiches find. Wenn das aber fo iſt, fo muß es geſtattet ſein, geri 
liche Urteile ohne Furcht vor Strafe zum Gegenſtand der Kr 
zu machen. ſſen 
Was die Wahrnehmung berechtigter Intere ſch 
durch die Preſſe anlangt, fo warne ich die Intereſſenten it. 
allzuviel von der Regelung zu verſprechen, die der Geſetzentwurf bende 
Ich halte es für ſelbſtverſtändlich, daß alle die, die die wer auch 
Kraft, die die führende Stellung der Preſſe nicht miſſen wollen, nen 
das Recht der Preſſe, an wirklichen oder vermeintlichen Mißſt det 
ſtraflos Kritik zu üben, anerkennen werden. Was macht abe 
Entwurf aus dieſem Recht? Er geſteht jedem einzelnen „endet 
ſchen, dem ein Gut von vielleicht einer Mark Wert enthn ur 
worden iſt, das Recht zu, den vermeintlichen Dieb, der ein Sn 
anftändiger Mann fein kann, gegen den aber fcoerioiegenbn ud 
dizien vorliegen, vor den Richter zu zerren. Stellt ſich die ung 
des Denunzierten heraus, ſo wird dem Manne, der zwecks Wa nad 
eines materiellen geringfügigen Intereſſes einen Ehrenmann ve abet 
tigt hat, kein Haar gekrümmt werden können. Anders ist muß 
bei der Kritik von Mißſtänden durch die Preſſe. Der Redakten des 
ſich die peinliche Frage vorlegen, ob das Intereſſe des Verletzten ur 
Beleidigten nicht mehr wert iſt als das öffentliche Intereſſe⸗ j 
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kann, wenn die Prüfung dieſer Frage zugunſten der Kritik ausfällt, 
1 ſeine Kritik Anſpruch auf Strafloſigkeit erheben. Damit wird 
m Redakteur eine Prüfung zugemutet, der er gar nicht gewachſen iſt, 
und die, mit Permiß geſagt, der Richter ebenſowenig vornehmen kann. 
Nun zum Kernſtück des ganzen Entwurfs, zur Frage des 
lreien Ermeſſens. Mein verehrter Herr Vorredner hat voll⸗ 
kommen recht, daß er die Regelung der Frage des richterlichen Er⸗ 
meſſens als das Wefſentlichſte an dem ganzen uns vorliegenden Ent⸗ 
wurf bezeichnet hat. In einer Beziehung zum mindeſten iſt das freie 
richterliche Ermeſſen durchaus zu begrüßen und gerechtfertigt, nämlich 
in der Schaffung weiteſter Strafrahmen. Daß der Richter einen 
oben Rahmen haben muß für die Abwägung, für die Bemeſſung der 
trafe, darüber kann, glaube ich, unter Leuten, die von der Sache 
etwas verſtehen, keine Meinungsverſchiedenheit beſtehen. Qualifizierte 
Hindeſtſtrafen find unbedingt vom Übel. Das Geſetz darf nicht 
indeſtſtrafen vorſehen, die ſo hoch ſind, daß im Regelfall, wenn ſie 
hängt werden, nichts anderes Fbrigbleibt, als die Gnadeninſtanz 
anzurufen. 

Aber bedenklich find eine ganze Reihe von anderen Beſtimmun⸗ 

en, in denen dem Richter freieſtes Ermeſſen zugeſtanden wird. Ich 
nenne beiſpielsweiſe die Verlängerung der Verjährungs⸗ 
hrüſt, die der Richter, wenn es die beſonderen Umſtände des Falles 
gebieten, gewähren kann. Das iſt eine Klauſel, mit der wirklich 
nichts anzufangen iſt und die nicht den geringſten Schutz gegen will⸗ 
Kürliche Verlängerungen der Verjährungsfriſt bietet. 

Weiter. — Bisher hatten wir im StGB. die Beſtimmung: wo 
ber Geſetzgeber die Wahl läßt zwiſchen Zuchthaus und Feſtungsſtrafe, 
A auf Zuchthausſtrafe nur erkannt werden, wenn die Tat aus ehr⸗ 

ſer Geſinnung des Handelnden hervorgegangen iſt. Über die Frage, 
eine Tat durch ehrloſe Geſinnung beſtimmt wird oder aus 
anderen Motiven hervorgegangen iſt, wird es zwiſchen Ehrenmännern, 
ganz gleich, in welchem Lager ſie ſtehen, immer eine Verſtändigung 
geben können. Nun macht aber der Geſetzentwurf daraus etwas ganz 
baderes. Er ſagt nämlich im 8 72, daß an die Stelle der ange⸗ 
Tohten Zuchthaus⸗ oder Gefängnisſtrafe Einſchließung von gleicher 
ner dann tritt, wenn der Täter ausſchließlich aus achtens⸗ 
derten Beweggründen gehandelt hat und die Tat nicht ſchon 
Degen der Art und Weiſe ihrer Ausführung oder wegen der vom 
zäter verſchuldeten Folgen beſonders verwerflich iſt. Sehen Sie, 
„le Beſtimmung provoziert den Richter geradezu, Sentiments in die 
arteilsfindung hineinzutragen und feine Parteiſtellung im Urteil zur 
eltung zu bringen. So ſind wir Menſchen uun einmal alle, daß wir 
g eandlungen von Männern, mit denen wir politiſch ſympathiſieren, 
ehr leicht für erträglich halten, während uns die Handlungen un⸗ 
erer Gegner ebenſo leicht unerträglich erſcheinen. Dieſe Beſtimmung 
b deutet meiner Meinung nach einen entſchiedenen Rückſchritt gegen 
as beſtehende StOB. f 
ei Unmöglich ift der 8 78, der geſtattet, daß, wenn jemand wegen 
mes Verbrechens oder eines Vergehens einmal mit mindeſtens 
lechs Monaten Gefängnis und daun wegen eines x-beliebigen anderen 
Verbrechens oder Vergehens wieder mit einer Strafe von mindeſtens 
mg gleichen Dauer belegt iſt, eine dritte Verfehlung zur Feſtſetzung 
Mer Strafe bis zu fünf Jahren Zuchthaus führen kann. Das iſt 
ſo mehr eine Unmöglichkeit, als man wiſſen muß, daß nach dem 
‚wen Entwurf der Richter auch bei zeitiger Zuchthausſtrafe auf 
beuernden Verluſt des Stimmrechts erkennen kann, allerdings mit 
M Vorbehalt, daß er ſpäter das Stimmrecht wieder verleihen darf. 
Rae derartige Beſtimmung, eine derartige Ausdehnung des 
00 ckfallbegriffs ift nicht gutzuheißen. Sie muß unbedingt aus 
em StGB. wieder verſchwinden. 
3 Genau fo wenig können meine Freunde ſich befreunden mik der 
U alaſſung der Sicherheitsverwahrung ſog. Gewohnheits⸗ 
2 ebrecher. In dieſer Veftimmung kommt ein ungeheures Ver⸗ 
auen zum Richterſtande zum Vorſchein. Nun erkläre ich Ihnen über 
ſcheipolitiſche Juſtiz, die uns dieſes Vertrauen ungerechtfertigt er— 
einen läßt, werde ich heute nicht ſprechen. Ich bin mir darüber 
dier daß die Fälle politiſcher Suftiz im Rahmen der geſamten Juſtiz 
55 zu gering an Zahl ſind, als daß ſie irgendwie ins Gewicht fallen 
unen. Die Gründe, die uns beſtimmen, den deutſchen Richtern das 
rauen nicht zu Schenken, das fie haben müßten, wenn man ihnen 
ſolche weitgehende Befugnis anvertrauen dürfte, liegen auf ande⸗ 
ma ebiete. Ich gebe ohne weiteres zu: es klingt beſtechend, wenn 
d , wie der verehrte Herr Vorredner, jagt: ein Gewohnheits⸗ 
Nbrecher darf, nachdem er feine Strafe verbüßt hat, nicht ſofort 
rei auf die Menſchheit losgelaſſen werden. Bei näherer Betrach⸗ 
nicht aber erweiſt ſich dieſer Gedanke als einer jener Gedanken, die 
en zu verwirklichen find, weil die Dinge — ich darf vielleicht auch 
mal zitieren — ſich hart im Raume ſtoßen. Paßt denn eine ſolche 
die mung in ein Geſetz hinein, das den Zweck proklamiert, durch 
un Strafe zu beſſern, alſo von der Möglichkeit der beſſernden Wir⸗ 
büßte der Strafe ausgeht? Wenn man neben der Strafe, die erſt ver⸗ 
ER: und deren beſſernde Wirkung ausgeprobt werden jolf, von vorn⸗ 
der A gleich die Sicherheitsverwahrung für die Zeit nach Verbüßung 
e fest, fo bringt man doch dadurch eigentlich den erheblichſten 
Me fel an der Möglichkeit zum Ausdruck, durch die Strafe einen 
chen zu beſſern. Das Gericht kann die Dauer einer ſolchen Sicher⸗ 
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heitsverwahrung beliebig verlängern. Ihre Dauer kann zwar nur be⸗ 
meſſen werden auf höchſtens drei Jahre. Vor Ablauf der Friſt kann 
aber jeweils erneut eine Verlängerung um weitere drei Jahre erfolgen. 
So iſt die Wirkung dieſer Beſtimmung über die Sicherheitsverwahrung 
die, daß Strafen von unbeſtimmter Dauer verhängt werden können, 
Strafen, deren Ende der Verurteilte überhaupt nicht vorherſehen kann. 
Was das für ihn für ſeeliſche Wirkungen haben muß, kann ſich jeder 
ſelber vorſtellen. Ein Menſch braucht von Natur aus nicht bösartig zu 
ſein. Wenn er aber unter der bedrückenden Vorſtellung ſteht, daß er ein 
Ende ſeiner Strafe — und ſchließlich iſt Sicherheitsverwahrung nichts 
anderes als eine Strafe — überhaupt nicht abſehen kann, iſt es 
durchaus möglich, daß er verſtockt und verbittert und ein wider⸗ 
haariges, gewalttätiges Element wird, das der Geſellſchaft zum aller⸗ 
größten Schaden gereichen kann. Ich ſprach von dem Mangel an 
Vertrauen zu den deutſchen Richtern, das uns davon abhält, ihnen 
eine derartige Vollmacht zu erteilen. Um mit einer ſolchen Vollmacht 
keinen Mißbrauch zu treiben, muß man ein ausgezeichneter Soziologe, 
ein vorzüglicher Pſychologe und ein hervorragender Erzieher ſein. Man 
muß ein ausgezeichnetes Herz, man muß die Möglichkeit haben, mit 
den Menſchen, die in Strafanſtalten oder in Sicherheitsverwahrung 
ſich befinden, zuſammenzukommen, fie zu Kontrollieren, fie anzuleiten. 
Nur wenn ein Mann, der über das Schickſal eines anderen zu ver⸗ 
fügen hat, in dieſer Weiſe ſich um ihn kümmert und, mit ſolchen 
Befähigungen, mit ſolchen Gaben ausgeſtattet, an ihn herantreten 
kann, wird bei einer Vollmacht, wie wir fie hier den deutſchen Rich⸗ 
tern erteilen ſollen, etwas Erſprießliches herauskommen. 

Und nun ſtellen Sie ſich vor: ſind die Männer, denen wir die 
Vollmacht erteilen ſollen, etwa ſo beſchaffen? Das ſind im ganzen 
in Deutſchland etwa 10000 bis 12000 Männer, von denen wir 
weiter nichts wiſſen, als daß ſie die Befähigung zum Richteramt 
beſitzen. Das genügt wirklich nicht, um davon überzeugt zu ſein, daß 
man ſie bloß in den Sattel zu ſetzen braucht, damit ſie reiten können. 

Mir hat kürzlich ein erfahrener älterer Amtsgerichtsrat, der in 
Moabit wirkt, geſagt: gerecht urteilen will auch gelernt ſein; und er 
hatte vollſtändig recht. Ein z⸗beliebiger junger Menſch, der mit Gott 
weiß was für Vorurteilen, die ihm feine Klaſſen⸗ oder feine politiſche 
Einſtellung eingegeben hat, in die Praxis hineinkommt, kann mit 
einer ſolchen Vollmacht vielleicht noch mehr Unheil anrichten als der 
Gewohnheitsverbrecher, der nach Verbüßung ſeiner Strafe wieder auf 
die Menſchheit losgelaſſen wird. 

Damit will ich ſchließen, und ich muß ſchließen. Es iſt natürlich 
ein Ding der Unmöglichkeit, im Laufe einer Stunde ſich über alle 
die Bedenken, die bei der Durchſicht des Entwurfs ſich aufdrängen, 
zu äußern. Man Könnte über Notwehr, über den Begriff der Teil⸗ 
nahme, über Abtreibung, über Beſtialität und dergleichen ja Stunden 
und aber Stunden reden. Ich kann es nicht und will es nicht. Man muß; 
ſich ſchließlich noch etwas für die Ausſchußverhandlungen aufheben. 

Meine letzten Ausführungen über die Qualitäten des 
Richterperſonals, dem nach dem Willen der Reichsregierung 
eine ſo weitgehende Vollmacht anvertraut werden ſoll, geben mir Ver⸗ 
anlaſſung, zum Schluß darauf hinzuweiſen: die beſten Geſetze find 
nutzlos, wenn ſie nicht von Männern angewandt werden, die die 
Kultur ihrer Zeit erfaßt haben, die warme Liebe zum Menſchen im 
Herzen tragen, die auch dem Verbrecher nicht mit Vorurteilen gegen⸗ 
überſtehen, ſondern ihn als ein Produkt feines Milieus erkennen, 
und die beſtrebt ſind, alle Vorurteile, die ſie in ſich tragen, zu unter⸗ 
drücken, auch wenn ihnen ihr Beſtreben vielleicht nicht vollſtändig 
gelingt. Das engliſche Wort: men, not measures — Männer, keine 
Maßnahmen — ſcheint mir nicht richtig zu ſein. Wandelt man es 
aber um in: erſt Männer und dann Maßnahmen, dann ſcheint es 
mir das Ziel zu bezeichnen, nach dem wir alle ſtreben müſſen. 

Dr. Barth!) (DNB.), Abgeordneter: Meine Freunde ſtehen, fo 
ſehr ſie dem Herrn Reichsjuſtizminiſter und den konſervativen Krimi⸗ 
naliſten, wie ſie in der Deutſchen ſtrafrechtlichen Geſellſchaft ver⸗ 
einigt find, danken, daß ſie die Strafrechtsreform aus manchen ſtar⸗ 
ken Verirrungen der letzten Vergangenheit befreit haben, wenn wir 
nämlich den vorliegenden Geſetzentwurf mit dem Radbruchſchen Ent» 
wurf vergleichen, doch auch dem vorliegenden Geſetzentwurfe gegenüber 
in einer ganzen Anzahl ſehr weſentlicher Punkte nicht ohne größte 
Bedenken gegenüber. 

Der Enlwurf hat, wie heute hier Schon ausgeführt worden iſt, 
eine lange Vorgeſchichte, und es iſt klar, daß es dem jetzigen Herrn 
Reichsjuſtizminiſter nicht gelingen konnte, in der kurzen Zeit, ſeitdem 
er amtiert, unſere Aufſaſſungen gegenüber dem Radbruchſchen Vor⸗ 
entwurf noch nachdrücklicher zur Geltung zu bringen. 

Wir freuen uns aber über feine Ausführungen, in welchem, 
Geiſte die Strafrechtsreform vorgenommen werden ſoll, daß ſie fern 
ſein ſoll, wie er ſich ausdrückte, von jeder Gefühlsduſelei oder über- 
triebener Humauität, und wir dauken es auch ihm, daß wir 
aus ſeiner Rede ein Bekenntuis zu dem Guten der alten Zeit haben 
entnehmen Können, im Hinblick auf das zur Zeit noch geltende 
deulſche StGB., das uns durch eine Glanzperiode deutſcher Entwick⸗ 
lung erfolgreich geführt hat. 

So ſehr wir alſo dies anerkennen, fo kann uns das audererſeits 


1) Amtsgerichtsrat in Zwickau. 
344 


2746 


doch nicht abhalten von einer Kritik da, wo wir glauben, vom Stand⸗ 
punkt der Weltanſchauung aus, die wir vertreten, allen Anlaß 
dazu zu haben. Und das liegt auf den Gebieten der Strafrechtsreform 
da, wo wir ſehen, daß auch dem vorliegenden Entwurf noch viel 
anhaftet, was aus der letzten vergangenen ſozialiſtiſchen Periode unter 
Führung des Herrn Dr. Radbruch ſtammt. Herr Landsberg ſagte, der 
derzeitige Entwurf enthalte ſehr viel Gutes. Wir müſſen unſererſeits 
dem allerdings entgegenhalten, daß das, was er für gut hält, vom 
Standpunkt unſerer Weltanſchauung gerade ſehr abänderungs⸗ 
bedürftig erſcheint. 

Gegenüber den Beſtrebungen der jog. ſoziologiſchen Rich⸗ 
tung, wie fie immer und immer wieder in der Offentlichkeit zutage 
treten, weiſen wir auch in dieſem Stadium der Verhandlungen mit 
allem Nachdruck darauf hin, daß wir Deutſchnationale weit entfernt 
ſind, der einſeitigen Auffaſſung, den Menſchen und alſo auch den 
Verbrecher nur als ein Produkt ſeiner Verhältniſſe oder, wie es 
vorhin Herr Dr. Landsberg ſagte, als ein Produkt ſeines Miliens zu 
betrachten, uns irgendwie zu nähern. Wenn man natürlich dieſe ein⸗ 
ſeitige Auffaſſung hat, wie ſie Herr Dr. Landsberg und die Sozial⸗ 
demokratie vertreten, ſo verſtehen wir, wie Sie ſich bemühen, dem 
Verbrecher auch jedes Verſtändnis für feine Tat entgegenzubringen. 
Zu dem Rabbruchſchen Entwurf hatte ein Pſychiater, der ſeit über 
20 Jahren die Strafrechtsreform verfolgt, erklärt, der Entwurf käme 
ihm vor, als ſeien ſeine Strafzumeſſungsgründe von einem geriſſenen 
Verteidiger ausgearbeitet; der Verbrecher, aber nicht der Staat werde 
ſich dabei wohlfühlen. 

Die wichtigſte grundſätzlichſte Anderung in dem vorliegenden 
Geſetzentwurf enthält der bekannte 8 69, wo entſprechend dem Satz 
des Strafrechtslehrers Franz v. Liſzt: „Nicht die Straftat, ſondern 
der Straftäter iſt zu beſtrafen“ beſtimmt iſt, daß an erſter Stelle 
nicht mehr das Verbrechen als ſolches, ſondern die Täterperfönlichkeit 
in Betracht zu ziehen iſt. Man ſoll nicht annehmen, daß es ſich 
hierbei nur um Theorien handelt, ſondern dieſer Satz hat doch ſehr 
praktiſche Auswirkungen im Zuſammenhang mit den Beſtimmungen 
über die Milderungsgründe, die es dem Richter ermöglichen, je nach⸗ 
dem, welches Werturteil er über die Perſönlichkeit des Täters 
hat, an Stelle der Todesſtraſe oder lebenslänglicher Zuchthausſtrafe 
evtl. bis drei Jahre Zuchthaus, bei zeitigem Zuchthaus evtl. bis auf 
drei Monate Gefängnis, bei Vergehen an Stelle einer verwirkten 
Gefängnisſtrafe evtl. auf Geldſtrafe zu erkennen und in beſonders 
leichten Fällen, wo dies ausdrücklich beſtimmt iſt, ſogar ganz von 
Strafe abzuſehen. Wir finden, wenn in dieſer Beſtimmung die ob⸗ 
jektive Seite des Verbrechens ſo wenig zur Geltung gekommen iſt, 
ja nur ſo nebenbei erwähnt iſt — und auch das iſt erſt ſpäter in 
dem Regierungsentwurf eingefügt worden, wenn ſchließlich von den 
verſchuldeten Folgen der Tat doch noch die Rede iſt —, daß die 
Strafzumeſſungslehre auf ein falſches Geleis geſchoben wor⸗ 
den iſt. Wenn man nicht mehr die objektive Tat im Sinne eines 
Ebenmaßes zwiſchen Verbrechen und Strafe treffen will, ſondern in 
allererſter Linie die Geſinnung des Verbrechers, ſo erſcheint uns das 
ein für die praktiſche Aufgaben der Juſtiz ſehr gefährliches Beginnen. 
Der Richter ſoll an erſter Stelle in der Seele des Verbrechers leſen! 
Das iſt ſehr ſchön gejagt; aber für den Richter iſt es doch praktiſch 
eine geradezu unlösbare Aufgabe, in der kurzen Zeit der Verhand⸗ 
lung, wie ſie auch künftighin die Regel ſein wird, dermaßen die Seele 
des Verbrechers zu erforſchen. Die altgriechiſche Klage, daß man zwar 
das Gold, aber nicht den Menſchen auf ſeine Echtheit prüfen könne, 
hat in der mehr als 2000 jährigen Menſchheitsgeſchichte noch nichts 
von ihrer Verechtigung verloren. Wenn ſich gerade die Herren von 
der marxiſtiſchen Seite ſo ſehr dafür einſetzen und es als lobenswert 
empfinden, daß die Feſtſetzung der Geſinnungsſtrafe beſchloſſen worden 
iſt — es geht ihnen ja ſchon zu weit, daß eine gewiſſe Einſchränkung 
ſpäter in den Regierungsentwurf gekommen iſt —, jo möchle ich 
gerade Sie, meine Herren, auf eine Schrift von Karl Marx hin⸗ 
weiſen, in der ſich Karl Marx ſehr energiſch gegen die Ungerechtigkeit 
der Geſinnungsſtrafe wandte. Das ſagte allerdings Karl Marx in 
einer Zeit, in der das ſozialiſtiſche Element in Dentſchland noch nicht 
zu einem derartigen Einfluß im öffentlichen Leben gelangt war, wie 
heute. Karl Marx ſagte da: 

Geſetze, die nicht die Handlung als ſolche, ſondern die Ge⸗ 
ſinnung des Handelnden zu ihrem Hauptkriterium machen, ſind 
nichts als poſitive Sanktionen der Geſetzloſigkeit, alſo ein Inſult 
auf die Ehre des Staatsbürgers, ein Vexiergeſetz gegen meine 
Exiſtenz. Meine Exiſtenz iſt verdächtig; mein innerſtes Weſen, 
meine Individualität wird als ſchlecht betrachtet, und für dieſe 
Meinung werde ich beſtraft. Das Geſinnungsgeſetz iſt kein Geſetz 
des Staates für den Staatsbürger, ſondern ein Geſetz der einen 
Partei gegen die andere. 

Prof. Dr. Nagler, Freiburg, ſchreibt dazu: 

Hätte es noch eines Beweiſes für die Richtigkeit dieſer Aus⸗ 
führungen bedurft, ſo hat ihn die Strafrechtspflege der 
ruſſiſchen Sowjets erbracht mil ihrer ſinnloſen Schonung 
des verbrecheriſchen Kommuniſten und ebenſo überſteigerten har⸗ 
len Behandlung der Bourgeoiſie, die mit Hilfe dieſer moderuſten 
abendlandiſchen Strafrechtstheorie unſchädlich gemacht, ja aus⸗ 
gerottet wurde. 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Wir behalten uns vor, zu der entſcheidenden Beſtimmung des 9 09 
Abänderungsanträge in dem Sinne einzubringen, daß ein Ebenmaß 
zwiſchen objektiver Tat und Strafe wiederhergeſtellt wird. 8 

Als einen erheblichen Fortſchritt gegenüber dem Radbruchſchen 
Entwurf erkennen wir es dagegen an, daß die Privilegierung 
des Überzeugungsverbrechers fallen gelaſſen worden iſt· 
Die Regelung, wie fie Herr Dr. Radbruch beabſichtigte, die alſo 3.“ 
die Wirkung gehabt hätte, daß der Mörder, wenn er aus polift] 
Überzeugung gehandelt hätte, evtl. nur mit drei Mark Geldſtt 8 
davongekommen ware oder in ähnlicher Weiſe der Fahnenflüchtige 
wenn er aus Überzeugungsgründen, aus pazifiſtiſchen Gründen die 
Fahne und das Heer verlaſſen hat, — eine ſolche Privilegierung b 
politiichen Verbrechers oder Überzeugungsverbrechers war eine DE 
größten Ungeheuerlichkeiten des Vorentwurfs. Der Staat, der 12 
hierzu hergegeben hätte, hätte damit einen Akt der Selbſterniedrigun 
und der Selbſtpreisgabe begangen. Kein großer Staat läßt ſich au 
etwas Derartiges ein. Gerade die Geſchichte der letzten Jahre und 
insbeſ. des Weltkriegs zeigt Ans ja auch, daß die militäriſchen Dienfr 
verweigerungen und ſonſtigen Auflehnungen aus Gewiſſensgründen 
von allen Staaten mit aller Entſchiedenheit überall unterdrückt worden 
ſind. Im übrigen muß ich aber darauf hinweiſen, daß wir in Dal 
land, wenn auch nicht in der Strafgeſetzgebung, jo doch in bezug 
den Strafvollzug, die Privilegierung des Überzeugungsverbrechers 
enger ausgedrückt, des politiſchen Verbrechers ſchon ſehr weit ge 
trieben haben. Wir brauchen nur an die zahlreichen Amneſtien 70 
denken, die in den letzten Jahren beſchloſſen worden ſind, die ſich 
beſonders auf den politiſchen Verbrecher bezogen. 

In dieſem Zuſammenhang komme ich weiter auf die ſehr erheb⸗ 
lichen Strafmilderungen, die der Entwurf vorſieht, zu ſprechen. 
Der Herr Reichsjuſtizminiſter hat davon geſprochen, daß der Entwur 
ſehr davon entfernt ſei, irgendwelche Verwäſſerungen oder Verweich 
lichungen zu bringen. Wir zweifeln nicht an den Abſichten der Reiche 
regierung in dieſer Beziehung. Schließlich muß man aber doch eit 
Geſetz auch daraufhin anſehen, wie es evtl. wirken kann, und da 
müſſen wir allerdings unſerer erheblichſten Sorge Ausdruck geben 
daß nach unſerer Anſicht den Intereſſen und den Schutznotwendig 
keiten dar bürgerlichen Ordnung und der Wirtſchaft in dem vorliegen 
den Strafgeſetzbuchentwurf nicht genügend Rechnung getragen wor 
iſt. Während bisher nach dem geltenden StGB. mildernde Umſtande 
nur von Fall zu Fall zugelaſſen find, beſtimmt der jetzige Entwur 
daß allgemein für jedes Delikt, welches es auch ſei, 
ſtände zugelaſſen werden. Von anderer Seite iſt ſchon darauf 
gewieſen worden, daß im Gegenſatz hierzu ſtrafſchärfende Umſt die 
nicht in jedem Falle zugelaſſen ſind. Dazu kommt aber noch f 
weitere Beſtimmung, die zwar gegenüber dem Rabbruchſchen Ene 
eine erhebliche Einſchränkung erfahren hat, daß das Gericht in ae 
ſonders leichten Fällen, wo dies ausdrücklich beſtimmt ift, überbaut. 
von Strafe abſehen kann. Uns geht dieſe Vermiſchung von 1 
und Recht ſehr weit, und das müſſen wir auch dem vorliegenden Ir 
wurf gegenüber erklären. Der Radbruchſche Entwurf konnte 11 10 
feiner Milderungsſeligkeit gar nicht genug tun. Die Gleichung a 
gleich drei Mark Geldſtrafe hätte danach evtl. zu den künftigen m 
rechtlichen Möglichkeiten gehört. des 

Wenn ich von den ungewöhnlichen Milderungsvorſchriften die 
gegenwärtigen Entwurfs ſpreche, jo möchte ich Sie und insbeſ. en 
Nicht⸗Juriſten darauf hinweiſen, daß Sie hierbei nicht den einzel dit 
Paragraphen des SGB. im beſonderen Teil allein in Bein: 
ziehen dürfen, in dem ja die poena ordinaria feſtgeſezt un 
denn dieſe poena ordinaria iſt doch durch ein verwickeltes 5ſt K 
von Strafänderungsvorſchriften im allgemeinen Teil geradezu zu ben 
Ausnahmeerſcheinung degradiert. Hierbei will ich übrigens gegel uf 
den Ausführungen des Herrn Dr. Landsberg nicht unterlaſſen, — 
hinzuweiſen, daß nach unſerer Anſicht der vorliegende Ente 
wenigſtens für den Laien, gerade deshalb ſchwer zu leſen iſt. der 
find im Gegenſatz zu ihm der Anſicht, daß der Laie, insbeſ ger. 
Schöffenrichter oder der Geſchworene, in dem alten StGB. ſich lie 
lich leichter zurechtfindet, als wie er das künftighin kann, wenn 
gegenwärtige Entwurf Geſetz würde. lichen 

Um Ihnen ad oculos zu demonſtrieren, welche außerordenti ich 
Erleichterungen und Milderungen der jetzige Entwurf bringt, w eine 
Ihnen doch einige Beiſpiele hierfür anführen. Zunächſt f chen 
ganze Anzahl von Delikten, die bisher als Verbre une 
behandelt wurden, als Vergehen erklärt, 3. 9. 2 
greiflicherweiſe fehiverer Diebſtahl i. S. des 8 329, alſo insbeſ. Ki e 
diebſtahl. Das wirkt ſich natürlich nicht nur in bezug auf die in 
jährungsvorſchriften des allgemeinen Teils aus, auch nicht ee, 
bezug auf die einzelnen Tatbeſtände im beſonderen Teil, den Du 90 
Paragraphen, das Vergehen der unterlaſſenen Verbrechensanzeige auf 
das Vergehen des Komplotts, ſondern es wirkt ſich auch in bez hf 
das Geldſtrafengeſetz, das bekanntlich im gegenwärtigen Entwurf chen, 
nahme gefunden hat, wonach bei Vergehen, aber nicht bei Verbrecher 
auch evtl. auf Geldſtrafe erkannt werden kann. Es widerſprich ch 
den Auffaſſungen weiteſter Kreiſe unſeres Volkes, wenn bie 2 eo 
keit beſteht, daß derartige ſchwere Delikte wie ſchwerer Di 


ande 


Ich denke in dieſem Zuſammenhange weiter auch an da 


künftighin möglicherweiſe auch mit Geldſtrafe geahndet werden 7 


mildernde vr 
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den des Meineides. Gewiß: das Verbrechen des Meineides 
4 auch nach dem vorliegenden Entwurf Verbrechen geblieben; aber da 
= mein die mildernden Umſtände für jedes Verbrechen zugelaſſen 
Mo- ſo kann künftighin auch Meineid mit Gefängnis von drei 
konaten an beſtraft werden. Wer aus der Praxis weiß, wie ſchwer 
dem Verbrechen des Meineides beizukommen iſt, weil es ſehr ſchwer 
dit entdecken ift, der wird mir zugeben, wem nunmehr zu dem relativ 
ungen Riſiko der Begehung eines Meineides nun auch noch die 
vi Blichkeit einer ſehr geringen Beſtrafung hinzutritt, daß darunter 
e Territionskraft des Strafgeſetzes außerordentlich leiden muß. 
% Ein anderer Fall betrifft die Amtspergehen, iusbeſ. bie 
lntsunterſchlagung. Der Bericht über die Kriminalſtatiſtik 
m Anhang des StGB. meldet uns, daß, während die ſittliche Ent⸗ 
wicklung des Beamtenſtandes in der Vorkriegszeit in einem bemer⸗ 
genswert günſtigen Lichte erſcheint, jetzt in der nachrevolutionären 
Jeit das Gegenteil leider feſtgeſtellt werden muß. Die Verbrechen der 
Au Itoen Beſtechung haben nach der Gtatiftik um das Sechsfache gegen⸗ 
ſc0 er der Vorkriegszeit zugenommen, die Vergehen der Amtsunter⸗ 
1 lagung um das Vierfache. Aber ich frage Sie nun: follen in einer 
gen Zeit, wo die Delikte derart zugenommen haben, nun noch 
ilderungsvorſchriften in dem Sinne getroffen werden, daß hier doch 
merhin Möglichkeiten in erweitertem Umfange beftehen, daß künftig⸗ 
An ſolche Delikte noch milder geahndet werden können? 
be Beſonders gefährlich erſcheint uns auch die allgemeine Zulaſſung 
> mildernden Umſtände in bezug auf das ſchwere Verbrechen der 
zu rſätzlichen Brandſtiftung. Auch die Formulierung des ver⸗ 
becheriſchen Tatbeſtandes zeigt dem geltenden Recht gegenüber eine Ab⸗ 
wächung. Mit Recht wenden ſich Verſicherungsgeſellſchaften hiergegen. 
„Sollte dieſer Entwurf Geſetz werden“, 
ſchreibt eine Verſicherungsgeſellſchaft an uns — 
„was aber im allgemeinen Intereſſe unbedingt vereitelt werden 
muß, ſo iſt mit einem weiteren Anwachſen der Fälle der Brand⸗ 
ſtiftung zu rechnen“, die in einzeluen Gegenden 
wie eine zweite Verſicherungsgeſellſchaft uns berichtet — 
Ei „geradezu lawinenartig anwachſen“. 
in ſüddeutſches Finanzblatt berichtet in bezug auf die Brandſtiftun⸗ 
Bre daß die Zunahme derart erheblich ſei — über die Hälfte der 
hi andſchäden find danach auf Brandſtiftung zurückzuführen —, daß 
0 ehe ausländiſche Rückverſicherer aus Mangel an Vertrauen 
du eutſchland aus dem deutſchen Rückverſicherungsgeſchäft zurück⸗ 
Pögßen haben. Wenn die Dinge leider ſo ſtehen, dann werden Sie uns 
folg zugeſtehen müſſen, daß wir für unſern Widerſpruch gegen einen 
olchen Abbau der Strafdrohungen doch ſehr erhebliche Grundlagen haben. 
Ich denke auch an das Verbrechen der Abtreibung, bezuͤg⸗ 
15 deſſen in dem Entwurfe beſtimmt ift, daß evtl. das Gericht über⸗ 
gaupt von Strafe abſehen kann. Wir haben erſt vor kurzem eine 
bvelle im Reichstag verabſchiedet, die ſchon ſehr weitgehende Milde⸗ 
Reih vorſchriften gebracht hat, gegen unſeren Widerſpruch. Der 
gelacstag hat aber wenigſtens einen ſozialdemokratiſchen Antrag ab⸗ 
ehnt, der damals verlangt hat, daß bei Abtreibungsverbrechen evtl. 
"a Strafe überhaupt abgeſehen werden kann. Wir bedauern, daß 
om Mehr — deſſen ungeachtet, daß eine Majoritat des Reichstages 
bier derartige weitgehende Straffreiheitserklärung abgelehnt hat — 
er im StchB. die Beſtimmung zu finden iſt, daß das Gericht bei 
9 reibung evtl. von Strafe überhaupt abjehen kann. Das iſt eine 
onzeſſion an die Soztaldemokratie, die wir entſchieden ablehnen werden. 
Wir müſſen aber auch weiterhin fragen: Bietet denn die gegen⸗ 
ſolalige Rechtſprechung in Strafſachen überhaupt Anlaß zu einem 
5 chen Vorgehen in ſtrafmildernder Beziehung? Es ift doch nicht 
9 ne Intereſſe, einen fo hervorragenden Fachmann wie Dr. Wach, 
=. sg, zu hören, der ausgeſprochen hat, daß wir ſchon mit dem 
geuwärtigen Syſtem der mildernden Umſtände, das doch 
loc über dem Syſtem, das uns jetzt auferlegt werden ſoll, immerhin 
5 erheblich beſchränkt iſt, auf Abwege geraten ſeien. Er Rlagte 
0 über, daß das Syſtem der mildernden Umſtände in Deutſchland 
Sn einer ſchablonenhaften Anwendung und zu einer ſchlaffen, dem 
8 ße der Allgemeinheit gegen das Verbrechen nicht genügenden 
einaftutiz geführt habe. Ein anderer Kriminaliſt, Exner, teilt in 
Über, lehrreichen Studie mit, daß die Gerichte gegenüber Rückfälligen 
aus milde verfahren; ſelbſt bei dem ſchon elſ⸗ oder mehrmals 
eſtraften iſt nach ſeinen Feſtſtellungen eine längere Freiheits⸗ 
die e eine Seltenheit. Das deckt ſich auch mit unſeren Beobachtungen, 
Fre zeigen, daß zunt Teil außerordentlich geringe Strafen für 
aber ere Verbrechen und Vergehen heute feſtgeſetzt werden. Wenn es 


Vorß 


wei 1 dieſer Richtung für unſere Behauptungen noch eines Be⸗ 
ff, bedürfte, ſo bringen uns dieſen die Ausführungen und Feſt⸗ 
üb r gen in der Kriminalſtatiſtik im Anhang des Entwurfs, 
ie heute der Herr Reichsjuſtizminiſter etwas hinweggeglitten ift. 

Die Zuchthausſtrafe insgeſamt zeigt ſeit 1882 einen ſtetigen 
Rückgang. Die Strafenziffer verringert ſich von 4,1 im erſten 

5 „Jahr der ſtatiſtiſchen Beobachtung auf 1,4 im letzten Vorkriegsjahr 
immer auf 100 der Geſamtſtrafenzahl. Dann heißt es weiter: 
Die Häufigkeit der längeren zeitigen Zuchthausſtrafen nimmt 
von 1892 bis 1911 ſtändig ab. Dieſe Abnahme iſt um ſo be⸗ 
achtenswerter, als wenigſtens für die Zeit ſeit Beginn der 90er 
Jahre ſeſtzuſtellen iſt, daß bel der Aburteilung von Verbrechen 
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in immer zunehmenderem Maße mildernde Umſtände angenom⸗ 
men wurden und auf Gefängnisſtrafe erkannt worden iſt. Da 
infolgedeſſen bei den Zuchthausſtrafen die leichteren Fälle 
immer mehr ausſcheiden müſſen, ſo wäre eine prozentuale Ver⸗ 
mehrung der längeren Zuchthausſtrafen die natürliche Folge ge⸗ 
weſen. Wenn ſeit 1882 das Gegenteil eingetreten iſt, ſo kann 

dieſer Vorgang nur darauf beruhen, daß die Zunahme einer mil⸗ 

deren Beurteilung der Verbrechen durch die Gerichte ſo erheblich 

war, daß das Ausſcheiden einer wachſenden Zahl leichterer Fälle 
mehr als ausgeglichen iſt.“ 

In bezug auf die Anwendung der Gefängnisſtrafe 
leſen wir im Regierungsentwurf: Die Strafenziffer der Gefängnis⸗ 
ſtrafen iſt von 69,1% der Geſamtſtrafenzahl auf 33,9 in der Zeit 
von 1892 bis 1925 zurückgegangen. Wir ſehen alſo in der Anwen⸗ 
dung der Gefängnisſtrafen eine Verringerung um etwa die Hälfte. 

Dieſe Abnahme iſt in der Hauptſache wohl darin begründet, 

— ſchreibt weiterhin die Begründung — 

daß bei denjenigen Vergehen, bei denen neben Gefängnis auf 

Geldſtrafe erkannt werden kann, von dieſer in ſtetig ſtärkerem 

Maße Gebrauch gemacht worden iſt. Wahrſcheinlich wäre die 

Verringerung des Prozentſatzes der Gefängnisſtrafen noch ſtär⸗ 

ker zutage getreten, wenn nicht gegen erwachſene Perſonen wegen 

Verbrechen in ſteigendem Maße an Stelle von Zuchthaus auf 

Gefängnis erkannt worden wäre. 

Schließlich heißt es, daß innerhalb des 45 jährigen Berichtszeitraums 
einſchneidende Veränderungen in der Anwendung der wegen Ver⸗ 
brechen und Vergehen erkannten Strafen ſich vollzogen haben. Bis 
zur Jahrhundertwende überwogen erheblich die Freiheitsſtrafen: faſt 
drei Viertel Freiheitsſtrafen zu einem Viertel Geldſtrafen; jetzt iſt es 
ungefähr umgekehrt. Das zeigt uns übrigens auch weiterhin die 
nähere Kriminalſtatiſtik in bezug auf die Anwendung der Geld⸗ 
ſtrafe, wie wir ſie auf der vorletzten Seite der uns zugegangenen 
Vorlage finden. Wenn die Dinge aber ſo ſtehen, dann frage ich 
wiederholt: Iſt dann Anlaß vorhanden, das Niveau der Straf⸗ 


androhungen jo erheblich herabzuſetzen, wie der Entwurf es will? Be⸗ 


deutet das nicht eine Opferung ſtaatlicher Schutzintereſſen zugunſten 
der Einzelbelange des Täters? Iſt nicht die Gefahr vorhanden, daß 
wir dann einer zu weichlichen Judikatur zutreiben? Wenn die Ent⸗ 
wicklung ſo weitergeht, dann können Sie allerdings verſichert ſein, 
daß daran nur noch die Kriminalſtudenten, die Praxis der Gerichte 
ſehr genau ſtudieren, ihre Freude haben werden. Wir werden eine 
ſolche Läſſigkeit und übertriebene Milde nicht mitmachen und behalten 
uns vor, unſere entſprechenden Anträge bei der Beratung des Straf⸗ 
geſetzentwurfs zu ſtellen. 

Es iſt heute ſchon ſeitens des Herrn Abgeordneten Landsberg der 
Kommuniſtiſchen Partei vorgehalten worden: der Volſchewismus in 
Rußland handelt ja ganz anders. Ich will deshalb Rußland nicht 
als Beiſpiel hinſtellen, weil Rußland ja wiederum in das andere 
Extrem verfallen iſt, das wir ebenſowenig billigen. Rußland ift 
heute in Europa bekanntlich das klaſſiſche Land der blutig⸗ 
ſten Todesſtrafe; man nennt das zwar dort nicht Todesſtrafe, 
ſondern das geht dort unter der Bezeichnung: Schärfſtes Mittel der 
ſozialen Sicherung. Die Sowjetruſſen wenden aber die Todesſtrafe 
nicht etwa nur gegen Konterrevolutionäre Beſtrebungen an, ſondern 
auch, wie Herr Dr. Landsberg bereits ausgeführt hat, in bezug auf 
das gemeine Strafrecht. 

Nun wird man in bezug auf unſere Beurteilung des gegen⸗ 
wärtigen Strafgeſetzentwurfs bisher vielleicht vermißt haben, daß wir 
noch nicht auf die ſtrafſchärfenden Maßnahmen zu ſprechen gekommen 
find gegen das Gewohuheitsverbrechertum. Der Entwurf 
überſieht aber hierbei nach unſerer Anſicht die Notwendigkeit einer 
erhöhten Strafbarkeit des gewöhnlichen Rückfalls, ſo wie das bisher 
der Fall iſt bei Rückfallsdiebſtahl, Rückfallsbetrug uſw. Er geht nur 
dann mit verſchärften Maßnahmen vor, wenn aus der Geſamtheit der 
Straftaten hervorgeht, daß der betreffende Delinquent ein gefährlicher 
Gewohnheilsverbrecher iſt. Soweit man entſchiedene Maßnahmen 
gegen das Gewohnheitsverbrechertum vorſchlägt, findet das durchaus 
unſeren Beifall, daß man ſich endlich zu feſterem Zugriff entſchloſſen 
hat. Hier hat man ja auch die ſog. Sicherungsverwahrung 
vorgeſehen, auf die durch bindende Anordnung des Gerichts erkannt 
werden kann. In bezug auf dieſe verſchärften Maßnahmen gegenüber 
dem Gewohnheitsverbrechertum müſſen wir aber doch darauf hin⸗ 
weiſen — wenn das gewiſſermaßen gegenüber den ungewöhnlichen 
Milderungsvorſchriften als Kompenſation dargeſtellt wird —, daß es 
ſich hier gegenüber der Maſſe der Verbrechen und Vergehen, die be⸗ 
gangen werden, doch um einen relativ ſehr kleinen Ausſchnitt aus der 
Kriminalſtatiſti handelt. Nach der Begründung des Regierungs⸗ 
entwurfs beläuft ſich die Geſamtzahl der Perſonen, für welche die 
Unterbringung in Sicherungsverwahrung in Betracht kommt, auf 
2500 Perſonen, von anderer Seite wird dieſe Zahl ſogar auf nur 
700 bis 1000 Perſonen geſchätzt. Hoffentlich bewährt ſich dieſes In⸗ 
ftitut in Deutſchland beſſer als in manchen ausläudiſchen Staaten. 
Wir haben aus dem Ausland die Nachricht erhalten, da die Siche⸗ 
rungsverwahrung dort, wo ſie in ausländiſchen Staaten eingeführt iſt, 
de facto größtenteils auf dem Papiere ſtehengeblieben iſt, weil die 
Richter ſich im allgemeinen ſcheuen, zu einer derart ſchwerwiegenden 
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Maßnahme zu greifen, die unter Umſtänden die lebenslängliche Inter⸗ 
nierung des Delinquenten bedeutet. Solche Erfahrungen werden uns 
aus Neuſüdwales berichtet, ähnliche Erfahrungen ſoll man auch mit 
der franzöſiſchen Rückfallsgeſetzgebung gemacht haben, die bekanntlich 
die Deportation vorſieht. Weiter iſt uns auch berichtet worden, daß 
auch der 8 65 des norwegiſchen StÖB., der die Sicherungsverwah⸗ 
rung vorſieht, auf dem Papier ſtehengeblieben iſt. Man würde in 
Deutſchland wahrſcheinlich ähnliche Erfahrungen machen. Wir be⸗ 
grüßen es daher, wenn die Vorausſetzungen für die Sicherungsver⸗ 
wahrung in dem vorliegenden Entwurf im Gegenſatz zu dem Rad⸗ 
bruchſchen Entwurf weſentlich enger begrenzt worden ſind; — wenn 
die Gerichte in Abſtänden von drei Jahren über die Fortdauer einer 
verhängten Sicherungsverwahrung jeweils wieder zu erkennen haben. 
Das find gewiß ſehr erhebliche Kautelen gegenüber einer jo ſchwer⸗ 
wiegenden Maßnahme. Daß die Gerichte in Abſtänden von drei 
Jahren erneut über die Fortdauer der Sicherungsverwahrung zu ent⸗ 
ſcheiden haben, wird ihnen die erſte Entſcheidung über die Anordnung 
der Sicherungsverwahrung weſentlich erleichtern. 

Es iſt die Frage aufgetaucht, ob ſich die SPD. zur Ver⸗ 
hängung von ſichernden Maßnahmen überhaupt eignet. Man hat vor⸗ 
geſchlagen, ein beſonderes Geſetzbuch dafür, ein Sicherungsgeſetz⸗ 
buch zu ſchaffen. Man hat weiterhin geſagt, der Strafprozeß jei 
überhaupt nur bis zu einem gewiſſen Umfang für das Erkenntnis 
auf Sicherungsverwahrung aufnahmefähig, die Feſtſtellungen für die 
Entſcheidung über die Sicherungsverwahrung erforderten einen viel 
tieferen Einblick als etwa die Feſtſtellung der Schuld. Auch auf das 
Rechtsmittel der Reviſion iſt hingewieſen worden, da es ſich bei der 
Entſcheidung über Verhängung der Sicherungsverwahrung hauptſäch⸗ 
lich um tatſächliche Feſtſtellungen handelt, das Rechtsmittel der 
Reviſion für Anfechtung tatſächlicher Feſtſtellungen aber untauglich iſt. 
Indeſſen wollen wir dieſe Fragen hier nicht weiter erörtern, ſondern 
behalten uns vor, in der künftigen Strafrechtskommiſſion dazu Stel⸗ 
lung zu nehmen. 

Eine wichtige Aufgabe wird es auch ſein, das neue Sicherungs⸗ 
recht, wie es geſchaffen werden ſoll, mit dem beſtehenden Polizei⸗ 
recht in Einklang zu bringen. Unter welchen Vorausſetzungen und 
mit welchen Mitteln ſoll künftighin die Polizei das Recht Haben, 
ihrerſeits ſichernde Vorkehrungen zu treffen? Inwieweit iſt fie evtl. 
durch die neue Sicherungsgeſetzgebung ausgeſchaltet? 

Damit komme ich zugleich auf die anderen ſichernden und 
beſſernden Maßnahmen zu ſprechen, auf die Unterbringung 
unzurechnungsfähiger oder vermindert zurechnungsfähiger Delinquenten 
in Heil⸗ und Pflegeanſtalten, die Unterbringung Trunkſüchtiger in 
Trinkerheilſtätten und Entziehungsanftalten, die Unterbringung 
aſozialer Perſonen in den ſog. Arbeitshäuſern. Hier hat der Richter 
nach den Beſchlüſſen des Reichsrats, die in der Regierungsvorlage 
Aufnahme gefunden haben, nur das Recht erhalten, lediglich auf die 
Zuläſſigkeit ſolcher Maßnahmen zu erkennen. Nach wie vor wird der 
Strafrichter alſo ſich in die Lage verſetzt ſehen, z. B. einen gemein⸗ 
gefährlichen Zurechnungsunfähigen freiſprechen zu müſſen, ohne eine 
ſichere Gewähr dafür zu haben, daß dieſer in Sicherungsverwahrung 
kommt und die Geſellſchaft vor ihm geſchützt iſt. Inſoweit iſt ein 
weſentl. Fortſchritt gegenüber dem beſtehenden Rechte leider nicht erzielt. 

Ein weiteres, ſehr ernſtes Kapitel der Strafrechtsreform bildet 
in dieſem Zuſammenhang die außerordentliche Ausdehnung des 
richterlichen Ermeſſens. Herr Dr. Radbruch jagt: 

Will man ein ſoziales Strafrecht, ſo muß man auch die 
Befreiung des Richters von manchen Feſſeln des Tatbeſtandes 
und des Strafrahmens verlangen. 

Die für die Behandlung der Täterperſönlichkeit entſcheidenden 
Merkmale ließen ſich nicht in ſcharfkantigen Tatbeſtandsmerkmalen 
ausdrücken, ſondern nur in biegſamen Richtlinien für das richterliche 
Ermeſſen. Es ſei der Zeitpunkt gekommen, heißt es an einer anderen 
Stelle, nach einem Jahrhundert rechtsſtaatlicher Erziehung an eine 
Lockerung der formalen rechtsſtaatlichen Bindung heranzutreten. 

Wenn wir auch nicht gegen jede Erweiterung der Freiheit des 
richterlichen Ermeſſens find, fo haben wir doch die Auffaſſung, daß 
das erforderliche Maß der Freiheit des richterlichen Ermeſſens hier 
im Geſetzentwurf überſteigert worden iſt. Sie wiſſen, von welcher 
Seite zuerſt der ſcharſe Widerſpruch laut geworden iſt, als der Rad⸗ 
bruchſche Entwurf, der bekanntlich noch viel weiter ging, erſchien: 
von der Deutſchen Strafrechtlichen Geſellſchaft. Ja, auch die Inter⸗ 
nationale Kriminaliſtiſche Vereinigung, die ſich zuerſt ganz und gar 
ſolidariſch mit dem Radbruchſchen Entwurf erklärt hat, hat ihn 
ſchließlich im Stich gelaſſen. Auch der vorliegende Entwurf geht uns 
doch in dieſer Beziehung noch zu weit. Gewiß weiß ich, daß der hoch⸗ 
verehrte und ſehr verdiente Vorſitzende der größten Organiſation der 
deutſchen Richter, der Senatspräſident Dr. Reichert, in dieſer Bezie⸗ 
hung anderer Meinung iſt, indem er erklärt hat, der deutſche Richter 
würde froh ſein, wenn er auf dieſe Art und Weiſe mehr Luft und 
Licht bekäme. Ich habe aber doch in dieſer Beziehung auch andere 
Meinungen gehört, die dieſe außerordentliche Erweiterung der Frei⸗ 
heit des richterlichen Ermeſſens als ein Danaer⸗ 
gefhenk für den Richterſtand betrachten, und ich möchte ihnen 
beipflichten, beſonders von dem Geſichtspunkt aus, daß bei den gegen⸗ 
wärtigen Angriffen auf die Juſtiz dieſe außerordentliche Ausdehnung 


der Freiheit des richterlichen Ermeſſens nicht tragbar erſcheint, weil 
ſie nur dazu angetan iſt, neuen Konfliktsſtoff zu ſchaffen bei der nun 
einmal mangelnden Bereitwilligkeit in der deutſchen Öffentlichkeit, 
fachliche Eutſcheidungen der Gerichte auch ſachlich aufzunehmen. 
übrigens weit auch ein ehemaliges Mitglied der Demokratischen 
Partei, das auch Mitglied des Reichstags geweſen iſt, der Profeſſor 
Dr. Gerland in Jena, hierauf hin, und es iſt ſehr bemerkenswer 
wenn er ferner darauf aufmerkſam macht, in welchem ſeltſamen 
Gegenſatz zu den heftigen Angriffen, denen unſere Rechtspflege ger. 
von links ſtändig ausgeſetzt iſt, die Tatſache ſteht, daß gerade von 
links her eine Entwicklung propagiert worden iſt, die Ermeſſene 
freiheit des Richters ins Unermeßliche zu ſteigern. Er ſagt: Das ſi 
Gegenſätze, ſcheinbar unbegreiflich, aber begreiflich in demſelben Augen 
blicke, in welchem man an die letzte ſozialdemokratiſche Forderung 
denkt, die die Herren in ihrem Buſen tragen, nämlich das Wahl 
richtertum. Es war in dieſer Beziehung bemerkenswert, einen 
Artikel im „Vorwärts“ v. 16. Nov. 1926 zu leſen, wo die Zubilligung 
ſo weitgehender Ermeſſensfreiheit an die Richter davon abhängig ge 
macht wird, daß eine entſprechende Perſonalpolitib i. S. der Sozial 
demokratie „die beſtehenden Mängel in der Juſtiz behöbe“. gr 
dieſen Zuſammenhang gehören auch die bekannten demokratiſchen un 
ſozialdemokratiſchen Beſtrebungen, die Unabhängigkeit der Gerichte 
überhaupt auf Zeit aufzuheben, beſonders die Beſtrebungen des Re 
publikaniſchen Richterbundes, in deſſen Organ „Die Juſtiz“ ich vol 
kurzem einen in dieſer Beziehung ſehr leſenswerten Artikel aus 
Feder des demokratiſchen RA. Dr. Bendix geleſen habe, wo er daft 
eintritt, aus Anlaß der Strafrechtsreform das Delikt der Recht? 
beugung in der Weiſe umzugeſtalten, daß man den deutſchen Richter 
hierbei auch für feine ethiſch⸗ſtaatspolitiſche Auffaſſung verautwortlih 
machen könne, um auf ſolche Weiſe den deutſchen Richterſtand von 
„reaktionären“ Elementen zu befreien. 722 
Angeſichts ſolcher Beſtrebungen haben wir allerdings unſererſeits 
mehr denn je Anlaß — denn wir wiſſen nicht, ob wir nicht einmal 
wenn wir die ganze europäiſche und Weltentwicklung vor uns ſehen 
wieder in ſehr kritiſche Zeitlagen kommen können —, auf ber Lu. 
zu fein, das Jahrhundertrechtsſtaatlicher Entwicklung 
nicht abzubrechen, ſondern auf den Fundamenten weiterzubauen, 
denen bisher unſer Rechtsſtaat aufgebaut war. Dazu gehört gauz 955 
wiß auch eine engere Bindung an das Geſetz, als ſie der vorliegende 
Geſetzentwurf vorſchlägt. 4 
Aber, meine Damen und Herren, bisher kommt auch noch 
anderer Geſichtspunkt hinzu. Hat man in der Monarchie geglaubt 
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das Geſetz auferlegen zu müſſen, fo fehen wir nicht ein, warum ſol 
Bindungen nicht auch jetzt notwendig ſind, in einer Zeit, wo D 
laien richterliche Element in der Zuſammenſetzung der 6. 
richte derart vorgedrungen iſt. Gerade deshalb auch erſcheint uns vr 
zu weit ausgedehnte Ermeſſensfreiheit nicht tragbar. Der große 
Rechtslehrer v. Ihering ſchreibt in ſeinem berühmten Buch: De 
Kampf um das Recht“: 1 
Man ſetze dieſelben Leute auf die Geſchworenenbank und dei 
das eine Mal Offiziere über Eigentumsvergehen, Bauern H 
Ehrverletzungen entſcheiden, das andere Mal dieſe über jene, vile 
über dieſe. Wie verſchieden werden in ſolchen Fällen die Ur > 
ausfallen! 10 der 
Ja, meine Damen und Herren, eine gewiſſe Gleichmäßigkeit af 
Zubdikatur liegt doch auch im Intereſſe der Gerechtigkeit, und ſie lan 
ſich nur ſchaffen, wenn eben beſtimmtere Grenzen der Ermeſf 
freiheit in dieſer Beziehung gezogen werden. den 
Eine weitere ſehr erhebliche Beſtimmung iſt die über Tat 
Rechtsirrtum. Der Täter, der das Unrechtmäßige ſeiner iſt 
nicht erkannte, wie es heißt, ſoll evtl. ſtraffrei ausgehen. Das 1 
ſehr volkstümlich gedacht, und ich weiß auch, daß dieſe Beſtimmen 
einem alten Wunſche eines von mir verehrten Rechtslehrers, des her 
Dr. Binding, entfpricht. Aber in der Praxis werden doch gegen 0 
dieſer neuen Beſtimmung ſehr erhebliche Bedenken in der Richte 
geäußert, daß ſie nicht i. S. der bürgerlichen Schutznotwendighe af? 
liegt, weil fie zu ſehr i. S. einer weiteren Straffreiheit bisher rn 
barer Handlungen wirken würde und der Schutz der Rechtsorbn gen 
deshalb gefährdet iſt. Ein geſchickter Verteidiger wird in zahlr das 
Fällen zugunſten feines Klienten anführen können, daß dieſem 
Unrechtmäßige ſeiner Tat nicht bekannt geweſen ſei. In HL) HR: 
Prozeſſen wird die Zubilligung oder Verſagung des Rechtsirrt ch 
ſehr gegenteilige Empfindungen der anderen Partei auslöſen. der 
das wird wieder Anlaß geben, die Juſtiz zu beargwöhnen. Auf, 
anderen Seite iſt zuzugeben, daß die Strafgeſetze umfaſſende s 
komplizierter geworden ſind. Die Behauptung, daß jeder S men 
bürger die Rechtswidrigkeit ſeiner Handlungen von vornherein er "Sie 
muß, läßt ſich bei den vielen Nebengeſetzen nicht aufrechterhelta te . 
beſte Löſung wird wohl ſein, daß wirklich nachgewieſener Irrtum lag. 
mildernd wirken ſoll, ſo wie es der Schweizer Entwurf 18 vorſeh igen 
Ich will mich jetzt zu dem Strafenſyſtem des gegenwab Ad 
Entwurfs wenden, mit dem ſich ja auch Herr Dr. Landsberg eing sent’ 
beſchäftigt hat. In dieſem Strafenſyſtem find an ſich keine MN, 
lichen Anderungen vollzogen worden, abgeſehen davon, bun en 
„Feſtungshaft“ die Umbezeichnung „Einſchließung“ vorgenon 2 
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worden iſt. Dieſe Umbezeichnung ſtammt wohl aus der ſozialiſtiſchen 
orperiode. Das Wort „Feſtung“ iſt nach Auffaſſung dieſer Kreiſe 
Wohl ein jo ſchaudererregendes Wort, daß deshalb dieſe Umbezeichnung 
vorgenommen wurde. 
Meine deutſchnationalen Parteifreunde haben mich beauftragt, 
beſonders den Ausführungen des. Herrn Dr. Landsberg gegenüber zu 
erklären, daß wir es begrüßen, daß die Todesſtrafe aufrecht⸗ 
erhalten worden iſt, deren Unentbehrlichkeit in der Zeit, in der wir 
eben, für uns außer Frage ſteht. ni übrigen iſt es aber außer⸗ 
ordentlich bezeichnend, daß wir gerade von ſozialiſtiſcher Seite das 
„erlangen auf Aufhebung der Todesſtrafe geſtellt ſehen, nämlich von 
denſelben Herren, die ſich ſeinerzeit, vor wenigen Jahren, bei dem 
Kepublikſſchutzgeſetze nicht genugtun konnten in Anträgen auf Ein⸗ 
lührung der Todesſtrafe für alle möglichen Verbrechen und Vergehen, 
urch die ſie allerdings nur die Bourgeviſie treffen wollten. Die Au⸗ 
wendung der Todesſtrafe wird in Zukunft aber eine erhebliche Ein⸗ 
Ichränkung erfahren, da auch bei Mord hünftighin mildernde Um⸗ 
ktände zugelaſſen ſind. In dieſem Juſammenhang möchte ich auf 
men Artikel in der „Voſſiſchen Zeitung“ aufmerkſam machen, den 
55 vor einiger Zeit geleſen habe, der ſich mit dem engliſchen Recht 
beſchäftigt, und der darlegt, daß der Mordbegriff in England in der 
Praxis der Gerichte eine weitere Ausdehnung in legter Zeit erfahren 
at. Wenn das der Fall iſt, dann ift die weitere Folge die, daß auch 
— Todesſtrafe, die dort gegen Mord angedroht iſt, eine erweiterte 
Anwendung finden wird. Alſo eine eutgegengeſetzte Entwicklung dort 
im Vergleich zu der deutſchen Rechtsentwicklung! 
z, Wie notwendig die Todesſtrafe zur Abwehr iſt, zeigt mir gerade 
ſolgender Fall, von dem in den „Hamburger Nachrichten“ in einer 
r letzten Wochen die Rede geweſen iſt. Bekanntlich iſt die Todes⸗ 
trafe in Hamburg ſeit dem Jahre 1917 nicht mehr zur Voll⸗ 
ſtreckung gekommen. Das iſt natürlich auch den Verbrecherkreiſen 
ſekannt geworden. Ganz Hamburg erinnert ſich noch eines ſehr 
ſchweren Verbrechens, als eines Morgeus bei einem Werftdirektor ein 
Verbrecher erſchien, ihm die geladene Piſtole vor die Bruſt ſetzte und 
Im ſchließlich mit beiſpielloſer Frechheit das Perlenhalsband feiner 
Frau abnahm. Dieſer Verbrecher iſt daun ſpäter feſtgenommen wor⸗ 
zen, wie glaubwürdige Zeugen, die dann im Zuſammenhang mit der 
eſtſtellung des verbrecheriſchen Tatbeſtands vernommen worden ſind, 
ekundet haben, hat er dieſen Zeugen gegenüber vor Begehung des 
Verbrechens geſagt: Wenn mir einer in den Weg tritt, ſo brenne ich 
Im eins drauf, den Kopf kann es ja in Hamburg nicht mehr Koften, 
wadern nur lebenslänglich. Wir könnten Ihnen in dieſer Beziehung 
dach andere Beiſpiele anführen. Wir ſind nach alledem der Anſicht, daß 
ie Todesſtrafe doch noch eine ſehr intenſiv abſchreckende Wirkung beſitzt. 
8 Daß den Beſtrebungen der Sozialdemokratie auf Abſchaffung 
er Zuchthausſtrafe nicht nachgegeben worden iſt, erkennen wir 
an, wie wir allen Beſtrebungen auf Schaffung einer ſog. Einheits⸗ 
afe ablehnend gegenüberſtehen. 
N enn der Herr Abgeordnete Landsberg heute fo viel von dem 
085 Beſſerungsgedanken geſprochen hat, ſo wollen wir gewiß dieſem 
9 edanken an ſich die Achtung nicht verſagen. Aber in der praktifchen 
ruswirkung hat das Strafſyſtem doch dort, wo es auf den Beſſe⸗ 
Ungsgedanken abgeftellt worden iſt, geradezu klägliche Reſultate 
hezeitigt, vielleicht abgeſehen von wenigen Staaten in Nordamerika, 
dr die unbeſtimmte Verurteilung beſteht, und wo mit Hilfe dieſes 
atucks der unbeſtimmten Verurteilung anſcheinend noch eher etwas 
Gab der Richtung der Beſſerung des Verbrechers erreicht worden iſt. 
a iſt und bleibt nun einmal — darüber ſoll man ſich nicht im 
Lebeiſel ſein — ein inhärenter Fluch der Freiheitsſtrafe, daß das 
junen in ber Anſtalt nicht in dem Umfange, wie es die Freiheit kann, 
tliche Kräfte zu entfalten und den Charakter zu ſtählen vermag 
. Was die übrigen Strafmittel anlangt, ſo möchte ich fragen, wes⸗ 
9885 man nicht das Strafmittel des Arbeits hauſes weiter aus⸗ 
I ehnt hat, das nur für die ſog. aſozialen Perſonen vorgeſehen iſt. 
an erſchiene es ſehr angebracht, dieſes Strafmittel, auch wenn man 
Ned kebenſtrafe nennt, auf alle Verbrechen auszudehnen, die aus 
li erlichkeit oder aus Arbeitsſcheu begangen worden ſind. Vielleicht 
10 — der Grund dafür, daß man zu dieſer Maßnahme nicht hat 
ei fen wollen, darin, daß früher die Strafvollzugsbeamten von 
nicht Aufnahme des aktiven Verbrechertums in die Arbeitshäuſer 
rechts haben wiſſen wollen. Wird dieſer Standpunkt heute noch auf⸗ 
chterhalten 
alſo 5, die Androhung einer unbeſchränkten Geldſtrafe, 
Bupg;p ner verſchleierten Vermögenskonfiskation, wie ſie das Re⸗ 
ikſchutzgeſetz vorſah, fallen gelaſſen worden iſt, billigen wir. 
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daß as die übrigen Nebenſtrafen anlangt, ſo fällt uns ſehr auf, 
ſcho auf Verluſt des aktiven Wahl⸗ und Stimmrechts 
Ran bei Gefängnisſtrafe von drei Monaten an erkannt werden 
eines bei Beſchimpfungen der republikaniſchen Staatsform oder 
des Mitglieds der Reichsregierung oder der Regierung eines Lan⸗ 
7 5 aber bei den ehrenrührigſten Delikten — wie Diebſtahl, Be⸗ 
ug uſw. — das Erkennen auf dieſe Nebenſtrafe des Verluſtes des 
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wee Stimm⸗ und Wahlrechts erſt möglich ſein ſoll bei Gefäng⸗ 
zafen von einem Jahr an. Wir werden unſere Abänderungs⸗ 
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der age dazu ſtellen. Sehr weſentlich wäre eine weitere Ausdehnung 
ebenſtrafe des ſog. Prangers, das heißt der öffentlichen 
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Bekanntmachung des Urteils. Zur Geſundung unſeres Ge⸗ 
ſchäftslebens und um den Schwindel, wie er ſich leider breit macht, 
in der nachdrſcklichſten Weite begegnen zu können, wäre eine rück⸗ 
ſichtsloſe Bloßſtellung des wirklich Schuldigen oft ſehr angebracht. 
Unſere Allvorderen beſaßen dieſe Strafe des Praugers in erheb⸗ 
lichem Umfang. Unfer modernes deutſches Recht iſt ja leider zu ſehr 
geſalbt von Zartgefühl und Humanität. Das ſehen Sie in jeder 
Beziehung. In dieſem Zuſammenhang kann ich es doch nicht unter⸗ 
laſſen, Sie darauf hinzuweiſen, was die Engländer noch für wirk⸗ 
ſame Strafen haben. Auch Herr Dr. Landsberg, der ein eifriger 
Anhänger der weſtlichen Demokratie iſt, wird ja in der Regierungs- 
vorlage geleſen haben, in wieviel Fällen in England heute noch 
auf Prügelſtrafe erkannt werden kann. Sie iſt ſicherlich auch für 
manche Frechheits⸗ und Roheitsdelikte in Deutſchland ſehr angebracht. 

Laſſen Sie mich noch einen Blick werfen auf die ſog. Aus⸗ 
länderbehandlung. Da finden wir im 8 64 Abſ. 2 eine ſehr 
eigentümliche Beſtimmung: 

Ein Ausländer, deſſen Unterbringung in einer Heil- oder 
Pflegeanſtalt, in einer Trinkerheilanſtalt oder einer Entziehungs⸗ 
anſtalt, in einem Arbeitshaus oder in der Sicherungsverwah⸗ 
rung für zulaſſig erklärt oder augeordnet worden iſt, kann ftatt 
deſſen oder außerdem aus dem Reichsgebiet verwieſen werden. 
Kehrt der Ausgewieſene unbefugt zurück, jo kann die Maßregel 
nachgeholt werden. 

Das iſt ſicherlich eine Beſtimmung aus der vergangenen Zwiſchen⸗ 
periode unter Herrn Dr. Radbruch. Die Beſtimmung erſcheint mir 
geradezu als ein Rückfall in michelhafteſte Gefühlsduſelei. Wenn es 
möglich ſein full, daß ein Ausländer, der ſich verbrecheriſch betä⸗ 
tigt hat, erſt einmal in eine Heil- oder Pflegeanſtalt oder in eine 
Entziehungsauſtalt untergebracht und dann erſt ausgewieſen werden 
joll oder falls er zunächſt ausgewieſen iſt und dann zurückkehrt, 
die Möglichkeit beſtehen ſoll, daß dem betr. Ausländer eine deutſche 
Muſteranſtalt zur koſtenloſen Verpflegung und Unterbringung auch 
dann noch eröffnet wird, ſo widerſpricht das ganz und gar unſeren 
Auffaſſungen. Schon die einfachſten Rückſichten auf die finanzielle 
Lage des deutſchen Volles müßten uns zwingen, ſolche Möglich 
keiten auszuſchließen. 

Der Entwurf wird ſicher in der künftigen Strafrechtskom⸗ 
miſſion ſehr erhebliche Debatten und Kämpfe auslöſen. Aber wenn 
es ein Plus und ein Vorzug dabei iſt, ſo iſt es der, daß es hier 
einmal weniger um materielle Intereſſen geht, als vielmehr um 
weltanſchauungsmäßige Gegenſätze, die ausgefochten werden müſſen. 
Unfer großer Geſchichtsſchreiber Heinrich v. Treitſchke hat vor mehr 
als 50 Jahren, als es ſich um das erſte Deutſche StGB. handelte, 
geſagt, daß die Fragen, die uns hier beſchäftigen, Fragen ſeien, die 
bis in die Tiefen des Volksgewiſſens hinabreichen. 

Vieles wäre noch zu dem neuen StGB. zu ſagen. Auf den be⸗ 
ſonderen Teil näher einzugehen, hindert mich leider die vorgeſchrittene 
Zeit. Wir billigen das ſtrenge Vorgehen gegen den Landesverrat. 

Auf eins will ich noch in dieſem Zuſammenhang hinweiſen. 
Die Aufgaben, die dem Strafrichter künftighin zufallen werden, 
werden bei weitem ſchwieriger ſein als gegenwärtig, und das wird 
den Juſtizverwaltungen die Pflicht auferlegen, noch ganz anders für 
einen leiſtungsfähigen Nachwuchs zu ſorgen. Ob das aller⸗ 
dings bei der heutigen Deklaffierung der Juſtiz zu erreichen iſt, 
wenn man ſehen muß, daß jeder Stadtrat heute in einer mittleren 
oder Kleinſtadt nicht etwa nur auf einen Amtsgerichtsrat oder Land⸗ 
gerichtsrat, ſondern auf den höheren Richter herabſehen kann, will 
uns ſehr zweifelhaft erſcheinen. Wenn dieſer Zuſtand bleibt, ſo werden 
die beſten Kräfte aus der Juſtiz abwandern in die anderen juriſtiſchen 
Berufe, die ihnen beſſere Lebensmöglichkeiten gewährleiſten. 

Sie haben aus meinen Ausführungen erſehen, wie ſehr, von 
unſerem Standpunkt aus betrachtet, der vorliegende Geſetzentwurf 
verbeſſerungsbedürftig iſt. An unſerem guten Willen, an den heute 
von verſchiedenen Seiten appelliert worden iſt, ein neues deutſches 
Strafgeſetzbuch zu ſchaffen, ſoll es aber deshalb nicht fehlen. 

Wir denken auch in dieſem Zuſammenhang an unſeren deutſchen 
Bruderſtamm in Deutſch⸗Oſterreich, mit dem uns gerade hier 
auf dem Gebiete des Strafrechts zum erſtenmal wieder Rechtseinheit 
verbinden ſoll. Jeder deutſchgeſinnte Deutſche wird ſicherlich ernſte⸗ 
ſten Anteil nehmen an dem Gedanken, zwiſchen Deutſchland und 
Deutſch⸗Oſterreich neue Verbindungsglieder zu ſchaffen und damit der 
in Zukunft unabweisbaren Staatseinheit vorzuarbeiten. Das iſt 
ſicherlich ein ſehr wichtiges Moment für uns. Aber ebenſo wichtig iſt 
es für uns, daß wir bei der Schaffung des neuen deutſchen StGB. 
den Zuſammenhang mit unſerer bisherigen nationalen Rechtsbildung 
nicht verlieren. 


Dr. Bell (Z.), Abg.): Als wir zu Jahresbeginn das goldene 
Jubiläum des Reichsjuſtizminiſteriums feierten, durften wir bei einem 
Rückblick auf das hinter uns liegende Arbeitsfeld mit beſonderer Be⸗ 
tonung der Tatſache gedenken, daß die zweite Hälfte dieſer bedeut⸗ 
ſamen Zeitſpanne der Strafrechtsreform gewidmet war, die einen 
wichtigen Teil der 25jährigen Periode an Arbeitsgebiet und Arbeits⸗ 


1) 1926 Reichsjuſtizminiſter, früher RA. beim LG. Eſſen. 
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leiſtungen ausmachte. Seit Jahrzehnten halten ſich Wiſſenſchaft und 
Praxis, Parlament und Preſſe aller Parteiſchattierungen vereinigt 
in der Betonung der Reformbedürftigkeit des Straf⸗ 
rechts und in dem Verlangen nach geſetzlichen Strafrechtsreformen. 
Die Geſetzesvorlage, der ſieben Vorentwürfe mit Einſchluß des an⸗ 
erkennenswerten Radbruchſchen Eulwurfes vorangingen, iſt das Er⸗ 
gebnis langjähriger und mühevoller Arbeit. Dank und Anerken⸗ 
nung nicht nur des RT., ſondern darüber hinaus des ganzen deut⸗ 
ſchen Volkes haben alle verdient, die ſich an dieſem Werke beteiligt 
haben, alle die bedeutenden Männer der Wiſſenſchaft und Praxis. 
Der Dank iſt geſtern vom Herrn RIM. und von mehreren Rednern 
ausgeſprochen worden. Ohne die Tätigkeit irgendeiner Perſönlichkeit 
vergeſſen zu wollen, darf ich bei Wertung der Verdienſte, die ſich 
gefliſſentlich auch auf die verdienſtliche Mitwirkung der Preſſe und 
der Fachzeitſchriften erſtrecken ſoll, Männer der Praxis und der 
Wiſſenſchaft noch beſonders herausheben, aus dem Bereiche des 
Reichsjuſtizminiſteriums den mit der beſonderen Bearbeitung der 
Vorlage betrauten Min Dir. Dr. Bumke und aus den Reihen der 
Wiſſenſchaft unſeren Alkmeiſter des Strafrechts, Dr. Kahl. Geſtern 
hat uns unſer verdienter Kollege Kahl mit einer von Herzen 
kommenden und zu Herzen gehenden, uach Form und Inhalt gleich⸗ 
mäßig ſympathiſch wirkenden Rede erfreut. Wir wollen hoffen und 
wünſchen, daß es dem Kapitän des Rechtsausſchuſſes gelingen möge, 
mit kundiger und ſicherer Hand das Schiff rechtzeitig in den Hafen 
zu bringen. Rechtsausſchuß und Vollverſammlung des RT. werden 
jetzt vor eine Aufgabe geſtellt, die an Bedeutung und Ausmaß nur 
vergleichbar iſt mit der Verabſchiedung des BGB. zur vergangenen 
Jahrhundertwende. Es würde ſicherlich tief bedauerlich ſein, wenn wir 
am Abſchluſſe langwieriger Beratungen ſagen müßten: Ein großer 
Aufwand ſchmählich ward vertan. 

Einer Einrichtung unſeres öffentlichen Lebens, die durch die 
Verfaſſung feſtgelegt iſt, möchte ich bei der Anerkennung noch be 
ſonders gedenken, nämlich des Reichsrates, der ſich in ein⸗ 
einhalbjährigen Vorarbeiten tiefgründig am Zuſtandekommen des 
Werkes beteiligt hat. Er verdient beſonderen Dank um des willen, 
weil er in verhältnismäßig ſehr kurzer Zeit dem damals ausdrückh⸗ 
lich au ihn gerichteten Wunſche entſprechend die Vorlage in zwei 
Leſungen beendet hat. Selbſt bei ausgeſuchter Höflichkeit, bie ich 
mir zu eigen machen will, kaun ich freilich nicht ohne weiteres au— 
erkennen, daß alle Anderungen, die vom Reichsrat in dieſer kürzen 
Zeitſpanne vorgenommen worden ſind, reſtlos Verbeſſerungen be⸗ 
deuten. Ich werde gezwungen fein, im Anſchluß an die Ausfüh 
rungen mehrerer Herren Vorredner darüber noch einige kritiſche Be 
merkungen zu machen. 

Gelingt es dem RT. in der vorgeſehenen Zeit, eine geeignete 
Verabſchiedung der Vorlage herbeizuführen, daun darf er bei ſeinem 
Auseinandergehen auf ein großes und gewaltiges Refovmwerk zu⸗ 
rückblichen. Wir wollen hoffen, daß der große Moment auch ein 
ſtarkes Geſchlecht findet. 

Freilich dürfen wir nicht vergeſſen, daß die Strafrechts⸗ 
reform nur eine Etappe auf dem großen Marſche der ge— 
ſamten Reichsjuſtizreform iſt. Außer dem Strafvollzugsgeſetz 
ſtehen ums für zukünftige Arbeiten des RT. noch bevor die Zivil⸗ 
prozeßreform, die Strafprozeßreform, die Reform des GV., der 
RA O., auch von Teilen des Zivilrechts, worunter ich namentlich den 
Ehrenſchutz ſchon in dieſem Zuſammenhange hervorheben möchte. 

Dem Dank an Oſterreich, an ſeine beſonders auf dem 
Gebiete des Strafrechts hervorragend bewährte Wiſſenſchaft und 
Juſtizverwaltung für reiches Entgegenkommen und verdienſtliches 
Mitwirken an dem großen Werke der Rechtsannäherung und Riechts⸗ 
angleichung und dem kulturellen Zuſammenwirken zweier innerlich 
nicht zu trennenden Brudervölker ſchließe ich mich namens meiner 
Parteifreunde von ganzem Herzen an. 

Will man eine gerechte Kritik an das ganze Reformwerk an⸗ 
legen, ſo darf man einen geſchichtlichen Überblick über die 
hinter uns liegende Strafrechtszeit uicht aus dem Auge laſſen; denn 
die Geſchichte muß auch hierin unſere Lehrmeiſterin ſein, wenn wir 
zu den Grundproblemen des Strafrechts und zu den einzelnen Straj- 
vorſchriften in zutreffender Weiſe Stellung nehmen wollen. 

Es handelt ſich jetzt darum, eine Kodifikation des 
Strafrechts herbeizuführen. Wir müſſen dabei der Tatſache ge⸗ 
denken, daß wir ſchon einmal früher, an der Wende des Mittel⸗ 
alters, eine Kodifikation des Strafrechts, ein gemeinſames deutſches 
Strafrecht erlebt hatten, nämlich in Form der i. J. 1532 auf dem 
MT. zu Regensburg verabſchiedeten Peinlichen Gerichts⸗ 
ordnung Karls V. Dieſe Carolina bedeutete freilich nur ſub⸗ 
ſidiäres Recht, ſie galt kur jo weit, als nicht partikuläre Rechte 
andere Beſtimmungen trafen. Aber es iſt doch wohl nicht ohne 
Intereſſe, heute daran zu erinnern, daß in weiten deutſchen Landes⸗ 
teilen dieſe mit dem mittelalterlichen Stempel und Gepräge verſehene 
Carolina noch bis 1870, alſo faſt 340 Jahre hindurch in Geltung 
geblieben iſt. Von der Befugnis zur partikularrechtlichen Aus⸗ 
geſtaltung wurde andererſeits in vielen deutſchen Landesteilen Ge⸗ 
brauch gemacht: bekanntlich in Bayern im 17. und 18. Jahrhundert 
durch ein beſonderes Strafrecht, in Preußen dadurch, daß man in das 
ALR. des verfloſſenen 18. Jahrhunderts ſtrafrechtliche Vorſchriften 
ſyſtematiſch hineinarbeitete. 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Aber bei dem hiſtoriſchen Rückblick iſt beſondere Beachtung 
zu widmen dem i. J. 1851 zuſtande gekommenen PrStc75.: M 
nur aus dem Grunde, weil es ſicherlich damals das beſte deucſe 
Strafgeſetz war, ſondern vor allem aus der Erwägung heraus, I 
es der Vorläufer zum RStGB. geworden iſt. \ 

Dieſer preuß. Geſetzentwurf v. J. 1851 war ein Kind ſeiner 
Zeit, er ſtand unter dem Eindrucke der damaligen politiſchen un 
geſellſchaftlichen wie wirtschaftlichen Anſchauungen und ſtand auch 
unter dem Bann der damals herrſchenden Strafrechtsauffaſſungen, 

J. J. 1867 wurde dann durch Art. 4 der Verfaſſung de 
Norddeutſchen Bundes auch die zivil⸗ und ſtrafrechtlich 
Geſetzgebung der Zuſtändigkeit des Norddeutſchen Bundes unterjtell- 
Schon i. J. 1868 einigten ſich Bundesrat und Bundestag dahin 
daß das Strafrecht an erſter Stelle zur Verabſchiedung gelangen 
ſolle. J. J. 1870 iſt dann das StGB. als für das damalige nord 
deutſche Bundesgebiet geltend in Kraft getreten. Ich erwähnte yon: 
das WrStGB. von 1851 diente als Vorbild für dieſes StcB. bei 
Norddeutſchen Bundes, dem dann fait unverändert i. J. 1871 das 
Reichsſtrafgeſetzbuch folgte. Das RStchB. hatte ſich in De 
Hauptſache beſchränkt auf die Aufgabe, in bezug auf Straſſſtem, 
Strafart und Strafmaß den neuzeitlichen Strafrechtsideen der Hum 
nität Rechnung zu tragen. Abgeſehen von dieſen Anderungen, vl 
im übrigen der Inhalt des PrStGB. in allen weſentlichen Beſtim 


mungen beſtehen. 7 Ei: 
1871 für bie Reichsſtrafgeſeſ 


Leider ift in den Jahren 1870 und a 
gebung der Strafvollzug geopfert worden. Infolgedeſſen 1 
die Idee der Rechtseinheit auf dem Strafgebiete in bezug auf 95 
wichtiges Feld nicht zur Durchführung gelangt. Dieſe Lücke, die ſich 
in der Praxis beſonders nachteilig für den Vollzug der Freih g 
ſtrafen bemerkbar gemacht hat, gilt es jetzt zu ſchließen, indem m 
parallel mit dem Entwurf zur Strafrechtsreform einen Entwurf 
den Strafvollzug eingebracht hat, der gleichfalls noch der Verakſche 
dung harrt. Betont man Strafrechtseinheit und Kodifikation 
Strafrechts, ſo darf weiter nicht überſehen werden die zweifach ber 
deutſame Tatſache: einmal, daß wichtige Strafrechtsvorſchriften auß 5 
im REGB. noch in manchen anderen Reichsgeſetzen, z. — 
Patentgeſetz, im Börſengeſetz und in den Steuergeſetzen niedergeleh 
find, deren ſyſtematiſche Zuſammenſaſſung und Sichtung als, driug 
liches Zeitbedürfnis empfunden werden, und ferner, daß wir M 
eine beträchtliche Anzahl landesrechtlicher Strafvorſchriften haben. 

Jutereſſant auch für unſere jetzigen Arbeiten iſt die Tatſoch 
daß damals der Entwurf für den Norddeutſchen Bun 
der, wie gejagt, ſich nachher zum R StB. auswirkte, in übe! 
raſchend kurzer Zeit verabſchiedet worden iſt. Bent 
man damit die viel längeren und umfangreicheren Vorarbeiten u 
parlamentariſchen Ausſchußarbeiten vergleicht, die beim BGB., 
der ZPO., der StPO. und anderen Juſtizgeſetzen angewandt wor 
find, dann wird man naturgemäß nach einem Erblärungsgrunde 5 
dieſe unterſchiedliche Behandlung ſuchen. Der Erklärungsgrund muß 
als ein doppelter bezeichnet werden. Einmal war damals ein 
wiſſer Stillſtand in der Strafrechtswiſſenſchaft, eine Stagnation ir 
den Anſchauungen über die wichtigſten Strafprobleme zu pergel 
nen, und es kam hinzu, daß auch die zurückliegende zwanzigiähr 
Epoche keine ſo grundſtürzenden Anderungen in der geſamten pe 
tiſchen, kulturellen, geſellſchaftlichen und ſozialen Lebensentwickln 
und Volksanſchauung hervorgerufen hatte, daß ſich als folgerichuße 
Auswirkung die Notwendigkeit fundamentaler Anderungen des, Steh — 
ergeben hätte. Aber zur Kennzeichnung der damaligen Situn ee 
iſt von weſentlicher Bedeutung, daß hochpolitiſche Geſichtspuneeg 
hinzukamen. Die ſtarkle Initiative des Fürſten Bis men, 
ſetzte damals ein, um das Band der Reichseinheit dadurch zu ſchlied 
daß als erſtes großes Geſetzgebungswerk das StGB. verabſchie 
werden ſollte. den n= 

Bundesrat und RT. ſind dieſen Anregungen des Fürſten in 
marck gefolgt. Sie haben ſich bei den Beratungen nicht Ge⸗ 
Einzelheiten vertieft, ſondern darauf beſchränkt, die großen me 
ſichtspunkte unter Hervorkehrung der wichtigſten Strafrechtsproble = 
herauszuarbeiten. Wenn wir uns an die damaligen Beratungen ze, 
innern, jo begegnen wir der Tatſache, daß im Vordergrunde die Ti, 
ratung über die Todesstrafe ſtand. In zweiter Leſung war ſie 
kleiner Mehrheit abgelehnt worden, und die ſtarke Einwirkung 
Fürſten Bismarck mußte erfolgen, um ſie in der dritten Leſung 
geringer Majorität zur Annahme zu bringen. * 

Wirft man einen Rückblick auf das Reichsſtrafgeſſhen 
buch, das ja nunmehr durch die Strafrechtsreform erſetzt wen 
ſoll, ſo wird man ihm im allgemeinen die Anerkennung nicht if 
jagen dürfen, daß es unter Berückſichtigung der damaligen Sr 
verhältniſſe als ein gutes und humanes Geſetzbuch 4 
ſprechen iſt. Aber — darin folge ich dem verehrten Kollegen Kah icht 
ein derartiges Geſetzbuch, das ein Kind feiner Zeit war, kann in 
Emwigkeitswerte für ſich beanſpruchen; es iſt unbeſchadet ine chte 
der Vergangenheit begründeten anerkennenswerten Vorzüge IM 0 
unſerer neuzeitlichen Geſamtverhältniſſe und unſerer modernen 
anſchauungen als veraltet zu charakteriſieren. Denn IE 
57 Jahren, worin es in Geltung iſt, oder, wenn man die 3 
Geltung des PrStGGB. hinzurechnet, ſeit den 76 Jahren hat 110 
tiefgründige Umwälzung in der Geſamtauffaſſ 
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Über Grund und Zweck der Strafe, über die wichtigſten Straf⸗ 
rechtsprobleme derart entwickelt, daß eine Geſetzgebung unmöglich 
daran vorübergehen kann. Dazu aber kommt die weitere Tatſache, 
daß ſeit dieſen fünf und ſieben Jahrzehnten in unſerer geſamten 
Zulturellen und geſellſchaftlichen Gruppierung, in der hochpolitiſchen 
Staatsgeſtaltung, in den wirtſchaftlichen und ſozialen Lebensver⸗ 
altniſſen, in der Volksanſchauung und in der Verkehrsentwicklung 
eine ſo tiefgründige Umwälzung ſich vollzogen hat, daß ſich dieſe 
Ungeftaltung aller Lebensverhältniſſe eines Staates 
und Volkes unvermeidlich auswirken muß auf ſeine Geſetzgebung 
und folglich nicht an letzter Stelle auch auf das Strafrecht. Hierbei 
verdient die feſtſtehende Tatſache beſondere Auswertung, daß gerade 
Sie Verbrecherwelt eine erſtaunliche Fähigkeit zur Umſtellung auf die 
neuzeitlichen Verhältniſſe in einem Maße bewieſen hat, das zu 
energiſchen Maßnahmen der Geſetzgebung herausfordert. Ich darf be⸗ 
merken, daß ich auf dem Deutſchen Juriſtentag in Köln die Er⸗ 
innerung daran wachgernjen habe, daß juſt vor einem Jahrhundert 
der berühmte Rechtslehrer Savigny in einer epochemachenden Schrift 
85 Frage aufwarf, ob unſere, das heißt die damalige Zeit einen 
ruf zur Geſetzgebung habe. Savigny glaubte im Hinblick 
auf die beſonderen damaligen Zeiterſchwerniſſe dieſen Beruf ſeiner 
geit zur Geſetzgebung verneinen zu ſollen. Unſere Zeit darf 
ihren Beruf zur Geſetzgebung nicht verkennen, wenn ſie ihren 
ufgaben vor Volk und vor Geſchichte gerecht werden fol. Eines 
aber dürfen wir grundlegend nicht vergeſſen, und das muß auch 
inſeren geſamten Reformarbeiten die Zielrichtung geben. So richtig es 
und ſo bedeutſam es erſcheint, daß wir auf die veränderten Zeit⸗ 
Arhältniſſe, den Umſchwung der ſtrafrechtlichen Anſchauungen, die 
nderung unſerer geſellſchaftlichen, ſozialen und kulturellen Schich⸗ 
baus die gebotene Rückſicht zu nehmen haben; über den wandel⸗ 
paren Zeitanſchauungen, über den veränderlichen Strömungen des ge⸗ 
amten Lebens ſtehen die unwandelbaren Sittengeſetze, ſteht die ewige 
erechtigkeit. Ewige Sittengeſetze und unabänderliche 
erechtigkeit müſſen daher auch Kern und Stern unſeres 
mibeitsprogramms für die Strafrechtsreform bleiben. Das 
Gechte ich mit vollem Nachdruck ſagen, einmal in bezug auf die 
zeſamtwertung der ſtrafrechtlichen Anſchauungen, der Grundprobleme, 
0 das ganze Strafrecht und ſeine Reform beherrſchen, dann aber auch 
555 beſonderer Berückſichtigung auf einzelne beſonders wichtige 
welibte und Strafvorſchriften, die ich am Schluſſe meiner Aus⸗ 
wörungen noch kurz beſprechen muß. Bei unſeren Arbeiten müſſen 
„or gegen Mephiſtos Kritik im „Fauſt“, daß Geſetz und Rechte ſich 
ie eine ewige Krankheit fortpflanzen und daß von dem mit uns 
beborenen Rechte leider nie die Rede ſei, gefeit ſein durch Erfaſſung 
b hohen ſittlichen Idee des Strafrechts und durch Verwirklichung 
Grundgedankens des Naturrechts und der Gerechtigkeit. 
5 Gehen wir zu einer Kritik am Entwurf über, ſo gebietet ſich 
E erſter Linie eine Überſicht über die Grundanſchauungen, die den 
erttwurf beherrſchen. Die Bearbeiter des Entwurfs haben mit an⸗ 
kennenswertem Streben und vertiefter wiſſenſchaftlicher Gründlich 
it ihr ganzes Können und Wollen daran geſetzt, um ihre große 
fort ſchwere Aufgabe zu beherrſchen und ein allen neuzeitlichen An⸗ 
bar Füngen entſprechendes Reformwerk in die Wege zu leiten. Sie 
luben dabei die Erfahrungen der Vergangenheit, die Fortentwick⸗ 
And der ſtrafrechtlichen Wiſſenſchaft und Forſchungsarbeit, das reiche 
wewwendungsgebiet der Praxis und die Ergebniſſe der Rſpr. durch⸗ 
eg mit Erfolg auf ſich einwirken laſſen. 
W In dieſem Zuſammenhang möchte ich auch das anerkennens⸗ 
erte Beſtreben nach klarer und ſcharfer juriſtiſcher For⸗ 
lierung ebenſo wie das verdienſtliche Bemühen, gutes Deutſch 
. eine gemeiuverſtandliche Sprache in den Entwurf hinein⸗ 
Kun beiten, rühmend hervorzuheben. Verbindet man damit die tief⸗ 
Piorſende Erfaſſung von Auswertung der großen ſtrafrechtlichen 
Kebleme und Grundanſchanungen, ſo wird man unbeſchadet der 
2780 die der Entwurf im einzelnen finden mag und finden wird, 
deren der Würdigung ihm doch das Geſamtpraͤdikat nicht verſagen 
en, daß er einen großen Zug aufweiſt. 
lich Auch eine bedeutſame Neuerung verdient Hervorhebung, nam⸗ 
a, die Vorſchrift des 8 9, wodurch unter der Marke „Sprach⸗ 
Yo rauch“ fir eine Reihe wichtiger Rechtsbegriffe, die ſich vielleicht 
in ch zweckmäßiger ergänzen ließe, eine geſetzliche Definition feſtgelegt 
0 noffenttid) wird dieſes, der weſentlichen Vereinfachung dienende 
> ild maßgebend auch für unſere fonftige noch ausſtehende Juſtiz⸗ 
der an. Insbeſ. wird es ſich bei der bevorſtehenden Neugeſtaltung 
fa, SRH. empfehlen, zukünftige Eröffnungsbeſchlüſſe in eine ein⸗ 
Be, klarere und gemeinverſtändliche Form zu kleiden, als das 
nn noch, beiſpielsweiſe bei der üblichen Formulierung des Er⸗ 
nungsbeſchluſſes für Betrugsverfuch, der Fall iſt. 
Bw Der Entwurf ſtand vor der Tatſache, daß über Grund und 
des Strafrechts, über die weittragendſten ſtrafrechtlichen Pro⸗ 
wi die Auffaſſungen von Theorie und Strafrechtswiſſenſchaft nach 
der bor weit auseinandergingen. Es ſtanden und ſtehen heute noch 
* alten ſogenannten klaſſiſchen Schule mit der reinen 
rundelkungstheorie, mit der Abſchreckungstheorie, mit der Beſſe⸗ 
Fee Präventionstheorie und einem gemifchten Syſtem die 
wobei "gen und Forderungen der neuzeitlichen Schule gegenüber, 
die anthropologiſche Theorie des Pſychiaters Lombroſo über 
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den Geiſteszuſtand des Verbrechers als überwunden gelten darf und 
erſetzt worden iſt durch die Kriminalſoziologiſche Schule 
des Prof. v. Liſzt, die hauptſächlich unter dem Zeichen ſteht: Be⸗ 
ſtrafung des Täters und nicht Beſtrafung der Tat. Nach meiner Auf⸗ 
faſſung — das möchte ich einſchaltend bemerken — geht es zu weit, 
wenn man in einem Teile unſerer Literatur und Preſſe dieſes im 
Übermaß zitierte und gleichwohl nicht ausreichend verſtandene Wort 
zur Kennzeichnung eines programmatiſchen Syſtems herausgehoben 
hat. Vermeint man, den Streit über die Grundprobleme des Straf⸗ 
rechts durch Gegenüberſtellung ſolcher gegenſätzlichen Stichworte er⸗ 
ſchöpfend austragen zu können, ſo darf man ſich vielleicht an das 
Fauſtſche Wort erinnern: „Mit Worten laßt ſich trefflich ſtreiten, 
mit Worten ein Syſtem bereiten.“ Man wird über dieſe Streitfrage 
richtiger wohl ſagen müſſen: der Täter wird wegen der Tat nach dem 
Maßſtabe der Schwere ſeiner Schuld und Tat beſtraft. Der Entwurf 
hat gut daran getan, ſich nicht einſeitig einer Schule der Theorie 
anzuſchließen, ſondern Licht und Schatten gleichmäßig zu verteilen. 
Denn jede dieſer Schulen, jede dieſer Strafrechtstheorien hat ihre 
unleugbaren Vorzüge, aber auch ihre Einfeitigkeiten und Nachteile. 
Keine dieſer Schulen, keine dieſer Theorien ließ ſich ausſchließlich 
in der Geſetzgebung verwirklichen. Darum verdient es Anerkennung, 
daß der Entwurf die goldene Mittellinie gezogen hat, indem er Vor⸗ 
züge und Nachteile aller Schultheorien ſorgſam gegeneinander ab⸗ 
gewogen und das Gute aus jeder Theorie herausgearbeitet 
hat, indem er dann insbeſ. die berechtigten Forderungen der neu⸗ 
zeitlichen Strafreformtheorien angewandt hat, ohne aber aus den 
Bahnen der klaſſiſchen Schule vollſtändig herauszugehen. 

Das gilt vor allem auch bei der Feſtlegung der geſetzlichen Aus⸗ 
legungsregel für jede Strafzumeſſung, daß dabei einmal die Per⸗ 
ſönlichkeit des Täters in ihrem ganzen Ausmaße zu werten iſt, aber 
andererſeits auch die Geſamtheit der ihn umgebenden wirtſchaftlichen 
und ſozialen Verhältniſſe mitberückſichtigt werden muß. Wenn Sie 
dieſen fundamentalen Satz in ſeiner praktiſchen Auswirkung ſich 
vergegenwärtigen, dann werden Sie die Notwendigkeit zugeben müſſen, 
dem Richter, der ihn in der Rſpr. verwirklichen ſoll, einen angemeſſe⸗ 
nen Strafrahmen und eine ausreichende Ermeſſensfreiheit zu über⸗ 
laſſen. Gerade dieſe Erwägung im beſonderen Hinblick auf den 
Schutz der Rechtsſtellung des Angekl. hat im Einklang mit den in 
dieſer Hinſicht von der modernen kriminalſoziologiſchen Schule mit 
Recht erhobenen und von der Volksmeinung und Preſſe lebhaft unter⸗ 
ſtützten Forderungen den Entwurf zu der allerdings außerordentlich 
weiten Ausdehnung des richterlichen Strafermeſ⸗ 
ſens geführt. 

Es iſt bei der geſtrigen Beratung mit Recht betont worden, daß 
hier der Kernpunkt, der Angelpunkt der ganzen Reform des StGB. 
liege. Dieſer Tatſache entſpricht dann naturgemäß auch der Umſtand, 
daß die Kritik gerade an dieſem Punkte beſonders energiſch angeſetzt 
hat. Aber die Kritik der beiden letzten Herren Vorredner von geſtern 
ging von entgegengeſetzten Anſchauungen aus. Während Kollege 
Landsberg der Auffaſſung Ausdruck gab, daß dadurch dem Richter 
in bezug auf das Strafmaß zuungunſten des Angekl. ein zu weiter 
Spielraum gelaſſen ſei, meinte der Kollege Barth, daß umgekehrt 
die Ausdehnung des richterlichen Strafrechts dem Strafzwecke um 
deswillen nicht genüge, weil die früher geſetzlich feſtgelegten und 
verhältnismäßig hohen Mindeſtſtrafen beſeitigt ſeien. 

Ich möchte zunächſt meiner Auffaſſung dahin Ausdruck geben, 
daß dieſe letztere Kritik nach Lage der Sache nicht gerechtfertigt er⸗ 
ſcheint, wenn man ſich auf den Boden der berechtigten modernen An⸗ 
forderungen für die Ausgeſtaltung des Strafrechts ſtellt. Wir dürfen 
den Richter, wenn er dieſen berechtigten Anforderungen der Neuzeit 
genügen ſoll, nicht mehr in einen derartigen Strafrahmen einengen 
und in feinen Strafermeſſen jo beichränken, wie das durch ſolche 
Feſtlegung geſetzlicher Mindeſtſtrafen im geltenden Strafrecht heute 
noch der Fall iſt. Wir werden im Rechtsausſchluß mit allem gebote⸗ 
nen Ernſt tiefgründig uns mit dieſem hochbedeutſamen Problem be⸗ 
ſchäftigen und dahin wirken müſſen, unter Anerkennung des ge⸗ 
ſunden und zutreffenden Grundgedankens der angemeſſenen und 
zweckentſprechenden Erweiterung des richterlichen Ermeſſens eine 
Formulierung zu finden, die in gerechter Weiſe die Grenzen abſteckt 
und eine Überſchreitung der Grenzen verhindert. Die Beſorgnis 
richterlicher Willkür und einer damit verbundenen Rechtsunſicher⸗ 
heit muß ausgeräumt werden. 

Indeſſen, wir dürfen bei dieſer Arbeit keine Vogelſtraußpolitik 
treiben. Grundlegend muß auf die Tatſache verwieſen werden — 
und das zog ſich auch durch die geſtrigen Beratungen hindurch —, 
daß die Kritik nicht eigentlich ſo ſehr oder in erſter Linie das Ge⸗ 
ſetzgebungswerk trifft als die Rſpr. Da gehen die Anſichten natur⸗ 
emäß auseinander. Wir haben das auch aus den Ausführungen 
des Herrn RI M., denen ich hierin beiſtimme, entnommen. Ich halte 
es gleichfalls nicht für richtig, bei unſerer Justizreform den Vorſchlag 
anzunehmen, wonach der Weg ſo zu beſchreiten ſein ſoll, daß wir 
erſt eine Umgeſtaltung unſerer Juſtizorganiſation und unſeres Richter⸗ 
weſens herbeiführen und dann erſt an eine Strafrechtsreform 
herangehen. 

Dieſe kritiſchen Erörterungen ſtehen unter dem Zeichen deſſen, 
was man unter dem vielbeſprochenen Wort der „Vertrauens 
kriſe der Juſtiz“ zuſammenfaßt. Ich will mich nicht in Einzel⸗ 
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heiten verlieren, aber doch die Tatſache hervorheben, daß eine ge⸗ 
ſunde Strafrechtsreform im Hinblick auf die außerordentlich ge⸗ 
ſteigerten Anforderungen der Neuzeit an die Juſtiz ohne die zweck⸗ 
entſprechende Durchbildung des Strafrichters unmöglich iſt. Geht 
man allerdings mit dem Grundgedanken des Mißtrauens in unſere 
Rſpr. an die Reformarbeit heran, läßt man dieſe ſogenannte Ver⸗ 
trauenskriſe als spiritus rector für die kritiſche Einſtellung fun⸗ 
gieren, dann kann man mit einer derartigen Argumentation, wenn 
die Prämiſſe richtig wäre, nicht nur das geltende Strafrecht, ſondern 
jedes Reformwerk, wie es auch geſtaltet ſein möge, in die Luft 
ſprengen. Darum dürfen wir mit dieſer Art negativer und zerſetzender 
Kritik nicht an unſere Reformarbeit herangehen. Es iſt richtig: 
unſere Juſtizorganiſation muß auf die kriminelle 
Vorbildung und Ausbildung unſerer Juriſten in⸗ 
folge der geſteigerten Anforderungen der Neuzeit 
weſentlich andere Rückſichten nehmen, als das vor⸗ 
dem der Fall war. Wir dürfen aber im Parlament und in 
der Offentlichkeit nicht jede Gelegenheit benutzen, um Mißtrauen 
gegen unſere Juſtiz in die weiteſten Volkskreiſe hineinzutragen. Wir 
ſollten doch wahrlich auch unſeren ohnehin außerordentlich ange⸗ 
ſtrengten und vor immer ſchwerere Aufgaben geſtellten Richtern, deren 
wirtſchaftliche und finanzielle Aufbeſſerung dringend geboten iſt, ihre 
Berufsfreude nicht durch übelwollende Kritik, die vor allem in un⸗ 
gerechten Verallgemeinerungen einzelner Mißſtände liegt, nehmen. 
Wo Fehlſprüche vorkommen und Mißſtände unterlaufen, da ſoll 
keineswegs die Kritik unterbunden werden; aber fie muß ſich in 
angemeſſenen Grenzen halten und darf den Boden der Gerechtigkeit 
nicht verlaſſen. Da kann ich nur das unterſchreiben und unter⸗ 
ſtreichen, was Kollege Kahl ſchon ausgeführt hat: wir müſſen der 
ſtrafrechtlichen Schulung und insbeſ. der kriminalpſy⸗ 
chologiſchen Ausbildung der Strafjuriſten erhöhte Auf. 
merkſamkeit widmen. Unſere Juſtizorgauiſation muß für die Aus⸗ 
wahl der Richter, beſonders der Vorſitzenden von Strafgerichten, be⸗ 
ſondere Vorſorge treffen. Dabei muß Kriminalpolitik Hand 
in Hand gehen mit Sozialpolitik. Der praktijhe Straf⸗ 
juriſt ohne vertieftes ſozialpolitiſches Verſtändnis ſteht nicht auf der 
Höhe ſeines Berufs. Hier dürfen wir den Satz prägen, den der Kollige 
Kahl geſtern ausgeſprochen hat: Der beſte Juriſt iſt eben nach gut 
genug für den Strafrichter. Die Strafgerichte müſſen durch die 
Juſtizorganiſalionen der Länder tunlichſt mit Qualitätsjuriſten, mit 
lebeuserfahrenen und wahrhaft humanen, von vornehmen Takt ge— 
tragenen Männern beſetzt werden. 

Wenn das Vertrauen in unſere Juſtiz gefeſtigt werden ſoll, 
dann müſſen wir allerdings zwei Voransſetzungen als notwendig be- 
zeichnen. Auf der einen Seite müſſen wir von allen unſeren Richtern 
und insbeſ. von den Strafrichtern unbedingte Verfaſ⸗ 
ſungstreue, unbedingte Staatsverbundenheit und unbedingte 
Volksverbundenheit erwarten, die ſich mit der Unparteilichkeit und 
der Gewiſſensfreiheit paaren ſollen. Auf der anderen Seite dürfen 
wir aber keine politiſche Rechtſprechung haben. Unſere 
Juſtiz darf ſich nicht verwirren laſſen von der Parteien Haß und 
Gunft: fie muß über den Parteien ſtehen. Wenn auf dieſe Weiſe ver⸗ 
fahren wird, und wenn jeder Richter, namentlich jeder Strafrichter, 
ſich deſſen bewußt bleibt, daß er in dem Publikum und in den Angehl. 
human und gerecht zu behandelnde Volksgenofien vor ſich hat, dann 
werden alle Reſte eines Mißtrauens in die Juſtiz von ſelbſt ver- 
ſchwinden. Dann wird man auch mit ganz anderen Blicken der 
Kritik an die Reformarbeit für unſer StGB. herantreten. 

Bei einem Überblick über den Allg. Teil des StGB. begegnen 
wir an erſter Stelle dem Strafenſyſtem und hierbei einer weſent 
lichen Neuerung, nämlich der Einſchließung. Die Einſchließung 
ſoll, wie geſtern ſchon betont worden iſt, dann erfolgen, wenn der 
Täter ausſchließlich aus achtenswerten Beweggründen gehandelt hat 
und die Tat nicht ſchon wegen der Art und Weiſe ihrer Ausführung 
oder wegen der vom Täter verſchuldeten Folgen verwerflich iſt. Die 
Einſchließung, der Erſatz für die frühere Feſtungsſtrafe, iſt ſchon 
im Hinblick auf den Arbeitszwang als weſentlich ſchärfere Strafart 
anzuſehen. 

Kollege Landsberg hat an dieſer Neueinrichtung Kritik geübt. 
Aber ich glaube doch, daß ſeine Kritik nicht in allen Teilen berechtigt 
iſt. Er kann den Vergleich mit bezüglichen Vorſchriften des geltenden 
Rechts über Zuchthausſtrafe und Feſtungsſtrafe nicht ziehen; denn 
das geltende StchB. ſagt doch nur, daß in denjenigen Fällen, in 
denen gleichzeitig Zuchthausſtrafe oder Feſtungsſtrafe angedroht iſt, 
die Feſtungsſtrafe dann einzutreten hat, wenn der Täter aus ſittlich 
berechtigten Gründen gehandelt habe. Hier aber ſoll an Stelle einer 
Zuchthausſtrafe oder einer Gefängnisſtrafe durch generelle Neuerung 
die Einſchließung unter beſonderen geſetzlich vorgeſehenen Verhält⸗ 
niſſen eintreten. Ich glaube nicht, daß wir, wenn wir gewiß auch 
das achtenswerte Motiv des Täters an die Spitze ſtellen, dabei die 
verſchuldeten Folgen der Tat und die Art der Ausführung ganz bei⸗ 
ſeite laſſen können. Über eine Formulierung werden wir uns leicht 
verſtändigen können, wenn wir in dieſem Grundgedanken einig 
find. Im übrigen begrüße ich es, daß der Typ des Überzeugungs- 
verbrechers, der doch immerhin in ſeiner Auswirkung bedenklich 
war, beſeitigt worden iſt. 

Durch das Geſetzgebungswerle zieht ſich dann wie ein roter 


Faden der Gedanke, Strafzumeſſung und Strafvollzug ſo zu gr 
ſtalten, daß auf der einen Seite der Täter, ſoweit er noch irgeng, 
wie beſſerungsfähig erſcheint, wieder in geordnete Bahnen zurn 
geführt werden ſoll, dagegen der gemeimgefährlide 5 
rufs verbrecher, der rückfällige Gewohnheitsverbrecher, mit 
ganzen Strenge des Geſetzes zu beſtrafen iſt, was ve 
namentlich dadurch zum Ausdruck gebracht wird, daß an Ste 
einer ſonſt verwirkten anderen Freiheitsſtrafe bei wiederholtem R 
fall Zuchthausſtrafe angedroht wird. 9 
Hier ſetzt wiederum die Kritik des Kollegen Landsberg ein, d 
der Meinung iſt, daß der Begriff des rückfälligen Verbrechers nic 
genügend präziſiert ſei. Nun, wenn wir von der Überzeugung ausgehen, 
daß wirklich gemeingefährliche, rückfällige Berufsverbrecher mit 
Strenge des Geſetzes beſtraft werden ſollen, dann werden wir . 
bei allſeitig gutem Willen auf eine zweckentſprechende und gerech 
Formulierung ſchon verſtändigen, wobei ich gern zugeben will, 
die jetzige Faſſung nicht frei von Bedenken erſcheint. 4 
Dieſe ſtrenge Beſtrafung des Berufsverbrechers iſt aber auch 0 
anderen Seiten ſcharf kritiſiert worden. Demgegenüber berufe i 
mich auf das Werk eines unſerer hervorragendſten Kriminaliſten, a 
Heindl, der in allen Erdteilen große Erfahrungen geſammelt ie 
ſie zu einem wiſſenſchaftlichen Werke vertieft hatt. Wenn Sie — 
Feſtſtellungen dieſer Werkes auf ſich einwirken laſſen, dann W 2 es 
Sie zugeben müſſen, daß das jetzige StGB. zur Bekämpfung 
gemeingefährlichen Berufsverbrechers nicht ausreicht. 16 
Mit den Sicherungsmaßnahmen, die der Entwurf @ 
Neuerung vorſieht und die einer neuzeitlichen Forderung entſprechen 
muß ich mich nunmehr kurz befaſſen. Der Entwurf ſieht Sicherung 
maßnahmen nach doppelter Richtung hin vor, zunächſt in bezu — 
die gemeingefährlichen Berufsverbrecher und dann in bezug auf, pie 
gefährlichen, aber der Strafe entzogenen Irren, und in bezug auf 55 
Trunkenen. Der Grundgedanke auch bei dieſen Sicherungamee 
nahmen iſt ſicherlich zutreffend. Ich glaube, eine gerechte 1 
wird das bei zutreffender Auswertung der praktiſchen Lebenserkih, 
rungen zugeben müſſen. Wir werden allerdings darauf Obacht 15 
müſſen, daß die Sicherungsmaßnahmen mit den noꝛwendigen er 
telen verſehen werden, damit nicht über den Grund und Zweck in 
Sicherungsmaßnahmen hinaus eine Praris ſich entwickelt, die ach 
ihrer Auslegung und in ihrer Ausdehnung bedenklich und Bet 
werden könnte. Wir werden deshalb nicht nur den Begriff des F » 
fälligen Verbrechers, ſondern auch die ſonſtigen gejeplichen Vorau 
ſetzungen für die zu treffenden geſetzgeberiſchen Maßnahmen 
ihren entſcheidenden Kriterien, in ihren Tatbeſtandsmerkmalen 
kretiſieren und präziſieren müſſen. f 
Und ein Zweites wird für uns notwendig ſein. Der Entwutr 
hat in der Umgeſtaltung, wie er vom Reichsrat vorgeſehen worde 
iſt, neben den Gerichtsbehörden die Verwaltungen 
behörden mit maßgebenden Befugniſſen eingeſchaltet. Wir wer en 
zu prüfen haben, ob dabei allenthalben der richtige Weg geg 
ift. Iſt aber der eingeſchlagene Weg als grundſätzlich richtig int n 
gemeinen zu erachten, dann wird es unſere Aufgabe ſein, daft 11 
ſorgen, daß die für ein Zuſammenarbeiten vorgeſehene Zuftän rde 
keit einerſeits des Gerichts und andererſeits der Verwaltungsbeh⸗ 8 
ſich nicht auswirkt in einem bloßen Nebeneinander, ſondern da rege 
ein erſprießliches Ineinanderarbeiten zur Wirkung hat. Ich ben, 
die Frage an, die wir im Ausſchuß eingehend zu beſprechen ha in 
ob in dieſer Beziehung der Entwurf die notwendige Präziſion 
allen Teilen herbeigeführt hat. dung 
Ein beſonderes Delikt iſt eingeführt worden durch Festlegen g 
der Beſtrafung der abſichtlichen oder fahrläſſigen Herbeiſüh rn! 
der Trunkenheit, ſofern jemand im Rauſch eine ſtrafbare Och 
lung begangen hat. Schon geſtern iſt darauf hingewieſen worden s 
hier eine offenſichtliche Lücke im R StGB. beſtanden hat, deren 
füllung durchaus zeitgemäß iſt. 19 a 
Geſtern bereits iſt die Todesſtrafe zum Gegenſtand. aten 
giebiger Erörterungen gemacht worden. Solange wir Kulturſtün e 
haben, und ſo oft dort Strafreformen behandelt wurden, haben 
Auffaſſungen über Berechtigung oder Nichtberechtigung, über m 
Art und Vorausſetzungen der Todesſtrafe ſich überall ſcharf Bio 
übergeſtanden. Neues läßt ſich in dieſer Hinſicht kaum ſagen. nden 
mand wird das Schwergewicht der gegen die Todesſtrafe ſpreche n 
Gründe verkennen dürfen. Aber wir müſſen uns vergegenwärtteh⸗ 
daß der Entwurf gegenüber dem geltenden Rechte zwei weich den 
Fortſchritte enthält, indem er einmal die Todesſtraſe nur füt nale 
überlegten Mord feſtlegt und weiter dabei die Tatbeſtandsmerbe i 
des überlegten Mordes gegenüber dem geltenden Recht WEIT fo 
einengt, und dann, daß er überall mildernde Umſtände zuläßt, die die 
die Todesſtrafe ausſchließen. Es iſt auch heute noch intereſſan per 
damaligen Verhandlungen von 1870 nachzuleſen, und dabei un 0 
einen Seite die große Rede des Fürſten Bismarck und de⸗ Seil 
Peter Reichenſperger für die Todesſtrafe und auf der anderen gn 
die Gegenreden der Abg. v. Schwarze, Lasker und Kirchmann BT pin 
die Todesstrafe nachzuleſen. Letzten Endes wird ſich dieſe Frage üische 
zuſpitzen — eine Frage, die ich im weſentlichen als eine Hohen 
Zweckmäßigkeitsfrage anſprechen darf —, ob heute ache 
der Zeitpunkt gekommen iſt, wo wir im Hinblick auf die Stra ugs 
unter weiteſler Anwendung und Ausdehnung des Begnabih 
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die Todesſtrafe wenigſtens als Strafandrohung jetzt ſchon ent⸗ 
0 ten können, wenn wir Staat und Staatsbürger gegen das denk⸗ 
Fr ſchwerſte Verbrechen der überlegten Vernichtung des Menſchen⸗ 
dens wirkſam ſchützen wollen. Ich trete dem Kollegen Kahl darin 
1085 das wird Gegenſtand ruhiger und ſtreng ſachlicher Ausſprachen 
unſerm Ausſchuſſe ſein muſſen. 
en Ich widerſtehe der Verſuchung, mich mit Einzelheiten, die 
den ordentlich intereſſant für den Juriſten, aber auch wichtig für 
0 Laien ſind, heute zu befaſſen. Ich will es anerkennen, daß der 
tendſchuldbare Strafrechtsirrtum im Gegenſatz zu der gel⸗ 
r Faſſung des 3 59 RStGB. berückſichtigt werden ſoll. Wer 
a entſchuldbarem Irrtum das Unrechtmäßige ſeiner Handlungen 
icht erkannt hat, ſoll ftraffrei ſein: in dieſer Vorſchrift iſt ein Sieg 
er Normentheorie meines verehrten Leipziger Lehrers Binding 
zu erblicken. 
= Nicht die gleiche Anerkennung kann ich in der Regelung des 
naenannten untauglichen Verſuchs geben. Bekanntlich klafft 
übe geltendem Recht zwiſchen Wiſſenſchaft und Praxis ein Abgrund 
Be die Auslegung und Anwendung des abſolut und relativ untaug⸗ 
4 hen Verſuchs, nämlich des Verſuchs mit untauglichen Mitteln und 
En intauglichen Objekt. Das RG. hat in ſtändiger Rſpr. dieſen 
ubſolut und relativ untauglichen Verſuch ohne jede Einſchränkung 
inter Strafe geſtellt, ihn alſo mit dem tauglichen Verſuch vollſtändig 
geichwertig behandelt. Die Forderungen der Wiſſenſchaft und 


Eich die Volksmeinung ſprechen eine andere Sprache. Der 
entwurf hatte dieſen Forderungen der Wiſſenſchaft und der 


überwiegenden Anſchauung der Volkmeinung Rechnung getragen durch 
Rae Formulierung, die man im allgemeinen als glücklich bezeichnen 
Fir Der Reichsrat ift zu einem Kompromiß zwiſchen Wiſſenſchaft 
nd Praxis übergegangen, indem er eine Kannoorſchrift eingeſetzt 
at. Bei einem untauglichen Verſuche kann der Richter die Strafe 
mildern, und in beſonders leichten Fallen kann er auf Straffreiheit 
ennen. Das iſt einer derjenigen Falle, wo ich die Anderungen, die 
er Reichsrat vorgenommen hat, nicht als Verbeſſerungen anſprechen darf. 
Der beſondere Teil des StGB. enthält eine ſolche Fülle ein⸗ 
zelner Vorſchriften, daß ich es mir verſagen muß, auch auf diejenigen 
orſchriſten im einzelnen einzugehen, die die Vorredner beſprochen 
haben. Ich muß im Telegrammſtil mit Rüchſicht auf die vorgerückte 
flat mich darauf beſchränken, einige wenige beſonders wichtige De⸗ 
ite, die der Entwurf vorſieht, zu behandeln. 
N An erſter Stelle erwähne ich dabei den Hochverrat und 
daun des verrat. Kein Kulturſtaat, kein Rechtsorganismus kann 
i verzichten, wenn er ſich nicht ſelbſt aufgeben will, gewalt⸗ 
Bien Störungen des Staates und der Verfaſſung durch wirkſame 
dezaſgeſetze zu begegnen. Wenn alſo bei dieſem ſchweren Verbrechen 
a: Hochverrates und Landesverrates der Entwurf entſprechend ſchwere 
betrafen vorſieht, ſo kann das von dem Gedanken der Erhaltung 
nr Staatsgebäudes, der Feſtigung der deutſchen Republik aus nur 
egrüßt werden. Dabei bleibt natürlich die Frage zu prüfen übrig, 
in der Entwurf bei der geſetzlichen Normierung und Formulierung, 
5 ſ. des ebenſo ſchwierigen wie wichtigen Delikts des Unter⸗ 
nehmens des Hochverrats und der Vorbereitung, in allen Teilen das 
nötige getroffen hat, oder ob nicht mit Rückſicht auf Erfahrungen 
57 Rſpr. es angezeigt erſcheinen möchte, eine ſcharfere Präziſierung 
und Erfaſſung der entſcheidenden Kriterien und Tatbeſtandsmerkmale 
usſchuſſe herauszuarbeiten. 
ur Was die Abtreibung anlangt, fo iſt im vorigen Jahre im 
Br gegen den eneſchiedenen Widerſpruch meiner Parteifreunde eine 
eſentliche Milderung beſchloſſen worden. Darüber hinaus hat aber 
35 Entwurf für beſonders milde Fälle die Möglichkeit von Straf⸗ 
eiheit feſtgelegt. Meine politiſchen Freunde find nicht etwa nur 
religiöſen und ſittlichen Erwägungen, ſondern vor allem auch 
8 Gründen der Staatserhaͤltung, der Vollswohlfahrt und der 
vun högefunbfeit gezwungen, auf ihrem bisherigen Standpunkte unver⸗ 
ni ichlich zu beharren. Wer ſich die geradezu erſchreckenden Ergeb⸗ 
miſſe der Statiſtik über Abtreibung und die rapide Zunahme dieſer 
erbrechen in den letzten Jahren vergegenwärtigt, der wird mit uns 
5 Auffaſſung ſein müſſen, daß es hierbei vom Standpunkte des 
ewiſſenhaften Volksvertreters gilt, einer unabweisbaren Staats⸗ 
und zu genügen, um dieſer furchtbaren Gefahr für Leben und Ge⸗ 
ndheit und Staatserhaltung wirkſam entgegenzutreten. 
wi Daß wir in bezug auf den Zweikampf, den wir ſtets ebenſo 
Mr bei der Abtreitung nicht nur aus ſittlich⸗religiöſen, ſondern auch 
Sie Gründen der Staatserhaltung ſcharf bekämpft haben, unſeren 
tandpunkt nicht aufgeben können, das liegt klar auf der Hand. 
unſe wollen zugeben, daß gegenüber dem geltenden Recht nach dieſer 
üicerer Auffaſſung hin in mancher Beziehung der Entwurf weſent⸗ 
che Fortſchritte aufweiſt, indem prinzipaliter die Gefängnisſtrafe 
züugedroht worden iſt. Aber ſchon in dieſem Zuſammenhang glaube 
nt Auffaſſung Ausdruck geben zu müſſen, daß das Vergehen des 
wertilampfes in ſeiner gerichtlichen Behandlung genau ſo gewertet 
Nas muß wie jedes andere Delikt. Es darf nicht mit zweierlei 
1 5 gemeſſen werden. Es darf nicht irgendeine Privilegierung 
nicht deines Standes herbeigeführt werden. Die Vorſchriften dürfen 
0 nur auf dem Papier ſtehen, ſondern fie müſſen in der Praxis 
en to angewandt werden wie alle auderen Strafvorſchriften. Unter 
er unterſchiedlichen Behandlung müßte die Autorität des Geſetz⸗ 


2753 


gebers und, was noch viel ſchlimmer ſein würde, die Autorität 
des Geſetzes in gefährlichem Ausmaß leiden. Hier gilt das Dichter⸗ 
wort: Das Recht darf nicht zur Vogelſcheuche werden! 

Wenn wir auf dieſe Weiſe unſere Stellung zu dem Zweikampf 
pflichtgemäß nehmen, ſo werden wir auf der anderen Seite auch dar⸗ 
auf Vedacht nehmen müſſen, den Ehrenſchutz, der heute noch 
einer angemeſſenen geſetzlichen Regelung entbehrt, in die richtige 
Form zu leiten. Der Entwurf hat ſich bemüht — und das wollen 
wir anerkennen —, mit tiefem Verſtändnis dieſer debe er Frage 
zu begegnen, und vor allem auch eine richtige Löſung für Neubildung 
der geſetzlichen Vorausſetzungen des bisherigen 8193 zu finden. 
Aber dieſe Anerkennung ſchließt keineswegs Verbeſſerungsvorſchläge 
aus, ſondern ſtellt uns im Gegenteil vor die Notwendigkeit, im 
einzelnen ſorgſam nachzuprüfen, durch welche zweckdienlichen Nor⸗ 
mierungen und Formulierungen, namentlich bei Ausgleichung und 
Auswertung des Schußes berechtigter Intereſſen, bei Abwägung ſchutz⸗ 
bedürftiger Intereſſen des Beleidigten auf der einen Seite und des 
Beleidigers auf der anderen Seite, eine gerechte und ſachgemäße 
Löſung zu ſinden iſt. Dabei wird uns vor allem die gerechte Rege⸗ 
lung von Beleidigungen durch die Preſſe, insbeſ. durch Normierung 
und Abgrenzung der berechtigten Intereſſen, vor außerordentlich 
ſchwierige Probleme ſtellen. Bei jedem Anderungsvorſchlag müſſen wir 
uns hier wie im ganzen StGB. allemal die Rückwirkungen auf 
andere Beſtimmungen und das ganze Syſtem gewärtig halten. 

Was die Frage des Ehrenſchutzes im allgemeinen anlangt, den 
ich als durchaus reformbedürftig bezeichnet habe, ſo möchte ich auf 
das Wort eines unſerer tiefſten Seelenkenner und größten Menſchen⸗ 
ſchenkenner Shakejpeare hinweiſen, der im „Othello“ geſagt hat: 

Wer mir den Beutel ſtiehlt, nimmt Tand; es iſt etwas und nichts. 

Doch wer den guten Namen mir entwendet, der raubt mir das, 

was ihn nicht reicher macht, mich aber bettelarm. 
Wäre dieſer richtige Grundgedanke in der Praxis allenthalben ver⸗ 
wertet worden, vor allem aber bei hochpolitiſchen Beleidigungs⸗ 
prozeſſen, wobei ich beſonders an den bekannten Magdeburger Fall 
erinnere, dann wären wir vielleicht heute nicht in dem Maße vor 
die Frage der Reformbedürftigkeit unſeres Ehrenſchutzes geſtellt, wie 
es leider der Fall iſt. 

Laſſen Sie mich einen Schlußgedanken ausſprechen. Wir wollen 
mit geſundem und lebenskräftigem Optimismus, mit tiefem Ver⸗ 
ſtändnis und mit Schaffensfreude an die große Reformarbeit heran⸗ 
gehen. Dabei ſoll und muß unſer Wahlſpruch lauten: Die Bahn 
frei für Verſtändigung, die Tür offen für alle wirklichen Verbeſſe⸗ 
rungsvorſchläge! Kein Geſetzgebungswerk eignet ſich fo wenig zu 
irgendwelcher parteipolitiſchen Abſtempelung wie das SGB. Die 
Strafrechtsreform darf nicht unter dem Zeichen irgendwelcher Koali⸗ 
tionsbildung ſtehen. Zielbewußte Gemeinſchaftsarbeit aller Par⸗ 
teien muß darauf hinwirken, aus gerechter Verſtändigung über die 
ſtrafrechtlichen Grundprobleme und die Einzelvorſchriften ein Reform⸗ 
werk herauszubringen, das den Beifall und die gerechte Anerken⸗ 
nung des deutſchen Volkes findet. 

Dr. Hans!) (Baden) (DP.), Abg.: Dem Dank, den geſtern 
Kollege Landsberg in ausgezeichneten Worten unſerem Kollegen 
Kahl ausgeſprochen hat, ſchließen wir uns aus vollem Herzen an. 
Wir gedenken in dieſer Stunde auch all der Männer aus der Praxis 
und aus der Wiſſenſchaft, die während eines Menſchenalters an 
den Vorarbeiten zu dieſer Geſetzgebung gearbeitet haben, und ich 
möchte dabei gleich darauf hinweisen, insbeſ. auch mit dem Blick 
auf die Jugend, die ſich heute dem Rechtsſtudium widmet, daß an 
den Vorarbeiten Männer aller Weltanſchauungen, 
Männer aus allen politiſchen Lagern beteiligt waren. 
Sie haben ihr Beſtes hergegeben. Denken wir daran, daß ſich unter 
dieſen Männern unſer Kollege Kahl, der Nationalliberale, Liſzt, der 
alte Fortſchrittler, und der Sozialiſt Radbruch befinden. Sollte daraus 
unſere Jugend, ſollten aber daraus auch nicht alle Richter in Deutſch⸗ 
land den Schluß ziehen, daß in allen Parteien, in allen Welt⸗ 
anſchauungen wertvolle Krafte lebendig find? Und ſollte dieſe Erkennt⸗ 
nis nicht dazu angetan ſein, jene ruhige Objektivität zu ſchaffen, 
die wir in der letzten Zeit in unſerer Rſpr. vielfach vermißt haben? 

Wir verkennen nicht, daß große, bedeutſame Gedanken in dem 
Entwurf, den man uns vorgelegt hat, zum Ausdruck kommen. Wir 
dürſen es aber nicht verſchweigen, daß wir die ſtarke und ſchwere 
Sorge haben, ob es richtig war, jetzt ſchon mit dieſer Arbeit zu be⸗ 
ginnen. Wenn ich von dieſer Sorge ſpreche, denke ich auch an die 
Frage, ob es ſo, wie die Arbeit jetzt eingeleitet iſt, gelingen wird, 
die enge Fühlung mit Oſterreich beizubehalten. Wenn wir 
über alle Sorgen hinweg, die wir haben, eine gewiſſe Neigung emp⸗ 
finden, mit dieſem Werke doch vorwärts zu kommen, dann iſt es vor 
allem die Erwägung, daß es außerordentlich bedeutſam wäre, mit 
Oſterreich gemeinſam ein einheitliches Strafrecht zu haben. Wenn 
man das aber will, dann wäre es wohl notwendig, die Arbeiten 
gleichzeitig weiterzuführen. Nun wiſſen wir, daß dem öſterreichiſchen 
Parlament der Entwurf noch nicht vorgelegt worden iſt. Er wird viel⸗ 
leicht in einigen Monaten an das öſterreichiſche Parlament kommen. 
Wir werden alſo in unſeren Ausſchußarbeiten weſentlich weiter 
fortgeſchritten ſein als die Öfterreicher, und es könnte ſehr leicht 


1) Staatsrat; RA. beim OLG. Karlsruhe. 
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der Fall eintreten, daß wir uns ſchon ganz ſtarr feſtgelegt haben, 
daß es dann ſchwer iſt, einen Ausgleich zu finden, und daß dadurch, 
daß wir etwas ſchneller arbeiten, jetzt ſchon beginnen, während die 
Oſterreicher erſt in einigen Monaten beginnen, ein Hauptzweck dieſer 
Geſetzgebung vereitelt iſt. Ich hatte mir die Sache eigentlich fo gedacht, 
daß die Zuſammenarbeit mit Oſterreich fo eng ſein wird, daß wir in 
den Ausſchüſſen unter Umſtänden gemeinſam arbeiten. Es ſind 
geſtern dagegen in engerem Kreiſe außenpolitiſche Bedenken laut 
geworden. Wir teilen ſie nicht, ſondern wir erklären: wir haben 
trotz des VV. das gute Recht, das uns niemand beſtreiten kann, in 
Deutſchland und in Oſterreich gleiches Recht zu ſchaffen, und ich ſehe 
einer unſerer großen Aufgaben darin, dieſe Rechtsangleichung und 
zausgleichung auf möglichſt vielen Gebieten durchzuführen. Man mag 
in Verſailles beſtimmt haben, was man will; Deutſche wohnen dies⸗ 
ſeits und Deutſche wohnen jenſeits der Grenzen, und wenn ſie das 
Bedürfnis haben, einheitliches, gleiches Recht zu beſitzen, dann ift 
es ihr Recht, ſich dieſes gleiche und einheitliche Recht zu ſchaffen. 
Wir werden uns alſo bei Beginn unſerer Arbeiten im Ausſchuß 
noch einmal ſorgfältig überlegen müſſen, ob wir dem gemeinſamen 
Werke nicht dadurch Schaden zufügen, wenn wir übereilt mit un⸗ 
ſeren Arbeiten beginnen. 

Ich frage mich aber ganz allgemein: wäre es nicht beſſer ge⸗ 
weſen, für dieſes Geſezgebungswerk eine ruhigere 
und objektivere Zeit abzuwarten? War wollen uns zus 
nächſt einmal ſelbſt fragen: haben wir denn, die wir Geſetzgeber 
fein follen, heute die Diſtanz zu den Dingen, haben wir die innere 
Gelaſſenheit, die ſichere Objektivität, um der großen und ſchweren 
Aufgabe gerecht zu werden, die uns geſtellt iſt? 

Die Bedenken, die ich habe, will ich Ihnen an einigen Bei⸗ 
ſpielen klarmachen. Wir wollen zu der Frage Stellung nehmen, ob 
die Todesſtrafe beizubehalten oder abzuſchaffen ſei. Ich mache 
kein Hehl daraus: vor dem Kriege hätte ich perſönlich nie gezögert, 
für die Abſchaffung der Todesſtrafe zu ſtimmen. Kann man in dieſer 
bedeutſamen Frage ganz ruhig und ſicher Stellung nehmen in 
unſerer Zeit? Wir ſollen ein Werk ſchaffen, das vielleicht 50, 60, 
70 Jahre Geltung hat, auf lange Zeit hinaus. Wir follten alſo nicht 
nur an die beſonderen Verhältniſſe der Gegenwart denken, und 
trotzdem werden wir nicht in der Lage fein, einfach von dem ab⸗ 
zuſehen, was unſere Zeit an beſonderen Schwierigkeiten uns bietet. 
Es iſt geſtern leidenſchaftlich von ſozialdemokratiſcher Seite, vom 
Rollegen Landsberg, geſagt worden, daß er unbedingt für die Ab⸗ 
ſchaffung der Todesſtrafe ſei. Seien wir ganz offen: im Republik⸗ 
ſchutzgeſetz haben wir für einzelne Fälle die Todesſtrafe beſtimmt, 
nicht deswegen, weil wir prinzipielle Anhänger der Todesſtrafe ſind, 
ſondern weil wir im Hinblick auf beſondere Schwierigkeiten der 
e e Lage glaubten, nicht auf dieſe Strafe verzichten zu 

önnen. Nun entſteht aber die weitere Frage: iſt nicht unſere Zeit 

— vom Republikſchutzgeſez ganz abgeſehen — doch von ſolchen 
Schwierigkeiten erfüllt, und zwingen uns nicht unter Umſtänden 
dieſe Schwierigkeiten, gegen die eigene beſſere Überzeugung jetzt an 
der Todesſtrafe feſtzuhalten? Ich nehme damit nicht Stellung für 
die Todesſtrafe oder gegen die Todesstrafe, ſondern ich will damit nur 
ſagen, wie ungeeignet unſere Zeit iſt, um ganz ruhig und ſicher zu 
den Problemen Stellung zu nehmen, vor die man uns mit Lieſer 
Vorlage ſtellt. 

Ferner, wie ſchwer iſt heute die Stellungnahme zum Über⸗ 
zeugungs verbrecher? Es hat vorhin Kollege Bell geſagt, 
der Begriff des Überzeugungsverbrechers ſei in der jetzigen Vor⸗ 
lage im Gegenſatz zu dem Radbruchſchen Entwurf und im Gegenſatz 
zum Entwurf von 1925 aufgegeben worden. Nun, im 8 72 iſt der Ge⸗ 
danke des Überzeugungsverbrechers wiederholt, wenn auch 
vielleicht in abgeſchwächter Form, und nun frage ich mich: kann ich 
in einer Zeit, in der wir einen ſo wilden Fanatismus erleben, in dem 
es noch unendlich viele Menſchen gibt, die glauben, daß der Anders⸗ 
denkende ein ſchlechter und minderwertiger Menſch ſei, kann man 
in einer Zeit, in der mehr als einmal junge Menſchen ſich ver⸗ 
leiten ließen, politiſche Gegner zu morden, kann man in einer ſolchen 
Zeit dem an ſich richtigen Gedanken Ausdruck verleihen, daß der 
Überzeugungsverbrecher beſonders ſchonend zu behandeln fei? Auch 
dieſe Frage werfe ich nicht auf, um in dem einen oder anderen. 
Sinne dazu Stellung zu nehmen, ſondern nur, um Ihnen zu ſagen, 
daß wir vielleicht ſelbſt nicht in der Lage und in der ſeeliſchen Be⸗ 
ſchaffenheit find, um in Ruhe eine Einſtellung zu finden, mie fie 
notwendig wäre, wenn man ein Werk für Jahrzehnte machen will. 

Ein dritter Fall, auf den ich Sie aufmerkſam machen will: Es 
iſt im Entwurf beſtimmt, daß es auch bei der Beleidigung den 
beſonders leichten Fall geben ſoll, der den Richter ermächtigt, von 
Strafe überhaupt abzuſehen. Ich habe in meiner langen 
Praxis vor dem Kriege oft Fälle erlebt, wo ich bedauert habe, daß 
der Richter nicht in der Lage war, in einem Beleidigungsfalle den 
Beleidiger für ſtraffrei zu erklären. Man hat oft das Gefühl gehabt, 
daß einer oder eine zum Kadi gelaufen iſt lediglich aus Bosheit, um 
dem anderen die Koſten zu machen. Da wäre es ſchon gut geweſen, 
wenn der Richter hätte ſagen können: das iſt mir zu dumm, daß hier 
wegen einer derartigen Bagatelle geklagt wird; ich beſtrafe den Be⸗ 
leidiger nicht. Nun überlegen wir uns aber einmal, was heute unter 
Umſtänden auf dem Gebiete politiſcher Prozeſſe geſchehen kann, wenn 


Juriſtiſche Wochenſchrift * 


der Richter die Souveränität hat, eine Beleidigung, die er als 5 
beſonders leichte empfindet, die der Beleidigte vielleicht aber 05 
ſchwer empfunden hat, einfach für ſtraffrei zu erklären. Auch 
wird die Frage von mir nicht geſtellt, um pro oder kontra Stellung 
zu nehmen, ſondern nur, um Ihnen zu jagen, daß aus den Ver) 
niſſen der Zeit heraus Sorgen vor uns entſtehen, die es uns ſchn 
machen, jo objektiv Stellung zu nehmen, wie es wünſchenswert wäre; 
Ich werfe die Frage auf, die auch Kollege Bell im Anſchluß 
an Gedanken von Savigny aufgeworfen hat: Hat unſere gien 
die Begabung zur Geſetzgebung'? Zerrifien die Menſchen, 
von Leidenſchaften erfüllt mehr oder weniger wir alle miteinander, 
Hat eine ſolche Zeit die Begabung, ein ſolches Werk gut durch⸗ 
zuführen? Kollege Bell hat es ſich leicht gemacht. Er hat geſagk: 
Wir müſſen die Begabung haben. Das wäre ſehr ſchön, wenn wir, ſi 
uns damit geben würden, daß wir erklären: wir mäſſen fie haben. 
Ich glaube nicht, daß unſere Zeit die Begabung hat, ein derartiges 
Werk wirklich gut durchzuführen. 1 
Es hal geſtern Prof. James Goldſchmidt in be 
„Voſſiſchen Zeitung“ in leidenſchaftlichen Worten Angriffe erhobe 
gegen die, die Bedenken tragen, das Werk jetzt durchzuführen. 
er ausführt, verdient, ſchon weil man dazu Stellung nehmen muß, 
wenigſtens in einigen Teilen hier wörtlich wiedergegeben zu werben 
Aber doch ſollte eine Strafrechtsreform, deren Grundgedanke di 
Individualiſierung iſt, den Parteien, die ſich „demokratiſche“ 99 
„Soziale nennen, beſonders am Herzen liegen. Wollen fie ! 
Scheitern verurſachen, weil ſie mit einigen Richterſprüchen unzu⸗ 
frieden waren, wie ſie vor drei Jahren untätig der Beſeitigung 
des Schwurgerichts zuſahen, weil ihnen einige Geſchworenenſpruͤch 
mißfielen? Das iſt — ich kann mir nicht helfen — die Auffaſſuns 
eines Kindes, das Genugtuung darüber empfindet, daß es frier 
weil ihm ſein Vater keine Handſchuhe kauft. Vertrauenskriſe und 
Strafrechtsreform haben nichts miteinander zu tun. Dieſe iſt na 
dem Wort, das Radbruch auf dem Kölner Juriſtentage geprägt hal, 
eine Jahrhundert⸗, jene eine Tagesfrage, deren Löſung man 6 
troſt der Zeit überlaſſen kann. Die Ablehnung der Strafrechts 
reform aus Mißtrauen gegen den Richterſtand wäre eine politil 
Demonſtration auf Koſten eines Kulturwerkkes, eine heroſtratiſche Tat. 
Dazu laſſen Sie mich zunächſt einmal ſagen: Wir denken nich 
daran, an dem Geſetz nicht mitzuarbeiten oder es etwa deswegen ab 
zulehnen, weil uns einige Richterſprüche geſtört hätten, ſondern wi 
prüfen voll ſchwerer Sorge, ob wir dem Richterſtand — von Fehl, 
ſprüchen, die wir erlebt haben, ganz abgeſehen —, ſo wie er I 
darſtellt als Richterſtand dieſer Zeit, dieſe vermehrte und erhöh 
Souveränität ruhig anvertrauen können. Gegen den Satz aber muß 
man mit aller Energie proteftieren: Vertrauenskriſe un 
Strafrechtsreform haben nichts miteinander zu tun. O weiß 
Vertrauenskriſis und Strafrechtsreform haben unendlich viel m 
einander zu tun. Wenn die Vertrauenskriſis ſo ſtark wäre, m 
man glaubt, der Richter kann von den ſtarken Machtbefugniſſen, ei 
man ihm jetzt anvertraut, den richtigen Gebrauch nicht machen, da 5 
wäre dieſer Entwurf eben unbrauchbar, und wenn man die Vertraute 
kriſis mehr als etwas Vorübergehendes, Kurzdauerndes, bern 
bares anſieht, dann wird die Stellung, die man zu dieſer Frage a 
nimmt, eben unter Umſtänden eine andere fein. Wenn es welter 
wäre, daß es ſich jetzt um eine Jahrhundertfrage handelte, die 1 
trauenskriſis nur eine Frage kurzer Zeit wäre, ſo kann man daß 
ſagen, dieſe Jahrhundertfrage könnte ſchließlich auch einige Jae 
ſpäter gelöſt werden. Es wird immer ſo dargeſtellt, als ob alles 
verloren wäre, wenn dieſes Werk nicht jetzt noch von dieſem Inr% 
verabſchiedet würde. Es kann ſehr gut ſein, wenn zunächst ein 1 
die breitere Öffentlichkeit und insbeſ. auch die praktifgen Juriſte 
in viel größerem Umfange, als es bisher geſchehen iſt, zu dieſe 
Entwurf Stellung nehmen. Ich verſtehe das Drängen der Männer, 
für die die Strafrechtsreform ein Stück Lebensarbeit bedeutet. J 
weiß, wie ſehr das Herz vieler unſerer Rechtslehrer an dieſem Wer m 
hängt. Wir werden trotzdem im Ausſchuß mit aller Ruhe und 15 
aller Sorgfalt prüfen, ob es richtig iſt, in dieſer Zeit das Werk a 
zuſchließen. Ich darf, weil ich eben mit einem bedeutenden Recht 5 
lehrer, den ich ſchätze, polemijiert habe, die Frage aufwerfen: Habe, 
auch alle Rechtslehrer über die poſitive Lehre hinaus alles da 
getan, um in ihrer Hörern den Richterſtand vorzubereiten 
den wir brauchen, wenn wir dem Richter eine derartige Souverän 5 
anvertrauen wollen? Ich kann eine ganze Reihe von Rechtslehte 
anführen, die es als ihre Aufgabe betrachten, ihre Hörer in de 
Geiſt des neuen Staates einzuführen, ihnen zu ſagen, daß 8 
Richter über alle Parteigegenſätze hinweg, wenn 
die Robe anzieht, Richter und nur Richter iſt. 
ich weiß, daß auch der und jener Hochſchullehrer mitgewirkt habe 
die Herzen ſeiner Schüler mit Leidenſchaft zu erfüllen, und ich weiß 
nicht, ob uns, vom heutigen Richterſtand ganz abgeſehen, at 
Jugend heranwächſt, der wir ſpäter in ihrer Eigenſchaft als Rich 
dieſe ganz ſtarke richterliche Souveränität anvertrauen können. 
Wenn nun ein junger Menſch von ſeinem Lehrer beeinflu 7 
iſt, wenn der Geiſt engſtirnigen Haſſes, der glaubt, nur die ih 
würden ihr Vaterland lieben, alle anderen es aber verraten, We; 
er niemals erfährt, daß auch Menſchen anderer Weltanſchaut A 
und anderen Denkens gute und anſtändige Menſchen und * 
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1 0 Dingen Menſchen ſind, die ihr Beſtes für das Vaterland geben 
kei en; wenn der junge Mann dann, genährt mit ſolchen Einſeitig⸗ 
Be Richter wird und dieſe ungeheure Machtfülle bekommt, die ihm 
ie gegenwärtige Strafgeſetzentwurf verleihen will, dann werden auch 
Be Profeſſoren, auch Prof. Goldſchmidt, begreifen, daß wir gewiſſe 
widenten und Zweifel haben, die wir ausſprechen muſſen, und daß 
ir uns unſere Stellung gründlich und ſorgfältig überlegen. 
Ich frage weiter: Iſt die Richterſchaft, wie wir fie heute 
gaben, jo beſchaffen, daß es ſich empfiehlt, ſie mit einer ſo 
Kark ausgeprägten und ausgedehnten Souveräni⸗ 
„At entſcheiden zu laſſen. Ich generaliſiere nicht und ich ſchalte — 
wiederhole es — alle Rechtsſprüche vollſtändig aus meiner Be⸗ 
Aung aus, die wir in den letzten Jahren kritiſieren mußten. Ich 
d läre, daß, wenn es auch verhältnismäßig viele waren, auch dieſe 
0 Sprüche, die wir als verfehlt betrachten, wenig bedeuten gegen⸗ 
3 er der ungeheuren Zahl von Richterſprüchen, die zu Beanſtandungen 
en Anlaß geben. Alſo ich hüte mich vor jeder Generaliſierung, 
ar ich ſage weiter, was ich ſchon einmal geſagt habe: ich komme 
aus einem Land, in dem bis heute zu Klagen kaum Anlaß gegeben 
Ade, in dem nicht nur die Juſtiz ſo gut, ſondern auch die Staats⸗ 
Bavaltſchaft durch Jahre hindurch ſo objektiv war, daß wir in 
aden an und für ſich ein ſtarkes Bedürfnis, das StGB. zu refor⸗ 
mieren, nicht empfunden haben. Mit guten Richtern kann man näm⸗ 
no bei jedem Strafgeſetz beſtehen, und mit ſchlechten Richtern werden 
ir ſchlechte Erfahrungen machen beim beiten Strafgeſetz. Ich ſtehe 
em deutſchen Richterſtand mit völliger Objektivität gegenüber. 
Aber die Richter find ein Teil des Volkes. Das Volt iſt krank, 
5 ſelber find krank. Wir alle ſind leidenſchaftlicher, als wir es 
lich dem Kriege geweſen find. Die Richter ſind auch leidenſchaſtz⸗ 
acer. als ſie es vor dem Kriege waren. Und ich frage mich noch 
amal, ob es dann gut iſt, dieſem auch von Leidenſchaft zerriſfa⸗ 
nen Richterſtand, der nicht anders iſt als wir — nicht ſchlechter, aber 
auch nicht beſſer —, dieſe große Machtfülle anzuvertrauen. 
h Laſſen Sie mich noch eines ſagen. Wenn Sie ſich entſchließen, 
— Geſetz durchzuführen, dann maſſen, ſpäteſtens an dem Tage, 
5 dem dieſes Geſetz in dritter Leſung verabſchiedet wird, wenn Sie 
licht ganz unverantwortlich handeln wollen, die Gehalts ver⸗ 
Raa näſſe der Richter anders geregelt ſein. Sie können dieſe 
Nachtfülle nicht einem Richterſtand anvertrauen, der in allerſchwerſter 
orge zu leben hat. Vergegenwärtigen Sie ſich doch, was das be 
A wenn ein Richter verbittert iſt, wenn er in ſchwerſten mate- 
„len Sorgen lebt, wenn er nicht mehr weiß, wie er für ſeine Frau 
ab feine Kinder auch nur einigermaßen ſorgen kann. Wir alle ken⸗ 
an doch dieſe Verhältniſſe aus dem nächſten Bekanntenkreiſe her⸗ 
Ra Es iſt doch einfach ſo, daß, wenn ein Richter einige Kinder 
gat, er ſich dann die einfachſte, kleinſte Lebensfreude überhaupt nicht 
mehr leiſten kann. Ein beſcheidener Lebensgenuß exiſtiert für ihn nicht 
mehr. Eine Erholungsreiſe iſt unmöglich. Ich wundere mich oft, daß 
ie Verbitterung nicht weſentlich ſtärker in dieſen Kreiſen geworden iſt. 
5 Wenn aber in einem Richter die Sorge lebt, wenn“ er verbittert 
De dann Kann er nicht der gute Richter ſein, der er ſein ſollte. 
ann entſtehen die größten Gefahren erſt recht, wenn ihm eine ſolche 
kachtfülle anvertraut wird. Alſo darüber wollen Sie ſich klar 
3 dieſe Reform iſt unmöglich ohne eine prinzipiell ganz andere 
egelung der Bezüge unſerer Richter, 
1 Ich will einige ganz wenige Einzelbemerkungen machen. Wir 
unden uns im Ausſchuß außerordentlich ſorgfältig die Beſtim⸗ 
gen über den Landesverrat anjehen muͤſſen. Ich habe den 
indruck, daß dieſe Beſtimmungen jetzt ſogar einen Landesverrat für 
möglich halten, der zugunſten eines deutſchen Landes 
woß en ein anderes deutſches Land begangen wird, und wir 
Lallen in aller Schärfe ſchon jetzt erklären, daß wir einen derartigen 
Landesverrat nicht anerkennen können. Der Gedanke des Verrats 
eines deutſchen Landes gegen ein anderes deutſches Land verſtößt 
gegen den Gedanken der nationalen Einheit. Ich gehe weiter und 
ge: er verſtößt gegen den Gedanken nationaler Würde. 
10 Weiter wird auch der 8 92 des Entwurfs ſorgfältig geprüft 
erden müſſen: 

Wer ſich Schriften, Zeichnungen, andere Gegenſtände oder Nachrichten, 
eren Geheimhaltung vor einer anderen Regierung für das Wohl 
des Reichs oder eines Landes erforderlich iſt, in der Abſicht ver⸗ 
ſchafft, ſie in einer das Wohl des Reichs oder des 

andes gefährdenden Weiſe zu verwenden, wird mit 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren beſtraft. 


dn den Tatbeſtand ſind Dinge hineinzubringen, an die wir in 
in em Augenblick nicht denken. Vor allen Dingen frage ich: wer 


un. der, der darüber entſcheidet, ob etwas in einer das Wohl 
0 Reichs gefährdenden Weiſe verwendet wird? Der Täter kann 
duaben, dem Wohl des Reichs zu dienen, er kann aus ehrlicher 
enrdeugung handeln, während der Richter, jener enge Richter, von 
uu ich vorhin ſprach, ſagt: Nein, das verſtößt gegen das Wohl des 
ne Nein, ich ſage: man kaun mit der Judividualiſierung ſo weit 
gen, wie man will, aber zuchthauswürdige Verbrechen müſſen fo 
7 ſein, daß man weiß, was ſtrafbar iſt, und daß nicht der 
hterlichen Willkür der allerweiteſte Spielraum gegeben iſt. 
per Wir werden weiter genau und ſorgfältig prüfen müſſen, ob in 
letzigen Definition des Gewohnheitsverbrechers nicht 


ganz ſchwere Gefahren enthalten ſind. Wir ſtehen zunächſt auf dem 
Standpunkt, daß der Staat und die Geſellſchaft geſchützt werden 
müſſen. Dieſer Gedanke ſteht für uns über alle Theorien hinweg im 
Vordergrund. Wir wollen insbeſ., daß es weiterhin nicht möglich iſt, 
daß ein gefährlicher Sittlichkeitsverbrecher frei herumläuft und 
unſere Jugend und andere Menſchen in ihrem Leben und in ihren 
Geſundheit bedrohen kann. Wenn ich aber an Gewohnheits verbrecher 
auf anderen Gebieten denke, dann könnte doch die jetzige Formu⸗ 
lierung recht leicht dazu führen, daß ein armer Teufel, der ſich, nicht 
weil er beſonders ſchlecht iſt, ſondern weil er in beſonders ſchlechten 
ſozialen Verhältniſſen lebt, zum dritten Male vergeht, und zwar auf 
ganz verſchiedenartigen Gebieten, trotzdem als Gewohnheitsverbrecher 
abgeſtempelt, mit ſchwerer Zuchthausſtrafe belegt wird. Hier brauchen 
wir alſo klarere und ſicherere Formulierungen, damit nicht die⸗Gefehr 
entſteht, daß die ſoziale Not überſehen wird, wenn einer wiederholt 
ein Delikt begeht. 

Das iſt das, was ich in großen Zügen ausführen wollte. Wir 
ſtimmen der Überweiſung an den Ausſchuß zu. Wir werden ſachlich 
mitarbeiten. Bell verlangte Optimismus, Bell verlangte Schaffens⸗ 
freude. Die Schaffensfreude können wir verſprechen; den Optimis⸗ 
mus können wir nicht verſprechen. Bei aller ſachlichen Arbeit aber 
wird uns der Gedanke leiten, daß Rechtsſicherheit im Staate 
beſtehen muß, wenn er als Rechtsſtaat gelten ſoll. Vergeſſen Sie 
nicht, in den letzten Jahren iſt mit und ohne Schuld mannigſach 
der Glaube an das Necht, das Gefühl für die Rechtsſicherheit im 
Volke verlorengegangen. Hüten wir uns, daß wir nicht zur Unzeit 
ein Geſetz ſchaffen, das vielleicht das Gefühl der Rechtsunſicherheit 
vermehren könnte. Wir werden bei den Beratungen im Ausſchuß 
vor allen Dingen weitgehende Garantien fordern, daß die Rechts⸗ 
ſicherheit und das Gefühl der Rechtsſicherheit im deutſchen Volke 
nicht vermindert, ſondern geſtärkt werden. 

Koenen ) (KP.), Abg.: Den ee des Vorredners, daß die 
Zeit für die Neuordnung der Strafrechtspflege noch nicht gekommen 
iſt, haben wir ſchon Ausdruck gegeben. Wir können uns nur freuen, 
daß ſich eine Partei gefunden hat, die wenigſtens einigermaßen be⸗ 
greift, welch große Schwierigkeiten die Durchführung dieſes Geſetzes 
jetzt machen muß. Wir haben gegenüber dieſem Geſetz die Verpflich⸗ 
tung, den Standpunkt der Verfolgten, der Unterdrückten, der Opfer 
des Strafrechts zu vertreten. Dieſe Opfer des Strafrechts wer⸗ 
den an dieſe ganze Geſetzgebungsmaterie anders herantreten als 
die Vorredner, die nur immer vom Standpunkt des Staates der 
Beſitzenden, den fie verteidigen wollen, hier ihre Darlegungen machten. 

Um den Unterſchied in den Auffaſſungen ganz klar, ober fo 
fachlich und unangreifbar wie möglich darzuſtellen und den Klaſſen⸗ 
charakter des Strafrechts hier vor Augen zu führen, werde 
ich zunächſt zitieren, was einer der früheren ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Strafrechtslehrer in der Zeit der alten Sozial⸗ 
demokratie über das Strafrecht geſagt hat. Dr. Heinemann war be⸗ 
kanntlich der Theoretiker der Sozialdemokratie und auch der hervor⸗ 
ragendſte Praktiker in den Fragen des Strafrechts, und von ihm 
haben wir einige Lehren empfangen. 

Wir bekennen uns jetzt noch zu dem, was damals über die 
Strafrechtslehre geſagt worden iſt, und ich zitiere gern, was uns 
damals innerhalb der Sozialdemokratiſchen Partei von ihren hervor⸗ 
ragendſten Theoretikern und Praktikern gelehrt worden iſt. Dr. 
Heinemann fagt: 

Die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung lehrt uns, daß alle menſch⸗ 
lichen Inſtitutionen in wirtſchaſtlichen Tatſachen ihren Grund 
haben. Auch die Rechtsordnung iſt beſtimmt durch die jeweiligen 
ökonomiſchen Grundlagen der Geſellſchaft. Sie entſpringt nicht 
aus der formalen Feſtſetzung durch den Staat, ſondern den ökono- 
miſchen Tatſachen. Die Rechtsordnung des gegenwärtigen Staates 
iſt daher der Ausdruck des das heutige Zeitalter kennzeichnenden 
Zustandes der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung. Das Strafe 
recht bezweckt, dieſen Zuſtand aufrechtzuerhalten, aljo die Beſitzenden 
in ihren Machtverhällniſſen gegen das Eindringen der Beſitzloſen 
9 ſchützen. Daher kommt es, daß das einzige Rechtsgut der 

tehrzahl der Menſchen, die menſchliche Arbeitskraft ſchutzlos ge⸗ 
laſſen iſt, weil es ſich hier um ein Rechtsgut handelt, das nur 
die Veſitzenden gegenüber dem Beſitzloſen angreifen können, nicht 
umgekehrt. Daher fehlt hier der ſtrafrechtliche Schutz. Je mehr der 
Klaſſenkampf ſich verſchärft, um fo mehr wird und muß im Straf⸗ 
recht der Gedanke zum Ausdruck kommen, daß das Strafrecht nichts 
anderes iſt als eine Waffe, deren ſich die herrſchende Klaſſe im 
Klaſſenkampf bedient. 

Wir ſind vollkommen dieſer Überzeugung, müſſen aber feſt⸗ 
ſtellen, daß dieſe Sprache des Dr. Heinemann aus der Vorkriegszeit 
ſehr ſchlecht paßt zu der ſanften Idylle, die wir geſtern erlebt haben, 
und zu der diplomatiſch⸗formaliſtiſchen Rede, die Abg. Landsberg 
geſtern gehalten hat. Kein Wort hat Landsberg vom Klaſſenkampf 
geſprochen, kein Wort davon, daß dieſes Recht, das hier neu geſchmiedet 
wird, eine der Waffen der Bourgeoiſie im Klaſſen⸗ 
kampf gegen das Proletariat iſt. 

Wenn wir von dieſem Geſichtspunkt ausgehen, daß es ſich hier 
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um handelt, eine Waffe der herrſchenden Klaſſe im Klaſſenkampf gegen 
die Arbeiterſchaft zu ſchmieden, dann können wir uns, glaube ich, 
auch noch auf das beziehen, was der Miniſter Hergt zu dieſer Sache 
ſagt. Der Miniſter Hergt hat wenigſtens einige Klarheit ver⸗ 
breitet. Es wäre deswegen ſehr erwünſcht geweſen, daß der ſozial⸗ 
demokratiſche Redner dagegen einige klare oppoſitionelle Bemerkungen 
gemacht hätte. Miniſter Hergt erklärt, wie es auch Heinemann ge⸗ 
ſagt hat, wenn auch in eimas anderen Worten: „Das Strafrecht iſt 
ein Produkt der Zeit“ — alſo der heutigen kapitaliſtiſchen Zeit. 
Weiter: „Das Strafrecht iſt das letzte und ſtärkſte Bollwerk, das 
dieſer Staat hat“ — gegen die zerſetzenden Elemente natürlich. 
Er erklärt ferner, grundſätzlich Neues ſei nur wenig in dem Straf⸗ 
recht enthalten. Dabei iſt doch bekannt, daß dieſes Strafrecht, das 
nicht viel grundſätzlich Neues bringt, nicht erſt 1871, ſondern eigent⸗ 
lich ſchon 1851 geſchaffen wurde. Gegenüber dieſer Zeit, die wir noch 
Kurz zu beleuchten haben werden, ſtellen wir feſt, daß Herr Hergt, der 
doch im Geiſte noch ganz der Zeit von 1851 angehört, nur eine ein⸗ 
zige Neuerung anzuführen hat, nämlich die, daß der Richter eine 
größere Freiheit bekommt. Der Klaſſenrichter, von dem der 
Herr Vorredner ſchon geſprochen hat, der ſo erzogen wird, wie es 
Dr. Haas eben gekennzeichnet hat, bekommt eine größere 
Freiheit. Das iſt das einzig Neue an dem neuen Strafrecht. Wir 
ſehen in dieſem Strafrecht hier und da — wer wollte das beſtreiten, 
bei ſo — tüchtigen Männern, die daran mitgearbeitet haben! — 
einige Elemente der bürgerlichen modernen Wiſſenſchaft. Aber zu 
welchem Zweck und Ziel hat man ſie eingeſetzt? Doch nur, um die 
Rechtsordnung der hapitaliſtiſchen Geſellſchaft, um die Rechtsordnung 
des Ausbeuterſtaats noch mehr gegen die Angriffe, wie es Heinemann 
ausdrückt, des proletariſchen Klaſſenkampfes zu befeſtigen. Nur zu 
dieſem Zweck haben die tüchtigen Juriſten ein techniſch verbeſſertes 
Inſtrument geſchaffen. Es iſt ungefähr ſo, als wenn bei der Reichs⸗ 
wehr ein modernes Maſchinengewehr eingeführt worden wäre. Dieſe 
modernen Maſchinengewehre fegen dann um ſo raſcher und rück⸗ 
ſichtsloſer die ſich der Staatsgewalt entgegenſtellenden Elemente hin⸗ 
weg. So ſoll auch die Maſchine der Klaſſenjuſtiz in Zukunft um 
ſo rückſichtsloler gegenüber den Maſſen der Proletarier Deutſchlands 
funktionieren. 

Dabei hat man neben dieſen techniſchen Verbeſſerungen der 
Klaſſenjuſtiz auch ganz offenkundige Rückſchritte gemacht. Ich ſprach 
ſchon davon, daß die Grundlage des jetzigen StGB. i. J. 
1851 gelegt wurde. Das preuß. Geſetzbuch von damals wurde 
1870 eigentlich im weſentlichen übernommen. Dieſes preuß. StGB. 
aber ſtammt aus der Zeit der preußiſchen Reaktion der dunkelften 
Periode nach 1848. Das Produkt dieſer dunkelſten Periode, des 
Jahres 1851, iſt es, das jetzt noch gilt und das hier nur in ganz 
unweſentlichen Teilen geändert wird, ohne daß man weſentlich 
Neues bringt, bis auf die erweiterten Vollmachten für die Klaſſenrichter. 

Die Übertragung des preußiſchen Rechts auf das 
Reich hat damals für einige Länder direkte Verſchlechte⸗ 
rungen gebracht. Herr Haas ſprach eben davon, daß man in 
Baden nicht ſo ſehr das Bedürfnis empfinde, dieſes Strafrecht zu 
ändern. Die Lage war in den ſüddeutſchen Ländern 1870/71 ganz 
ähnlich. Die ſüddeutſchen Länder, ſogar Bayern, insbeſ. aber auch 
Württemberg und Baden, hatten Strafgeſetze, die eine Reihe mo⸗ 
dernerer Beſtimmungen enthielten, von denen jetzt aber ſogar das 
neueſte Strafrecht von 1927 nichts enthält. Zum Beiſpiel gab es in 
Hamburg und Sachſen die Todesſtrafe nicht, es gab keine Beſtrafung 
für den Ehebrauch; es gab in verſchiedenen Staaten zum Beiſpiel auch 
den ominöſen § 175 nicht. Die Ausdehnung der Todesſtrafe auf das 
ganze Reich, die Ausdehnung der Ehebruchsbeſtrafung auf das ganze 
Reich, das waren die Ergebniſſe der preußiſchen Juſtiz von 1851, die 
1871 für das ganze Reich für gültig erklärt wurde. Und dieſe Reak⸗ 
tion, die 1871 übernommen wurde, wird in dieſem StGB. v. J. 
1927 in vollem Umfang beibehalten und in weſentlichen Teilen ver⸗ 
ſchärft. Sie kommen alſo mit dieſem StGB. hinter das Jahr 1851 
zurück, fo daß Sie alſo nicht mehr das ſchöne Wort von der „Ne 
form“ in den Mund nehmen ſollten. Ich glaube, auch hier hat der 
Miniſter den richtigen Klang im Ohre gehabt. Er ſprach nämlich vom 
linken Ausſchlagen des Pendels nach der Revolution von 1918 und 
erklärte, daß dann die „Reaktion“ eingeſetzt habe. Jawohl, die 
Reaktion hat eingeſetzt. Wir ſehen das in dieſem StGB. im vollen 
Umfang, fo daß man alſo nicht mehr von einer Strafrechtsreſorm, 
ſondern von einem reaktionären Strafgeſetzbuch reden 
ſollte, das hier vorgelegt wird. 

Das weſentlichſte an der „tüchtigen Arbeit der hervorragenden 
Juriſten“, die ſich nunmehr 25 Jahre lang um das neue Strafrecht 
als ein Werkzeug des Klaſſenſtaates bemüht haben, iſt, daß man die 
Maſchen des Strafrechts noch enger gezogen hat, da⸗ 
mit nur ja keiner mehr durchſchlüpfen kann. Dieſes Engerziehen, 
dieſe Verdichtung der Maſchen iſt glänzend gelungen. Man hat dieſes 
Experiment 1871 ſchon einmal gemacht, und wir wollen den Herr⸗ 
ſchaften auch ſagen, was der Erfolg war. Herr Prof. Kahl hat das 
ſchon kurz angedeutet. Der Erfolg des Engerziehens der Strafrechts⸗ 
maſchen von 1871 war, daß Ende der 70er und in den 80er Jahren 
eine unheimliche überfüllung der Gefängniſſe und Zucht⸗ 
häuſer eintrat, daß die Statiſtik der Zahl der Rückfälligen eine 
Kurve nach aufwärts nahm, wie man ſie bis dahin nicht gekannt 
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hatte. Gerade dadurch, daß man ſich eine Kriminalſtatiſtik san 
ſah man ſich dazu gezwungen, einige Anderungen herbeizuführen, 
wenigſtens in der Praxis, ohne das Geſetz ſelbſt ſchon ändern 2 
Können. Trotz der Lehre der Inflation, die zu einer ſolchen ub 
füllung der Gefängniſſe i. J. 1923 wieder geführt hat, wie bie Kriſe 
verhälkniſſe in der Zeit um die 80er Jahre herum, haben die Bürſet⸗ 
blockvertreter zwiſchen 1925 und 1927 noch eine weitere 
engerung der Strafgeſetzbuchmaſchen vorbereitet. Sie haben eine ne 
Serie neuer Straftaten ausgeheckt; als wenn ein böfer Geiſt in DIEN 
Kommiſſion gewaltet hätte, der immer nur danach ſuchte, ob 2 
nicht irgendwo noch eine Miſſetat, noch etwas Böſes herausklaub b 
könne, hat man einen neuen Paragraphen nach dem anderen . 
geſchoben, um das Netz ja recht dicht zu machen. Durch dieſe Serie 
von neuen Straftaten, durch dieſe Verengerung der Maſchen begel 
man wieder den alten Fehler, und die Folge der Annahme die . 
StGB. würde fein, daß wieder eine Überfüllung der Gefängniſſe u. 5 
eine Überfüllung der Zuchthäuſer eintritt. Die Staatsanwälte aller 
dings würden frohe Zeiten haben. 851 
Nun haben wir nach den bewegten Zeiten von 1848 und 1 — 
von 1870 und 1871 das Jahr 1918 erlebt, und es wäre immerhin 


möglich geweſen, daß in der Zeit 1918/19 wenigſtens der Verſuc 
einer Verbeſſerung gemacht wurde. Wenn das alles richtig war, on 


Heinemann gejagt hat und dem der Abg. Roſenfeld von der SPD. 0 
nachdrücklich zuſtimmte, hätte man erwarten ſollen, daß die Der 
Sozialdemokraten aus ihrer Theorie wenigſtens einige Din 
in die ſtrafrechtliche Praxis hätten überfließen laſſen. 

In der Weimarer Verfaſſung wurde das Schlimmſte, was am 
jetzigen Strafrecht ſelbſt nach Anſchauung des Dr. Haas noch abe 
geblieben iſt, ftabilifiert, nämlich die Beſtätigung der alte 
Richter, der ganzen Richterkaſte der Vorkriegszeit, ausgewa 
unter den monarchiſtiſchen Geſichtspunkten, ausgewählt unter de 
Geſichtspunkten des Konſervativismus und der ſchwärzeſten Reaktiol 
jener Richter, die in der Regel aus den oſtelbiſchen Gefilden ent" 
ſtammten. Die Weimarer Nationalverſammlung hat dieſem Berus 
richtertum die altbewährten Rechte wieder beſtätigt und geſichert, 
Deswegen ſteht heute die Frage jo entſcheidend im Vordergru 
wer richtet? Dieſe Frage muß erſt entſchieden werden, wie Ge 
ſchon erklärt haben, ehe man ein neues Strafrecht erläßt und b 
Möglichkeit der Anwendung neuer Paragraphen gibt. 

Es wurde ſchon durch den Herrn Vorredner auf die Bot 
bildung der Richter hingewieſen: Beſuch der höheren Schuld / 
Abiturientenexamen, jahrelanger Univerſitätsbeſuch, dann Referendar 
jahre, Aſſeſſorjahre, zwei Staatsexamina, dann das Hilfsrichtertum 
in völliger Abhängigkeit von den Vorgeſetzten, das die letzte Rippe 
die etwa noch vorhanden ſein ſollte, den letzten Widerſtand gegen 
die Einfügung in den Apparat bricht. Die auf dieſe Weiſe erzogen 
und herankultivierten Richter find die Organe, mit denen m. 
Klaſſenjuſtiz nützlich i. S. der Bourgeoiſie arbeiten kann. Es wur 
von der Vertrauenskriſe der Juſtiz geſprochen. Nun, done 
brauchen nicht erſt lange zu ſagen, daß wir nicht etwa nur ein 
Vertrauenskriſe ſehen. Unſere abgrundtiefe Feindſchaft gegen 
der Klaſſenjuſtiz betonen wir noch einmal ausdrücklich. Aber es! 
immerhin eine Reihe von Geſtändniſſen in dieſem Hauſe gemi 
worden, die klar zeigen, wie ſehr die Herren von der Mehrheit I} 
bewußt ſind, daß die Richter ihrer ganzen Entwicklung nach, ur 
ganzen Erziehung und Schulung nach, ihrer geſellſchaftlichen m 
hängigkeit nach nicht anders können, als Klaſſenrecht Ar: 
Sinne der Bourgeoiſie zu ſprechen. Einer der Redner in eine; 
früheren Juſtizdebatte formulierte das, als wir ihn durch Zwiſchen 
rufe in die Enge getrieben hatten, in der Weiſe, daß er achſelzuckoe 
erklärte: „Ja, meine Herren, aus ſeiner Haut kann ſchließlich — 
man heraus.“ Das geben wir unumwunden zu. Aus ſeiner * 
kann der Klaſſenrichter nicht heraus. Er iſt als Klaſſenorgan Y7 
und eine Anderung kann nur eintreten, wenn man ihn wegla⸗ 
beſeitigt. So lange aber wird als Aufgabe der Klaſſenrichter blei * 
der Schutz des dreimalheiligen Privateigentums, insbeſ. des Priva 
eigentums der Großgrundbeſitzer, des Großkapitals, der ger 
Finanziers und der Induſtriellen. Dieſen Schuß wird der Klaſſer, 
richter immer als ſeine Hauptaufgabe anſehen. Die Verurteilun 77 
aber, die er ausſpricht, werden Verurteilungen der Männer u 
Frauen der werktätigen Schichten ſein. ie 

Wir haben gegenüber dieſer Klaſſenjuſtiz auch noch die one 
tive Seite zu würdigen, die für den ſog. Verbrecher als eine gew! 5 
Erklärung ſeines Auftretens, ſeines Verbrechens gelten kann. — 
man ſich ſolchen Erwägungen nicht mehr ganz verſchließen = er 
daß man ſolche Erwägungen für das Zuſtandekommen eines ern 
brechens zulaſſen muß, haben nicht nur alle Redner bewieſen, ſo sch 
das zeigt Seite für Seite die Begründung des Regierungsentid 
über das neue Strafrecht, der uns jetzt vorliegt. Die Regi — 
kann ſich den Erwägungen nicht verſchließen, kann nicht mehr da die 
vorbeigehen, daß die tief einſchneidenden ſozialen Veränderungen, 
Krieg und Inflation gebracht haben, den Urgrund der Vermehrt en 
der Aburteilungen darſtellen. Daraus aber die richtigen Folgeraſſen, 
zu ziehen und gewiſſe Erleichterungen im ſozialen Sinne zu bar 
das läßt Ihr Klaſſenintereſſe nicht zu. Die Herrſchenden bleiben iner 
bei, daß fie den Armen ſchuldig werden laſſen und ihn dann lel 
Pein übergeben. Die zahlreichen objektiven Gründe, die zum 
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nachſen der Aburteilungen geführt haben, ſind von keinem der Red⸗ 
er im Zuſammenhang dargeſtellt worden, weil jeder um dieſe Frage 
ei eigentlihen Gründe der Verbrechen ſich natürlich mit 
inigen Redewendungen herumſchlängeln mußte, denn die Konſe⸗ 
würzen, die ſich aus dem Geſamtkomplex des ſozialen Elends ergeben, 
pürden einfach die Hinwegfegung dieſes Strafgeſetzentwurfs bedeuten. 
3 Die Maſſenerwerbsloſigkeit, die insbeſ. in den letzten 
ahren 1924, 1925 und 1926 in Millionenziffern graſſierte, hat ein 
ſolches Anſteigen der Verurteilungen, insbeſ. auch der Angriffe auf 
den Staat und feine Ordnung gebracht, wie es aus der Statiftik hervor⸗ 
As., daß wir die verſchärfte Beſtrafung wegen Angriffen gegen Staat 
nd Ordnung auf keinen Fall auf dem Boden des bisher geltenden 
trafrechts oder des neuen, das Sie vorlegen, zulaſſen können. 
Die kataſtrophale Wohnungsnot wird in der Be⸗ 
gründung hier und da erwähnt. Die Folgerung daraus, gerade die 
aragraphen, deren Übertretung infolge der Wohnungsnot begünſtigt 
wird, zu mildern, zieht man aber nicht. Man ſetzte dieſe Para⸗ 
Graphen nicht fo lange aus, bis einmal die Wohnungsnot beſeitigt 
ein wird, man berjucht nicht, angeſichts des Elends wenigſtens ein 
Auge zuzudrücken, ſondern man verſchärft dieſe Paragraphen noch. 
as iſt die Antwort auf die Wohnungsnot. 
So geht es mit der Unterernährung, der Teuerung, 
ſo geht es mit den Folgen der Kriegsverrohung, die ſich 
namentlich bei der Jugend der verſinkenden Mittelſchichten mit der 
„richtung der Hemmungen, die Sie durch Ihren Krieg verſchuldet 
Jaben, gezeigt hat. So geht es mit der Zerrüttung der Familie und der 
dhe, die auch eine Folge des Krieges und der Juflation war; ſo geht 
es mit all den Hemmungen, die durch Krieg und Inflation zerſtört ſind. 
Alle dieſe objektiven realen Grundlagen der anſteigenden Straf⸗ 
barkeit und Straffälligkeit werden im Strafrecht nicht berückſichtigt. 
as einzige Mittel, das Sie haben, ſind verſchärfte Paragraphen, 
Neuentdeckung von Straftaten, Erweiterung des Rechtes der Richter 
in der Auswahl des Strafmaßes und ſchließlich Neubauten von 
Zuchthäuſern und Gefängniſſen. Sie haben auch neue Strafen 
für die armen Leute, die infolge der Wohnungsnot, der an⸗ 
dauernden Erwerbsloſigkeit, der Fortdauer der Wirkungen der 
Kriegsverrohung und der Fortdauer der neuen Teuerung zu Rück⸗ 
fälligen werden. Sie haben ſogar neue Strafmittel erſonnen. Sie 
lehen, daß die Wohnungsnot nicht beſeitigt werden kann, ſehen, daß 
daraus das Verbrechen ſich immer erneut gebären muß. Sie ſehen, 
daß die Teuerung wiederkommt, Sie ſehen, daß nach der alten Er⸗ 
fahrung mit ſteigenden Weizenpreiſen die Zahl der Diebſtähle ſteigt, 
lehen, daß die Erwerbsloſigkeit nicht gebannt tft, daß man dieſes 
roblem nicht im Laufe von Jahren bewältigen kann. Sie wiſſen, 
aß dieſe Gründe für das Verbrechen fortwirken werden, daß die Rück⸗ 
ſälligkeit auf Grund der verſchärften Fortdauer der Gründe für Ver⸗ 
gehen und Verbrechen zunehmen muß, und da ſagt man nicht, die 
2 ückfälligkeit müſſe jetzt milder beſtraft und beurteilt werden, weil 
vir des Elends nicht Herr werden können, weil wir ſeine Quellen 
nicht verſtopfen können, ſondern jetzt jagt man umgekehrt, der 
Rückfällige muß doppelt hart beſtraft werden. Das iſt die Antwort, 
die der Klaſſenſtaat auf die ſozialen Elendserſcheinungen gibt. Er 
fegt noch extra eine neue Form des Rückfälligen. Man 
ieht darin nicht mehr nur den Gewohnheitsdieb, der dre oder vier⸗ 
e geſtohlen hat, nicht den Gewohnheitserpreſſer oder den Gewohn⸗ 
heitsbetrüger, der drei⸗ oder viermal betrogen hat, nein, man faßt 
e verſchledenen Verbrechen zuſammen und ſagt, wenn einer einmal 
geſtohlen hat, als 17-, 18jähriger eine leichtſinnige Tat begangen 
Ard ſich mit 21, 22 Jahren mal in eine Schlägerei eingelaſſen hat 
10 etwa mit 24, 25 Jahren in einen politiſchen Prozeß verwickelt 
wird, dann iſt für ihn die Zuchthaustür ſchon offen, dann iſt er 
wolchfälliger Verbrecher“. Und von da iſt nur ein Schritt zum „Ge⸗ 
ohnheitsverbrecher“, dem dann die Sicherheitsverwahrung 
offenſteht, dem dann, wenn er feine Strafe abgebüßt hat, noch das 
wecwernde Einſperren droht. Gerade das Gegenteil von dem geſchieht, 
is vom ſozialen Geſichtspunkt aus logiſch iſt, ſich aus der Not 
und dem Elend dieſer Zeit ergibt! So fieht dieſes StGB. aus, und das 
ſeiert man als den Geiſt der erleuchtetſten Juriſten dieſes Jahrhunderts! 
ch Dem deutſchnationalen Redner dämmerte einmal für ein Weil⸗ 
A daß doch auch die ſoziale Seite eine gewiſſe Bedeutung habe. 
Herrn Dr. Barth entſchlüpfte die Bemerkung, als von dieſer Sicher⸗ 
beitsverwahrung die Rede war: die Einſperrung kann allerdings nie 
na, sittlichen Reſultate erzielen wie die Freiheit. Das aus deutſch⸗ 
nulionalem Munde zu hören, iſt immerhin erſtaunlich. Wir wünſchten 
je daß wenigſtens aus dieſer Außerung in dieſem Klaſſenſtaat, 
1 wie er beſteht, die Folgerungen gezogen würden. Schon das wäre 
De grundſätzliche Anderung Ihres ganzen StGB. Aber Sie ſind 
195 umgekehrten Weg gegangen: nach der Abbüßung der Strafe 
ka einmal Extraeinſperrung, und alle drei Jahre wird wieder be⸗ 
hloſſen, ob der Mann weiter eingejperrt bleiben ſoll. Herr 
fei. Barth ſagte aber, daß das Einſperren kein Mittel zur Beſſerung 
G0 daß der Verbrecher dadurch keineswegs geſitteter werde, daß im 
egenteil die Freiheit ein beſſeres Erziehungsmittel ſei. So ſchlagen 
. Ihren eigenen Argumenten den ganzen Aufbau Ihres 
OB. wieder kaputt! 
St Wir find der Anſicht, daß es notwendig wäre, nicht nur den 
rafvollzug zu ändern, von dem bei der Frage der Sicherheits⸗ 
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verwahrung geſprochen wird, ſondern insbeſ, auch die Strafzumeſ⸗ 
ſung, die Strafgrundlagen, das materielle Strafrecht und erſt recht 
das GVG. Vor allem aber müſſen die Quellen verſtopft werden, aus 
denen das Elend fließt: die kapitaliſtiſche Ausbeutung. 
Das muß das Ziel ſein! Dann erſt, wenn man die Mittel, die aus 
dem Proletariat im Intereſſe der Kapitaliſten herausgequetſcht wer⸗ 
den, die man durch techniſche Verbeſſerungen und geänderte Arbeits⸗ 
bedingungen noch erheblich vermehren kann, zur Schaffung eines 
ſozialen Strafrechts benutzt, dann erſt könnte man Heilung bringen 
in Freiheit, dann erſt könnte man wirklich einen Staat bilden, der 
auf dem Reichtum, der der Geſellſchaft gehört, aufbaut und damit 
das Elend als Quelle des Verbrechens verſtopft. 

Aber ſtatt die Urſachen zu bekämpfen, erweitern Sin — und 
das bezeichnen die meiſten Reder als den Kern der jetzigen Geſetz⸗ 
gebung — die Vollmachten der Klaſſenrichter. Wir können der Er⸗ 
weiterung des richterlichen Ermeſſens in keinem Punkte, 
wo es nach dem neuen Entwurf vorgeſehen iſt, zuſtimmen, wie ich 
das bei meiner Kennzeichnung der Klaſſenrichter ſchon genügend be⸗ 
gründet habe. Wir können aber an dieſer Stelle hinzuſetzen, daß 
dieſe Schrankenloſigkeit des richterlichen Ermeſſens zweifellos klaſſen⸗ 
mäßig angewendet werden wird. Wie der Richter jetzt iſt, wird er 
das freie Ermeſſen in günſtigem Sinne immer dann walten laſſen, 
wenn vor ihm ein Mann ſteht, der eine gewiſſe Bildung hat, bei 
dem er vielleicht ein gegenſeitiges Verſtändnis herausfühlen kann, der 
zur Klaſſe der Beſitzenden gehört und aus dieſer Klaſſe heraus⸗ 
geſtolpert iſt, den man wieder auf den rechten Weg zu bringen 
verſucht, um ihm noch einmal die Möglichkeit des Aufbaues ſeines 
Lebens zu geben. Wenn aber auf der Anklagebank ein Arbeiter 
ſteht, noch dazu ein Arbeiter, der eine etwas ungebärdige, trotzige 
Natur it, der nicht jo ohne weiteres vor den Bureaukraten den 
Buckel krümmt, dann Gnade ihm. Dann wird das freie Ermeſſen 
des Richters, wie wir das von den Herren Landgerichtsdirektoren, 
den Vorſitzenden der Stͤ. der früheren Zeit, der jetzigen großen 
Schöffch. gewohnt find, von dieſer mit zyniſcher, brutaler Rückſichts⸗ 
loſigkeit an ihren Opfern ausgelaſſen werden. Das haben wir in 
den Gerichtsſälen der Klaſſenjuſtiz bisher gründlich genug erlebt 
und auch in den Zeitungen oft genug dargeſtellt. 

Sie haben nun gehört, daß die Sozialdemokratiſche 
Partei in der Frage des freien Ermeſſens eine gewiſſe 
bedeutſame Frage ſieht. Wir haben aber von dem Redner der So⸗ 
zialdemakratiſchen Partei eine Erklärung darüber vermißt, wie ſie 
am Ende zu dieſem Entwurf als ſolchem ſteht. Denn daß bei dieſer 
Bürgerblockmehrheit — alle Parteien haben ihre Erklärung abge⸗ 
geben — weſentliches an dieſem Entwurf nicht geändert wird, dar⸗ 
über iſt doch gar kein Zweifel. Einzelne kleine Wortänderungen, 
die manchmal textlich vielleicht nicht unwichtig fein mögen, werden 
an dem Charakter des Entwurſes nichts ändern. 

Reben dieſen verſchiedenen Grundfragen bedürfen eine Reihe von 
Einzelangelegenheiten einer Beſprechung. Man hat in das neue 
Strafrecht aus dem Republikſchutzgeſetz den Ausdruck des beſon⸗ 
ders ſchweren Falles übernommen. Das paßt ganz ausgezeich⸗ 
net zu der Tatſache, daß Sie dem Richter das freie Ermeſſen erwei⸗ 
tern wollen. Der beſonders ſchwere Fall, auch wieder vom Klaſſen⸗ 
richter feſtzuſtellen, war, wie das Nepublikichubgefeß und ſeine An⸗ 
wendung zeigt, immer dann gegeben, wenn es ſich um einen Prole⸗ 
tarier, exit recht natürlich, wenn es ſich um einen Kommuniſten 
handelte. Wenn aber die Herren von rechts, die Faſchiſten, auf der 
Anklagebank ſtanden, dann war das ſtets ein leichterer Fall. 

Neben dieſen Begriffen, die die Grundlage der Rechtſprechung 
bilden, ſind nun einige Paragraphen und Regeln, die den einzelnen 
Paragraphen zugrunde gelegt worden ſind, dringend der Beſprechung 
bedürftig. Ich möchte beginnen mit der Frage des Landesver⸗ 
rats. Die Frage des Landesverrats iſt für uns als Kommuniſtiſche 
Partei, insbeſ. auch für den proletariſchen Klaſſenkampf, nicht von 
ſo ausſchlaggebender Bedeutung wie Hochverrat, Landfriedensbruch 
und wie all dieſe ſchönen Dinge heißen. Aber die jetzige Ausgeſtal⸗ 
tung der Landesverratsparagraphen greift in die bisherigen Rechte 
der Preſſefreiheit und überhaupt der gegenſeitigen Mitteilungen ſo 
tief ein, daß man nicht mehr ſchlechtweg von einem Landesverrats⸗ 
paragraphen ſprechen kann, ſondern von einem Geſetz zur Ver⸗ 
hinderung der Aufdeckung geſetzwidriger Zuſtände 
bei den Behörden, von einem Geſetz, das jede Mitteilung von 
Staatsangelegenheiten auch an Vertrauensmänner in der einfachſten 


Agitation, ja im Verkehr von Abgeordneten mit den Wählern unter⸗ 
bindet. Sie bedrohen die Meinungsfreiheit und ihre Ausübung; denn 
im 8 93 wird nicht nur wie bisher beſtraſt, daß man einer anderen 
Regierung, einer fremden Regierung, Mitteilungen macht — unter 
„anderen Regierungen“ kann man ſogar verſchiedene Länderregierun⸗ 
gen verſtehen —, ſondern man will auch jemand beſtrafen, der an⸗ 
deren Perſonen eine Mitteilung macht, deren Inhalt vielleicht ein 
Staatsgeheimnis iſt. Der Mann braucht ſich deſſen gar nicht be⸗ 
wußt zu ſein, daß das ein Staatsgeheimnis iſt, das wird ihm nach⸗ 
her von dem Klaſſenrichter ſchon klargemacht werden. Wenn er nur 
anderen gegenüber Außerungen gemacht hat, die vom Klaſſenrichter 
oder anderen Bureaukraten als ein Staatsgeheimnis aufgefaßt wer⸗ 
den, dann kann er nach 8 93 beſtraft werden. Das geht fo weit, daß 
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jede Beſprechung zwiſchen Privatperſonen, gleichgültig, ob ſie mit⸗ 
einander verwandk ſind, gegenfeitg eine Vertrauenzftellung ein⸗ 
nehmen, ob es einem Arzt, einem Rechtsanwalt, einem Dienſt⸗ 
vorgeſetzten, einem Abgeordneten gegenüber geſchieht, nicht als mil⸗ 
dernder Umſtand oder ſonſt als zuläſſig angeſehen wird, nein, wer 
andere in den Beſitz einer ſolchen Mitteilung gelangen läßt, wodurch 
das Wohl des Landes und des Reiches gefährdet wird, der wird mit 
Zuchthaus beſtraft. Das kann zu den ſchönſten Geſinnungs⸗ 
ſchnüffeleien und zum herrlichſten Denunziantentum An⸗ 
laß geben. Wir ſind mit dieſem Geſetzentwurf wirklich in die Zeit 
nicht nur von 1851, ſondern vor 1851 zurückgeworfen. Die Zeit 
der Demagogenriecherei wird wieder beginnen, wenn dieſe Landes⸗ 
verratsbeſtimmung wirklich Geſetz wird. 


Die Beſtimmung über den Landesverrat ſoll auch eine Beſtim⸗ 
mung zur Verhinderung der Aufdeckung geſetzwidriger Zuſtände 
werden; denn ſie beſtraft ja nicht nur die Verbreitung wahrer Mel⸗ 
dungen an ſich, ſondern auch dann, wenn dieſe Meldungen ſich mit 
Ungeſetzlichkeiten beſchäftigen. Es darf die ungeſetzliche Handlung 
einer Behörde nicht wahrheitsgemäß mitgeteilt werden. Denn wenn 
man dieſe wahrheitsgemäße Mitteilung über Mißſtände in einer 
Behörde der Offentlichkeit oder einem Vertrauensmann übergibt 
und dadurch das Wohl des Reichs oder Staates, wie es der betr. 
Klaſſenrichter auffaßt, gefährdet werden könnte, wird dieſe wahr⸗ 
heitsgemäße Mitteilung und Kritik an einer Behörde als Landes⸗ 
verrat beſtraft. Dieſe Beſtimmung ſoll ja nun durch eine lex Geß⸗ 
ler, wie wir in den Zeitungen in den letzten Tagen geleſen haben, 
noch weiter verſchärft werden. 


Neuerdings ſpricht man ja vielfach von den Völkerbunds⸗ 
theorien. Danach müßte man eigentlich annehmen, daß die Herr⸗ 
ſchaften, die für ein Paneuropa ſchwärmen, und die Rechtsparteien, 
die ſich an den Völkerbundsligen beteiligen wollen, dem Zug der Zeit 
folgend, ſagen müßten, daß die Beſprechung von Völker- 
bundsfragen im internationalen Maßſtab durchaus erwünſcht 
iſt, wenn man zu einer internationalen Verſtändigung kommen wolle. 
Aber dieſe Möglichkeit wird von vornherein abgeſchnitten, ein reak⸗ 
tionäres Geſetz wird jetzt jede ſolche interne Diskuſſion von vorn⸗ 
herein unterbinden. Ich will dabei gar nicht davon ſprechen, wie 
ſehr man natürlich unter Umſtäuden auch die Kommuniſten, die ſich 
an internationalen Konferenzen beteiligen und ſich dort über deutſche 
Reichs⸗ und Staatsangelegenheiten auslaſſen, mit der neuen Beſtim⸗ 
mung treffen kann. Aber man wird ſie ohnehin mit irgendwelchen 
anderen Paragraphenangeln zu fangen wiſſen. Jedenfalls kann in 
Zukunft jede oppositionelle Mitteilung angegriffen werden, die den 
Behörden nicht paßt. Wenn es gar nicht anders geht, dann wird 
man ſolche Verſuche mit dem Paragraphen des fahrläſſigen Landes⸗ 
verrats zu beſtrafen verſuchen. 

Einſchneidender aber ſind noch die neuen Beſtimmungen über den 
Hochverrat. Daß der Hochverrat eine alte feudale Beſtimmung 
iſt, daß man noch andere feudale Anſchauungen, z. B. den 
Waldeigentümer als Teil der Staatsgewalt betrachtet, daß man den 
Zweikampf begünſtigt und noch ähnliche Reſte des Feudalismus in 
das neue Strafgeſetzbuch herüberſchleppt, das ſind Dinge, die die 
Bürger unter ſich ſelbſt abmachen mögen. Aber daß der Hochverrat, 
der ein abſolut feudaliſtiſcher Ausdruck iſt, trotzdem noch in dem 
Strafgeſezbuch der Republik ſtehen ſoll, das wollen wir doch immer» 
hin feſtnageln. Nun hat aber die Beſtimmung über den Hochverrat in 
einem Punkt eine grundlegende Anderung erfahren. Es wurde ſchon 
von einigen Rednern hervorgehoben, daß nach dem heute noch gel⸗ 
tenden Strafgeſetz Hochverrat nur dann mit Zuchthaus beſtraft 
werden darf, wenn feſtgeſtellt wird, daß die hochverräteriſche 
Handlung einer ehrloſen Geſinnung entſprungen 
iſt. Herr Dr. Kahl knüpfte daran die Bemerkung, man könne dieſes 
Kriterium der ehrloſen Geſinnung im Strafrecht nicht gut miſſen. 
Aber die Herren, die den Entwurf gemacht haben, ſind anderer An⸗ 
ſicht. Sie haben die Beſtimmung nunmehr ſo gefaßt, daß an die 
Stelle der angedrohten Zuchthaus⸗ oder Gefängnisſtrafe die ſog. 
Einſchließung tritt — ob man darunter Feſtung oder Haft verſteht, 
in nicht klargeſtellt — von gleicher Dauer, wenn der Täter aus⸗ 
ſchließlich aus achtenswerten Beweggründen gehandelt hat und die 
Tat nicht ſchon wegen der Art und Weiſe der Ausführung und der 
vom Täter verſchuldeten Folgen beſonders verwerflich iſt. Die 
gegenwärtige Faſſung iſt doch viel klarer. Hier iſt deutlich geſagt: 
nur wenn die ehrloſe Geſinnung ausdrücklich feſtgeſtellt iſt, kann 
auf Zuchthausſtrafe erkannt werden. Die neue Beſtimmung aber ſtellt 
eine umſtändliche Verklauſulierung dar und gibt dem Ermeſſen des 
Klaſſenrichters möglichſt weiten Spielraum; vielleicht findet der Mann 
doch noch irgendeinen Ausdruck oder ein Wort, um einen ihm be⸗ 
ſonders verhaßten Täter ins Zuchthaus zu bringen und ihm nicht 
die mildere Form der Einſchließung zuerkennen zu müſſen. Was 
heißt eigentlich „achtenswerte Beweggründe“? Die Auslegung bleibt 
offenbar dem Klaſſenrichter überlaſſen. Der Täter muß aber noch 
„ausſchließlich aus achtenswerten Beweggründen“ gehandelt haben. 
Alſo darf nicht ein Gramm anderer Beweggründe mitgewirkt haben, 
ſonſt darf der Klaſſenrichter nicht auf Einſchließung erkennen. Es 
muß auch noch unterſucht werden, ob nicht die Tat ſchon wegen der 


Art und Weiſe ihrer Ausführung von vornherein die Zuchthne 
ſtrafe verwirkt, oder weil fie wegen der vom Täter verſchuldel 
Folgen beſonders verwerflich iſt. 4. 
So iſt dieſe Auffaſſung, die hier niedergelegt iſt, ein neuer Rl 
ſchritt, eine neue Verſchlechterung, ein neues Zeichen dafür, daß 
dieſes Strafrecht ein Klaſſenkampfmittel der Bourgeoſie gegen 2 
Proletariat ſein ſoll, wie es Heinemann gekennzeichnet hat und w 
ich es eben ſchon unterſtrichen habe. — 
Nun haben wir gehört, daß ſich z. B. auch Herr Haas 1 
andere Vertreter der bürgerlichen Demokratie beſonders gegen 1 
Überzeugungs verbrecher gewandt haben. Der Überzeugung 
verbrecher iſt den Auseinanderſetzungen des Jahres 1922 begriffen 
entſprungen. Die Faſſung von damals war gewiß nicht hervorrahe 15 
Aber immerhin ließ ſie doch die Möglichkeit zu, bei politiſchen 1 
gehen, wenn jemand bei ſeiner Tat politiſchen oder ſittlichen Grüß 
den nachging, das Strafmaß zu erleichtern. Jetzt aber iſt es 15 
gekehrt. Jetzt wird nicht mehr die ſubjektive Überzeugung des en, 
zelnen Mannes, auch wenn er mit der ernſthafteſten Geſinnung, 
ſittlichem Ernſt von ſeinem Standpunkt aus an die Tat herangeg 
gewürdigt, ſondern jetzt iſt nur noch die ſubjektive Auffaſſung irt 
Vertreters des Gerichtshofs allein maßgebend dafür, in welcher — 
der Angeklagte beſtraft wird. Das mitzumachen vom Standpunkt 
Demokratie, hätte ich kaum für möglich gehalten; denn ich er 5 
daß damals die Herren Demokraten und auch die Herren vom 1 ö 
trum in dieſer Frage mit Radbruch ein ganz Stück Weges gegand 
find. Wenn fie jest abſchwenken und glauben, daß die Frage ri 
Überzeugungsverbrechers noch nicht beantwortet werden kann, ſo 
das hö bedauerlich. . 
e ed eine Entſchuldigung, indem ſie ſagen, — 
könne das ganze StÖB. jetzt noch nicht erledigen. Wir ſelbſt wo 3 
auf die Frage der Ehrloſigkeit oder der achtungswerten Sende e 
nicht eingehen, ſondern wir ſind der Anſicht, daß an die Stelle fr 
allgemeinen Begriffs eine klare Formulierung treten müßte, 
olgenden Inhalts: 5 5 
= An die Stelle von Gefängnis tritt Feſtung reſpektive = 
ſchließung von gleicher Dauer, wenn der ansſchlaggebende auf 
weggrund des Täters darin beſtand, daß er ſich zu der 2 bel. 
Grund ſeiner ſittlichen oder politiſchen Überzeugung entſchloſſen N 
Das wäre eine Formulierung, die dem Richter klar ſagt, 1 ei fe 
gegenüber ſolchen Männern oder Frauen zu verhalten hat. = em 
Formulierung wird ja von den Herren nicht gewünſcht. Wir m mb 
für die Formulierung weiter den energiſchſten Kampf führen co 
werden insbe. mit den demokratiſchen Parteien über dieſe F 
noch eine Auseinanderſetzung führen mülſſen. über 
Dem Hochverratsparagraphen folgen die Para graphen 
die Vorbereitung, und bei dieſen Vorbereitungsparagraß 88 
ſehen wir wiederum Verſchärfungen allerſchlimmſter Art. Nach 3 
Abſ. 2 wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren jetzt beſtraft, 
einen Hochverrat „in anderer Weiſe“ vorbereitet, das heißt in In 
derer Weiſe, als daß er ausdrücklich eine Verſchwörung macht. — 
geltenden Strafrecht iſt eine ſolche Formulierung nicht zu 1 
ſondern da heißt es: „Jede andere ein hochverräteriſches Unter 
men vorbereitende Handlung wird mit Zuchthaus . beſtraft. aner 
mußte erſt eine Handlung vorliegen; aber jetzt bedarf es K an 
Handlung mehr, ſondern es genügt, wenn der Hochverrat eff 5 
derer Weiſe“ vorbereitet iſt. Man hat aus den Hochverratsproz wir 
der letzten Zeit gelernt. Handlungen ſind ſchwer feſtzuſtellen, ind: 
aus den Hochverratsprozeſſen gegen die Kommuniſten ger n 
Manchmal mußte man Leute freifprechen, die zwar des Hochverde 
dringend verdächtig waren, denen aber keine Handlungen nachge me 
ſen werden konnten. Jetzt wird man ſie faſſen können. sn 
derer Weiſe“ haben fie den Hochverrat vorbereitet, und da 7 
deutet zehn Jahre Zuchthaus. Gleichzeitig iſt das Strafmeh 
diefe „in anderer Weiſe“ tätigen Hochverräter außerorden e 
höht worden. Früher konnte man bis zu drei Jahren Suchen 
geben, aber die neue Republik geht hierin über den a 
Staat hinaus und fest gleich zehn Jahre Zuchthaus feſt. Eine erh 
Steigerung bei einer Erweiterung des Begriffs! Ich glaube, enn M 
dieſes Angſtproduktes muß man mit Profeſſor Calker „ ich 
men, der in ſeinen rechtsvergleichenden Darlegungen austtaiſchen 
ſagt, daß der 8 86 StGB. auf die Geſetzgebung der dosen 
Kaiſer, auf eine Periode des ſchlimmſten Verfalls des römiſchen due 
zurückgeht. Dieſen ſchlimmſten Verfallzeiten des römiſchen page 
paſſen Sie ſich an, wenn Sie ſolche Strafbeſtimmungen für ine ens 
Begriffe vorſchreiben, wenn Sie den Richtern des freien Erm 
ſolche ungeheuerlichen Strafmaße in die Hand geben. Pa 
Es hat ſich aber noch eine andere Klippe bei dem Hoch ber 
paragraphen ergeben, nämlich die, daß der Provokateur gm: 
Spitzel, immer mit verurteilt werden mußte, wenn man ur dem 
muniſten einmal richtig hineinlegen wollte. Auch da mußte be 4 
neuen Strafrecht natürlich ein Ausweg ausgeklügelt werden. a es: 
weg hat man durch den dritten Abſatz des 8 88 gefunden. Da heiß 
Wer aus freien Stücken ſeine Tätigkeit aufgibt und bel den 
teiligung mehrerer den Hochverrat verhindert, wird nicht 12 hend. > 
Vorſchriften der Abf. 1, 2 beſtraft. 8 27 Ab. 3 gilt entſpr 1 
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Im 8 27 Abſ. 3 iſt von dem Rücktritt die Rede. Es heißt da, daß 
leder, der von einer Handlung zurücktritt, viel milder beſtraft wird, 
daß er, wenn es dem Richter richtig erſcheint, auch ſtraffrei aus⸗ 
gehen kann. Das iſt eine ſehr bequeme Handhabe, und ich glaube, 
daß ſich die Herren, als fie dieſe Beſtimmung einfügten, vollkommen 
vollen bewußt waren, daß fie dadurch ihre Werkzeuge ſchützen, die 
on ihrer Polizei, von ihrer Juſtiz gebraucht reſpektive mißbraucht 
worden. Die politiſch unbequemen Perſonen dagegen können, ob⸗ 
Dohl fie völlig unſchuldig find, auf das belaſtende Geſtändnis des 
zum Schein mitangeklagten Polizei⸗ oder Militäragenten glatt als 
ochverräter beſtraft werden, aber derjenige, der den Lockſpitzel oder 
Provokateur gemacht hat, wird frei ausgehen. Das hat man ſich 
durch das neue republikaniſche Strafrecht geſichert. 
u Ich will nicht lange davon ſprechen, daß man auch erneut das 
Unterlaſſen von Anzeigen im Falle von Hochverrat beſtraft, daß 
die Ausweiſung verſchärft angeordnet iſt. 
8 Die Zahl der politiſch Verurteilten iſt im dau⸗ 
19d. en Anſteigen begriffen. Wir ſehen, daß in der Zeit von 
903 bis 1907 die Zahl der Beſtrafungen für Verbrechen und Ver⸗ 
gehen gegen die Perſon einen gewiſſen Höhepunkt erreicht hat. Seit 
1907 iſt die Zahl der Beſtrafungen der Verbrechen und Vergehen 
gegen die Perſon — vielleicht iſt das ein Kulturfortſchritt, ein Er⸗ 
diehungsreſultat — im Abſteigen begriffen. Die Zahl wird immer 
geringer, während die Zahl der Eigentumsvergehen, nachdem ſie in 
Inflation hochgegangen war, ſich auf dem „normalen“ Maß des 
ahres 1913 hält. Gegenüber der Kriminalitätsziffer von annähernd 
0 iſt die Zahl der Verbrechen und Vergehen gegen die Perſon auf 
etwa 250 zurückgegangen. Sie ſtand früher an der zweiten Stelle 
80 dem Geſamtkomplex der Verbrechen. Diejenigen Verbrechen und 
ergehen, die ſich gegen die öffentliche Ordnung, den Staat und die 
eligion richten, ſtanden erſt an dritter Stelle. Sie hatten in der 
Vorkriegszeit im Durchſchnitt der Jahre 1882 bis 1915 die Ver⸗ 
dältniszahl 100. Sie ſtiegen im Jahre 1920 ſehr rapid. Dieſes Stei⸗ 
en hat angehalten. In den Jahren 1925/26, dem Zeitalter der 
iulaſſenjuſtiz dieſer Republik, ift eine Vervierfachung der Verurtei⸗ 
ungen wegen dieſer Delikte eingetreten. Die Ziffer rangiert damit 
gleich hinter den Eigentumsvergehen. 
8 Dieſe politiſche Juſtiz äußert ſich weiter in einer ganzen Reihe 
don Einzelbeſtimmungen. Es iſt unmöglich, fie alle vorzuführen. 
zwarauf hinweiſen will ich nur noch, daß zum Beiſpiel ein neuer 
Majeſtätsbeleidigungsparagraph zum befonderen 
Schutz des Präſidenten, daneben einer zum beſonderen Schutz 
des Reichstags geſchaffen worden iſt. Früher mußte der Reichs⸗ 
zug immer erſt einen Antrag ſtellen, was jetzt nicht mehr nötig iſt. 
Jetzt hat der Staatsanwalt ohne weiteres das Recht, Klage zu er⸗ 
Heben, wenn der Reichstag beſchimpft worden iſt. 
Schließlich hat man in der politiſchen Geſetzgebung einen be⸗ 
enders ſchlimmen Paragraphen eingeführt, indem man geſetzlich einen 
Ke nah mezuſtand für die Zeit der Vorbereitung des 
rieges feſtlegt. Das iſt angeſichts der Hetze Englands gegen 
ak Jetrußfand und der dadurch hervorgerufenen Kriegsſtimmung eine 
zätuelle Frage. Hier ſchafft ſich die Republik mit vollem Bewußt⸗ 
an ein Strafgeſetz, das dazu dienen ſoll, bei dem zu erwartenden 
Bauen Kriegsausbruch jede pazifiſtiſche und erſt natürlich jede re⸗ 
olutionäre Bewegung mit allen drakoniſchen Mitteln bekämpfen 
können. Sie geben mit dieſem Geſetz ohne weiteres zu, daß ein 
olcher Zuſtand der drohenden Kriegsgefahr vorhanden iſt. Wir aber 
agen, was Liebknecht ſchon bewieſen hat, daß ſolche Paragraphen 
die revolutionären Kämpfer in den entſcheidenden Situationen nicht 
ſchrecken werden. Der Ruf: Nieder mit der Regierung! Nieder mit 
vn Krieg! wird deswegen doch in der entſcheidenden Stunde er⸗ 
becllen, Sie werden mit ſolchen Paragraphenſchuſtereien das Rad 
90 Weltgeſchichte nicht aufhalten. Sie werden der proletariſchen Be⸗ 
young in den entſcheidenden Stunden damit keinen Stein in den 
Ab legen können. Aber wir kennen die Abſicht und werden dieſe 
ö icht verwenden, um die Stimmung gegen den Krieg noch in um 
d ſtärkerer Weiſe zu propagieren und vorzubereiten, damit Sie mit 
er Anwendung dieſes Paragraphen überhaupt nicht mehr zum Zuge 
Farmen, ſondern eine Maſſenbewegung Ihnen die Anwendung dieſes 
aragraphen unmöglich macht. 
ein In Verbindung mit dieſen Gedankengängen iſt es notwendig, 
Nude Worte über die Strafen zu ſagen, die angewendet werden 
„en, insbeſ. auch über die Todesſtrafe. Der Entwurf behält 
e Todesſtrafe bei, die, wie ſchon mitgeteilt wurde, in der National⸗ 
derſammlung einmal mit ſchwacher Mehrheit abgelehnt, dann mit 
Bacher Mehrheit auf Grund eines Kompromiſſes doch noch in die 
de rſaſſung als möglich aufgenommen wurde. Die Materialien, die 
ſich Geſeß beigelegt find, zeugen dafür, daß zahlreiche Länder, die 
5 Kulturländer nennen und ein Ordnungsſtaat fein wollen uſw., 
— dieſe Todesſtrafe auskommen. Wir erklären ganz eindeutig, daß 
klaſſenbewußte Proletariat der gegenwärtigen Geſellſchaft das 
Sicht, Menſchenleben zu vernichten, abſpricht, weil der Zweck dieſes 
s taats Ausbeutung und politiſche Unterdrückung der Maſſen iſt. 
ttz vertreten die Minderheit gegen die große Mehrheit der Werk⸗ 
igen. Nur im Intereſſe der Minderheit wollen Sie dieſe Todes⸗ 
afe anwenden. Der Rapitaliſtiſche Staat iſt in allen feinen Grund⸗ 
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lagen und ſeinen Ausſtrahlungen dafür verantwortlich, daß hier 
Mörder erwachſen können. Die Mörder ſind das Produkt Ihrer 
Elendsverhältniſſe im wahrſten Sinne des Worts. Sie werden auch 
nicht beſeitigt ſein am Tage der Revolution. Wir werden uns noch 
durch Jahrzehnte mit den Produkten Ihrer kapitaliſtiſchen Ver⸗ 
elendungs⸗ und Ausbeutungswirtſchaft zu beſchäftigen haben. Die 
Schuld dieſer Geſellſchaft und des kapitaliſtiſchen Staats iſt ebenſo 
groß, daß dem Staat ſelbſt die volle Verantwortung für dieſe Ver⸗ 
brecher aufgehalſt werden muß und daß man ihnen nicht die Ge⸗ 
ſetzesverletzung in vollem Sinne aufbürden kann. 

Wir möchten außerdem hinzuſetzen, daß die Todesſtrafe in 
Deutſchland, in Ihrem Land, ſeit Jahrzehnten, jedenfalls ſoweit das 
bisher geltende Strafrecht angewandt wurde, noch niemals gegen 
einen Vertreter der Bourgeoiſie angewandt worden iſt. 

Ich möchte noch ganz kurz unterſtreichen, daß ich es für not⸗ 
wendig halte, daß gegen einen Teil des StGB., der eine unerhörte 
Steigerung der Verurteilungen gebracht hat, gerade in der erſten 
Leſung Einſpruch erhoben wird, um die Schichten, die davon be⸗ 
troffen werden, darauf aufmerkſam zu machen, daß ſie ſich rühren 
müſſen. Das iſt die Frage der Abtreibung. Auch hier ſtellen 
wir feſt, daß die Steigerung eine ganz unerhörte iſt. 1890 hatten wir 
232 Fälle, 1913 1518 Fälle, 1921 4400 Fälle, 1925 7200 Fälle! 
So iſt die Beſtrafung der Abtreibung angeſtiegen; es iſt eine Stei⸗ 
gerung gegenüber 1890 von 3000 Prozent. Ich glaube, daß ich 
das Recht habe, die Arzteorganiſation und die Frauenbewegung auf 
zurufen, ſich gegenüber dieſem Paragraphen mit aller Kraſt zur 
Wehr zu ſetzen. Ich möchte noch ſagen, daß ähnliche Paragraphen 
wie dieſer, der Ehebruchparagraph, der 8 175, wieder in 
das Geſetz aufgenommen worden ſind, und daß auch hier die ent⸗ 
ſprechenden Organiſationen ſich rühren müſſen, um ſich gegenüber 
dieſen Geſetzen, gegenüber dieſer Wiederkehr der reaktionärſten Be⸗ 
ſtimmungen, die in einzelnen Ländern, wie ich ſchon eingangs er⸗ 
wähnte, Bayern, Württemberg und Hannover, nicht gegolten haben, 
die aber jetzt 1927 für das ganze Reich noch gelten ſollen, aufe 
zulehnen. 

Die einzelnen Beſtimmungen weiter zu beſprechen, iſt nicht mehr 
möglich. Ob dieſes Geſetz in der von mir charakteriſierten Weiſe 
abgeändert werden kann, darüber gibt ſich keiner irgendwelchen 
Hoffnungen hin. Der Kampf kann alſo nur gegen das Geſetz als 
ſolches geführt werden. 

Es kommt inzwiſchen darauf an, gegenüber dem alten Strafrecht 
eine Reihe von Novellen zu ſchaffen, um die ſchlimmſten 
Giftzühne im Intereſſe des Proletariats auszubrechen. Dieſe Gift⸗ 
zähne auszubrechen iſt das Ziel, das wir praktijch im Ausſchuß ver⸗ 
treten werden, um das zu beſeitigen, was im alten Strafrecht beſon⸗ 
ders gefährlich war. 

Wenn wir mit unſerem Kampf gegen dieſes Geſetz und für eine 
wirkliche Reform, für die Beſeitigung der ſchlimmſten Schandpara⸗ 
graphen des alten Strafrechts, nicht durchkommen ſollten, dann ſind 
wir gleichwohl überzeugt, daß das Geſetz, das Sie hier machen, das 
letzte Strafgeſetz der Bourgeoiſie ſein wird. Dieſes Geſetz wird Sie 
nicht vor dem Untergang retten, ſondern es wird nur die Gegenſatze 
verſchärfen. Es wird aus einem Klaſſeninſtrument der Bourgeoiſie 
zu einem Mittel werden, um gegen die Bourgeoiſie neue und ver⸗ 
ſtärkte Kräfte zu mobiliſieren. 

Emminger !) (BV.), Abg.: Geſtern und heute it das StGB. 
von 1871 wiederholt dem neuen Entwurf gegenübergeſtellt worden. 
Wenn der Laie, auch der Laie als Richter oder der nicht geſetzes⸗ 
kundige Ausländer dieſe beiden Geſetzbücher miteinander vergleicht, 
ſo wird er unwillkürlich zu dem Gedanken kommen: wie kommt das 
Deutſche Reich und das deutſche Volk dazu, auf dem Gebiete des 
Strafrechts einen derart großen Sprung zu machen? Wer aber die 
Praxis des täglichen Lebens und den Gang der Rechtsentwicklung 
in den letzten Jahrzehnten verfolgt hat, wird bald den Eindruck ge⸗ 
winnen, daß die Unterſchiede gar nicht ſo groß ſind, wie ſie er⸗ 
ſcheinen, wenn man nur die Geſetzbücher einander gegenüberſtellt, 
weil ja entſprechend der Entwicklung unſeres ganzen öffentlichen und 
kulturellen Lebens nicht nur das Recht im allgemeinen, ſondern auch 
das Strafrecht im Wege der Novellengeſetzgebung oder auf 
andere Weiſe mehr oder minder gleichen Schritt gehalten hat. 

Ich darf dies an zwei der großen Geſichtspunkte des neuen 
Entwurfs darlegen, zunächſt an dem Satz, daß im Gegenſatz zu 
früher nicht die Tat, ſondern der Täter beſtraft werden 
soll. Es iſt vornel,mlich enthalten oder ſoll enthalten ſein in 8 69 
des Entwurfs, der von den allgemeinen Strafbemeſſungsgründen 
handelt und in dem es unter anderem heißt: 

Bei Bemeſſung der Strafe ſoll das Gericht hauptſächlich 
abwägen, inwieweit die Tat auf einer verwerflichen Geſinnung 
oder Willensrichtung des Täters und inwieweit ſie auf Urſachen 
beruht, die dem Täter nicht zum Vorwurf gereichen. 

Dann folgt ein ganzer Katalog von einzelnen Geſichtspunkten, die 
das Gericht in Zukunft berückſichtigen ſoll. Allein ich frage mich — 
und ich glaube, jeder, der als Laienrichter einmal bei einer Strafver⸗ 


1) Staatsanw. in Augsburg; von 1923—1924 Reichsjuſtizminiſter. 


handlung tätig war, wird ſich fragen —: ja, haben wir denn nicht 
längſt und beinahe immer ſchon nach dieſen Grundſätzen geurteilt? 

Ganz ähnlich liegt es mit dem zweiten großen Grundſatz, der 
Freiheit des richterlichen Ermeſſens. Gegenüber dem 
früheren Recht iſt ſchon in dem Geſetzbuch von 1871 dem richterlichen 
Ermeſſen ein großer Spielraum gegeben, aber damit natürlich auch 
die Freiheit, zur Ungleichheit zu kommen. Wenn wir in dieſem po⸗ 
litiſchen Raume nicht unſer Augenmerk immer nur auf politiſche 
Delikte richten würden, ſondern auch auf die Delikte des täglichen 
Lebens und ihnen einmal eine Würdigung angedeihen ließen, ſo 

ätten wir uns ſicherlich ſchon einmal das Problem vorgelegt: Kann 

irgend etwas geſchehen, um bei ſonſt gleichen Tatbeſtänden 
in den verſchiedenen Gegenden des Deutſchen Reiches ungefähr 
gleiche Strafen zu erzielen? Ich nehme, um nur ein Beiſpiel 
zubringen, Fälle, die fernab von allen politiſchen Motiven liegen, 
z. B. einen Tatbeſtand des täglichen Lebens, der ja früher und auch 
jetzt fo häufig vorkommt, wie den Fahrraddiebſtahl. Es iſt für mich 
vor 20 Jahren, als ich junger Großſtabtrichter war, eines der ernſte⸗ 
ſten Probleme geweſen, wenn ich bei der Feſtſetzung von Geſamt⸗ 
ſtrafen feſtſtellen mußte, daß der ganz gleiche Tatbeſtand des Fahr⸗ 
raddiebſtahls in der einen Gegend des Deutſchen Reiches mit 
6 Wochen, in der anderen Gegend mit 3 Monaten und wieder in 
einer weiteren Gegend mit 6 Monaten beſtraſt wurde und damit eine 
Ungleichheit eintrat, die den Richter, der dieſe Strafe zu einer Ge⸗ 
ſamtſtrafe zuſammenfaſſen ſollte, in die ſchwierigſten Verhältniſſe 
brachte. Da hat es ſich allerdings regelmäßig nicht um politiſche 
Perſönlichkeiten, ſondern um Mitbürger aus den unteren und mitt⸗ 
leren Schichten unſerer Bevölkerung gehandelt. Infolgedeſſen hat 
man für dieſes ſchwierige Problem in dieſem Hohen politiſchen Hauſe 
nicht das Intereſſe aufgebracht wie bei politiſchen Delikten. Trotzdem 
wird auch die eingehendſte Betrachtung zum Endreſultat führen, daß 
man ſich mit dieſer Ungleichheit abfinden muß, wenn man nicht die 
abſoluten Strafandrohungen der Carolina in erweitertem Umfange 
wieder aufnehmen will. 

Neben der Novellengeſetzgebung find es auch andere Faktoren, 
die das Strafrecht fortgeſetzt weiterentwickelt haben. 

Ich weiſe auf Anweiſungen der Juſtizverwaltung, 
z. B. zur Frage des Ehrenſchutzes, hin. Es iſt möglich geweſen, 
und ich habe es begrüßt, daß, als unſere Gerichte bei einem Straf⸗ 
rahmen, der durchaus genügt hätte, um einen genügenden Ehrenſchutz 
zu gewähren, verſagt haben, durch Anweiſung der Juſtizverwaltungen 
an die Staatsanwälte, auf ſtrengere Strafen zu drängen, tatſächlich 
für ſchwere Verletzungen der Ehre ein erhöhtes Strafminimum ein⸗ 
geführt worden iſt. 

Ahnlich iſt die Einwirkung der Handhabung des Gna⸗ 
denrechts, und ich darf daran erinnern, daß die bedingte Begna⸗ 
digung ſeit Jahrzehnten bereits rechtens iſt, bis ſie jetzt endlich im 
Entwurfe, wenn auch unter anderem Namen und in einer mir nicht 
ganz zuſagenden Form, auch ihre reichsgeſetzliche Fundierung erfährt. 

Ahnlich iſt es bei der Auswirkung der Strafe, dem Strafvollzug. 
Hier haben wir ſeit 1923 in weitem Umfange, obwohl nur durch 
Vereinbarungen der Länder und gewiſſermaßen im Verwaltungsver⸗ 
fahren, eine weſentliche Rechtsänderung. Wir haben in weitem Um⸗ 
fange den Stufenſtrafvollzug als eine ungeheure fortſchritt⸗ 
liche Veränderung des ganzen Strafvollzugs, ohne die Klinke der Ge⸗ 
ſetzgebung überhaupt in die Hand genommen zu haben. 

Und erinnern wir uns, daß das Jugendgerichtsverfah⸗ 
ren mehr als ein Jahrzehnt ſchon beſtanden hat und ſich bewährte, 
zunächſt in der Praxis erfahrener Richter, und dann durch Anweiſung 
der Juſtizverwaltungen, bis endlich der Geſetzgeber ſelbſt alle dieſe 
Dinge in geſetzgeberiſcher Form zuſammenfaßte. 

Es ergibt ſich daraus: neben der Omnipotenz des Geſetzgebers 
ſteht die Rechts entwicklung auch auf dem Gebiete des Straf⸗ 
rechts, ſei es durch Rechtſprechung, ſei es durch Einfluß der Juſtiz⸗ 
verwaltungen auf die Anklagebehörden, ſei es durch Handhabung des 
Begnadigungsrechts, nicht ſtill und iſt nicht ſtillgeſtanden. 

Dies hat aber andererſeits dazu geführt, daß im Gegenſatz zu 
dem äußeren Schein der Unterſchied zwiſchen dem nenen 
Entwurf und dem jetzt beſtehenden Rechtszuſtande 
keineswegs ſo groß iſt, als es auf den erſten Blick erſcheint. 

In anderen Fällen hat ſich allerdings die Rechtſprechung ge⸗ 
holfen nicht außerhalb des Geſetzes, ſondern gegen das Geſetz, und 
ich darf an das erinnern, daß namentlich das Fehlen mildernder 
Umſtände den Laienrichter häufig vor die ungeheuer ſchwierige 
Situation bringt, entweder gegen ſeine Auffaſſung oder Überzeugung 
zu handeln oder aber durch Rechtshünſteleien oder eine verſteckte 
Rechtsbengung nachzuhelfen, und ich darf daran erinnern, daß gerade 
das Gebiet des Meineids, wo bisher mildernde Umſtände nicht 
zugelaſſen ſind, häufig dadurch im Gerichtsſaal zu Komplikationen 
führte, weil die Geſchworenen nicht dazu zu bringen waren, die harte 
geſetzliche Mindeſtſtrafe von einem Jahre Zuchthaus auszuſprechen. 

Gerade in dieſer Frage bringt zweifellos der Entwurf einen 
ungeheuren Fortſchritt. Er enthält nunmehr mildernde Umſtände im 
8 74 im weiteſten Umfange, und er enthält eine beſondere Milderung 
im 8 13 Abſatz 2 für den Fall der verminderten Zurechnungsfähig⸗ 
keit, und damit die Möglichkeit, auch hier dem modernen Rechts⸗ 
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empfinden Rechnung zu tragen. Die gegenteilige Entwicklung hat 
die Berückſichtigung der Angetrunkenheit genommen 
Es gab eine Zeit, wo mechaniſch und formufarmäßig der Richter 
jedem Angetrunkenen, aber nicht ſinnlos Betrunkenen ohne wen 
wegen ſeiner Trunkenheit mildernde Umſtände zuſprach. Schon 9 l 
dem Einfluß des Militärſtrafgeſetzbuches, das Trunkenheit als M . 
derungsgrund nicht anerkannte, iſt während des Krieges ein dies“ 
bezüglicher Wandel in der Spruchpraxis der Gerichte eingetreten, 923 
ich ſtelle mit großer Genugtuung feſt, daß der Verſuch, der 1 
gemacht wurde, aber damals mißlang, die Trunkenheit ſelbſt un 
Strafe zu ſtellen, ſoweit in ihr ſtrafbare Handlungen begangen wer 
den, nunmehr neuerdings aufgenommen worden iſt. 8 

Hat ſich in dieſen Fällen zum Zwecke der Angleichung an 92 
nioderne Rechtsbewußtſein das Gericht im Wege der Rechtsentwick 
lung zum Teil ſelbſt geholfen, teils außerhalb des Geſeßes, teils * 
gar gegen das Geſetz, ſo war es doch in einer Reihe von Fällen 
machtlos. Ich nehme heraus das Verfahren gegen Uns 
rechnungsfähige oder vermindert Zurechnung 
fähige. Wie oft iſt es mir als Strafrichter und Staatsanwalt begeg 


net, daß irgendein Angehlagter ſich darauf berief, daß er ja den ER 
in der Taſche habe, nämlich den Paragraphen, auf Grund * 


er wegen Unzurechnungsfähigkeit freigeſprochen werden müſſe. = 
mentlich eine Krankheit, die in der Beurteilung der Pſychiater 1 
geheuer gewechſelt hat, die auch heute noch nicht ſcharf umriſſen W 
aber jederzeit dem betr. Beſchuldigten Straffreiheit gewährt, = 
dementia praecox iſt zweifellos ungeheuer mißbraucht worden. Un 
gekehrt aber haben ſich häufig die Verwaltungsbehörden nicht 5 
der Lage geſehen und auch nicht den guten Willen gehabt, hier 422 
gänzend dahin einzuſchreiten, daß ein derart ſicherheitsgefährli we 
Menſch dann wenigſtens unter dem Geſichtspunkt der geiſtigen 7 
Rrankung ausgeſchaltet wurde. Ich bedauere es, daß der 9 56 1 
Entwurfs ſo, wie er vom Reichsrat gekommen iſt, weſentlich wenige 
enthält als der Entwurf 1925, nämlich nur mehr die Befugnis 1 
die Gerichte, die Unterbringung in einer Heil⸗ und Pflegeanſtalt 
zuläſſig zu erklären, dagegen nicht mehr die Einweiſungsbefugnis it 
Gerichts und nicht mehr den in unmittelbarem Zuſammenhang 195 
ſtehenden Zwang der Verwaltungsbehörden, dieſen Beſchluß des 
richtes auch zu vollziehen. er 
Beinahe hilflos ſtehen die Gerichte bis jetzt auch dem or 
wohnheitsverbrechertum gegenüber. Jeder Kriminaliſt a 
daß is leider Hunderte und Tauſende von Fällen gibt, wo der Weg 
eines Angeklagten der iſt, daß er ſein ganzes Leben zwiſchen Gefaͤng 
nis oder Zuchthaus, Freiheit und neuen Straftaten hin und c 
ſchwankt. Es iſt notwendig, gegenüber dieſem Gewohnheitsverbrecher 
tum mit ſchärferen Maßnahmen vorzugehen. Ob in der Form = 
Sicherungsverwahrung des 859 gerade die richtige Löſm 5 
liegt, wird im Ausſchuß noch genau zu prüfen ſein. Auch ich RE 
zu, es iſt eine ungeheure, höchſt verantwortliche Machtfülle, die DI 
dem Gerichte und den Richtern gegeben iſt, und es iſt eine Ma Ze 
fülle, die zu vielen Fehlurteilen und Fehlgriffen führen kann. A = 
der Grundgedanke als ſolcher iſt zweifellos richtig. Nun hat ber 2 
Kollege Landsberg eine Sicherungsverwahrung, die jo lange dauer, 
könne, als es ihr Zweck erfordere, unter Umſtänden lebenslänglit, 
für unpädagogiſch erklärt, 10 bei Strafen von jo unbefſtim Hier 
Dauer nur eine Widerſpenſtigkeit des Verurteilten, aber Reine Be an 
rung zu erwarten ſei; allein unter dieſen Gewohnheitsverbrech ie 
gibt es zwei Gruppen, ſolche, die unverbeſſerlich, und ſolche, 1 
verbeſſerlich ſind. Bei den Beſſerungsunfähigen, den körperlich gr 
ſeeliſch Gebrochenen, werden allerdings überhaupt keine Mittel ine 
der Lage fein, eine Beſſerung herbeizuführen, für jie wird nur © 
Sicherung der Allgemeinheit vor den Verbrechern und eine i 
der Verbrecher vor ſich ſelbſt und weiteren Straftaten in Welt - 
kommen. Bei den Beſſerungsfähigen beweiſen aber die Erfahrung 
die wir ſowohl mit dem ſtufenweiſen Strafvollzug als auch, wer 
lebenslänglichen Freiheitsſtrafen gemacht haben, daß die lange Da 
der Strafe, wenn ſie nur mit der ſtillen Hoffnung und der Aust 5 
auf ein Ende überhaupt verknüpft iſt, den Verurteilten dazu bri 15 
ſich gut zu halten, aus der äußeren Ordnung heraus in eine geg 85 
innere Ordnung und Geſittung überzugehen, ſo daß dann der ie 
uch gemacht werden kann, ihn im langſamen Angewöhnen ich 
Freiheit, eben im Wege des ſtufenweiſen Straſvollzugs, tan * 
der Menſchheit wieder zurückzugeben. Dies ſind pädagogiſche get⸗ 
ſichtspunkte, die im Zuſammenhang mit dem Strafvollzugs > 
entwurf gewürdigt werden müſſen. Für pädagogiſche Maßnang 
wäre natürlich rein individuelle Behandlung der beſte, ja, der ber 
richtige Weg. Aber dieſe individuelle Behandlung ſcheiterte * mp“ 
und wird vorausſichtlich zu unſerem großen Bedauern noch ehen 
lich lange an den Geldmitteln ſcheitern, die zur Verfügung tze 
müßten, um ſie richtig durchzuführen. Hinzu „aber kommt, 5 
Fürſorge für die entlaſſenen Sträflinge in fl. d 
zweifellos noch viel beſſer geordnet werden muß. Es iſt ein Ja 1 
geradezu erſchütternd wirkt, den ich in einer geſtrigen Zeitung 
den kleinen Anzeigen zufälligerweiſe gefunden habe: £ Gau 
Verzweifelter Mann, ſchriftgewandt, Vierzigjähriger, in dert 
männiſchen und Bureauarbeiten, auch Krankenpflege bewan 
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bittet um irgendeine leichtere Beſchäftigung nach Verbüßung län⸗ 
gerer Gefängnisſtrafe, damit er nicht wieder rückfällig werden 
muß. Ahnliche Verſuche waren bisher trotz guter Empfehlungen 
erfolglos. Eintritt ſofort, uſw. 
Das beweiſt doch, daß es damit allein, daß man bei ſchweren De⸗ 
ikten eine längere Freiheitsſtrafe ausſpricht und ſie dann, ſei es in 
trenger, ſei es in humaner Weiſe, vollzieht, noch nicht getan iſt, 
ſondern daß, wenn ein ſolcher Verurteilter nicht in abſehbarer Zeit 
immer wieder mit der Rechtsordnung in Konflikt kommen ſoll, dafür 
Fest werden muß, daß er nach feiner Entlaſſung Arbeit findet. 
ch gebe zu: das iſt in einer Zeit wie der heutigen, wo auch der 
Unbeſtrafte nur ſchwer Arbeit zu finden vermag, ganz beſonders 
bchwierig. Damit wächſt naturgemäß auch die Schwierigkeit, die aus 
175 Strafhaft Entlaſſenen wieder einer geregelten Arbeit zuzuführen. 
Aber ich glaube, wenn wir nicht bloß für den Gerichtsſaal und die 
Gefangenenanſtalt arbeiten wollen, ſondern auch für die Bewahrung 
es beſſerungsfähigen Verurteilten vor Rückfall, dann müſſen wir 
gerade hier ſtärker helfend eingreifen. 
Obwohl es zur Bekämpfung des Gewohnheitsverbrechertums ge⸗ 
hört, kann ich in dieſem Zuſammenhang auf den neuen Gedanken 
er Ausſcheidung der aſozialen Elemente von der 
Fortpflanzung nicht näher eingehen. Die moderne erbbiolo⸗ 
giſche und kriminalbiologiſche Forſchung hat es höchſtwahrſcheinlich 
gemacht, daß es unglückliche Geſchöpfe und unglückliche Familien 
gibt, die infolge erbbiologiſcher krankhafter Veranlagung geradezu 
erbrecherfamilien darſtellen, jo daß es unter dem Geſichtspunkt des 
chutzes der Allgemeinheit notwendig fein kann, hier mit ungeheuer 
ſchweren und ſchwerwiegenden Maßnahmen einzugreifen. Ich möchte 
dieſe Frage hier nicht vertiefen. Sie iſt keineswegs ſpruchreif. Un⸗ 
ere erbbiologiſche Forſchung hat noch nicht jenen Grad der Sicher⸗ 
heit erreicht, daß man heute ſchon aus ihren Erkenntniſſen Konſe⸗ 
quenzen ziehen dürfte. Jedenfalls kann an dieſe Frage nur mit 
äußerſter Vorſicht herangegangen werden. Aber wenn man weiß, daß 
ein ſehr erheblicher Prozentſatz aller ſchwereren Delikte auf die Ge⸗ 
wohnheitsverbrecher, auf die Angehörigen von Verbrecherfamilien zu⸗ 
rückzuführen iſt, ſo kann man dieſe Frage natürlich nicht ohne wei⸗ 
teres mit einer Handbewegung erledigen. 
Die Neuregelung der Rückfallfrage im 8 78 des Entw., 
über deſſen Einzelheiten ich mir alles für die Ausſchußberatung vor⸗ 
behalte, weil ich die derzeitige Formulierung doch nicht als nach jeder 
ichtung hin einwandfrei anſehen kann, dürfte ein geeignetes Mittel 
zur Bekämpfung des Berufsverbrechertums ſein, beweiſt aber auch, 
daß die Vorwürfe, die man dem neuen Entwurf macht, als ob er 
zu ſehr verweichliche, als ob er eine Humanitätsduſelei zur Folge 
habe, unbegründet ſind. Ich ſtimme dem Herrn RIM. zu, der geſtern 
ausführte, daß Staat und Kultur unter allen Umſtänden geſchützt 
werden müſſen. Daher kann auch zur Zeit in dieſem Entwurf die 
härteſte und ſchrecklichſte Strafe, die Todesſtrafe, nicht fehlen. 
Kollege DDr. Kahl hat geſtern ſehr zutreffend geſagt: der Staat kann 
zur Zeit für äußerſte Fälle auf dieſes äußerſte Strafmittel nicht ver⸗ 
zichten. Ich gehe an dieſer Stelle nicht ein auf die ungeheure Litera⸗ 
fur, die ſich ſeit Jahrzehnten über dieſe Frage angeſammelt hat. 
Ich erinnere hier nur an zwei ſchreckenerregende Namen: Denke 
und Haarmann. Der eine vollführte ſeine Haupttätigkeit ſchon vor 
dem Kriege, der andere nach dem Kriege, ein Beweis, daß eine ſolche 
außergewöhnliche Vertiertheit nicht erſt eine Kriegsfolge iſt. Wer 
dieſe grauenerregenden Falle kennt, wird zuſtimmen, daß es 
äußerſte Fälle gibt, für die etwas anderes als das Auslöſchen ſolcher 
verbrecheriſcher Geſchöpfe einfach nicht denkbar iſt. 
Aber auch da, wo maßloſe Leidenſchaft und Verhetzung zu 
wohlüberlegten Mordtaten führen, wird der Staat, der ſeine Exiſtenz 
ehaupten will, auf dieſes äußerſte Mittel nicht verzichten können. 
Und wenn der Kollege Landsberg geſtern abgewehrt hat, daß man 
auf das Republikſchutzgeſez von 1922 Bezug nehmen will, 
an dem ja ſeine Freunde in führender Stellung und hervorragend 
mitgearbeitet haben, und das trotzdem die Todesſtrafe neuerdings 
gebracht hat, ſo weiß ich nicht, warum man auf dieſen Fall nicht 
auch nach ſeiner ſachlichen Seite abheben ſoll. Kann man ſich vor⸗ 
ſtellen, daß, wenn die beiden Rathenaumörder ſich nicht ſelbſt ge⸗ 
richtet hätten, ſondern in die Hände der Polizei gekommen wären, 
die Deutſche Republik auf Vollſtreckung der Todesſtrafe im Inter⸗ 
Je ihrer Exiſtenz hätte verzichten können? Ausgeſchloſſen. Der 
taat, der bei einem ſolchen twohlüberlegten und doch jo ſinnloſen 
Morde nicht mit dem ſchärfſten Mittel vorgeht, gibt ſich ſelbſt auf. 
„Es iſt mir doch ſehr intereſſant geweſen, was in einem ebenfalls 
Rapitafen Fall, indem ſowohl feiner Anklage wie feiner Anlage nach 
die Todesstrafe kaum in Betracht kam, in dem Fall der Käte Hage⸗ 
orn, kürzlich Prof. Leſſing, früher ein Gegner der Todes⸗ 
trafe, in einer Betrachtung hierüber geſchrieben hat. Ich möchte gleich 
betonen: ich teile ſeine Auffaſſung nach keiner Richtung hin, kann 
mich aber in dieſem Zuſammenhang mit ihm natürlich nicht aus⸗ 
eimanderſetzen. Er ſchreibt, und zwar vor dem Urteil, aber unter 
ürdigung der Tat dieſer Sexualberauſchten, wie er ſie nennt: 
Wie das Urteil auch ausfallen möge, es kann den Ethiker nicht 
befriedigen, denn dieſer könnte in Fällen wie dem der Hagedorn 
nur einen einzigen barmherzigen Ausgang ſich denken. Dem 
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Menſchen, der in unſeliger Verkettung zum Opfer dunkler Trieb⸗ 

dämonen wurde, foll man den jühnenden Willen einpflanzen und 

eine leichte Möglichkeit verſchaffen, um ſich ſelber freiwillig das 

verſpielte Leben zu nehmen und jo feine Schuld zu ſühnen. . 
Wie geſagt, iſt gehe nicht weiter auf die Verſehltheit dieſer ganzen 
Auffaſſung ein. Aber daß für ungeheuer ſchwere Falle ab eine 
Sühne durch Auslöſchen des Lebens unter Umſtänden notwendig iſt, 
das hat hier Prof. Leſſing, bisher ein Bekämpfer der Todesſtrafe, in 
einem ganz merkwürdigen Zuſammenhang ſelbſt anerkannt. 

Ich jaſſe zuſammen: der Entwurf iſt, wie Sie aus der kurzen 
Darſtellung, die ich gegeben habe, entnehmen können, ganz beſtimmt 
nicht zu weichlich. Aber ob er nicht trotzdem des Guten zuviel 
bringe, darüber kann man wohl ſtreiten. Das lückenloſe StGB., 
das in dieſem Entwurf erſtrebt wird, und die Konſtruierung ſo vieler 
neuer Tatbeſtände wird manche Kritik herausfordern. 

In dieſem Zuſammenhang möchte ich aber meiner ganz perſön⸗ 
lichen Auffaſſung noch Ausdruck geben. 

Wir brauchen nicht ſtolz darauf zu ſein, daß die Zahl der 
Strafliſten und verhängten Strafen im Deutſchen Reich jedes Jahr 
in die Hunderttauſende geht. Wenn man einen Blick auf andere 
Länder wirft, die auch Kulturſtaaten ſich nicht nur nennen, ſondern 
ſind, ſo ſieht man, daß ſie zum Teil mit weniger ſtrafbaren Tat⸗ 
beſtänden und auch mit weniger Anzeigen und Verfolgungen ohne 
weiteres auskommen. 

Aber freilich, auf gewiſſe grundſätzliche Dinge kann der Staat 
nicht verzichten: auf Schutz der Rechtsgüter im Inter⸗ 
eſſe unſerer Kultur, als da find, Leben, Geſundheit, Arbeits⸗ 
kraft, die ich beſonders betonen möchte, Vermögen, Ehre und Frei⸗ 
heit des einzelnen; und im Intereſſe ſeiner ſelbſt kann er nicht 
verzichten auf die Bekämpfung von Hochverrat, Landesverrat, aller 
Angriffe auf Ehe und Familie und das keimende Leben, aber auch 
nicht auf die Bekämpfung aller Angriffe auf die Störung der öffent⸗ 
lichen Ordnung und des religiöſen Friedens. Das muß der Inhalt 
jedes StOB. eines modernen Kulturſtaats unter allen Umſtänden fein, 

Ich verſtehe den Kollegen Landsberg nicht, wenn er die Be⸗ 
griffe von Ruhe, Ordnung und Sicherheit geſtern als 
eine ſehr ſubalterne Auffaſſung bezeichnet und gemeint hat, es gäbe 
ganz andere Geſichtspunkte, nach denen ein Sts BEntw. beurteilt 
werden müßte. Gerade heute, wo Krieg, Zuſammenbruch, Hunger 
und Inflation eine ſchwere Erkrankung der Geſamtbevölkerung mit 
ſich gebracht haben, iſt es erſt recht notwendig, daß man mit äußeren 
Gewaltmitteln zunächſt für eine äußere Ruhe und Ordnung neben der 
Beſſerung von innen heraus ſorgt. Es kommt mir vor, wenn bei einer 
ſchweren Infektion oder Verletzung der Arzt nicht dafür ſorgen würde, 
daß der Patient die nötige Bettruhe, evtl. ſogar erzwungen, habe. 

Auf Einzelheiten des beſonderen Teils des RStchB. einzugehen, 
ſcheint mir, nachdem ſo viele Kollegen dieſe Dinge eingehend be⸗ 
ſprochen haben, nicht notwendig. Ich möchte für meinen Teil ſehr 
viele Vorbehalte zu den einzelnen Tatbeſtänden des beſonderen Teils 
machen. Ich ſchließe mich im allgemeinen durchaus dem an, was 
Kollege Bell heute ausgeführt hat, namentlich in bezug auf das 
Duell, in bezug auf die Abtreibung und auf den Ehrenſchutz. Ich 
bedauere, daß, wo zum Teil in den letzten Jahren auf dieſen Ge⸗ 
bieten unter mühſeligſten Kompromiſſen eine Regelung in dieſem 
Haufe ſchon gefunden wurde, der Reichsratsentwurf verſchiedentlich 
von den nun mühſam getroffenen Regelungen abweicht und damit 
zu den vielen Schwierigkeiten des Entwurfs neue ſchafft. 

Trotz aller dieſer Vorbehalte im einzelnen kann ich Ihnen jedoch 
namens meiner Parteifreunde verſprechen, daß wir nicht nur mit 
Arbeitsfreudigkeit, ſondern auch mit einem gewiſſen Optimismus 
an dieſem großen Werke mitarbeiten werden. Es iſt, gleichgüllig, 
wie man in der Kritik im einzelnen ſteht, auf alle Fälle ein großes 
Werk, ein wohlgelungenes Werk, auch, wie heute ſchon ausgeführt 
worden iſt, ein ſprachlich ſchönes Werk, auf das jo ungeheuer viel 
Fleiß der Beſten des deutſchen Volkes ſeit 25 Jahren verwandt wurde, 
daß ich wirklich den Kollegen Haas nicht verſtehe, wenn er uns nach 
dieſer 25jährigen Arbeit an dieſem großen Werke noch vor Über⸗ 
eilung gewarnt hat, und wenn er meint, wir ſollten eine ruhigere 


Zeit abwarten, um alle dieſe großen Probleme zu erörtern. 


Ich habe vorhin auf das Beſtreben der Gerichte hingewieſen, 
ſich aus der Not ber Gewiſſenskonflikte, in die fie kommen, durch 
ein Hinwegſetzen über das geſchriebene Recht herauszuhelfen. Ich 
habe auch in meinen Ausführungen zum Juſtizetat auf das ſchwer⸗ 
wiegende und grundlegende Problem hingewieſen, daß die Gerichte, 
die ſowohl in der Strafrechtspflege als auch in der Zivilrechtſprechung 
leider mehr und mehr das Beſtreben haben, den Willen des Geſetz⸗ 
gebers nicht nur zu vollziehen und zu ergänzen, ſondern auch im 
Wege einer übermäßig freien Rechtsentwicklung zu erjegen und zu 
korrigieren, ſich ihrer Grenzen in der Teilung der Kompetenzen be⸗ 
wußt bleiben ſollten. Aber umgekehrt ergibt ſich für den Geſeggeber 
die Pflicht, den Gejebestert mit den Bedürſniſſen und der Entwick⸗ 
lung der neuen Zeit in Einklang zu bringen. Ich halte es für ganz 
ausgeſchloſſen, daß, wie der Kollege Haas meint, es möglich ſei, 
im Wege der Novellengeſetzgebung den dringendſten Be⸗ 
dürfniſſen abzuhelfen. 

Wir haben in den letzten Jahren eine Reihe von kleinen No⸗ 
vellen gebracht und damit das Strafrecht weder beſſer noch durch⸗ 
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ſichtiger gemacht. Wenn wir nun an alle die einzelnen Paragraphen, 
die wir unter verſchiedenen Geſichtspunkten abändern wollen, mit 
einer Novelle herangehen wollten, ſo würden wir ſehr bald bei dieſer 
Arbeit zu der Erkenntnis kommen, daß es damit nicht geht, ſondern 
daß doch ein ganz neues Werk geſchaffen werden muß. Auch alle 
die anderen großen Geſichtspunkte, die ich vorhin aus dem Entwurf 
herausgehoben habe, laſſen ſich namentlich im Zuſammenhang mit 
einem neu zu ordnenden Strafvollzug überhaupt im Wege einer 
kleinen Novelle gar nicht erledigen. Das müßte doch ein großes Ge⸗ 
ſetzgebungswerk werden. 

Nun frage ich den Kollegen Haas: wann glaubt er, daß die 
Zeit wohl ruhiger werden wird? Wenn ich die Geſchichte der letzten 
Jahrhunderte durchſehe, komme ich vielmehr zu dem Eindruck: die 
Geſchichte von 1871 bis 1914 war eine abnorm ruhige Zeit, wie 
fie ſeit Jahrhunderten nicht mehr war. Aber uns, die wir den 
großen Teil unſeres Lebens in ihr zubrachten, erſcheint ſie als die 
Normalzeit, und die jetzige unruhige Zeit, die uns als das Normale 
erſcheinen müßte, erſcheint uns als anormal. Wahrſcheinlich wird 
der Kollege Haas ebenſowenig wie ich prophezeien wollen, daß in 
abſehbarer Zeit, vielleicht in drei, fünf oder zehn Jahren, eine 
ruhigere Zeit gegeben iſt. Es iſt ſehr unwahrſcheinlich. Infolgedeſſen 
möchte ich glauben, daß wir im Jahre 1927 für dieſe Arbeit in 
einer verhältnismäßig ruhigen, wenn auch ſonſt trotzdem nicht ſchönen 
a uns befinden, und daß wir daher, ſoweit wir überhaupt innere 

ammlung aufbringen können, ſie für dieſes große Werk verwenden 
wollen. Dem emſpricht auch das Beſtreben der verſchiedenſten, eben⸗ 
falls von der Unruhe der Zeit berührten Kulturſtaaten Mit- 
teleuropas, gerade jetzt zu einem neuen Strafgeſetzbuch 
zu kommen. Hier nenne ich namentlich Deutſch-Oſterreich. Das, 
was mir den Entwurf über all die angeführten Gründe hinaus ſo 
beſonders wertvoll macht und ſeine Erledigung alſo beſonders wichtig 
erſcheinen läßt, iſt gerade die Tatſache, daß der Entwurf aufgeſtellt iſt 
in treuem Zuſammenarbeiten mit unſeren öſterreichiſchen Brüdern 
und ihren Vertretern in Regierung und Wiſſenſchaft, wie es ſich ja 
auch bei der Kulturgleichheit und Kulturgemeinſchaft der beiden dem⸗ 
ſelben Volk angehörenden und nur mit Gewalt getrennten Ländern 
ohne weiteres von ſelbſt verſteht. Ich weiß, in den Vereinigten 
Staaten haben die einzelnen Bundesſtaaten ein ganz verſchiedenes 
Strafrecht. In dem einen Staat beſteht die Todesſtrafe, in dem 
anderen nicht, in dem einen gibt es die und jene Strafart nicht, die 
es in dem anderen gibt. Und ſogar in der kleinen Schweiz mit 
ihren 25 Kantonen finden wir das Merkwürdige und Intereſſante, 
daß die einzelnen Kantone ſich ein zum Teil durchaus verſchiedenes 
Strafrecht leiſten. Bei mehr als einem ſenſationellen Fall hat auch 
die nichtſchweizeriſche europäiſche Öffentlichkeit unterſucht und feſt⸗ 
geſtellt, ob in dem Staate die Todesſtrafe gerade gegeben iſt oder 
nicht. Daraus ergibt ſich, daß in den Staatenbünden und Bundes⸗ 
ſtaaten, die ſchon eine geſchloſſene Einheit darſtellen, es vielleicht 
erträglich ſein kann, wenn verſchiedenes Strafrecht beſteht. Darin 
liegt alſo nicht vor allem die Bedeutung der Gemeinſamkeit dieſes 
Entwurfs. Er ſoll vielmehr den erſten Beweis erbringen, daß wir 
trog aller Schranken, die uns durch die Pariſer Vorſtadtfriedens⸗ 
verträge auferlegt ſind, die Fähigkeit haben, unſere Kulturgemein⸗ 
ſchaft nicht nur mit Worten betonen, ſondern durch gleiche Rechts⸗ 
inſtitutionen zu bekräftigen und zu vertiefen. Und es ſoll dieſer 
Entwurf ein Symbol ſein für weitere Maßnahmen, die nachfolgen 
werden. Unter dieſem freudigen Geſichtspunkt, der uns alle ermun⸗ 
tern ſollte, unſere beſten Kräfte einzuſetzen, begrüße ich es auch 
ganz beſonders, daß der deutſch⸗öſterreichiſchen Arbeits⸗ 
gemeinſchaft und der öſterreichiſch⸗deutſchen Ar» 
beitsgemeinſchaft die Gelegenheit geboten fein wird, prak⸗ 
tiſche Zuſammenſchlußarbeit zu leiſten, indem dieſe beiden Organi⸗ 
ſationen bei der Durchberatung in beiden Parlamenten dazu berufen 
und, wie ich hoffe, auch nach dem Willen der Parlamente aus⸗ 
erſehen ſind, hier die Verbindungsbrücke zwiſchen den beiden Parla⸗ 
menten zunächſt für dieſen Fall und dann für alle weiteren Fälle der 
Zukunft herzuſtellen. In dieſem Gedanken ſchicken wir unſere herz⸗ 
lichſten Grüße nach Wien und zu unſerem Brudervolk in der Über⸗ 
zeugung, daß wir mit dem gemeinſamen StGB. einen ganz weſent⸗ 
lichen erſten Schritt zum vollſtändigen Zuſammenſchluß machen. 

Es iſt geſtern und heute wiederholt darauf hingewieſen worden: 
wenn wir das Unrecht, das Verbrechen bekämpfen wollen, müſſen 
wir auf ſeine tiefſten Wurzeln zurückgehen; und der Herr 
RIM. hat ausgeführt, daß das Strafrecht zwar nicht der einzige, 
aber der letzte und ſtärkſte Wall iſt. Kollege Koenen, und wenn ich 
mich nicht täufche, auch Kollege Landsberg, haben uns zum Vorwurf 
gemacht, daß wir zwar ganz kurz dieſe tiefſten Wurzeln ſtreifen, 
aber nichts tun, um dieſe Quellen abzuſtopfen, und ſo die verſchie⸗ 
denen, durch ſoziales Milieu, durch wirtſchaftliche Verhältniſſe uſw. 
mehr oder minder dem Unrecht Zugetriebenen ſchuldig werden laſſen. 
Ich beſtreite gar nicht, daß das Milieu und die ſchlechte ſoziale Lage, 
daß Hungerlöhne, Wohnungsnot uſw. einen gewiſſen Anteil mit daran 
haben, daß ſo viele unſerer Mitbürger ſich ſtrafbar machen. Aber ich 
habe doch den Eindruck, daß die Frage ganz falſch formuliert iſt. 
Man muß vielmehr fragen, wenn man die letzten Wurzeln aller 
ſtrafbaren Handlungen aufdecken will: wie kommt es, daß unter 
Hunderttauſenden und Millionen, die derſelben Not unterliegen, die 
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aus demſelben Milieu ſtammen, die einen ſchuldig werden und die 
anderen nicht? \ 

Da darf ich, weil vorhin die Abtreibung erwähnt worden 
iſt, folgendes hervorheben. Ein Zufall wollte es, daß ich im Herd 
1923 wochenlang als Vertreter der Anklagebehörde bei der 
urteilung über aus einer längeren Zeit zuſammengekommene u 
gleichmäßig zu behandelnde große Anzahl von Abtreibungsfällen ber 
teiligt war. Ich habe damals, wo ich die Kämpfe um dieſe Frage 
im RT. ja ſchon lebhaft mitgemacht hatte, ſehr eingehend geprüft, in 
wie vielen Fällen die ſogenannte „ſoziale Indikation“ 91 
geben war, und ich bin mit der peinlichſten Gewiſſenhaftigke⸗ 
allen ſozialen Verhältniſſen jeder einzelnen Augekl. nachgegangen 
wird ſie intereſſieren, daß ein einziger Fall, den man als unter 
ſoziale Indikation der Abtreibung gehörig bezeichnen kann, une 
dieſen leider Gottes jo zahlreichen Fällen war. — Die Motio 
waren zum großen Teil Verdeckung eines Fehltritts, Vergnügungs 
ſucht und in mehr als der Hälfte aller Falle Druck des feigen, 11° 
von der Alimentationspflicht drückenden Mannes, alles Gründe, di 
mit ſozialen Verhältniſſen gar nicht zuſammenhängen; und ich habe, 
weil mir dieſer minimale Prozentſatz jo ſeltſam war, Kollegen ver 
anlaßt, auch Beobachtungen anzuſtellen, und dieſe Kollegen ſind 
ganz ähnlichen Reſultaten gekommen. 1 

Aber ich nehme gleich einen anderen Fall, der ebenſo inter 
eſſant iſt. Ich notiere mir ſeit Jahren als Beamter Veruntreu? 
ungen von Beamten. Gewiß, es gibt Fälle, wo Rinderrei 
Beamte ſich auch Eingriffe in öffentliche Kaſſen ſchuldig gema 
haben. Meine Statiſtik enthält nur Annäherungswerte. Aber auch 
iſt es intereſſant, daß der kinderloſe verheiratete Beamte oder der 
nicht verheiratete Beamte mit Rücklicht auf ſonſtige Bindungen an 
weibliche Weſen uſw. viel eher geneigt iſt, ſolche Verbrechen und u: 
gehen zu begehen als der Beamte mit Kindern, obwohl doch 50 
Not bei den kinderreichen Beamten heute jo groß iſt, daß man Al” 
nehmen ſollte, daß es nur oder hauptſächlich die Notlage wäre, die 
zu ſolchen Verbrechen treibt, daß man alſo erwarten müßte, daß 
es hauptſächlich Beamte mit vielen Kindern und nur ganz ſelte 
Junggeſellen oder Beamte mit wenigen Kindern ſein müßten. 
Wirklichkeit iſt es umgekehrt. Daraus ergibt ſich, ſo wenig ich — 
ſtreiten möchte, daß wirtſchaftliche Notlage mitwirken, daß ſie keine” 
wegs ausſchlaggebend ſind. Man muß in dieſer Beziehung Stat 
ftiken zu leſen verſtehen, und ich behaupte, daß die Willen? 
momente, die mitſpielen, mit den Erziehungsfaktoren das Hau 1 
ausſchlaggebende und viel wichtiger ſind als Milieu un 
ſoziale Verhältniſſe. * 

Es iſt die Frage der ſeeliſchen Faktoren mehr als der wirt 
ſchaftlichen. Den Verbrecher mit angeborenen aſozialen Deſekten 
wird man nicht beſſern können, wird man nur aus der menſchlichet 
Geſellſchaft ausſcheiden können. Im übrigen aber wird es ſich M 
mehr noch als um Schaffung eines neuen StGB darum hand . 
die ſeeliſchen Widerftandskräfte gegen alle Ber 
ſuchungen aus ſchwierigen Notzeiten zu jtärken, und 2 
pflichte vollſtändig dem Kollegen Kahl bei, wenn er am Schuff 
ſeiner herrlichen Ausführungen geſagt hat, man ſolle den Eutwur 
unter dieſem Geſichtspunkte natürlich auch nicht unterſchätzen. W. 
Strafrecht iſt nicht das wertvollſte und auch nicht das einzige Mine 
um Staat und Kultur zu ſchützen und unſeren zuſammengebrochen 
Staat wieder in die Höhe zu arbeiten. Erziehung auf religiös in 
licher Grundlage hat — wie auf Grund einer 20 jährigen praktiſeg 
kriminaliſtiſchen Tatigkeit meine feſte Überzeugung iſt — einen dis 
ausſchlaggebenderen Wert, und infolgedeſſen wird es notwen 
fein, daß der Geſetzgeber auch alle dieſe ideellen Faktoren und * 2 
ganiſationen ſchützt und fördert, die die Erziehung des bdeuti@ 
Volkes auf religiös⸗ſittlicher Grundlage fördern wollen. Nur wen 
das gleichzeitig geſchieht, dann beſteht die Hoffnung, daß der 1 
Entwurf, dem ich ein glückliches Schickſal wünſche und an deſe 
Verabſchiedung ich gern mitarbeiten werde, auch das Ziel greg 
das er ſich mit allen Kriminalisten doch geſteckt hat: an dem Wied 
aufbau des deutſchen Volkes und Vaterlandes mitzuhelfen. r 

Dr. Frick!) (NS.), Abg.: Die meiſten Herren Vorredner, indbel- 
auch Herr Emminger, haben den Entwurf des neuen StGB. freu 
begrüßt und ſeine baldige Verabſchiedung gewünſcht. Demgegen“ 
muß ich ſtark bezweifeln, ob unſere heutige gärende, von inn ne 
Gegenſatzen zerriſſene Zeit, in der die doch im Abſterben begriffe it 
malkerialiſtiſche, pazifiſtiſche, internationaliſtiſche Geiſtesrichtung 
der aufſtrebenden deutſchen Weltanſchauung des Nationalſozialtsn 
um die Herrſchaft kämpft, mit unſerem parlamentariſch⸗demokrati co 
Syſtem im allgemeinen und dieſem RT. im beſonderen, zu einen die 
großen Geſetzesreformwerk geeignet iſt. Vom völkiſchen Standpun ecke 
aus wird ein unter ſolchen Umſtänden zuſtande gekommenes Geſetzes en. 
ftet3 ein armſeliges Stückwerk und Kompromißwerk blei u 

Das hindert uns aber nicht, anzuerkennen, daß der Ent 
gegenüber dem geltenden Recht manchen geſunden Fortſchritt Auch 
Zunächſt möchte ich begrüßen, daß hier zum erſten Male der Ber 
gemacht worden iſt, eine Rechtsangleichung mit unje* 
Brüdern in Deutſch⸗Oſterreich herbeizuführen. wir 

Was nun den Inhalt des Entwurfs anlangt, ſo können 
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uns damit einverſtanden erklären, daß, wie es ſchon ſeit den Geld⸗ 
ſtraſengeſetzen von 1921 ff. rechtens iſt, geringe Freiheitsſtrafen ver⸗ 
mieden und ſtatt deſſen in weitem Umfange Geldſtrafen angewen⸗ 
et werden ſollen. Allerdings ſo weit, wie der Sozialdemokr. Partei⸗ 
ug, der verlangt hat, daß überhaupt die an Stelle uneinbringlicher 
Geldſtrafe tretende Erſatzfreiheitsſtrafe wegfallen ſoll, wird man 
micht gehen können; denn dann würde ja eine ſehr große Zahl von 
traftaten ganz ungeſühnt bleiben. 

Wir können es auch begrüßen, daß an die Stelle der bisher 
im Verwaltungswege geregelten bedingten Begnadigung nunmehr der 
dedingte Straferlaß tritt, und hoffen, daß davon in weitem 
Umfange Gebrauch gemacht wird. 

Desgleichen iſt die Unterbringung Zurechnungs⸗ 
unfähiger in Heil⸗ und Pflegeanſtalten geeignet, eine 
Lücke in den bisherigen Strafgeſetzen auszufüllen. Es kam ſehr oft 
dor, daß Unzurechnungsfähige freigeſprochen wurden und die Polizei⸗ 
dehörde keinen Anlaß fand, gegen ſolche, auch wenn Gemeingefähr⸗ 
lichkeit vorlag, eine Verwahrung auszuſprechen. Jetzt hat der Richter 
ſofort die Möglichkeit, die Zuläſſigkeit dieſer Unterbringung auszu⸗ 
ſprechen, von der wohl dann auch Gebrauch gemacht werden wird. 

Weiter begrüßen wir die Moglichkeit der Sicherungs⸗ 
derwahrung von aſozialen Elementen, das heiß! von 
gefährlichen Gewohnheitsverbrechern. Allerdings miſſen wir den Vor⸗ 
ehalı machen, daß nicht wahllos bei allen Straftaten von dieſer 
Veſtimmung Gebrauch gemacht wird. Wir müſſen wohl die politiſchen 

traftaten und auch Beleidigungen ausnehmen, damit nicht Unfug 
amit getrieben wird. 

Mir die wichtigſte Anderung, die der Entwurf gegenüber dem 

geltenden Strafrecht bringt, iſt wohl der weitgeſteckte Straf⸗ 
rahmen für die einzelnen Straftaten, der dem richter⸗ 
„den Ermeſſen einen viel größeren Spielraum läßt, als es 
isher der Fall war. Da müſſen wir allerdings ſagen, das iſt 
eine reine Vertrauensſache. 
Scholem !) (OK.), Abg.: Wenn ich als Vertreter der Kommuniſten 
innerhalb und außerhalb dieſes Hauſes zu dem Entwurf Stellung 
nehme, ſo geſchieht es, um die Bedeutung dieſes Attentats auf das 
arbeitende Volk in feinen Zuſammenhang mit der Politik des 
ürgerblocks vor der Arbeiterſchaft aufzuzeigen. Die Vertreter der 
eiden ſozlaldemokratiſchen Fraktionen in dieſem Hauſe, der offi⸗ 
ziellen und der neukommuniſtiſchen Fraktion, ſowohl Herr Lands⸗ 
berg wie der Kollege Koenen, haben es verabſäumt, gerade dieſe Be⸗ 
deutung des Geſegentwurfs zu erläutern. Mir ſcheint das aber die 
auplaufgabe zu ſein. 

Es iſt kein Zufall, daß der endgültige Entwurf des 
Strafgeſetzbuchs jetzt erſt kommt und die früheren Ent⸗ 
würfe, insbeſ. der von Radbruch, niemals ſpruchreif wurden. 
Erſt jetzt, wo durch den Bürgerblock die Sicherung der Herr⸗ 
ſchaft der Großbourgeoiſie, d. h. der in der Bourgeoiſie ausſchlag⸗ 
gebenden Schichten, planmäßig vorgenommen wird, legt man einen 
lolchen Geſetzentwurf vor, einen Entwurf, an dem alle Teile der 

durgeoijie nupnießend partizipieren. 

Der Inhalt des Gejegentiwurjg zeigt nun, wie ich ſchon fagte, 
gs deutlich, daß alle Teile der Bourgeoiſie den Schutz für ihre 

orrechte erhalten. Man könnte das durch eine Schilderung des 
Fnbalts des Entwurfs im einzelnen nachweiſen. Ich werde mich 
abei natürlich ganz kurz faſſen müſſen und kann keineswegs allzu⸗ 
ehr auf die Einzelheiten eingehen. 

50 Die Beſtimn ungen, die z. B. im 8 230 über die Sicherheit des 
Eiſenbahnverkehrs, im 8 231 über die Verkehrsſicherheit auf den 
traßen und insbeſ. im 8 238 über die Verhinderung eines lebens⸗ 
wichtigen Betriebes niedergelegt find, zeigen, wie das Großkapi⸗ 
tal ſich bemüht, feine Vorrechtsſtellung gegenüber dem Kampf 
der Arbeiter im Strafrecht zu ſichern. Wenn im 8 238 Arbeiter, die in 
einem lebenswichtigen Betrieb ſtreiken, mit einer Zuchthausſtrafe 
dis zu fünf Jahren bedroht werden, dann ſieht man daran, daß das 
— 
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SGB. gerade zu dem Zweck verfaßt worden iſt, den Kampf der 
Arbeiter zu hemmen. Die Sicherung des ſtarren Eigentums⸗ 
begriffs durch Erhöhung der Strafen bei Eigentums⸗ 
delikten iſt der eigentliche Sinn dieſes Teils des Geſetzentwurfs. 

Zuſammenfaſſend gehe ich auf drei Hauptgruppen des Entwurfs 
ein. Da ſind erſtens die politiſchen Beſtimmungen, die direkt 
zur Sicherung der politiſchen Macht der Bourgeoifie gegeben werden 
und gegen die anzukämpfen jeder Arbeiter für ſein Klaſſenrecht halten 
wird. Wir ſehen ferner die Gruppe der Eigentumsdelikte, 
die die kapitaliſtiſche Geſellſchaftsordnung gar nicht überwinden kann 
und gegen die man jetzt mit verſchärften, zum Teil brutalen, aber 
völlig nuzloſen Mitteln, wie dem der lebenslänglichen Verwahrung — 
die auch politiſch mißbraucht werden wird! — ſich vergeblich ſichern 
will. Drittens find es Krankheitsdelikte, gegen die ein 
Strafrecht überhaupt nicht ſchützt, ſondern nur Arzt und Heilung. 
Es wurde hier im Verlauf der Debatte auf den Fall der Käte 
Hagedorn hingewieſen, der aber am beſten das Verſagen des Straf⸗ 
rechts in dieſer Frage zeigt. Es iſt bezeichnend für die völlige Hilf⸗ 
loſigkeit der Bourgeoiſie, daß fie auch in dieſem Komplex von Fragen 
und Delikten keinen anderen Rat weiß als Zuchthaus und Gefängnis. 

v. Graefe 2) (D.), Abg.: Rein theorctiſch könnten auch wir es 
natürlich begrüßen, daß das Problem einer einheitlichen Re⸗ 
form unſeres Strafrechtes in ſeiner Löſung endlich zur Verwirk⸗ 
lichung gebracht werden ſoll. Wir begrüßen es zunächſt auch theo» 
retiſch, daß dem Richter eine größere Freiheit bei ſei⸗ 
nen Entſcheidungen gegeben werden ſoll. Es wird dadurch der 
böſen Praxis des „pereat mundus, fiat justitia“ ganz weſentlich 
vorgebeugt, wenn der Richter bei der Urteilsfällung freiere Be⸗ 
wegung hat, als es nach dem ſtarren Buchſtaben des Geſetzes, manch⸗ 
mal gegen ſein eigenes inneres Empfinden, bisher der Fall geweſen 
iſt. Die Erfahrungen, die mit ſolcher freieren Rſpr. in England ges 
macht worden ſind, ſind ganz gewiß günſtige. Aber wenn ich auch 
zu dem erheblich überwiegenden Teile unſeres heutigen Richterſtandes 
noch das abſolule Vertrauen habe, ſpeziell da, wo es ſich um wirklich 
deutſche Richter handelt, daß ſie von dieſer Freiheit einen Gebrauch 
zum Segen des deutſchen Volkes machen werden, ſo iſt doch leider 
nicht zu verkennen, daß wir uns in der letzten Zeit in einer ſehr 
gefährlichen Entwicklung befinden, nämlich daß ünſer Richterſtand 
zunehmend politiſiert wird, daß namentlich von den Behörden aus die 
Freiheit des Richters aufs allerſchwerſte bedrängt wird. Die Er⸗ 
fahrungen aus ſehr vielen Prozeſſen des letzten Jahres ſtimmen in 
dieſer Beziehung außerordentlich ernſt. Ehe wir nicht die abſolute 
Sicherheit haben, daß die Unabhängigkeit des Richters in der Aus⸗ 
übung ſeines Amtes wirklich ſo gewährleiſtet iſt, wie es früher im 
deutſchen Volke jajt durchweg der Fall war, kann dieſe Neuerung 
allerdings zu ſehr bedenklichen Folgen führen. 

Wir begrüßen es auch, daß der Verſuch gemacht werden ſoll, 
die Vereinheitlichung des Strafrechts im großdeut⸗ 
ſchen Sinne herbeizuführen. 

Wir würden es begrüßen, wenn es gelänge, ein dem deut⸗ 
ſchen Rechtsempfinden entſprechendes einheitliches 
StGB. zuſtande zu bringen. Wir find auch der Anſicht, daß das 
heute geltende ſehr ſtarker Reformen bedarf. Aber wir haben die 
allerſchärfſten Zweifel, ob gerade die heutige Zeit und ob die Faß⸗ 
toren, die dem deutſchen Volke dieſes Geſchenk bringen ſollen, tat⸗ 
ſächlich ein deutſches Recht zuſtande bringen werden. Der Adoptiv- 
vater dieſes Geſetzes, RIM. Hergt ſelbſt, hat das allerſchärfſte 
Urteil über dieſes Geſetz gefällt, als er von vornherein ſagte, es 
könne nur ein Kompromiß herauskommen. Nein, bei einem deut⸗ 
ſchen Strafgeſeßz kann es keine Kompromiſſe geben! 
Bei einem deutſchen Strafgeſez kann es nur den ganz reinen, von 
jedem politiſchen und parteipolitiſchen Kuhhandel freien Verſuch 
geben, das deutſche Recht ſo zu formulieren, daß es dem deutſchen 
Rechtsbewußtſein aller Kreiſe, aller Stände, aller Berufe und jedes 
einzelnen Deutſchen gerecht wird. 


2) Rittergutsbeſitzer in Goldebee (Meckl.). 


II. Nationalrat der Nepublik Öfterreich. 


Sitzungen vom 20. und 21. September 1927. 


5 Bundesminiſter für Juſtiz Dr. Dinghoſer: Die Regierung hat 
em Nationalrat den Entwurf eines neuen Strafgeſetzes über Ver⸗ 
brechen und Vergehen vorgelegt, und es fällt mir die Aufgabe zu, 
dieſe Vorlage kurz zu begründen. Wenn dieſe Aufgabe nicht leicht 
en ſo liegt das nicht etwa darin, daß es an Gründen für die Er⸗ 
dd ung unſeres Strafrechtes fehlt, ſondern darin, daß ihrer ſo viel 
nd, daß es unmöglich iſt, ſie in einer auch noch ſo langen Rede 
du erſchöpfen; ich kann hier nur einige der wichtigſten Geſichts⸗ 
bunkte hervorheben. 
18 Unſer geltendes Strafgeſetz trägt das Datum vom 27. Mai 
52. In Wahrheit iſt es aber nur eine wenig veränderte Neuauflage 
= öſterr. Strafgeſetzes v. 3. Sept. 1803. Als dieſes Geſetz kund⸗ 
macht worden war, erklärte der berühmte Rechtsgelehrte Anſelm 
11 v. Feuerbach, es drücke auf das vollkommenfte die Idee aus, 
ie er mit einem Strafgeſetzbuch verbinde. Es iſt das die Idee des 


pſychologiſchen Zwanges. Das Strafgeſetz ſoll nach dieſer 
Idee den im Menſchen ſchlummernden Antrieb zum Verbrechen da⸗ 
durch unterdrücken, daß es durch Strafdrohungen vom Verbrechen 
abſchrecke, dadurch, „daß jeder weiß, auf ſeine Tat werde unaus⸗ 
bleiblich ein Übel folgen, welches größer iſt als die Unluſt, die aus 
dem nicht befriedigten Antrieb zur Tat entſpringt“. Die Ver⸗ 
hängung und Vollſtreckung der Strafe hat keinen ſelbſtändigen 
Zweck, die Strafe wird nur vollſtreckt, damit die Strafdrohung keine 
leere Drohung ſei und ihre Wirkfamkeit nicht einbüße. Der Ver⸗ 
brecher wird nicht um ſeiner ſelbſt willen, ſondern bloß zum ab⸗ 
ſchreckenden Beiſpiel für andere beſtraft. Das war die Auffaſſung 
jener Zeit, die auch heute noch Anhänger hat. 

Dieſe Auffaſſung vom Sinne der Strafe iſt heute lange nicht 
mehr die herrſchende. Zum mindeſten nebenbei, vielfach aber aus⸗ 
schließlich wird der Zweck der Strafe nicht in ihrer Wirkung auf 
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die Allgemeinheit, ſondern in ihrer Wirkung auf den einzelnen Straf- 
fälligen erblickt. Die Spezialprävention iſt als ſelbſtändiger Straf⸗ 
zweck an die Stelle oder doch neben die Generalprävention getreten. 
Die Beſſerung des Verbrechers iſt das Ziel, das uns allen heute als 
die Hauptaufgabe der Straffuſtiz vorſchwebt. Daneben bleibt wohl — 
namentlich für kleinere Verfehlungen und für die Behandlung der 
fog. Augenblicks verbrecher, die nicht aus rechtsfeindlicher Geſinnung, 
ſondern nur durch eine unglückſelige Verkettung vom rechten Wege 
abgeirrt find? — auch die Abſchreckung einer der Strafzwecke, 
aber doch wieder hauptſächlich die Abſchreckung des einzelnen Straf⸗ 
fälligen, nicht die Abſchreckung der Geſamtheit. Und vor allem dürfen 
zu dem Zwecke der Abſchreckung keine Strafen verhängt werden, 
die, wenn ſie ſchon für die Beſſerung nichts leiſten, am Ende gar 
der Beſſerung entgegenwirken könnten. 

Die Anderung des Strafzweckes erheiſcht alſo vor allem eine 
Anderung der Strafmittel. Der Vollzug der langen Freiheitsſtrafen 
muß ſo geſtaltet werden, daß er den Verbrecher, ſtatt ihn zu verbit⸗ 
tern und zu verhärten, zu einem nützlichen Mitglied der menſchlichen 
Geſellſchaft erzieht. Die kurzen Freiheitsſtrafen, die weder für die 
Beſſerung noch für die Abſchreckung etwas leiſten, müſſen ſoweit als 
möglich eingeſchränkt, durch Geldſtraſen oder durch bedingte Verurtei⸗ 
lung erſetzt werden. Der Gedanke der Spezialprävention fordert aber 
auch, daß bei der Verhängung von Strafen nicht ſchematiſch, ſon⸗ 
dern individualiſierend vorgegangen werde. Der alte Satz: „Wenn 
zwei dasſelbe tun, ſo iſt es nicht dasſelbe“ muß auch im Strafrecht 
zur Anerkennung gelangen. Die Körperverletzung, die ein Stärkerer 
und Raufbold einem anderen zufügt, und die Körperverletzung, zu 
der ſich ein ſonſt friedfertiger Menſch nur durch eine ſchwere Belei⸗ 
digung hat hinreißen laſſen, dürfen nicht gleich behandelt werden. 
Man hat dieſen Gedanken in der Parömie gekleidet: Nicht die Tat, 
ſondern der Täter iſt zu beſtrafen. Und in der Tat gibt ſie der For⸗ 
derung der modernen Kriminalpolitik den knappſten und anſchau⸗ 
lichſten Ausdruck. Sie kann nur verwirklicht werden, wenn man den 
Richter freier ſtellt, wenn man die Grenzen ſeines Ermeſſens erwei⸗ 
tert. Man kann darüber ſtreiten, bis zu welchem Grade das zu ge⸗ 
ſchehen hat, aber daß es zu geſchehen hat, darüber iſt heute kein 
Streit mehr möglich. 

Mit dem Zurücktreten der Tat gegenüber der Perſönlichkeit des 
Täters hängt es auch zuſammen, daß uns heute jede Art von Er⸗ 
folghaftung unerträglich ſcheint. In unſerem Strafgeſetz ſind ganz 
enorme Straferhöhungen von den rein objektiven Folgen 
der Tat abhängig gemacht. Wer einem anderen einen Schlag ver- 
ſetzt, wird unter Umſtänden bloß wegen Ehrenkränkung nach § 1339 
AllgBGGB. von der politiſchen Behörde, wenn aber fein Gegner infolge 
eines unvorherſehbaren unglücklichen Zufalles oder einer dem Täter 
unbekannten Krankheit durch den Schlag getötet wird, wegen Ver⸗ 
brechens des Totſchlages beſtraft. Dieſe Unterſcheidung beruht dar⸗ 
auf, daß man hauptſächlich das äußere Bild der Tat über die Strafe 
entſcheiden läßt. Der Gerechtigkeit und der Zweckmäßigkeit entſpricht 
es aber nur, wenn nicht auf dieſe äußere Tatſeite, ſondern auf die 
Schuld des Täters das Hauptgewicht gelegt wird. Nur nach dieſer 
Schuld kann das Maß beſtimmt werden, in dem die Geſellſchaft auf 
die Tat zu reagieren hat. Das uns heute geradezu ſelbſtverſtändlich 
erſcheinende Schuldprinzip: „Keine Strafe ohne Schuld“ und „Strafe 
nur nach Maß der Schuld“ hat in unſerem geltenden Geſetz nur un⸗ 
genügend Anerkennung gefunden. 

Auf der anderen Seite ſchenkt es gewiſſen Arten des ſchuldloſen 
Unrechtes keinerlei Beachtung, an denen ein auf den Schutz der Ge⸗ 
ſellſchaft gegen das Verbrechen bedachtes Geſetz nicht vorübergehen 
darf. Jahr für Jahr werden viele Verbrechen von Perſonen begangen, 
gegen die die zur Bekämpfung des Verbrechens eingeſetzten Gerichte 
machtlos ſind, weil ſie nur Strafen verhängen, aber keine anderen 
Maßnahmen gegen gefährliche Perſonen ergreifen können. Die mo⸗ 
derne Kriminalpolitik verlangt Sicherung der Geſellſchaft auch gegen 
die geiſteskranken Verbrecher, natürlich nicht durch Beſtrafung, weil 
eben Beſtrafung ohne Schuld nicht denkbar iſt, aber durch andere 
Vorkehrungen, durch die dieſe Perſonen von der Wiederholung ſtraf⸗ 
barer Handlungen abgehalten werden. Dasſelbe gilt für die ſog, ver⸗ 
mindert Zurechnungsfähigen und für trunkſüchtige Verbrecher. Ihre 
Schuld iſt geringer als die der voll Zurechnungsfähigen, gefährlich 
aber ſind ſie meiſt in weit höherem Grade. Sie kommen wegen ihrer 
verminderten Zurechnungsfähigkeit mit einer geringen Strafe davon 
und werden nach deren Verbüßung wieder in Freiheit geſetzt, ob⸗ 
wohl ihre Gefährlichkeit durch den Strafvollzug nicht im geringſten 
abgenommen hat. Sie bilden eine ſtete Gefahr für die Bevölkerung, 
und dieſer Gefahr kann auf Grund der geltenden Beſtimmungen nicht 
begegnet werden. Die moderne Kriminalpolitik fordert eigene Heil⸗ 
und Pflegeanſtalten für ſolche Perſonen, in denen ſie ſo lange ver⸗ 
wahrt werden, als ihre Gefährlichkeit dauert. 

Unzureichend ſind die Beſtimmungen des geltenden Geſetzes auch 
gegenüber den gemeingefährlichen Gewohnheitsverbrechern. Es gibt 
Verbrecher, die trotz wiederholter und ſtrenger Beſtrafung immer 
wieder rückfällig werden, weil ſie von einem unausrottbaren Hange 
zum Verbrechen beherrſcht ſind. Es iſt ſinnlos, ſie auf eine von 
vornherein beſtimmte Zeit in das Gefängnis zu ſperren und ſie, nach⸗ 
dem ſie ihre Strafe verbüßt haben, wieder auf kurze Zeit in Freiheit 
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zu ſetzen, obwohl man mit Beſtimmtheit vorherſagen kann, daß fie 
abermals Verbrechen begehen werden und dann doch wieder eingeſper 
werden müſſen. Für ſolche gemeingefährliche Gewohnheits verbrecher 
ſollen eigene Verwahrungsanſtalten eingerichtet werden, in denen 10 
nach Verbüßung der Strafe auf unbeſtimmte Zeit untergebracht wer 
den, bis man von ihnen erwarten darf, daß fie künftig einen geſez⸗ 
mäßigen Lebenswandel führen werden. 15 
Freilich darf der Sicherung der Geſellſchaft die perſönliche Frei 
heit nicht ſchrankenlos aufgeopfert, es muß Vorſorge getroffen werden, 
daß von Zeit zu Zeit eine Überprüfung ſtattfindet, ob die Anhaltung 
der verwahrten Geiſteskranken, vermindert Zurechnungsfähigen u 4 
Gewohnheitsverbrecher wirklich noch notwendig iſt. Solche Vor 
kehrungen find möglich und in dem Entwurf auch vorgeſehen. 
Am weiteſten iſt das geltende Recht auf dem Gebiete des Jugend? 
ſtrafrechts hinter der Zeit zurückgeblieben. Gerade dieſe Rückſtändig⸗ 
keit aber iſt höchſt ſchädlich und gefährlich. Sie bewirkt, daß Jahr 
für Jahr eine große Anzahl von Jugendlichen, die durch modern 
Einrichtungen, wie ſie in anderen Staaten beſtehen, gerettet werden 
könnten, dem Verbrechen in die Arme getrieben werden, daß 
Kriminalität und die Rückfälligkeit, ſtatt abzunehmen, trotz der 
Beſſerung der wirtſchaftlichen Lage ſeit dem Krieg ungefähr auf 
gleicher Höhe bleiben und in das Heer der Berufsverbrecher immer 
wieder neue Rekruten eingereiht werden. Der Strafgeſetzentwurf ent 
hält aber keinerlei Sondervorſchriften für die Jugendlichen. Er ſa 
im $ 15 bloß, daß Kinder, das find alſo Perſonen unter 14 Jahren, 
als nicht zurechnungsfähig gelten und daß das Jugendgerichtsgeſe 
beſtimme, unter welchen Vorausſetzungen einem Jugendlichen ein 
Tat zuzurechnen iſt. Das hat nicht bloß darin ſeinen Grund, Dr 
in Deutſchland ſchon ein beſonderes Jugendgerichtsgeſetz beſteht. Aud 
wenn ein Sonderrecht für Jugendliche erſt geſchaffen werden muß / 
wie es bei uns der Fall ift, iſt die Trennung dieſer Sondervorſchriften 
von dem allgemeinen Strafrecht nicht bloß wünſchenswert, ſondern 
geradezu geboten. Es ſoll damit ſchon äußerlich ausgedrückt werden, 
daß die Handlungen Jugendlicher aus einem ganz anderen Geſichte“ 
punkt zu betrachten ſind als die Erwachſener, daß ihnen gegenübet 
die Beſtrafung nur die ultima ratio darſtellt, die ſolange als mögli 
zu vermeiden iſt. Die materiellrechtlichen Sondervorſchriften hängen 
ferner fo enge mit den vormundſchafts⸗ und verfahrensrechtlichen m 
ſammen, daß fie ſchon rein geſetzestechniſch kaum von jenen losgelo 
und abgeſondert getroffen werden können. Es bildet daher der ſchos 
vor dem Strafgeſetzentwurf eingebrachte Entwurf eines Geſetzes üb 
die Behandlung junger Rechtsbrecher eine notwendige Ergänzung des 
Strafgeſetzentwurfs, ja die Reform des Jugendſtrafrechts iſt ſogar 
dringendſte Teil der ganzen Strafrechtsreform. 
Ein ſchwer empfundener Mangel unſeres Strafgeſetzes iſt ds 
mit den heutigen Rechtsanſchauungen vielfach in Widerſpruch ſteh 
Terminologie. Betrug und Erpreſſung find nach der modernen Au 
faſſung und der damit übereinſtimmenden Anſchauung der Laien Ver 
mögensdelikte. Nach unſerem Geſetz fallen unter dieſen Begriff viele 
Handlungen, die kein Laie und kein ausländiſcher Juriſt jemals & 
Betrug oder Erpreſſung bezeichnen würde. Denken wir nur an! 
Ablegung einer falſchen Zeugenausſage, den Meineid oder ſonſtige 
Verbrechen! Unſer Geſetz erblickt die charakteriſtiſchen Merkmal 
dieſer Verbrechen hauptſächlich in der Anwendung von Liſt oder 
Gewalt, ohne danach zu fragen, welches Rechtsgut im einzelnen durch 
die Anwendung dieſer Mittel geſchädigt worden iſt. Die Folge dar 
iſt, daß die Urteile unſerer Gerichte dem Volk vielfach unverſtändlich 
erſcheinen und daß gegen die Gerichte Vorwürfe erhoben werden, 
nicht ſie verdienen, ſondern bloß das alte Geſetz, das ſie anzuwenden haben 
Auf dem heiklen Gebiete der politiſchen und der Religionsdelileee 
iſt unſer Geſetz vielfach noch von Anſchauungen beherrſcht, die mi 
den durch die Verfaſſungsgeſetze verbrieften Freiheitsrechten nich 
immer ohne Zwang im Einklang gebracht werden können. Der e 
griff des Hochverrates iſt unendlich weit, die Beſtimmungen über * 
Aufwieglung und über die öffentliche Herabwürdigung der Eiurich⸗ 
tungen der Ehe, der Familie und des Eigentums enthalten Stra 
drohungen, die der Erörterung öffentlicher Angelegenheiten allzu eng 
und vielfach kaum noch berechtigte Schranken auferlegen. Es 7 ꝗ— 
mit Strafe bedroht, wer durch unwahre Angaben andere zu grun 
loſen Beſchwerdeführungen gegen Staats- oder Gemeindebehörden od 
einzelne Organe der Regierung aufzureizen ſucht, wer die Re 
begriffe über das Eigentum herabwürdigt oder zu erſchüttern verſuch 
Auf der anderen Seite fehlen Strafdrohungen für eine Rei 
gefährlicher und ſtrafwürdiger Handlungen, die namentlich in der ge a 
der Wirtſchaftskriſe häufig vorgekommen ſind und mangels ein 
paſſenden Strafdrohung ungeahndet bleiben mußten, wie insbeſ. 
Vertrauensbrüche, bei Verwahrung fremden Vermögens begangen w 6 
den. Ganz unzureichend iſt in unſerem geltenden Strafgeſetz 2 
Hehlerei behandelt. Die Verhehlung betrügeriſch herausgeiodt 
Sachen, das gewinnſüchtige Anſichbringen des Erlöſes geſtohien 
Sachen oder der für ſie eingetauſchten Gegenſtände bleibt nach unſer 
geltenden Geſetz ſtraflos. at 
Die Mängel unſeres geltenden Strafgeſetzes find längſt erka fe 
worden. Seit 66 Jahren beſchäftigt ſich Sſterreich mit der Sti 
rechtsreform. Sechs verſchiedene Entwürfe zu einem neuen Strafge 
find im Laufe der Jahre den geſetzgebenden Körperſchaften vorgelegt 
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Reiner aber iſt verabſchiedet worden. Möge dem ſiebenten ein beſſeres 
Schickſal beſchieden ſein. Gewiß enthält der Entwurf Beſtimmungen, 
die nicht den Beifall aller Parteien finden werden, dem einen mag 
oleſe, dem andern jene Beſtimmung entbehrlich oder verbeſſerungs⸗ 
dedürftig erſcheinen. Das iſt aber bei einem Geſetz, das ſo tief in 
alle Intereſſen eingreift wie ein Strafgeſetz, gar nicht anders möglich. 
Das darf kein Hindernis fein, in eine ſachliche und leidenſchaftsloſe 
tarratung des Entwurfs einzutreten. Dazu iſt ja eben die parlamen⸗ 
ariſche Beratung eines Geſetzentwurfes da, daß ſie die Vorlage ſo 
geſtalte, daß ſie ſchließlich wenigſtens im großen und ganzen dem 
Geſamtwillen entſpricht. Kein einzelner vermag ſeinen und keine 
artei vermag ihren Willen uneingeſchränkt durchzusetzen. Aber alle 
werden in der Lage ſein, ihren Wünſchen, wenn ſie nicht allzu hoch 
geſpannt ſind, Geltung zu verſchaffen. Wenn eine Einigung nicht 
gelänge, würde das mehr als 100 jährige, aus einer politiſch längſt 
überwundenen Zeit ſtammende Strafgeſetz noch weiß Gott wie lange 
wie ein erratiſcher Block auf dem ſonſt zum größten Teil ganz nen 
veſtellten Felde der Geſetzgebung liegenbleiben. Das aber wäre Rein 
erfreuliches Zeichen für den Erneuerungswillen, der eine junge Re⸗ 
publik beſeelen ſoll. 
Aber noch aus einem anderen Grunde iſt es dringend zu wün⸗ 
ſchen, daß die Strafrechtsreſorm bald in Angriff genommen und zu 
einem gedeihlichen Ende geführt werde. Der Entwurf iſt dazu 
eſtimmt, auf dem Gebiete des Strafrechts die Rechts⸗ 
gleichheit zwiſchen Oſterreich und Deutſchland zu för⸗ 
dern. Er iſt in jahrelanger mühſamer Arbeit durch das Zuſammen⸗ 
wirken der öſterreichiſchen und der deutſchen Juſtizverwaltung ent⸗ 
ſtanden. Die deutſche Regierung hat ihren Entwurf vor wenigen 
Wochen mit Zuſtimmung des Reichsrates im Reichstage eingebracht. 
er Entwurf, der jetzt dem Nationalrate vorgelegt worden iſt, ſtimmt 
a diefem Entwurfe bis auf einige wenige Punkte völlig überein. 
Die weſentlichſten Abweichungen ſind verfaſſungsrechtlich 
geboten. So iſt bei uns die Todesſtrafe, an der der deutſche Entwurf 
für ein einziges Verbrechen noch feſthalten zu müſſen glaubt, durch 
Artikel 85 des Bundes⸗Verfaſſungsgeſetzes für das ordentliche Ver⸗ 
Uhren abgeſchafft. Eine ähnliche Verſchiedenheit ergibt ſich bei der 
eſtaltung der ſichernden Maßnahmen. Sie ſollen in Deutſchland, wo 
auch die Juſtiz Landesſache iſt, durch die Organe des Landes voll⸗ 
zogen werden, während fie im öſterreichiſchen Entwurf zum größten 
Seil wie die Rechtſprechung ſelbſt als Angelegenheit der Vollziehung 
IB Bundes behandelt find. Andere Abweichungen von geringerer 
edeutung erklären ſich aus der Verſchiedenheit der Kirchenverfaſſung 
und der Sanitätsgeſetzgebung in den beiden Staaten. 
t Abgeſehen von wenigen Abweichungen deckt ſich der Entwurf 
Dil mit dem Entwurf, der im deutſchen Reichstag eingebracht wor⸗ 
den iſt. Der Rechtsausſchuß des deutſchen Reichstages wird am 
5 Sept. mit den ſachlichen Beratungen beginnen. Wenn Hſterreich 
N dieſe Beratungen Einfluß gewinnen und verhüten will, daß durch 
inſeitige Beſchlüſſe des Rechtsausſchuſſes Anderungen an dem Entwurf 
orgenommen werden, die für Hſterreich nicht annehmbar find, jo muß 
fleichzeitig auch der öſterreichiſche Ausſchuß in die Beratungen ein⸗ 
die an. Die angeſtrebte Rechtseinheit kann nur erreicht werden, wenn 
ie Beratungen in beiden geſetzgebenden Körperſchaften parallel ſtattfinden. 
5 Was die Rechtseinheit bedeutet, darüber brauche ich wohl nicht 
diele Worte zu verlieren. Sie wäre nicht nur ein ſichtbarer Ausdruck 
für die Einheit der Kultur, die Gleichheit der ſittlichen und rechtlichen 
danſchauungen bei uns und im Reich, ſie wäre nicht nur ein Denkmal 
1 5 nationalen Zuſammengehörigkeit der beiden Gemeinweſen, in 
1810 das einheitliche deutſche Volkstum ſeinen zweifachen ſtaatlichen 
usdruck findet, ſie hat auch großen praktiſchen Wert. Ich ſpreche 
555 nicht von der Erleichterung des Auslieferungsverkehrs und ande⸗ 
15 Vorteilen von untergeordneter Bedeutung; ich verweiſe nur dar⸗ 
Vb, daß das Rechtsſtudium und die Rechtswiſſenſchaft durch die 
an einheitfidjung des Rechtes eine gar nicht hoch genug zu ver⸗ 
schlagende Förderung erfahren würde. Ein kleiner Staat mit drei 
18 zerſitäten muß in der wiſſenſchaftlichen Verarbeitung ſeines Rech⸗ 
6 zurückbleiben, wenn es von dem Rechte anderer größerer Gemein⸗ 
N eſen allzu verſchieden iſt. Es iſt gar nicht denkbar, daß an dieſen 
ee Univerſitäten auch nur annähernd ſoviel für die Rechtsauslegung 
de Rechtsentwicklung geleiſtet wird als an den viel zahlreicheren 
ideſchen Hochſchulen. Haben wir aber das gleiche Recht, dann trägt 
oe wiſſenſchaftliche Bearbeitung des deutſchen Geſetzes auch für uns 
Gertvolle Früchte, dann iſt der Wiſſenſchaft, ihren Lehrern und den 
ein dierenden eine Freizügigkeit gewährleiſtet, die zwiſchen den An⸗ 
und rigen der beiden Staaten und ihren Hochſchulen Fäden ſpannt 
an Beziehungen knüpft, die beiden Staaten und der Wiſſenſchaft nur 
N Vorteile gereichen können. Dann werden ſich die Rechtſprechun⸗ 
ü Anneiber Staaten gegenſeitig befruchten. Deutſche Logik und Gründ⸗ 
100 eit wird ſich mit der vielfach freieren und mauchmal vielleicht 
ber den Forderungen des Rechtsgefühles nachgiebigeren öſter⸗ 
wirdiſchen Rechtsauffaſſung paaren, und aus den gleichen Geſetzen 
S. o allmählich ein gleiches Recht wachſen zum Segen der beiden 
. und des geſamten deutſchen Volkes. 
N Ich möchte nicht ſchließen, ohne wenigſtens mit einigen Worten 
wel errn Reichsjuſtizminiſter für die außerordentliche Förderung, 
che er dem Werke gerade in dieſer Veziehung hat zuteil werden 


laſſen, zu danken, aber ebenſo dem deutſchen Reichsjuſtizminiſterium 
und dem deutſchen Reichsrate für die Förderung, die ſie dem Ge⸗ 
danken der Rechtsangleichung bei der Aufſtellung und Beratung des 
Entwurfes bereits bisher haben zuteil werden laſſen, den innigſten 
Dank der öſterreichiſchen Regierung auszuſprechen. Es iſt ihnen oft 
nicht leicht gefallen, ererbte Anſchauungen der abweichenden öſter⸗ 
reichiſchen Auffaſſung zum Opfer zu bringen. Aber ſie haben in 
vielen Punkten dieſes Opfer gebracht, um das große Ziel der Rechts⸗ 
einheit nicht zu gefährden. Es wäre mein innigſter Wunſch, daß 
derſelbe Geiſt der Nachgiebigkeit, daß derſelbe Opferwille, der die 
beiden Juſtizverwaltungen bei der Aufſtellung des Entwurfes beſeelt 
hat, auch hier im Nationalrat walten möge. 

Sie ſtehen vor einer Aufgabe, wie ſie nicht oft an eine parlamen⸗ 
tariſche Körperſchaft herantritt. Sie ſollen ein Werk ſchaffen, das 
nicht eine Gelegenheitsarbeit von raſcher Vergänglichkeit iſt, ſondern 
das auf Jahrzehnte hinaus der Strafjuſtiz Maß und Richtſchnur 
geben ſoll. Sie ſollen für lange Zeit neue Grenzen ziehen zwiſchen 
dem Rechte der Allgemeinheit auf Rechtsſchutz und der perſönlichen 
Freiheit des einzelnen, und Sie ſollen ein nationales Denkmal er⸗ 
richten, das dem deutſchen Namen zur Ehre gereicht. Möge der große 
Augenblick nicht um kleinlichen Haders willen ungenützt vorübergehen! 

Dr. Eisler: Große Strafrechtsreformen waren in der Vergangen⸗ 
heit ſaſt immer der Schlußpunkt gewaltiger kultureller, moraliſcher 
oder ftaatlicher Umwälzungen, und wenn von den Befürwortern der 
Strafgeſetzreform faſt immer dem Erſtaunen darüber Ausdruck ge⸗ 
geben wird, daß die öſterreichiſchen Reformbeſtrebungen ſo alt und 
doch ohne Erfolg geblieben ſind, ſo iſt das eine Erſcheinung, die in 
der Geſchichte der Entwicklung des Strafrechtes durchaus nicht un⸗ 
gewöhnlich iſt, ſondern im Gegenteil, man kann feſtſtellen, daß fait 
jedes geltende Strafrecht ſofort nach ſeiner Entſtehung auch den 
Wunſch nach Reformen geweckt hat, daß aber ſolche Reformen auch 
dann, wenn eine abſolutiſtiſche Staatsgewalt hinter ihnen ſtand, der 
Umgeſtaltungen leicht waren, doch nur gelungen ſind, wenn ſie herbei⸗ 
geführt wurden durch große Umwälzungen, durch die umſtürzende 
Anderung der Verhältniſſe, für die ſie beſtimmt waren. 

Ich möchte daran erinnern, daß ebenſo wie in »ſterreich auch in 
anderen Staaten alte, uralte Strafgeſetze in Geltung ſind, daß der 
Kampf vor allem der Wiſſenſchaft gegen dieſe alten Strafgeſetze auch 
in anderen Staaten geführt wird, daß auch in Staaten, die neuere 
Strafgeſetze haben, faft ebenſolang, als dieſe Geſetze gelten, Reform⸗ 
beſtrebungen beſtehen und daß überall gerade die Reform der Straf⸗ 
geſetze auf die größten Schwierigkeiten ſtößt, weil die entſcheidende 
Kraft, die die Reform abſolut notwendig macht, überall fehlt. Die 
Zeit muß geeignet fein, ſolche Reformen zu ſchaffen. Ich bitte doch, 
ohne daß ich allzu ausführlich werden wollte, daran erinnern zu 
dürfen, daß wir ja in der Geſchichte der Entwicklung des Strafrechtes 
große Beiſpiele dafür haben; zum Beiſpiel die Carolina. Das war 
ein ſolcher Abſchluß einer Epoche und der Beginn einer neuen, das 
war wirklich die Beendigung einer Epoche, die Recht nur durch Be⸗ 
tätigung von Aberglauben geübt hat, das war der Verſuch, ſtatt deſſen 
wirkliche Geſetze einzuführen. Die Geſetzgebung der Auſklärungszeit, 
das war der Sieg einer neuen Wirtſchaftsordnung in der Welt, das 
war der Sieg einer neuen Weltauffaſſung und damit auch der Sieg 
eines Syſtems ganz anderer Strafen, ganz anderer Feſtſtellung von 
Tatbeſtänden, der Sieg der Schätzung ganz anderer Rechtsgüter, denen 
man ſtrafrechtlichen Schutz gewährt hat. 

Es gab auch andere Kräfte, die Strafrechtsreformen großen Um⸗ 
fanges herbeigeführt haben, und das war vor allem die Bildung neuer 
Staaten, die Schaffung neuer ſtaatlicher Grenzen. Das geltende 
deutſche Reichsſtrafgeſetzbuch iſt ein Beiſpiel dafür, daß eine Reform 
ihr Gelingen erleben kann, wenn neue Grenzen, neue Gebiete, für 
die die Geſetze Geltung gewinnen ſollen, den Anlaß dazu geben. Aber 
gerade unſere Zeit zeigt, daß nicht einmal die Schaffung eines neuen 
Staates und neuer ſtaatlicher Grenzen die Schwierigkeiten, die einer 
Strafgeſetzreform gegenüberſtehen, ohne weiteres aus der Welt ſchafft. 
Ich erinnere daran, daß es heute ſchon neun Jahre ſind, ſeitdem die 
tſchechoſlowakiſche Republik beſteht, und daß der Kampf um die Straf⸗ 
geſetzreform, die Bemühungen, für dieſes neue Staatsgebiet ein ein⸗ 
heitliches Strafrecht zu ſchaffen, noch immer nicht gelungen ſind, weil 
gerade auf dieſem Rechtsgebiete die einheitliche Meinung ſo ſchwer 
hergeſtellt werden kann. Ich verſtehe infolgedeſſen ohne weiteres, daß 
man für das Gelingen dieſer Reform eine jener großen Kräfte 
in Bewegung ſetzen muß, die ſonſt bei Strafrechtsreformen, wenn ſie 
gelingen ſollten, notwendig waren. Das ſoll in dieſem Falle, wenn 
es ſchon nicht der ſtaatliche Zuſammenſchluß Oſterreichs mit dem Deut⸗ 
ſchen Reiche ſein kann, der Anſchlußgedanke ſein, das ſoll der Wunſch 
ſein, wenigſtens auf den Gebieten, auf denen keine Macht den An⸗ 
ſchluß verwehren kann, den Anſchluß an Deutſchland herzuſtellen. 

In unſerer Zeit fehlen die großen moraliſchen und kulturellen 
Vorausſetzungen für eine Strafrechtsreform. Sollte etwa der Kapi⸗ 
talismus, der ſich in den Jahren nach dem Kriege wieder erſtarkt 
dünkt, die Kraft ſein, die reformiert, die neues Strafrecht ſchafft, 
das der Volksgeſamtheit willkommen erſcheint? Das glaube ich nicht. 
Aber wir Sozialdemokraten leugnen nicht: in dem Beſtreben nach 
Rechtsangleichung, in dem Beſtreben, wenigſtens auf dem Gebiete des 
Rechtes die beſtehende Kulturgemeinſchaft, die beſtehende Gemeinſchaft 


des Gefühls, die niemand zerftören kann, mit dem Deutſchen Reiche 
herzuſtellen, kann eine ſo ſtarke Kraft liegen, daß ſie auch das Wun⸗ 
der vollbringen mag, die Strafrechtsreſorm zum Gelingen zu führen, 
die ſo viele Jahrzehnte vergeblich verſucht wurde. 

Aber wenn wir damit zum Ausdruck bringen, daß wir Sozial⸗ 
demokraten vor allem entſchloſſen ſind, dieſem Gedanken zuliebe die 
Strafrechtsreform nach Kräften zu fördern, wenn wir dieſes Geſetz, 
ich will fagen, mit einer gewiſſen freundlichen Vor⸗ 
eingenommenheit deshalb behandeln, weil es zugleich die Marke 
des Deutſchen Reiches trägt, ſo dürfen wir doch nicht vergeſſen, daß 
Rechtsangleichung durchaus nicht Anſchluß iſt und daß Rechts⸗ 
angleichung in der Fülle der Geſamtausgaben, die der Anſchluß be⸗ 
deutet, eine, aber wahrlich nicht die bedeutendſte iſt. Wir dürfen nicht 
vergeſſen, daß gemeinſames Recht zwiſchen Staaten nichts Neues iſt, 
ſondern daß gemeinſames Recht zwiſchen ſehr verſchiedenen Staaten 
und vielfach auch zwiſchen Staaten mit ſehr entgegengeſetzten politi⸗ 
ſchen und kulturellen Intereſſen beſtehen kann. Wer ſich nur an die 
früheren und jetzigen Geltungsgebiete des franzöſiſchen Strafe und 
Zivilrechtes erinnert, der weiß, daß Rechtsangleichung ein Mittel der 
ſtaatlichen Annäherung der Vorbereitung eines ſtaatlichen Anſchluſſes 
ſein kann, aber es durchaus nicht ſein muß. 

Infolgedeſſen darf dieſer Wert, der in dem Entwurfe liegt und 
den wir allen andern voranſtellen wollen, doch nicht überſchätzt wer⸗ 
den. Und vor allem: es darf der Entwurf ja nicht in ſolcher Geſtalt 
verabſchiedet werden, daß er dem Zweck, dem er dienen ſoll, nämlich 
den Anſchlußgedanken zu fördern, nicht dient, ſondern im Gegenteil 
dieſen Zweck in Gefahr bringt. Es iſt durchaus möglich, daß gerade 
bei einer Strafrechtsform dieſe Verkehrung aller urſpünglichen Ab⸗ 
ſichten eintreten kann, daß bei einer Strafrechtsform die Gefahr am 
größten iſt, daß durch Schaffung eines Geſetzes, das von weiten 
Volkskreiſen abgelehnt und von ihnen als unerträglich empfunden 
wird, dem Gedanken des Anſchluſſes nicht Freunde, ſondern Gegner 
erſtehen. Das iſt ja auch ein Grund, warum wir Sozialdemokraten 
es tief bedauern, daß die Rechtsangleichung gerade auf dem Gebiete 
des Strafrechts ihren Anfang nehmen muß. 

Wir bedauern das, weil wir nicht nur eine ganze Reihe von 
Rechtsgebieten kennen, auf denen der Anſchlußgedanke viel ſieghafter 
wirkſam werden kann, Gebiete, auf denen die Rechtsangleichung viel 
mehr der Ausdruck einer ſich vertiefenden Kultur⸗, Wirtſchafts⸗, 
Schickſalsgemeinſchaft werden kann, ſondern wir beklagen es auch 
deshalb, weil wir in Oſterreich Rechtsgebiete haben, auf denen uns 
die Angleichung an das Deutſche Reich aus geſetzpolitiſchen Gründen 
viel dringender erſcheint. Es wäre ein im ganzen öſterreichiſchen Volk 
begrüßter Vorbote des Anſchluſſes geweſen, wenn gerade auf den 
Rechtsgebieten, auf denen leider bei Feſthalten an der eigenen Geſetz⸗ 
gebung ſo ſchwer eine Reform möglich iſt, vor allem der Anſchluß⸗ 
gedanke der Motor einer ſolchen Reform geworden wäre. Wir hätten 
uns vorgeſtellt, daß eine Rechtsangleichung auf dem Gebiete des Ehe⸗ 
rechts der ſchönſte Anſang der Rechtsangleichung geworden wäre, in 
einem grundlegenden Stück des Familienrechtes, das ſchon aus Ge⸗ 
fühlsgründen mehr als jedes andere geeignet wäre, für ein Volk, das 
in einer Kulturgemeinſchaft lebt und das wünſcht, ſo raſch als mög⸗ 
lich in einer ftaatlichen Gemeinſchaft zu fein, für Oſterreich und für 
das Deutſche Reich einheitlich zu ſein. Wir beklagen es, daß auf 
einem Rechtsgebiet, deſſen Auswirkungen vielfach ſo traurig ſind 
und das ſich vor allem an die Armſten der Geſellſchaft wendet, mit 
der Verwirklichung der Rechtsangleichung der Anfang gemacht wird. 

Die Rechtſertigung wird darin geſehen, daß in beiden Staaten 
Reformbeſtrebungen auf dem Gebiete des Strafrechtes beſtehen und 
daß man infolgedeſſen die gleichzeitige Reformarbeit auch zu einer 
gemeinſamen Reformarbeit werden laſſen mußte. 

Wir wollen unſerer Klage darüber, daß nicht andere Rechts- 
gebiete zunächſt Gebiete der Angleichung wurden, Ausdruck geben, 
aber dennoch beitragen, um das Gelingen des Werkes zu unterſtützen. 
Aber ich wiederhole: Es iſt ſchon im deutſchen Reichstag mit aller 
Deutlichkeit und, wie ich anerkenne, von Vertretern aller Parteien 
der Überzeugung Ausdruck gegeben worden, daß die Gemeinſamkeit 
des Entwurfs die gründliche Prüfung des Entwurfes 
nicht hindern dürfe, daß keiner Anſchauung und keiner Partei 
durch die Gemeinſamkeit des Entwurfes etwa das Recht verkürzt 
werden dürfe, den Entwurf auf ſeine Brauchbarkeit und ſeine Eig⸗ 
nung, ein Reformwerk zu bilden, genau und gewiſſenhaft zu prüfen. 
Mit dieſem Vorbehalt müſſen wir an die Behandlung herantreten. 

Eine Frage haben wir vor allem an den Bundesminiſter für 
Juſtiz zu richten, wie die Gemeinſamkeit des Entwurfes auch in 
Zukunft gewährleiſtet bleiben ſoll. Es iſt für mich kein Zweifel, daß 
der Strafrechtsreform die einzige treibende Kraft, die heute hinter ihr 
ſteht, der Gedanke an das gemeinſame Geſetz, verlorenginge, wenn die 
Gemeinſamkeit des Entwurfes in feiner Beratung ein Ende fände. 
Ich werde noch darüber zu ſprechen haben, wie ſehr dieſe Gefahr 
ſchon in dem Entwurf begründet iſt. Aber dieſe Gefahr, die würde 
natürlich ununterbrochen größer werden, je mehr die beiden Parla- 
mente unabhängig voneinander vorgehen, je mehr in den beiden Par⸗ 
lamenten die Wünſche der Parteien bei der Beratung Erfüllung 
finden, ohne daß fie ſich allenfalls nach den Entſch. und Wünſchen 
des anderen Parlamentes beſtimmen und abgrenzen können. 


(Juriſtiſche Wochenſchrift 


Der Herr Bundesminiſter hat uns empfohlen, wir mögen un? 
beeilen; da der Strafrechtsausſchuß des deutſchen Reichs ages morgen 
ſeine Beratungen beginnt, mögen wir auch raſch dazuſchauen, damit 
wir nicht zu fpät kommen. Es wird ſich ja nun nicht um ein Wett⸗ 
rennen handeln, bei dem der eine den andern zu überholen die Auf 
gabe hat. Aber die konkrete Frage, die wir an ihn richten müſſen, 
iſt die Frage, durch welches Organ dieſe Gemeinjamkeit gewähr⸗ 
leiſtet werden ſoll. Man muß ſich doch vorſtellen, daß der Verlauf 
der Beratung über ein ſolches Geſetz in ſehr hohem Maße dadure 
beſtimmt wird, daß denen, die darüber beraten, unmittelbar die 
Wünſche und Auffaſſungen der anderen zur Kenntnis kommen. x 
bin überzeugt, daß zum Beiſpiel — um das konkret darzuſtellen 
der Rechtsausſchuß des deutſchen Reichstages in vielen ſeiner Ent⸗ 
ſcheidungen vielleicht zu einer anderen Auffaſſung kommen wird, wenn 
er Gelegenheit bekommt, die öſterreichiſche Auffaſſung und die Gründe 
allenfalls abweichender öſterreichiſcher Auffaſſungen zu hören. Hier 
handelt es ſich ja um Entſcheidungen, die nur getroffen werden können, 
wenn ihnen ein gegenſeitiger Austauſch von Erfahrungen, ein gegen? 
feitiger Austauſch von Mitteilungen über die Wünſche und Ziele, die 
man anſtrebt, vorausgegangen iſt, und das läßt ſich natürlich M 
improviſieren, das läßt ſich natürlich auch nicht durch die gelegentliche 
Einſchiebung einer außerparlamentariſchen und vollkommen unvera 
wortlichen Organiſation erſetzen, ſondern das iſt nach unſerer Überzeu⸗ 
gung nur in der Weiſe zu erzielen, daß man geſetzlich dafür vorſorgt, 
daß, fo wie man einmal in Öfterreich bei der großen Zivilprozeßreform 
durch eine ſpezial⸗geſetzliche Beſtimmung eine ganz beſondere Form 
von Zuſammenwirken von Abgeordnetenhaus und Herrenhaus herb 
geführt hat, in ähnlicher Weiſe durch Spezialgeſeß eln 
geordnetes Zuſammenwirken der deutſchen und der 
öſterreichiſchen Volksvertretung oder wenigſtens der klei⸗ 
nen Körperſchaften, die die Vorberatung in den beiden Parlamenten 
durchzuführen haben, gewährleiſtet wird. * 

Ich glaube nicht, daß das irgend jemandes Empfindlichteil, 
irgend jemandes Sorge außerhalb der beiden Staaten verletzen könnte, 
wenn die beiden Parkamente bei der Erörterung eines reinen Recht 
ſtoffes ein Organ ſchaffen, das gegenſeitig Wünſche und Erfahrungen 
austaufcht. Aber wenn das nicht möglich fein ſollte, jo wäre d 2 
das mindeſte die Schaffung irgendeiner freien Verbindung von An 
gehörigen beider Parlamente, die ununterbrochen die Beratungen m 
den Ausſchüſſen begleiten, miteinander in Verbindung ſind und d 
Gemeinſamkeit aufrechterhalten, denn ſonſt wird die Strafgeſetzrefo 
in jedem der beiden Staaten ihre Wege gehen, und ſie wird — D 
ift allerdings nur meine Überzeugung —, weil die einzig wirklich 
Kraft, die hinter ihr ſteht, zerſtört wurde, in beiden Staaten 
gleicher Weiſe mißlingen. 5 0 

Im Deutſchen Reich iſt die legislative Vorbereitung der Vor — 
inſofern weiter gediehen, als das Deutſche Reich ein in Gelen 
ſtehendes Jugendgerichtsgeſetz hat, als es doch Vollzugseinrichtung⸗ 
hat, die mit denen Oſterreichs kaum verglichen werden können, 0 
dem Reichstag bereits ein Strafvollzugsgeſetz vorgelegt wurde, dur 0 
das die Lücken, die das Geſetz in bezug auf die Ergänzung dur 
Beſtimmungen über den Vollzug offen läßt, ausgefüllt werden folk 
Auch in Deutſchland iſt die Schickſalsfrage, die dieſem Entwurf - 
ſtellt wird, die Frage nämlich, wie er durch die notwendigen praze 
alen Beſtimmungen ergänzt werden wird, bisher nicht beantwore 
aber fie iſt wegen der Geſtalt des deutſchen Strafprozeſſes in man 
Nichtung in Deutſchland nicht einmal ſo dringend wie bei uns. - 

Wir aber können an die Beratung dieſes Geſetzes gar nicht er 
lich gehen, wenn man uns nicht wenigſtens beiläufig ſagt, wie 
die prozeſſualen Fragen, die ja unbedingt gelöſt ſein müſſen, 
man dieſen Geſetzentwurf ernſt meint, wie die Fragen des = 
vollzuges, die ja gelöſt ſein müſſen, wenn das Wichtigſte in die; 
Geſetz einen Sinn haben ſoll, eine Löſung finden ſollen. Es iſt un 
möglich, heute die ganze Bedeutung dieſer Vorfragen darzuſtellen, 4 
man muß vom Herrn Bundesminiſter für Juſtiz Auskunft dar 
verlangen, wie er ſich etwa die Beratung des großen Gebiete? nie 
politiſchen Delikte, die Beratung des ganzen Gebietes aller * 
die ſich gegen die Geſamtheit richten und die hier durch eine Fa, 
neuer Tatbeſtände ergänzt wurden, wie er ſich all das vorſt 5 
wenn man uns nicht klipp und klar ſagt, wie in Zukunft die 
ſtändigkeitsbeſtimmungen lauten werden, welches Gebiet L 
Rechtſprechung in Zukunft den Geſchworenen vorbehalten bleiben! 
und welche Tatbeſtände den Geſchworenen entzogen ſein ſollen. 
ja die Differenzierung nach den Strafſätzen, ſoweit ſie für die 
ſtändigkeit der Geſchworenengerichte heute maßgebend iſt, nach ‚pe 
Syſtematik des Entwurfes keine Geltung mehr hat, da die tarat 
Aufzählung dort, wo fie für die Zuſtändigkeit der Geſchworen 
gerichte beſtimmend iſt, durch den Entwurf um ihre Wee fl. 
kommen iſt, fo muß uns doch gejagt werden, was da geſchehen 0 
Es iſt doch klar, daß für uns bei allen dieſen Rechtsgebieten das 
und Auf die Frage bildet: „Wer ſoll darüber urteilen, die rar 
ob die Geſchworenenkompetenz unbeſchränkt aufrech 
bleiben foll oder nicht. Dieſe Frage kann man nicht als ne 
ſächlich behandeln und ſie etwa nach der Erledigung des Geſetzes ine 
autivorten, ſondern die klare Beantwortung dieſer Frage 
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auf Ebenſo muß man uns klar und deutlich ſagen, was in bezug 
Eil die Reform des Strafvollzuges, in bezug auf die Schaffung jener 
imrichtungen, die dieſes Gejeg zur Erfüllung feines Zweckes voraus⸗ 
etzt, praktiſch geſchehen ſoll. Es iſt einmal der Scherz gemacht wor⸗ 
n, daß in Öfterreich alle großen Reformen in der Abgabenteilung 
ihr Ende finden. Aber in dieſem Zuſammenhang wäre das kein 
Scherz. Da heljen dann nicht gegenſeitige Anklagen, ſondern das iſt 
ein Gebot der Geſetzesvorbereitung. Man kann nicht Geſetze machen 
gehen, indem man eine anerkennenswerte Gelehrten 
arbeit in Paragraphen kleidet und dem Parlamente 
vorlegt. Geſetzesvorbereitung heißt natürlich auch, 
alle anderen Vorausſetzungen für die Schaffung 
eines Geſetzes herſtellen. Und da wir nicht wollen, daß in 
Slterreich die Strafgeſetzreform, wenn fie ſchon ſcheitert, etwa bei dem 
arterl der Abgabenteilung ihr Ende findet, ſondern weil wir ihr, 
wenn ſie ſchon ein frühes Ende finden muß, einen ſchöneren Tod 
wünſchen, ſchon deshalb müſſen wir verlangen, daß der Bundes» 
miniſter für Juſtiz uns doch mit einer, wenigſtens in dieſem Stadium 
ausreichenden Beſtimmtheit ſagt, wie dieſer ſchöne Beſſerungsgedanke, 
ver ja eine der Stützen des neuen Geſetzes ſein ſoll, praktiſch in dem 
heutigen Oſterreich verwirklicht werden ſoll, in dem weit und breit ſo 
wenig von all dem an praktifchen Einrichtungen zu ſehen iſt, die 
och da ſein müßten, wenn dieſes Geſetz nicht eine leere Demonſtration 
werden ſoll. Das ſind Fragen, deren Beantwortung nach unſerer 
einung jeder ernſten Behandlung des Geſetzes vorangehen müßte. 


Wenn ich auf die Gemeinſamkeit des Entwurfes als die ſtärkſte 
Kraft, die die Reform möglich machen kann, mit ſolchem Nachdruck 
hingewieſen habe, ſo drängt ſich mir ſelbſtverſtändlich vor allem die 
Tatſache auf, daß dieſer Entwurf zu Unrecht den Namen eines ge⸗ 
meinſamen Entwurfes führt. Der Entwurf war einmal ein gemein⸗ 
lamer Entwurf. Es iſt gewiß eine der ſchönen Seiten des Entwurfes, 
daß er in ſo lebendiger Verbindung mit der Strafrechtswiſſenſchaft 
ſteht. Die wiſſenſchaftliche Wurzel, die er hat, iſt ſicher etwas vom 
Schönſten, was er trägt, aber zunächſt genügt nach unſerer Meinung 
die bloße Fundierung eines Geſezeswerkes in wiſſenſchaftlichen Auf- 
laſſungen nicht, um es praktifch durchſetzbar zu machen. Außerdem 

ja von den ſchönen Blüten, die da gerade dieſe wiſſenſchaftlichen 
urzeln erzeugt haben, ſehr vieles zugeſtutzt worden, es iſt ja davon 
nur mehr ein Reſt übriggeblieben. Seitdem der Entwurf aus den 
ebieten der reinen Wiſſenſchaft in das Gebiet der weniger reinen 
politiſchen Überprüfung gebracht wurde, ſeitdem hat er auch eine ſeiner 
chönſten Eigenſchaften eingebüßt. Der Appell des Herrn Bundes⸗ 
miniſters für Juſtiz — es war vielleicht ein Zufall, daß er bei dieſem 
ppell öfter nach links als nach rechts geſchaut hat —, aber dieſer 
Appell, den wir wegen dieſes rein phyſiſchen Zufalles ſo ſtark auf 
‚ung beziehen mußten, kommt vielleicht zu uns noch rechtzeitig, zu 
en anderen kommt er ſchon zu ſpät, weil fie die Gemeinſamkeit 
ſchon geopfert und zerſtört haben, ehe noch der Herr Bundesminiſter 
ür Juſtiz die Gelegenheit hatte, an das öſterreichiſche Parlament um 
er Gemeinſamkeit willen zu appellieren. 
Ich bin überzeugt, der RJuſteR. und der Bundes miniſter für Juſtiz 
find durch die Kürze der Zeit, die ihnen zur Beſprechung der Entw. zur 
Herfügung ſtand, nicht in der Lage geweſen, die ganze Fülle der 
Abweichungen von der Gemeinfamkeit vollſtändig dar⸗ 
zuſtellen, und inſolgedeſſen haben fie ſich mit der leiſen Andeutung der 
weſentlichſten Punkte begnügt. Der Herr Reichsjuſtizminiſter hatte 
on feinem Standpunkt aus recht, wenn er die von uns Öfterreichern 
ehr bedauerte Abweichung, die im Deutſchen Reiche eingetreten iſt, 
nämlich die Aufrechterhaltung der Todesſtrafe, als eine ſolche weſent⸗ 
iche Abweichung hervorgehoben hat, und wir öſterreichiſchen Sozial⸗ 
emokraten hoffen mit Zuverſicht, daß auf dieſem Gebiet im Laufe 
T Beratung die Gemeinfamkeit hergeſtellt werden wird. In unſerem 
inne hergeſtellt werden wird, anders bin ich wohl nicht verſtanden 
orden und andere Wünſche werden — glaube ich — auch im Deut⸗ 
chen Reiche jetzt nicht geäußert. Aber wenn in Deutſchland die 
Hervorhebung dieſes Unterſchiedes genügt haben mag, der Herr 
undesminifter für Juſtiz in Wien iſt doch etwas zu beſcheiden ge⸗ 
weſen. Zunächſt hat er den Grund des entſcheidenden Unterſchiedes, 
on dem er geſprochen hat, damit angedeutet, daß er uns geſagt hat, 
ei Mehrheit der Regierung habe fo entſchieden. Das iſt jedenfalls 
u Neueinführung. Es ift hier einmal darüber geſprochen worden, 
Mit irgendein geheimnisvolles Statut gäbe, das für Beratungen der 
iniſter Einſtimmigkeit vorſchreibt, und der Herr Bundeskanzler hat 
uns damals erklärt, ſo was gebe es nicht, aber es beſtehe ohnedies 
d ziemlich immer Einſtimmigkeit, man brauche fie nicht vorzuſchrei⸗ 
. das ſei übung. Wir hören heute zum erſtenmal, daß es ſo 
— 11 wie eine Regierungsmehrheit in der Regierung gibt. Dieſe 
atſache zeigt, daß die Regierungsminderheit bei der Vertretung ihrer 
Anſprüche bisher nicht ſehr energiſch geweſen ſein kann; denn das, 
was der Zwiſchenruf geſagt hat, wollte ich gerade ſagen: es ſcheint 
daeher Regierungsminderheit nicht zum Bewußtſein gekommen zu ſein, 
daß ſie die Mehrheit des Parlaments in der Regierung zu vertreten 
Hatte. Und manchmal ſollte ſogar in der Regierung jemand ſich daran 
erinnern, daß die anderen im Parlament, die in der Regierung nicht 
vertreten find, auch noch da find; und wenn man nun mit ihnen zu⸗ 
lammen die große Mehrheit des Parlaments bildet, dann dürfte man 
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auch in der Regierung dafür Sorge tragen müſſen, daß nicht der 
Wille der Regierungsmehrheit in der Regierung, ſondern der Wille 
der Mehrheit des öſterreichiſchen Volkes und ſeiner Vertreter in den 
Geſetzesvorlagen zum Ausdruck kommt. 

Ich werde hier nicht ausführlich darüber ſprechen, wie — auch 
vom juriſtiſchen, vom rein ſormalen Standpunkte — unredlich, un⸗ 
anſtändig die Form iſt, mit der man da von ſeiten der Regierungs- 
mehrheit in der Regierung den Kampf gegen eine menſchliche Regelung 
des Abtreibungsparagraphen erledigen wollte. Das iſt eine nach 
meiner Überzeugung abſolut unanſtändige Form. Es iſt eine Er⸗ 
ledigung gegen beſſeres Wiſſen, es iſt eine Erledigung gegen alle Er⸗ 
fahrung. Kein Menſch bei dieſer ſog. Regierungsmehrheit oder Mehr⸗ 
heit der Regierung hat ſich etwa vorgeſtellt, daß der Arzt, der in 
einer ſchweren Stunde einer ſchwangeren Frau Hilfe bringt und der 
keinen anderen Weg findet als den der Unterbrechung der Schwanger⸗ 
fchaft, ins Gefängnis wandern ſoll: und dennoch hat man ein Geſetz 
bewußt gemacht, das dies vorſchreibt und das dem Arzte die Pflicht 
auferlegt, einen beſonderen Notſtand nach irgendwelchen kaſuiſtiſchen 
Erwägungen nachzuweiſen; ſtatt die anſtändige vorgelegene Form zu 
wählen, die nicht nur dieſer Entwurf, ſondern fo viele geltende Geſetze 
der öſterreichiſchen Volksvertretung zeigen, den anſtändigen Weg, das, 
was doch ſelbſtverſtändlich jeden verbrecheriſchen Tatbeſtand ausſchlie⸗ 
ßen muß, im Geſetze feſtzulegen und anzuerkennen, dem Arzte deutlich 
zu ſagen, was ihm erlaubt iſt. Ich bewundere den Mut der Ver⸗ 
faſſer dieſer Begründung, daß fie noch Kritik üben an dem korrekten 
Weg, den da der deutſche Entwurf gegangen iſt. Der Weg, der hier 
gewählt wird, iſt ein Winkelzug, iſt einfach ein Verſuch, ſich um die 
Löſung einer Frage, die in unſerer Zeit nach Löſung verlangt, herum⸗ 
zudrücken, iſt ein Verſuch, den Gerichten eine Laſt aufzulaſten, die 
man ihnen anſtändigerweiſe nicht auferlegen darf. Das iſt ein in 
gleicher Weiſe unanſtändiger und unmenſchlicher Verſuch, mit der 
Frage fertig zu werden. 

Aber es gibt — und davon hat der Herr Bundesminiſter für 
Juſtiz, offenbar weil er mit der Zeit ökonomiſcher umgehen wollte, 
als ich es tue, nicht geſprochen — in dieſem Geſetz noch kleine 
Unterſchiede; kleine Unterſchiede wohl in bezug auf den Raum, den 
ſie einnehmen, aber der Herr Bundesminiſter für Juſtiz wird den 
alten Witz kennen von dem kleinen Unterſchied zwiſchen Bub und 
Mädel. Und dieſer kleine Unterſchied iſt das, was ſich einem hier 
aufdrängt: dieſer deutſche Geſetzentwurf iſt mit einem beſonderen Ver⸗ 
fahren gereinigt worden, ehe er den Weg in das öſterreichiſche Par⸗ 
lament gefunden hat. 

Man hann dieſes Verfahren nur bewundern. Es iſt das Ver⸗ 
ſahren einer klerikalen Säuberung geweſen, es ift ein Verfahren, das 
allerdings in einer kaum bemerkbaren Weiſe in dieſem Entwurf 
alles entfernt hat, was auch nur in entfernteſter Weiſe eine Einſluß⸗ 
nahme der Staatsgewalt auf kirchliche Angelegenheiten herbeiführen 
Könnte. Und wie ängſtlich da die Herren von der Mehrheit der Re⸗ 
gierung — vielleicht waren da alle einig bei der Feſtſetzung dieſer 
Ausnahme — beſorgt waren, das zeigt ſich daraus, mit welcher klein⸗ 
lichen und peinlichen Genauigkeit fie ſelbſt prakliſch kaum vorſtellbare 
Fälle der Ingerenz des Staates entzogen haben, die etwa die Kirche 
mit dem Staate in Verbindung bringen könnten. Vor allem gilt 
allerdings nicht die Berufung auf die Bedeutungsloſigkeit des Falles, 
ſondern es gilt das in ſeiner ganzen Schärfe bei dem entſcheidenden 
Unterſchied — den durfte der Herr Bundesminiſter für Juſtiz nicht 
überſehen —, daß bei den Religionsdelikten die Mehrheit der Re⸗ 
gierung ſich wieder einmal in bewußtem Gegenſatz geſtelll hat zu der 
Fülle der Entſcheidungen, die inzwiſchen die höchſten Gerichte des 
Bundes gefällt haben, zu der Fülle der Entſcheidungen, die auf⸗ 
geräumt haben mit dem Unfug der geſetzlich anerkannten Religions⸗ 
geſellſchaften. Und diesmal war doch wirklich nicht etwa das Preſtige 
eines klerikalen Unterrichtsminiſters auf dem Spiele, ſondern diesmal 
lag doch ein einwandfreier deutſcher Entwurf als Muſter vor, der von 
den im Deutſchen Reiche beſtehenden Religionsgeſellſchaften ſpricht, 
der genau das als geltendes deutſches Recht vorſah, was nach den 
Entſcheidungen der höchſten Gerichte der Republik auch in unſerer 
Republik geltendes Recht iſt. Und trotzdem hat man wieder einmal 
bewußt dieſen klerikalen Vorſtoß unternommen und hat hier den 
Schutz, den man religiöſen Einrichtungen und Gebräuchen, den Schutz, 
den man gegen ſonſtige Inſulten Religionsgeſellſchaften gewährt, auf 
die im Geſetze anerkannten beſchränkt, eine Be⸗ 
ſchränkung, die wir als ganz indiskutabel bezeichnen. Wir ſehen 
gar nicht ein, warum auf dieſem Gebiete die Angleichung nicht voll⸗ 
zogen werden ſoll, warum auf dieſem Gebiete die Religionsgeſellſchaft, 
die im Deutſchen Reiche Geltung hat und dort vollen Reſpekt genießt, 
wenn fie ſchon einmal da iſt, nicht auch in Öfterreich ſich desſelben 
Reſpektes erfreuen darf. Das iſt ein Gebiet, das im großen Bereich 
des gegenſeitigen Verkehres eine Rolle ſpielen kann. Wir wünſchen 
auch gar nicht geiſtigen Auffaſſungen, mögen fie religiös betont fein, 
die im Deutſchen Reiche Geltung bekommen, dort Anhänger werben, 
die Möglichkeit, bei uns zu wirken und ſich durchzusetzen, zu ver⸗ 
ſchließen. Wir wollen in jeder Beziehung die geiſtige Gemeinſchaft mit 
dem Deutſchen Reiche ungehindert aufrechterhalten. Und ſchon aus 
dem Grunde, weil es ſich hier um ein ſehr ernſtes Gebiet der geiſtigen 
Gemeinſchaft handelt, lehnen wir dieſen — ich darf wohl ſagen — 
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auch ſehr kniffigen Verſuch, mit der Anderung eines Wörtchens ein 
ganz anderes Recht zu ſchaffen, ſehr entſchieden ab. Aber das gilt 
auch von den Beſtimmungen über den Schutz der Wahlen. Sonderbar. 
Es wird die Ausſchließung der Geltung dieſer Schutz⸗ 
beſtimmungen für Wahlen zu Religionsgeſellſchaf⸗ 
ten, trotzdem ſie im Deutſchen Reiche auch für dieſe gelten ſollen, 
damit begründet, daß man uns ſagt, in Oſterreich iſt die Mehrheit 
der Bevölkerung katholiſch, und infolgedeſſen beſteht ein ſolches Be⸗ 
dürfnis nicht. Zunächſt wäre das für jeden verſtandigen Menſchen 
ein Grund fürs Gegenteil: wenn die Mehrheit der Bevölkerung in 
Oſterreich katholiſch iſt und an den Beſtimmungen kein Intereſſe hat, 
ſo berührt es ſie ja noch weniger, wenn dieſe Beſtimmungen für die 
Angehörigen anderer Religionsgeſellſchaften in Geltung ſind. Aber 
es iſt nicht wahr: es gibt auch in der katholiſchen Kirche Einrich⸗ 
tungen, die ſicherlich Wahlen ſind, und wenn ſie einmal Wahlen ſind, 
dem Geſetze unterliegen. Es iſt alſo kein Zweifel, es handelt ſich 
hier um den Verſuch, jede kirchliche Betätigung dem Arm, der Auf⸗ 
ſicht des Staates zu entrücken. 

Noch draſtiſcher wird das bei der Beſtimmung, die plötzlich not⸗ 
wendig geworden iſt — ſie iſt ja eine der Erfindungen dieſes Enk⸗ 
wurfes —, wonach die wiſſentliche Einhebung nicht ge⸗ 
ſchuldeter Steuern verboten iſt. Ich weiß nicht, ob das 
nicht ſo ein Breitner⸗Paragraph ſein ſoll oder ob er doch aus größe⸗ 
ren Erwägungen heraus erfunden wurde. Aber warum dieſe Be⸗ 
ſtimmung für diejenigen, die nicht den weltlichen, ſondern den geiſt⸗ 
lichen Zehent einheben, nicht Geltung haben ſoll, warum ſie hier in 
Oſterreich plötzlich, wenn das große deutſche Voll im Reiche ſich dieſe 
Ausdehnung auch auf die Eintreiber des kirchlichen Zehents gefallen 
läßt, nicht Geltung haben ſoll, das verſteht man nur, wenn man ein 
gelernter Oſterreicher iſt, wenn man weiß, wie die Mehrheit dieſer 
Regierung ausſieht. Aber Rechtsangleichung kann man das doch nicht 
gut nennen. 

Dasſelbe gilt für die Verpflichtung zur Wahrung des Steuer⸗ 
geheimniſſes. Heute werden bei den Religionsgenoſſenſchaften, die 
Steuern einheben, die Steuern auf Grund der Perſonaleinkommen⸗ 
ſteuer eingehoben, und es iſt kein Grund, warum man dieſen Körper⸗ 
ſchaften nicht dieſelben Pflichten auferlegen ſoll, die man den weltlichen 
Steuereinhebern auferlegt. 

Ich will dieſe Beiſpiele nicht weiter fortſetzen, aber man ſieht 
bis ins kleinſte Detail: die Rechtsangleichung in allen Ehren dort, 
wo fie die reaktionären Auffaſſungen der Mehrheit der Regierung 
unberührt läßt. Wo aber die Reaktion einen Wunſch hat, dort iſt 
ihr die Rechtsangleichung vollſtändig gleichgültig, dort hat ſie nicht 
einen Moment gezögert, dieſes Geſetz, dem als ſchönſter Schmuck die 
Gemeinſamkeit anhaften ſoll, ruhig nach ihren Bedürfniſſen zu 
adaptieren. 

Es hat uns ja ſchon der Herr Nationalrat Schönſteiner öffent⸗ 
lich angekündigt, daß die Chriſtlichſozialen eine weitere Verſchärfung 
der Beſtimmungen über Religionsdelikte beantragen werden und 
daß ſich die Parteien der Mehrheit in allen Kulturfragen eine Son⸗ 
derſtellungnahme vorbehalten. Das heißt, man hat von vornherein 
erklärt: Gemeinſamkeit des Entwurfes, das ſpielt für uns gar 
keine Rolle, wenn wir klerikale, reaktionäre Sonderwünſche haben. 
Der Herr Bundesminiſter für Juſtiz wird verſtehen, wie notwendig 
es iſt, daß er ſeinen Appell — ich nehme an, er hat es ſchon getan, 
allerdings, wie er uns geſagt hat, vergeblich — an die Mehrheit der 
Regierung und an die Regierungsmehrheit in gleicher Weiſe und 
vor allem richtet. Denn dort iſt die Gemeinſamkeit bereits zerſtört 
worden, und ich wiederhole: Nichts gefährdet dieſe Reform mehr als 
dieſes Vorſpiel, das die Reform bereits erlebt hat. 

Der Herr Bundesminiſter für Juſtiz hat ſich auch die Be⸗ 
gründung des deutſchen Entwurfes in ſeinen Ausführungen zu 
eigen gemacht, mit denen er die Abweichung in den Beſtimmungen 
über die richterliche Entſcheidung gegen Unzurech⸗ 
nungsfähige, minder Zurechnungsfähige und Trunhſüchtige 
rechtfertigen wollte. Ich kann nicht finden, daß dieſe Rechtsver⸗ 
ſchiedenheit hier die Verſchiedenheit des Strafrechtes rechtfertigt. 
Ich halte mit Einſchränkungen, die ſich im Laufe der Behandlung 
des Geſetzes noch zum Ausdruck bringen laſſen werden, die 
öſterreichiſche Auffaſſung für viel glücklicher. Aber 
ihre praktiſche Durchſetzbarkeit iſt genau ſo wie im Deutſchen Reiche 
eine Frage der Sicherſtellung der finanziellen Mittel, und 
es iſt infolgedeſſen nur eine Selbſttäuſchung, wenn man glaubt, 
durch eine andere Textierung einen anderen Tatbeſtand für den Ge⸗ 
ſetzgeber hergeſtellt zu haben. In Wirklichkeit ſteht die Sache bei 
uns genau ſo wie im Deutſchen Reiche, und ſolange uns der Herr 
Bundesminiſter für Juſtiz auf die Fragen, die ich mir an ihn zu 
ſtellen erlaubt habe, keine Antwort gegeben hat, ſo lauge wird der 
Vorzug der öſterreichiſchen Textierung theoretiſch ein Vorzug, 
praktiſch aber ganz wertlos bleiben. 

Wenn ich mir nun erlauben darf, zu dem Geſetze ſelbſt, wie 
es heute vorliegt, ein paar Worte zu ſagen, ſo möchte ich zunächſt 
bemerken, daß wir Sozialdemokraten jedem Strafgeſetz mit einer 
gewiſſen Reſerve gegenüberſtehen, wenn es — und das wird ja von 
feinen Urhebern nicht geleugnet — ein Geſetz iſt, das den kapita⸗ 
liſtiſchen Staat, der es ſchafft, in ſeinem Beſtande ſichern, ſeine 


Einrichtungen ſchützen und vor jeder Anderung bewahren ſoll. Ein 
ſolches Geſetz kann von uns nur als ein Geſeßz betrachtet werden, 
das wir gewiß mit zu ſchaffen bereit ſind, wenn es den beſtehenden 
Rechtszuſtand weſentlich beſſert, das aber nur eine Etappe bedeuten 
kann. Das iſt nicht unſer Strafgeſetz, das iſt nicht das Strafgeſeß, 
wie wir es wünſchen, und dennoch glauben wir, von den grundlegen 
den Wünſchen, die wir an ein Strafgeſetz ſtellen, kann auch in un? 
ſerer Zeit und kann auch von einem bapitaliſtiſchen Staat mehr 
erfüllt werden, als in dieſem Entwurf geſchieht. Die entſcheidende 
Frage, die man an ein Strafgeſetz ſtellen muß, iſt nicht die Frage, 
welchem wiſſenſchaftlichen Syſtem es folgt, welchen wiſſenſchaftlichen 
Grundgedanken es ſich zu eigen gemacht hat, ſondern die er te 
Frage, die wir an ein Strafgeſetz ſtellen, iſt die Frage, welche 
Rechtsgüter es zu ſchützen unternimmt, und danach har 
ſich die ganze Syſtematik, hat ſich alles in dem Geſetz zu richten. 
Ein Strafrecht machen heißt, gewiſſen Rechtsgütern, deren chuß 
im Intereſſe der Volksgeſamtheit notwendig iſt, den nötigen Schuß 
zu gewährleiſten. Man muß daher vor allem wiſſen, welches 
Rechtsgut man ſchützt. 

Da haben wir bei gewiſſenhafter Durchſicht dieſes Geſetzes den 
ausreichenden Schutz eines Rechtsgutes vermißt, das, wie wir 
glauben, allen Parteien dieſes Hauſes nicht gleichgültig ſein dürfte 
— das iſt der Schutz der menſchlichen Arbeitskraft. Sie it 
genau ſo wichtig wie etwa das Privateigentum, deſſen Schutz in 
dieſem Geſetze eine ſehr große Rolle fpielt. Sie iſt ja für den, der 
darüber verfügt und der ſie verwerten muß, in den meiſten Fällen 
ein viel wertvolleres Rechtsgut als anderes Privateigentum. In- 
folgedeſſen muß die menſchliche Arbeitskraft unter die Rechts“ 
güker, um deren Schutz es ſich handelt, aufgenommen werden, i 
folgedeſſen muß endlich auch die Strafgeſetzgebung ſich zu der Über? 
zeugung bekennen, daß derjenige, der menſchliche Arbeitskraft über 
Gebühr ausnützt, der menſchliche Arbeitskraft auswuchert, ein 
ebenſo ſchweres Delikt begeht wie derjenige, der Unrecht an 
Privateigentum begeht, daß ihn das Strafgeſetz genau fo zu ſtrafen 
hat wie denjenigen, der andere Rechtsgüter verletzt, durch deren 
Verletzung die Geſellſchaft geſchädigt wird. Und ich ſage eine Selbst. 
verſtändlichkeit, wenn ich ſage, daß die Erfüllung dieſes Wunder 
für unfere Beurteilung des ganzen Geſetzes von der allergrößt 
Bedeutung iſt. Wir können uns nicht vorſtellen, daß man im Ja = 
1927 in der Republik Sfterreic ein Strafgeſetz macht, das die Ar 
beitskraft nicht unter die ſtrafgeſetzlich geſchüßten Rechtsgüter aufnimmt. 

Wenn ich darauf hingewieſen habe, daß die wiſſenſchaft, 
lichen Grundlagen, auf denen der Entwurf fußt, das Sym 
pathiſcheſte ſind, was er ſeit ſeiner erſten Entſtehung behalten 
hat, jo können wir doch nicht daran vorübergehen, daß MM 
ſchwerer iſt, als wiſſenſchaftliche Erkenntniſſe und Überzeugung 
tatſächlich zu verwirklichen, praktifch brauchbar zu machen. Mis 
begreifen, daß dabei die wiſſenſchaftliche überzeugung manches 
von ihrer Konfeauenz aufgeben muß, wenn fie pralkkiſch brauchbat 
ſein ſoll, wenn fie verſchiedene und verſchieden gerichtete Wünſche 
befriedigen ſoll. Aber wir find der Meinung, jo weit mußte! 
Zuſpitzung nicht gehen, als ſie in vielen Beziehungen gegangen if. 
Wir ſind aber umgekehrt auch der Meinung, in anderen Beziehun 
gen, dort, wo das, was der Herr Bundesminiſter für Juſliz 3 
Mehrheit der Regierung nennt, dieſe wiſſenſchaftlichen überzeugt 
gen offenbar ſehr ſympathiſch aufgenommen hat, dort leidet de 
Entwurf — ich ſage damit das, was ich zu ſagen habe, in ba 
freundlichſten Form, in der es ſich ſagen läßt — an einem Dokt! 
narismus, der ganz unmöglich und unerträglich ift. Und das * 
vor allem von jenen Teilen des Geſetzes, die nach meiner übe 
zeugung einen Rechtszuſtand ſchaffen würden, der Schlechter it | 
der in Oſterreich geltende Zuſtand. Wenn die Gemeinſamlkeit 
Geſetzgebung in einem höheren Sinne gerechtfertigt fein foll, wen, 
ſie den Anſchlußgedanken fördern ſoll, ſo müßte nach unſerer luder 
zeugung ein gemeinſames Strafgeſetz der Geſamtheit der Bev 
kerung in beiden Staaten gegenübertreten als ein Werk erleuc 
teter Humanität, als ein Werk menſchlicher Einſicht in das, "2 
Menſchen mit Strafgerichten in Konflikt bringt. Das müßte i 
jeder Beſtimmung durchleuchten. Ich werde aus Wendungen, I 
in Reden gebraucht werden, nicht zu weitgehende Schlüſſe dee 
aber nach unſerem Geſchmack iſt von den Parteien, die ungefaß, 
politiſch dasſelbe bedeuten wie die Mehrheit der Regierung .. 
Siterreich, ſchon bei der Beratung im deutſchen Reichstag zu v at 
von der Schärfe des Geſetzes, zu viel von all den Anforderung 
geſprochen worden, die man an ein ſtrenges Geſetz ſtellt, und 95 
war vielleicht nicht der angenehmſte Ton, den 7755 
gehört haben, das Wort von der „Humanit ae, 
Dufelei“, die, wie verſichert wurde, die ſem 62 
ſetzentwurf fremd ift. „Humanitätsduſelei“ — ein Wort ae, 
der Höhe des in „ſterreich bodenſtändigen von der „Fürſorge 
inflation“, ein Wort, das man in unſerer Zeit, in einer Zeit 175 
fo viel grauenhaftem Elend, in einer Zeit mit jo viel rauenhaf if 
Schwierigkeiten in jeder Beziehung nicht ausſprechen ſollte. Es ine 
nach unſerer Überzeugung kein Vorzug des Geſetzes, wenn er. 
Verfaſſer es von der Humanitätsduſelei freizuhalten bemüht ware 
Das iſt wohl der Grund, daß dieſes Staatsgeſetz in vieler Beziehnn 
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hinter den heutigen öſterreichiſchen Rechtszuſtand zurückführt, und 
SZ Heide Staaten ein gemeinſames Geſetz machen wollen, jo kaun 
* das in jenem idealen Sinne, wie ich ihn meine, nur gerecht⸗ 
= fein, wenn beide aus den beſtehenden Geſetzgebungen zunächſt 
Fortſchrittlichſte, das Menſchlichſte auswählen und es für alle 
Dan an machen, aber es kann doch die Rechtfertigung nicht 
5 aan liegen, daß der eine Staat das, was im anderen reaktionär, 
übe im anderen unmenſchlich iſt, um der Gemeinfamkeit willen 
nicht eum. Von dieſen Methoden iſt aber der Entwurf leider 
JE frei. Ich möchte das heute nur an ganz wenigen Beiſpielen 
di euchten. Ich möchte nur daran erinnern, daß der Entwurf — 
e praktiſche Bedeutung wird jeder ſofort erkennen, wenn ich von 
em im Mittelpunkt der öffentlichen Aufmerkſamkeit ſtehenden De⸗ 
— der Fruchtabtreibung ſpreche — vielleicht in doktrinärer An⸗ 
nung an Entſcheidungen des deutſchen Reichsgerichtes in der 
dehre vom Verſuch in einem Atem den Mangel an Tat⸗ 
teſtand als belanglos bezeichnet, den Verſuch mit un⸗ 
prglichen Mitteln aber als ſtrafbar erklärt und damit natürlich 
vtaktiſch Möglichkeiten ſchafft, die entſetzlich find. Das iſt auch 
et das Ergebnis der Gedankenarbeit eines reinen Gelehrten, 
nge die Logik zu ſolchen Erkenntniſſen geführt hat, aber der Prak⸗ 
tet, der humane Geſetzgeber muß erkennen, daß hier ein Gebiet 
oe, wo ſich die Tatſachen mit der Wiſſenſchaft — dieſer Wiſſen⸗ 
ufftt — nicht mehr in Einklang bringen laſſen, wo das Geſetz 
gufbört, menſchlich zu fein. Wenn ich bei dem Beiſpiel bleibe: 
eint man wirklich, man kann den Verſuch einer Fruchtabtreibung 
= einer Frau, die gar nicht ſchwanger iſt, mit ſchweren Strafen 
fi drohen? Man kann die Frau, die ein Glas Rotwein trinkt, weil 
hi damit die Frucht abtreiben will, deshalb, weil fie fo böfe Ab⸗ 


1 ichten gehabt hat, einſperren? Das alles ſind Dinge, die aus einem 


Hadlichen Doktrinarismus ſtammen, aber natürlich denen, die im 
ſtrafgeſetz ein Mittel ſehen wollen, mit dem man immer ein⸗ 
kiaren und wieder einſperren kann, zuſagen. Solche Dinge ſind in 
nem humanen Geſetz unmöglich, auch dann, wenn dadurch die 
ie Hiematik ein bißchen weniger ſchön wird. Man hat in dieſem Ge- 
0b die Beſtimmungen neu formuliert, die die Schuldformen regeln 
Fa Beginnen, das gewiß, ſoweit es wiſſenſchaftlichen Motiven 
‚Ipringt, anerkennenswert iſt, aber gar keine Anerkennung ver⸗ 
Bu, wenn es ein Geſetzeswerk werden ſoll, das, wie uns hier ge⸗ 
5 wird, für Jahrzehnte gelten und, wie in Berlin geſagt wird, 
N Jahrhundertwerk ſein ſoll, da ſoll man durch die Kodifizierung 
nic Reichsgerichts⸗ oder oberſtgerichtlichen Entſcheidungen doch 
ht dem Durchdringen menſchlicherer Auffaſſungen vorbeugen. 
a ſoll man doch nicht, um — ich weiß nicht, was für höchſte 
hariſtiſche Güter es gibt — etwa den Dolus eventualis vor jeder 
bunechtung in der Rechtſprechung zu bewahren, ihn in einem Jahr⸗ 
imſdertwerk feſtlegen, damit ein Jahrhundert lang niemand mehr 
fü tande ſei, die unmenſchlichen Konſequenzen, zu denen er etwa 
uhren Kann, zu erſchüttern. Das iſt nicht mehr wiſſenſchaftliche Ar⸗ 
det ſondern das iſt Doltrinarismus mit reaktionärer Geſetzgeberei 
Rnüpft, Das iſt ein Fehler, der dem Entwurf an fo vielen 
teilen anhaftet, daß man ihn bis zu Ende durchbeſprechen müßte, 
enn man vollſtändig ſein wollte. 
„Noch in anderer Beziehung ift dieſe Klage ſchon heute bei der 
& Leſung zu erheben. Wir haben in der Nachkriegszeit gewiſſe 
heniangenſchaften in unſer Strafgeſetz eingeführt. Das, was uns 
aadte der Herr Bundesminiſter für Juſtiz geſagt hat, klingt etwas 
Ades, als der Reichsjuſtizminiſter in Berlin es dargeſtellt hat. 
Fr * Herr Bundesminiſter für Juſtiz hat den Zuſtand der heutigen 
ſerreichiſchen Strafgeſetzgebung jo geſchildert, als wenn etwa heute 
ch unverändert das in Geltung wäre, was im Jahre 1803 ge⸗ 
ten hat. Der Herr Reichsjuſtizminiſter hat ſchon 
= die ſtarken Abänderungen erinnert, die ſich 
itdem vollzogen haben, und wir legen Wert darauf, daran 
erinnern, weil ſich hier mancher menſchliche und humane Ge⸗ 
niche durchgeſetzt hat, der leider in dieſem Geſetz entweder gar 
Iren oder nur in ſehr abgeſchwächter Form wieder zum Ausdruck 
t unt. Man verſteht es nicht, warum man die ſegensreiche Einrich⸗ 
gebe der bedingten Verurteilung oder, um bei dem richtigen Sprach⸗ 
ei zauch zu bleiben, des bedingten Straferlaſſes fo ſehr 
iſchränkt und verwäſſert, warunt man fie an ſtrengere Vor⸗ 
ſetzungen knüpft, warum man ihr Anwendungsgebiet einſchränkt, 
tum man aus den glücklichen Erfahrungen, die in der Begrün⸗ 
ung beider Geſetze ausdrücklich anerkannt werden, nicht die An⸗ 
digung zur Weiterentwickhlung und Ausbreitung der Anwendung 
* Rechtseinrichtung, ſondern warum man daraus einen Anlaß zu 
‚ter Einſchränkung entnimmt. Das ſind Dinge, die man nicht verſteht. 
Ebenſowenig iſt es verſtändlich, warum man auf der einen 
e mit Recht darum beſorgt iſt, daß der, der einmal durch ein 
Hahn la dem Strafgerichte verfallen iſt, den Weg zur Rückkehr 
= e, warum man den Vorwurf einer ausgeſtandenen Strafe, 
enn er nicht aus ſachlich triftigen Gründen erfolgt, mit einer 
Ye: Trennenswerten Strenge ahndet, es aber auf der anderen Seite 
0 vie will, daß einem Menſchen, der einmal verurteilt wurde, 
bie Wahlrecht ſelbſt bis zu zehn Jahren entzogen wird. Für 
Ausübung des Wahlrechtes ſpielt das wahrlich keine Rolle; 
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aber wir haben ja in Sfterreich geſehen, was das bedeutet; wir 
haben in Sſterreich geſehen, daß bei jeder Wahl in der Hand der 
Mehrheitsparteien die Verzeichniſſe aller Vorbeſtraften waren. Ich 
werde von den Übertreibungen in bezug auf den Wahlausgang, die 
ſich daran geknüpft haben, nicht ſprechen; ob dieſe paar hundert 
Menſchen gewählt haben oder nicht, das hat gewiß keine Rolle 
geſpielt. Aber für dieſe Menſchen war das in vielen Fällen der 
Verluſt ihrer Exiſtenz. Sie haben ſich jahrelang durch anſtändige 
Führung großes Vertrauen erworben, kein Menſch hat mehr daran 
gedacht, daß ſie jemals mit dem Geſetze in Konflikt gekommen 
waren, und jede Wahl von neuem erneuert das Martyrium dieſer 
Menſchen, brandmarkt fie in den Augen der anderen und gefähr⸗ 
det ihre Exiſtenz. Ich frage, ob das einen Sinn hat, worin die 
beſſernde und erziehende Wirkung einer ſolchen Maßregel be⸗ 
ſtehen kann? Das öſterreichiſche geltende Recht gewährt in den 
meiſten Fällen nach fünf Jahren das Recht auf Tilgung der 
Strafe, auf Herſtellung eines Zuſtandes, als wenn der Ver⸗ 
urteilte nie beſtraft worden wäre. Während das geltende öſter⸗ 
reichiſche Recht dieſe nach unſerer überzeugung ſo lange Zeit nur 
feſtſezt, weil man bei ihrer Einführung auch erproben wollte, 
läßt der Entwurf für ſolche Menſchen Folgen zu, die zehn Jahre 
dauern, ſie zehn Jahre mit der ununterbrochenen Gefahr der 
ſchuldloſen Einbuße ihrer Exiſtenz bedroht. Das ſind Dinge, die 
nicht aus einer ernſten Erwägung deſſen, was zur Beſſerung und 
Erziehung notwendig iſt, ſondern aus einer gewiſſen reaktio⸗ 
nären Grundanſchauung der Verfaſſer entſpringen müſſen. 

Genau ſo ſteht es mit den Beſtimmungen über den Verluſt 
der Amitsfähigkeit. Glaubt man ernſtlich, daß es möglich iſt, den 
Verluſt der Amtsfähigkeit ohne jede taxative Aufzählung der 
ſtrafbaren Handlungen, in denen er nach dem allgemeinen Gefühle 
unentbehrlich iſt, einführen zu können? Glaubt man wirklich, ſich 
vorſtellen zu können — dabei noch bei der weiten Ausdehnung, 
die in dieſem Strafgeſetze der Begriff des öffentlichen Amtes be⸗ 
kommen hat —, daß jedem Menſchen, der drei Monate Gefängnis 
bekommen hat, dauernd ſeine Exiſtenz ohne Rückſicht darauf ge⸗ 
nommen werden kann, was für ſtrafbare Handlungen er begangen 
hat? Das ſind Übertreibungen, die ſchon, wenn man ſie nur dar⸗ 
ſtellt, als Übertreibungen erkennbar werden. 

Oder ich frage jeden öſterreichiſchen Strafrechtslehrer, ich 
frage jeden Menſchen, der einmal im Leben mit öſterreithiſchen 
Gerichten zu tun gehabt hat: Hat jemals die Beſtimmung 
des öſterreichiſchen Geſetzes, daß bei idealem Zu- 
ſammentreffen mehrerer ſtrafbarer Handlungen der 
höchſte Strafſatz zur Anwendung kommen ſoll, nicht 
ausreicht? Hat man jemals damit nicht ſein Auslangen ge⸗ 
funden? Kann man bei dieſem Entwurfe, der doch einen ſo weiten 
Strafrahmen zieht, nicht immer und unter allen Umſtänden auch 
bei der Idealkonkurrenz, die doch ein Unglück ift, das in der Regel 
nicht der Miſſetäter, ſondern das Strafgeſetz angeſtellt hat, mit 
dieſer Beſtimmung des öſterreichiſchen Geſetzes auskommen? Der 
Entwurf glaubt — und ich vermute, da war wieder die Angleichung 
im ſchlechten Sinne entſcheidend — eine Zuwage für den Richter be⸗ 
reitſtellen und ihm das Eineinhalbfache — warum nicht das Ein⸗ 
eindrittel- oder Eineinviertelfache? — des Strafſatzes freiſtellen 
zu müſſen. 

Das ſind lauter Dinge, die man nicht begreift, wenn man ſich 
vor Augen hält, daß die reinen Anreger dieſes Geſetzes, 
die Wiſſenſchaftler, doch immer wieder geſagt 
haben, ſie wollen ein Geſetz, das human iſt, das 
den Gedanken der Menſchlichkeit und des Mitgefühles mit dem 
Täter zum Ausdruck bringt und das ſtreng nur unter ganz an⸗ 
deren Vorausſetzungen ſein will und in einem ganz anderen 
Sinne, als es in dieſen Beſtimmungen geſchieht. 

Die Einzelkritik wird Sache der Beratungen im Ausſchuſſe 
ſein. Wenn ich einiges vorweggenommen habe, ſo iſt es geſchehen, um 
die allgemeine Kritik an dem Entwurf an ein paar Beiſpielen zu 
rechtfertigen. Dieſe unſere Auffaſſung des Entwurfes trifft aber natür⸗ 
lich in noch höherem Maße auf ſeinen beſonderen Teil zu. Die Geſetz⸗ 
gebung beider Staaten ſollte ſich einen Grundſatz vor Augen halten, 
der auch in der Strafrechtswiſſenſchaft nicht angefochten iſt: daß man 
ſtrafbare Tatbeſtände nicht ohne Not herſtellen, daß man kri⸗ 
minelle Tatbeſtände nicht erfinden ſoll, wenn das Leben nicht zu 
ihrer Feſtſtellung zwingt. Und nun muß ich, wenn ich die politi⸗ 
ſchen Delikte allein, die in dieſem Strafgeſetz neu geſchaffen werden 
ſollen, anſehe, mich fragen, ob es wirklich notwendig iſt, ſie zu 
ſchaffen. Ich anerkenne es, wenn etwa alle Mitglieder der Lan⸗ 
desregierungen einen beſonderen ſtrafrechtlichen Schutz genießen 
ſollen. Aber ſoviel ich weiß, waren doch grobe Beleidigungen, die 
ſtrafbar waren, die alſo außerhalb der Volksvertretungen verübt 
wurden, bisher ein Spezialgebiet, das Sie ſich vorbehalten hatten. 
Sie haben ja ohne die entſprechende Behandlung derjenigen, die den 
Namen Seitz und Breitner uſw. tragen, Ihre Agitation nicht 
führen können. Es iſt gewiß ſchön, wenn Sie ſagen, Sie wollen 
ſich jetzt ſo große Beſchränkungen auferlegen, wollen alle ſofort 
vor den Strafrichter kommen, wenn Sie eine Breitner⸗Beleidigung 
begehen. Ich habe von Breitner keine Vollmacht, aber ich glaube, 
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ruhig für ihn Sagen zu können: er wünſcht das gar nicht, und 
die übrigen Mitglieder der Wiener Landesregierung, die ja in 
der Regel allein Zielpunkt ſolcher Angriffe, wie ſie das Geſetz da 
umſchreibt, zu ſein pflegten, verzichten auch auf dieſen erhöhten 
Schutz; ſie brauchen ihn gar nicht, und es iſt nicht nötig, deshalb 
gleich Beſtimmungen zu ſchaffen, die dem öſterreichiſchen Geſetz 
bisher ſo fremd waren. 

Wir find ja in Öfterreich bei der Kürze des menſchlichen 
Lebens durch die Bemühung, den öſterreichiſchen Länderſeparatis⸗ 
mus ganz zu verſtehen, ſo in Anſpruch genommen, daß wir nicht 
noch Zeit haben, den Fremden zu ſtudieren. Es mag ſein, daß das, 
was die Begründung des Entwurfes von den Landesregierungen 
behauptet, für die deutſchen Landesregierungen gilt. Ich bitte, 
Bayern iſt ein Staat, deſſen Bevölkerung viel größer iſt als die 
Bevölkerung ganz «ſterreichs; fein Selbſtändigkeitsſtreben iſt, wie 
auch wir wiſſen, doch ganz anders zu beurteilen als etwa das des 
Landes Vorarlberg. Infolgedeſſen mag ja dort die Begründung 
zutreffen, daß die Landesregierungen Repräſentanten der Staats⸗ 
gewalt in den Ländern ſind und daß infolgedeſſen dieſe Regierun⸗ 
gen den übertriebenen Schutz genießen, den ihnen die Beſtimmun⸗ 
gen über Landesverrat gewähren. Aber die öſterreichiſchen Landes⸗ 
regierungen mit all dem Schutz auszurüſten, der da in den Be⸗ 
ſtimmungen über Landesverrat enthalten iſt, und — es iſt wohl ein 
ſchlechter Scherz — auch gegeneinander auszurüſten, das iſt doch 
eine Übertreibung, die die Behauptung des Herrn Juſtizminiſters 
widerlegt, daß man ſich vor allem die ſtaatsrechtlichen Unter⸗ 
ſchiede vor Augen gehalten habe. Wir können ja dem Deutſchen 
Reiche nicht verwehren, ſeinen Separatismus auch ſtrafrechtlich ſo⸗ 
weit als möglich zu treiben. Aber daß wir dieſe Übertreibungen, 
über die wir alle in ruhigen Stunden doch nur zu lachen pflegen, 
mit Zuchthausſtrafen noch ſicherſtellen, das ſcheint mir bei der An⸗ 
e doch etwas zu weit gegangen zu ſein, da hätte vielleicht 

ſterreich die im Intereſſe des ganzen deutſchen Volkes dankens⸗ 
werte Aufgabe, beim Abbau dieſer Beſtimmungen vorauszugehen. 

Das, was ich darüber geſagt habe, gilt für eine ganze Reihe 
anderer in dieſem Geſetz enthaltener Spezialbeſtimmungen, über 
die ja gewiß noch hier geſprochen werden ſoll und geſprochen 
werden wird. 

Die entſcheidende Frage aber, die Frage, mit der ſich jeder 
auseinanderſetzen muß, wenn er ja oder nein ſagen ſoll, iſt natür⸗ 
lich die Ste lungnahme zu der großen Neuerung, die in dieſem 
Geſetze enthalten iſt, die Stellungnahme zu der neuen Stellung, 
die dieſes Geſetz dem Richter einräumt. Das iſt die Frage, über 
die man nicht wegkommt. Man braucht nur die Verhandlungen 
des deutſchen Reichstages bei der 1. Leſung des Entwurfes nach⸗ 
zuleſen, und man ſieht, daß auch dort die entſcheidende Frage, 
mit der ſich alle Parteien auseinandergeſetzt haben, die Frage 
war: Kann man in die Hand des Richters jene 
große Macht legen, die dieſer Geſetzentwurf dem 
Richter überträgt? Ich verkenne nicht, daß die große Macht, 
die ihm die urſprünglichen Anreger der Reform geben wollten — 
und ich weiß, es war ein Sozialdemokrat, der zu den ſtärkſten 
Befürwortern dieſer Vermehrung der richterlichen Macht gehört 
hat —, eine große Einſchränkung erfahren hat, daß das Wort 
vom Richterkönig, das die Diskuſſion im Anfange beherrſcht hat, 
ſpäter in der Diskuſſion immer mehr verſchwunden iſt. Aber doch 
iſt noch immer eine ungeheure Steigerung deſſen übriggeblieben, 
was man freies Ermeſſen nennt, nicht nur in der Strafzumeſ⸗ 
ſung, ſondern auch inſofern, als die Kaſuiſtik in der Feſtſtellung 
der Tatbeſtände aufgehört hat, weil das richterliche Ermeſſen vor 


allem wirkſam werden wird, bei der Tatbeſtandsfeſtſtellung und. 


bei der Subſumtion, weil vor allem der Unterſchied zwiſchen 
Verbrechen und Vergehen ſo fließend geworden iſt, daß er nur 
durch richterliche Entſcheidung hergeſtellt wird, weil der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem Normalfall und dem ſogenannten ſchweren Fall 
in den meiſten Fällen durch richterliches Ermeſſen geſchaffen 
wird. Das alles bedeutet, daß die ganze Schwere der Reform 
auf der Frage beruht, ob das richterliche Ermeſſen in ſolchem 
Umfange geſchaffen werden kann oder nicht. 

Wenn nun im Deutſchen Reiche ſelbſt von rein bürgerlicher 
Seite ſo ſtarke Bedenken geäußert wurden — es wird niemand 
wundern, daß auch wir die größte Sorge empfinden, ob nicht 
gerade da eine Quelle liege, aus der dieſes Strafgeſetz ein großes 
Unglück nicht nur für die Bevölkerung, ſondern auch für die Rich⸗ 
ter werden kann. 

Ein Teil der öſterreichiſchen Richter befindet ſich 
in einer gewiſſen Kampfſtellung, in einer nichtverhüllten Kampf ⸗ 
ſtellung zur ſozialdemokratiſchen Partei und be⸗ 
gründet es damit, daß die ſozialdemokratiſche Partei die Richter 
oft und gerne angreife. Es heißt blind ſein für das, was die 
Menſchen heute weit über die Arbeiterſchaft hinaus bewegt, wenn 
man nicht erkennen will, daß wirklich das Vertrauen zu allen 
Einrichtungen der kapitaliſtiſchen Staaten, zu allen Einrichtungen, 
die ihre Geltung der Bevölkerung gegenüber bedeuten, ſchwer er⸗ 
ſchüttert worden iſt, und wenn man nicht die wichtigſte Aufgabe 
der Staaten darin ſieht, dieſes Vertrauen wieder aufzubauen, nicht 


(Juriſtiſche Wochenſchrift 
mit Strafdrohungen, nicht mit Gewalt, nicht mit Schießgewehren, 
ſondern mit friedlichen Mitteln, mit den Mitteln der inneren ? 
form der Einrichtungen, dort, wo ſie reformbedürftig ſind, mit ben 
Mitteln der ſachlichen Widerlegung deſſen, was an Vorwürſe 
gegen ſie erhoben wird. Wir würden nicht nur der Geſamth nd 
nicht nur dem Teile der Bevölkerung, den wir vertreten — wi 
es ift ein ſehr beträchtlicher Teil der öfterreichiichen Bevölkerung —7 
ſondern wir würden dem Richterſtande ſelbſt einen ſchlechten 
Dienft erweiſen, wenn wir dieſe Auffaſſungen nicht zum Ausdr 2 
brächten, wenn wir uns nicht zu Sprechern derjenigen machen wir 
den, die dieſe überzeugung haben und ihr unter allen Umſtänd 
Ausdruck geben werden. Das iſt nicht ein Angriff, ſondern 
iſt der Verſuch, beſtehende Zuſtände und Mißſtände zu reformieren 
Das, was man Vertrauenskriſe der RNichterſchaft nennt und w 
zum Beiſpiel im Deutſchen Reiche Gegenſtand ſo vieler un 1 
wie man anerkennen muß, viel ſachlicherer Aus 
einanderſetzungen war, als man ſie bei uns zu 
pflegt, das iſt eine Tatſache, die man nicht aus der Welt ſchafft, 
wenn man über Sozialdemokraten ſchimpft. Gerade wir Sozialdemes 
kraten waren immer geneigt, wenn die ſtaatlichen Gerichte 
Geſetz ſo angewendet haben, wie es nach unſerer Überzeugung 65 
humanem Sinn angewendet werden ſoll, dies anzuerkennen © 
iſt bezeichnend, daß ſich der Sprecher der deutſchen Sozialdeme 
kratie im deutſchen Reichstag ausdrücklich auf die Stimmen öfter 
reichiſcher Sozialdemokraten berufen hat, die bei dem Gedank 5 
der gemeinſamen Reform die Beſorgnis hatten, daß die ſtrengen 
Praxis der deutſchen Gerichte auch auf die öſterreichiſchen Gericht 
übergreifen könnte, daß die ſtrengere Auffaſſung der deutsche 
Rechtſprechung für die öſterreichiſche Rechtſprechung vorbild 
werden könnte, und die die humane Praxis der meiſten öſter re 
ſchen Richter ausdrücklich anerkannt haben. Ich habe ſelbſt wiedel 
holt Gelegenheit gehabt, das vor Zuhörern im Deutſchen Rei 
auszuführen, und der Widerhall dieſer unſerer Informationen ne 
ja bei der Debatte im deutſchen Reichstag zu hören. Es iſt a 
nichts ungerechtfertigter, als uns den Vorwurf zu machen, he 
wir die öſterreſchiſche Richterſchaft ohne Grund angreifen. Nein, — 
haben es immer anerkannt, wenn die Richter das Gefeg fo angewende, 
haben, wie es menſchliche Richter anzuwenden haben. Aber niem 
wird behaupten, daß unſere Zeit günſtige Vorausſetzungen für e 
unparteiiſche, objektive, von allen außerhalb des Gerichtes lichen 
Erwägungen freie Rechtſprechung ſchafft. Niemand kann ſich 
vor dem wahren Bild dieſer Zeit verichließek/ 
die die Geſellſchaft zerriſſen hat, die den Kla, 


ſenkampf zu einer Schärfe geſteigert hat, 5 0 
man fie früher nicht gekannt hat. Niemand kann 2 


doch vor dem Bilde diefer Geſellſchaft verſchließen, die alles, 1 
nicht das Bild des Friedens der Klaſſen bietet. In einer void 
Geſellſchaft kann man es nicht als ſubjektives Verſchulden er 
zeichnen, wenn niemand von dieſen Kämpfen, deren Teilnehnig, 
deren unmittelbarer Zeuge er ununterbrochen iſt, unberührt bie! ie 
und es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dieſer harte Streit, der zn 
ganze Geſellſchaft und alle ihre Betätigung umfaßt, auch in . 
Sprüchen der Gerichte ſeinen Ausdruck findet, es iſt ſelbſtverſtne 
lich, daß infolgedeſſen die Geſetzgebung ſehr beſorgt ſein muß, pie 
fie durch ein zu weitgehendes Ermeſſen, durch zuviel Freiheit, der 
ſie in die Hand der Gerichte legt, nicht die Gefahren, die in 
Zeit ſelbſt liegen, ins umgemeſſene ſteigert. 


Ich leugne gar nicht, daß bei den Gerichten manche erkenn gen 
ſichtbar wird, daß die Zeit anders geworden iſt, daß mit den bla 
Mitteln ſtrafgerichtlicher Repreſſion große Bewegungen nicht ung 
drückt, daß damit Ausbrüche eines entfeſſelten Vollszornes 155 
nachträglich ungeſchehen gemacht werden, daß der Gedanke 
Rache nicht das iſt, was die Strafrechtſprechung beherrſchen m 
Aber auf der anderen Seite kann man ſich doch der Wahrne 
mung nicht verſchließen, daß hier Geſetze auf Fälle Anwend 
finden, auf die ſie nie angewendet wurden, daß hier in man 
Fällen wieder eine Rechtſprechung eintritt, die Entſetzen weckt on; 
ſage ich nicht, um etwa durch irgendeine Übertreibung zu wirken, ir 
dern ich ſage das unter dem Eindruck von Mitteilungen, DIE die 
ruhige ausländiſche Zuhörer ſolcher Verhandlungen gemacht haben, bil 
es nicht begreifen konnten, daß man Menſchen, die ein Autome 
aufgehalten haben, um es dem Verwundetentransport zu widmen, ger’ 
verbrecherifcher Erpreſſung zu mehreren Monaten ſchweren ein 
ker3 verurteilt. Wenn wir allerdings neben Richterſprüchen, die it 
Stück von Erkenntnis der Kräfte verraten, die in der Gere 
wirken, ſolche Richterſprüche noch immer fällen ſehen, die 
wenig von dem zeigen, was heute den Richter mit der leben ige 
Geſellſchaft verknüpfen müßte, ihre Kenntnis und die * 
und unbefangene Beurteilung der Kräfte, die in ihr wirken, mo- 
werden Sie begreifen, daß wir nicht etwa nur nach ſoztal! de 
kratiſchem Muſter, ſondern auch nach bürgerlichem Vorbild, noch 
im Deutſchen Reich geſchehen iſt, ſagen, die Zeit ſcheint uns che 
nicht gekommen, wo man in die Hand der Richter eine in 


7 


Macht legen kann, daß wir, ſo wie es bürgerliche Rednen eue 
deutſchen Reichstag getan haben, ſagen, es muß erſt Se 


Richtergeneration heranwachſen, die nicht mehr vom Strass 
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DR Auffaffung hat, die die alte vielleicht hatte, ſondern die vor 
© in auch die Kräfte, die heute die Geſellſchaft 118 anders 
faßt, Richter, die nicht, wie es da geſchieht, jede Vollesbewe⸗ 
gung als mutwilliges Erzeugnis von ein paar Hetzern, ſondern 
770 ganz anderen Erwägungen beurteilen und die infolgedeſſen ſich 
ch auf ihrem Richterſitz nicht als die Rachegötter, als die rächen⸗ 
n Exponenten einer angegriffenen Geſellſchafts⸗ oder Wirt⸗ 
ſchoftsordnung, ſondern als diejenigen bewähren, die mit menſch⸗ 
hem Verſtehen und, wenn fie daraus fließt, auch mit menſchlicher 
iin e über Dinge urteilen können, die, wenn ſie vorgekommen 
d, ſich nicht ungeſchehen machen laſſen. 


w Die zweite Frage iſt die öſterreichiſche Gegen- 
Artöfrage. Wir ſollen der Strafjuſtiz in Oſterreich neue 
fundlagen geben. Ich glaube, dazu bedarf es einer glücklicheren 
Moiphäre, denn niemand wird ſich vorſtellen, daß ein ſolches 
getzeswerk, ein Geſetzeswerk, das ja, wenn es geſchaffen 
erden ſoll, der Mitwirkung aller bedarf und der 
itwirkung aller wert iſt, daß ein ſolches Geſetzeswerk, bei deſſen 

ſoihaffung uns auch die ganze Mitverantwortung nicht für die 6 ½, 

Gedern für die 70 Millionen Deutſcher belaſtet, daß ein ſolches 
eſetzeswerk gedeihen könnte in einer Atmoſphäre, die nicht ein 

enig gereinigt iſt. Der Juſtizausſchuß wird über ein Amneſtiegeſetz 

zu beraten haben. Das Echo, das dieſes Amneſtiegeſetz in der bür⸗ 
ferlichen Preſſe gefunden hat, wundert uns nicht, denn die bürger⸗ 
der Preſſe müßte ihre Aufgabe verkennen, wenn ſie nicht in das 
met, das da nach dem Brande als neues Feuer entzündet 
zürde, in das Rachefeuer fleißig hineinblafen würde. Hohes Haus, 

1 werde die Erwägungen, die uns beſtimmt haben, dieſen An⸗ 

wie ‚einzubringen, hier nicht ausführen. Nur in einem Sinne 
ich an ihn erinnern, in dem Sinne, daß wir ja jetzt daran⸗ 

Arien follen, ein humanes, menſchliches Strafgeſetz für uns und 
ur das Deutſche Reich vorzubereiten, und dazu bedarf es einer 

eit öfphäre, in der Menfchlichkeit und Humanität gedeihen können, 

r Atmoſphäre, die nicht geſtört iſt von der Ausübung des 

ballichen Rachewerkes, von der Erfüllung des täglichen Nache⸗ 
edürfniſſes an denen, die wirklich ſehr wenig oder gar nichts 
brochen haben, die nicht geſtört iſt durch fortwährende An⸗ 
endungen veralteter Strafgeſetze, die jedes Rechtsgefühl empören 

müſſen Das iſt nicht die Atmoſphäre, in der man eine fo große 
attonale Tat ſetzen kann, und deshalb ſorgen Sie dafür, daß 

; wichtigſte Vorausſetzung für ein raſches Gelingen des Wer⸗ 

des geſchaffen wird. Sorgen Sie dafür, daß dieſes von uns an⸗ 

regte Werk der Menſchlichkeit, das ja nicht nur Sozialdemokra⸗ 

u ſondern, wie ich am beiten weiß, Angehörigen der verſchieden⸗ 
en Auffaſſungen zugute kommen wird, die da von den Strafgerich⸗ 

li verfolgt werden, fo bald und ſo umfangreich als möglich ge⸗ 
nge. Und der Herr Bundesminiſter für Julliz der ſich über eine 

bdehoblich unfreundliche Kritik, die wir geübt haben — nicht, wie er 

tun auiptet hat, an der Rechtspflege, ſondern an der Juſtizverwal⸗ 
an l, der wir manches zum Vorwurf zu machen hatten, was uns 
: er Wirken nicht zuſagt —, beklagt hat, der Herr Bundes- 
dran er für Zuſttz kann uns am beſten widerlegen, und es wird 
ielleicht die ſchönſte Eröffnung ſeiner Amtstätigkeit ſein wenn er 
aller Kraft dafür ſorgt, daß ſich auch die Mehrheit der Re⸗ 
rung zu dieſem von uns beantragten Amneſtiegeſetz bekennt. 
Und zum Schluſſe noch ein Drittes. Es iſt nicht überflüſſig 
geworden, weil man, wenn man die ganze Entwicklung der Straf 
tsreform bisher überblickt, eine Art ſonderbaren Rol- 
lan tauſches vor ſich ſieht. Die Rolle, die in Deutſch⸗ 
and das Zentrum, alſo die Partei hat, die ihren politiſchen 
elen nach den öſterreichiſchen Chriſtlichſozialen am nächſten ſtehen 
alte, haben die öſterreichiſchen Chriſtlichſozialen 
dieſer Reform wahrlich nicht. Das zeigt die ganze Entwicklung 
form. Wenn jemand bei der Debatte im deutſchen Reichstag 
nn Auffaſſungen Ausdruck gegeben hat, die die Auffaſſungen der 
erreichiſchen Chriſtlichſozialen, ſoweit man fie bisher zu verneh⸗ 
age mochte, find, ſo waren es ganz andere Leute als die vom 
abt wum, und aus dem Munde derjenigen, bie etwa bei der Frucht⸗ 
reibung die Auffaſſung der öſterreichiſchen Chriſtlichſozialen ver⸗ 

Enten, iſt auch ununterbrochen der Ruf nach der überprüfung des 

Juſteurfes in der Richtung gekommen, ob er ein genug ſcharfes 

ob krument zur Abwehr von Störungen der beſtehenden Ordnung, 

eu ein genug ſcharfes Inſtrumenk des Klajjenkampfes ſei. Ich 

Sant wicht, man hat von anderer Seite den Entwurf dagegen in 
ha genommen, daß er etwa im Klaſſenkampf die Stellung einer 
10 e verſtärken wolle, aber gerade weil von rechts dort ſchon 

Lie Äußerungen laut geworden jind, tft es notwendig, vor dem 
enn der Beratung mit aller Deutlichkeit zu empfehlen, ſolche 
en Hungen mit dem Entwurf nicht zu verknüpfen. Jedem, der 

if Enwurf fördern, der bie Schaffung der Reform ſichern will, 

lichen empfehlen, hier auf jeden Verſuch, Waffen für den bürger⸗ 
ir Klaſſenkampf zu ſchmieden, zu verzichten. Nicht, daß wir 
mg or allzuſehr Angſt hätten! Die Arbeiterbewegung iſt — und das 
eis in doppeltem Sinne als Lehre dienen — der geſchichtliche Be⸗ 
geist dafür, daß mit Strafgeſetzen die Entwicklung einer großen 

ligen Bewegung nicht aufgehalten werden kann. Dieſe Erkennt⸗ 


nis muß alle verbinden, die an dem Werk erfolgreich mitarbeiten 
wollen. Wir find dazu bereit, wenn es ein humanes, ein menſch⸗ 
liches Geſetzeswerſt iſt, ein Werk, das den Aufſtieg der Arbeiter⸗ 
klaſſe nicht hindert, ein Werk vielmehr, das Vorbereitung iſt, Vor⸗ 
bereitung für ein beſſeres Strafgeſetz, das Strafgeſetz einer kom⸗ 
menden beſſeren Wirtſchafts⸗ und Geſellſchaftsordnung. 

Dr. Rintelen: Die Entwicklung des Strafrechtes in den letzten 
Jahrzehnten, insbeſondere die moderne kriminalpolitiſche Schule 
und der Einfluß des ausländiſchen Rechtes, haben zu einem ſtarken 
Abbau der gegenwärtigen Grundlagen des Schuldproblems in un⸗ 
ſerem Strafrechte geführt. Man braucht nur an die bedingte Ver⸗ 
urteilung und Enklaſſung, an die Tilgung der Verurteilung zu 
denken, an die Anderungen in den für die Deliktsform konſtitutiven 
Wertgrenzen, an die praktifche Ausdehnung in der Anwendung des 
richterlichen Milderungsrechtes, um — wie von einer Seite mit 
Recht geſagt wurde — von einem praktiſchen Abbau des poſitiven 
Strafrechtes zu ſprechen. 

Es ergeben ſich nun hinſichtlich der Herſtellung der Grund⸗ 
lagen des neuen Strafrechtes verſchiedene Möglichkeiten: 

Nur dem Abſchreckungszweck und Vergeltungszweck zu hul⸗ 
digen oder, wie es die italieniſche Rechtsentwicklung getan hat, den 
Sicherungszweck in den Vordergrund zu ſtellen, eventuell in Ver⸗ 
bindung mit dem Beſſerungszweck. Es ſpiegeln ſich da die Gegen⸗ 
ſätze wider: Vergeltungsſtrafe und Zweckſtrafe, Beſtrafung des Tä⸗ 
ters und Beſtrafung der Tat, Strafzumeſſung nach dem Grade 
der Gefährlichkeit und Strafzumeſſung nach Maßgabe der Schuld. 

Der vorliegende Entwurf hat es verſtanden, durch gegen⸗ 
ſeitige Zugeſtändniſſe den Weg des Dualismus zu gehen, und er 
kommt zu praktiſchen Folgerungen, die einander ſehr naheliegen. 

Als eine beſonders wohltätig wirkende, der ſubjektiven Seite 
Rechnung tragende Norm erſcheint es, daß die qualifizierte Strafe, 
welche an beſondere Folgen der Tat anknüpft, den Täter nur 
trifft, wenn er die Folgen wenigſtens fahrläſſig herbeigeführt hat. 
Nach der Rechtſprechung des geltenden Rechtes greift in ſolchen 
Fällen die ſtrengere Strafnorm auch dann Platz, wenn die ſchwereren 
Folgen vom Standpunkt des Täters auch nur als Zufall erſcheinen. 

Indem der Entwurf im Gegenſatze zum Entwurf des Jah⸗ 
res 1925 die Begriffe des Vorſatzes und der Fahrlaſſigkeit geſetz⸗ 
lich feſtlegt, hat er damit ſchon einen großen Teil des Irrtums⸗ 
problems in einer der bisherigen Lehre und Rechtſprechung ent⸗ 
ſprechenden Weiſe erledigt. Von beſonderer Bedeutung iſt die Stel⸗ 
lungnahme des Entwurfes zur Frage des Rechtsirrtums; bekannt⸗ 
lich unterſcheidet die gegenwärkige Rechtſprechung und auch die 
Literatur nach den 88 3 und 233 des Strafgeſetzes zwiſchen dem 
ſtrafrechtlichen und außerſtrafrechtlichen Irrtum, indem der Irrtum 
über das Strafgeſetzbuch nicht ſtrafausſchließend wirkt. Der Ent⸗ 
wurf geht hier einen neuen Weg. Er legt das Schwergewicht dar» 
auf, ob es ſich um einen Rechtsirrtum handelt, „der den Täter das 
Unrechtmäßige feiner Handlungen nicht erkennen läßt“. Der Ber 
griff „unrechtmäßig“, der hier in den Entwurf hineingebracht 
wurde, wird deshalb dem Begriff „rechtswidrig“ vorgezogen, da 
dieſem letzteren Begriff in der Rechtslehre wie in der Praxis ver⸗ 
ſchiedene Bedeutung beigelegt wird. 

Wenn ſo der Entwurf in der Frage des Rechtsirrtums einen 
weſentlichen Schritt nach vorwärts macht, ſo macht er doch auf der 
anderen Seite wieder nicht den Fehler, das Bewußtſein der Un⸗ 
rechtmäßigkeit zu einem poſitiven Erfordernis der Strafbarkeit zu 
machen. Der Täter bleibt alſo auch dann ſtrafbar, wenn er an der 
Rechtmäßigkeit ſeiner Handlungen auch nur gezweifelt hat. 

In der Frage der Notwehr erweitert der Entwurf den Kreis 
der notwehrfähigen Güter auf Rechtsgüter aller Art, ſo daß jetzt 
auch Rechtsgüter, die bisher als ſtrafausſchließende nicht in Betracht 
kamen, wie insbef. die Ehre, wehrfähig werden. Eine weitere Aus⸗ 
dehnung liegt in der Heranziehung der aus dem § 228 des Deut⸗ 
ſchen Bürgerlichen Geſetzbuches entlehnten ſog. Sachabwehr, indem 
es der Verteidigung gegen einen rechtswidrigen Angriff nach § 24 
des Entwurfes gleſchleben ſoll, wenn jemand eine fremde Sache 
zu dem Zwecke beſchaͤdigt oder zerſtört, um eine durch fie drohende 
Gefahr von ſich oder einem andern abzuwehren, gleichgültig, ob 
irgendeine Rechtswidrigkeit vorliegt oder nicht. Hier entfällt alſo 
bei der Notwehr das ſonſt für den Notwehrbegriff beſtehende Er⸗ 
fordernis des rechtswidrigen Angriffs. 

Wenn ſo auch der Kreis der notwehrfähigen Güter und der 
Fälle der Notwehr überhaupt objektiv erweitert iſt, fo hat die Not⸗ 
wehr inhaltlich weſentliche Beſchränkung dadurch erfahren, daß 
ſie in ein Verhältnis zu dem durch den Angriff angedrohten 
Schaden gebracht iſt. Die Notwehr beſeitigt nur inſofern die Rechts⸗ 
widrigkeit einer Tat, als ſie zur Verteidigung notwendig iſt, und 
nur inſoweit, als der von der Verteidigung zu erwartende Scha⸗ 
den nicht außer Verhältnis zu dem durch den Angriff entſtehen⸗ 
den Schaden ſteht. 

Eine weſentliche begriffliche Neuregelung hat der Notſtand 
erfahren. Bisher unter dem Begriff des „unwiderſtehlichen Zwan⸗ 
ges“ behandelt, bildet er nur einen Entſchuldigungsgrund. Nach 
dem Entwurf kann er unter gewiſſen geſetzlichen Vorausſetzungen 
einen „Rechtfertigungsgrund“ bilden, ſo daß die in Notſtand ge⸗ 
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ſetzte Handlung dadurch zu einer rechtmäßigen wird, was dann zur 
Folge hat, daß ihr gegenüber Notwehr nicht in Betracht kommt. 

Von großer Bedeutung iſt die Neuregelung des Verſuches. 
Hier ſtand bekanntlich das alte Strafrecht unter dem heftigen 
Kampfe zwiſchen der ſubjektiven und objektiven Verſuchstheorie. 
Der Entwurf iſt hier der Entſcheidung nicht aus dem Wege ge⸗ 
gangen, indem er ſich grundſätzlich für die Strafbarkeit auch des 
„untauglichen Verſuches“ entſcheidet, mit Recht, denn die Gefähr⸗ 
lichkeit der Geſinnung des Täters und ihre Betätigung iſt die 
gleiche, gleichgültig, ob er ſich hierbei tauglicher oder untang⸗ 
licher Mittel bedient. Es wird mit Recht darauf hingewieſen, daß 
es nicht angeht, den Täter deshalb freizuſprechen, weil er ſich 
einer Waffe bedient hatte, der zufällig die nötige Tragfähigkeit 
fehlte, oder den Einbrecher, weil er eine Kaſſe erbricht, in der 
es nichts zu ſtehlen gibt. 

Der Herr Vorredner der Oppoſition hat dieſe Strafbarkeit 
des Verſuches mit untauglichen Mitteln als nicht zu hart empfun⸗ 
den, aber ich möchte ihn darauf hinweiſen, daß der Entwurf ſelbſt 
eine weſentliche Milderung in den Gedanken dadurch hinein⸗ 
gebracht hat, daß er dem Richter für das ganze Gebiet des ab⸗ 
ſolut, untauglichen Verſuches das Recht der Strafmilderung nach 
freiem Ermeſſen gewährt und für beſonders leichte Fälle ſogar 
die Befugnis gibt, von der Strafe abzuſehen. 

Eine weſentliche Vereinfachung findet die Einteilung der 
Freiheitsſtrafen; ſie ſind Zuchthaus und Gefängnis. Der Ein⸗ 
ſchließung iſt keine Selbſtändigkeit zuerkannt, ſondern ſie kann 
nur an die Stelle dieſer Strafen treten. Das Zuchthaus iſt der⸗ 
art die regelmäßige Strafe für Verbrechen, daß das Androhen 
der Zuchthausſtrafe die Tat zum Verbrechen qualifiziert. Die 
Verurteilung zu Zuchthaus zieht auch den dauernden Verluſt der 
Amtsfähigkeit, die Verurteilung zu lebenslänglichem Zuchthaus den 
Verluſt des Wahlrechtes nach ſich. Der Herr Vorredner hat dieſe 
Behandlung des Verluſtes der Amtsfähigkeit als eine zu ſtrenge 
empfunden. Demgegenüber möchte ich darauf hinweiſen, daß eine 
weſentliche Milderung gegenüber dem bisherigen Rechtsſtoff ja ſchon 
darin liegt, daß die Zahl der Verbrechen weſentlich eingeſchränkt 
iſt. Und wenn nach früherem Recht mit der Verurteilung wegen 
jedes Verbrechens der Verluſt der Amtsfähigkeit verbunden war, iſt 
jetzt nur mit der Verurteilung zu Zuchthaus der Verluſt der 
Amtsfähigkeit verbunden. In allen anderen Fällen entſcheidet das 
richterliche Ermeſſen, das ja ohnehin einer Kontrolle im Wege der 
Rechtsmittel unterliegt. Das iſt eine prinzipielle Frage, und in der 
Frage des richterlichen Ermeſſens bin ich in prinzipiellem Gegen⸗ 
ſatz zu den Ausführungen des Herrn Vorredners. 

Bei jeder Verurteilung zu zeitlichem Zuchthaus kann das 
Wahl⸗ und Stimmrecht aberkannt werden. Bedingter Erlaß der 
ganzen Strafe kann bei Verurteilung zu Zuchthaus nicht ge⸗ 
währt werden. Die Anwendung der Zuchthausſtrafe iſt dabei viel 
enger als die der Kerkerſtrafe nach geltendem Recht, indem der 
Entwurf zahlreiche Tatbeſtände, die nach geltendem Recht Ver⸗ 
brechen ſind, als Vergehen bewertet, wobei allerdings in beſon⸗ 
ders ſchweren Fällen auch bei Vergehen auf Zuchthaus zu er⸗ 
kennen iſt. Dabei kommt insbeſ. auch der Gewohnheitsverbrecher 
in Betracht. Hier tritt die Tat gegenüber dem Täter faſt völlig 
in den Hintergrund. Auch wenn die Tat nicht mit ſchwerer Strafe 
bedroht iſt, kann wegen jedes Vergehens auf Zuchthaus bis zu 
fünf Jahren, wegen jedes Verbrechens auf Zuchthaus bis zu 
15 Jahren erkannt werden. Als ein beſonderer Fortſchritt durch 
weitgehende Rückſicht auf die Motive der Tat erſcheint die Ein⸗ 
richtung der Einſchließung, indem nicht nur an die Stelle der an⸗ 
gedrohten Gefängnisſtrafe, ſondern auch für die angedrohte Zucht⸗ 
hausſtrafe die „Einſchließung“ von gleicher Dauer tritt, wenn der 
Täter ausſchließlich „aus achtenswerten Beweggründen“ gehandelt 
hat und die Tat nicht ſchon wegen der Art und Weiſe ihrer Aus⸗ 
führung oder wegen der vom Täter verſchuldeten Folgen beſon⸗ 
ders verwerflich iſt. 

Im früheren Strafrecht hat die Freiheitsſtrafe zweifellos 
eine zu große Rolle geſpielt. Dies war vielleicht vom Standpunkte 
der Abſchreckung und Vergeltung begreiflich, vom Standpunkte der 
Beſſerung hingegen ergeben ſich dagegen Bedenken. Wird von der 
Freiheitsſtrafe ein allzu häufiger Gebrauch gemacht, wird insbeſ. 
dabei die Individualität des Täters oder der Tat dabei nicht be⸗ 
rückſichtigt, ſo kann der Vollzug einer ſolchen Strafe unter Um⸗ 
ſtänden die Entwicklung des Verbrechers ungünſtig beeinfluſſen und 
ihn durch die Vernichtung ſeiner Exiſtenz und ſchlechten Ein⸗ 
fluß ſeiner Mitgefangenen erſt zu einem Schädling der Geſell⸗ 
ſchaft machen und ſo auch den Sicherungszweck vereiteln. Dieſer 
Erwägung dient nicht nur das Beſtreben gegenüber kriminellen 
Jugendlichen, ſolange Erziehungsmaßregeln Erfolg verſprechen, 
auf die Strafe ganz zu verzichten, ſondern auch die, wenigſtens die 
kurze Freiheitsſtrafe zugunſten der Geldſtrafe einzuſchränken. 

So gibt der 8 73 dem Richter bei Vergehen ganz allgemein das 
Recht, an Stelle einer verwirkten Freiheitsſtrafe von höchſtens drei 
Monaten auf Geldſtrafe zu erkennen, wenn der Strafzweck dadurch 
geſetzlich zu erreichen iſt. 

In dieſer Norm kommt deutlich wieder eine Tendenz zur 


ganzen Entwurf durchzieht, die weitgehend 
richterlichen Ermeſſens, wodurch dem Richte 
Berhälim! 
bezüglich des 


Gellung, die den 
Heranziehung des 
eine entſprechende Rückſichtnahme auf die konkreten 
des Einzelfalles ſowohl bezüglich der Tat wie auch 
Täters ermöglicht wird. 

Gerade wegen dieſer Tendenz, bezüglich deren ich be 
Herrn Vorredner recht geben muß, daß fie den ganzen Entwn, 
durchzieht, beſteht eine weſentliche Verſchiedenheit zwiſchen 
Auffaſſung des Herrn Vorredners und meiner Auffaſſung. W 1 
wir die Geſetzgebung der letzten Jahrzehnte verfolgen, ſo Ir 
wir, daß die ganze Rechtsentwicklung ſich unter dieſem Geſich . 
punkte vollzogen hat. Der Herr Vorredner hat ſelbſt die ur 
Zivilprozeßgeſetzgebung als Grundlage der Rechtsentwicklung der 55 
ten Jahrzehnte betrachtet; aber gerade in dieſer neuen Sl 
prozeßgeſetzgebung iſt der richterlichen Prozeßleitung und ke 
richterlichen Ermeſſen ein ungeheurer Spielraum eingeräumt, ne 
ich glaube, auch der Herr Vorredner Kann nicht beſtreiten, bal 
dieſe Einrichtung gewiß zu den glanzvollen Ergebniſſen dieſer Ge 
ſetzgebung beigetragen hat. Das gilt für die richterliche Prog 
leitung, aber auch für den materiellen Urteilsinhalt bezüglich > 
richterlichen Ermeſſens. Es gibt gewiſſe Probleme, die ohne richt 
liches Ermeſſen überhaupt nicht gelöſt werden können, denn 170 2 
Beiſpiel bei einem Schmerzensgeldanſpruch und der Verurteilne 
auf Schmerzensgeld entſteht eigentlich der konſtitutive Inhalt be 
ganzen Rechtsverhältniſſes erſt dadurch, daß der Richter die 2% 
des Betrages feſtſetzt. Der Richter hat hier direkt eine ee 
geſtaltende Tätigkeit, und dadurch, daß das Strafgeſetz das richt he 
liche Ermeſſen zu dieſer Entwicklung bringt, wird er eine K 
rechtspolitiſche Tat begehen, indem die richterliche Rechtsanwe 
dung bei der großen Bedeutung der Spruchpraxis für 1 
Rechtspflege ihn zu einer wertvollen Quelle unſerer Rechtsentwie | 
lung ſtempelt. Wenn wir unfere ganze Rechtsgeſchichte verfolße 4 
fo haben wir Zeiten gehabt, wo der Richter ſich nach 5 
ganzen Individualität frei bewegen konnte, und wir haben, Bel P 
gehabt, wie z. B. im gemeinen Prozeß bei der Joſefma, bei Sie 
der Richter an die ſtarre Rechtsnorm gebunden war. Wenn 
zurückblicken auf jene Zeit, ſo werden Sie ſagen müſſen, den 
jene Jahre, in denen der Richter an ſtarre Rechtsſätze gebung 
war, wo er eigentlich Zuſeher war im Prozeß, eine rüchlän en 
Bewegung in der Rechtsentwicklung gebildet haben, und das ha 
wir deutlich geſehen an dem großen Gegenjaß zwiſchen dem a An’ 
Prozeßrecht und dem neuen Prozeßrecht, und ich will nur ipieſe 
ſchen und hoffen, daß dieſe Rechtsentwicklung im Strafrecht m 


ie 
Erfahrung beſtätigt hat. In dieſer Hoffnung beftärkt mich u: 
Überzeugung, die wir täglich neu gewinnen, daß unfer Richter, 


ſtand ſeiner Aufgabe vollſtändig gewachſen iſt, daß er in objeknn 
in treuer Pflichterfüllung das wichtigſte Rechtsgut der Sor, 
gewalt: die Rechtspflege ausübt. Ich bin mit dem Herrn unh 
redner auch noch in einem anderen Punkte verſchiedener Mein 

Der Herr Vorredner hat ſich mit beſonderer Heftigkeit gegen 
Vorgang des Entwurfes in der Behandlung eines der heik het 
Fragen, der Unterbrechung der Schwangerſchaft, gewendet und d- 
dieſen Vorgang als unjuriſtiſch bezeichnet. Wer auf dem af⸗ 
punkte ſteht, daß die ärztliche Indikation nur dann bier MET, 
ausſchließend wirken kann, wenn der Fall ſo liegt, daß es ſnaüſſen 
eine Art Notſtand handelt — und auf dem Standpunkte ME) 5 
wir bei dem großen Wert der Güter, die hier zu ſchützen Nee 
gewiß ſtehen —, wer auf dem Standpunkte fteht, daß u , 
ärztliche Indikation hier das Vorliegen eines Notſtandes verla 85 
der kann von einer Spezialnorm vollſtändig abſehen, denn am 
hätte juriſtiſch gar keinen Sinn, neben der allgemeinen Recht en. 
des Notſtandes eine Spezialnorm des gleichen Inhaltes zu 1 — 5 
Wenn Sie aber auf dem Standpunkte ſtehen, daß die Ste 
norm nicht gleichen Inhaltes ſein ſoll, wenn Sie auf dem tion 
punkte ſtehen, daß dieſe Spezialnorm die Vornahme der Opera eſen 
erleichtern ſoll, dann können wir Ihnen materiell auf pi mes 
Wege nicht folgen, weil es ſich, wie gejagt, um den Schuß e eine 
der wichtigſten Rechtsgüter handelt. Wenn wir daher dort, wo wenn 
materielle Norm vorliegt und wo die materielle Norm genugt, 

wir dort eine ſolche Spezialnorm geſchaffen hätten, ſo hätte age 
Juriſt aus der Erwägung heraus, daß das Geſetz keine über 0 
Beſtimmung enthält, gedacht, aus dieſer Spezialnorm eine beſon zie 
Tendenz zu entnehmen, die Tendenz, Erleichterungen zu ſchaffen. ift- 
fagen, daß im deutſchen Entwurf die Frage anders gerege und 
Der deutſche Entwurf hat ja eben eine andere Vorge YO wer 
zwar eine politijche. Bei uns war dieſe Frage eine Frage pon 
rer politiſcher Kämpfe. Ich kann ein Geſeßz nicht Losloſen gen 
feiner Entwicklungsgeſchichte, ich kann es aber auch nicht loser 
von den politiſchen, wirtſchaftlichen und juriſtiſchen Kämpfen , 
Zeit, aus der heraus es geboren worden iſt. Wenn wir daher ge⸗ 
wo gerade dieſe Frage der Indikation den Hauptſtreitpun ſo 
bildet hat, wenn wir dieſe Norm doch aufgenommen hätten, 
hätte jeder das dahin auffaſſen müſſen, daß der Entwurf 


Zweck gehabt hat, einſeitig dieſe Frage zu löſen. tand⸗ 
Dann kommt noch ein beſonderes Moment vom © 
punkte der Rechtſprechung hinzu. u 3 


— 
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110 Wenn das Geſetz geſagt hätte, die ärztliche Indikation ge⸗ 
diebe dann fürchte ich ſehr, daß in der praktiſchen Anwendelng 
e Recht, dieſe ärztliche Indikation ein gewöhnlicher Formalis⸗ 
So geworden wäre. Das ärztliche Zeugnis wäre der Formalis⸗ 
zus geweſen, der an ſich ſchon genügt hätte, zu einem Freiſpruch 
zu führen. Ja, aber die Sache iſt fo, das Recht ſoll vom Richter 
migewendet werden. Der Arzt iſt bei der richterlichen Entſcheidung 
anwirkend, indem er dem Richter die fachlichen Grundlagen da⸗ 
d bietet, aber dadurch, daß jetzt der allgemeine Notſtandsbegriff 
15 Entſcheidende iſt, haben wir den weiteren Vorteil, daß nicht 
gr rein ärztliche Entſcheidung allein genügt, ſondern daß fie einer 
zichterlichen Kontrolle unterzogen wird, einer Rechtsfrage, der 
Stage, ob der Notſtandsbegriff gegeben iſt oder nicht. 
15 Von beſonderer Bedeutung iſt der Entwurf vom Standpunkte 
s Problems unſerer Rechtsangleichung an Deutſchland. Wir 
5 der deutſchen Juſtizverwaltung beſonders dankbar für das 
atereſſe, das wir gefunden haben. Der Vorredner hat darauf hin⸗ 
derrieſen, daß er, wenn er auch gewiß die Rechtsangleichung in 
“fen Punkten begrüßt, gewünſcht hätte, daß wir mit der Rechts⸗ 
kügleichung bei einer andern Materie begonnen hätten. Er hat 
ra auf die Frage des Eherechtes hingewieſen. Dem möchte ich 
ant gegenhalten, daß wir glauben, auch bei der Frage der Rechts⸗ 
"gleichung zuerſt die Frage des Bedürfniſſes nach einer Novellie⸗ 
ung in den Vordergrund ſtellen zu müſſen. Und dann möchte ich 
1 auf hinweiſen, daß es, wenn man den Gedanken der Rechts⸗ 
gleichung fördern will, zweckmäßiger iſt, mit ihr dort zu be⸗ 
Shen, wo eine große Ideen⸗ und Überzeugungsgemeinſchaft iſt 
Bd nicht dort, wo weite Kreiſe der Bevölke⸗ 
den , grundverſchiedener Auffaſſung find Da wür⸗ 
wi wir nicht mit etwas Einigendem beginnen, ſondern da würden 
ir dieſe ſo ſchöne Idee mit etwas Trennendem beginnen. 
Übe Dr. Waber: Die großdeutſche Volkspartei tritt in voller 
tu rzeugung von der Zweckmäßigkeit und der nationalen Bedeu⸗ 
fan. des vorgeſchlagenen Geſetzeswerkes in die Beratung ein. Die 
chlichen Rückſichten wurden von allen Rednern anerkannt. Es 
% außer Frage, daß der Entwurf einen gewaltigen 
Lortſchritt in der Rechtsentwicklung bedeutet. Und wenn 
gerade bei uns das alte StGB. aus d. J. 1803 Lobredner gefunden 
or wenn darauf hingewieſen wurde, daß dieſes alte Geſetz in der 
peeltelſchen Anwendung durch die Richter vieles von feiner Schärfe 
5 oren hat, jo ſind auch wir uns deſſen vollſtändig bewußt, daß 
ich das Geſetzeswerk d. J. 1803 feinerzeit ein epochales Werk 
geweſen iſt, weil es aus der damaligen Aufklärungszeib 
Fforséegangen iſt, weiles mit Strafmethoden ah⸗ 
teſchloſſen hat, die der Vergangenheit angehör- 
en. Nichtsdeſtoweniger hat man auch in der Zeit der Aufklärung 
fen dem Grundſatz der Vergeltung, an dem reinen Talionsprinzib 
fer gehalten. Wir müſſen aber feſtſtellen, daß diefes StGB. und 
9 0 Anwendung nicht jene Folge gezeitigt hat, die wir alle wün⸗ 
ene eine entſprechende Verminderung der Kriminalität. 
den, Wenn wir die Entwicklung der Kriminalität in Öfterreich ſeit 
00 Jahre 1882 prüfen, müſſen wir mit Bedauern feſtſtellen, daß 
6 Strafen, die angewendet wurden, nicht den Beſſerungseffekt 
hielten, den wir von der Anwendung eines Strafgeſetzes erwarten. 
tin Urſache liegt aber nicht in der Rechtſprechung, ſondern in den 
ckſtändigen Grundgedanken des Geſetzes. 
Das neue Geſetz bringt nun an Stelle der reinen Vergel⸗ 
z theorie die Beſſerungstheorie zum Durchbruch, es macht ſie 
And beherrſchenden Prinzip des ganzen Geſetzes. Schon durch dieſe 
gr erung des Geſetzesprinzivs und des angeſtrebten Zweckes iſt eine 
ae Anderung in dem Geſetzeswerk angebahnt. 

Daß das geltende Geſetz unzulänglich iſt, fühlen wir ſeit Jahr⸗ 
denen. Wenns dieſe ein i öbeſſeres Geſeß zu ſchaffenden Ar⸗ 
Ri an bisher zu keinem Erfolg geführt haben, fo war dies in der 
gro zung dieſer Arbeiten begründet. Unſere Juriſten und die 
Natz n deutſchen Gelehrten haben es für richtig befunden, auf inter⸗ 
ren nalen Weg eine Erneuerung des el herbeizufüh⸗ 
na: Der große Strafrechtslehrer Liſzt hat i. J. 1889 die Inter⸗ 
Der nale kriminaliſtiſche Vereinigung geſchaffen. Er 
Münder Überzeugung, daß dieſe Vereinigung, die er damals unter 
Lehen te des Holländers van Hamel und des Belgiers Prins ins 
Straft rief, eine allgemeine Anderung der Auffaſſungen über den 
ide, echtszweck in der ganzen Welt herbeiführen werde. Die 
ein ° Einftellung deutſcher Rechtslehrer hat ſich dahin verloren, 
allgemeines Strafrecht für alle Nationen anzubahnen. 
idegli tee. Entwicklung der Geſchichte hat gezeigt, daß dieſer große 
ichen tische Gedanke der deutſchen Gelehrten ſich nicht verwirk⸗ 
liſtiß läßt. Durch den Krieg wurde die Internationale krimina⸗ 
nicht de Vereinigung geſprengt, und ſie iſt bis zum heutigen Tage 
bern, neu auferſtanden. Franzöſiſche Gelehrte haben es für gut 
habenden, an dieſen idealen deutſchen Gedanken anzuknüpfen, fie 
Tr eine neue Union Internationale de Droit Penal geſchaffen, 
15 haffen unter Ausſchluß des Deutſchen Reiches und damit mittel⸗ 
habe auch unter Ausſchluß Oſterreichs. Die franzöſiſchen Juriſten 
nal, 8 den Haß auch in den ſchönen Gedanken der Internatio⸗ 

ent kriminaliſtiſchen Vereinigung hineimverpflanzt, und fo iſt es 


tungs 


gekommen, daß dieſe Vereinigung, an der die Deutſchen und die 
Oſterreicher noch feſthalten, nur noch einen Bruchteil der eurv⸗ 
päiſchen Staaten umfaßt, daß nur noch ein Freundſchaftsverhältnis 
mit den nordiſchen Staaten beſteht, daß aber der internationale 
Gedanke der Strafrechtsunion verlorengegangen iſt. Wir ſehen, daß 
die deutſchen Gelehrten abgeirrt ſind von dem, was erreichbar iſt. 
Eine große internationale Strafrechtsangleichung iſt nicht erreich⸗ 
bar, denn auch das Strafrecht beruht auf dem tief» 
ſten Wollen und Wünſchen eines Volkes, und dieſes 
tiefe Wollen und Wünſchen iſt eben nach Nationen verſchieden. 
Deshalb müſſen wir es herzlichſt begrüßen, daß ſich nun die öſter⸗ 
reichiſchen und die reichsdeutſchen Gelehrten zuſammengefunden 
haben, um neues Recht zu ſchaffen, und daß die Juſtizverwaltun⸗ 
gen in verſtändnisvoller Weiſe die Führung übernommen haben und 
nunmehr in der Lage ſind, uns dieſen Geſetzesvorſchlag vorzulegen. 

Nun iſt darauf hingewieſen worden, daß es für das deutſche 
Volk nicht gerade das dringendſte iſt, ein gemeinſames Strafrecht 
zu ſchaffen. Gelegentlich hat Abg. Auſterlitz darauf hingewieſen, 
daß andere Rechtsgebiete für uns viel wichtiger ſind, daß man ſich 
ſehr wohl eine Verſchiedenheit im Strafrechte leiſten könne, wenn 
wir nur auf anderen großen Rechtsgebieten, vor allem anderen 
auf dem Gebiete des Zivilrechtes, die Rechtsgleichheit ſchaffen. 
Wir geben zu: viel wichtiger als die Schaffung eines einheitlichen 
Strafrechtes iſt die Schaffung eines einheitlichen Zivil-, eines 
einheitlichen Handels», eines einheitlichen Wechſelrechtes. Und in der 
Tat iſt die Rechtsentwicklung in der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts dieſen Weg gegangen. In der zweiten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts wurde das gemeinſame deutſche Wechſelrecht, 
das gemeinſame deutſche Handelsgeſetzbuch geſchaffen. Auch die da⸗ 
malige Zeit war auf die Rechtsangleichung gerichtet, und ſie hat 
zufolge der raſchen wirtſchaſtlichen Entwicklung vor allem die 
Rechtsangleichung auf dem Zivilrechtsgebiete betrieben. Und wenn 
wir heute die Wahl hätten, ein einheitliches Strafrecht oder aber 
ein einheitliches Zivilrecht zu ſchaffen, wir zögern nicht, es zu er⸗ 
klären, dann wäre für uns die Schaffung eines einheitlichen Zivil⸗ 
rechtes jedenfalls viel bedeutſamer als die Schaffung des einheit⸗ 
lichen deutſchen StGB. Wir müſſen aber mit der Rechtsentwick⸗ 
lung rechnen. Die Rechtsentwicklung hat es mit ſich gebracht, daß 
in Deutſchland und in Öfterreich gerade das Strafrecht rückſtändig 
iſt, daß in den Maſſen des Volkes der Gedanke verankert iſt, daß 
eine Neubildung des Rechtes auf dem Gebiete des Strafrechtes 
notwendig iſt. Dieſe Entwicklung drängt, dieſe Entwicklung läuft 
durch 60 Jahre. Infolgedeſſen iſt es ein Gebot der Klugheit, dem 
Zeitgeiſte Rechnung zu tragen und zunächſt einmal ein einheit⸗ 
liches Strafgeſetz zu ſchaffen. 

Dabei ſind wir uns deſſen bewußt, daß dieſes Werk nicht 
etwa ein Abſchluß, ſondern ein Anfang iſt, der Beginn der 
weiteren Arbeit der Rechtsangleichung ſowohl auf dem Gebiete des 
Strafrechtes als auch auf allen anderen Rechtsgebieten. Ein Ar 
fang auf dem Gebiete des Strafrechtes inſofern, als es ganz ſelbſt⸗ 
verſtändlich iſt, daß wir mit dieſem Geſetz allein wohl ein grund⸗ 
legendes, aber kein abgeſchloſſenes Werk ſchaffen. Es iſt ganz 
ſelbſtverſtändlich, daß ein Geſetz über den Strafvollzug kommen 
muß, und wenn dieſer Geſetzentwurf auch zunächſt nur in Deutſch⸗ 
land eingebracht iſt, müſſen wir uns, wenn wir die Arbeit an 
dieſem Geſetzentwurf abgeſchloſſen haben, ſofort mit dem Vollzug 
der Strafe als einem ſehr wichtigen Gebiete der geſetzgeberiſchen 
Tätigkeit befaſſen. Wir müſſen wiſſen, daß in dieſem Geſetz das 
Jugendſtrafrecht nicht verabſchiedet wird, daß das Jugendſtraf⸗ 
recht ein ſelbſtändiger Rechtszweig bleibt, daß wir gerade auf 
dieſem Gebiet außerordentlich rückſtändig ſind und daß wir den 
Kindern, bei denen die Straffälligkeit weniger aus der Verderbt⸗ 
heit des Charakters als aus einer ſchlechten Erziehung erwächſt, 
hilfreich beiſpringen müſſen, indem wir auf Grund eines eigenen 
Jugendſtrafrechtes die Möglichkeit einer beſſeren Erziehung der 
jugendlichen Rechtsbrecher ſchaffen. 

Wir müſſen uns deſſen bewußt ſein, daß wir ſeit Jahr⸗ 
hunderten kein gemeinſames deutſches Strafrecht 
mehr haben. In der Begründung des Geſetzesantrages, den der 
ſeinerzeitige deutſche Reichsfuſtizminiſter Radbruch eingebracht hat, 
iſt darauf hingewieſen, „Zum dritten Male“, ſagt er, „schicht 
ſich Deutſchland an, ſein Strafrecht geſetzgeberiſch zuſammenzufaſſen. 
Zwiſchen den erſten beiden gemeindeutſchen Strafgeſetzbüchern, der 
Peinl. Gerichtsord. und dem jetzt geltenden StöhB., liegen rund 
dreieinhalb Jahrhunderte; ſeither iſt ein weiteres Halbjahrhundert 
verfloſſen. Die Wandlung der Strafrechtsauffaſſung, gewaltig in 
der erſten Zeitſpanne, iſt auch in der zweiten bedeutſam geweſen. 
Immer mehr iſt das Strafrecht ſich der Beſcheidenheit feiner Auf 
gabe, iſt es ſich deſſen bewußt geworden, daß es nicht das einzige 
und nicht das wichtigſte Mittel zur Bekämpfung des Verbrechens 
it. Iſt die Einzelſchuld vielfach nur das Symptom einer Gefeli- 
ſchaflsſchuld, ſo gilt das Wort, daß eine gute Sozialpolitik zugleich 
die wirkſamſte Kriminalpolitik ſef. Aber ein Gedanke verbindet 
das künftige mit dem erſten deutſchen Strafgeſetzbuch: Auch über 
ihm ſteht das ſchöne Leitwort der Peinlichen Gerichtsordnung, 
daß das Strafrecht aus zwei Beweggründen geübt werde und nur 
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aus ihnen fein fittliches Recht und feine innere Kraft ableiten 
könne: Aus Lieb” der Gerechtigkeit und um gemeines Nuß willen.“ 


Frau Popp: In der geſtrigen Debatte hat der Herr JuſtMin. 
einen einzigen Lichtblick eröffnet, als er gemeint hat, daß ja noch 
nicht entſchieden iſt, ob nicht bei den Ausſchußberatungen auch im 
8 254 eine Angleichung an das deutſche Strafgeſetz eintreten könnte. 

Es haben viele hervorragende Vertreter der Wiſſenſchaft, ſich 
ſchon zu dieſem Gegenſtande geäußert. Ich finde es erſtaunlich, daß die 
Vorlage dieſes Strafgeſetzentwurfs noch nicht unſere Arzteſchaft 
auf den Plan gebracht hat, damit auch ſie ihre Stimme in der Frage 
erheben, ob das, was der öſterr. Entwurf enthalt, auch wirklich genügt. 

Als die Kunde von der Angleichung Sſterreichs an den deutſchen 
Strafgeſetzentwurf kam, rang ſich die Hoffnung durch: Nun alſo end⸗ 
lich kommt das, was wir immer ſolange verlangt! 8 254 lautet: „Eine 
Abtreibung i. S. dieſes Geſetzes liegt nicht vor, wenn ein approbierter 
Arzt eine Schwangerſchaft unterbricht, weil es nach den Regeln der 
ärztlichen Kunſt zur Abwendung einer auf andere Weiſe nicht ab⸗ 
wendbaren ernſten Gefahr für das Leben oder die Geſundheit der 
Mutter erforderlich iſt. Eine Tötung i. S. dieſes Geſetzes liegt nicht 
vor, wenn ein approbierter Arzt aus dem gleichen Grunde ein in der 
Geburt befindliches Kind tötet.“ Nun vergleichen wir damit unſern 
Notſtandsparagraphen. Sie irren ſich, wenn Sie vielleicht meinen, 
es wird einer „ſozialdemokratiſchen Hetze“ gegen dieſe Haltung in 
unſerem Strafgeſetzennwurfe bedürfen. Gehetzt werden höchſtens die 
Abgeordneten von den Maſſen der empörten Frauen werden, die 
Gelegenheit bekommen werden, dieſe beiden Paragraphen zu ver⸗ 
leichen und zu ſehen, daß alles ſpurlos an dem ſtarren Dogma der 
Mehrheitsparteien ſcheitert, daß jedes menſchliche Empfinden, jedes 
Mitleid, jede Einſicht mit all den Leiden, mit all den Not⸗ 
ſtänden, die da vorhanden ſind, einfach verſagt und nichts an⸗ 
deres da iſt als dieſes ſtarre Nein, dieſe Härte dem größten 
Frauenelend und Frauenleiden gegenüber — nicht nur dem 
Frauenleiden und den Frauennöten, ſondern auch den Kindern 
gegenüber, denn ich weiß nicht, ob man es vor ſeinem Gewiſſen 
ſo leicht verantworten kann, daß man Frauen durch Strafgeſetze 
zwingt, daß man Arzte vor das ſchwere Dilemma ſtellt: Gewiſſen 
oder eigene Exiſtenz! Ich weiß nicht, wie man es verantworten 
kann, daß Kinder notoriſcher Trinker, Kinder von Vätern, die 
wiederholt in Irrenanſtalten waren, unter Beobachtung geſtanden 
ſind, Kinder von unheilbar kranken Vätern um eines Dogmas willen 
neun Monate lang Sorgen, Schmerzen und Qualen zu ertragen 
haben, und daß dann Kinder geboren werden wie das arme „Punk⸗ 
terl“, jo genannt von Arzten und Pflegerinnen, weil es von einem 
alkoholiſchen Vater gezeugt wurde und im Wachstum und in der 
ganzen Entwicklung zurückgeblieben iſt. Ein armes, kleines, be⸗ 
dauernswertes Haſcherl, deſſen einziges Glück im Leben es ſein 
wird, wenn es auf eine barmherzige Fürſorge treffen wird — 
ſolche „Punkterln“ aber, ſolche unglückſelige Geſchöpfe, die niemals 
zu Punkten, zu etwas Greifbarem, Nützlichem oder Glückſeligem in 
der Geſellſchaft werden können, ſolche gibt es unzählige, hunderte und 
tauſende, und das Strafgeſetz, das wir hier beraten, ändert an dieſem 
Zuſtande nichts; ſolche arme und unglückſelige Weſen werden auch 
in Zukunft geboren werden müſſen. Muten Sie uns doch nicht zu, 
daß wir aus irgendwelchen — ich weiß nicht — unmenſchlichen Emp⸗ 
findungen oder aus Abirrungen oder Verirrungen der weiblichen 
Natur heraus dafür kämpfen, daß auch bei uns zumindeſt die medi⸗ 
ziniſche Indikation in das Geſetz aufgenommen werde. Wir ſind 
weder andere Frauen noch andere Mütter wie aus Ihren Kreiſen 
und haben dasſelbe Empfinden und dieſelbe Hingabe, denſelben Opfer⸗ 
mut für unſere Kinder und für andere Kinder wie nur irgend 
jemand. Nur veranlaſſen uns all dieſe Erſcheinungen, die wir vor 
uns ſehen, die Dinge auch mit lebendigem Herzen zu betrachten und 
mit menſchlichem Empfinden und nicht mit einem Dogma an dieſe 
Frage heranzutreten. 

Wenn Sie ſich weigern, den 8 254 in unſer Strafgeſetz auf⸗ 
zunehmen, ſo muß man annehmen, daß ihr Mißtrauen gegen die 
Arzte ſo groß iſt, daß Sie befürchten, die Arzte würden über die 
notwendige mediziniſche Indikation hinausgehen und vielleicht, durch 
ihr ſoziales Empfinden geleitet, unter dem Titel der mediziniſchen 
Indikation aus Mitleid manchmal zur ſozialen Indikation greifen. 
Es wird Sache der Arzte ſein, ſich dagegen zu wehren. Was ſich 
aber daraus ergibt, ſehen wir heute ſchon. Warum kommen ſo viele 
Hebammen unter der Anklage der gewiſſenloſen Fruchtabtreibung 
vor Gericht? Weil die Arzte Angſt haben, weil für den Arzt mehr 
auf dem Spiele ſteht als die paar Monate ſchweren Kerkers, weil 
der Arzt ſeine ganze Zukunft riskiert und die Ausübung ſeiner 
ärztlichen Praxis verliert, wenn er wegen ſolcher Delikte ins Ge⸗ 
fängnis kommk. Darum ſchieben die Arzte ſolche Fälle vielfach auf die 
Hebamme ab, die natürlich denſelben Gefahren preisgegeben iſt und, 
einmal wegen Fruchtabtreibung verurteilt, auch ihr Diplom verliert 
und die Praxis nicht mehr ausüben darf. Darin liegt die noch 
größere Gefahr, weil dieſe Hebamme zur geheimen, verſteckten, be⸗ 
rufsmäßigen Abtreiberin wird, die nicht erſt gewiſſenhaft unter⸗ 
ſucht, wie man es vom Arzte erwarten könnte, ſondern für die, 
wenn ſie einmal verurteilt iſt und das Diplom nicht mehr hat, kein 
anderer Weg mehr bleibt, ſich ein Einkommen zu ſichern. 


DEN Juriſtiſche Wochenschrift T 
In Rußland wurde die Schwangerſchaftsunterbrechung ja 1. J. 
1920 freigegeben, das Geſetz wurde i. J. 1922 noch verbeſſert. 
der Klinik in Leningrad werden auf Grund dieſer Freigabe 
Schwangerſchaftsunterbrechung die Frauen, die aus medizinischen, 
ſozialen oder ſeeliſchen Nöten nicht gebären zu können glauben, 
Kommiſſionen gewieſen, die den Fall prüfen, wobei dem Jogi 
Notſtand durch Fürſorge und Vorſorge für Mutter und Kind @ 
geholfen wird, wie wir dies in unſerem Linzer Parteiprogramm 
eine Forderung aufgeſtellt haben. icht 
Hinſichtlich des Strafvollzugs wünſchen wir, daß er 
nur die Strafbeſtimmungen des Geſetzes, ſondern auch die Beſt 
mungen über den Strafvollzug Reformen unterzogen werden. ung 
Nicht die Feſtſtellung eines Verbrechens und die Beſtraf 08 
ſol die Hauptaufgabe der Geſetzgebung ſein, ſondern vor allem d 


Bemühen, die Urſachen zu beſeitigen, die zum Verbrechen führen. 
Das wäre eine zwingende Notwendigkeit, und das tun , 


wenn auch in geringem Maße, wenn wir die medizimiſche Ind + 
annehmen. Ein großer Denker, der lange vor uns gelebt ; 
Voltaire, hat den Ausſpruch getan: „Nicht Überfluß an Menſchen ig 
die Hauptſache, fondern daß wir die, welche wir haben, jo wen 
als möglich unglücklich machen.“ * 
Nun finden wir im Strafgefeg noch einiges andere, das sch! 
verdienen würde, einer Kritik unterzogen zu werden. Wir bee 
8 310 des neuen Strafgeſetzes die Beſtimmung, daß eine 7 
ehe mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren beſtraft wird. Ich bin, ich 
ierig, wie ſich das in Oſterreich entwickeln wird. Wir haben nä bei 
ſehr viele Doppelehen; dadurch, daß die Reform des Eherechtes ne 
uns verhindert wird, werden ſo und ſo viele Leute veranlaßt, Che 
neue Ehe zu ſchließen, obwohl ihre vorhergehende katholiſche an- 
nicht aufgelöft iſt, da fie ja unauflöslich it. Auch da wäre es 0 
ſchenswert geweſen, wenn man ſchon die ſtrafbaren Latbeſtände r 
dem deutſchen Geſetz übernimmt, auch die Grundlagen — — 
anders zu geſtalten, und es wäre durchaus keine Schande geweſ ch 
wenn der öſterreichiſche Nationalrat mit dem neuen Strafgeſeß a it 
gleichzeitig ein modernes Eherecht vorgelegt erhalten hätte, bam 
man über beide Dinge beraten kann. uf 
Oder es heißt im 8 312: Ehebruch, Gefängnis bis zu 1 
Jahren. Natürlich nur, wenn der Ehebruch zur Kenntnis des er 
richtes kommt. Aber das trifft ja die wenigſten Fälle, dene 
neben ein paar Dugend beſtraften Ehebrechern werden wahrſchel ine 
viele tauſende Ehebrecher herumlaufen, deren Freiheit nicht Che 
Minute bedroht fein wird, weil ja niemand anzeigt, daß ſie die ng 
gebrochen haben. Ganz richtig, ſo wie bei der Fruchtabtreihn 
wird auch hier der Denunziation und der Angeberei Tür und w 
geöffnet. Der eine wird denunziert, wird angezeigt, bei einem ei 
dern drückt man ein Auge zu, weil er es vielleicht beſſer verſte er 
bei einem Ehebruch den beleidigten Teil zu verſöhnen oder well 
es überhaupt beſſer verſteht, die Sache zu vertuſchen. rei 
Der JuſtMin. hat gemeint, von Humanitärsduſelei find wir bet 
Ja, auf die Duſelei erheben wir natürlich keinen Anſpruch un, 
auf Humanität erheben wir ſehr ſtarken Anſpruch, und wir wünſch ct 
daß die Humanität im Strafgeſetz zu ſehr ſtarker Geltung er 
wird. Wir vermiſſen die Humanität aus den Gründen, bie ich he 
dargelegt habe, wir fordern dieſe Humanität als ein Gebot u Ro 
nur der Menſchlichkeit, ſondern als ein Geſetz der Gerechtigkeit; . 
ein Gebot der Erforderniſſe unſerer heutigen Zeit. Es ſoll im allen 
gefep Gelegenheit geboten werden, daß ſich die Humanität auf ue 
Gebieten auswirkt, vor allem auch bei der Tilgung von verbuße 
Strafen. Man bedenke, welches Elend für dieſe Leute entſteht, — 
heute entlaſſen werden, mit dem Makel der Strafe belaſtet die 
ſie ſind vielleicht nur durch ein Unglück dazu gekommen, u) 
nun unter ehrlichen Menſchen keine Aufnahme finden und n gr 
gemäß wieder auf den Weg des Unrechtes und des Verbrechen Ai 
trieben werden. Ja, ich bin für Humanität, ich bin felbiiverl m, 
lich für Milde erſt recht, und ich möchte auch, daß die Beratung 
die wir im Ausſchuß über dieſes Strafgeſetz pflegen werden, john 
und würdig geführt werden. Ich möchte auch an den Juſt Mein. 
Appell richten, das Seinige zu tun. nat 
Die Beratungen werden aber zu keinem Erfolg führen, ol 
man hier das quälende Gefühl hat, daß einige Minuten von lich 
hier entfernt Menſchen in den Gefängniſſen ſitzen, die eigentiſ 
halbe Kinder, 15⸗, 16jährige Lehrlinge find, die, wenn man 
fragt, ja, warum find Sie oder warum biſt du eingeſperrt, 
lich freudeſtrahlend ſagen, ich habe geplündert, und bie, wenn 9 
ſie fragt, ja, was haben Sie geplündert, mit ein paar Kleidun 
ſtücken prunken. Gewiß ſoll das Aneignen fremden Eigentums 1 in 
Strafe geſtellt ſein, aber man muß doch Urſachen und Umſtand und 
Betracht ziehen, man muß erwägen, ob es einer modernen 
humanen Auffaſſung entſpricht, ſolche Kinder, die gar nicht an 
nen, daß fie auch dieſe Gelegenheit benutzt haben, weil ſie zufallig ag 
dazu gekommen find und weil es ſo ſchon war, wie ein paar M 
gefagt haben, die beim brennenden Juſtizpalaſt geſtanden . ee 
ſie aufgefordert wurden, wegzugehen, haben ſie gesagt: ern . 
Sie, laſſen Sie mich ſtehen, das iſt ſo ſchön, wie es da net“ 
Wer erinnert ſich nicht aus ſeiner Kindheit, wenn im Do 900 es 
alarm war und alles hingeſtürzt iſt, um auch dabei zu ſein, wen ze 
brennt? So ſind ſicherlich am 15. Juli zahlreiche junge Gef 
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Mügeeift, wie es gebrannt hat, 14, 1d« und 16jährige. Und jeit 
7 Zeit iſt eine Reihe von jugendlichen Geſchöpfen, die vorher 
ſie d brave, anſtändige junge Leute waren, eingeſperrt, weil andere 
nac, cbeseigt haben, ſie ſeien mit rußgeſchwärztem Geſicht am 15. 
0 Hauſe gekommen. Es iſt eine harte Ungerechtigkeit, ſolche junge 
kaicbopje ſo lange Gefängnisluft atmen zu laſſen. Für die künftige 
Dal, für die Künftige Beſſerung und das ſittliche Empfinden find 
wahrlich keine Vorſtufen. 
ius allen dieſen Gründen möchte ich Sie bitten, die Gelegen⸗ 
dies nicht vorübergehen zu laſſen, zu zeigen, daß wir einmal in 
em Nationalrat, in dieſem Oſterreich nicht immer nur von klein⸗ 
bagem Rache, Vergeltungs⸗ und Strafgedanken ausgehen, ſondern 
= wir auch prüfen können: Soll ich das Übel noch ſchlimmer 
Br oder wie kann ich dieſes Übel, das einmal vorhanden ift, 
me machen? Wir find nicht dafür und billigen es durchaus 
cht, wenn Delikte begangen werden, die mit dem Strafgeſetz in 
aa like ſtehen. Wenn man aber unterfucht, was vorangegangen 
dann hat man kein Recht, der Rache und Vergeltung freien 
mi zu laſſen, Sondern dann ift der Augenblick gegeben, wo man 
da Nachſicht und Milde vorgehen muß, wo man zeigen muß, 
man die Möglichkeit ſchaffen will, in ernſter und ruhiger Be⸗ 
ung an dieſes große Werk der Strafgeſetzreform heranzugehen. 
die Dr. Renner: Der deutſche RT. und der öſterr. Nationalrat, 
ti zwei Vertretungen der deutſchen Nation in Europa, ſtehen vor 
mer großen Aufgabe, vor einer Aufgabe, die man ein Jahrhundert⸗ 
bier genannt hat, und es geziemt ſich wohl, zu fragen, ob die Zeit 
Eignung dazu beſitzt und ob das Bedürfnis nach dieſem Werk 
eben iſt. Das Bedürfnis nach einer Strafgeſetzreform im Reiche 
a insbeſ. in Oſterreich iſt unleugbar. Die Eignung unſerer Zeit 
ein ein ſolches Werk zu vollziehen, und zwar mit dem Aſpekt 
fte Jahrhundertwerkes zu vollziehen, iſt mehr als fraglich. Wir 
= hen vor einer Kriſe des geſamten Rechtslebens, ſowohl des mate⸗ 
ellen Rechts als auch der Rſpr. Die Kritik zieht, von den ein⸗ 
nen Teilen des Volkes vorgebracht, einſeitig die eine oder die 
ere Seite des Rechts in Frage, unſere Rechtsordnung insgeſamt 
er iſt in Frage geſtellt. 
D Nehmen wir z. B. die Funktion und die Perſon des Richters. 
Sers Berufsrichter iſt in weiten Kreiſen, insbeſ. in wirtſchaftlichen 
Ren angefochten — man beklagt ſich, daß er bei der größten 
ſeinatnis des geſchriebenen Rechts das wirtſchaftliche Leben und 
7 tauſendfachen Verzweigungen nicht verſtehen könne. Man hat 
9 halb den Berufsrichter durch einen Laienrichter erſetzt oder er⸗ 
htl. Der Laienrichter iſt jedoch ebenſo angefochten, weil ihm um⸗ 
br ehrt die Kenntnis des Rechts fehle. Man hat endlich im Straf⸗ 
der ß den Volksrichter an Stelle des Berufsrichters, wenigſtens in 
Urteilsfällung, geſetzt, aber auch die Geſchwornenurteile ſind an⸗ 
Eiwehten, vor allem aus dem Grunde, weil der Geſchworene die 
danch in den Geſamtzuſammenhang des Rechtes kaum beſitzen 
e und weil auch auf ihn das Wort des Richters Anwendung 
e: Auch gerecht urteilen will gelernt ſein. Es gibt alſo keine Art 
Pros Richters, die nicht angefochten wäre, und das große, drängende 
ie blem der Gerichtsverfaſſung iſt heute, alle richterlichen Elemente, 
u. gegeben find, Berufsrichter, Laienrichter, Volksrichter, jo zu 
Hier enden, daß ſie ihre Vorteile ergänzen, ihre Nachteile kompen⸗ 
bien... &8 iſt, mit einem Wort, die geſamte Juſtizverfaſſung pro⸗ 
atiſch geworden. 
2 Aber das nicht allein, auch das materielle Recht unſerer Zeit, 
h > ‚ber Richter anwendet, iſt umſtritten, und der Richter, der es 
zug anwendet, trägt die Kritik für das Recht ſelbſt, an deſſen 
Priopfung er keinen Teil hat. Beſtritten iſt der Eigentumsbegriff im 
das 


heit 


vatrecht, neue Rechtsbegriffe ringen ſich durch, das Arbeitsrecht, 
in wu einem halben Jahrhundert noch in rudimentärem Zuſtande 
for er Geſetzgebung zur Geltung kam, dringt vor, ſchafft neue Rechts⸗ 
Regen, neue Rechtsauffaſſungen, und ſo liegen neues und altes 
Fi im Kampfe. Im Strafrecht ift die Erſchütterung noch viel 
Jah er. Der Begriff des Verbrechens und det Schuld ſelbſt, der durch 
est hunderte und Jahrtausende unbeſtritten war, iſt in Frage 
f ellt, und es gibt Auffaſſungen, philoſophiſche Richtungen, welche 
dens ddividuelle Schuld überhaupt angeſichts des ſozialen Perſchul⸗ 
das an dem Individuum leugnen. Dieſe geiſtige Entwicklung ſtellt 
Auf Strafrecht überhaupt, ſtellt ſowohl Schuld als Strafe in Frage. 
Sch der anderen Seite wird dieſe Auffaſſung von der primären 
falt d der Geſellſchaft gegenüber dem Individuum geſtützt durch auf⸗ 
unde Tatſachenerkennkniſſe, welche die Sozialwiſſenſchaft gewinnt, 
ef durch ſinnfällige Maßnahmen, welche die im Staat organiſierte 
felſchaft ſelbſt ſetzt. Es ſteht ſeit einem Jahrhundert feſt, daß die 
gentumsdelikte ſich vermehren, wenn bie Getreidepreiſe ſteigen, 
ſchaff ie Erhöhung der Getreidepreiſe Eigentumsdeliguenten geradezu 
bi 105 und daß alſo für eine große Zahl der Schuldigen das indi⸗ 
88 elle Verſchulden mit dem Verſchulden etwa eines Parlamentes, 
daß 8 Zolltarife erhöht, zum mindeſten konkurriert. Wir wiſſen, 
lich der Alkoholismus beſonders auf die Afjektdelikte außerordent⸗ 
einwirkt, wir wiſſen alſo auch, daß die Alkoholgeſetzgebung eines 
wiſſen se die Straffälligkeit in Affektdelikten einwirkt. Wir 


Famſlien. teres, daß ein geordnetes Wohnungsweſen die Zahl der 


ſchlechte W 


und Sexualdelikte außerordentlich vermindert, daß eine 
ohnungsfürſorge dagegen dieſe Delikte mehrt und ſteigert. 
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Wir wiſſen ſpeziell aus unſerer öſterreichiſchen Erfahrung, daß eine 
öffentliche Verwaltung, die rechtlos und geſetzlos vorgeht, Delikte 
gegen den Staat geradezu erzeugt. Wir ſehen daraus, daß das Straf⸗ 
recht nicht ein ſelbſtändiges und im vorderſten Range ſtehendes 
Rechtsgebilde, daß das Strafrecht im Gegenteil eine etwas ver⸗ 
altete ſoziale Methode iſt, ſoziale Übel zu heilen, und die ganze ge» 
ſchichtliche Entwicklung zeigt uns, daß, je mehr ein Volk in der 
Kultur, in der Ziviliſation, im Rechtsleben fortſchreitet, deſto mehr 
das Strafrecht zurücktritt gegenüber der vorbeugenden Pflege, gegen⸗ 
über der ſozialen Arbeit. Das Fortſchreiten der Kulturentwicklung 
findet ſo geradezu einen Maßſtab, ein ſicheres Merkmal in den 
Strafgeſetzen eines Volkes und eines Landes. Je barbariſcher das 
Land iſt, um ſo barbariſcher ſeine Deliktsbegriffe, um ſo barbariſcher 
ſeine Strafen. Die Beſchaffenheit ſeines Strafrechts iſt geradezu ein 
Kulturindex eines Volkes. 

Es hat Präſident Waber in Anlehnung an Radbruch einen 
Satz aus der Carolina zitiert und ihn für die Strafreform im alle 
gemeinen in Anſpruch genommen. Ich werde auch auf die Carolina 
zurückkommen. Das Strafgeſetz des alten Deutſchen Reiches v. J. 
1532, das durch nahezu drei Jahrhunderte unſer öffentliches und 
privates Leben ordnete, dieſes Strafgeſetz hat Verräter zur Vier⸗ 
teilung verurteilt, Brandſtifter zum Feuertode, Räuber und Land» 
friedensbrecher zur Enthauptung, Einbrecher an den Galgen gebracht. 
Sexualdeliquenten gewiſſer Art an den Pranger gebracht ... auch 
erfolgloſe Selbſtmörder geſtraft, Kindesmörderinnen lebendig be» 
graben, und als Beweismittel war im allgemeinen die Folter vor⸗ 
geſehen, die ſich in einigen Teilen Deutſchlands bis in den Anfang 
des 19. Jahrhunderts erhalten hat. Dieſes Strafrecht der Carolina 
iſt ein Kulturindex der deutſchen Nation jener Tage geweſen. Die 
Strafmittel jener Zeit, von denen ich Ihnen die wichtigſten vorge⸗ 
führt habe, ſind herabgemildert worden, allmählich iſt neben dieſe 
Todes⸗ und Leibesſtrafen zuerſt die Freiheitsſtrafe und dann die 
Geldſtraſe getreten, die Strafſätze ſind allmählich gemildert worden, 
eine vorgeſchrittene Ziviliſation kommt mit anderen Beweis- und 
Strafmitteln aus. Und nachdem einmal das Strafrecht und die 
Strafmittel ein wahrer Kulturindex eines Volkes find, fo müſſen 
wir es von unſerem Standpunkte außerordentlich beklagen, ja 
ſchmerzlich empfinden, daß die deutſche Nation, die ſich dieſen Straf⸗ 
geſetzentwurf des Reiches gegeben hat, ſich ſelbſt ſo barbariſch ein⸗ 
ſchätzt, daß ſie der Todesſtrafe noch bedürfe. Wir glauben, ſie, die 
durch drei Menſchenalter ſich der allgemeinen Schulpflicht erfreut, 
bedürfe ihrer nicht mehr. 

Es iſt auch überraſchend, daß der Motivenbericht noch ſo ſehr 
von der alten Auffaſſung des Strafens und des Strafrechts erfüllt 
iſt, das er als ſeine Abſicht bekennt: Der Entwurf ſolle „einer 
ſchlaffen, dem Schutze der Geſellſchaft vor dem Verbrechen nicht ge⸗ 
nügenden Strafrechtspflege“, er ſolle einer „Aushöhlung des Strafe 
rechts“ vorbeugen. Nach unſerem Empfinden iſt eine Nation um ſo 
reifer, je weniger ſie des Strafrechts bedarf, eine Nation um ſo 
kultivierter und ziviliſierter, je mehr das alte Strafrecht ausgehöhlt 
iſt. Es liegt im ganzen Geiſte dieſes Entwurfes, daß er in einer 
konterrevolutionären Periode geſchaffen iſt. Daher unſer großes Be⸗ 
denken gegen die Zeitgemäßheit dieſes Entwurfes, begründet auf 
der Wahrnehmung, daß im Augenblick alle die reaktionären Mächte 
nach der Reform des Strafrechts drängen, denen die Strafe das 
einzige ſoziale Heilmittel iſt, weil fie mit dem Mittel des Straf- 
rechts die Geſellſchaft zu heilen hoffen, die mit den Mitteln der 
Fürſorge geſund zu erhalten und zu heilen über ihre Kräfte 
und Einſicht hinausgeht. Das iſt das Unzeitgemäße dieſes Entwurfs. 
Wir hätten gerne geſehen, daß der Entwurf in einer früheren Epoche 
der fortſchreitenden Rechtsentwicklung geſchaffen und das Geſetz be⸗ 
handelt worden wäre oder aber in einer Zeit, wo nicht mehr der 
Druck der geſamten europäiſchen Reaktion auch auf uns laſtet. 

Nun aber wollen wir auf die allgemeinen Grundgedanken des 
Entwurfes näher eingehen. Der Bundes min. für Juſtiz, Dr. Rintelen 
und Dr. Waber, ſind der Begeiſterung voll, ſie finden, daß in den 
Grundlagen dieſes Entwurfes ein großer Fortſchritt liege, eine 
Kulturelle Großtat, wie Dr. Rintelen ſagte. Laſſen Sie uns das ein⸗ 
mal unterſuchen, laſſen Sie uns prüfen, inwiefern dieſer Straf⸗ 
geſetzentwurf imſtande iſt, wirklich die Juſtiznot zu brechen, jene 
Vertrauenskriſe der Juſtiz zu beſeitigen, die unſere Nation, aber 
nicht nur unſere Nation, ſondern alle Nationen Europas heim⸗ 
geſucht hat. Wenn ich nunmehr auf die Grundgedanken des Ent⸗ 
wurfes eingehe, ſo will ich mich an die Einteilung halten, die einer 
ſeiner Mitſchöpfer und der hervorragendſte Strafrechtslehrer Deutſch⸗ 
lands, Prof. Kahl, in der Reichstagsdebatte gegeben hat. Er nimmt 
als erſtes Fundament der Reform die ſchärfere pſychologiſche Dif⸗ 
ferenzierung des Verbrechertums. Gewiß ein Vorzug, der aber unter 
Umſtänden auch zum Nachteil werden kann. Der Schuldbegriff, der 
Begriff der Zurechnungsfähigkeit wird neu formuliert, die Gewerbs⸗ 
mäßigkeit, die Gewohnheitsmäßigkeit des Verbrechers unterſchieden, 
die Lebensreife des Verbrechers, ob er Jugendlicher oder junger 
Menſch oder Erwachſener iſt, berückſichtigt. Dadurch wird eine ſorg⸗ 
fältigere Behandlung der Straftat angebahnt. Aber in welcher Ten⸗ 
denz geſchieht das und wie erfolgt das im einzelnen? 

Ich möchte das am Begriff des Gewohnheitsverbre⸗ 
chers erläutern. Daß das Gewohnheitsverbrechen zu ſchärferer Strafe 
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zwingt, liegt auf der Hand. Aber beachten wir nun, wie ſich dieſe 
Behandlung des Gewohnheitsverbrechers in den verſchiedenen Ent⸗ 
würfen jeit 1909 geändert hat. Im Entwurf d. J. 1909 mußte der 
Gewohnheitsverbrecher, um als ſolcher behandelt zu werden, fünf⸗ 
mal vorbeſtraft ſein, und zwar zu erheblichen Freiheitsſtrafen, dar⸗ 
unter auch zu Zuchthaus. Erſt dann traten die erſchwerenden Straf⸗ 
ſolgen des Gewohnheitsverbrechens für ihn ein. Im Entwurfe d. J. 
1925 genügte ſchon eine zweimalige Vorbeſtrafung, darunter aber 
wenigſtens Gefängnis von einem bis zu zwei Jahren. Im Entwurf 
v. J. 1927 genügen ohne weiteres ſechs Monate Gefängnis. Sie 
ſehen daraus, in welcher Weiſe ſich in den letzten Jahren, in den 
Jahren der Reaktion, die Strafdrohungen verſchärft haben. Es wird 
alſo der Vorzug einer ſchärferen pſychologiſchen Differenzierung des 
Verbrechertums dazu benützt, um, ich will nicht ſagen, barbariſche, aber 
ganz übertriebene Strafdrohungen gegen einzelne Verbrecher zu kehren. 

Das zweite Moment, das als dem Strafgeſetzentwurf eigen 
dargeſtellt iſt, iſt die Verbindung der Sicherung mit der 
Strafe. Der Strafrichter wird die Zuläſſigkeit, die Notwendig⸗ 
keit der Unterbringung in Heil- und Pflegeanſtalten, in Trinker⸗ 
heilanſtalten, Erziehungsanſtalten, aber auch im Arbeitshauſe, die 
Sicherungsverwahrung, die Schutzaufſicht und die Verweiſung aus 
dem Bundesgebiete ausſprechen. Dieſe fogenannten Sicherungen ſind 
in der Regel zuſätzliche Strafen, deren Beſſerungseffekt außerordeut⸗ 
lich zweifelhaft iſt. Ob ein Arbeitshaus beſſert oder ſeine Zöglinge 
erſt recht der Geſellſchaft eutfremdet und dem Verbrechen zutreibt, 
hängt ganz von ſeiner Einrichtung ab. Es iſt aber an ſich erſt zu 
fragen, inwieweit der Strafrichter und der Strafprozeß geeignet ſind, 
Maßregel zu treffen, die doch im Weſen Fürſorge⸗ und Erziehungs⸗ 
maßnahmen ſind. Die Hand des Strafenden iſt immer oder wird 
immer hart, die Hand des Erziehers, der leiten ſoll, muß auch ver⸗ 
ſtehen, mild zu ſein. Die Verbindung von Strafgericht und Fürſorge 
iſt alſo an ſich im höchſten Grade problematiſch. 

Aber dieſe Dinge nebenher. Das Entſcheidende an 
dem Entwurfe iſt die erhöhte Freiheit des richter⸗ 
lichen Ermeſſens, und hier handelt es ſich vor allem darum, 
daß wir uns deſſen genau bewußt werden, was wir damit tun, indem 
wir dem Richter eine ſolche erhöhte Freiheit des Ermeſſens geben. 
Zwei Tendenzen des Strafrechts, des Rechtes überhaupt 
widerſtreiten ſich dabei, zwei Ziele der Rechtsordnung und 
zwei Rechtsgüter: einerſeits das Ziel und das Rechtsgut der Rechts⸗ 
ſicherheit, die das oberſte und kardinalſte Erfordernis jedes Rechtes 
iſt, und auf der anderen Seite die Freiheit des richterlichen Ermeſſens, 
das heißt die Freiheit desjenigen Organs, das das Recht handhabt, 
nach ſeiner völlig ungebundenen Überzeugung zu urteilen. Gewiß 
ſind beide Rechtsziele Vorteile der Rechtsordnung. Ich möchte nicht 
fo aufgefaßt werden, als würde ich mich gegen die Freiheit des 
richterlichen Ermeſſens ſchlechthin kehren. Daß die Freiheit des 
richterlichen Ermeſſens ſowohl der abſolut gebundenen Beweis⸗ 
würdigung als auch der ſtreng gebundenen kaſuiſtiſchen Sub⸗ 
ſumtion äußerlich umſchriebener Tatbeſtände unter eine kategoriſche 
Rechtsregel vorzuziehen iſt, das will ich nicht beſtreiten. Aber das 
freie richterliche Ermeſſen erfordert Grenzen und Kautelen, dies ge⸗ 
rade in unſerer Zeit, wo wir in einer Kriſe des Rechtsbewußtſeins 
ſtehen. Gerade in einer Zeit der Vertrauenskriſe der Juſtiz, die ja 
nicht mehr geleugnet wird, ſondern allgemein anerkannt iſt, iſt es 
fraglich, ob die Steigerung des richterlichen Ermeſſens das Mittel 
iſt, dieſe Rechtskriſe zu überwinden. Zunächſt einmal die Rechts⸗ 
ſicherheit. Worin beſteht dieſe? Die Rechtsſicherheit beſteht darin, daß 
das einzelne Individuum, das der Staatsgewalt, der richtenden, 
verurteilenden, ſtrafenden Staatsgewalt gegenübertritt, dadurch ge⸗ 
ſchützt iſt, daß es vor einem feſten Rechte ſteht, vor einer klaren, 
ſeſten geſetzlichen Regelung, nicht vor Kautſchuk, wie wir das immer 
genannt haben. Im Strafrecht drückt ſich das darin aus, daß es kein 
Verbrechen ohne Geſetze gibt, das heißt, daß nichts als Verbrechen oder 
Delikt erklärt werden kann, was nicht geſetzlich genau und ſcharf 
umſchrieben und als ſolches bezeichnet iſt, alſo nullum erimen sine 
lege. Zweitens darf keine Strafe verhängt werden, die nicht im 
Geſetze angedroht iſt. Alſo auch die Strafe muß ein feſter Begriff ſein: 
nulla poena sine lege. Ich will das alte Wort zitieren: Die Strafe 
iſt das Recht des Verbrechers. Man hat das in der Vergeltungstheorie 
ſo ausgeſprochen, aber ich möchte es in einem anderen Sinne zi⸗ 
tieren: Eine beſtimmte Strafe, eine beſtimmte Strafart, ein beſtimmtes 
Strafmaß iſt das Recht des Verbrechers; er kann nicht der vollen Will⸗ 
kür ausgeſetzt werden, denn dann würde ja aus der Strafe im 
weſentlichen doch eine Verwaltungsmaßregel werden. Die Unterſchei⸗ 
dung „Strafurteil und Verwaltungsakt“ iſt beileibe keine bloß ju⸗ 
riſtiſche, ſie läuft darauf hinaus, daß das Volk ſich nicht mehr Richtern 
und geſprochenem Recht, ſondern Polizeiorganen und ihrer Willkür 
gegenüber ſieht. Der Entwurf geht nun dahin, daß bei der Feſt⸗ 
legung des Begriffes des einzelnen Verbrechens die Tatbeſtands⸗ 
beſchreibuug nicht mehr jo kaſuiſtiſch wie früher gehalten werden 
ſolle, daß es nicht mehr ſo peinlich genau auf die Abgrenzung der 
einzelnen Verbrechensbegriffe ankomme, daß hier mehr Freiheit des 
Urteils beſtehen ſoll, das heißt alſo, das Geſetz, das feſte Rechts⸗ 
regeln geben ſoll, wird beweglich. Bei den Strafen wird ein Straf⸗ 
rahmen gezogen, dieſer Strafrahmen iſt im allgemeinen weit, und es 
iſt im allgemeinen ein Vorteil, wenn der Strafrahmen weit ge- 
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ſpannt iſt. Aber dieſer weite Strafrahmen wird noch gedehnt, N 
wird geradezu zerſchlagen — auf der einen Seite dadurch, daß tief 
folge der mildernden Umſtände beim Strafausmaß unendlich r 
herabgegangen, in beſonders ſchweren Fällen beſonders hoch hene 
gegangen werden kann, daß in beſonderen Fällen von einer Ja, 
abgeſehen werden kann, alles nach dem Ermeſſen des Richters. ein 
indem nicht mehr in klarer Abgrenzung geſagt wird, was ten 
ehrenvolles, ein politiſches Delikt iſt, ſondern: Aus achtenswen 
Beweggründen begangene Straftaten können darin Berückſicht g die 
finden, daß Zuchthaus in Einſchließung verwandelt wird, it "7 
Judikatur beinahe ſchon in Adminiſtration verwandelt! Alles t fe 
die Hand des Richters gelegt — was bedeutet das? Daß die SZ j 
juſtiz ſich außerordentlich bedenklich der einfachen ab min ist 
tiven Verfügung nähert, das hebt natürlich den Begrill die 
Strafrechtes auf, und darin liegt, behaupte ich, eine neuartige Sie 
wahre Aushöhlung des Strafrechtes. Wie weit das geht, mögen bei 
aus folgendem erjehen. Nehmen Sie die Brandſtiftung! Wenn an 
einer Brandſtiftung irgendwie verminderte Zurechnungsfähigkelt 6 
genommen wird, ſo kann der Brandſtifter mit drei Monaten, 
fängnis davonkommen — die normale Brandſtiftung iſt bedroht lo 
15 Jahren Zuchthaus. Innerhalb dieſes Rahmens bewegt ſich a. 


der Richterſpruch. fal- 
Eine ſo weitgehende Freiheit des Richters it um jo auff ger 
ger, als gerade im unſerer Zeit bei allen Prozeſſen, deren a 


wir jind, das außerordentlich Auffallende, das Aufreizende, ine 
Unerträgliche die große Abweichung im Strafmaß it. dem 
Tat, die der anderen vollſtändig gleich iſt, erhält ſchon jetzt in ein 
einen Fall ein barbariſches Strafmaß und in einem andern Jun 
geringes Strafmaß. Wir ſehen, daß Erpreſſungsdelikte in dem m ren 
Fall mit ganz geringfügigen Strafſätzen bedacht werden, in all 1 

Fällen mit ganz lächerlich bezw. empörend hohen. Das iſt ſchon } . 
ſo, wo immerhin die Grenzen des Strafausmaßes noch enge dem 
zogen ſind. Was ſoll erſt daraus werden, wenn dieſe Verſchuache 
heit der Strafen, an die ſich gerade am allermeiſten die öffenen 
Kritik knüpft, geradezu Syſtem werden ſoll? Man ſagt, daß ihr 
eben die Stellung des Richters erhöht, daß man, wie es in Dene, 
land geheißen hat, den „Richterkönig“ ſchafft, der ſouveran url er 
und diejenigen, die dieſen Beſtrebungen mit Bedenken gege 


ſtehen, werden als Feinde, als Gegner des Richterſtandes Fan 
geftellt. Es fragt ſich aber außerordentlich, ob mit dieſer wie 


der Richterſchaft und insbeſ. dem Berufsrichter Gutes geta 
Von Hentig, ein bürgerlicher deutſcher Juriſt, ſagt: „Man tut die 
Richter keinen Gefallen, wenn man ihm Kein feſtes ie a 
Hand gibt!“ Es iſt aber die Tendenz dieſes ganzen Stra Belek 
wurfes, dem Richter kein feſtes Geſetz an die Hand zu geben. wer⸗ 
wird für die Berufsrichter ein Danaergeſchenk werden; denn ſie y 
den als Stand, als Geſamtheit, das Odium tragen für bie leich 
meidlich weit, weit voneinander abweichenden Urteilsſprüche in der 
artigen Fällen. Die Urteilsſprüche werden notwendig vont cer 
abweichen müfjen, weil ſich ja die Individualität des einzelnen gu für 
nicht ausſchalten läßt. Die Richter werden das Odium trage ug 
ein Geſetz und für eine Wirkung des Geſetzes, die ſie ſelbſt nicht i 
ſchulden. Unſere Richter haben ja noch wenig Gelegenheit geha 1 
zu dieſer Reform zu äußern, aber ich zweifle, daß die Ri iich bei 
dieſes Geſetzes jemals ſroh werden wird. Kein Richter kann fi 
gewiſſenhafteſter Selbſterziehung ganz den ſubjektiven, indivib ie 
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ſprüche gefällt werden, ſo wird damit keineswegs behauptet, Pr Ein 
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uperd per 


b 
Dichter; aber es gibt Menſchen, die das Rechtsgut des Sehen ar 


ein höheres Rechtsgut jein wird, wo die Kränkung der wiſſen “con 
1) chtsgut | reiränsälie 
FE 5 
ordentlich im Ort, in der Zeit, in den Klaſſen. Aber ſie it elne 
nur nach dieſen Gruppen verſchieden, ſondern in jedem eind 
Individuum, und fo auch in jedem einzelnen Richter. Jeder de . 
wird alſo anders urteilen bei der Verletzung eines konkreten 
gutes, wird andere Strafmaße anwenden, und daraus muß ſic) ein 
Umſtänden ein Chaos ergeben, wenn nicht durch das vet 
Gegengewicht geſchaffen wird. nr „jan? 
Und damit komme ich zu dem Punkte, der in dieſem his 
menhang erwähnt werden muß, nämlich zur jog. Klaſſen! 
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Senn man den Richtern gegenüber von Klaſſenjuſtiz ſpricht, ſo 


Sich eren ſie zunächſt mit dem Gefühl einer perſönlichen Kränkung. 
ie nehmen dieſe Kritik, die ſich gegen die geſamte Einrichtung un⸗ 
erer Rechtspflege und ihre Geſamtwirkung richtet, als perſönlichen 
orwurf hin. Was iſt mit dem Ausdruck „Klaſſenjuſtiz“ gejagt? 
nter Klaſſenjuſtiz iſt nicht der Urteilsſpruch des einzelnen Richters, 
Ondert find die geſamten Rechtseinrichtungen, die zu dieſem Urteils⸗ 
uch führen, die ganze Juſtiz zu verſtehen. Es iſt z. B. auch 
laſſenjuſtiz, wenn in fo und jo vielen Fällen betrügeriſcher Krida, 
N ſo und fo vielen Fällen der Vergeudung von Spargeldern über⸗ 
aupt nicht geurteilt wird. Das allein it ſchon Klaſſenjuſtiz, und 
es beſteht ſie darin, daß der Richter ausgeſchaltet wird. Wo iſt 
* die Schuld des Richters? Das Schwergewicht der Klaſſenjuſtiz 
belt ſchon in dem Anklagemonopol des Staates und der ihn 
‚herrichenden Klaſſe, das Schwergewicht liegt in der Inſtradierung 
der öffentlichen Anklage, das Schwergewicht liegt in den tauſend 
anzelnen Einrichtungen, die zuſammen die Juſtizverfaſſung ergeben. 
I doch der Rechtsgang ſelbſt für den Vermögenden bequem, für den 
Lermögensloſen hart, ſteinig, oft unpaſſierbar. Aber die Klaſſen⸗ 
luſtiz kommt auch darin mit zum Ausdruck, daß die Richter ihrer 
N eburt nach, ihrer Erziehung nach, nicht vorausſetzungs⸗ 
Dre Menſchen find, daß ſie in irgendeinem beſtimmten Milieu auf⸗ 
gewachſen find, das für ein grundverſchiedenes, entgegengeſetztes, 
q ganz neuartiges Milieu, wie das des Proletariates, das Verſtänd⸗ 
3 gar nicht haben kann! Daraus allein ergeben ſich ſchon ge⸗ 
haltige Unterſchiede, z. B. zwiſchen dem Durchſchnittsrichter etwa in 
Preußen und in Hſterreich. Was die privatrechtlichen, ſozialen Ent⸗ 
heidungen anbelangt, können wir unſeren Richtern in Hſterreich 
I Zeugnis ausſtellen, daß ſie dank ihrer kleinbürgerlichen, ihrer 
Suorlichen Herkunft, dank ihrer ganzen Erziehung nicht in dem 
inne Klaſſenrichter find, wie es etwa der preußiſche Richter der 
jo, gangenen Jahrzehnte war. Und wenn im deutſchen RT. der 
deb aldemokratiſche Redner darauf hingewieſen hat, daß die Hſter⸗ 
in er zwar ein ſchlechtes Strafgeſetz, aber eine beſſere Straf⸗ 
bechtspflege haben, und daß ſie das der Praxis und zum Teil auch 
% ichtern danken, jo mag Ihnen das ein Beweis fein, daß, wo 
ae; von Klaſſenjuſtiz ſprechen, das ganz und gar nicht ein Vorwurf 
übjektiver Verfehlung gegen die Richterſchaft int ganzen oder gegen 
einzelne iſt. Es iſt überhaupt kein individueller Vorwurf, ſondern 
dell die Konſtatierung der Tatſache, daß der Richter durch ſeine 
benkunft, ſein Milieu, ſeine Erziehung mitbeſtimmt und dadurch 
orſchieden beſtimmt ift, wie ich geſagt habe, in Preußen und in 
ſterreich, aber verſchieden auch im einzelnen Falle danach, ob der 
wächter hervorgegangen iſt aus einer Familie von beſitzenden und 
germögenden Leuten oder aus einer Familie von kleinen Auge⸗ 
uten, die ſelbſt Not und Elend kennengelernt haben. Das iſt der 
oße entſcheidende Unterſchied im einzelnen. 
ju Um aber an einem großen Beiſpiele klarzumachen, was Klaſſen⸗ 
ß iſt und was nicht, komme ich wieder auf die Carolina zurück. 
ug Dr. Waber hat in Art. 104 der Carolina zitiert: Beſtraft wird 
5 Lieb' zur Gerechtigkeit und um des gemeinen Nutzens willen. 
* ſagt die Carolina von ſich ſelbſt, und ich bin vollkommen über⸗ 
gun dt, daß die alten Juriſten des Reiches und die Reichstagsmit⸗ 
er der von Regensburg, die die Carolina mitbeſchloſſen haben, und 
id Kafſer, der dieſe Carolina verfügt hat, der felſenfeſten Über⸗ 
medung waren, fie ſtrafen nur um der Gerechtigkeit, um des ge⸗ 
. Nutzens willen. Und dennoch, was war denn dieſe Carolina 
N dieſen ganz furchtbaren, in der deutſchen Rechtsgeſchichte vor⸗ 
mit nicht erhörten Strafen, mit dieſer ganz barbariſchen Judikatur, 
0 der Folter? Was war denn die Carolina, geſchichtlich geſehen? 
ie, Carolina war das Denkmal der Niederlage der deutſchen Bauern⸗ 
Fur t, die Folge des Unterganges des gemeinfreien Bauern, die 
born der Unterftellung der Bauernſchaft unter die Gutsgerichts⸗ 
in zeit, die Folge der großen Kataſtrophe, die das deutſche Volk 


ofge der Bauernkriege betroffen hat. Und wenn nun der Guts⸗ 
jedes ſelber als Gerichtsherr über ſeine Bauern mit Rad und Galgen 


& geringfügige Vergehen verfolgt, fo ſehen Sie daraus, daß die 
tolina durch! Jahre einfach das Organ des Klaſſenkampfes der 
tiars herrſchaft gegen die Bauern war! Und dennoch haben die Juſti⸗ 
einer des Gutsherrn ſich gewiß in ihrer pfychologiſchen Einſtellung 
dag fldet, daß ſie nur um der Gerechtigkeit willen ſo vorgehen, 
will ſie um der Gerechtigkeit willen foltern, um der Gerechtigkeit 
Be Kindesmörderinnen lebendig begraben und ſo fort. 
dark, Die Carolina iſt alſo ein Klaſſengeſetz geweſen, und die Gerichts⸗ 
die eit war Klaſſenjuſtiz, und die tauſende und tauſende Juriſten, 
ort der Hand der Geſetzbücher und mit Zuhilfenahme von weiß 
haben wie viel lateiniſchen und altdeutſchen Rechtsſprüchen geurteilt 
zu die lie mögen in ihrer großen Überzahl gemeint haben, dem Recht 
nen, ſie waren aber Klaſſenrichter in heute unbeſtrittener Weiſe. 
auch un hat Prof. Rintelen gemeint: Ja, darin beſteht nun eben 
für ein großer geſchichtlicher Fortſchritt, eine ſyſtematiſche, Schritt 
i itt zu verfolgende Weiterbildung von den Zeiten der Caro⸗ 
in jenen Tagen der Richter an ſtrengſte Beweisregeln, an 
Verbrechensbegriffe, an ſtrengſte Strafmaße gebunden war, 
dieſer ſtreng gebundene Richter aus jenen Tagen allmählich 
wurde durch den freien Richter; es war — wie Rintelen 
keine wirkliche Kulturtat, daß ebenſo im Straſprozeß wie 


im Zivilprozeß die freie Beweiswürdigung und Urteilsfällung ein⸗ 
geführt wurde Und er hat die Überzeugung geäußert, daß es ein 
ebenſo großer Fortſchritt ſei, wenn wir nun auch im Strafrecht 
zum vollen freien Ermeſſen des Richters übergehen, wie dies bisher im 
Zivilprozeß war, und er hat gemeint, daß wir kein Mißtrauen haben 
ſollten, unſere Richter würden der Sache vollſtändig gewachſen fein. 

Das iſt eine naheliegende Analogie zwiſchen der Entwicklung 
des Zivilprozeſſes und jener des Strafprozeſſes, es iſt eine nahe⸗ 
liegende hiſtoriſche Analogie von der vergangenen ſtrafrechtlichen 
Entwicklung bis heute überhaupt. Aber es wird überſehen, daß jener 
Rechtsentwicklung zur freien Beweiswürdigung parallel gegangen 
iſt eine vollſtändige Anderung des Verfahrens und die Erſetzung der 
Garantien der feſten Rechtsregeln durch Einrichtungen, die das alte 
Prozeßverfahren nicht gekannt hat. Dieſe Einrichtungen ſind beim 


„Strafrecht und beim Zivilrecht die Mündlichkeit und die Offentlich⸗ 


keit des Verfahrens, dann die durchaus bis zum Ende durchgeführte 
Garantie des beiderſeitigen Gehörs, die ja die alte Prozeßordnung 
nicht in dem Maße gekannt hat, die Garantie, daß Anklage und 
Verteidigung vom Amte des Richters vollſtändig getrennt ſind, und 
endlich die Garantie dafür, daß in weitem Maße Volksrichter an 
Stelle der Berufsrichter getreten ſind. Mit einem Worte, die Garan⸗ 
tien, die geſchaffen werden mußten, um dieſes völlig freie Ermeſſen 
des Richters zum Durchbruch zu bringen und erträglich zu machen, 
müſſen auch im Strafrecht vorhanden ſein, bevor man dem Richter 
eine ſo hochgradige Freiheit des Ermeſſens einzuräumen in der Lage 
iſt; d. h. mit anderen Worten, daß ohne Anderung unſerer Gerichts⸗ 
verfaſſung und unſerer StPO. der Entwurf in dieſer Form nicht 
Geſetz werden kann. 

Ich mache nur auf eine Tatſache aufmerkſam. Wir haben im 
Strafrecht ja ſchon die Grundſätze der Mündlichkeit und der Öffent- 
lichkeit und des beiderſeitigen Gehörs, der Trennung von Anklage 
und Verteidigung und Urteil durchgeführt. Aber wie? Wir haben 
eine Vorunterſuchung, die weder die Öffentlichkeit kennt, noch die 
Zulaſſung des Verteidigers, noch das beiderſeitige Gehör, wir haben 
eine Vorunterſuchung, die es bewirkt, daß Menſchen durch viele 
Wochen die Annehmlichkeiten des Kriminals genießen, um dann frei⸗ 
geſprochen oder um dann überhaupt gar nicht prozeſſiert zu werden! 
Ich frage: welcher Rechtszuſtand iſt das? Dies dient dieſes Mal nur 
als Hinweis auf den Zuſammenhang zwiſchen dieſen Dingen. 

Ein anderer Hinweis iſt der ſolgende: Wir ſollen das freie 
richterliche Ermeſſen haben in bezug auf die neu angeführten, neu 
umſchriebenen Delikte. Die Kompetenz der Geſchworenen iſt bei 
uns nach taxativ aufgezählten Verbrechen begründet. Dieſe Ver⸗ 
brechensmerkmale und »bezeichnungen decken ſich aber nicht mit den 
Bezeichnungen des Entwurfes. Wir können nach dieſem Entwurf 
nicht ahnen, was dem Geſchworenen, was dem Schöffen, was dem 
Einzelrichter zufällt. Man kann aber ſelbſtverſtändlich einen ſolchen 
Entwurf nicht beſchließen, ohne zu wiſſen, wer Richter ſein wird, 
und ohne Gewißheit zu haben, ob die von mir angeführten drei 
Garantien gegeben ſind. 

Daß nicht ich allein oder die Sozialdemokraten allein ſo ur⸗ 
teilen, das mag Ihnen ein Zitat aus der Literatur der letzten Zeit 
kundtun. Von Hentig ſchreibt in der „Juſtiz“: 

„Um einen klar erkannten, unausweichlichen Konflikt nicht 
heraufzubeſchwören, der für die großen Gedanken der modernen 
Strafrechtsſchule ... zerſtörend fein könnte, lehne ich den Straf⸗ 
geſetzentwurf ab, ſolauge im GVG. und in der StqppO. nicht neue 
Stützpunkte für das Vertrauen der rechtnehmenden Bevölkerung ge⸗ 
ſchaffen ſind und ſolange der Richter unvorbereitet vor die Entſch. 
jo ſchwieriger Fragen, wie ‚den Einfluß krankhafter und ähnlicher 
Störungen auf den Willen des Täters“ geſtellt iſt.“ Und er ſagt 
weiter: „Ich fürchte das Scheitern des Entwurfes nicht.... Begrün⸗ 
den wir das große Prinzip der Rechtsſicherheit und der Gerichts⸗ 
verfaſſung, in der StPO., in der Erziehung einer neuen Generation 
von Richtern! In zehn Jahren, wenn wir ein neues StGB. vor⸗ 
legen und durchbringen, wird der Konflikt zwiſchen Rechtsſicherheit 
und freiem richterlichen Ermeſſen ſo gemildert ſein, daß beide, mehr 
Verbündete als Todfeinde, im Dienſte einer Strafrechtspflege ſtehen, 
die ... überzeugt, indem ſie uns gebietet.“ 

Das iſt alſo ein entſcheidender Geſichtspunkt, den wir ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht außer acht laſſen werden. Man kann ſich mit einer 
Ausdehnung des freien richterlichen Ermeſſens befreunden und muß 
zugeben, daß es in der Richtung der Entwicklung liegt und daß auch 
die Erhöhung des Spielraumes des freien richterlichen Ermeſſens ein 
Kullurindex einer Nation iſt, aber man muß dennoch auf der anderen 
Seite ſagen, daß dieſes erhöhte freie Ermeſſen nur möglich iſt, 
wenn die drei notwendigen Garantien geſchaffen ſind, nämlich Ge⸗ 
richtsverfaſſung, StPO. und Erziehung der Juriſten und Richter. 

Und darüber laſſen Sie mich nun ein Wort ſagen. Wir ver⸗ 
handeln ja hierüber immer mit einem doppelten Ausblick: Wir ver⸗ 
handeln hier mit dem Ausblick auf unſer kleines Sſterreich und mit 
dem Ausblick auf das Reich — und es iſt ganz klar: wenn wir bloß 
den Ausblick auf dieſes Oſterreich hätten und den Zuſtand dieſer 
Juſtizverwaltung und die Ereigniſſe, die Spannung, die in der Ge⸗ 
ſellſchaft liegt, wir müßten es ablehnen, in die Verhandlung des 
Gegenſtandes überhaupt einzutreten. Für uns iſt es ja nur der er⸗ 
weiterte Geſichtskreis des Reiches draußen, der uns dazu beſtimmen 
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kann, jetzt in dieſe Verhandlungen einzutreten. So gilt auch das, 
was ich ausführe, immer zum Teil und in gewiſſen Einſchränkungen 
mehr für Deutſchland, mehr für ſterreich. 

Wenn nunmehr die Frage der Erziehung unſerer Juriſten und 
der Erziehung unſerer Richter aufgeworfen und wenn insbeſ. gefragt 
wird: Sit dieſer Entwurf imſtande, die Vertrauens kriſe der Juſtiz 
zu überwinden, oder wird er die Juſtiz in eine noch ſchlimmere Ver⸗ 
trauensktije ſtürzen, jo wird die Frage des künftigen Richters von 
entſcheidender Wichtigkeit. Und hier möchte ich wiederum ſicher 
gehen, ich möchte zunachſt nicht als Sozialdemokrat ſprechen, ich 
möchte einen bürgerlichen Redner des deutſchen RT. voranſchicken. 
Es werden ja die Protokolle nicht allen öſterreichiſchen Abgeordneten 
zugänglich fein, und es wird deshalb nützlich ſein, zu hören, wie 
3.8. der Badener Abg. Dr. Haas über dieſe Dinge denkt. Dieſer 
ſagt: „Vertrauenskriſits und Strafrechtsreform haben unendlich 
viel miteinander zu tun. Wenn die Vertrauenskriſis jo ſtark wäre, 
daß man glaubt, der Richter kann von den ſtarken Machtbefugniſſen, 
die man ihm jetzt anvertraut, den richtigen Gebrauch nicht machen, 
dann wäre dieſer Entwurf eben unbrauchbar, und wenn man die Ver⸗ 
trauenskriſis mehr als etwas Vorübergehendes, Kurzdauerndes, 
überwindbares anſieht, dann wird die Stellung, die man zu dieſer 
Frage einnimmt, eben unter Umſtänden eine andere ſein. Wenn es 
weiter ſo wäre, daß es ſich jezt um eine Jahrhundertfrage handelt, 
die Vertrauenskriſis nur eine Frage kurzer Zeit wäre, ſo kann man 
dazu ſagen, dieſe Jahrhundertfrage könnte ſchließlich auch einige 
Jahre ſpäter gelöſt werden.“ Die juſtizpolitiſche Frage iſt in der Tat 
die — und ich glaube nicht, daß ſie von der deutſchen Nation im 
Reiche ſchon erſchöpfend beantwortet iſt, von uns gar nicht, weil ſich 
unſere Öffentlichkeit noch viel zu wenig mit der Strafgeſetzreform 
befaßt hat —, iſt die, ob wirklich dieſe Zeit gerade die richtige iſt, 
um eine ſo große Reform durchzuführen, und ob dieſe Reform gerade 
jetzt geeignet iſt, die Vertrauenskriſe der Juſtiz zu beſeitigen. Und 
das iſt das Weſentliche. 

Nun wird Prof. Dr. Rintelen als Rechtslehrer ſelbſtverſtändlich 
ſich ſelbſt und ſeinen Hörern kein ſchlimmes Zeugnis ausſtellen und 
alſo ſelbſtverſtändlich jagen, unſere Juriſten ſind an den Univerſi⸗ 
täten ganz geeignet dazu erzogen, eine ſolche Juſtizreſorut durchzu⸗ 
führen, unſere Richter ſind entſprechend vorgebildet. Aber was ſagt 
Dr. Haas aus Baden, aus Deutſchland, deſſen Univerſitäten die un⸗ 
ſeren ſo ſehr überflügelt haben? „Haben auch alle Rechtslehrer über 
die poſitive Lehre hinaus alles das getan hat, um in ihren Hörern den 
Richterſtand vorzubereiten, den wir brauchen, wenn wir dem Richter 
eine derartige Souveränität anvertrauen wollen?“ Da müſſen wir 
für unſeren öſterreichiſchen Teil folgendes einbekennen: Es gibt natür⸗ 
lich aus der Vergangenheit her und ab und zu aus der jüngſten Zeit 
auch bei uns Rechtslehrer, welche den Zuſammenhang mit unſerer 
Zeit nicht verloren haben und ſich redlich bemühen, die jungen 
Juriſten mit der Überzeugung zu erfüllen, daß ſie nicht um des Ver⸗ 
mögenserwerbes, nicht um der äußerlichen Stellung willen da ſind, 
ſondern in erſter Linie um des Rechtes willen, um das richtige Recht 
ſchöpfen und um dem geſchaffenen Recht zum Siege zu helfen. Aber 
daß das Rechtsſtudium in dieſem Geiſte betrieben wird, das iſt doch 
gar nicht wahr! Die Überzahl der Rechtslehrer an den juriſtiſchen 
Fakultäten, zumeiſt nur Ableger aus irgendeinem bureaukratiſchen 
Zweig, die meiſten von ihnen unter ganz eigenartigen Umſtänden 
berufen, iſt weit davon entfernt, der neuen Zeit wirklich Rechnung 
zu tragen. Sie verſchließen ſich der neuen Zeit, ihrer ſtaatlichen Ver⸗ 
faſſung, ihrer ſozialen Ordnung, ihren Rechtsgedanken. Und was 
unſere akademiſche Jugend anbelangt, die im bürgerlichen Lager ſteht, 
ſo wiſſen wir, welchen Idealen ſie ganz überwiegend huldigt. 

Es ift alſo in der Tat eine ſchwere Gewiſſensfrage, ob jemand, 
dem die Zukunft unſerer Nation am Herzen liegt, dem die Intereſſen 
der Arbeiterſchaft am Herzen liegen, ſich beruhigen kann bei dem 
Gedanken, daß ein ſolcher richterlicher Nachwuchs, der aus den öſter⸗ 
reichiſchen Univerſitäten hervorgeht, in der Lage ſein ſoll, über 
Proletarier zu urteilen. Es iſt für uns wahrhaft ein großes Opfer, 
wenn wir trotz dieſer ſchweren, aus dem Geſichtspunkte Oſterreichs 
fließenden Bedenken um der gemeinſamen nationalen Sache willen 
dennoch in die Beratung des Geſetzentwurfs eintreten. Die Art und 
Weiſe, wie auf unſeren Hochſchulen das Recht gelehrt und Juriſten 
in der Überzahl erzogen werden, könnte uns dazu nicht, ermutigen. 

Aber Haas ſetzt ſich auch auseinander mit der Richterſchaſt 
in Deutſchland, die ja den Einflüſſen, die hier in Hſterreich ſpielen, 
nicht weniger ausgeliefert iſt, und er fragt ſich weiter: „Iſt die 
Richterſchaft, wie wir fie heute haben, fo beſchaffen,“ — das jagt ein 
bürgerlicher Abgeordneter — „daß es ſich empfiehlt, ſie mit einer 
ſo ſtark ausgeprägten und ausgedehnten Souveränität entſcheiden zu 
laſſen?“ Und dann ſagt er weiter: „.. . mit ſchlechten Richtern wer⸗ 
den wir ſchlechte Erfahrungen machen ... Ich ſtehe dem deutſchen 
Richterſtande mit völliger Objektivität gegenüber. Aber die Richter ſind 
ein Teil des Volkes. Das Volk iſt krank, wir ſelber ſind krank. 
Wir alle ſind leidenſchaftlicher, als wir es vor dem Kriege geweſen 
ſind. Die Richter ſind auch leidenſchaftlicher, als ſie es vor dem 
Kriege waren. Und ich frage mich noch einmal, ob es dann gut iſt, 
dieſem auch von Leidenſchaften zerriſſenen Richterſtand, der nicht an⸗ 
ders iſt als wir — nicht ſchlechter, aber auch nicht beſſer —, dieſe 
große Machtfülle anzuvertrauen.“ 


* 
Sehen Sie, das iſt das Problem. Mit ein paar Redewendungen 
Sie werden es ſchon machen, die Richter 
wird alles glatt durchgeführt werden, es wird ſchon gehen,! ir 
nicht geholfen. Es ift das Charaßteriſtiſche dieſer Zeit, daß ML 
alle krank find, um das Wort dieſes reichsdeutſchen Redners zu che 
brauchen, daß unſere Geſellſchaft zerriſſen iſt durch gegemjat in 
Intereſſen, deren Gegenſätzlichkeit ja nicht erfunden, ſondern die R 
der Tatſache gegeben ift. Und aus dieſen Gegenjägen heraus wah 
ein Richterſtand, der notwendigerweiſe von dieſen jelb 
berührt wird. Es gehört Übermenſchliches dazu, den Menſchen . 
zutun, im freien Ermeſſen, ohne die Wegweiſung eines Geſetzes iu 
die Gottheit zu urteilen, und wir tun dem Richter gar keinen die 
fallen, wenn wir ihm dieſe übermenſchliche Rolle in einer Zeit, 
fo menſchlich iſt wie die unſrige, zuweiſen. * 
Es iſt alſo klar, daß dieſes Prinzip ſo einfach und ſo vor 
behaltlos nicht angenommen werden kann. Wir werden uns mit ind 
Grenzen dieſes freien Ermeſſens zu befaſſen haben, und wir 1 
bereit, auch hier ſoweit wie möglich zu gehen. Aber es muß klar 
gemacht werden und ſofort hier klar ſein: ohne gerichtsordn 
mäßige, ohne ſtrafprozeſſuale Garantien und ohne beſtimmte Garn 
tien über die künftige Erziehung der Richter können wir mit 
trauen einem ſolchen Geſetz nicht zuſtimmen. 


Trotz alledem: nicht um Hſterreichs willen, ſondern der Geſamt 


heit willen wollen wir die Angleichung, und wir werden verluch l, 


alles zu tun, um dieſe Angleichung ſogar zu einer recht " 
kommenen zu machen. Da haben wir zunächſt einen Pro w 
den Prozeß der Rückangleichung dort zu vollziehen, wo die 
gleichung dazu benutzt wurde, um Ungleichheit hervorzurufen. = 
müſſen alſo rückangleichen. Einer der entſcheidendſten Muckanglen 
chungsprozeſſe wird es ſein, die deutſche Nation im Reiche 
zu überzeugen, daß ſie die Todesſtrafe nicht mehr braucht, daß hr 
deutſche Volk ſo hoch kultiviert ift, daß es dieſes barbariſchen Mitt 
nicht mehr bedarf und daß, wenn wir in Hſterreich — die Kerim 
nalitätsftatiftik bezeugt es — ohne dieſes Mittel auskommen, nn 
nördlichen und weſtlichen Teile der deutſchen Erde auch ohne dg 
ſtrafe werden auskommen können. Wir werden es alſo ni 6 
ohne weiteres von unſerer Seite mitanſehen, del 
draußen die Todesſtrafe fortbeſteht. So werden wir de 
dieſem Punkte den deutſchen Entwurf an den öſterreichiſchen il 
angleichen müſſen. Aber wir werden insbeſ. eine Angleichung 
ziehen, indem wir die öſterreichiſchen Beſonderheiten wieder Herget 
nehmen. Der Entwurf iſt nämlich in einzelnen Punkten inſiel 


ſozuſagen auſtrifiziert worden, und wir werden ihn entauſtriftz at- 
ten 


müſſen. Es beſteht gar kein Grund, die Beſonderheiten aujt 

zuerhalten, die Beſonderheit, die beſonders in dieſer ver kapß 
Wiedereinführung des 8 144 liegt. 1 Gee 
Es ſoll auch nicht dabei bleiben, daß in bezug auf die 2 
handlung der Religionsgeſellſchaften ein jo an 
fälliger Unterſchied gemacht wird. Im zehnten ER 
des deutſchen Entwurfs genießen im $ 10 „die beſtehenden Religon 
geſellſchaften'“ einen beſtimmten ſtrafrechtlichen Schuß Bei all 
genießen ihn nur die „anerkannten Religions geſe i 
ſchaften“. Der Begriff der anerkannten Religiongeſellſchaf a 

aber infolge des Friedensvertrages in unſerer Geſetzgebung 

gefallen. Er ſoll hier wieder eingeſchmuggelt werden. ie 
Jeder Strafgeſetzentwurf, jedes Strafgeſez wirkt ſich bet 
Elemente aus. Es gibt in jedem? per 
die die ganze Geſellſchaft ia 


in zwei ſehr unterſcheidbare 

geſetzbuche geſetzliche Beſtimmungen, 

rühren, und wenn das Strafgeſetz die alte Norm: „Du ſollſt ns? 
töten“, durch die Feſtſtellung des Verbrechens des Mordes een 
tioniert, wenn es zahlreiche andere allgemeine geſellſchaftliche In it 
eſſen ſchützt, fo iſt es tatſächlich ein allgemeines Geſetz und inſegg, 
auch über allen Klaſſen ſtehend. Der Schutz gegen anarchiſche 105 
Kür ein abſolut allgemeines geſellſchaftliches Intereſſe. Aber icfer 
Strafgeſetz enthält in ſich noch einen zweiten Faktor, und 

zweite Faktor beſteht darin, daß in dem Kleide allgemein M 
licher und ſozialer Intereſſen die herrſchenden Klaſſen ihr bejo! pen 
Intereſſe feſthalten, der Geſellſchaft als gemeinen Nutzen und. die 
Beherrſchten als Zwang auferlegen. Niemand wird behaupten, rich? 
barbariſchen Strafen, die unſinnigen Delikte ber Carolma 
liches Gemeinintereſſe geweſen ſeien: ſie ſind eben das Klaſſ af⸗ 
des Gutsherrn gegen die Bauern geweſen. So enthalt jedes Str 

geſetz außer dem allgemein Menſchlichen und Geſellſchaftlichen "ie 
viel Klaſſenmäßiges, und auch dieſer Entwurf enthält viel davon de 
liberalen Strafgeſetze überhaupt, die in Deutſchland um die 7 im 
5i3 zur Mitte des vorigen Jahrhunderts erlaſſen wurden, ſind den 
eminenten Sinne des Wortes bürgerliche Strafgeſetze. Sie haben m 
alten feudalen Schutz des Grundherrn gegenüber dem Bauern ben 
Teil abgetragen — nicht ganz, denn heute noch finden Sie in ⸗ 
vorl. Strafgeſetzentwurf Reſte der alten Klaſſenzuſtiz des 

herrn gegen den 
daraufkommen —, aber dieſe Strafgeſetze von 1800 bis 1 rin 
bürgerliche Strafgeſetze, und das Klaſſenmäßige in ihnen liegt 5 

daß ſie die Arbeitskraft des Arbeiters durch ſtrafgeſetzliche 
mungen unter den Unternehmer, daß ſie den Arbeiter durch 
geſetzliche Beſtimmungen unter den Staat des Bürgertums ſche 
Dieſen Klaſſeninhalt der Strafgeſetze, mit dem Sie ja alle 
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find ja ausgezeichne I 


töten N 
Gegenſätze Bir 


jr * 


un 
Bauern; wir werden in der Spezialdebatte, 10 
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verſtanden find, weil er ihren Intereſſen entſpricht, den Sie aber 
Amer gern als allgemein menſchlichen und geſellſchaftlichen Schutz 
zusgeben möchten, finden wir auch in dieſem Geſetze wieder. Es 
1 ganz klar, daß wir Sozialdemokraten aus eigenem Antriebe das 
etz nicht jo machen würden, wie es hier vorliegt, und daß wir es 
icht annehmen könnten, wenn wir klipp und klar vor die Frage 
heſteut würden: Iſt das dein Strafgeſetz oder nicht? Aber 
| die Frage ſteht leider für uns anders: Das alte Strafgeſetz iſt da; 
IM das neue Geſetz für die Arbeiterklaſſe beifer oder 
ſchlechter? So müſſen wir denn auch das Strafgeſetz relativ be⸗ 
teilen und nicht abjolut. Der Entwurf trägt nach unſerer inneren 
derzeugung der Entwicklung der Geſellſchaft nach dem Jahre 1918 
bi in genügendem Maße Rechnung. Nach 1918 iſt in ganz Europa 
e Arbeiterklaſſe in einer anderen Macht⸗ und Rechtslage, aber der 
entwurf weiß davon noch ſehr wenig. In der deutſchen Verfaſſung 
8 Weimar ſteht ausdrücklich, daß die Arbeitskraft unter dem 
dechuße des Reiches ſteht, aber einen Strafſchutz der Arbeitskraft fin⸗ 
en Sie im Entwurſe kaum. Die mißbräuchliche Verlängerung der 
rbeitszeit, die tauſendfältig möglichen Lohnbetrügereien, all das, 
drin der Arbeiter in der Regel keinen Richter findet, ſind 
inge, die ſtrafrechtlich nicht geſchützt find. Das Geſetz bleibt alſo, 
23 die Arbeiterſchaft und insbeſ. die öffentlichen Augeſtellten be⸗ 
if 4 ganz und gar hinter der Zeit zurück. Dies auch in anderer 
Dinſicht: Alle die mittelalterlichen Strafgeſetze, die Carolina und 
zum Teil auch noch die bürgerlichen Strafgeſetze, die ich genannt habe, 
ſie ‚ind alle brutal gegenüber der Frau, brutal⸗einſeitig in der un⸗ 
krhörteſten Weiſe in ſeruellen und Familiendelikten, brutal⸗kurz⸗ 
55 gegenüber all den Intereſſen, als deren Hüterin die Frau be⸗ 
rufen iſt: Die Frau iſt leider heute noch nicht genug durchgeſetzt. Aber 
auch die Stellung der Frau hat ſich in der Welt feit dem Jahre 1918 
geändert, der Strafgeſetzentwurf jedoch weiß davon noch nichts oder wenig. 
t Es iſt alfo, was die arbeitenden Klaſſen und die Frauen be 
trifft, höchſt rückſtändig. Aber es ift vielleicht beſſer als der geltende 

Kechtszuſtand, und wir werden ja prüfen, inwiefern er das iſt. 
fü Indes haben wir den Entwurf in feinem relativen Wert haupt⸗ 
gachlich nach einer Richtung zu prüfen: Wenn er ſchon das nicht 
Kingt, was die Arbeiterſchaft, die Angeſtelltenſchaft, die Frau als 
edu ihrer Intereſſen braucht, ſo fragt es ſich, ob er die künftige 
konomiſche und die politiſche Befreiung der arbeitenden Menſchen 
richt etwa behindert. Und da müſſen wir ſchon einige Bedenken 
baben. Was den ökonomiſchen Kampf der Arbeiter anbelangt, fo 
wüchte ich nur insbeſ. auf folgende Punkte hinweiſen, die das Geſetz 
inter dem Einfluß der Sfterreicher, wohl gemerkt, verſchärft und ver⸗ 
Mlechtert hat, auf einzelne Punkte, die für den Emanzipationskampf 
ner öffentlichen Angeſtellten, aber auch der Privatangeſtellten ſehr 
weſentlich ſind. Die Spuren der Tat und der Täter werden ſich nach⸗ 
Be laſſen. Auch hier wird es ſich um eine Entauſtriftzierung 
delt, Wenn z. B. der 8 139 die Verletzung der Amtspflicht im 
öffentlichen Sicherheitsdienſt als ein beſonders qualifiziertes Delikt 
Toorgehoben hat, wenn die Störung der an ſich gewiß zu ſchützen⸗ 
nan Sicherheit des Eiſenbahn⸗, Schiffs- oder Luftverkehrs mit ſolchen 
Auen Tatbeſtänden gegenüber dem geltenden Rechte garniert wurde, 
Eben dann die Verhinderung der gewiß an ſich ſchutzbedürftigen 
5 nswichtigen Betriebe in 88 238 und 239 dermaßen kriminaliſtiſch 
ö Usgebeutet wird, jo erkennt man ſchon den Urſprung dieſes Geſetzes: 
Mi an ſieht die Fußangeln, die dem Kampf der Angeſtelltenſchaft ge⸗ 

ellt werden. 

en Dazu kommt noch, daß alle dieſe Dinge nunmehr mit ganz 
N Deren Augen geleſen werden müſſen, denn vordem war die real 
dichte Tat und die in der Objektivität erſcheinenden Folgen derſelben 
T der Beurteilung maßgebend, in Hinkunft kommt es nicht auf die 
au und ihre Folgen an, ſondern auf die Geſinnung und Abficht, 
er den Verſuch auch mit untauglichen Mitteln, es kommt ſogar auf 
jed dolus eventualis an, jo daß ſolche Beſtimmungen allein für 
05 Ausnahmeregime ausreichen würden, um jede gewerkfchaftliche 
Ton tigung zu erdrücken. So töricht wird die Arbeiterklaſſe Deutſch⸗ 
ſich und Oſterreichs nicht fein, unter irgendeinem nationalen Prätext 
N den eigenen ökonomiſchen Entwicklungskampf und damit der 
en ihre Zukunft abſchneiden zu laſſen. Dann kommt die Be⸗ 
wiſſeng des politiſchen Kampfes. Man muß die deutſche Strafrechts⸗ 
n. ſenſchaft zu ihrem Erfindungsgeiſt beglückwünſchen. Was da an 
neuen Delikten gegen Staat und Geſellſchaft erfunden wurde, an 
It Bezeichnungen, neuen Tatbeſtänden — es iſt recht erfreulich, 
die Strafrechtswiſſenſchaft ſich dermaßen ausweitet. Anerliennens⸗ 
ſond e nebenbei, daß wenigſtens nicht der alte Staat geſchützt iſt, 
t ern der neue, der republikaniſche Staat. Mein Freund Eisler 
Geben getan, auf welchen Umfang freilich das dermalen wieder aus⸗ 
and nt iſt, derart, daß man wirklich von einer Landesregierung zur 
Justen Landesverrat betreiben könnte, was eine der Köſtlichſten 
ft „öRomöbien ergäbe. Dabei iſt noch das eine zu bedenken, daß 
zu ber Möglichkeit haben, jeden monarchiſtiſchen Verbrecher glimpflich 
wäh ehandeln, indem ſie ihm „achtenswerte Beweggründe“ zuerkennen, 
jem N dem Republikaner in der ganzen deutſchen Judikatur kaum 
* ſolche beachtenswerte Motive zuerkannt wurden. Vorſicht wird 


ge hierin 


n im allgemeinen not tun, aber in bezug auf den politiſchen 


— 


ie 5 ind im beſonderen diejenigen Beſtimmungen hervorzuheben, 
ewußt darauf ausgehen, für die öffentlichen Angeſtellten die Be⸗ 
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teiligung am politiſchen Leben zu einem gefahrvollen, für ſie ver⸗ 
derbendrohenden Unterfangen zu machen. Das find insbeſ. die Be⸗ 
ſtimmungen über die Rechtsfolgen. Der Verluſt des Amtes wird den 
öffentlichen Angeſtellten in den 88 47 und 48 angedroht. Wenn wegen 
eines Verbrechens oder Vergehens auf Gefängnis erkannt wird, fo 
kann das Gericht den Verluſt der Amtsfähigkeit von ein bis fünf 
Jahren ausſprechen. Das bedeutet aber dann notwendigerweiſe den 
Verluſt des Amtes und den Ruin des Beamten. Ebenſo kann der 
Verluſt des Wahl⸗ und Stimmrechtes ausgeſprochen werden. Mein 
Freund Eisler hat ſchon darauf hingewieſen, daß das notwendiger⸗ 
weiſe die Einholung der Strafregiſter und die Bedrohung der Exiſtenz 
jedes einzelnen bedeutet. 

Dieſe Beſtimmungen müſſen weiters noch im Zuſammenhang mit 
dem 8 111 geleſen werden: Bei Wahlvergehen kann die Amtsfähig⸗ 
keit ohne Rückſicht auf die Art und die Höhe der Strafe aberkannt 
werden! Natürlich wird bei Wahlvergehen der konſervativen Parteien 
niemals auf Aberkennung der Amtsfähigkeit erkannt werden, ſondern 
es wird jedenfalls ſo ſein, daß dies eintreten wird, wenn Angehörige einer 
linksſtehenden Partei gegen die Wahlſchutzbeſtimmungen ſich vergehen. 

Dieſe Beſtimmungen ſind alſo unerträglich und ſie verkünden 
eines: Soweit ſie neu ſind, ſind ſie von den Bürgerlichen — die 
Mehrzahl von ihnen weiß noch nicht, was ihre Juriſten über ſie ver⸗ 
hängt haben — eine an das Proletariat und die Angeſtelltenſchaft 
gerichtete Kampfanſage: Sie wollen ihnen die politiſche und öko⸗ 
nomiſche Kampfbaſis ſchmälern, den Kampf riskanter geſtalten, ſie 
in die Fußangeln des Strafgeſetzes hineinzwängen. Das heißt alſo, 
die bürgerliche Welt und die bürgerlichen Autoren dieſes Strafgeſetzes 
Kündigen der Arbeiterſchaft den Klaſſenkampf an. Wir werden ihn 
aufnehmen, wir werden uns ſelbſtverſtändlich zu wehren ſuchen und 
die politiſchen und wirtſchaftlichen Befreiungs möglichkeiten des Pro⸗ 
letariats nicht einengen laſſen. 

Es ſind uns ſo dadurch die Kampfziele, die wir bei der Be⸗ 
ratung des Entwurfes verfolgen werden, von vornherein umſchrieben. 
Wir werden ſelbſtverſtändlich auch an der formal⸗juriſtiſchen Ver⸗ 
beſſerung mitarbeiten. Wir werden verſuchen, die Entauſtrifizierung 
zu vollziehen, aber auch die Entjunkerung, indem wir mitwirken, die 
Todesſtrafe auszumerzen; wir werden mitberaten, um die ökonomiſchen 
und politiſchen Befreiungsmöglichkeiten des Proletariats vor dem 
Strafrichter zu ſichern. Wir werden alles tun, um das Strafgeſetz 
jo zeit» und kulturgemäß zu geſtalten, als es nur denkbar iſt. 

Fragt ſich nur, wieweit wir in dieſem Kampfe kommen. Eine 
Verſchlechterung des Rechtszuſtandes des Proletariats auf uns zu 
mehmen, das hieße die Entwicklungsmöglichlkeit der ganzen Nation 
bedrohen — die Zukunft der Nation iſt nach unſerer Überzeugung 
auf ihren arbeitenden Teil geſtellt —, daraus kann uns die Nation 
keinen Vorwurf machen, daß wir einen ſolchen Verſuch abwehren. 
Übrigens, die Einheit des Rechtes nruß den Parteien der Rechten 
ebenſo ein Gut fein wie den Parteien in der Dppofition; fie werden 
dafür ebenſoviel zahlen müſſen, wie wir dafür zu zahlen bereit ſind. 
Sie dürfen aber nicht glauben, daß wir allein zu Opfern beſtimmt 
ſind. Aber das Ziel ſteht feſt: die Rechtseinheit auf dieſem Gebiete 
durchzuſetzen iſt wichtig. Allerdings, das Strafrecht iſt nicht das 
höchſte Recht; ein anderer Zweig des Rechtes wäre uns als Anfang 
lieber geweſen. Wenn es aber ſchon fo iſt, daß dieſer Gegenſtand den 
Anfang der Rechtsangleichung bilden ſoll, jo bewirkt er von ſelbſt, 
daß eine Reihe anderer Rechtsgebiete mit angeglichen werden muß. 
Wir werden alſo bei dieſem unbequemen, unzeitgemäßen, unrichtigen 
Anfang beginnen, um zum Ganzen zu kommen. Wir wollen das 
Gut der Rechtseinheit und werden dazu auch gerne mitarbeiten. Aber 
der Weg der Einheit muß erſt gebahnt werden. Wenn das ſo ver⸗ 
läuft, daß wir hier beraten und die drüben in Berlin beraten, wenn 
ſich hier die Alpenländer ein Sondertürchen aufmachen und drüben 
bald das Rheinland und bald der Oſten, wenn das ſo fortgeht, wenn 
insbeſ. die Beratungen in den Ausſchüſſen auseinandergehen, ſo wird 
aus der angeblichen Angleichung und Rechtsgleichheit eine Spott⸗ 
geburt. Das wollen wir nicht. Darum wünſchen wir, daß uns der 
Weg gezeigt wird, wie bei der Behandlung ſowohl des Gegenſtandes 
wie hinterher, nachdem das Geſetz beſteht, die Einheit gewonnen und 
erhalten werden ſoll. Deshalb bitte ich Sie, auf die Anregung meines 
Freundes Eisler einzugehen: Es muß auf geſetzlichem oder außergeſetz⸗ 
lichem Wege ein ſolches Organ geſchaffen werden, eine Verſtändigungs⸗ 
möglichkeit, und ich hoffe, daß übertriebene ſtaatsrechtliche Klügeleien 
oder übertriebene Furcht vor dem Einfluß der Großmächte Sie nicht 
abhalten werden, eine ſolche Verſtändigungsmöglichkeit zu ſchaffen. 

Wir ſehen vor uns den Weg zu einem großen Werk. Es iſt 
unter Umſtänden ein Sahrhundertmerk; ich glaube, daß wir froh fein 
können, wenn es ein Werk auf Jahrzehnte it. Es iſt unter Um⸗ 
ſtänden auch ein Werk, das geeignet geſtaltet werden kann, die Ver⸗ 
trauenskriſe der Juſtiz zu überwinden, aber nur unter außerordent⸗ 
lichen Garantien, die wir erſt ſuchen müſſen. So wie der Entwurf 
heute iſt, iſt er nur dozu angetan, die Vertrauenskriſis zu verſchärfen. 
Ich halte es alſo für verderblich, ſich der Vorſtellung hinzugeben, der 
Entwurf, ſo wie er da iſt, ſei ſchon das Geſetz, und bloß mit Trom⸗ 
petenſchall anzunehmen. Das wäre ganz falſch. Wir haben dazu Zeit; 
ein Jahrhundertwerk wird nicht nach Jahren gemeſſen, und ein Werk 
ſür Jahrzehnte, wie ich es meine, nicht nach Tagen. 
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Dr. Ramek: Die Notwendigkeit der Strafrechtsreform iſt von 
allen Rednern des hohen Hauſes anerkannt worden. Seitdem das 
heute beſtehende Recht in Kraft iſt, find fait fünf Vierteljahrhunderte 
dahingegangen, und wir haben ſeither einen gewaltigen Umſchwung 
in den wirtſchaftlichen und ſozialen Verhältniſſen, in den ſtaatsrecht⸗ 
lichen Verhältniſſen erlebt. All dem iſt das geltende Strafrecht nicht 
machgekommen, und man hält es daher für veraltet. Gewiß, es iſt 
veraltet, aber deswegen wäre es noch nicht unbrauchbar. Wir haben 
ja auch andere alte Geſetze — ich verweiſe auf das BGB., das ja 
nur um wenige Jahre jünger iſt als unſer Strafrecht; es iſt auch 
ſchon über 100 Jahre alt, und doch ſind die Fachleute der gemein⸗ 
ſamen Anſchauung, daß hier noch immer lebendiges Recht ſei von 
glänzender, ganz hervorragender Qualität. Warum aber das geltende 
SGB. als unbrauchbar, geradezu als ein Fremdkörper in unſerem 
Rechtsleben gefühlt wird, das lehren uns Pßychologie, Pſychiaterie 
und Pädagogik, die ſeit mehr als 100 Jahren die Erkenntnis Über 
das Seelenleben gewaltig verändert haben. Die Menſchen ſind ſeit 
damals nicht anders geworden, die Menſchen ſind die gleichen, aber 
man hat den Menſchen, die menſchliche Seele damals nicht erkannt 
und nicht ſo verſtanden, wie man ſie heute verſteht, wie man ſie heute 
Rennt. Und dieſe falſche, dieſe ſchiefe Einſtellung zur menſchlichen 
Seele, das iſt die Haupturſache, warum das geltende Strafrecht ver⸗ 
altet und unbrauchbar geworden iſt, daß man es vielfach nicht als 
Recht fühlt, ſondern als Unrecht. Und darum muſſen wir ſobald als 
möglich, je früher deſto beſſer, die Strafrechtsreform durchführen, da⸗ 
mit an die Stelle des geltenden Strafrechtes ein neues trete. 

Keine Strafe ohne Verſchulden. Die Schuld kann aber dem Täter 
nur angerechnet werden, wenn man ihm Zurechnungsfähigkeit zuer⸗ 
kennt. In der Frage der Zurechnungsfähigkeit, in der Frage des ab⸗ 
ſoluten Abganges der Zurechnungsfähigkeit oder der verminderten Zu⸗ 
rechnungsfähigkeit alſo in dieſen Vorausſetzungen, die zuerſt zu prüfen 
find, wenn der Strafrichter oder das Strafgeſetz an den Täter, an den, 
der eine Übeltat begangen hat, herantreten will, in dieſen Vorausſetzun⸗ 
gen fehlt das heutige Strafrecht vollſtändig und verkennt ſie. Wir haben 
in unſerem Strafrecht den Schuldbegriff nicht entſprechend tief heraus⸗ 
gearbeitet. Alle Schuld iſt Willensſchuld. Wenn die Perſon zu⸗ 
rechnungsfähig iſt, dann kann von einem Verſchulden nur dann ge⸗ 
ſprochen werden, wenn die Tat mit Wiſſen und Willen begangen 
wurde, wenn die Willensſchuld da iſt, und die iſt auch vorhanden, 
wenn, ſagen wir, der Täter die Sorgfalt, zu der er verpflichtet iſt, 
außer acht gelaſſen hat, wenn er alſo fahrläſſig gehandelt hat; auch 
dieſe Schuld iſt eine Willensſchuld. Und nach dem Grade des Ver⸗ 
ſchuldens muß ſich die Strafe richten. Aber was ſehen wir da in 
unſerem Strafgeſetz, im geltenden Strafrecht? Ich möchte da nur 
auf ein Beiſpiel hinweiſen: Die Delikte, die Tatbeſtände, welche die 
Integrität von Leib und Leben ſchützen ſollen, verlangen vom Richter, 
daß er den Täter vielfach weit über das Maß des Verſchuldens hin⸗ 
aus lediglich nach äußeren, nach mechaniſchen Kriterien, nach der 
Größe des Schadens, nach dem Erfolg ftrafe, der eingetreten iſt, auch 
dann, wenn der Täter dieſen Erfolg, dieſen Schaden gar nicht be⸗ 
abſichtigt hat, ja ſelbſt, wenn er ihn nicht vorbedacht hat, auch dann, 
wenn er ihn gar nicht für möglich gehalten hat; der Zufall, der reine 
Zufall des Schadenseintrittes entſcheidet über die Größe des Ver⸗ 
ſchuldens, alſo vollkonunen losgelöſt vom Maße des Verſchuldens, 
vom Maße des Willens. Das iſt eine ganz falſche Einſtellung des 
Strafrechtes zur menſchlichen Seele. 

Es muß der Täter die Strafe, die ihm ſo mechaniſch, nach 
mechaniſchen, rein äußerlichen Grundſätzen zuerkannt worden iſt, als 
ein Unrecht fühlen. Es wird dieſes Unrecht aber auch bemerkt und 
erkannt von allen, die von der Übeltat wiſſen, die von dem gericht⸗ 
lichen Verfahren und dem Urteil Keuntnis erlangen, und es muß ſich 
der Widerſpruch gerade bei jenen Volksgenoſſen ergeben, die nach 
unſerer Verfaſſung mit berufen ſind, an der Gerichtsbarkeit teilzu⸗ 
nehmen, als Richter, als Geſchworene oder als Schöffen im Straf⸗ 
verfahren mitzuwirken. Wir haben es erlebt und wiederholt geſehen, 
hohes Haus, daß ſich gerade da die Volksrichter von dem Geſetz los⸗ 
gelöſt haben, daß ſie ihre eigenen Wege gegangen ſind, auf das Maß 
des Verſchuldens geſehen und nach dem Maße des Verſchuldens ge⸗ 
richtet haben. Gut, vielleicht iſt nichts dagegen einzuwenden, als höch⸗ 
ſteus das eine, daß ſolche Urteile, wenn wir fie auch nach unſerem 
Empfinden als recht und gerecht bezeichnen muüſſen, doch nicht recht 
ſind, weil ſie nicht im Einklaug mit dem Geſetze ſtehen. Aber wenn 
einmal das Pendel aus ſeiner Ruhelage gebracht iſt, dann kehrt es 
nicht ſofort wieder in die Ruhelage zurück, ſondern es ſchlägt nach 
der anderen Seite aus und ſo haben wir es erleben müſſen, daß Rich⸗ 
ter, daß Gerichte, Molkzgevichte weit über das Ziel hinausgeſchoſſen 
haben und daß Urteile gefällt worden ſind, die niemand verſtand, die 
man als Unrecht allgemein bezeichnete und erklärte. Dieſe Vorgange, 
derartige Urteile müſſen das Rechtsgefühl und das Rechtsbewußtſein 
in der Bevölkerung ausrotten und zerſtören. Vielleicht iſt kein Motiv 
und keine Urſache ſo ſtark, die zur Zerſtörung, zur Zertrümmerung 
unſeres Rechtsgefühls, des Rechtsbewußtſeins in der Bevölkerung 
führt, wie dieſe Tatſache, auf die ich gerade hingewieſen habe, zum 
mindeſten iſt das der Boden, meine ſehr Verehrten, auf dem alle die 
Motive der Tatſachen und Umſtände oder was es auch immer fei, 
gedeihen können, die eben dazu beitragen, daß das Rechtsbewußtſein 
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in unſerem Volke ſchwindet. Das iſt ein ſchwerer Schaden, der dem 
Volk zugefügt wird. Die Grundlagen unſerer Kultur werden dadur 
erſchüttert. Eine dringende Notwendigkeit iſt es hier, das Ubel an 
Wurzel zu faſſen und an der Wurzel auszurotten. Dieſe Wurzel I le 
iſt unſer Strafrecht, das geltende Strafgeſetz, das die menſchliche en 
nicht erkennt und nicht erkannt hat und zu ihr falſch eingeſtelit i 
Es iſt vom Herrn Vorredner darauf hingewieſen worden, — 
wir in der Juſtiz eine Vertrauenskriſe mitzumachen haben, da IN 
Vertrauenskriſe herrſcht. Wir wollen es nicht leugnen, gewiß nach 
fie beſteht. Aber falſch wäre es, die Urſache dieſer Vertrauens 
von den Richtern abzuleiten. Wenn Berufsrichter oft Urteile fäl! ir 
die uns hart, unbillig und ungerecht erſcheinen, ſo vergeſſen 5 
nicht, daß es nicht ein ſubjektives Unrecht iſt, das der Richter ſchafſt, 
weil er ungerecht iſt oder ungerecht ſein will, ſondern weil das = 
ihn dazu verhält, weil die Pflicht den Richter bindet, nur nach 2 
Geſetz und nicht anders zu entſcheiden. Der Vollksrichter iſt viel freien 
und auch unter den Volksrichtern kommen, wie ich eben angel; 1 
habe, Urteile zuſtande, die unſerem Rechtsempfinden geradezu ic 
Geſicht ſchlagen. Aber hier bei den Volksrichtern ſpricht man "sh 
von einer Vertrauenskriſe. Ich glaube: gleiches Maß für alle. 5 
glaube nicht, daß die Richter, die Berufsrichter oder die Volksrich 100 
an dieſen Verhältniſſen ſchuld ſind, ſondern die Schuld liegt eben 
dem Geſetz, das angewendet werden ſoll, einem Geſetz, das unſene 
Rechtsbewußtſein gar nicht entſpricht, das die Schuld und das es 
ſchulden nicht nach dem Willen, nach dem Wiſſen, nach ben Intention 
des Täters, ſondern vielfach nach objektiven Merkmalen mißt. g 
Der Vorredner hat die Frage geſtellt, ob dieſer neue Enten, 
den die Regierung dem Nationalrat vorgelegt hat, imſtande ſein 
die Vertrauenskriſe in der Juſtiz zu befeitigen. Dr. Renner h 
bezweifelt, er hat es nur bedingungsweiſe, wenn gewiſſe Voraueſebgi 
gen bez. der Juſtizverfaſſung geſchaffen werden, zugegeben. Ich ‚öfen 
aber überzeugt, daß dieſer Geſetzentwurf dieſe Vertrauenskrise nd 
Rann, weil er jich zum Menſchen und zu feiner Seele und daher a w 
zur Schuldfrage jo einſtellt, wie es die Erkenntnis unſeres Seel 
lebens heute gebietet. Wenn von einem Übermaß der Free echt 
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ſo glaube ich, daß das richtig iſt. Man kann nicht jede Tot Kir, 
Man hat unſer geltendes StGB. wie 


Ich aber ſage, das Strafrecht iſt wegen der Menſchen ba, A) 
das 
e 


Willens, der Abſicht, des Vorſatzes oder der Fahrläſſigkeit des FM 
mitſpielen. Alſo die Perſon iſt zunächſt, und jede Schabloniſtenen 
jede Aufſtellung von Strafgrenzen, wie ſie ſchließlich doch vorgen fort 
men werden muß, wird in manchen Fällen hinderlich fein, die Per 


ters 
Daher muß das Korrelttiv durch das freie Ermeſſen des Rice 
kommen, nicht ein willkürliches Ermeſſen, ſondern ein freies Ern 
Wenn wir die Vorlage Der 
blättern, um zu fehen, worin dieſes freie Ermeſſen beſteht, in we 17 
Richtung es ſich bewegen ſoll, ſo finden wir faſt durchwegs, Sucht 


ſulſch 


zunehmen. Sie gehören in das moderne Strafrecht hinein, ohne en 
Tätigkeit des Richters, die rechtsbildend und daher auch recht eg. 


leicht auf dem Gebiete des Handels⸗ und Wechſelrechtes, Bienen gu⸗ 
finden. Das Strafgeſetz und das Strafrecht ſteht in einem eng oral 

f i bos 
das Strafrecht erwächſt aus den Prinzipien der Moral. Wenn und 


nicht der Fall wäre, dann wäre es unſittlich in höchſtem Gre * 


nicht zu denken, zu deren Schutz, Förderung und Stärkung einem 
iſt. Ein Volk, eine Kultur! Auf keinem Rechtsgebiete, in oer 
Rechtsgut Könnte ſich die Einheit der deutſchen Kultur hier in igel 


Kultur als eines der höchſten Güter der deutſchen Nang 
ſchäzen und hoch werten, daun müſſen wir es wünſchen, wu 
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— der ganzen Seele wünſchen, daß die Rechtsangleichung zuſtande⸗ 
ea Dann wird unfere Kultur, der kulturelle Aufſchwung, der 
ung welle Fortſchritt unſeres Volkes, die Stärkung des Rechtsgefühls 
A: des Rechtsbewußtſeins daraus reiche Früchte ziehen. Denn die 
gundſätzliche Einſtellung zu dem, was Recht und Unrecht, zu dem, 
erlaubt und was verboten und ſtrafbar ift, wird, wenn fie hier 
A uns die gleiche ift wie im großen Deutſchen Reiche, zu einer Aus⸗ 
eee gleicher Begriffe auf faſt alle Stämme und Volksgenoſſen 
utſcher Zunge führen. Das wird eine eindringliche Sprache ſprechen 
zum Gewiſſen des Volkes und jedes einzelnen von uns. 
3 Es wird aber auch die Rechtſprechung und die Rechtsentwicklung 
s reiche Früchte davontragen. Denn in einem kleinen Staate, 
ee bei uns, ftehen die Dinge und die Menſchen nahe aneinander und 
= ſtoßen ſich im Raume; wenn aber die Rechtſprechung bei allen 
then Gerichten in Hfterreich und in Deutſchland nach gleichen 
Zumdſäßen vor ſich geht, wenn an allen Univerſitäten deutſcher 
. dasſelbe deutſche Strafrecht gelehrt und ſtudiert wird, dann 
niwinnen dieſe gewinnen dieſe Rechtsgrundſätze an Vertiefung, ſie ge⸗ 
ten an Klarheit und vor allem au Objektivität, und es wird dieſe 
vn Ofßentioicklung wiederum auf die Rechtſprechung befruchtend ein⸗ 
hüllen. Es wird dadurch der Richterſtand aus der Enge unſerer Ver⸗ 
ältniſſe auf ein weites Gebiet herausgeführt, es wird fein Gelichts- 
reis weſentlich erweitert. 
bier Aus dieſen Gründen in erſter Linie, hohes Haus, müſſen wir 
di e Rechtsaugleichung begrüßen. Ich bin überzeugt, daß ebenſo, wie 
5 er Entwurf bei uns und der Strafrechtsentwurf in Deutſchland, 
Ar letzt im Reichstage in Verhandlung ſteht, aus gemeinſchaftlicher 
Tbeit entftanden find, auch die weitere Entwicklung dieſer beiden 
„ chentwürfe, alſo ihre Beratung hier im Hauſe und im Reichstage 
8 Berlin, nach gemeinſchaftlichen Geſichtspunkten und unter ſteter 
die lungnahme vor ſich gehen wird, was notwendig iſt, damit nicht 
ent leicht die Grundlagen unſerer Beratung — das find die Geſetz⸗ 
ſchluſſef — zwar die gleichen find, die Beratungen aber und die Be⸗ 
üſſe der geſetzgebenden Körperſchaften dieſe Einheit wieder zerſtören. 
Über Und ſo ſind wir überzeugt, daß der Tag, an dem die Beratungen 
hein neues Strafgeſez bei uns begonnen haben, ein Markftein 
95 in der kulturellen, in der geiſtigen und ſittlichen Entwicklung und 
Oherleitung unſeres Volkes. 
da Dr. Schönbauer: Mit aufrichtiger Genugtuung begrüßt der 
ein bb und die Einbringung des neuen Bundesgeſetzes, durch das 
au StGB, über Verbrechen und Vergehen geſchaffen werden ſoll. Mit 
w richtiger Genugtuung zunächſt deswegen, weil eine dringende Not⸗ 
igkeit zur Schaffung eines neuen StGB. beſteht, doppelt freudig 
* r deswegen, weil ein einheitliches Strafgeſetz nun endlich wieder 
allen deutſchen Landen Geltung erhalten ſoll. 
ii, Lange iſt es her, ſeit in den deutſchen Landen verſucht worden 
de gemeinſame Geſetze zu ſchaffen. Wir müſſen in die Zeiten des 
n chen Bundes zurückgehen, wo es zwar nicht möglich geweſen iſt, 
ei Reichs wegen gemeinſame Geſetze zu ſchaffen, wo es aber doch 
ir einem Geſetze gelungen iſt, daß es von den einzelnen Ländern 
als einſtimmend kundgemacht worden iſt. Es war im Jahre 1848, 
Eren zunächſt die Wechſelordnung durch den Reichsverweſer 
Sine eg Johann als Reichsgeſetz publiziert und dann in den meiſten 
Sit ern auf Grund von Landesgeſetzen durchgeführt wurde. Die 
rn war damals der heutigen ähnlich. Es folgte dann das 
en elögefepbud; aus dem Jahre 1861, das zwar nicht als Reichs⸗ 
| u aber doch gleichlautend in den verſchiedenen deutſchen Staaten 
Nach worden iſt. 5 
geſtali Wille aber nach einer nationalen, einheitlichen Rechts⸗ 
eine zung iſt weit älter. Unmittelbar nach den Freiheitskriegen ging 
enhei elle durch das deutſche Volk, die eine Erneuerung und Ver⸗ 
War eitlichung der deutſchen Geſetzgebung dringend verlangte, Thibaut 
aber 3, der damals Wortführer der Bewegung geweſen iſt. Ihm trat 
Ber, Savigny entgegen mit feiner berühmten Streitſchrift über den 
Thu feiner Zeit zur Geſetzgebung. Darin erklärte er, daß die Zeit- 
dase nicht danach angetan wären, daß man neue Geſetzbücher für 
ganze deutſche Volk zuſtandebringen könne. 
gehört ir haben es hier vom Redner der ſozialdemokratiſchen Partei 
geben daß ſich wieder Stimmen erheben, die der Meinung Ausdruck 
ſchaſſz auch unſere Zeit ſei nicht dazu fähig, ein neues StGB. zu 
nen Demgegenüber ift doch wohl daran feſtzuhalten, daß eine 
die terung des Strafgeſetzes dringend nötig iſt und daß hierzu auch 
nötige eiſten Vorarbeiten ſchon geleiſtet worden ſind. Ich ſage dringend 
wie weil eine große Anzahl von Beſtimmungen unſeres Geſetzes 
weißen. . des reichsdeutſchen StGB. veraltet find oder Lücken auf⸗ 
61 0 Anderſeits aber iſt es vor allem deshalb möglich, in unſerer 
don in neues StGB. zu ſchaffen, weil die Arbeit nicht in der Haſt 
ungetenigen Monaten geleiſtet worden iſt, ſondern weil wir auf eine 
hr 25 jährige Vorarbeit zurückblicken können. 
Verla war im Jahre 1902, als auf dem Berliner Juriſtentag das 
wurde Jen nach einem neuen deutſchen Strafgeſetzentwurf geſtellt 
mühevoll mals wurde ein Ausſchuß eingeſetzt, und ihm iſt es in 
Verglei er Arbeit dann zunächſt gelungen, als Vorarbeit eine 
Stra ichung des deutſchen Strafrechts mit den ausländischen 
n herbeizuführen, ein Werk, das in 16 Bänden der 
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ſentlichkeit vorgelegt wurde und von dem wir Deutſchöſterreicher 


mit Stolz ſagen können, daß ſchon damals deutſchöſterreichiſche Straf⸗ 
rechtslehrer mitgewirkt haben. 25 Jahre alſo iſt es her, ſeitdem die 
gedankliche Vorarbeit, die Auseinanderſetzung der verſchiedenen Schul⸗ 
richtungen über das StGB., die Erörterung über feine Grundlagen 
in der Offentlichkeit einſetzte. Daraus ſchöpfen wir auch die meiſte 
Zuverſicht, daß es möglich ſein wird, in verhältnismäßig kurzer Zeit 
ein wirklich neues StGB. zu ſchaffen. 

Mit Dank müſſen wir da vor allem der Deutſchöſterreicher ge⸗ 
denken, die bei den Vorarbeiten, aber auch bei dieſem Entwurf ent⸗ 
ſcheidend mitgearbeitet haben. Es hat ſich hier gezeigt, daß der 
deutſchöſterreichiſche Volksjtamm ſtolz fein kann und durchaus nicht 
gegenüber einem anderen deutſchen Stamm zurückzutreten braucht. 
Ich erinnere nur an Liſzt. An die Arbeiten Liſzts, eines Deutſch⸗ 
öſterreichers, der dann in Berlin ſo ſegensreich gewirkt hat, knüpft 
zum großen Teil die Entwicklung der Strafrechtswiſſenſchaft an, die 
dann in dieſem Geſetzentwurf ihren Niederſchlag gefunden hat. Ich 
erinnere weiter an Lammaſch, an Stooß, der zwar ein deutſcher 
Schweizer war, aber hier in Wien wirkte. Ich erinnere von lebenden 
Juriſten an den Prof. Gleispach, an den Präſidenten des Oberſten 
Gerichtshofes Roller, der als Staatsſekretär für Juſtiz in dankens⸗ 
werter Weiſe ſein Intereſſe zeigte, daß ein gemeinſamer Entwurf zu⸗ 
ſtande komme, und an den Vertreter unſeres Juſtizminiſteriums bei 
den gemeinſamen Verhandlungen, Prof. Kadeck a. Mit Stolz können 
wir alſo darauf hinweiſen, daß es wirklich ein gemeinſamer 
Entwurf iſt und nicht etwa bloß ein reichsdeutſcher, der den Deutſch⸗ 
öſterreichern gleichſam aufgedrängt würde. 

Beim Durchleſen dieſes neugeplanten Strafgeſetzentwurfes kann 
man mit Genugtuung ſagen, daß ſeine Schöpfer eine hohe juriſtiſche 
Kunſt bewieſen haben. Die Gliederung iſt außerordentlich überſichtlich 
und, was von größter Bedeutung iſt, der Sprachgebrauch klar, volks⸗ 
tümlich und einfach. Was wir bei den meiſten unſerer Geſetze etwa 
in den letzten Jahren immer wieder zu beklagen hatten, daß der 
normale Menſch überhaupt nicht weiß, was in dem Geſetz oder in 
einzelnen Paragraphen eigentlich ſteht, iſt bei dieſem StGB. glück⸗ 
licherweiſe vermieden worden. Hier müſſen wir auch des Allgemeinen 
deutſchen Sprachenvereins mit Dank gedenken. Denn er war es, der 
hier ſeine Mitarbeit geliehen hat, und ihm iſt es zum großen Teil 
auch zu verdanken, daß wir ein gutes klares Deutſch in dieſem 
StGB. haben. 

Seine Klarheit leidet natürlich nur etwas darunter, daß bei den 
Strafſätzen immer nur die ordentliche Strafe genannt iſt. Dem flüch⸗ 
tigen Leſer des Geſetzbuches wird es vielleicht zu wenig zum Bewußt⸗ 
ſein kommen, daß die ordentliche Strafe in der Praxis in den ſelten⸗ 
ſten Fällen zur Anwendung kommen wird, weil ein umfangreiches 
Syſtem von mildernden Umſtänden vorgeſehen iſt und weil anderſeits 
die Möglichkeit, in der Strafbemeſſung von der ordentlichen Strafe 
herabzugehen, außerordentlich weit geſteckt iſt. Ich bitte, ſich in dieſer 
Hinſicht nur vor Augen zu halten, daß ſelbſt dort, wo die Todes⸗ 
ſtrafe zugelaſſen iſt, wie im reichsdeutſchen Entwurf, mildernde Um⸗ 
ſtände ſelbſt beim Mord anerkannt werden, daß es dem Nichter frei⸗ 
ſteht, bis auf drei Jahre Zuchthaus ſtatt auf Tod oder lebensläng⸗ 
liches Zuchthaus zu erkennen, daß die mildernden Umſtände dort, wo 
eine zeitige Zuchthausſtrafe vorgeſehen iſt, es dem Richter ermöglichen, 
bis auf drei Monate Gefängnis herabzugehen, daß es dort, wo es ſich 
um ein Vergehen handelt und nur Gefängnis vorgeſehen iſt, dein 
Richter möglich iſt, auf eine Geldſtrafe zu erkennen, und daß in be⸗ 
ſtimmten Fallen, die allerdings genau genannt ſind, es ſogar möglich 
iſt, von einer Strafe überhaupt abzuſehen. Darum, ſage ich, würde 
ein flüchtiges Durchleſen dieſes Geſetzbuches zunächſt bei dem Unbe⸗ 
teiligten einen falſchen Eindruck bez. der Strafbemeſſung herbeiführen, 
weil er eben die ordentliche Strafe im Sinn hätte, während in der 
Praxis zibeifellos in faſt allen Fällen — und gerade in der öſter⸗ 
reichiſchen Juſtiz kann man das mit voller Sicherheit ſchon heute 
ſagen — eine mildere Strafe zur Anwendung kommen wird. 

Sehr zu begrüßen iſt es, daß ſich der Entwurf frei vom Schul⸗ 
ſtreit gehalten hat, daß er nicht darauf einging, der einen oder der 
anderen Lehre und Schulrichtung, die in den letzten Jahrzehnten um 
Geltung gerungen haben, zum Siege zu verhelfen, ſondern daß er 
vom Standpunkt der Praxis, vom Standupnkt des Geſetzgebers, der 
Strafrechtspolitik machen, der die Kunſt des Möglichen betreiben 
muß, einen goldenen Mittelweg einſchlug. Denn zweifellos iſt es 
unmöglich, wenn der überwiegende Teil des Volkes in ſeinem Rechts⸗ 
empfinden befriedigt werden ſoll, der einen oder der anderen Richtung 
einſeitig zu folgen. Wir ſehen in dem Entwurf daher nicht irgendeine 
Theorie umgeſetzt in Paragraphen, ſondern wir ſehen die Praktiker 
am Werk, die ja ſehr viel da tätig waren, wir ſehen den Verſuch, 
entſprechend dem heutigen Kulturzuſtand des deutſchen Volkes im 
eiche wie bei uns die Straftaten, die Tatbeſtande, die Strafzu⸗ 
meſſung und alles, was ſonſt zu einem Strafgeſetze gehört, ent⸗ 
ſprechend den Bedürfniſſen des Lebens, entſprechend den Bedürfniſſen 
des ganzen Volkes ſo gut als möglich darzuſtellen. 

Der Grundpfeiler aber, auf dem dieſes neue StGB. aufbaut, 
iſt zweifellos der eine Grundſatz, den wir Liſzt verdanken, der immer 
ſtärker Anerkennung fand, nämlich der Satz, der in einer kleinen 
Modifikation im 8 69 ſeinen Niederſchlag gefunden hat: Nicht die 
Straftat iſt es, die zu beſtrafen iſt, ſondern der Straftäter. Aus 
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ihm folgt naturgemäß ſchon, daß daun etwa Die Zurechnungsjähigkeit 
in die erſte Linie geſtellt wird, daß der Jugendliche anders behandelt 
werden muß. Es iſt ja zu wiederholten Malen darauf hingewieſen 
worden, wie dringend nötig die Schaffung des Jugendſtrafgeſetzes iſt. 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß hier, wenn der Täter in erſter Linie in 
Betracht gezogen werden ſoll, der Unzurechnungsfähige, der vermindert 
Zurechnungsfähige anders behandelt werden muß, als es in den 
geltenden Normen vorgeſehen iſt. Daraus folgt aber, wenn man 
dieſen Grundſatz überhaupt anerkennt, daß ein weiter Strafrahmen 
geſchaffen werden und ein weites Ermeſſen dem Richter gelaſſen 
werden muß. 


Nun hat ſich einer der Redner der ſozialdemokratiſchen Partei, 
der ehemalige Staatskanzler Dr. Renner, gerade mit dieſem Punkt 
eingehend befaßt. Es iſt vielleicht nicht ohne Intereſſe, daß er mit 
den Worten, daß dieſes freie Ermeſſen ein Danaergeſchenk für die 
Richter ſei, daß große Bedenken dagegen beſtünden, ganz dem Ge⸗ 
dankengang des deutſchnationalen Redners im Reichstag entſprochen 
hat. Im deutſchen Reichstag hat der Redner der deutſchnationalen 
Volkspartei, Dr. Barth, wörtlich genau ſogar von einem Danager⸗ 
geſchenk an die Richter geſprochen und die Gefahren aufgezeigt, die 
daraus entſtehen, weil gerade Anfeindungen aus der Offentlichkeit 
wieder in erhöhtem Maße die Richter bedrohen, wenn ein ſo weiter 
Strafrahmen ihnen gelaſſen, wenn die Strafe ſo ſehr in ihr Er⸗ 
meſſen geſtellt iſt. Zweifellos iſt das eine der wichtigſten und be⸗ 
deutendſten Neuerungen, und, wie im deutſchen Reichstage, ſo 
mijjen wir uns auch hier fragen, ob wir das richtige Vertrauen 
den Richtern entgegenbringen können. Gerade aber die Ausfüh⸗ 
rungen des ſozialdemokratiſchen Redners im Reiche haben mich 
davon überzeugt, daß unſere öſterreichiſchen ſozialdemokratiſchen Kol⸗ 
legen doch oft in der Preſſe und im Hauſe hier aus parteipoliti⸗ 
ſchen Gründen ſchärfer gegen die Juſtiz und gegen die Richter don⸗ 
nern, als ſie ſelbſt in aller Ruhe unter ſich ſprechen. Denn der 
ſozialdemokratiſche Redner Dr. Landsberg hat im Deulſchen Reiche 
unter anderem erklärt: „Meine öſterreichiſchen Parteigenoſſen haben 
mir gejagt, wir haben ein veraltetes Strafgeſetzbuch, aber wir haben 
eine erträgliche Juſtiz und kommen infolgedeſſen mit unſerem Geſetz⸗ 
buch ganz gut aus.“ Und ſpäter „Sie“ — nämlich die öſterreichi⸗ 
ſchen Genoſſen — „befürchlen, daß ihre, wie ſie anerkennen, gute 
Juſtiz von unſerer nicht ganz ſo guten verdrängt werden könnte, 
wenn eine Rechtsangleichung zwiſchen beiden Ländern herbeigeführt 
wird“. Das iſt für mich ein tröſtliches Bekenntnis, daß der offizielle 
reichsdeutſche ſozialdemokratiſche Sprecher abgegeben hat, jo daß wir 
wohl Grund haben, unſeren Richtern das Vertrauen zu ſchenken. Das 
eine muſſen wir natürlich bedenken, die Richter ſind auch Menſchen. 
Es gibt natürlich kein Strafrecht, kein Strafgeſetz, bei dem man einen 
Richter fände, von dem man im vorhinein weiß, daß er in allen 
Fragen die richtige Strafe, die allein gerechte Strafe finden wird. 
Denn die Frage, was die gerechte Strafe iſt, wird ja ſo ſehr ver⸗ 
ſchieden beurteilt, in den verſchiedenen Kreiſen des Volkes jo ganz 
anders, wenn derſelbe Straffall zur Erörterung gelangt. Darum 
miüjfen wir natürlich damit rechnen, daß jeder Richterſpruch eben 
der Ausſpruch eines Menſchen iſt, der Irrtümern unterworfen, iſt. 
Aber an den guten Willen iſt zweifellos bei unſerer öſterreichiſchen 
Juſtiz nicht zu zweifeln. 

Und wenn der Herr Staatskanzler Dr. Renner die Rechtslehrer 
unſerer Hochſchule beſchuldigt, daß ſie zum guten Teil die Juriſten 
nicht entſprechend vorbereiten, daß fie nach ſeiner Anſicht rechte 
Richter werden, ſo glaube ich, iſt auch das wirklich völlig unzutreffend. 
Ich erinnere ihn daran, daß bis vor einiger Zeit die meiſten Ju⸗ 
riſten, die heute im praltiſchen Leben ſtehen, von Lammaſch und 
Stooß ausgebildet worden ſind. Beide waren in ihren Grundanſchau⸗ 
ungen über Strafrechtspflege völlig verſchiedener Meinung, aber 
beide, der eine nach der konſervativen, der andere nach der freieren 
kriminalpolitiſchen Seite, haben mit jedem Wort danach geſtrebt, dem 
künftigen Richter den Ernſt und die Bedeutung ſeines Amtes klar⸗ 
zumachen, und wie nötig es ſei, daß jeder Richter mit ſich zu Rate 
gehe und ſich ſelbſt ins Gewiſſen ſehe, bevor er ein Urteil fallt. Und 
genau dasſelbe können wir vom heutigen Strafrechtslehrer ſagen, 
don Gleispach, einem nach ſeiner Abſtammung durchaus konſervativ 
gerichteten Manne, von dem aber — glaube ich — noch kein Menſch 
behaupten konnte, daß er jemals engherzig geweſen ſei bei der Be⸗ 
urteilung von Strafrechtstatbeſtänden, daß er in bezug auf die 
Strafrechtspflege nicht ſoweit als irgend möglich immer allen be⸗ 
rechtigten Bedenken entgegenkam, ſo daß auch kein ernſter Vorwurf 
von Ihrer Seite jemals erhoben worden ifi. Mit Rückſicht gerade 
auf dieſe Tatſachen verſtehe ich es nicht gut, warum der Dr. Renner 
glauben konnte, gerade gegen die öſterreichiſchen Rechtslehrer und 
gegen die öſterreichiſchen Richter ein Mißtrauen ausdrücken zu müſſen. 

Der zweite große Geſichtspunkt, der dieſem StGB. zu eigen iſt, 
iſt die Einführung der Sicherungs⸗ und Beſſerungsmaßnahmen. Es 
iſt der kriminalpolitiſchen Richtung zu verdanken, die darauf immer 
und immer wieder hingewieſen hat, wie notwendig dieſe beſſernden 
Maßnahmen ſeien. Darüber ſind wir uns ſelbſtverſtandlich ſchon alle 
einig, daß der Beſſerungszweck eine Rolle im Strafrecht ſpielt. Nicht 
er allein kann aber zur Geltung kommen. Es wird von linksſtehen⸗ 
den Kreiſen vielfach jeder andere Zweck der Strafe für unrecht er⸗ 
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klärt, nur der Beſſerungszweck anerkannt. Wir müſſen uns aber ber 
über klar fein, daß er allein natürlich nicht der Zweck der Sl 
rechtspflege fein kann. Denn ich bitte, was würden wir denn 
den Unverbeſſerlichen tun, wenn wir nur den Beſſerungszweck * 
Augen hätten? Zweitens dürfen wir uns nicht der Erkenntnis 9 5 
ſchließen, ſo traurig ſie iſt, daß die Strafe in den ſeltenſten Fälle . 
auch bei den beſten Einrichtungen der Strafanſtalten, zu einer wi 
lichen Beſſerung des Individuums und ſeiner geiſtigen und ſittli 
Anlagen führt. Es iſt eine traurige Tatſache, daß eben in 
Freiheit die guten Anlagen eines Menſchen im allgemeinen mei al 
beſſer gedeihen als in einer Strafanſtalt, und mag fie noch ſo id 
geleitet ſein. Es kann alſo nicht der Beſſerungszweck allein in en 
tracht kommen, ſondern wir muſſen zweifellos neben dem Eim eine 
immer die Geſamtheit betrachten. Im Strafrecht muß die Rüegg, 
auf die Geſamtheit mindeſtens die gleiche Rolle ſpielen wie die R 
ſicht auf das Einzelweſen, auf den Straftäter. 2 
Aus dieſen Geſichtspunkten aber, daß man einerſeits den Täter 
nicht hart beſtrafen darf, wenn nicht die Vorausſetzungen ge dr 
find, und anderſeits doch Rückſicht auf die Geſamtheit nehmen mn 


ſind jene Maßnahmen allmählich erwachſen, die wir eben 3 
kriminalpolitiſche Sicherungsmaßnahmen bezeichnen. Grundſäglich ine 


ein bedeutender Unterſchied zwiſchen Strafe und Sicherung. Die en 
geht aufs Vergangene, die andere zielt auf die Zukunft. Aber in ke 
Rückſicht auf die Geſamtheit und auf den Straftäter müſſen Slo 
und Sicherungsmaßnahmen ineinandergreifen. Über das Wie iſt en 
geſtritten worden, darüber wird ja auch noch im Ausſchuß geſpro m 
werden, aber zweifellos iſt das eine Gründlatſache, die heute wo 
von allen Strafrechtslehrern einmütig vertreten wird. 

Ich ſagte, daß die Notwendigkeit zur Schaffung eines nene 
SthB. beſteht. Erfreulich ift es, daß ein gleicher Entwurf im deut gen 
Reichstage und bei uns zur Beratung gelangt. Er iſt nicht in a. 15 
Punkten gleich, vor allem find es in meritoriſcher Beziehung drei den 
gelegenheiten, die auch hier im Motivenberichte hervorgehoben wol 7 
ſind. Ich beklage es, daß wir nicht völlig gleiche Entwürfe ein 
StGB. haben. Ich kann nicht einſehen, daß dieſe drei Anderung g 
die vorgenommen worden ſind, auch wirklich notwendig waren, 19 
nicht wenigſtens der Verſuch unternommen wurde, einen 
gleichen Entwurf hüben und drüben einzubringen. Von den drei ler 
rungen bezieht ſich die erſte auf die Anſtaltsverwahrung. Es war f 
im weſentlichen nur darum eine Anderung in unſerem Geſezen net, 
notwendig, weil im Reiche draußen die Landeskompetenz für die abe 
gabe in ſolche Anſtalten beſteht, bei uns aber mit Ausnahme derlei 
gabe in Arbeitshäuſer die bundesſtaatliche Kompetenz. Das wäre 
zu erledigen geweſen, indem man die verſchiedenen Beſtimmungen 
das Strafvollzugsgeſetz verwieſen hätte. ge 

Zweitens aber handelt es ſich um die Todesſtrafe und die Fel 
der ſog. mediziniſchen Indikation. In beiden Punkten wäre ein 
lautender und gemeinſamer Entwurf zweckmäßig und gut gewesen n, 
Todesſtrafe! Der Landbund wird im Ausſchutz einen Antrag fra 
daß wir hier die Beſtimmungen, wie fie im deutſchen Reich gie 
geſetzbuch erſcheinen, vollinhaltlich übernehmen. Ich weiß, daß N ’ 
deswegen von der ſozialdemokratiſchen Partei als die ärgiten A 
tionäre bezeichnet werden. Ich weiß, daß der Streit über die ade 
läſſigkeit und Zweckmäßigkeit der Todesſtrafe ſehr alt iſt. Seli Tre 
des 18. Jahrhunderts, ſeit Beccaria, ſind tauſende und fa fler 
Schriften veröffentlicht worden, in denen ſich die einen Schriſihe er 
für, die andern gegen die Todesſtrafe ausgeſprochen haben. J 
hier nicht auf die philoſophiſchen, theologiſchen und ſoziologiſchen 6: uf, 
und Rückſichten, die dagegen oder dafür ſprechen, eingehen. Ich en 
einzig richtig iſt die Frage auf dem bekannten Wiener deut 
Juriſtentag formuliert worden, auf dem Kahl ſie ſtellte: Wäre atı 
nach dem Stande der heutigen Kriminalität für den Staat aut, fel 
oder zu verantworten, daß er für die äußerſten Fälle bereite 
auf das äußerſte Strafmittel Verzicht leiſtet? ich 

Das allein iſt die richtige Formulierung, es tonnen de 
irgendwelche philoſophiſche Grundſätze hier die e auf 
Nun iſt die Sachlage jo: Wir haben zwar In unſerer Verfa ung n 
die Todesſtrafe verzichtet, aber doch nur im ordentlichen Verfü den 
Auch wir kennen noch die Todesſtrafe, und es iſt unrichtig, wenn 
deutſchen Kollegen meiſt geſagt wird, Oſterreich habe die Tod gen 
überhaupt abgeſchafft. Zweitens aber find die Bedenken, die gaben 
die Todesſtrafe vorgebracht werden — und bezeichnenderweiſe ha 
ſich die reichsdeutſchen Sozialdemokraten als Gegner der Tops 
hauptſächlich deshalb bekaunt, weil Vfterreich die Todesſtraſe det 
mehr hat —, bei näherer Beleuchtung nicht zu halten. Der Sp 
der Sozialdemokraten im Deutſchen Reiche hat vor allem darauf fett 
gewieſen, daß die Todesſtrafe nicht geeignet ſei, abſchreckend zu wit fie 
Er jagte, man behauptet immer, die Todesſtrafe jei nötig, weil im 
abſchreckend wirke. In Wirklichkeit aber, ſo erklärte er, w . 
Jahre 1912 40 und im Jahre 1920 177 Verurteilungen zum 9 bie 
im Deutſchen Reiche feſtſtellbar. Er folgert nun daraus, daß 1I@ un 
abſchreckende Wirkung der Todesſtrafe keineswegs erfüllt habe, dieset 
ſtatt 40 177 Verurteilungen erfolgen mußten. Ich glaube, „es 
Schluß iſt völlig irrig; denn ich muß ſagen: Trotz der o 
großen abſchreckenden Wirkung der Todesurteile und vor ale es 
der großen Abſchreckungswirkung, die in der Aufnahme der { 
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lrafe in ein Geſezbuch beſteht, find noch fo unglaubliche Straftaten 
” ſolcher Zahl begangen worden, daß man 177 mal mit der Ver⸗ 
weteilun zum Tode vorgehen mußte. Der Schluß iſt völlig falſch, 
ann ich ſage: Die Todesſtrafe hat die abſchreckende Wirkung nicht 
; ih müßte vielmehr wiſſen, wie viele Fälle eingetreten 
“ten, wenn die Todesſtrafe im Strafgeſetzbuch nicht ſtünde. In 
amburg zum Beiſpiel, wird berichtet, iſt ſeik 1917 kein Todesurteil 
mehr gefällt und keines vollzogen worden. Die Folge war, daß ſich 
rüchtigte Verbrecher mit Vorliebe Hamburg zugewendet haben mit 
ne Erklärung: Den Kopf kann es mich doch nicht koſten! Der Schluß, 
aß dieſe abſchrekende Wirkung nicht erreicht worden ift, iſt alſo 
kommen unrichtig. Es iſt traurig, daß noch fo viele Fälle vor⸗ 
gekommen ſind, daß Todesurteile gefällt werden mußten, und es iſt 
zweifellos für denjenigen, der in letzter Linie darüber zu entſcheiden 
PR ob ein Menſch hingerichtet werden ſoll oder nicht, eine der 
pirverften Gewiſſensbelaſtungen. Ich weiß nicht, ob einer von uns, 
— wir dieſen Antrag ſtellen, das Urteil jemals unterſchreiben 
würde, zumindeſt würde er es nur nach den ſchwerſten Gewiſſens⸗ 
reifen tun. Aber ich glaube, bei den derzeitigen Verhältniſſen kann 

N die Drohung mit dieſem äußerſten Mittel nicht vermeiden. Wer 


u tut, vergeht ſich gegen die anderen Mitmenſchen, die keine Ver⸗ 
recher find. 


N Man redet immer davon, und der Sprecher der ſozialdemokrati⸗ 
chen Partei im deutſchen Reichstage hat es gejagt: Was foll damit 
reicht werden? Das Opfer ift kein Menſch mehr, wenn er zur 
ichtſtätte geſchleppt wird, die Strafe iſt nur die fürchterliche Angſt 
di der Hinrichtung. Von dieſer Angſt, die der Verbrecher vor der 
richtung hat, ſpricht man immer, aber wer ſpricht von der Rieſen⸗ 
dial die das umgebrachte Opfer vorher gehabt hat? Rüttelt nicht 
teje fürchterliche Todesangſt, die oft ein Mordopfer auszuſtehen 
gar weitaus mehr unſer ganzes Innere auf als die Angſt vor der 
odesſtrafe, die der Verbrecher auszuſtehen hat? Zweifellos ſind wir 
en jede Quälerei. Jahrelang Verurteilte mit der Hoffnung auf 
in mabigung hinzuziehen, ift eine Grauſamkeit, die nicht zu billigen 
„Aber die Todesſtrafe als ſolche ſchafft nur für den Angſt, der 
er das Gebot, daß andere Menſchenleben zu achten ſind, in ganz 
einer und verabſcheuungswürdiger Weiſe mehrfach verletzt hat. 
as deutſche Straſgeſetzbuch hat in dieſer Beziehung allen Bedenken 
fe tung getragen, es ſetzt die Todesſtrafe nur auf Mord unter Aus⸗ 
Wilaß von mildernden Umſtänden. Nun wird immer geſagt: Denken 
ir doch an den Juſtizmord, wenn einmal ein Unſchuldiger hin⸗ 
Perichten würde! Glauben Sie, daß ſich — abgeſehen davon, daß es 
Deu Geſchworenengerichte bei uns oder große Schöffengerichte in 
fi ulſchland find, die darüber urteilen — ein berufsmäßiger Richter 
Moden wird, der auf Grund eines bloßen Indizienbeweiſes wegen 
zordes ohne mildernde Umſtände verurteilen wird? Verzeihen Sie, 
> haben das nicht geleſen, Sie wiſſen nicht, daß im deutſchen Straf⸗ 
decbuche deswegen eine Anderung in der Mordbeſtimmung und in 
ei Strafzumeſſung erfolgte, damit ſolche Fälle verhindert werden; 
ha mildernden Umſtänden kann jetzt ſtatt der Todesſtrafe auf Zucht⸗ 
A bis zu drei Jahren erkannt werden. Daher kann man fagen, 
fo e Hinrichtung auf Grund eines Juſtizirrtums iſt bei dieſer Faſſung 
gut wie ausgeſchloſſen. Das iſt eine Regelung, die in Weimar 

1 Nationalverſammlung der deutſche Volksparteiler Kahl zu⸗ 
Tat mit Mehrheitsſozialdemokraten und zuſammen mit Demo⸗ 
fen beantragt hat. Alſo die Mehrheitsſozialdemokraten des Deut⸗ 
0d Reiches waren damals durchaus nicht unbedingt gegen die 
da esſtrafe, und auch jetzt weiſen ſie im allgemeinen nur darauf hin, 
Osterreich die Todesſtrafe nicht hat, und darum dürfe fie nicht 
uſgenommen werden, um die Rechtsgleichheit nicht zu zerſtören oder 
nes defährden. Auch derjenige kann ohne Bedenken die Todesſtrafe an⸗ 
ein wen, der wirklich von der Überzeugung durchdrungen iſt, daß man 
nien menſchenleben nicht opfern darf. Ich bitte, wie ich ſchon ſagte, 
ord als die Geſamtheit zu vergeſſen! Die Geſamtheit der anſtändigen, 
zu lichen Menſchen hat auch ein Recht, im Strafgeſetze geſchützt 
ein! Bei den grauenvollen Straftaten, die wir ſeit dem Jahre 
erleben, bei dieſem Zuſtande, in dem es noch ſolche Beſtien in 

Bing Dengeftait gibt, glauben wir, auf dieſe Strafdrohung nicht ver⸗ 
we zu lönnen. Niemals find wir dafür, daß wir etwa blutrünſtig 
ſche en, wie zum Beiſpiel in Sowjetrußland, wo außer bei militäri⸗ 
wend Verbrechen die Todesſtrafe noch in 24 anderen Fallen ange⸗ 
Vendor wird, zum Beiſpiel auch bei einer Beamtenunterſchlagung. 
mit mtenunterſchlagung wird dort in dem ſowjetruſſiſchen Strafgeſetz 
bier, dodesſtrafe bedroht. Wir ſind durchaus nicht ſo blutrünſtig wie 
rege Anhänger der marxiſtiſchen Theorie, die dort in Sowjetrußland 
jene "en, ſondern wir find nur der Meinung, daß die Todesſtrafe in 
rühm ; Ausmaße, wie es die von den Sozialdemokraten ſonſt ſo oft 
duch fh hervorgehobenen weſtlichen demokratiſchen Staaten zeigen, 
Au für uns keine Schande ſein wird. Wir geben der Überzeugung 
die ei, daß das Todesurteil vielleicht niemals vollzogen würde; 
Wenn rafdrohung allein iſt mehr wert als hundert Hinrichtungen. 
uch ich fie aber nicht im Geſetz habe, ſondern nur ledenslangliches 
än hans, und wenn die Strafpraxis derart iſt, daß, wer zu lebens⸗ 
bed ichem Zuchthaus verurteilt iſt, nach 15 Jahre guter Aufführung 
entlaſſen wird, ſo habe ich damit einen großen Schutzwall 
Geſellſchaft, von der Geſamtheit genommen zugunſten von 
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Einzelperſonen, die dieſen Schutz nicht verdienen. Ich ſage deshalb: 
Wir werden um der Rechtsgleichheit willen und aus voller Über⸗ 
zeugung, ſelbſt auf die Gefahr hin, als blutrünſtig bezeichnet zu 
werden, einen Antrag auf Wiedereinführung der Todesſtrafe ſtellen, 
und wir wiſſen, daß nicht nur unſere Anhänger damit einverſtanden 
ſind, ſondern daß das Landvolk weitaus in ſeiner Mehrheit für dieſen 
Antrag unbedingt Verſtändnis hat und ihn wünſcht. 

Eine zweite Frage, von der ich ſagte, daß ſie in unſerem Geſetz⸗ 
entwurf anders behandelt iſt als im deutſchen Reichstage, iſt die ſo⸗ 
genannte mediziniſche Indikation der Schwangerſchaftsunterbrechung. 
Nun geſtatten Sie auch hier ein offenes Wort. Geſtern haben wir 
von dem Redner der chriſtlich⸗ſozialen Partei, Dr. Rintelen, gehört, daß 
nach Überzeugung ſeiner Partei die berechtigte mediziniſche Indikation 
durch den Notſtandsparagraphen vollkommen gedeckt iſt. Wir ſehen alſo 
daraus, daß alle Parteien — von den Sozialdemokraten weiß ich nicht 
gengu, wie weit ſie gehen wollen — grundſätzlich darin einig ſind, daß 
eine Schwangerſchaftsunterbrechung aus richtiger mediziniſcher Indikation 
ſtraffrei gelaſſen werden muß. Es fragt ſich nur: Welcher Weg ift 
am beſten zu beſchreiten, um einerſeits einer Schädigung der Volks⸗ 
kraft vorzubeugen und doch den berechtigten Intereſſen zu dienen? 
Die Herren Redner haben nun erklärt, daß der Notſtandsparagraph 
hier das geeignetſte Mittel ſei. Ich glaube nicht. Im 8 25 leſen wir; 

„Im Notſtand handelt, wer eine mit Strafe bedrohte Handlung 
begeht, um eine gegenwärtige, nicht anders abwendbare Gefahr eines 
erheblichen Schadens von ſich oder einem anderen abzuwenden, wenn 
ihm oder dem Gefährdeten unter pflichtgemäßer Berückſichtigung der 
ſich gegenüberſtehenden Intereſſen nicht zuzumuten iſt, den drohen⸗ 
den Schaden zu dulden.“ 

Nun ſteht die Frage ſolgendermaßen: Was tun Sie, wenn eine 
Frau, die ſchwanger iſt, ſelbſt die Schwangerſchaft unterbricht? Sie 
müſſen ihr den Notſtand zuerkennen, ſobald Sie bejahen, daß fie eine 
Gefahr eines erheblichen Schadens von ſich abgewendet hat, wenn ihr 
unter pflichtmäßiger Berückſichtigung der ſich gegenüberſtehenden 
Intereſſen nicht zuzumuten iſt, den drohenden Schaden zu dulden. 
Nun gibt es nach übereinſtimmenden ärztlichen Gutachten Fälle, 
wo gar kein Zweifel beſtehen kann, daß ein ſolches Mißverhältnis 
vorliegt. Das ſind die Fälle der Lungentuberkuloſe, der Kehlkopf⸗ 
tuberkuloſe und der Nephritis. Dieſe ſchwangere Frau nun iſt vorher 
bei einem Interniſten oder zum Beiſpiel draußen bei einem Landarzt 
geweſen, und der hat bei ihr Lungentuberkuloſe feſtgeſtellt. Die Frau 
it vom Arzte mit Rückſicht auf unſer Geſetz abgewieſen worden mit 
der Bitte, daß eine Schwangerſchaftsunterbrechung aus mediziniſchen 
Gründen vorgenommen werde. Nun hat ſie, was ja häufig vor⸗ 
kommt, dann ſelbſt die Schwangerſchaft unterbrochen, mag nun eine 
Geſundheitsſchädigung dauernder Art die Folge ſein — wir müſſen 
ja überhaupt im Intereſſe der Wahrheit, im Intereſſe der Bevölke- 
rung weitaus mehr dem Volke ſagen, wie gefährlich jede Schwanger⸗ 
ſchaftsunterbrechung iſt, daß die Gefahren bei ihr größer ſind als 
bei einer normalen Geburt —, die Frau kommt nun vor den Richter. 
Wenn ſie das Zeugnis von dem Arzt vorbringt, der Tuberkuloſe 
feſtgeſtellt hat, muß ihr der Richter natürlich den Notſtand zuerkennen. 
Nehmen wir einen zweiten Fall: Es kommt außer ihr als Ange⸗ 
klagter die Hebamme oder, wie nicht ſelten, irgendeine andere weiſe 
Frau, die die Unterbrechung verübt hat. Jetzt kommt für den Richter 
eine ungeheuer ſchwierige Frage zu beantivorten. In dem Notſtand 
find zwei Fälle abgegrenzt. Es iſt hier unterſchieden, ob der Note 
ſtand ein Strafausſchließungsgrund ſein ſoll, indem der Notſtand als 
Entſchuldigung für den Straftäter gilt, oder — zweiter Fall — ob 
der Notſtand derart ift, daß die Handlung überhaupt nicht mehr als 
ſtrafbare Tat anerkannt wird, ſondern ein ſogenannter Rechtferti⸗ 
gungsgrund vorliegt, ſie alſo gar nicht gegen die objektive Rechts⸗ 
ordnung iſt. Wann iſt das Letztere der Fall? Wenn der drohende 
Schade gegenüber dem aus der Einwirkung zu erwartenden Schaden 
unverhältnismäßig groß iſt, fo handelt der Täter nicht rechtswidrig. 
Wenn aber der drohende Schade nicht unverhältnismäßig groß iſt, 
dann handelt er zwar rechtswidrig, iſt aber ſtraffrei. Was heißt denn 
das? Nun muß der Richter beurteilen: Iſt die drohende Gefahr un⸗ 
verhältnismäßig groß gegenüber dem zu erwartenden Schaden oder 
nicht? In dem obigen Falle nehme ich folgendes an: Es war Lungen⸗ 
tuberkuloſe feſtgeſtellt. Der Eingriff iſt von einer Hebamme aus⸗ 
geführt worden; es hat ſich kein dauernder Schade für die Geſund⸗ 
heit ergeben; es wird von den Gutachtern geſagt, der Eingriff iſt 
mit einer außerordentlichen Geſchicklichkeit durchgeführt worden. Jetzt 
entſteht für den Richter die Frage: War der drohende Schade gegen⸗ 
über dem erwarteten Schaden unverhältnismäßig groß? Ja, zweifel⸗ 
los. Bei Lungentuberkuloſe, bei Kehlkopftuberkuloſe, bei Nephritis 
bejahen das alle Arzte, weil eine fortgeſetzte Schwangerſchaft das 
Leiden außerordentlich, in einer ganz ungewöhnlichen, von der 
Wiſſenſchaft noch nicht erklärten Weiſe verſchärft; infolgedeſſen iſt 
nun die Frage für den betreffenden Richter: Erkenne ich Notſtand 
an im Sinne eines Entſchuldigungsgrundes oder erkenne ich Not⸗ 
ſtand an im Sinne eines Rechtfertigungsgrundes? Danach iſt aber 
die Strafbarkeit wieder verſchieden. Wenn ich nur einen Strafaus⸗ 
ſchließungsgrund zuerkenne, wenn ich ſage: Die zwei Übel halten 
einander ungefähr die Wage, der zu erwartende Schade war nicht 
bedeutend größer als der andere, dann muß ich den Gehilfen und 
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den Anſtifter ſtrafen; wenn ich aber erkläre, der drohende Schade 
war un verhältnismäßig größer als der Schade, der eingetreten iſt, 
dann darf ich ihn nicht ſtrafen, dann gibt es überhaupt keine Straf⸗ 
tat. Sie ſtellen damit den Richter vor ungeheuer ſchwere Entſchei⸗ 
dungen, die er natürlich juriſtiſch nicht löſen kann. 

Es iſt vom Herrn Miniſter Rintelen geſtern gemeint 
worden — und der Gedanke iſt durchaus richtig —, es ſolle die 
Kontrolle des Richters gegeben ſein bei dieſen Schwangerſchafts⸗ 
unterbrechungen. Da frage ich nun: Kann der Richter nach 
irgendeiner juriſtiſchen Methode hier eine Entſcheidung treffen? 
Unmöglich. Er kann nur das Gutachten der Gerichtsärzte ein⸗ 
holen. Wenn er aber das Gutachten der Gerichtsärzte nach einiger 
Zeit einholt, fo iſt das Ergebnis natürlich, wenn es noch ſo aus⸗ 
gezeichnete Gerichtsärzte ſind, oft ſchon zweifelhaft, und es wird vom 
Zufall abhängen, ob die eine oder die andere Frage bejaht wird. 

Da ftelle ich nun eine andere Frage: Iſt denn eine Beſtim⸗ 
mung, daß das unter den Notſtandsparagraphen fällt, nicht etwa 
ein Anreiz für weite Kreiſe, das zu unternehmen? Nach dem 
Wortlaut des reichsdeutſchen Strafgeſetzbuches kommt dagegen über⸗ 
haupt nur der ärztliche Eingriff in Betracht. Nach dem Notſtands⸗ 
paragraphen muß ich jeden Eingriff zulaſſen, nicht nur den ärzt⸗ 
lichen. Ich muß fragen, ob der Notſtandsparagraph zur Anwen⸗ 
dung kommt. Glauben Sie nicht, wenn das einmal bekannt iſt, 
daß viele an ſich ſelbſt es verſuchen oder irgendeine Perſon, eine 
andere Frau vor allem, zu Hilfe nehmen werden, die nicht in der 
ärztlichen Kunſt erprobt iſt? Zweifellos, aber er hätte für die nicht⸗ 
ärztliche Unterbrechung keine Bedeutung. Es iſt kein Zufall, warum 
das deutſche Strafgeſetzbuch dieſen Weg gewählt hat und warum 
ein ſo konſervativer Kriminalpolitiker und Strafrechtslehrer wie 
der durch und durch katholiſche Prof. Lammaſch ſeinerzeit für 
eine ſolche Regelung der ärztlichen Indikation eingetreten iſt. Jede 
andere Regelung, z. B. mit dem Notſtandsparagraphen, führt 
nämlich in der Praxis eher auf den umgekehrten Weg, ſie führt 
nicht zur Einſchränkung, ſondern zur Vornahme des Eingriffs 
durch nichtärztliche Perſonen 

Auch wir vom Landbund ſind vollkommen überzeugt, daß es 
ein Wahnſinn, daß es ein Verbrechen gegen die Volkskraft wäre, 
wenn man die Schwangerſchaftsunterbrechung völlig freigeben 
würde. Aber anderſeits müſſen wir nach den Wegen fragen, die 
am beſten zum Ziele führen. Wenn wir nicht die Augen davor 
verſchließen, ſo trifft heute in erhöhtem Maße zu, was einmal 
Schauta in einer Vorleſung vor dem Kriege, an die ich mich 
noch erinnere, geſagt hat: In Wien wandert weitaus die Mehrheit 
der Kinder in den Kübel, bevor ſie geboren werden. 

Ich faſſe daher zuſammen und ſage: In der materiellen 
Frage der Schwangerſchaftsunterbrechung beſteht kein Unterſchied 
zwiſchen unſeren Auffaſſungen. Er beſteht nur darin, daß ich 
glaube, es iſt durchaus unzweckmäßig und wird gerade nach der 
anderen Richtung wirken, wenn wir ſie unter den Notſtands⸗ 
paragraphen ſubſumieren und nicht die klare Formulierung des 
alten Gelehrten Lammaſch, der ſicher gut katholiſch und Kkonſer⸗ 
vativ geweſen iſt, wählen und die Formulierung des Deutſchen 
Straſgeſetzentwurfes an die Stelle unſerer Formulierung ſetzen. 

Vieles an dieſem Geſetzbuche wird im einzelnen die Kritik 
herausfordern. Der Landbund wird nicht allem unbeſehen zuſtim⸗ 
men. Zwar halte ich die Beſchwerden nicht in dem Sinne für be⸗ 
rechtigt, daß der Entwurf etwa Klaſſenrecht ſchaffen will — wie 
Staatskanzler Dr. Renner gemeint hat —, daß den Arbeitern 
und Angeſtellten auf einem Umweg Rechte genommen werden 
ſollen; er hat dabei vor allem auf die Delikte gegen die Eiſen⸗ 
bahnen und lebenswichtigen Betriebe hingewieſen. Da iſt es für 
mich wieder ſehr intereſſant, daß es im Deutſchen Reiche den ſo⸗ 
zialdemokratiſchen Rednern nicht im Traum eingefallen iſt, gegen 
dieſe Beſtimmungen Einſpruch zu erheben. Warum? Weil wir eben 
in der Auffaſſung der Pflichten eines Angeſtellten gegenüber dem 
Staate leider Gottes hier in Oſterreich ganz verſchiedene An⸗ 
ſchauungen finden wie im Deutſchen Reiche. Bei uns betrachten die 
ſozialdemokratiſchen Eiſenbahnangeſtellten die Bahnen als ihr 
Privateigentum, über das ſie nach eigenem Gutdünken ſchalten 
können. Im Deutſchen Reiche haben auch die der Sozialdemokratie 
angehörenden öffentlichen Angeſtellten, die Angeſtellten der Bah⸗ 
nen, der Poſt und ähnlicher Anſtalten, das Empfinden, daß dieſe 
Anſtalten der Allgemeinheit gehören und nicht der Partei. Es iſt 
demnach keine Klaſſenjuſtiz und kein Klaſſenrecht, das da vor⸗ 
geſchlagen wird, wenn zum Schutze der Eiſenbahnen, der Poſt 
und der lebenswichtigen Betriebe Strafbeſtinmungen getroffen 
werden. Man müßte ja verzweifeln, wenn der Geſetzgeber für dieſe 
Einrichtungen, die ſozialiſiert, die in das Eigentum der Allgemein⸗ 
heit übergegangen ſind, nicht einmal die primitivſten Schutzvor⸗ 
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ſchriften in das Strafgeſetzbuch einbauen würde. Es wäre = 
völlige Verkennung des Staatseigentums, das doch Eigentun n 
Allgemeinheit iſt, wenn hier der Vorwurf erhoben würde, daß ma 
damit Arbeiterintereſſen irgendwie beeinträchtigen wolle. ie 
Vielfach wird von dem Mißtrauen geſprochen, das gegen 100 
Rechtspflege beſteht, und es wird nun verlangt, daß vorerſt 155 
Abhilfe geſchaffen werde. Wir haben ſchon vorhin erklärt, hei; 
nach unſerer überzeugung ein berechtigter Grund zum Mißtraue 
gegen die Richter nicht vorhanden iſt. Mein verehrter Herr * 
redner hat ſchon die Tatſache geſtreift, daß bei weitem nicht e 
Urteile der Berufsrichter die größte Empörung und das allgemeim 
Kopfſchütteln auslöſen, ſondern die Geſchworenengerichtsurtelle⸗ 
Zum Teil, glaube ich, wird es beſſer werden. Zum Zeil vn 
das völlige Verſagen der Geſchworenenbank in den letzten Jaht 5 
darauf zurückzuführen, daß den Geſchworenen ſo viele Evennen 
fragen und Zuſatzfragen im Sinne des derzeit noch gelten 2 
StGB. vorgelegt worden find, daß fie ſich nicht mehr auskannten 
Unſer altes StB. hat z. B. von „Geiſteskrankheit“ und gie 
neben noch von „abwechſelnder Sinnesverrückung“ geſprochen. r 
hat natürlich ein Geſchworener gewußt, was unter abwechſelnd 
Sinnesverrückung zu verſtehen ſei, und dieſe Eventualfragen l 
dann häufig der Anlaß dazu geweſen, daß offenkundige 3 
urteile ergangen find. Teilweiſe wird das alfo beſſer werden. 7 
Ich glaube aber überhaupt, da ſtimme ich wohl mit * 
Redner der ſozialdemokratiſchen Partei, Staatskanzler Dr. Re 
ner, überein, daß an der GERD. zu reformieren ift. Die Jule 
ob die Geſchworenengerichte, die einſtmals ein Kleinod der 80 de⸗ 
rechte geweſen ſind, in unſerer heutigen Zeit, wo wir eine och 
mokratiſche Republik haben, in der überkommenen Form ge 
weiterbeſtehen ſollen oder nicht, dieſe Frage muß leldenſchaſt, 
los geprüft werden. M. E. iſt hier eine Reform dringend den 
wendig. Ich könnte mir viel eher einen Zuſtand denken, in n 
die gelehrten Richter die Schuldfrage beantworten, aussprechen 
daß der Angekl. ſchuldig iſt, und die Geſchworenen⸗Volksrichtel 
dann an der Hand des StößB. die Strafen feſtlegen könnten, WU, 
es ihnen natürlich durchaus freiſtünde, mildernde Umſtände zu Ih 
rückſichtigen, viel eher als den heutigen Zuſtand, wo der Vo 1 
richter die Schuldfrage bejahen oder verneinen ſoll, ohne daß ine 
dabei irgendeine Begründung auszuſprechen hat. Zweifellos it er 
Reform notwendig, aber nicht in dem Sinne, um das Mißt rau, 
gegen die Richter zu bannen, ſondern um das Gefühl der Re Ge⸗ 
ſicherheit wieder aufleben zu laſſen, das vor allem durch die er 
ſchworenenurteile in den weiteſten Kreiſen des Volkes allmählich 
ſchüttert wurde. ; ind 
Wir ftehen jetzt am Anfange der Arbeit, die im Ausſchuß 
einzelne gehen ſoll. Zweifellos muß hier jede der Parteien, = 
Mitglied gewiſſe Opfer bringen und kann nicht alles Dura ei 
was als wünſchenswert betrachtet wird. Aber das eine ala 
wir ſagen zu können: Es iſt ein Strafgeſetzentwurf eingeb res 
worden, wie er im großen ganzen doch der Kulturſtufe un ehr 
Volles und auch dem Rechtsempfinden der überwiegenden nach 
heit desſelben entſpricht. Wir haben nun zum erſtenmal 
vielen Jahren wieder eine Gelegenheit, ein einheitliches, gu 
lautendes Geſetzbuch für das Deutſche Reich und für Deurfen 
öſterreich zu ſchaffen. Dieſe Gelegenheit wollen wir und hier 
wir nicht vorübergehen laſſen. Ich verſtehe es nicht, wenn (r 
Staatskanzler Dr. Renner faſt Vorbedingungen für die 
ledigung aufſtellt. Ich glaube, wir müßten alle an die 
gehen mit dem Entſchluſſe: Jeder von uns und jede Parte“ no 
trachten, das, was ihr als das Richtige erſcheint, in den En fen 
hineinzubringen; wenn wir aber überſtimmt werden, dann m pie 
wir uns natürlich beugen. Das allein iſt die Überzeugung, der 
einem Volksvertreter in einem demokratiſchen Staate ei 
Schaffung eines Geſetzbuches entſprechend iſt. ret 
Bei gutem Willen können wir in verhältnismäßig ku zie 
geit dieſes gemeinſame Strafgeſetzbuch zuſtande bringen. un 
müſſen es, weil unſere Feinde uns verſpotten würden, jpent 
der erſte Verſuch, das Recht anzugleichen, ſchmählich 0 die 
würde. So aber können wir dann darauf hinweisen: N rate 
Friedensdiktate habt ihr uns getrennt, habt ihr Grendteh nz 
gegen unſeren Willen aufgerichtet, aber das eine könnt ihr 
nicht nehmen, Hamerlings Wort gilt noch immer: 
„Lebendig in deutſchen Landen kreift, En 
keinen Schlagbaum kennend, der deutſche Geiſt! 25 
In dieſem deutſchen Geiſte wollen wir das Strafgeſe ende 
schaffen. Dazu iſt nur guter Wille nötig. Wenn wir es dil ſeres 
bringen, ſo iſt es eine große nationale Tat zum Wohle u 
ganzen Volkes. 
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